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Vorwort znr ersten Annage. 
Es läßt sich darüber streiten, ob man in der Vertragstreue so weit gehen darf, 

sich zur Vollendung eines zugesagten Werkes auch dann verpflichtet zu fühlen, 
wenn man im Laufe der Arbeit merkt, daß manche Umstände für eine Hinaus­
zögerung des Abschlusses auf spätere Jahre sprechen. In einer solchen Lage befand 
ich mich bei Abfassung des vorliegenden Buches und reiflich habe ich das Für und 
Wider erwogen. Lieber hätte ich zuvor alle wichtigeren Gebiete des Verwaltungs­
rechts in Einzeluntersuchungen durchackert. Auch machte sich der Mangel an 
Sammlungen gleichartiger Landesgesetze verwaltungsrechtlichen Inhalts mit zu­
sammenschauenden Einleitungen und nach wissenschaftlichen Gesichtspunkten 
angefertigten Registern störend bemerkbar, eine eigene Sammlung dieser Art ist 
vorläufig nicht über die ersten, zudem einem staatsrechtlichen Gegenstande gewid­
meten Anfänge hinaus gediehen. Denn eine wissenschaftliche Darstellung des 
Verwaltungsrechts sollte von der Nachweisung vorhandener Gesetze nach Möglich­
keit befreit sein und durch Bezugnahme auf vergleichende Gesetzestexte entlastet 
werden können. Vereintes Drängen der Verlagsbuchhandlung und einer Reihe von 
Fachgenossen und jungen Juristen, nicht zuletzt aber die Erwartung, durch den Zwang 
zur Darstellung eines umfassenden Systems selbst fruchtbare Anregungen für künf­
tige Einzeluntersuchungen zu empfangen, gaben den Ausschlag im Sinne einer 
Vollendung des Buches, das hiermit vor die Öffentlichkeit tritt. 

über das dem Werk'3 zugrunde liegende System gibt der Schlußteil des sechsten 
Paragraphen (S. 107f.) Auskunft. In den Paragraphenüberschriften möglichst ein­
fach gegliedert, vernachlässigt das Buch dennoch nicht die Einzelgebiete der Ver­
waltung, bringt vielmehr im § 21 einen fünfzig Seiten starken, geschlossenen über­
blick über das besondere Polizeirecht und behandelt andere gesetzeskundliche Teile 
des Verwaltungsrechts bei passender Gelegenheit innerhalb verwandter Haupt­
abschnitte, so das Personenstandsrecht, die Feuerbestattung, das Recht der öffent­
lichen Berufsverbände, die Ordnung von Geld, Maß und Gewicht, das Schul-, das 
Erziehungs-, das Fürsorgerecht, das Recht der Kleinbahnen, die Arbeiter-, Ange­
stellten- und Arbeitslosenversicherung. Wer das Buch im Zusammenhange von An­
fang bis zu Ende liest, und an solche Leser habe ich beim Niederschreiben in erster Linie 
gedacht, hat so den Vorteil einer Abwechselung zwischen Teilen, die zum strengen 
Nachdenken zwingen, und solchen, die ein Ausruhen gestatten. Unterscheidet sich 
das Buch auf diese Weise vom Deutschen Verwaltungsrecht OTTO MA,YEBS und den 
Institutionen FLEINEBS, welche beiden Werke die besonderen Lebensgebiete der Ver­
waltung ganz beiseite lassen, so bringt es auch gegenüber HATsoHEKs Lehrbuch in­
sofern mehr, als es außer dem Reichsrecht und dem preußischen Recht auch die 
außerpreußische Landesgesetzgebung und Rechtsprechung ausgiebig berück­
siohtigt. Denn es würde doch Wesentliches fehlen, wenn z. B. der in Bayern hei­
mische Schutz des Strafrichters und die vielleicht zukunftsreiche sächsische Auffassung 
von der Öffentlichrechtlichkeit gewisser Schadensersatzforderungen des Staates uner-
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wähnt geblieben wären, oder die sächsische, württembergische und braunschweigische 
Rechtsprechung über das Recht des Baunachbarn, die abweichende Regelung der 
gleichen Frage und die Einführung der Anfechtbarkeit gewisser Polizeiverordnungen 
in Baden, der verwaltungsgerichtliche Schutz bei Enteignungen in Bayern und 
Hessen, die umfassende verwaltungsgerichtliche Zuständigkeit und die unbeschränkte 
Zulässigkeit von Feststellungsklagen in Hamburg und Bremen, die braunschwei­
gische Gleichung "ungesetzlich = unzuständig erlassen = unwirksam", die öster­
reichische Dispensehe, vor allem die bedeutsamen thüringischen Kodifikationen 
auf dem Gebiete des Beamten-, Schul-, Gemeinderechts und ganz besonders die 
thüringische Landesverwaltungsordnung vom 10. Juni 1926. Das alphabetische 
Sachverzeichnis weist auf einige solcher Landeseigentümlichkeiten bei den außer­
preußischen Ländernamen besonders hin. 

Vollständigkeit wollte und konnte ich beim Mangel jener vergleichenden Text­
ausgaben nicht anstreben. Auch die einzelnen Belegstellen sind nur im Sinne von 
Beispielen aufzufassen. Insbesondere soll der Hinweis z. B. auf eine mecklenburg­
strelitzsche Verordnung nicht sagen, daß in den größeren Ländern nicht eine ähn­
liche Regelung besteht. Die Gesetzblätter der kleinen Länder haben nämlich den 
Vorzug, daß sie bedeutend vollständiger sind als die der großen Länder, die 
vieHach den Inhalt ihrer Gesetzsammlung durch nicht ganz leicht zugängliche 
Ministerial- oder Amtsblätter entlasten. Vollständigkeit des Landesrechts liegt 
aber wenigstens dem überblick über die Verwaltungsorganisation und die Ver­
waltungsgerichtsbarkeit der Länder zugrunde. Auch die wichtigeren gerichtlichen 
und verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen aus neuerer Zeit, die ja, sei es 
wegen ihres veranschaulichenden Tatbestandes, sei es wegen ihrer Rechtsausfüh­
rungen, für jede Darstellung des Verwaltungsrechts unentbehrlich sind, wurden 
möglichst vollständig verwertet. Einen Ersatz für die Vernachlässigung gewisser, 
die Darstellung überlastender Einzelheiten bilden im übrigen die umfangreichen, 
auf Wunsch der Verlagsbuchhandlung an den Kopf der einzelnen Paragraphen 
gestellten Schriftenverzeichnisse. Hier findet man Lehrbücher, Kommentare, 
Einzelschriften und Zeitschriftenaufsätze möglichst in der Reihenfolge der im 
Paragraphen behandelten Gegenstände, so daß die Verzeichnisse in gewissem Sinne 
zugleich die Aufgabe von Inhaltsübersichten zu den einzelnen Paragraphen erfüllen. 
Manchmal sind Schrüten selbst dann angeführt und ist so wenigstens ihr wissen­
schaftlicher Ort festgelegt, wenn sich im Texte nur Gelegenheit zu einem kurzen 
Hinweis auf den Gegenstand hat finden lassen. Daneben ist ein besonderer Para­
graph (§ 6) dem verwaltungsrechtlichen Schrüttum gewidmet, da dem Neuling 
mit einer bloßen Aufzählung der Lehrbücher und sonstigen literarischen HiHsmittel 
nicht gedient ist. Den Mittelpunkt des Paragraphen bildet eine Würdigung OTTO 
MAYEBS. 

Die Druckvorlage ging Ende August dieses Jahres an die Druckerei ab. Einzel­
heiten ließen sich noch bis in den November hinein nachtragen, so Hinweise auf 
die neue bayerische Gemeindeordnung und den Entwurf eines neuen Reichs­
besoldungsgesetzes. 

Die verhältnismäßig rasche Drucklegung, bei der Verlagsbuchhandlung und 
Druckerei miteinander wetteüerten, war nur möglich, weil sich zahlreiche Referen­
dare und Rechtskandidaten bereit fanden, die Fahnen mit der Druckvorlage zu ver­
gleichen. Ich danke diese Arbeit den Herren Referendaren lIARTZ, W ALTER SCHMIDT, 
DR. NEVOIGT, OTZEN, MÜNZBERG, RALOFF und den Herren Rechtskandidaten MÖRcKE 
und MAHN. Herr HARTz erleichterte mir auch die Arbeit bei Herstellung des Sach­
verzeichnisses. Neben ihm schulde ich besonderen Dank Herrn Gerichtsassessor 
DR. HEINRICH ALDAG in Flensburg und Herrn Referendar BERNHARD HINRICHB 
in Bremen für die Sorgfalt und das kritische Verständnis, mit der sie die Fahnen 
und die Revisionsbogen lasen. Sie waren gleichsam mein erster Leserkreis, und 
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manche Verdeutlichung eines Gedankens ist ihren Anregungen zuzuschreiben. 
Allerdings haben mich ihre vereinten Bemühungen und auch die einiger Fachgenossen 
nicht dazu bringen können, die in Süddeutschland und in der Schweiz übliche, 
in Norddeutschland augenscheinlich unbekannte Wendung "ab- und zugeben" 
(S. 416, Zeile 12 des Textes von unten) durch eine andere zu ersetzen. Ich finde die 
Wendung sehr anschaulich, und da sie mir nun einmal in die Feder geflossen ist, 
wäre ihre Streichung eine Treulosigkeit gegenüber der Landschaft gewesen, in der 
ich aufwuchs. 

Kiel, im November 1927. 

V orwort zur zweiten Auflage. 
Die wider Erwarten rasch eingetretene Notwendigkeit einer zweiten Auflage 

hätte einen unveränderten Abdruck der ersten gerechtfertigt, zumal die Druckerei 
den Satz hatte stehen lassen. Groß konnten die Änderungen auch nicht sein. 
Aber da nun einmal Gesetzgebung, Rechtsprechung und Schrifttum und auch 
die eigene Entwickelung nicht stille stehen, gab ich der Verlockung, das Buch 
auf dem laufenden zu halten, nach. Trotz einiger Streichungen ist es dadurch 
um zwei Seiten stärker geworden. 

Hinweise in Besprechungen und Briefen habe ich nach Möglichkeit berück­
sichtigt und es besonders dankbar empfunden, wenn mir persönlich unbekannte 
Studenten und Praktiker zu diesem oder jenem Punkte ihre Meinung äußerten. 
Lehrreich für mich waren aber vor allem Gespräche mit meinem verehrten 
Fakultätsgenossen JULIUS LANDMANN; einige Änderungen in den Abschnitten über 
das Währungs- und das FinanErecht sind das Ergebnis jener Unterhaltungen. 

Eine besondere Freude ist es mir, den drei Haupthelfern der ersten Auflage 
auch diesmal für ihre Mitarbeit bei der Drucklegung danken zu können: Herrn 
Rechtsanwalt Dr. ALDAG in Flensburg und den Herren Referendaren HINRIOHS 
(Bremen) und Dr. HARTZ (Neumünster). Durch ihre Hilfe war es möglich, das 
Buch innerhalb etwa zweier Monate nach Ablieferung der Druckvorlage fertig­
zustellen. 

Kiel, im Februar 1929. 

W ALTER JELLINEK 
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ArchBürgR. Archiv für bürgerliches Recht. 
ArchÖffR. Archiv des öffentlichen Rechts. 
ArchZivPrax. Archiv für civilistische Praxis. 
AVG. Angestelltenversicherungsgesetz 

AVO. 

BadRpr. 
BadVerwZ. 

BayGemZ. 

BayObLG. 

BayVer.wBI. 
BayZ. 

Bek. 
BHW. 

BlAdmPr. 

vom 28. Mai 1924. 
Ausführungsverordnung. 

Badische Rechtspraxis. 
Zeitschrift für badische Verwal­
tung und Verwaltungs-Rechts­
pflege. 
Bayerische Gemeinde- und Ver· 
waltungszeitung. 
Bayerisches Oberstes Landes­
gericht. 
Bayerische Verwaltungsblätter. 
Zeitschrift für Rechtspflege in 
Bayern. 
Bekanntmachung. 
Bundesamt für das Heimat­
wesen. 
Blätter für administrative Pra-
xis. 

BraunschwZ. Braunschweigische Zeitschrift 
für Rechtspflege. 

DJT. 

DJZ. 
DRiZ. 

EG. 
EisenbE. 

EisenbVBI. 
Entsch. 

Deutscher Juristentag und des­
sen Verhandlungen. 
Deutsche Juristenzeitung. 
Deutsche Richterzeitung. 

Einführungsgesetz. 
Eisenbahn- und Verkehrsrecht­
liche Entscheidungen und Ab­
handlungen. 
Eisenbahn-Verordnungs-Blatt. 
Entscheidungen. 

Fehlerh. Staatsakt = W. JELLINEK Der feh­
lerhafte Staatsakt und seine 
Wirkungen 1908. 

FG. 

FinArch. 
FinAusglG. 

FischersZ. 

FLEINER 

Gesetz (des Norddeutschen Bun­
des) über die Freizügigkeit vom 
1. November 1867. 
Finanz-Archiv. 
Gesetz über den Finanzausgleioh 
zwischen Reich, Ländern und 
Gemeinden (Finanzausgleiohs­
gesetz), Neufassung vom 27. 
April 1926. 
FISCHERS Zeitschrift für Praxis 
und Gesetzgebung der Verwal­
tung. 
FRITZ FLEINER Institutionen 
des Deutschen Verwaltungs­
rechts 5. Aufl. 1928. 

G. Gesetz. 
GerZ. Gerichts-Zeitung (Österreich). 
Gesetz, Gesetzesanwendung = W. JELLINEK 

Gesetz, Gesetzesanwendung und 
Zweckmäßigkeitserwägungl913. 

GewAreh. Gewerbearchiv. 
Gew KfmG. Gewerbe- und Kaufmannsgericht 

(jetzt: Das Arbeitsgericht, "Ge­
werbe- und Kaufmannsgericht"). 

GoltdArch. = Archiv für Strafrecht und 
Strafprozeß. 

GruchotsBeitr. = Beiträge zur Erläuterung des 
Deutschen Rechts. 

GrünhutsZ. Zeitschrift für das Privat- und 

GS. 
GVBI. 

Öffentliche Recht der Gegen. 
wart. 
Gesetzsammlung. 
Gesetz- und Verordnungsblatt. 

HansOLG. Hanseatisches Oberlandes­
gericht. 

HansRGZ. A Hanseatische Rechts- und Ge­
richts-Zeitschrift Abteilung A. 

HansRZ. Hanseatische Rechts-Zeitschrift. 
HATSCHEK HATSCHEK Lehrbuch des deut­

schen und preußischen Ver­
waltungsrechts 5. u. 6. AufI., 
her. von KURTZIG 1927. 

HERRNRITT HERRNRITT Grundlehren des 
Verwaltungsrechts 1921. 

HessStaatsGemZ. = Zeitschrift für Staats- und 
Gemeinde -Verwaltung (Hessi­
sehe Gemeinde-Zeitung). 

HMBI. Ministerialblatt der (preußi­
schen) Handels- und Gewerbe­
Verwaltung. 

HWBKommunalW. = Handwörterbuch der 
Kommunalwissenschaften I bis 
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IV 1918-1924, zwei Ergän­
zungsbände 1927. (Die ange­
führten Artikel beziehen sich 
auch auf die Ergänzungsbände.) 

HWBRW. Handwörterbuch der Rechts­
wissenschaft. her. von STIER­
SOMLO und ELsTER, seit 1926. 

HWBStW. Handwörterbuch der Staats­
wissenschaften 4. Aufl., seit 
1923. 

Jahrb. Jahrbücher des Sächsischen 
Oberverwaltungsgerichts oder, je 
nach dem Zusammenhang, Jahr­
buch der Entscheidungen des 
Thüringischen 0 berverwaltungs­
gerichts. 

JahrbÖffR. Jahrbuch des öffentlichen 
Rechts. 

JBl. Juristische Blätter (Österreich). 
JheringsJahrb. = JHERINGsJahrbücherfürdie 

JMBl. 
JW. 

KAbgG. 

KGJ. 

KompGH. 

KrO. 
KrProvO. 

LGemO. 
LOENING 

LVG. 

Dogmatik des bürgerlichen 
Rechts. 
Justiz-Ministerial-Blatt. 
Juristische Wochenschrift. 

Preußisches Kommunalabgaben­
gesetz vom 14. Juli 1893. 
Jahrbuch für Entscheidungen 
des Kammergerichts in Sachen 
der freiwilligen Gerichtsbarkeit, 
in Kosten-, Stempel- und Straf­
sachen. 
Gerichtshof zur Entscheidung 
der Kompetenzkonflikte, Ge­
richtshof für Kompetenzkon­
flikte u. dgl. 
Kreisordnung. 
Kreis- und Provinzialordnung. 

Landgemeindeordnung. 
E. LOENING Lehrbuch des Deut­
schen Verwaltungsrechts 1884. 
Preußisches Landesverwaltungs­
gesetz vom 30. Juli 1883. 

LVG. Schwerin = Landesverwaltungsgericht 

LVO. 
Schwerin. 
Thüringische Landesverwal­
tungsordnung vom 10. Juni 1926. 

OTTO MAYER OTTO MAYER, Deutsches Ver­
waltungsrecht 3. Aufl. I u. II 
1924. 

MERKL ADoLF MERKL Allgemeines Ver­
waltungsrecht 1927. 

MecklZ. Mecklenburgische Zeitschrift für 
Rechtspflege - Rechtswissen­
schaft - Verwaltung. 

G. MEYER-ANscHüTz = GEORG MEYERS Lehr­
buch des Deutschen Staatsrechts 
7. Auf!., bearbeitet von AN­
SCHÜTZ 1919. 

G.MEYER-DoCHow = Lehrbuch des Deutschen 
Verwaltungsrechts von GEORG 
MEYER, bearbeitet von DocHow, 
4. Aufl. 1. Teil 1913, 2. Teil 1915. 

Min. Minister, Ministerium. 
Jellinek, VerwaItungsrecllt. 2. Aufl. 

MinBliV. 

Min. d. I. 

MSchr. 

ÖAGZ. 

OldZ. 

Ministerial-Blatt für die preu. 
ßische innere Verwaltung. 
Minister des Innern,Ministerium 
des Innern. 
Monatsschrift. 

Allgemeine österreichische Ge­
richtszeitung. 
Zeitschrift für Verwaltung und 
Rechtspflege in Oldenburg. 

OLGMÜnchenSt. = Sammlung von Entschei-

OVG. 
ÖZB!. 

dungen des königl. Oberlandes­
gerichtes München in Gegen­
ständen des Strafrechtes und 
Strafprozesses. 
Oberverwaltungsgericht. 
Zentralblatt für die juristische 
Praxis (Österreich). 

ÖZEisenbR. Zeitschrift für Eisenbahnrecht 

ÖZÖffR. 
(Österreich). 
Österreichische Zeitschrift für 
öffentliches Recht. 

PatMustZeichBl. = Blatt für Patent-, Muster­
und Zeichenwesen. 

PoIStGB. Polizeistrafgesetzbuch. 
PolVerwG. Preußisches Gesetz über die 

Pr., pr. 
PrVerwBl. 
RAGebO. 

RAO. 

RdErl. 
RDiszH. 
RegBl. 
Reger 

RFinH. 
RGBl. 
RGSt. 

RGZ. 

RHaushO. 

RMinBI. 

Rspr. 
RStAngG. 

RV. 
RVA. 
RVersorgG. 
RVerwBI. 

RVO. 
RZollBI. 

Polizeiverwaltung vom 11. März 
1850. 
Preußisch, preußisch. 
Preußisches Verwaltungs-Blatt. 
Gebührenordnung für Rechts­
anwälte. Neufassung vom 5. Juli 
1927. 
Rechtsanwaltsordnung vom 
1. Juli 1878. 
Runderlaß. 
Reichsdisziplinarhof. 
Regierungs blatt. 
Entscheidungen der Gerichte 
und Verwaltungsbehörden aus 
dem Rechtsgebiete der inneren 
Verwaltung. 
Reichsfinanzhof . 
Reichsgesetzblatt. 
Entscheidungen des Reichsge­
richts in Strafsachen. 
Entscheidungen des Reichsge­
richts in Zivilsachen. 
Reichshaushaltsordnung vom 
31. Dezember 1922. 
Reichsministerialblatt (Zentral­
blatt für das Deutsche Reich). 
Rechtsprechung. 
Reichs- und Staatsangehörig­
keitsgesetz vom 22. Juli 1913. 
Reichsverfassung. 
Reichsversicherungsamt. 
Reichsversorgungsgericht. 
Reichsverwaltungsblatt und 
Preußisches Verwaltungsblatt. 

Reichsversicherungsordnung. 
Reichszollblatt. 

SächsThürArchR. = Archiv für Rechtspflege 
in Sachsen, Thüringen und An­
halt. 

II 
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SchmollersJ. SCHMOLLERS Jahrbuch für Ge­
setzgebung, Verwaltung und 
Volkswirtschaft im Deutschen 

SCHOEN 
Reiche. 
PAUL SCHOEN Deutsches Ver­
waltungsrecht. Allgemeine Leh-
ren und Organisation. KOHLERS 
Enzyklopädie der Rechtswissen­
schaft 7. Auf!. 4. B(l. l!H4 
S. 193ff. 

SchwZBlStGem Verw. = Schweizerisches Zen-

StBG. 
StGH. 
StO. 
StH,. 
Stusev. 

VBl. 
VerwAreh. 
VerZS. 
Vf. 
VG. 
VGG. 

VGR. 
VGO. 

tralblatt für Staats- und Ge­
meinde-Verwaltung. 
Staatsbeamtengesetz. 
Staatsgerichtshof. 
Städteordnung. 
Staatsrecht. 
Staats- und Selbstverwaltun~ 
(Zeitschrift). -

Verordnungsblatt. 
Verwaltungsarchiv. 
Vereinigte Zivi lsena te. 
Verfügung. 
Verwaltungsgericht. 
Preußisches Gesetz über staat­
liche Verwaltungsgebühren vom 
29. September 1923. 
Verwaltungsgerichtshof. 
Preußische Verwaltungsgebüh­
renordnung vom 30. Dezember 
1926. 

V JSchr. Vierteljahrsschrift. 
V JSchrSteuFinR. = Vierteljahrsschrift für 

VO. 
VRPfl. 
VStaatsRL. 

WStVR. 

Steuer- und Finanzrecht. 
Verordnung. 
Verwaltungsrechtspflege. 
Veröffentlichungen der Vereini­
gung der Deutschen Staats-
rechtslehrer. 

Wörterbuch des Deutschen 
Staats- und Verwaltungsrechts. 
Begründet von FRHR. v. STEN-

UJ<]L, 2. Aufl. her. v. M. FLEISCH­
MANN, J~llI l!n1~1914. 

Württ.J. ,fahrbücher der württcmbergi­
sehen lkchtspflege. 

WürttZ. Zeitschrift für die frt'iwillige 
Gerichtslmrkeit und die Ge­
meindeverwaltung in \Vürttcm­
berg und Jahrbücher der würt­
tcmbergischen Rechtspflege. 

WürttZHprBeil. c= Spruchbeilage der Zeit­
schrift für die freiwillige Ge­
richtsbarkeit und die Gemeinde­
verwaltung in \Vürttemberg und 
.JahrbÜchcr der württembergi­
Rehen Rechtspflege. 

W üRV. W ürttembcrgische Zeitschrift für 
Rechtspflege und Verwaltung. 

ZBIDR. Zentral blatt für das Deutsche 
Reich. 

ZBlUnterrichtsV. = Zentralblatt für die ge­
samte Unterrichts-Verwaltung 
in Preußen. 

ZForstJagdW. = Zeitschrift für Forst- und 

ZÖffR. 
ZRG.(G.) 

ZRPh. 

ZStaatsW. 

ZStW. 

ZVerglR. 

ZVcrw. 

ZustG. 

.Jagdwesen. 
Zeitschrift für öffentliches Recht. 
Zeitschrift der Savigny-Stiftung 
für Rechtsgeschichte, Germa­
nische Abteilung. 
Zeitschrift für Rechtsphilosophie 
in Lehre und Praxis. 
Zeitschrift für die gesamte 
Staatswissenschaft. 
Zeitschrift für die gesamte Straf­
rechtswissenschaft. 
Zeitschrift für vergleichende 
Rechtswissenschaft. 
Zeitschrift für Verwaltung 
(Österreich ). 
Preußisches Gesetz über die Zu­
ständigkeit der Verwaltungs-
und Verwaltungsgerichtsbehör­
den vom 1. August 1883. 
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§ 1. Verwaltung. 
OTTO MAYER I S. lff.; FLEINER S.3ff., 9ff., 15f., 18ff.; SCHOEN S. 195ff.; HATSCHEK 

S.5ff., llff., 24ff., 28ff.; LOENING S. lff.; G. MEYER-ANSCHÜTZ S. 750ff.; G. MEYER-DOCHOW 
B.Iff.; HERRNRITT S. lff.; MERKL S.lff., 6ff., 21ff., 45ff., 225ff.; E.KAuFMANN im WStVR. III 
S. 688ff.; G. JELLINEK Allg. Staatslehre3 S. 595ff.; NAWIASKY Bay. Verfassungsrecht 1923 
S. 317ff., 322ff., 330ff., 377ff.. 40lff.; C. SCHMITT Verfatlsungslehre 1928 S. 182ff., 212ff. 

ULBRICH Der Rechtsbegriff der Verwaltung, GrÜnhutsZ. 9 (1882) S. Iff.; W. SCHELCHER 
Öffentliche Gewalt und öffentliche Verwaltung, FischersZ. 35 (1909) S. Iff., auch EisenbE. 25 
(1909) S.342ff., 435ff.; PILOTY Verwaltungsrechtliche Gedanken, Festg. f. O. Mayer 1916 
S.91ff.; HOFACKER Die Technik der Staatsverwaltung, VerwArch. 28 (1921) S.244ff. u. 29 
(1922) S. 63ff.; HEBTING Der Geist der Verwaltung, BadVerwZ. 1923 S.33ff. - STIER-SOMLO 
Die Lehre von der Gewaltenteilung und die neuen deutschen Verfassungen, ZStaatsW. 77 
(1922/23) S. Iff.; BURKIIARDT Über Gewaltentrennung und Unvereinbarkeit im schweizerischen 
Staatsrecht, Festg. f. Lotmar 1920 S. 69ff.; REUSS Grundsätzliches über die Trennung der Ge­
walten, Stusev. 1925 S.71lf., 733ff.; RICHTER Gesetzgebung und Verfassung, Danziger Jur. 
MSchr. 5 (1926) S. 105ff. 

ANSCHÜTZ Justiz und Verwaltung, Hinnebergs Kultur der Gegenwart, Systematische 
Rechtswissenschaft 2 1913 S. 372ff. - W. JELLINEK Der fehlerhafte Staatsakt 1908 S. 46ff.; 
STRUPP Grenzen der Zuständigkeit des pr. Heroldsamtes, ArchOffR. 27 (1911) S. 76ff.; 
FR. STEIN Grenzen und Beziehungen zwischen Justiz und Verwaltung 1912; KORMANN Be­
ziehungen zwischen Justiz und Verwaltung, JahrbOffR. VII 1913 S. Iff.; J. GOLDSCHMIDT 
im ArchZivPrax. 117 (1919) S. Iff.; W. SCHELCHER Justiz und Verwaltung, Ergänzungsheft 
zu FischersZ., 1919; MORAWITZ Die allgemeinen Grundsätze über die Stellung des Zivilprozeß­
richters gegenüber der Verwaltung nach der Rechtsprechung der braunschweigischen Gerichte, 
BraunschwZ. 66 (1919) S. 98ff.; R. COESTER Die Rechtskraft der Staatsakte 1927 S. 34ff. 
(hierzu H. v. MÜLLER in der Ztschr. "Die Polizei" 25, 1928, S. 332ff.); LAYER u. E. v. HIPPEL 
Überprüfung von Verwaltungsakten durch die ordentlichen Gerichte, VStaatsRL. 5 (1929) 
S. 124ff., 178 ff., nebst anschließender Aussprache. 

I. Verwaltung, Rechtsetzung, Rechtsprechung. 
Was Verwaltung ist, veranschaulichen einige Fälle des täglichen Lebens. 
1. Der Bürgermeister befiehlt einem Stadtsekretär die eigenhändige Anfertigung 

einer größeren Anzahl gleichlautender Abschriften, der Stadtsekretär verweigert 
die Ausführung der, wie er meint, seiner unwürdigen Arbeit. Was ist Rechtens, 
was kann geschehen 1 

2. Eine Gemeinde staffelt das Schulgeld nach dem Einkommen der Eltern 
der die Schule besuchenden Kinder. Liegt hierin nicht eine dem Reiche vorbehaltene 
Einkommensbesteuerung1 

3. Als der Gerichtsvollzieher den zur Räumung der Wohnung verurteilten, 
zahlungsunfähigen Mieter auf die Straße setzen will, befiehlt der Amtsvorsteher 
dem Hauseigentümer, den Mieter auch fernerhin in der Wohnung zu dulden, da er 
sonst obdachlos würde. Muß sich der Eigentümer dies gefallen lassen 1 Kann er 
Entschädigung fordern 1 

4. Die preußische Staatsbibliothek in Berlin verlangt von einem schleswig-hol­
steinischen Druckereibesitzer Ablieferung je eines Exemplars der von ihm ge­
druckten, wenn auch nicht verlegten Bücher. Als der Druckereibesitzer das An­
sinnen zurückweist, droht auf Ersuchen der Staatsbibliothek die Ortspolizeibehörde 
mit Zwangsmaßnahmen. Darf sie es tun 1 Wie kann sich der Druckereibesitzer 
wehren 1 

Jellinek. Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 1 



2 § 1. Verwaltung. 

5. Vor einem Laden hängt eine große, weithin sichtbare Uhr, die meistens falsch 
geht. Jemand kommt dadurch zu Schaden und stellt beim Polizeipräsidenten den 
Antrag auf Einziehung der Uhr. Könnte der Polizeipräsident dem Antrage statt. 
geben~ Könnte er dem Ladeninhaber aufgeben, die Uhr dauernd mit der mittel­
europäischen Zeit in Einklang zu bringen ~ 

6. Eine Landstraße überquert die Geleise der Reichsbahn schieneneben. Reichs­
bahngesellschaft und Provinzialverband bauen auf gemeinsame Kosten eine Bahn­
unterführung und übergeben sie mit Zustimmung der Wegepolizeibehörde dem 
freien Verkehr. Da aber die Provinzialverwaltung es unterläßt, die Unterführung zu 
beleuchten, sperrt die Reichsbahngesellschaft eines Tages die Zugänge zur Unter­
führung. Ist sie dazu berechtigM 

7. Der Direktor einer höheren Lehranstalt verbietet den Schülcrn das :Fuß­
ballspiel. Müssen die Schüler gehorchen~ Wer entscheidet~ 

8. Eine Straßenbahngesellschaft will die Fahrpreise erhöhen. Kann sie es ohne 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde~ 

9. Der Regierungspräsident verlangt von einer seiner Aufsicht unterworfenen 
Stadt Herstellung und Unterhaltung eines Sport- und Spielplatzes. Muß die Stadt, 
dem Ansinnen nachkommen ~ Wie kann der Regierungspräsident seinen Willen 
durchsetzen, wie kann sich die Stadt verteidigen ~ 

Der erste Fall gehört dem Beamtenrechte an, der zweite dem Finanzrecht, 
der dritte dem Rechte der öffentlichrechtlichen Eigentumsbeschränkung, der vierte 
dem der öffentlichen Lasten, der fünfte dem Polizeirecht, der sechste dem Rechte 
der öffentlichen Sachen, der siebente dem der öffentlichen Anstalten, der achte dem 
Rechte der öffentlichen Unternehmungen, der neunte dem Rechte der Selbstver. 
waltung. Alle diese Gebiete des Verwaltungsrechts werden im besonderen Teile 
des Buches Gegenstand eingehender Prüfung sein. Hier, auf den einleitenden Seiten, 
ist es noch nicht möglich, die Fälle zu lösen; sie sollen nur ein Bild davon geben" 
welche Rechtsfragen in der Verwaltung vorkommen. 

Das offenbar allen Fällen Gemeinsame ist das Tätigwerden eines Trägers 
öffentlicher Gewalt. Der Amtsvorsteher, der sich des Obdachlosen annimmt, 
der Schuldirektor, der das Fußballspiel verbietet, der gegen die Stadt einschreitende 
Regierungspräsident sind Beamte des Staats, der Bürgermeister vertritt beim Er­
lasse seines Dienstbefehls die Gemeinde, die Provinzialverwaltung handelt bei der 
Widmung der Bahnunterführung für den öffentlichen Verkehr im Namen des höhe· 
ren Kommunalverbandes "Provinz". Auch in den übrigen Fällen lassen sich deut. 
lich Beziehungen zu vergangenen oder künftigen Tätigkeiten eines Trägers öffent­
licher Gewalt aufweisen. Ob es außer dem Staate, den Gemeinden und den höheren 
Kommunalverbänden noch andere Träger öffentlicher Gewalt gibt, können erst 
spätere Untersuchungen lehren. An dieser Stelle genügt die Erkenntnis, daß Vl;lr­
Wltltung irgenqwie E!Qviet ,bedeutet wie Tätigkeit des Staats oder eines sonstigen 
Trägers öffentlicher Gewalt. 

Die Beispiele geben zugleich an, welchen Fragen sich unsere Aufmerksamkeit 
vor allem zuwenden wird: dem Verhältnis zwischen einer übergeordneten Person 
zu einer ihr unterworfenen und dem Streit über die richtige Abgrenzung der beider­
seitigen Befugnisse gegeneinander. Diese Fragen bilden aber nur einen, wenn auch 
für den Juristen besonders wichtigen, Ausschnitt aus dem Gesamtgebiet der Ver­
waltung. Wer ohne große Mühe einen Überblick über die Vielgestaltigkeit der Ver­
waltung gewinnen will, der schlage die Verwaltungsgebührenordnung irgendeines 
Landes oder einer Gemeinde auf!. Angesichts des großen Geldbedarfs des Staats 
und der öffentlichen Verbände darf man mit einer ziemlichen Vollständigkeit der 

1 Vgl. aus der neuesten Zeit z. B. sächs. G. v. 28. Jan. 24, hamb. Gebührenschragen v. 
12. Dez. 25, brem. G. v. 6. Juli 26, preuß. VGO. v. 30. Dez. 26 (GS. 327). 



1. Verwaltung, Rechtsetzung, Rechtsprechung. 3 

dort vorgenommenen Zusammenstellung der Verwaltungstätigkeiten rechnen. Da 
sind Gebühren angesetzt für Tätigkeiten, die kaum noch Tätigkeiten sind, bis 
zu den kräftigsten Formen staatlicher Machtentfaltung, von der Entgegennahme 
der Anzeige eines nichtapprobierten Arztes über den Beginn seines beruflichen Wir­
kens bis zur Anordnung der Schutzhaft im Interesse Privater. Tätigkeiten sind auf­
geführt, die der Feststellung oder Bewertung von Tatsachen dienen, 
wie Besichtigung von Rettungsgerätschaften, Untersuchung elektrischer Stark­
stromanlagen, Revision von Bierdruckapparaten in Wirtschaften, Ausmessung von 
Arbeitsräumen, Ausstellung von Laufzetteln über gestohlenes oder verlorenes Gut, 
Ermittlung der Höhe eines entstandenen Wildschadens, Prüfung von Lichtbild­
vorführern oder Flugzeugführern auf ihre berufliche Geeignetheit,sodann Tätigkeiten, 
die Tatsachen irgendwelcher Art zur Kenntnis eines andern oder 
der Allgemeinheit bringen, wie Wohnungsauskünfte, Erteilung von Akten­
auszügen, Ausstellung von Personalbeschreibungen, Tätigkeiten ferner, die Tat­
sachen oder Rechtsverhältnisse mit einer gewissen Beweiskraft 
bekunden, wie Beglaubigungen von Abschriften, Namensfeststellungen, Ausstel­
lung von Ursprungszeugnissen, Führungszeugnissen, Staatsangehörigkeitsausweisen. 
Wir finden Tätigkeiten rein tatsächlicher Art aufgeführt, die nichts Ho­
heitliches an sich haben, wie die Fütterung eingefangener Hunde, Auslieferung ein­
gefangener Hunde oder gefundener Sachen an den Eigentümer, Anlegung eines 
Notverbandes bei Unglücksfällen, und dann wieder solche, die nur ein Träger 
öffentlicher Gewalt vornehmen kann, wie polizeiliche Vorführungen, Gestellung 
von Polizeimannschaften zum Schutze besonderer Veranstaltungen, Verbringung 
eines Gefangenen von einer Anstalt in eine andere, Wegnahme einer Sache im Wege 
der Zwangsvollstreckung. Vor allem nennen die Gebührenordnungen eine Reihe 
hoheitlicher Verfügungen mit Rechtswirkungen : die polizeiliche Straf­
verfügung ist genannt, dann die Erteilung eines polizeilichen Befehls und als Gegen­
stück dazu die Erteilung oder Versagung polizeilicher Erlaubnisse, wie der zum Be­
trieb eines Theaters, einer Gastwirtschaft, einer Krankenanstalt, zum Herumfahren 
eines Reklamewagens, oder die Ausstellung eines Wandergewerbeschelns, endlich 
Verfügungen, die Rechte und Rechtsstellungen auch Dritten gegenüber begründen, 
ändern oder nehmen, wie Verleihung des Enteignungsrechts, Erteilung der Ein­
bürgerung, Änderung des :Familiennamens, Genehmigung oder Auflösung einer 
-Stiftung, Pfändung einer Forderung, Befreiung von Ehehindernissen, Ernennung 
der Hauptbevollmächtigten von Versicherungsgesellschaften, Verleihung einer Fähr­
gerechtigkeit. 

Trotz dieser augenscheinlichen Vielgestaltigkeit der staatlichen Tätigkeiten 
wäre es verkehrt, alle staatlichen Tätigkeiten zur Verwaltung rechnen zu wollen. 
Schon das Wort Verwaltung deutet darauf hin, daß die Verwaltung weniger umfaßt 
als die Staatstätigkeit schlechthin, das romanische Wort vielleicht noch deutlicher 
als das deutsche. Verwaltung heißt im französischen "administration", Verwaltungs­
recht "droit administratif", dann in anderen Sprachen "diritto amministrativo", 
"derecho administrativo", "administrative law"; Verwaltung hängt also mit den 
lateinischen Wörtern "minister" und "minus" zusammen und bedeutet eine mehr 
dienende Tätigkeit, eine Tätigkeit minderer Art. Auch das deutsche Wort "ver­
walten" enthält eine Abschwächung, wenn man es mit seinem edleren Stammwort 
"walten" vergleicht. Gott waltet, aber er verwaltet nicht, der König waltet, der 
Beamte verwaltet. "Walten" heißt nach Grimms Wörterbuch soviel wie "Regieren". 
Schon in den Worten ist also der Unterschied zwischen Regieren und Verwalten 
begründet, Regieren, als der richtunggebenden Tätigkeit der an der Spitze des 
Staates stehenden Männer, und Verwalten, als der Tätigkeit innerhalb der von der 
Regierung gegebenen Richtlinien. So gibt man einem Beamten vielleicht das Zeug­
nis, er sei ein guter Verwaltungsbeamter, aber untauglich für die Bekleidung eines 

1* 
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Ministerpostens, und man klagt, daß wir zwar stolz auf ein hochstehendes Beamten­
tum sein könnten, aber darüber die Heranzüchtung des Nachwuchses leitender Staats­
männer vernachlässigt hätten 2. Unmittelbare rechtliche Bedeutung allerdings 
hat die Unterscheidung zwischen Regierung und Verwaltung heute kaum, und doch 
ist sie fruchtbar für die Ausscheidung zweier Staatstätigkeiten aus der Verwaltung. 

Jenes Walten, Regieren, Richtunggeben wird man nämlich an den beiden 
Punkten finden, wo die große Politik gemacht wird, bei der Pflege der Beziehungen 
zwischen Staat und Staat und beim Erlaß von Gesetzen. Auch wenn cs 
üblich ist, die Tätigkeit des Auswärtigen Amtes und der Gesandten zur aus­
wärtigen "Verwaltung" zu rechnen, so sagt doch schon das Sprachgefühl, daß diese 
Tätigkeit keine Verwaltung im gewöhnlichen Sinne ist. Vor allem lebt der Staat, 
wenn er mit dem Auslande Beziehungen anknüpft oder löst, nicht nach Verwaltungs­
recht, sondern nach Völkerrecht. Der Reichsgesetzgeber selbst hat ein richtiges 
Empfinden für dieses Herausragen des auswärtigen Dienstes über die Grenzen der 
gewöhnlichen Verwaltung. Das Gesetz über die Haftung des Reichs für seine Be­
amten vom 22. Mai 1910 macht das Reich für die Amtspflichtverletzungen seiner 
Beamten verantwortlich, doch mit der wichtigen Ausnahme (§ 5 ZUf.2), "soweit 
es sich um das Verhalten eines mit Angelegenheiten des auswärtigen Dienstes 
befaßten Beamten handelt und dieses Verhalten nach einer amtlichen Erklärung 
des Reichsministers des Auswärtigen politischen oder internationalen Rücksichten 
entsprochen hat". Auch die dem Völkerrechte nachgebildeten Beziehungen der 
deutschen Länder untereinander und die bundesstaatlichen Beziehungen zwischen 
Reich und Land fallen aus dem Rahmen der Verwaltung. 

Doch auch die Tätigkeit beim Erlaß von Gesetzen gehört nicht zur Verwaltung. 
Dabei denken wir in erster Linie an die vom " Gesetzgeber", also dem Reichstag, 
dem Landtag, früher im Zusammenwirken mit dem Bundesrat oder dem Landesherrn, 
noch früher vom Landesherrn allein ausgehenden Rechtssätze, darüber hinaus 
aber an alle Rechtssätze überhaupt, gleichgültig, von wem sie erlassen werden. 
1?_er Rechtssatz unterscheidet sich vom Verwaltungsakt durch seine Allgemeinheit, 
genauer durch die Allgemeinheit derer, an die er sich richtet. Das Bürgerliche Gesetz­
buch, die Polizeiverordnung über Heilighaltung des Sonntags, das Ortsstatut über 
das Reinigen der Bürgersteige enthalten ausschließlich Rechtssätze, denn sie wenden 
sich an eine unbestimmte, nur begrUflich, nicht mit Eigennamen bezeichnete Viel­
heit von Personen, im Gegensatze etwa zu einer Steuerveranlagung, die einen 
bestimmten Steuerpflichtigen trüft. Das Allgemeine Landrecht bezeichnet "das 
Recht, Gesetze und allgemeine Polizeiverordnungen zu geben, dieselben wieder auf­
zuheben, und Erklärungen darüber mit gesetzlicher Kraft zu erteilen" als ein dem 
Könige vorbehaltenes "Majestätsrecht" (§ 6II 13), es gehört also zum "Walten", 
nicht zum "Verwalten" nach dem oben darüber Gesagten. 

Aber selbst nach Abstrich der Staatstätigkeiten im Verkehr zwischen Staat 
und Staat und der rechtsetzenden Tätigkeiten ist die Bezeichnung der Verwaltung 
als Tätigkeit des Staats oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt noch zu 
weit. Nicht jede Tätigkeit des Staates einem einzelnen Bürger gegenüber ist Ver­
waltung. Wenn § 4 EG. GVG. den Ländern verbietet, "andere Gegenstände der 
Verwaltung" denn Geschäfte der Justizverwaltung den ordentlichen Gerichten zu 
übertragen, und wenn eben dieser § 4 die Landesgesetzgebung nicht hindern will, 
die ordentlichen Gerichte mit jeder Art von "Gerichtsbarkeit" zu betrauen, so ent­
steht ein in der bisherigen Darstellung noch unberücksichtigt gebliebener Gegensatz 
zwischen Verwaltung und Gerichtsbarkeit. Der Unterschied kann nicht rein 
organisatorisch gemeint sein, daß nämlich eine Staatstätigkeit zur Verwaltung oder 
zur Gerichtsbarkeit gehöre, je nachdem eine Verwaltungsbehörde oder ein Gericht 

2 Vgl. BONN Krisis der europäischen Demokratie 1925 S.24, 32. 
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sie ausübt. Die organisatorische Scheidung ist sehr wichtig und wird uns bald in 
anderem Zusammenhange beschäftigen, aber hier ist die Gegenüberstellung offenbar 
gegenständlich gedacht, da sonst das Verbot der Übertragung von Verwaltungs­
zuständigkeiten auf die ordentlichen Gerichte sich selbst aufhöbe, oder doch wenig­
stens zum Teile gegenständlich. Mag es auch Tätigkeiten geben, die Verwaltung 
sind, solange sie von Verwaltungsbehörden ausgeübt werden, und Gerichtsbarkeit, 
sobald ein Gesetz sie auf die ordentlichen Gerichte überträgt, wie etwa die Genehmi­
gung zur Namensänderung oder die Anordnung der Fürsorgeerziehung bald Ver­
waltung, bald freiwillige Gerichtsbarkeit sein können, so gibt es doch augenschein­
lich auch gerichtsunfähige Verwaltungsakte, wie Anordnung der Hilfeleistung bei 
Brandfällen, Einsetzung eines kommissarischen Gemeindevorstehers, Erteilung einer 
Baugenehmigung, eben jene Akte, deren Übertragung auf die Gerichte § 4 verbietet. 
Umgekehrt fragt es sich, ob es auch verwaltungsunfähige Gerichtsbarkeitsakte gibt, 
wenigstens in dem Sinne, daß sie nach unseren geschichtlich geschulten Anschauungen 
auch dann noch als Akte der Gerichtsbarkeit empfunden werden, wenn sie von einer 
Verwaltungsbehörde ausgehen. Dies ist bei Akten der Rechtsprechung tatsäch­
lich der Fall, Rechtsprechung gedacht als die endgültige Entscheidung eines zwischen 
mehreren Parteien auszutragenden Rechtsstreits. Wenn irgendwo die Polizeibehörde 
für zuständig erklärt ist, zwischen Jagdpächter und Gemeinde über die Gültigkeit 
des Jagdpachtvertrages zu entscheiden oder im Streit zwischen Grundeigentümer 
und Jagdberechtigtem die Verpflichtung des letzten zum Ersatze von Wildschäden 
festzustellen, so spricht nach unseren Anschauungen die Polizeibehörde Recht 
und übt nicht etwa eine Verwaltungstätigkeit aus. Die Verwaltung bildet also, 
gegenständlich betrachtet, nicht nur einen Gegensatz zur Rechtsetzung, sondern 
auch zur Rechtsprechung. 

Was hiernach übrig bleibt, läßt sich schwer positiv bestimmen. Zu vielerlei 
Tätigkeiten kommen, wie die Verwaltungsgebührenordnungen gelehrt haben, in 
der Verwaltung vor. Verzichtet man auf eine unbedingt passende Begriffsbestim­
mung und begnügt sich mit der Unterstreichung des Wesentlichen, so ist die Ver­
waltung auf die Schaffung oder Verhinderung von etwas Neuem im Einzelfalle 
!terichtet. Nicht jene Entgegennahme von Erklärungen, jene Ermittelungen, Be­
sichtigungen, Auskunftserteilungen, Bescheinigungen, Beurkundungen machen das 
Ureigenste der Verwaltung aus, sondern die Handlungen tatsächlicher Art und die 
Verfügungen dem einzelnen gegenüber, wie Befehle, Erlaubniserteilungen, Macht­
verleihungen und Machtentziehungen. Diese Richtung auf die Tat ist es denn auch, 
die willensstarke Naturen veranlaßt, sich lieber zum Verwaltungs- als zum Justiz­
dienste zu melden, und es ist kein Zufall, daß die badische Gesetzessprache bis vor 
kurzem die freiwillige Gerichtsbarkeit mit "Rechtspolizei" bezeichnet hat, also mit 
einem Namen, der ihre innere Verwandtschaft mit der Verwaltung deutlich zum 
Ausdruck bringt. Wie es kommt, daß dessen ungeachtet die Tätigkeit der Vormund­
schaftsbehörde und ähnliche Tätigkeiten den Gerichten und nicht den Verwaltungs­
behörden übertragen worden sind, wird alsbald zu untersuchen sein. 

Unter Ausscheidung der dem Völkerrecht und dem Bundesstaatsrecht angehöri­
gen Staatstätigkeit wäre demnach die Verwaltung gegenständlich zu bestimmen als 
die Tätigkeit des Staats oder eines sonstigen Trägers öffentlicher 
Gewalt außerhalb von Rechtsetzung und Rechtsprechung, Recht­
setzung in der Bedeutung des Erlasses von Anordnungen an eine abstrakt bezeich­
nete Vielheit von Personen, Rechtsprechung in der Bedeutung der endgültigen 
Entscheidung eines zwischen mehreren Personen auszutragenden Rechtsstreits. 
Keine Begrüfsbestimmung, aber eine das Typische unterstreichende Beschreibung 
der Verwaltung ist es, wenn man sie bezeichnet als die auf die Schaffung oder 
Verhinderung von etwas Neuem im Einzelfalle gerichtete Tätigkeit 
des Staats oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt. 
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H. Verwaltung, Gesetzgebung, .Justiz. 

Neben der gegenständlichen Begriffsbestimmung der Verwaltung gibt es noch 
eine organisatorische. Damit hat es folgende Bewandtnis. 

Nur in winzigen Staaten, so kleinen, wie sie heute überhaupt nicht mehr vor­
kommen, ist es möglich, daß ein einziger Mensch die gesamte Staatsgewalt, oberste 
wie niederste, in sich verkörpert. In allen wohl geordneten größeren Gemeinwesen 
bedarf es für die Führung der öffentlichen Geschäfte einer Mehrheit von Stellell. 
Schon ARISTOTELES hatte in seiner Politik (1297b, 1298a) rein beschreibend aus­
gesprochen, daß es in jedem Staate dreierlei ('C(!la flO(!w) gebe: eine Stelle, die über 
alle wichtigen gemeinsamen Dinge, wie Krieg, Frieden, Bündnisse, Gesetze Beschluß 
fasse (Ta ßOVAevo fleVO'}) lle(!1 TW'}) xot'}Jw'})), dann Äm tel' (d(!X(~[), endlich eine Einrich tung 
für die Rechtsprechung ('Co ölxa(o'})) , wir würden heute sagen: eine gesetzgebende 
Stelle, Verwaltungsbehörden und Gerichte. Von späteren Schriftstellern hat nament­
lich JOHN LOCKE in den 1690 erschienenen Two Treatises on Government 11 12 ff. 
Betrachtungen über die verschiedenen Gewalten im Staate angestellt. Weltberühmt 
aber wurde die Lehre von den drei Staatsgewalten erst durch die Prägung, die ihr 
MONTESQUIEU im elften Buche seines Werkes über den Geist der Gesetze (De l'Esprit 
des Lois 1748) gegeben hf~t. 

1. Die Lehre MONTESQUIEUS von der Trennung der Gewalten. Die Überschrift 
dieses elften Buches lautet: Von den Gesetzen, welche die politische .Freiheit in ihrer 
Beziehung zur Verfassung ausmachen. MONTEsQUIEU stellt! fest, daß es kaum ein solch 
vieldeutiges Wort gebe wie das Wort "Freiheit". Die einen sähen darin die Mög­
lichkeit, den Tyrannen zu verjagen, andere die Möglichkeit, den selbst zu wählen, 
dem sie gehorchen sollen, wieder andere setzten die Freiheit der Befugnis zum Waf­
fentragen gleich oder dem Rechte, nur von einem Manne ihrer Volksgemeinschaft 
beherrscht zu werden. Die Russen hätten lange Zeit unter Freiheit die Befugnis 
zum Tragen eines langen Bartes :verstanden. Vor allem habe man die Freiheit 
mit gewissen Staatsformen in Verbindung gebracht, so mit der demokratischen 
Republik, allerdings habe man damit die Volksgewalt mit der Volksfreiheit ver­
wechselt (Kap. H). Das Wesentliche der politischen ·Freiheit sei vielmehr, daß der 
Bürger vor dem Mißbraueh der Staatsgewalt gesehützt werde. Damit man aber die 
Gewalt nicht mißbrauchen könne, sei es nötig, daß vermöge der Anordnung der Dinge 
die eine Gewalt die andere hemme ("que ... le pouvoir arrete le pouvoir"). 
Eine Verfassung könne so sein, daß niemand zu Handlungen gezwungen werde, 
zu denen ihn das Gesetz nieht verpfliehte, oder zur Unterlassung von Hand­
lungen, die das Gesetz ihm erlaube 3 - eine klare Prägung dessen, was man heute 
als den Grundsatz von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung bezeiehnet. 

Dureh die, allerdings für seine Zweeke etwas zureehtgemaehte, Betraehtung 
der englisehen Verfassung, deren unmittelbarer Gegenstand gerade die politisehe 
Freiheit sei und daher als Muster dienen könne (Kap. V), kommt dann MONTESQUIEU 
zu seiner berühmten Lehre von der Trennung der Gewalten (Kap. VI). In jedem 
Staate gibt es drei Arten von Gewalten: die gesetzgebende, die vollziehende und die 
richterliehe (puissanee lElgislative, puissance exeeutrice, puissance de juger -
Kap. VI Abs. 1 u. 2). Unter vollziehender Gewalt allerdings versteht MONTESQUIEU 
die auswärtige Gewalt, begreift aber den Oberbefehl über die bewaffnete Macht 
mit darunter. Wie es so häufig geht, hat man später der "vollziehenden Gewalt" 
MONTESQUIEUS einfaeh die Bedeutung von "Verwaltung" untergeschoben, in dieser 
Umdeutung ist die Lehre zur Geltung gelangt. Das Wm;cntliche der Lehre lag in dem 
Gedanken, daß die drei Gewalten zu trennen seien. "Alles wiire verloren, wenn der­
selbe Mensch oder dieselbe Versammlung der Auserler-lünen, sei es des Adels, sei es 

3 chap. IV: "Une constitution peut etre telle que personne ne sera contraint de faire les 
choses auxquelles la loi ne l'ohlige pas, et a ne point faire celles que la loi lui permet." 
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des Volkes, diese drei Gewalten ausübten: die Gewalt, Gesetze zu erlassen, die Ge­
walt, die öffentlichen Entschließungen auszuführen, und die Gewalt, die Verbrechen 
oder die Streitigkeiten der Privatleute abzuurteilen" (Abs. 6). Daher die :Forderung, 
die drei Gewalten auf drei verschiedene Stellen im Staate zu verteilen: die gesetz­
gebende auf ein aus zwei Häusern - einer Versammlung des Adels und einer Volks­
vertretung - bestehendes Parlament, die vollziehende auf den Monarchen und die 
richterliche auf Volksgerichte mit ständig wechselnden, nach bestimmten gesetz­
lichen Regeln zu berufenden Laienrichtern. 

Das Ncue an der Lehre MONTEsQUIEus war also nicht die Teilung der Staats­
tätigkeiten in Gesetzgebung, Verwaltung und Justiz, denn diese Dreiteilungslehre 
geht bis auf ARISTOTELES zurück, sondern die Forderung nach ihrer sauberen or­
ganisatorischen Trennung. Ein Staat, der Anspruch darauf erhebt, Hort der 
politischen Freiheit zu sein, muß besondere Organe für die Gesetzgebung, für die 
Vollziehung (Verwaltung) und für die Justiz haben, die Zuständigkeiten dieser Or­
gane müssen durch voneinander unabhängige Personen wahrgenommen werden. 
Vor allem aber muß auch eine innere Verwandtschaft zwischen dem Staatsorgan 
und der ihm zugewiesenen Staatstätigkeit bestehen. Dem gesetzgebenden Organ 
darf keine richterliche Tätigkeit anvertraut werden, dem verwaltenden keine ge­
setzgebende usw. Anders ausgedrückt: Die gegenständliche Dreiteilung der 
Staatstätigkeiten in Rechtsetzung, Rechtsprechung und Verwaltung soll sich 
decken mit der organisa torischen in Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung. 
Die gesetzgebenden Organe sollen nur Rechtssätze erlassen, die Gerichte nur Straf­
und Zivilurteile, die Verwaltungsbehörden mit dem Staatsoberhaupt an der Spitze 
nur Akte der Vollziehung. 

MONTESQUIEUS Lehre hat am mächtigsten auf Nordamerika gewirkt 4. Die 
große Selbständigkeit des amerikanischen Präsidenten gegenüber dem Kongreß, 
seine Freiheit von jedem Gegenzeichnungszwang, die Prüfung der Unionsgesetze 
auf ihre Verfassungsmäßigkeit durch die Gerichte sind Auswirkungen des MON - . 
TESQUIEuschen Werkes. In Frankreich, überhaupt im kontinent~len Europa, wurde 
MONTESQUIEUS Einfluß durch RoussEAus Contrat social (1762) mit dessen Betonung 
der Allgewalt der Gesetzgebung etwas abgeschwächt. Es bedarf einer genaueren 
Untersuchung, wieweit die Lehre von der Trennung der Gewalten im heutigen 
deutschen Rechte verwirklicht ist. 

2. Die Trennung der Gewalten im geltenden Rechte. Seit die Verfassung von 
Massachusetts vom 2. März 1780 es ausgesprochen hat, daß die gesetzgebende 
Versammlung niemals die vollziehende und richterliche Gewalt oder eine von beiden 
ausüben solle, ebenso die Exekutive niemals die gesetzgebende oder richterliche 
Gewalt und die Gerichte niemals die gesetzgebende oder vollziehende Gewalt, 
damit im Staate eine Herrschaft der Gesetze und nicht eine solche von Menschen 
bestehe 5, findet sich der Grundsatz von der Trennung der Gewalten häufig in den 
Verfassungen. Die französische Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte vom 
26. August 1789 sagte im Art. 16 sogar, ein Gemeinwesen, in dem die Trennung der 
Gewalten nicht festgelegt sei, habe überhaupt keine Verfassung. In den Verfassungen 
schweizerischer Kantone wird bestimmt, daß ein gerichtliches Urteil weder von der 
gesetzgebenden noch von der administrativen Gewalt aufgehoben oder abgeändert 
werden könne (Zürich Art. 56, Bern Art. 52), daß die richterliche Gewalt von der 
gesetzgebenden und der vollziehenden (Genf Art. 94), daß die vollziehende und die 
richterliche Gewalt grundsätzlich getrennt seien (Basel-Stadt § 9). Von den deut­
schen Landesverfassungen bestimmt die bayerische (§ 69 II) in Anlehnung an § 4 
EG. GVG., daß Rechtspflege und Verwaltung getrennt seien, daß aber den Gerich-

4 Vgl. KNUST Montesquieu und die Vereinigten Staaten von Amerika 1922. 
5 Vgl. den Text bei G. JELLINEK Erkl. d. Menschen- u. Bürgerrechte4 1927 S.28. 
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ten Geschäfte der Justizverwaltung und der freiwilligen Gerichtsbarkeit übertragen 
werden könnten. Die Reichsverfassung deutet zwar durch die Abschnittsüberschrif­
ten "Die Reichsgesetzgebung", "Die Reichsverwaltung", "Die Rechtspflege" 
(Art. 68ff., 78ff., 102ff.) die Lehre von der Dreiheit der Gewalten an, sagt aber nichts 
Ausdrückliches über die Gewaltentrennung. Allerdings läßt sich manches zwischen 
den Zeilen lesen, so die Unabhängigkeit der Justiz gegenüber der Verwaltung aus 
dem Satze, daß die Richter unabhängig und nur dem Gesetze unterworfen Rind 
(Art. 102). 

Die Trennung der Gewalten ist in Deutschland jedenfalls 0 r g a n isa tor i s c h 
durchgeführt. Der Schwerpunkt der Gesetzgebung ruht beim Reichstag und bei 
den Landtagen, die Justiz wird im wesentlichen durch die Amtsgerichte, Land­
gerichte, Oberlandesgerichte und das Reichsgericht verkörpert und für die Aufgaben 
der Verwaltung gibt es wieder besondere Behörden, wie Finanzämter, Landes­
finanzämter, Reichsfinanzministerium, Landratsamt, Regierung, Oberpräsidium. 
Ministerium des Innern. Allerdings fehlt eine allgemeine Bestimmung, die eine Per­
sonalunion zwischen den drei Gewalten verböte. Ein Richter z. B. kann Landtags­
abgeordneter sein oder, mit Genehmigung des Justizministers, nebenamtlich die 
Stelle eines Verwaltungsbeamten , etwa eines stellvertretenden Bürgermeisters, 
versehen 6. 

Betrachten wir nunmehr Gesetzgebung, Justiz und Verwaltung im ein­
zelnen. 

a) Die Durchführung der MONTEsQUIEuschen Lehre bei der Gesetzgebung 
würde bedeuten, daß die gesetzgebenden Organe des Reichs und der Länder nur 
Rechtssätze erlassen dürften. Dies ist auch durchaus die Regel. Die "Gesetze". 
die man beim Durchblättern der Gesetzsammlungen findet, sind meist Anordnungen 
des Gesetzgebers an eine unbestimmte Vielheit von Personen, also Rechtssätze oder. 
wie man sich in der Staatsrechtslehre auch ausdrückt, "Gesetze im materiellen 
§J:nlle". Die Gewerbeordnung, das Freizügigkeitsgesetz, die Jagdgeset~e und die 
Städteordnungen der Länder sind Gesetze dieser Art. Daneben sind schon in der 
Verfassung Willensäußerungen der gesetzgebenden Gewalt vorgesehen, die nicht 
zugleich Rechtssätze enthalten. Die Feststellung des Haushaltsplanes, die Geneh­
migung einer Reichsanleihe (RV. Art. 85, 87) sind bekannte Beispiele für solche 
"Gesetze im nur formellen Sinne". Sie enthalten nur an die Reichsorgane gerichtete 
Anordnungen, so'die· Erlaubnis an die Reichsminister und die ihnen unterstellten 
Behörden zur Leistung der im Haushaltsplane vorgesehenen Zahlungen oder die 
Ermächtigung des Reichsfinanzministers zur Auflegung einer Anleihe. Da sie die 
Stellung des Bürgers nicht berühren, sondern nur in die Freiheit des Staates selbst 
eingreifen, stehen sie mit der Forderung MONTEsQUIEUS nicht im Widerspruch. 
Bedenklicher gegen den Grundsatz von der Trennung der Gewalten verstößt schon 
die Abhängigkeit der Minister von der Volksvertretung. Da die Minister zugleich 
oberste Dienststellen ihres Verwaltungszweiges sind, kann die Volksvertretung 
durch die Drohung mit einem Mißtrapensvotum oder durch den Ausspruch eines sol­
chen stark in die Verwaltung hineinregieren (RV. Art. 54). Nach Art. 29 der preu­
ßischen Verfassung kann der Landtag sogar durch einfachen Beschluß, also ohne die 
im Gesetzgebungsverfahren vorgesehenen Hemmungen, die "Grundsätze für die 
Verwaltung der Staatsangelegenheiten" aufstellen. 

Doch tritt all das zurück hinter die in diesem Zusammenhange zu behandelnde 
Hauptfrage, ob der Gesetzgeber auch Einzelgesetze erlassen darf, also Anord­
nungen, die für eine genau bestimmte Einzelperson Rechte und Pflichten begründen. 
Kann z. B. durch Reichsgesetz bestimmt werden, daß der Deutsche A, vielleicht 
mit Rücksicht auf seine politische Gefährlichkeit, seinen Wohnsitz nicht verlassen 

6 Vgl. den Fall bei RG. IV 18. Febr. 21, RGSt. 55, 25lf. 
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darf oder daß er in Schutzhaft zu bringen sei, oder daß der Schriftsteller B ver­
pflichtet sei, sein handschriftlich fertiggestelltes, für die Allgemeinheit besonders 
wichtiges Werk in Druck zu geben, oder kann durch Gesetz die Enteignung eines 
ganz bestimmten Grundstücks angeordnet werden? 

Soweit es sich um ein begünstigendes Gesetz handelt, bestehen gegen seine 
Zulässigkeit keine Bedenken. Ein Reichsgesetz, das aus einem dem Reiche an­
gefallenen Vermächtnis eine rechtsfähige Stiftung macht oder den Reichsminister 
des Innern ermächtigt, eine solche Stiftung ins Leben zu rufen, wäre heute ebenso 
möglich wie zur Zeit der früheren Reichsverfassung, unter deren Herrschaft ein 
derartiges Gesetz wirklich erlassen wurde (G. v. 7. Jan. 1908). Auch die Aussetzung 
eines Ehrensoldes an einen bestimmten verdienten Staatsmann, Künstler oder Heer­
führer durch Einzelgesetz begegnet keinen Schwierigkeiten. 

Wie aber sind die Eingriffe durch Einzelgesetz zu beurteilen? Sie wären 
sicher dann unzulässig, wenn der Grundsatz von der Trennung der Gewalten in der 
Verfassung feierlich ausgesprochen wäre. Man könnte sie dann auch nicht etwa 
mit dem scharfsinnigen Hinweise retten, das die bestehende Rechtsordnung im Ein­
zelfalle durchbrechende Gesetz sei überhaupt ein Rechtssatz, wenn auch ein sich im 
Einzelfalle erschöpfender; Rechtssatz ist vielmehr, die Zulässigkeit des Einzel­
gesetzes vorausgesetzt, der den Erlaß eines Einzelgesetzes regelnde Satz, dagegen 
nicht das Einzelgesetz selbst, wenn es, von einer Verwaltungsbehörde erlassen, 
eine Verfügung, ein Verwaltungsakt wäre. Nun schweigt aber die Reichsverfassung 
und schweigen die Länderverfassungen über die Frage, ob der Grundsatz von der 
Trennung der Gewalten auch für den Gesetzgeber gilt. In dem Grundsatze der 
Gleichheit vor dem Gesetze (RV. Art. 109) ist er nieht notwendig mitenthalten. 
Denn selbst angenommen, der Grundsatz bilde eine Schranke auch für den Gesetz­
geber, eine Annahme, deren Berechtigung noch zu prüfen sein wird 7, so verbietet 
er doch nur unsachgemäße Unterscheidungen; das Einzelgesetz kann aber sehr wohl 
sachgemäß sein und der Prüfung auf Willkür standhalten. Es kommt daher einzig 
darauf an, in welcher Bedeutung die Verfassungen, vor allem die Reichsverfassung, 
das Wort "Gesetz" gebrauchen, wenn bei den Grundrechten bestimmt wird, daß 
Eingriffe nur auf Grund von "Gesetzen" zulässig sein sollen (z. B. RV. Art. 114, 115, 
117, 153). Die Frage harrt noch einer gründlichen Untersuchung. Die dem Bürger 
günstigste Lösung wäre, das Wort "Gesetz" in einem ganz engen Sinne zu nehmen 
und zu verlangen, daß jeder Eingriff in einem von der gesetzgebenden Gewalt 
erlassenen Rechtssatze, also einem Rechtssatze, der zugleich Gesetz ist, vorgesehen 
sein muß. In einem weiteren Sinne würde das Wort "Gesetz" soviel bedeuten wie 
Rechtssatz schlechthin, gleichgültig ob in Gesetzesform erlassen oder, auf Grund 
gesetzlicher Ermächtigung, in Form einer Verordnung oder einer statutarischen 
Vorschrift. Am ungünstigsten für den Bürger wäre es, wenn das Wort "Gesetz" 
noch weiter gefaßt werden müßte und außer allen Rechtssätzen auch noch den 
Einzeleingriff in Gesetzesform enthielte oder, was auf das gleiche hinausläuft, die ge­
setzliche Ermächtigung zu einem bestimmten Einzeleingriff. Trotz gewisser rechts­
staatlicher Hemmungen 8 muß man diese letzte Möglichkeit als geltendes Recht an­
erkennen. Wo das Wort "Gesetz" soviel bedeuten soll wie "Rechtssatz", pflegt 
dies ausdrücklich mit den Worten gesagt zu werden: "Gesetz im Sinne dieses Ge­
setzes ist jede Rechtsnorm" (z. B. EG. BGB. Art. 2, EG. ZPO. § 12). Dagegen 
herrscht in den Verfassungen der formelle Gesetzesbegriff vor, schon weil sie das 
Zustandekommen eines Gesetzes beschreiben. Bis zum zwingenden Beweise des 
Gegenteils muß daher die Zulässigkeit von Einzelgesetzen bejaht werden. So 
haben nach RV. Art. 127 die Gemeinden das Recht der Selbstverwaltung innerhalb 

7 Vgl. unten § 8 I 3 a. 
8 Vgl. namentlich eARL SCHMITT Unabhängigkeit der Richter 1926 S. 17ff., JW. 1926 

S. 227lf. u. Verfassungslehre 1928 S. 152ff. 
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der Schranken der "Gesetze". Meist werden es allgemeine Gesetze sein, aber auch das 
württembergische Gesetz vom 11. Juni 1927, das die eine Gemeinde Schloßberg 
unter besondere Staatsaufsicht stellt, ist nicht zu beanstanden. 

Die Gewaltentrennung verlangt auch, daß der Gesetzgeber ferngehalten werde 
von Akten der Rechtsprechung. Hier ist der Entwicklungszug zur Durchführung 
des Grundsatzes unverkennbar. Während nach ßrsMARcKS Verfassung einzelstaat­
liche Verfassungsstreitigkeiten "im Wege der Reichsgesetzgebung zur Erledigung 
zu bringen" waren (Art. 76ll) , entscheidet heute der Staatsgerichtshof für das 
Deutsche Reich darüber (RV. Art. 19), während früher der Reichstag selbst die 
Legitimation seiner Mitglieder prüfte und darüber entschied (Art. 27), ist die Ent­
scheidungsbefugnis heute einem Wahlprüfungsgericht anvertraut (RV. Art. 31). 
Die parlamentarischen Untersuchungsausschüsse allerdings begegnen vielfach den 
Strafgerichten auf derselben Fährte, doch üben sie im Endergebnis keine Recht­
sprechung aus, da ihnen die Entscheidungsgewalt mangelt. 

b) Die Justiz soll nach der Trennungslehre ausschließlich rechtsprechend 
tätig sein. Im wesentlichen ist die Forderung auch verwirklicht. Das Hauptziel 
aller gerichtlichen Verhandlungen ist das den Rechtsstreit erledigende Urteil, dessen 
wichtigste Aufgabe in der endgültigen Feststellung dessen besteht, was Rechtens 
ist, nicht nur beim Feststellungsurteil des Zivilprozesses, sondern auch beim Lei­
stungsurteil, bei einigen von den rechtsgestaltenden Urteilen und beim Strafurteil. 
Denn auch das Ehenichtigkeitsurteil z. B., das die bisher als gültig anzusehende Ehe 
zu einer Nicht-Ehe macht, stellt rechtskräftig fest, daß die Ehe von Anfang an 
nichtig war. 

Ganz frei hält sich die Justiz von der Rechtsetzung. Zwar kann die Justiz 
durch ihre Rechtsprechung einen entscheidenden Einfluß auf die Recht/'lentwicklung 
nehmen, aber selbst dann, wenn einem Akte der Rechtsprechung Gesetzeskraft 
beigelegt wird, wie der Gültig- oder Ungültigerklärung eines Landesgesetzes durch 
das Reichsgericht nach RV. Art.13ll (G. v. 8. April 1920), übt das Gericht von Rechts 
wegen keine rechtsetzende Tätigkeit aus. Denn der Gesetzgeber will und die Beteilig­
ten erwarten, daß das Gericht nur ausspricht, was schon Rechtens ist, daß es das 
Recht findet, nicht erfindet. Wohl kann die Rechtslage so dunkel, der Bestand an 
Rechtssätzen so spärlich sein, daß es eines beweglichen Geistes bedarf, um zu einer 
befriedigenden Lösung zu kommen. Dies feine Abwägen des wirtschaftlichen 
Für und Wider, das Erdenken neuer Rechtsfiguren, der Einfall einer "eleganten" 
Konstruktion dürfen subjektiv als rechtschöpferische Tätigkeiten bezeichnet wer­
den, wenn man damit nur sagen will, daß der Richter auf einem gedankenreichen 
Wege zu seiner Entscheidung gekommen ist. Trotzdem darf die Entscheidung im Er­
gebnis nicht schöpferisch sein 9. Das wäre ein schlechter Richter, der nicht überzeugt 
wäre, daß auch ein anderer Richter zum gleichen Ergebnis kommen müsse wie er 
selbst. Diese Vertretbarkeit der Entscheidung, diese ihre Entpersönlichung ent· 
kleidet sie aber notwendig des objektiven Schöpfertums. Wer ausspricht, was jeder 
andere aussprechen müßte, sagt nichts Neues. Wenn trotzdem die Rechtsprechung 
im Laufe der Zeit rechtsbildend wirken kann, so hängt dies mit der Macht der Tat­
sachen zusammen, die sich zu Gewohnheitsrecht oder ähnlichen Rechtsbildungen 
verdichten können, und nicht mit einer dem Richter erteilten Vollmacht zur Recht-
setzung. . 

Weniger frei hält sich die Justiz von Verwaltungstätigkeiten. Allerdings 
enthält §4 EG.GVG. den schon bekannten Satz: "Andere Gegenstände der Verwaltung 
(als Geschäfte der Justizverwaltung) dürfen den ordentlichen Gerichten nicht über­
tragen werden". Aber Geschäfte der Justizverwaltung können ihnen eben übertragen 
werden, daneben jede Art von Gerichtsbarkeit. Bedenkt man außerdem die mannig-

D Näheres unten § 7 VII. 
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fachen dem Urteile vorausgehenden und nachfolgenden Tätigkeiten der Gerichte 
leitender und anordnender Art, so findet man eine cireifache Betrauung der Gerichte 
mit Tätigkeiten außerhalb der eigentlichen Rechtsprechung: Prozeß- und Voll­
streckungsbetrieb, freiwillige Gerichtsbarkeit und Justizverwaltung. Alle drei Tätig­
keiten stehen aber mit der Hauptaufgabe der ordentlichen Gerichte, der Recht­
sprechung, in solch nahem Zusammenhang, daß sie nicht als Fremdkörper der Justiz 
empfunden werden. 

Am klarsten erscheint diese Zweckverbundenheit beim Prozeß betrie b. Die 
Vorladung eines Zeugen, die Vernehmung eines Sachverständigen, die Ausübung der 
Sitzungspolizei sind für sich betrachtet keine Akte der Rechtsprechung und können 
ebensogut bei der Verwaltung vorkommen. Aber sie dienen unmittelbar der Urteils­
findung und müssen vernünftigerweise als Zubehör der Rechtsprechung denselben 
Behörden anvertraut sein wie die Rechtsprechung selbst. 

Beim Vollstreckungsbetrieb und bei der freiwilligen Gerichtsbarkeit 
spricht eine andere Erwägung für die Zuweisung an die ordentlichen Gerichte: 
ihre Sachkunde auf den in Frage kommenden Rechtsgebieten. Der über Hypo­
thekenforderungen entscheidende Richter weiß auch am besten Bescheid über die 
bei Zwangsversteigerungen zu beobachtenden Regeln, der im streitigen Vereinsrecht, 
im streitigen Familienrecht bewanderte Richter eignet sich besser zur Führung 
des Vereins- und Güterrechtsregisters, zur Bestellung eines Vormunds, zur Geneh­
migung einer vom gesetzlichen Ver:treter geplanten Grundstücksveräußerung, 
als der mehr in Fragen des öffentlichen Rechts und der öffentlichen Wirtschaft 
bewanderte Landrat. Bedenkt man ferner, daß es sich auf diesen Gebieten in erster 
Linie um die Pflege privater Interessen handelt, genau wie bei den Streitigkeiten 
des bürgerlichen Rechts, so wird man auch hier den Zweckzusammenhang der Tätig­
keiten mit der Rechtsprechung so stark empfinden, daß der Gedanke einer unorga­
nischen Verquickung verschiedenartiger Staatstätigkeiten nicht aufkommen kann. 

Ebenso verhält es sich endlich mit der Justizverwaltung als der den inneren 
Betrieb der Gerichte aufrechterhaltenden und regelnden Tätigkeit1o. An sich wäre 
es denkbar, daß der Justizminister allein alle Ernennungen, Zurruhesetzungen, 
Entlassungen der mittleren und unteren Justizbeamten vornähme, den Urlaub der 
Richter und der sonstigen Justizbeamten regelte, die Referendare einem Gerichte 
zuwiese, einem Richter auf Antrag die Genehmigung zu einer Nebenbeschäftigung 
erteilte, die gerichtseigenen Grundstücke verwaltete. All dies und manches andere 
läßt sich aber besser an Ort und Stelle übersehen als von Berlin aus. Es ist daher 
wieder die enge Zweckverbundenheit, die eine Betrauung der Gerichte mit Geschäften 
der Justizverwaltung rechtfertigt und nicht als Verstoß gegen die Trennungslehre 
empfinden läßt. 

c) Auch von den Verwaltungsbehörden läßt sich sagen, daß sie in erster 
Linie Verwaltung im gegenständlichen Sinne ausüben, also sich handelnd be­
tätigen, ohne Recht zu setzen oder Recht zu sprechen. Aber die Neigung zur Ge­
waltentrennung ist hier weniger stark entwickelt als in der Gesetzgebung und in 
der Justiz. 

Den Verwaltungs behörden ist vielfach ein Stück Re c h t set z u n g s g e wal t 
anvertraut. Der Bürgermeister, der Landrat, der Regierungspräsident, der Ober­
präsident, der Minister erlassen Pol i z e i ver 0 r d nun gen, die städtisch en Kollegien 
ortsstatutarische Vorschriften, beides an die Allgemeinheit gerichtete Anord­
nungen und von den Rechtssätzen des Gesetzgebers nur dadurch unterschieden, 
daß sie von einer untergeordneten Stelle ausgehen und daher einen geringeren Rang 
haben als jene. 

10 Vgl. SIMEON Art. "Justizverwaltung" imWStVR. II; VIERHAUS Justizverwaltungs­
recht, Festschr. f. Fr. Klein 1914 S. 213ff.; LUKAS Justizverwaltung und Belagerungszustands­
gesetz, Festg. f. O. Mayer 1916 S. 223ff. 
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Doch nicht nur dies. Derselbe Bürgermeister, der in einer Polizeiverordnung, 
das Bellenlassen der Hunde verbietet, kann gegen den Eigentümer des bellenden 
Hundes eine Polizeistrafverfügung erlassen (StPO. § 413). 

Aber auch die Entscheidung privatrechtlicher Streitigkeiten kann 
ihm durch Landesgesetz übertragen werden. Denn nach § 13 GVG. gehören vor die 
ordentlichen Gerichte die bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten nur 80 weit, als nicht 
"die Zuständigkeit von Verwaltungsbehörden begründet ist". So entscheidet in 
Preußen über Schadensersatzansprüche aus Wildschäden nach § 58 der JagdO. 
vom 15. Juli 1907 zunächst die Ortspolizeibehörde. Die Zulassung von Gemeinde­
gerich ten nach § 143 GVG. bietet eine weitere Möglichkeit zur Betrauung des 
Bürgermeisters mit gerichtlichen Aufgaben. Ganz frei ist die Landesgesetzgebung 
bei der Zuweisung öffentlichrechtlicher Streitigkeiten an die Verwaltungs­
behörden; so entscheidet vielfach eine Verwaltungsbehörde über die bestrittene 
Öffentlichkeit eines Weges. 

Es kann also folgender Fall eintreten: Der Bürgermeister erläßt eine Polizei­
verordnung, nach der Bienenkörbe mindestens 50 m von öffentlichen Wegen ent­
fernt gehalten werden müssen. A geht auf dem Wege vor Imkers B Anwesen und 
wird von einer Biene gestochen. B's Bienenkörbe sind alle nur 20 m vom Wege' 
entfernt, B behauptet aber, der Weg gehöre ihm und sei ein Privatweg. Jetzt kann 
der Bürgermeister durch die Gesetzgebung zu nicht weniger als fünf Maßnahmen 
ermächtigt sein. Er entscheidet, wenigstens vorläufig, daß der Weg ein öffentlicher 
Weg ist. Er bestraft B mit 20 RM Geldstrafe. Er verurteilt ihn auf Klage des A 
zu 50 RM Schadensersatz. Er befiehlt ihm von Amts wegen, die Bienenstöcke zu 
verlegen. Er vollstreckt die drei letzten Maßnahmen. Er ist also Gesetzgeber, 
Richter und Verwaltungsbeamter in einer Person. 

Diese offenbare Verletzung des im Grunde doch sicher gesunden Grundsatzes 
von der Trennung der Gewalten wird nicht so sehr durch die Kleinheit der Ver­
hältnisse entschuldigt, denn den Verwaltungsbehörden, auch den höheren und höch­
sten, können sehr wichtige Entscheidungsbefugnisse, wie die über den Besitz der deut­
schen Staatsangehörigkeit, übertragen sein, außerdem sind die "örtlichen Tyrannen" 
vielfach bedeutend lästiger als die entfernt wohnenden. Was die Verletzung 
erträglich macht, ist vielmehr ihre Milderung durch Maßnahmen der Organisation 
und des Rechtsschutzes. Bei Polizeiverordnungen handelt der Verordnende meist 
nicht allein, sondern gebunden an die Zustimmung eines Kollegiums, etwa des 
Magistrats, und die Rechtsprechungsakte unterliegen meist der Anfechtung, über 
die bei Gemeindegerichtsurteilen und Polizeistrafverfügungen die ordentlichen Ge­
richte, bei den übrigen Akten der Rechtsprechung vielfach die später noch genauer zu 
beschreibenden Verwaltungsgerichte zu entscheiden haben. Restlos ist aber diese 
Milderung nicht durchgeführt, namentlich gibt es auf dem Gebiete des öffentlichen 
Rechts noch manche Verwaltungsentscheidung, die jeder richterlichen Nachprüfung 
entrückt ist. Der Grund für diese Vermengung der Staatstätigkeiten liegt zum Teile 
in der Bequemlichkeit des Gesetzgebers, der es verabsäumt, altüberkommene Ein­
richtungen den Forderungen der Zeit anzupassen, teils in dem bewußten Willen" 
den um sein Dasein ringenden Staat den Gefahren einer ihm ungünstigen Recht­
sprechung zu entziehenIl, teils in der Absicht, das Ansehen der Verwaltungsbehörde 
zu stärken. So wie ein großer Unterschied in der Stellung des Kompagnieoffiziers 
besteht, der den Soldaten zur Bestrafung meldet, und der des Kompagnieführers, 
der selbst strafen kann, so gewinnt auch die Polizeibehörde an Ansehen, wenn sie 
es nicht nötig hat, wegen einer Polizeiübertretung Strafanzeige zu erstatten, sondern 
in der Lage ist, selbst eine Strafverfügung zu erlassen. 

Fragen wir nunmehr rückschauend, wie es mit der Trennung der Gewalten 
11 Berüchtigtes Beispiel hierfür die AbgeltungserweiterungsVO. v. 24. Okt. 1923 (RGBI. 

18.1010). 
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im geltenden Rechte steht, so müssen wir bekennen, daß sie nur im großen 
und ganzen durchgeführt ist, vielleicht am reinsten in der Justiz, am wenig­
sten rein sicher in der Verwaltung. Dadurch erhalten wir einen organisatorischen 
Begrüf von der Verwaltung, der sich mit dem gegenständlichen nicht deckt. Im 
-organisatorischen Sinne ist Verwaltung soviel wie Tätigkeit der Verwaltungs­
behörden oder, in verneinender Ausdrucksform, Tätigkeit des Staats oder 
-eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt außerhalb von Gesetz­
ge bung und Justiz. Die dem Völkerrechte und dem Bundesstaatsrechte an­
gehörige Staatstätigkeit ist auch hier stillschweigend ausgenommen. Ob das Wort, 
wenn es in Gesetzen vorkommt, in dem einen oder dem anderen Sinne gemeint ist, 
bedarf immer einer sorgfältigen Einzeluntersuchung. Im mehrfach erwähnten § 4 EG. 
GVG. hat das Wort einen gegenständlichen Sinn. Den Landesgesetzen ist es keines­
wegs verwehrt, Sachen, die bisher von den Verwaltungsbehörden bearbeitet wurden, 
den ordentlichen Gerichten zu übertragen; verboten ist nur die Übertragung von 
"Gegenständen der Verwaltung", also von Verwaltungstätigkeiten, die es ihrem 
Wesen nach sind. Auch bei der Frage, ob ein Gericht ein nach § 13 GVG. ohne Ein­
schränkung gestattetes, , Verwaltungs" -Gerich t oder ein nach § § 13, 14 der besonderen 
reichsrechtlichen Zulassung bedürftiges, auch sonst anderen Regeln unterworfenes 
Sondergericht isP2, muß das Wort "Verwaltung" gegenständlich gedeutet werden. 
Dagegen bedeutet der Ausdruck "vollziehende Gewalt", der heute in Ausnahme­
verordnungen des Reichspräsidenten vorkommt 13 und in diesem Zusammenhange 
aus dem preußischen Gesetze über den Belagerungszustand vom 4. Juni 1851 § 4 
stammt, soviel wie "Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden". Als daher im Winter 
1917/18 die Frage entstand, ob der Militärbefehlshaber eine Verordnung erlassen 
durfte, die die Hauseigentümer zur Beseitigung des vor ihren Häusern liegenden 
Schnees verpflichtete, war die Frage zu bejahen 14. Ein Verwaltungsakt im gegen­
ständlichen Sinne war die Verordnung allerdings nicht, denn sie richtete sich an eine 
unbestimmte Vielheit von Personen, auch enthielt sie ein Gebot, kein bloßes Verbot, 
zu dessen Erlaß der Militärbefehlshaber kraft ausdrücklicher Ermächtigung im § 9b 
des Gesetzes befugt gewesen wäre. Aber auf den Militärbefehlshaber waren alle 
Zuständigkeiten der Verwaltungsbehörden übergegangen, auch die der städtischen 
Kollegien, durch Orts statut die Schneeschaufelungspflicht auf die Anlieger ab­
zuwälzen (pr. G. v. 1. Juli 1912 § 5). Als Inhaber der gesamten Verwaltungsgewalt 
im organisatorischen Sinne konnte er also die Verordnung erlassen. 

Der folgenden Darstellung wird der organisatorische Begriff der Ver­
waltung zugrunde gelegt, namentlich wird im Polizeirecht der Polizeiverord­
nungen in gleicher Weise gedacht werden wie der Polizeiverfügungen. Berührungs­
punkte mit den beiden anderen Staatsgewalten, namentlich der Justiz, bleiben da­
neben genug übrig. 

Wird also die Verwaltung im organisatorischen Sinne genommen, so liegt es 
nahe zu fragen, welche von den bekannten fünf Verwaltungszweigen uns 
am meisten beschäftigen werden. Eine gewisse Ordnung in die Mannigfaltigkeit der 
Staatstätigkeiten bringt die klassische Fünfzahl der Ministerien, die man in Staaten 
mittlerer Größe anzutreffen pflegt, und die auch dort noch den Überblick erleichtern, 
wo mehrere Ministerien zusammengelegt sind oder sich neue Ministerien von einem 
älteren abgezweigt haben, z. B. das Arbeits-, Wirtschafts-, Handels-, Landwirt­
schafts-, Unterrichtsministerium vom Ministerium des Innern. Von jenen fünf V cr-

12 Z. B. MARQU ARDT Rechtlicher Charakter des Reichswirtschaftsgerichts, JW. 1923 S. 225; 
WALDECKER Zehn Jahre Reichswirtschaftsgericht, Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 232ff., 243. 

13 VgI. z. B. § 2 1 VO. v. 26. Sept. 1923 (RGBI. I S.905). 
14 VgI. hierüber BORNHAK im PrVerwBI. 39 (1918) S. I55f.; ferner MARKULL Verwaltung 

und vollziehende Gewalt nach preußischem Rechte, VerwArch. 26 (1918) S. 33ff.; RG.lII 14. Jan. 
1915, RGSt. 49, Iff.; HOFACKER in WürttJ. 29 (1920) S. 185ff. 
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waltungszweigen scheidet die auswärtige Verwaltung aus bereits dargelegten Grün­
den aus, das Justizministerium mit den ihm unterstellten ordentlichen Gerichten 
bietet geringes Interesse, ebenso die mit dem Bürger kaum in Berührung kommende 
Heeres- und Ma,rineverwaltung. Von der :Finanzverwaltung kann das Steuerrecht 
nur kurz umrissen werden, da dies Rechtsgebiet sich zu einer besonderen Wissenschaft 
entwickelt, daher auch in dieser Enzyklopädie eine besondere Bearbeitung gefunden 
hat. So muß der Schwerpunkt auf die innere Verwaltung im weitesten 
Sinne gelegt werden. Im Beamtenrecht allerdings, das den besonderen Teil unserer 
Darstellung einleiten wird, treffen alle Verwaltungszweige zusammen. 

111. Beziehungen zwischen Justiz und Verwaltung. 
Nach der Abgrenzung der drei MON'rEsQuIEuschen Staatsgewalten fragt es 

sich noch, ob und welche Beziehungen zwischen ihnen bestehen. Dabei ist das Ver­
hältnis zwischen Gesetzgebung einerseits und Justiz und Verwaltung andrerseits 
unzweifelhaft das der Über- und Unterordnung. Wenn selbst die unabhängigen 
Richter "dem Gesetz unterworfen" sind (RV. Art. 102), gilt dies ohne weiteres 
auch für die Verwaltungsbeamten. Dabei sei auf die ]'rage der richterlichen Prüfung 
eines Gesetzes auf Verfassungsmäßigkeit nicht eingegangen, da sie besser dem Staats­
recht vorbehalten bleibt. Die Prüfung eines Landesgesetzes auf Reichsrechtmäßig­
keit steht dem Richter und den mit richterlicher Unabhängigkeit ausgestatteten 
Behörden sicher zu (RV. Art. 13), der Verwaltungsbeamte muß es kraft seiner 
dienstlichen Abhängigkeit als gültig hinnehmen 15, bis ihm die vorgesetzte Behörde 
die Prüfung gestattet, nur der Minister steht dem Gesetze ähnlich frei gegenüber 
wie der Richter, allerdings bei Gefahr eines Mißtrauensvotums von Seiten des 
Landtags. 

]'ür das Verhältnis der Justiz und Verwaltung untereinander gilt der Grund­
satz der gegenseitigen Unabhängigkeit, der dreierlei bedeutet: Fernsein einer 
jeden Befehlsbefugnis der einen Staatsgewalt über die andere, Unaufhebbarkeit der 
Akte der einen Gewalt durch die andere, gegenseitige Anerkennung der von der 
anderen Gewalt erlassenen Akte. 

1. Fernsein von Befehlsbefugnissen. Weder können die Gerichte den Verwal­
tungsbehörden, noch können die Verwaltungsbehörden den Gerichten Befehle 
erteilen. Jenes "Nur-dem-Gesetze-Unterworfensein" der Gerichte nach RV. Art. 102 
bedeutet gerade Unabhängigkeit der Gerichte von der Verwaltung. 

Rein äußerlich kommt die gegenseitige Unabhängigkeit darin zum Ausdruck, 
daß Gerichte und Verwaltungsbehörden in der Form des "Ersuchens" miteinander 
verkehren. Es wäre ein grober Verstoß gegen die Höflichkeit, wenn das Landgericht 
dem Regierungspräsidenten oder der Regierungspräsident dem Landgericht ein 
Aktenbündel "zur alsbaldigen Erledigung" oder "zum Bericht innerhalb dreier 
Wochen" übersenden wollte. Ob beide Arten von Behörden immer verpflichtet 
sind, dem Ersuchen der anderen Folge zu leisten, ob eine allgemeine Amtshilfe­
pflich t besteht, ist bestritten16, aber unabhängig von einer ausdrücklichen Regelung 
aus dem Gedanken heraus zu bejahen, daß beide Gewalten trotz ihrer Trennung 
Teile desselben einheitlichen Staates sind. So bestimmt denn auch § 36 der für Schles­
wig-Holstein erlassenen Verordnung über die Trennung der Rechtspflege von der 
Verwaltung vom 26. Juni 1867: "Die Gerichte und Verwaltungsbehörden haben sich 
bei Erledigung der ihnen obliegenden Geschäfte innerhalb ihres Ressorts gegen­
seitige Unterstützung zu leisten", obgleich nach' § I die Rechtspflege von der Ver­
waltung "völlig getrennt" wird. 

15 Vgl. z. B. § 72 bay. Verf., der nur die Prüfungsbefugnis der "mit der Rechtspflege 
betrauten Behörden" anerkennt. 

16 Vgl. FRIEDRICHS U. a. Art. "Amtshilfe" imWStVR. I; KORMANN im JahrbÖffR. VII 
1913 S. 12; MAUS in AnnDR. 1914 S. 241ff., 451ff; LÜWENTHAL im RVerwBl. 50 (1929) S. II f. 
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Verfassungsmäßig festgelegt ist der Grundsatz der gegenseitigen Unabhängig­
keit nur zugunsten der Justiz. Behörden und Beamte der Verwaltung können daher 
ohne Verfassungsverletzung den Gerichten unterstellt werden. So überläßt es 
§ 189 StPO. der Landesgesetzgebung, ob die Behörden und Beamten des Polizei­
und Sicherheitsdienstes vom Untersuchungsrichter "ersucht" werden oder ob 
sie von ihm "Aufträge" erhalten sollen17 . 

Auch die Unabhängigkeit der Justiz von Befehlen der Verwaltung scheint mehr­
fach durchbrochen zu sein, doch erweisen sich die scheinbaren Ausnahmen nicht 
als wirkliche Durchbrechungen. 

Die Gerichte haben die von den Verwaltungsbehörden erlassenen Verord­
nungen anzuwenden, die Polizeiverordnungen vor allen Dingen. Also, könnte 
man sagen, stehen die Gerichte doch unter den Befehlen der Verwaltung, wenn auch 
nur unter den in der Form eines Rechtssatzes ergangenen. In Wirklichkeit unter­
stehen die Gerichte nur dem Gesetze, das die Ermächtigung zum Erlasse von Ver­
ordnungen enthält; denn sie dürfen unbestrittenermaßen die anzuwendende Ver­
ordnung auf ihre Übereinstimmung mit der gesetzlichen Ermächtigung prüfen und 
beim Fehlen der Übereinstimmung als nicht vorhanden betrachten. Das ist dann 
aber keine Unterworfenheit unter die Verordnung mehr. 

Die Gerichte unterstehen in beschränktem Umfange den Dienstbefehlen 
des Justizministers. Aber der Justizminister kann nur in Justizverwaltungs­
angelegenheiten befehlen, etwa über die Annahme von Justizanwärtern, die bei 
Aufbewahrung der Akten innezuhaltende Ordnung, aber nie in Angelegenheiten der 
Rechtsprechung. Wenn hier der Justizminister überhaupt befehlen kann, kann 
er es nur gegenüber der Staatsanwaltschaft. 

Die Gerichte sind endlich der Erhebung des Kompetenzkonflikts 
seitens einer Verwaltungsbehörde ausgesetzt, einer später genauer zu er­
örternden Einrichtung 18, die das anhängige Verfahr~n unterbricht und das Gericht 
zwingt, fernere Amtshandlungen in der Sache selbst zu unterlassen. Aber auch der 
Kompetenzkonflikt berührt die Unabhängigkeit der Gerichte nicht. Seine Erhebung 
gleicht viel mehr dem Eintritt einer neuen Partei in das schwebende Verfahren 
als einem Befehle an das erkennende Gericht. Denn über die Frage, ob die Ver­
waltungsbehörde den Kompetenzkonflikt erheben konnte, entscheidet das Gericht 
vorab mit richterlicher Unabhängigkeit1 9 . 

2. Gegenseitige Unaufhebbarkeit der Justiz- und Verwaltungsakte. Auch der 
Grundsatz, daß kein Gericht einen Verwaltungsakt und keine Verwaltungsbehörde 
einen Justizakt aufheben kann, gilt gegenüber der Verwaltung unbedingt. Die Be­
gnadigung bildet keine Ausnahme von der Regel. Denn die Begnadigung beseitigt 
nicht das Urteil, sondern nur einen Teil seiner Folgen. Wenn z. B. die Gewerbe­
ordnung im § 57 die Versagung des Wandergewerbescheins vorschreibt, falls der 
Gewerbetreibende wegen Landfriedensbruchs zu einer Freiheitsstrafe von min­
destens drei Monaten bestraft worden ist, so muß ihm der Wandergewerbeschein 
auch nach seiner Begnadigung versagt werden20• Am zwanglosesten ist die Auf­
fassung der Begnadigung als eines Verzichts des Staates auf seinen Straf­
anspruch, nicht als eines Befehls 21. Ebensowenig wird die Regel durchbrochen, 
wenn in der neuesten Zeit die Ortspolizeibehörde sich des Mieters annimmt, gegen 
den ein rechtskräftiges Räumungsurteil vorliegt, und ihn wegen Obdach­
losigkeit in dieselbe Wohnung weist, aus der ihn der Gerichtsvollzieher heraus-

17 Vgl. LÖWE-RoSENBERG StPOY 1927 § 189 N. 2, § 161 N. 4. 
18 V gl. unten § 3 IV 4. 
19 Vgl. hierüber OPPENHOFF Ressortverhältnisse2 1904 S. 484f., ferner RG. VerZS. 22. Mai 

01, RGZ. 48, 195ff. 
20 Vgl. BraunschwVGH. 17. Mai 22, BraunschwZ.69 (1924) Beil. S.9f.; BayVGH. 

20. Juni 19, Reger 40 S.33. 
21 Vgl. G. JELLINEK System 2 1905 S. 333. 
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setzen will 22 •. Denn das Räumungsurteil schafft Recht nur zwischen Vermieter 
und Mieter, nicht auch gegenüber dem Staat. Der Staat aber hat die Pflicht, sich 
des Obdachlosen anzunehmen, und es ist nur ein Zufall, daß er ihm dieselbe Woh­
nung zuweist, in der er sich bisher befand. 

Dagegen ist der Grundsatz zugunsten der Justiz mehrfach durchbrochen. 
Dies hängt damit zusammen, daß der Rechtsschutz des einzelnen gegenüber der 
Verwaltung von den ordentlichen Gerichten besorgt wurde zu einer Zeit, als es noch 
keine oder keine vollwertige Verwaltungsgerichtsbarkeit gab, und daß man an diesem 
einmal eingebürgerten Zustande festhielt, ja ihn teilweise sogar zum Verfassungs­
satze erhob. So kann die Polizeibehörde Strafverfügungen, die Finanzbehörde 
Strafbescheide erlassen, aber gegen beide Akte kann der Betroffene den Strafrichter 
anrufen (StPO. §§ 413, 419, AO. § 412). Über die Höhe des einem Beamten zu­
stehenden Gehalts entscheidet im Streitfalle zunächst die zuständige Verwaltungs­
behörde, ebenso über die bei der Enteignung eines Grundstückes zu zahlende Ent­
schädigung, aber beides sind nur Vorbescheide, die bei rechtzeitiger Erhebung der 
Klage von den ordentlichen Gerichten außer Kraft gesetzt werden können (RV. 
Art. 129, 153). Ja, der bereits mehrfach erwähnte § 13 GVG. enthält sogar eine all­
gemeine Ermächtigung an die Länder, den ordentlichen Gerichten jede 
andere Streitigkeit, also auch die über die Aufhebung von Verwaltungsakten, 
als bürgerliche Streitigkeit zu übertragen. In Hamburg und Bremen war bis vor 
kurzem diese sog. jus tizstaa tliche Regelung des Rechtsschutzes besonders 
kräftig entwickelt, in Braunschweig und Lübeck besteht sie heute noch in er­
heblichem Umfang trotz Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit, auch sonst 
findet man sie in wichtigen Angelegenheiten, so bei den Streitigkeiten über Stempel­
steuern 23. 

3. Gegenseitige Anerkennung der von der andern Gewalt erlassenen Akte. Eine 
mildere Form, sich über die Akte der andern Gewalt hinwegzusetzen, wäre deren 
einfache Nichtbeachtung. Aber auch dies ist grundsätzlich nicht gestattet. Die Ge­
richte müssen einen Verwaltungsakt, die Verwaltungsbehörden ein gerichtliches Urteil 
.selbst dann zur Grundlage ihrer Entschließungen machen, wenn sie überzeugt sind, 
daß sich der andere Teil geirrt, daß er seinen Akt unter Verkennung der Sach­
oder der Rechtslage erlassen hat. Man hat die Pflicht der Behörden, ihre Akte gegen­
seitig als eine gegebene Tatsache, als Tatbestand hinzunehmen, die "Tatbestands­
wlrk.ung" der Justiz - und Verwaltungsakte genannt 24. So wurde während des 
Krieges ein Feldwebelleutnant wegen Herbeiführung einer Falschbeurkundung an­
geklagt, weil er bei Aufstellung der Kriegsrangliste erklärte, er sei Feldwebelleutnant, 
obgleich er die Ernennung zum Feldwebelleutnant dadurch herbeigeführt hatte, 
daß er als Vizefeldwebel bei der Truppe eingetreten war, während er in Wirklich­
keit früher degradiert worden, also Gemeiner war. Er mußte von der Anklage 
freigesprochen werden, weil er nun einmal durch die, wenn auch irrige, Ernennung 
Feldwebelleutnant geworden war und es dem Gerichte nicht zustand, den Verwal­
tungsakt der Ernennung einfach als nicht geschehen zu betrachten 25. Nach § 53II 

GewO. kann einer der bürgerlichen Ehrenrechte verlustig erklärten Hebamme 
auf dem Verwaltungswege das Hebammenzeugnis entzogen werden; sie wird hierbei 

22 Vgl. LEHMANN Polizeiliche Einweisung in die Altwohnung bei Räumungsklage, 
PrVerwBl. 46 (1925) S.56lf.; OldOVG. 6. März 22, OldZ.49 (1922) S. 17ff.; KERSTEN in 
BadVerwZ.1926 S.45ff. 

23 Vgl. z. B. preuß. Stempelsteuergesetz v. 27. Okt. 24 § 26. 
24 Vgl. STEIN Grenzell Ulld Beziehungell S.94ff. Der Ausdruck geht zurück auf WAOH 

Handbuch des deutschen Civilprozeßrechts I 1885 S. 626. 
26 Vgl. über einen ähnlichen Fall WOLFFHÜGEL im ArchMilRecht. 6 (1916) S. 38lf. 

Der Grundsatz gilt auch im Verhältnis zwischen Verwaltullgsbehörde und Verwaltungsgericht: 
PrOVG. 25. April 18, 8. Febr. 23, 9. Okt. 24 (Entsch. 74, 172ff.; 78, 365ff.; 79, 106ft). 
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mit dem Einwand, das Strafurteil sei zu Unrecht ergangen, nicht gehört26• Auch 
die Weigerung zur Vornahme eines Verwaltungsaktes bindet das Gericht. Ein. wegen 
verbotener Ausfuhr Angeklagter kann nicht geltend machen, ihm sei die Ausfuhr. 
bewilligung zu Unrecht versagt worden27• 

Die Regel ermöglicht die Lösung einer in neuester Zeit aufgetauchten Streit· 
frage des Beamtenrechts. Das Reichsbeamtengesetz vom 17. Mai 1907 bestimmt, 
ähnlich wie die Beamtengesetze der Länder, daß zwar für die vermögensrechtlichen 
Ansprüche der Beamten aus ihrem Dienstverhältnis der Rechtsweg offen stehe, 
daß aber die Entscheidungen der Disziplinar. und Verwaltungsbehördcn darüber, 
ob und von welchem Zeitpunkt ab ein Reichsbeamter aus seinem Amte zu entfernen, 
einstweilig oder endgültig in den Ruhestand zu versetzen oder vorläufig seines Dien· 
stes zu entheben sei, für die Beurteilung der vor dem Gerichte geltend gemachten 
vermögensrechtlichen Ansprüche maßgebend seien (§§ 149, 155). RV. Art. 12~1 
dagegen hält für die vermögensrechtlichen Ansprüche der Beamten den Rechtsweg 
ohne Einschränkung offen. Sind damit die Bindungen des RBG. und der entsprechen­
den landesrechtlichen Vorschriften außer Kraft gesetzt worden1 Sie wären es sicher, 
wenn sie eine Regelwidrigkeit darstellten, wenn es also ohne sie selbstverständlich 
wäre, daß sich der Richter über die genannten Verwaltungsakte hinwegsetzen, 
also z. B. eine auf dem Disziplinarwege ausgesprochene Entlassung überprüfen darf. 
In Wirklichkeit ist das Gegenteil selbstverständlich28, in Wirklichkeit ist § 155 RBG. 
eine Vorschrift zugunsten des Beamten, die besagt, daß nur die ausdrücklich aut"­
geführten Akte der richterlichen Nachprüfung entzogen sind29, andere aber, wie die 
Entlassung auf Antrag oder die bei Kündigungsbeamten vorgesehene Kündigung, 
nicht. paher gilt die Vorschrift auch heu_te no()h~o. Es wäre auch merkwürdig, 
wenn es z. B. dem Landgericht gestattet sein sollte, sich über die vom Reichs­
disziplinarhof ausgesprochene Entlassung eines Reichsbeamten hinwegzusetzen, 
vom Reichsdisziplinarhof, der beim Reichsgericht errichtet ist und von dem der Prä­
sident und zwei Mitglieder zu den Mitgliedern des Reichsgerichts gehören (RBG. § 91). 

Die Regel der gegenseitigen Bindung von Justiz und Verwaltung ist aber mit 
zwei wichtigen Einschränkungen zu verstehen. 

Nicht anerkannt zu werden brauchen die mit ungewöhnlich schweren Fehlern 
behafteten und daher rechtsunwirksamen Akte. Es ist hier noch nicht der Ort 
zu zeigen, welche Fehler als so schwerwiegend gelten, daß sie zur Unbeachtlichkeit 
eines Urteils oder eines Verwaltungsakts führen 31. Sie kommen vor, wenn auch selten, 
bei gerichtlichen Urteilen noch seltener als bei Verwaltungsakten. So wurde einmal 
ein preußischer Regierungsrat vom Minister des Innern, statt vom Finanzminister 
vorläufig seines Amtes enthoben; bei dieser Gelegenheit ordnete der Minister des 
Innern die an sich zulässige Maßnahme an, daß die Hälfte des dem Regierungsrat 
zustehenden Diensteinkommens vorläufig einzubehalten sei. Das Reichsgericht er­
klärte die Gehaltskürzung für unbeachtlich, da sie vom unzuständigen Minister an· 
geordnet war 32• 

Eine zweite Milderung erfährt der Grundsatz dadurch, daß nur der Akt selbst, 
in seinem entscheidenden Teile, anerkannt werden muß, nicht aber die Richtigkeit 
der dem Akte vorangehenden Erwägungen. Wenn das Reichsgericht das 

16 PrOVG. 26. Jan. 22, Entsch. 77, 435ff. Vgl. auch BayVGH. 16. Jau. 28, Samml. 
49, Hf., dazu HESS, Bay. Fürsorgeblätter 3 (1928) Sp. 107f., 160ff. (Vormundschaftsgericht 
und Fürsorgeverband). 

17 OLG. Dresden 12. Dez. 23, SächsThürArchR. 1 (1924) S. 30ff. 
18 RG. In 8. Juli 24, RGZ. 108, 345ff. Vgl. auch RG. III 10. Jan. 28, JW. 1928 

S.1042f. 
19 Vgl. HansOLG. 18. Juni 24, HansRZ. 1924 Sp. 790ff. 
80 RG. In 8. Juli 24, a. a. 0.; OLG. Jena 24. Nov. 25, SächsThürArchR. 4 (1927) 

S. 55ff.; A. MÖLLER im BeamtJahrb. 1928 S.478. - Andr. Ans., doch mit wichtigen Ein­
schränkungen, EICKEL im BeamtJahrb. 1924 S.186ff. 

81 Näheres unten § 11 IV 1. SB RG. In 23. Jan. 25, RGZ. 110, 103ff. 
Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 2 
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St.rafurteil eines Geschworenengerichts bestätigt und die Bemängelung der Revision, 
es habe ein ausländischer Geschworener mitgewirkt, zurückweist, so hat es sicher die 
Staatsangehörigkeit jenes Geschworenen geprüft und sich für dessen deutsche Staats­
angehörigkeit entschieden. Trotzdem ist für die Verwaltung bindend nur das Straf­
urteil selbst, etwa für die Frage, ob dem Verurteilten eine Gewerbegenehmigung 
entzogen werden kann, und nicht die Feststellung der Staatsangehörigkeit des Ge­
schworenen. Entsteht also später einmal für die Finanzbehörden die Frage, oh 
der damalige Geschworene als Inländer oder als Ausländer zu besteuern ist, so kann 
sie anders entschieden werden als seinerzeit vom Reichsgericht. Ebenso ist das Fest­
stellungsurteil zwischen A und B, daß B Eigentümer des streitigen Grundstücks 
sei, auch für das Finanzamt oder die Ortspolizeibehörde maßgebend. Wenn nicht 
etwa ein dritter Bewerber auftritt, muß von nun an bei der Veranlagung zur VN­
mögensteuer, bei Geltendmachung der Pflicht zur Erhaltung des Grundstücks in 
polizeimäßigem Zustand B, und nicht A, als Eigentümer des Grundstücks angesehen 
werden. Aber bei Beantwortung der Frage, wer vor Hechtskraft des Urteils Eigen­
tümer war, sind die Verwaltungsbehörden frei, namentlich kann das Finanzamt er­
klären, das gerichtliche Urteil habe die Eigentumsverhiiltnisse geändert und bedeute 
daher einen steuerpflichtigen Eigentumsübergang 33 • Das gleiche gilt auch von den 
Verwaltungsakten. Bei Erteilung einer Aufnahmeurkunde (I~Ges. v. 22. Juli 1913 § 7} 
geht der Regierungspräsident gesetzesnotwendig von der Voraussetzung aus, daf~ 
der in den preußischen Staatsverband Aufzunehmende schon irgendeine deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzt. Trotzdem bindet den etwa über die Gültigkeit eines 
früheren Grundstückserwerbs entscheidenden Richter nur die Verleihung der preu­
ßischen Staatsangehörigkeit selbst, nicht die Annahme einer daneben schon früher 
vorhanden gewesenen außerpreußischen Staatsangehörigkeit. Nur sO erklärt es sich 
auch ohne Schwierigkeit, daß bei Geltendmachung der Amtshaftung nach RV. 
Art. 131 das Gericht den Staat zum Schadensersatze verurteilen darf, selbst wenn 
die schädigende Amtshandlung unanfechtbar dasteht. Denn wenn ich z. B. behaupte, 
mir sei durch schuldhafte Beschlagnahme meiner Vorräte ein Schaden entstanden, 
so verlange ich vom Gericht nicht, daß es die Beschlagnahme als nicht vorhanden 
ansieht, sondern nur, daß es die der Beschlagnahme vorangegangenen Erwägungen 
der Verwaltungsbehörde nachprüft, und dies darf das Gericht ohne Verstof3 gegE'll 
den Trennungsgedanken tun. 

Hiernach müßte an sich auch eine viel erörterte l.'rage, wieder des Beamten­
rechts, entschieden werden, ob nämlich das gegen einen Beamten erlassene, ver­
urteilende Strafurteil die Disziplinarbehörden bindet oder nicht. Steht, wenn 
ein Beamter wegen einer Schlägerei rechtskräftig verurteilt worden ist, für die über 
Strafversetzung oder Dienstentlassung erkennende Disziplinarkammer unüber'­
prüfbar fest, daß der Beamte die Tat begangen hat, oder muß der Beamte mit der 
Behauptung gehört werden, er sei zu Unrecht verurteilt worden 1 Der Fall liegt hier 
anders als bei dem früher erwähnten der Entziehung des HebammenzeugnisseA 
wegen Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. Denn die GewO. knüpft die Ent­
ziehung des Zeugnisses an die bloße Tatsache der Bestrafung (Tatbestandswirkung). 
während es sich hier fragt, ob die Bestrafung des Beamten außerdem die bindende 
Feststellung enthält, daß er die Tat auch wirklich schuldhaft rechtswidrig begangen 
hat (Feststellungswirkung) 34. Die Frage müßte an sich verneint werden36 , da die 
Bejahung der strafbaren Handlung zwar zu den notwendigen gedanklichen Voraus­
setzungen des verurteilenden Strafurteils gehört, aber nicht zum Kerne des Urteils 
selbst. Beim früheren schwurgerichtlichen Verfahren, als die Geschworenen noch 

33 Nur bedingt richtig daher RFinH. 27. Apr. 28, SammI. 23. 172ff. 
34 über diese Unterscheidung vgl. KORMANN im JahrbÖffR. VII 1913 S. 13ff. 
35 So ReichsdiszipIinarkammer Schleswig 29. Juni 23, JW.1925 S. 1052f., unter Billigung 

J. GOLDSCHMIDTS in der Anmerkung dazu. 
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getrennt von den Berufsrichtern die an sie gerichtete Schuldfrage bejahten oder 
verneinten, zeigte sich ganz deutlich, daß die Feststellung, ob schuldig oder nicht­
schuldig, eine Vorfrage des Strafurteils war. Wenn wir trotzdem der entgegengesetz­
ten Rechtsprechung des Reichsdisziplinarhofs, des preußischen OVG. und anderer 
Gerichte 36 beipflichten, so geschieht dies mit Rücksicht auf eine wohl unbe­
achtete Bestimmung unseres StGB. Ist nämlich bei der üblen Nachrede "die 
behauptete oder verbreitete Tatsache eine strafbare Handlung, so ist der Beweis der 
Wahrheit als erbracht anzusehen, wenn der Beleidigte wegen dieser Handlung 
rechtskräftig verurteilt worden ist" (§ 190). Das Gesetz selbst also legt dem 
13trafurteil eine die Tat feststellende Wirkung bei." Es wäre schwer einzusehen, 
warum diese Feststellung nur für die private üble Nachrede gelten sollte, nicht auch 
für die amtliche in Gestalt der Eröffnung und Durchführung des Disziplinarverfahrens. 
Gegen die Anschuldigungen Privater könnte sich der Beamte nicht zur Wehr setzen, 
auch wenn sie noch so oft wiederholt würden, dem Staate gegenüber aber könnte er 
die Richtigkeit des StrafurteiIs jederzeit anzweifeln. Ein solcher Zustand ist un­
möglich. Mit der Bindung der Disziplinarbehörden an die im Straf urteil liegenden 
:Feststellungen hat es also schon seine Richtigkeit, wenn wir uns nur bewußt bleiben, 
daß sie die Ausnahme von einer Regel bildet. 

§ 2. Fortsetzung. Hoheitliche und nicht-hoheitliche, 
freie und gebundene Verwaltung. 

OTTO MAYER I S. 118ff.; FLEINER S. 120ff., "I36f.; DERSELBE Zur Technik des Ver­
waltungsrechts, Festg. d. R.- u. StW.Fak. d. Uno Züricb zum Schweiz. Juristentag 1928 S.3ff.; 
HATSCHEK S. 39ff.; DERSELBE Die rechtliche Stellung des Fiskus 1899, auch VerwAreh. 7 (1899) 
S. 424ff.; DERSELBE Art. "Fiskus" im W§ltVR. I; CHR. BEHR Vom Rechte des Fiskus, 
ArchÖffR. 38 (1918) S. 288ff.; FRIEDRICHS Vom Fiskus, PrVerwBI. 41 (1920) S. 489ff., 514ff.; 
STIER-SOMLO Art. "Fiskus" im HWBRW. Ir. -KöTTGEN Die erwerbswirtschaftliche Betäti­
gung der öffentlichen Hand und das öffentliche Recht 1928; BIERMANN Die Zulässigkeit von 
Dienstbarkeiten zum Vorteil der Allgemeinheit, Festsehr. f. GIERKE 1911 S. 89ff.; BUSCH 
Kann die eigene Gemeinde zu den Gemeindesteuern herangezogen werden? RVerw BI. 49 
(1928) S. 453ff. 

OTTO MAYER I S. 159ff.; FLEINER S. 141ff., 257ff.; HATSCHEK S. 362, 424; HERRNRITT 
S.291ff.; MERKL S. 140ff.; NAWIASKY Bay. Verfassungsrecht 1923 S. 388ff. - BERNATZIK 
Rechtsprechung und materielle Rechtskraft 1886 S. 36ff.; TEzNER Zur Lehre von dem freien 
Ermessen 1888; DERSELBE in GrÜnhutsZ. 19 (1892) S. 327ff.; DERSELBE Das freie Ermessen 
der Verwaltungsbehörden (Wiener staatsw. Studien) 1924; V.LAUN Das freie Ermessen und 
seine Gr~!l~en 1910; W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeitserwägung 
1913. dort S. 2f. weitere, bis 1912 reichende Schrütenangabe; O. BÜHLER Die subjektiven 
öffentlichen Rechte 1914 S. 21ff., 162ff., dazu meine Bespr. im ArchÖffR. 32 (1914) S. 580ff.; 
v. VERDROSS in ÖZÖffR. 1 (1914) S. 616ff.; POPITZ Rechtsfragen und Ermessensfragen im 
Schulunterhaltungsrechte, PrVolksschulArch. 15 (1916) S. Iff.; DYROFF Bayerisches Verwal­
tungsgerichtsgesetz 5 1917 S. 502ff.; SCHOEN Zur Frage der Grenzen der Überprüfung po­
lizeilicher Verfügungen im Verwaltungsstreitverfahren, VerwAreh. 27 (1919) S. 85ff.; V. MOR­
HART in BlAdmPr. 71 (1921) S. 65ff.; KÖRNER in ZVerw. 56 (1923) S.22ff., 122ff.; FRIED­
RICHS Werturteile, FischersZ. 56 (1924) S. 149ff.; HEDEMANN Das freie Ermessen in der Ge­
richtsbarkeit, GewKfmG. 30 (1924/25) S.21Off.; W. JELLINEK Schutz desöff. Rechts, VStaatsRL. 
2 (1925) S. 63ff.; W. HEIN Billiges Ermessen im Wohnrecht, PrVerwBI. 47 (1926) S. 203ff.; 
A. HENSEL Die Abänderung des Steuertatbestandes durch freies Ermessen, V JSchrSteu­
FinR. 1 (1927) S. 39ff.; E. WALZ Grenzen des freien Ermessens bei Handhabung der Staats­
aufsicht, DJZ. 1927 Sp. 1649 ff.; ScHEUNER Zur Frage der Grenzen der Nachprüfung "des Er­
messens durch die Gerichte, VerwArch. 33 (1928) S. 68ff. 

86 SCHULZE-SIMONS Rechtsprechung des Reichsdisziplinarhofs 1926 S. 346ff.; PrOVG. 
11. Mai 22, JW. 1923 S. 143f.; SächsOVG. 4. Juli 23, Jahrb. 27, 290f.; HessVGH. 5. Juni 20, 
Entsch. 5, 85ff.; DanzOVG. 19. Okt. 27, Danz. Jur. MSchr. 6 (1927) S. 127. - Über den 
neuesten Stand der Meinungen SCHMID in WürttZ. 69 (1927) S.25ff. Nach den Beschlüssen 
des 14. Reichstagsausschusses des letzten Reichstags dritter Lesung zu § 19m des Entwurfs 
einer Reichsdienststrafordnung (Drucks. d. IH. Wahlper. Nr. 3630) sollen die Feststellungen des 
strafgerichtlichen Urteils nicht bindend sein, wenn das Dienststrafgericht einstimmig Zweüel 
an deren Richtigkeit hat und deshalb die Nachprüfung" beschließt. 
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I. Hoheitliche und nicht-hoheitliche Verwaltung. 
1. Hoheitliche Verwaltung. Soweit sich in der Verwaltung die dem Staate 

oder sonstigen Trägern öffentlicher Gewalt eigentümliche Macht betätigt, spricht 
man von obrigkeitlicher oder, da dies Wort seit der Neuordnung in einem ab­
fälligen Gegensatze zur Volksherrschaft gebraucht wird, besser von hoheitlicher 
Verwaltung. Das Hoheitliche liegt in der überordnung der öffentlichen Gewalt 
über den einzelnen. Diese überordnung ist zunächst nur ein Bild. Rechtlich faß­
bar wird sie, wenn man sich das Mittel vor Augen führt, dessen sich die hoheitliche 
Verwaltung zur Durchführung ihrer Zwecke bedient. Dies Mittel aber ist der im Ver­
gleich zu privaten Willensäußerungen mit größerer Wirkungskraft ausgestattete 
Verwaltungsakt, äußerstenfalls gepaart mit überwältigender körper­
licher Gewalt. Die größere Wirkungskraft des Verwaltungsakts aber besteht 
in seiner verhältnismäßig starken Unempfindlichkeit gegen eigene Fehlerhaftig­
keiten. Ein gegen ein gesetzliches Verbot verstoßendes privates Rechtsgeschäft ist 
im Zweifel nichtig (BGB. § 134), ein gegen ein gesetzliches Verbot verstoßender 
Verwaltungsakt im Zweifel nicht!. Der hoheitliche Staat und die ihm gleichstehenden 
Träger öffentlicher Gewalt haben das große Vorrecht, sich irren zu dürfeIl2• 

Glaubt ein Privatmann irrtümlicherweise, den steckbrieflich verfolgten ungetreuen 
Bankbeamten B vor sich zu haben, und lrimmt er ihn fest, so kann sich der Fest­
genommene ungestraft zur Wehr setzen und den Privatmann zu Boden schlagen; 
dem im guten Glauben festnehmenden Polizeibeamten dagegen darf B keinen Wider­
stand leisten. Legt jemand vor Gericht die private Abschrift einer Einbürgerungs­
urkunde zum Beweise des Erwerbes der preußischen Staatsangehörigkeit vor und 
wird die Richtigkeit der Abschrift von der andern Partei bestritten, so muß die Rich­
tigkeit der Abschrift der beweisen, der sich auf sie beruft; bei einer öffentlich beglau­
bigten Abschrift trifft die Beweislast den, der die Richtigkeit der Abschrift bestreitet, 
die öffentliche Beurkundung begründet also im Gegensatze zur privaten die Ver­
mutung der Richtigkeit (ZPO. § 418). Die öffentliche Urkunde hat, anders als die 
private, sogar die Vermutung der Echtheit für sich (ZPO. § 437). Wenn ein Arzt 
dem B schreibt, er setze sein Honorar für ärztliche Bemühungen auf 1000 RM fest, 
und B ist überzeugt, daß der Arzt nichts zu fordern habe, dann kann B den Brief 
in den Papierkorb werfen. Erhält er dagegen einen Steuerbescheid über 1000 RM 
vom Finanzamt, so darf er sich nicht bei dem Gedanken beruhigen, das Finanzamt 
habe sich offenbar bei der Feststellung der zu besteuernden Werte geirrt, sondern 
muß Einspruch erheben und außerdem vorläufig zahlen. Schon bei Zusendung der 
Aufforderung zur Abgabe der Steuererklärung wurde ihm deutlich gemacht, daß, 
wenn sich überhaupt jemand irren dürfe, es der Staat und Iiicht der Steuerpflichtige 
sei; denn der Vordruck enthält den Satz: "Die Prüfung, was steuerpflichtig ist 
und was nicht, steht dem Finanzamt, nicht dem Steuerpflichtigen zu" (AO. § 168D ). 

Auch beim Wahlrecht zeigt sich die Unempfindlichkeit des Verwaltungsakts gegen 
Gesetzwidrigkeiten. Der nach gesetzwidriger Wahl zum Stadtverordneten Er­
klärte ist Stadtverordneter und bleibt es bis zur Ungültigerklärung der Wahl durch 
die zuständige Behörde. 

Die hoheitliche Verwaltung ",ird uns als die dem Staate eigentümliche Ver­
waltung in erster Linie beschäftigen. Sie ist aber nicht die einzige Art von öffent­
licher Verwaltung, für das Wohl und Wehe der Bevölkerung vielleicht nicht ein­
mal die wichtigste. 

2. Nicht-hoheitliehe Verwaltung. Es ist mißlich, einen Begriff verneinend 
umschreiben zu müssen. Aber der Ausdruck "gesellschaftliche Verwaltung" oder 
"soziale Verwaltung", den man für die Fälle vorgeschlagen hat, da der Staat von 

1 Näheres im § 11; vgl. ferner W. J ELLINEK Zweiseitiger Verwaltungsakt und Verwaltungs­
akt auf Unterwerfung, Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 97ff. 

B Vgl. z. B. PrOVG. 24. Juni 20, PrVerwBl. 42 (1921) S. 66ff. 
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seiner Höhe herabsteigt und sich unter die Bürger als einer ihresgleichen mischt3, 

kann wegen der Vieldeutigkeit des Wortes "Gesellschaft" und der Sonderbedeutung 
des Wortes "sozial" leicht mißverstanden werden. 

Die Gründe, die Staat oder Gemeinde bewegen können, für das Wohl der All­
gemeinheit tätig zu werden, ohne die ihnen eigentümliche Gewalt einzusetzen, 
können von verschiedenster Art sein. Gewisse Tätigkeiten bringen Staat und Ge­
meinde überhaupt nicht oder nicht notwendig mit dem Bürger in Berührung, so 
namentlich Verrichtungen auf dem Gebiete des Bauwesens und der Technik. 
Ein Oberbürgermeister, der nach einem künstlerisch wohlüberlegten Plane städtische 
Gebäude errichtet, Grünflächen anlegt, Straßengelände freimacht, und der, selbst 
Techniker oder technisch gut beraten, die Straßen widerstandsfähig, geräuschlos 
und staubfrei macht, für die Beseitigung des Hausmülls eine neuzeitliche Verbren­
nungsanlage herstellen läßt, die Wasserkräfte innerhalb oder in der Nähe der Ge­
meinde in Licht, Kraft und Wärme umsetzt und das städtische Gaswerk zugleich 
in eine Fernheizanstalt verwandelt, - auch dieser Oberbürgermeister verwaltet, 
sogar im besten Sinne des Worts, und wenn man ihm später eine Gedenktafel setzt 
oder eine Straße nach ihm benennt, so wird dies wegen seiner Verdienste um die 
Schönheit, Gesundheit, Annehmlichkeit und wirtschaftliche Blüte der Stadt ge­
schehen, und nicht wegen der von ihm erlassenen Polizeiverfügungen oder wegen 
seiner Maßnahmen auf dem Gebiete der Wohnungszwangswirtschaft. Andere Maß­
nahmen nicht-hoheitlicher Art setzen dann ein, wenn man mittels ihrer leich ter 
zum Ziele kommt als durch Geltendmachung der Staatsgewalt. So wird 
jeder gute Verwaltungsbeamte seine Ehre darin erblicken, sämtliche Gemeinden 
seines Verwaltungsbezirks mit Wasserleitungen zu versehen; zum Bau einer Wasser­
leitung zwingen kann er aber die Gemeinden nur in seltenen Fällen; er wird daher 
in der zögernden Gemeinde ·eine Versammlung einberufen, namentlich auch die 
Hausfrauen dazu bitten, und nun durch einen mit Lichtbildern begleiteten Vor­
trag für die Wasserleitung Stimmung machen. Ebenso werden die Gemeinden vom 
Staatsministerium "ersucht", den Jugendpflege- und Leibesübungsvereinen unter 
möglichst günstigen Bedingungen geeignete Plätze und Räume zur Verfügung zu 
stellen, von den Gemeinden wird "erwartet", daß sie am 11. August flaggen4 • Die 
Vertilgung von Kreuzottern könnte vielleicht den Grundstückseigentümern als poli­
zeiliche Verpflichtung einseitig auferlegt werden, aber die Aussetzung einer Prämie 
von 50 Pfg. für jede getötete Kreuzotter zeitigt sicher bessere Ergebnisse5• Vielfach 
hat die nicht-hoheitliche Verwaltung die Aufgabe, die hoheitliche zu un terst ü tz en. 
Trotz aller Straßenpolizeiverordnungen kommen Straßenunfälle vor; die Polizei 
greift daher zum Mittel der Belehrung durch Wort und Schrift, etwa durch Heraus­
gabe einer für die Schule bestimmten Verkehrsfibel6 • Arbeitsnachweise, Schlich­
tungsstellen, Rechtsauskunfts- und Gütestellen haben neben allem andern auch 
friedenbewahrende Aufgaben. Bei Trunksucht und Bettelei schreitet der Staat 
nicht nur verbietend und strafend ein, sondern auch fürsorgend und helfend? Dem 
hoheitlichen Akte der Ernennung zum Beamten geht vernünftigerweise eine genaue 
Prüfung des Anwärters auf seine "optimale" Verwendbarkeit voraus. Die Erhebung 
einer Kurtaxe ist hoheitliche Verwaltung, aber erst müssen die Fremden da sein; 
um sie anzulocken, errichtet die Gemeinde oder das Land einen nicht hoheitlichen 
Fremdenverkehrsrat oder ein gemeindliches Presseamt. Überhaupt ist d,ie geschickte 
Verwendung der Presse eines der wichtigsten Mittel der Verwaltung für die Durch­
führung ihrer Plänes. Eine unangenehme Maßnahme, etwa Einführung des Maul-

3 Vgl. G. JELLINEK AIlg. Staatslehre 3 1914 S. 622ff. 
, Württ. RegBl. 1926 S. 103, meckl.-schw. RegBI. 1926 S. 401. 
I MinBliV. 1926 Sp. 757, 1927 Sp. 1087. 
I Tru.MM, BOSE u. a. Verkehrsfibel 1926. 
7 Vgl. z. B. BALDES Kommunale und private Trinkerfürsorge, Stusev. 1926 S. 174ff. 
8 Vgl. SCHLEY Städtische Presseämter, Stusev. 1926 S. 352ff. 
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korbzwangs für Hunde, wird kaum mehr auf Widersta.nd stoßen, wenn sie durch 
belehrende Zeitungsaufsätze vorbereitet wurde. 

Es gehört mit zu der größten Verwaltungskunst, zwischen der hoheitlichen 
und der nicht-hoheitlichen Verwaltung die richtige Mitte zu haltelI. Der alte und 
erfahrene Verwaltungsbeamte wird weniger oft von der Staatsgewalt Gebrauch 
machen als der junge und unerfahrene. Die Unterscheidung hat aber auch ihre 
wichtige juristische Bedeutung, namentlich auf dem Gebiete des Beamten­
rechts und des Verwaltungsstreitverfahrens. Nach ständiger Rechtsprechung des­
Reichsgerichts9 ist ein vom Staate oder einem sonstigen Träger öffentlicher Gewalt 
Angestellter ein Beamter, wenn er hoheitliche Tätigkeiten ausübt, 
selbst wenn er als Privatangestellter angenommen wurde. Bei der Anstellung eines 
städtischen Hafenmeisters auf Privatdienstvertrag untersucht also das Gericht, 
ob die Tätigkeit des Hafenmeisters bei Erteilung von Weisungen und Erlaubnissen 
an die Schiffskapitäne hoheitlicher Natur ist oder nicht, und bejaht demgemäß seine 
Beamteneigenschaft oder verneint sie. Der Leiter eines Arbeitsnachweises und einer 
Rechtsauskunftsstelle kann von einem Landkreise nur deshalb als Privatangestellter 
verpflichtet werden, weil seine Tätigkeiten keine solchen hoheitlicher Art sind 10. 

Auch bei Geltendmachung der Amtshaftung ist die Feststellung wichtig, ob der 
schuldige Beamte seine Amtspflicht "in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen 
Gewalt" verletzt hat oder nicht (RV. Art. 131). Bei einem Telegraphenbauführer 
z. B., der das Legen von Kabeln beaufsichtigte und dabei die :Fürsorge für die Sicher· 
heit des Straßenverkehrs vernachlässigte, wurde das Vorhandensein öffentlicher 
Gewalt mit Recht verneint ll . Vor allem aber ist die Unterscheidung wichtig für 
die Frage der Anfeehtbarkeit einer Maßnahme vor den Verwaltungsgerichten. 
Beschlüsse der Selbstverwaltungskörper, polizeiliche Verfügungen und sonstige 
Verwaltungsakte können durch Klage vor den Verwaltungsgerichten angefochten 
werden. Mit Recht aber scheiden die Gerichte hierbei alle Maßnahmen nicht hoheit­
licher Natur aus. Gegen die einem Lichtspielbesitzer erteilte Auskunft, daß er 
nur in beschränktem Umfange geistige Getränke ausschenken dürfe, gegen die 
Mahnung an einen Verein, seine Satzung einzureichen, da er sich sonst strafbar 
mache, gibt es ebensowenig ein Rechtsmittel wie gegen die unverbindliche Me i n u ng s -
äußerung der Polizei, ein bestimmter Weg sei ein öffentlicher Weg 12. Auch ist 
das Ersuchen der Stadtverordnetenversammlung an eines ihrer Mitglieder, sein Amt 
niederzulegen, nicht beanstandungsfähig, ebensowenig das vom Provinziallandtag 
an die Staatsregierung gerichtete Ersuchen um anderweitige Besetzung des Postens 
des Oberpräsidenten 13. Allerdings ist bei Verneinung der hoheitlichen Natur 
eines Aktes Vorsicht geboten. Kraft ausdrücklicher Gesetzesvorschrift oder kraft 
rechtsstaatlicher Erwägung können auch Akte, wie die genannten, der Anfechtung 
unterworfen sein. So gilt als anfechtbarer Steuerbescheid "auch eine schriftliche 
Auskunft, die ein Finanzamt über die Stempelpflichtigkeit einer ausgestellten 
Urkunde oder eines vollzogenen Geschäfts erteilt" (AO. § 2201I). Schwieriger 
liegen die Fälle kraft rechtsstaatlicher Erwägung, zumal man hier gegen den 
Strom der Rechtsprechung schwimmen muß. Warnungen können vom Gewarnten 

9 Vgl. z. B. RG. IU 23. Apr. 26, PrVerwBl. 4S (1927) S. 467f. 
10 RG. IU 10. Juni 1922, GruchotsBeitr. 67 (1925) S. 206ff. 
11 RG. VI 22. Nov. 1917, RGZ. 91, 273ff. 
12 PrOVG. 24. Apr. 24, PrVerwBI. 45 (1924) S. 435; PrOVG. 11. Mai 14, Entsch. 67, 326ft.; 

PrOVG. 12. Nov. 1925, .JW. 1926 S. 1070. 
13 PrOVG. 26. Mai 14, Entsch. 67, 116ff.; 23. Mai 22, Ent~ch. 77, lOSff. - Vgl. ferner 

PrOVG. 1. Dez. 25, JW. 1926 S. 2313 (Vertrauensvotum der Stadtverordnetenversammlung für 
den Oberbürgermeister); BadVGH. 7. Nov. 16, BadVerwZ. 1917 S. 36f. (Inaussichtstellen 
schärferer tlberwachung eines Arztes); BadVGH. S. Juli 13, BadVerwZ. 1913 S. ISSf., OldOVG. 
6. Jan. 27, OldZ. 54 (1927) S. 66ff., und BraunschwVGH. 14. Jan. 14, BraunschwZ. 61 (1914) 
Beil. S. 4f. (Belehrung über Auslegung eines Gesetzes). 



I 3. Fiskalische Verwaltung. 23 

nicht angefochten werden, aber auch von dem nicht, vor dem gewarnt wird 1 Die 
Polizei warnt das Publikum vor dem Bankgeschäft des A. Solange das Reichsgericht 
in solchen Fällen die Klage des A gegen den Staat wie gegen einen beliebigen Privat­
mann zuläßt14, ist allerdings dem Rechtsschutzgedanken Genüge geschehen. Rich­
tiger ist es aber doch zu sagen; in der Warnung vor A liegt zugleich der Befehl an A, 
diese Warnung zu dulden, genau wie das Betreten eines Hauses durch einen Polizei­
beamten von der Rechtsprechung als ein im verwaltungsgerichtlichen Verfahren 
anfechtbarer Duldungsbefehl aufgefaßt wird 1~. Ebenso müßte die Veröffentlichung 
der amtlichen Milehuntersuchungsergebnisse mit Nennung der Namen der Milch­
händler, müßte die polizeiliche Überwachung einer aus der Irrenanstalt entlassenen 
Person durch Anstellung von Nachforschungen über ihr Verhalten zu den hoheit­
lichen und darum anfechtbaren polizeilichen Verfügungen gerechnet werden16• Denn 
in beiden Fällen greift die Polizei kraft ihrer Amtsgewalt in die Sphäre eines Per­
sÖlllichkeitsreehtes ein. Daher ist auch die von amtlicher Stelle einem Bürger­
meister gegenüber ausgesprochene förmliche Mißbilligung mehr als eine bloß ge· 
sellschaftliche Äußerung, sie ist, wenn sie nicht kraft dienstlicher Überordnung im 
Sinne einer Mahnung ausgesprochen wird 17, eine, obschon unzulässige, Strafe und 
eröffnet in Ländern mit allgemeiner Anfechtungsklage gerade deshalb den Rechtszug 
vor den Verwaltungsgerichten 18. 

Auch die nicht-hoheitliche Verwaltung ist öffentliche Verwaltung, auch sie 
genießt daher den Schutz des Strafgesetzbuchs. Ein Privatmann, der sich als an­
geblicher Vorsteher des städtischen Wohlfahrtsamtes betätigt, macht sich der Amts­
anmaßung schuldig (StGB. § 132), und wer den Beamten der städtischen Rechts­
auskunftsstelle durch Drohung verhindert, der Gegenpartei Auskunft zu erteilen, 
hat eine Anklage wegen Beamtennötigung zu gewärtigen (§ 114). 

3. Fiskalische Verwaltung insbesondere. Zeigt der Staat somit auch bei der 
nicht-hoheitlichen Verwaltung noch bisweilen das Antlitz des Herrschers, so kann 
er noch einen Schritt weiter tun und sich ganz auf den Boden des Privatrechts 
stellen. Man spricht dann von fiskalischer Verwaltung, obwohl das Wort 
"Fiskus" in einem weiteren Sinne den Staat als Vermögenssubjekt schlechthin be­
zeichnet, auch wenn er dem Bürger dabei hoheitlich gegenübersteht (Steuerfiskus, 
Zollfiskus). Für die in Formen des Privatrechts vor sich gehende Verwaltung 
der sonstigen Träger öffentlicher Gewalt, insbesondere der Gemeinden, gibt es 
kein besonderes Wort, auch sie sei daher in der BezeiGhnung "fiskalische Ver­
waltung" einbegriffen. 

Auch der Fiskus als Privatperson hat noch gewisse Vorrechte vor andern 
Rechtsträgern ; so ist Cl' der gesetzliche Erbe, wenn sonst keine Erben vorhanden 
sind, so ist er allein zur Aneignung eines herrenlosen Grundstücks berechtigt (BGB. 
§§ 1936, 928II), so genießt er besondere Vorzüge bei der Zwangsvollstreckung gegen 
ihn (EG. ZPO. § 153)19. Aber im großen und ganzen wird er nieht anders behandelt 
als jeder andere Privatmann. 

Die Rechtsregeln für die fiskalische Verwaltung unterscheiden sich von denen 
der hoheitlichen auf vielen Gebieten, insbesondere was Vertretungsmacht, Haftung, 

14 Vgl. RG. III 26. Nov. 20, RGZ. 101, 24f. 
16 PrOVG. 28. Okt. 10, Entsch. 58, 264ff. 
18 Anders das PrOVG.: 8. Dez. 13, Entsch. 66, 316ff.; 18. Juni 14, Entsch. 67, 321ff. Über 

die ganze Frage W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S.205. Der Gesichtspunkt des Per­
sönlichkeitsrechts gut hervorgehoben vom BraunschwVGH. 12. Mai 26, ßraunschwZ. 72 (1926) 
Beil. S. 12f. (Trunkenbold). 

17 Vgl. SächsOVG. 28. Mai 14, Jahrb. 22, 234ff. 
18 Für Preußen, das auf dem Gebiete der verwaltungsgerichtlichen Zuständigkeiten noch 

rückständig ist, vgl. H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 S. 136f.; 
PrOVG. 15. Okt. 26, Entsch. 81, 433ff. 

19 V gl. WALDECKER Die Zwangsvollstreckung gegen die Kommunalverbände in Preußen 
1918; DÖRING Zwangsvollstreckung gegen Gemeinden, BayGemZ. 1927 Sp. 441ff. 
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Entstehung der Rechtsverhältnisse und gerichtliches Verfahren anlangt. Aus noch 
so großer hoheitlicher Machtvollkommenheit folgt noch nichts für die privatrecht­
liehe Vertretungs m ach t. Es kann leicht vorkommen, daß ein Offizier eine Divi­
sion befehligt, aber nicht imstande ist, ein fiskalisches Hufeisen zu veräußern. 
Die Amtshaftung für Übergriffe der öffentlichen Gewalt richtet sich nach RV_ 
Art. 131, die Haftung für fiskalische Versehen nach BGB. §§ 31, 89, 278, 
831, eine Erscheinung, auf die später bei Erörterung der Amtshaftung zurück­
zukommen sein wird 20. Zur Begründung eines bürgerlichrechtlichen Schuldverhält­
nisses durch Rechtsgeschäft bedarf es im Zweüel eines Vertrags (BGB. § 305), 
während in der öffentlichen Verwaltung die einseitige Verfügung vorherrscht, 
ja es sogar einer Untersuchung bedürfen wird, ob es auch im öffentlichen Recht 
Verträge oder zweiseitige Verwaltungsakte gibt21• Gegen den Fiskus kann wie gegen 
jedermann vor den ordentlichen Gerichten geklagt werden, der hoheit­
liche Staat nimmt vor den ordentlichen Gerichten nur ausnahmsweise Recht, 
unter Umständen sogar überhaupt vor keinem Gericht, z. B. in den meisten Ländern 
bei der Frage der Zulässigkeit einer Enteignung. Wenn der Fiskus von einem Privat­
mann etwas haben will und erreicht es nicht auf gütlichem Wege, so muß er sich 
in die Rolle des Klägers bequemen 22. Der hoheitliche Staat hat es besser: 
er zwingt einseitig und überläßt die Rolle des Klägers dem Bürger. 

Diese offenbare Schlechterstellung des Fiskus, namentlich in den drei letzten 
Fällen, legt die Frage nahe, was für einen Vorteil sich Staat oder Gemeinde davon 
versprechen, wenn sie mit dem Bürger wie mit ihresgleichen unter den Regeln des 
Privatrechts verkehren. Ein Vergleich gibt die Antwort. Sie tun es aus dem gleichen 
Grunde, weshalb ein Offizier unter Umständen lieber in Zivil als in Unilorm aus­
geht: um in der Bewegungsfreiheit weniger behindert zu sein. So wird 
es in den seltensten Fällen angehen, einen Grundstückseigentümer durch Verwal­
tungsakt zu zwingen, ein vom Stadtarchitekten in der äußeren Gestalt genau vor­
gezeichnetes Haus zu bauen; wenn aber die Stadt rechtzeitig Grund und Boden 
eines Viertels aufgekauft hat, kann sie bei Veräußerung der einzelnen Grundstücke 
oder bei Bestellung eines Erbbaurechts an ihnen den Erwerbern die privatrechtliche 
Verpflichtung auferlegen, so zu bauen, wie der Magistrat es vorschreibt. Namentlich 
ist die fiskalische Verwaltung innerhalb noch zu erörternder Grenzen frei von 
den Schranken der Grundrechte. Bei Erteilung einer Ansiedelungsgeneh­
migung muß der Verwaltungsbehörde das Glaubensbekenntnis der Ansiedler und 
ihre Muttersprache gleichgültig sein (RV. Art. 1361, 113, 1091). Bei Ansiedelungen 
auf fiskalischen Grundstücken dagegen darf der Fiskus Unterschiede machen und 
in der einen Gegend z. B. die Protestanten, in der anderen die Kat.holiken bevor­
zugen 23. Ebenso kann die Verwaltungsbehörde derprivatenLeichenbestattungsanstalt 
nicht den Gewerbebetrieb untersagen, da dies gegen die Gewerbefreiheit verstoßen 
würde (RV. Art. 151m, GewO. § IX), wohl aber ka.nn die Gemeinde von ihrem 
Hausrecht Gebrauch machen und den Leuten der Anstalt das Arbeiten auf dem 
Gemeindefriedhof verbieten24• Ein Gastwirt ist nach öffentlichem Recht befugt, 
in seinen Räumen Musik zu machen; ist er aber Pächter eines städtischen Grund­
stücks, so kann der Pachtvertrag diese Befugnis ausschließen. Bei einer nach 
öffentlichem Rechte betriebenen städtischen Wasserversorgungsanstalt sind die 

10 Vgl. unten § 14 I 1. S1 Vgl. unten § 11 II 2. 
BI Ober Ausnahmen von dieser Regel in der preußischen Forst- und Domänenverwaltung 

kraft alten Rechts KASPER, JW. 1925 S. 1080H. 
B8 Für die Zulässigkeit einer Dienstbarkeit zugunsten des Staats des Inhalts, daß mit staat- . 

lichen Zuschüssen errichtete Landarbeiterwohnungen nur von Deutschstämmigen bewohnt 
werden dürfen, RG. V 14. Okt. 25, JW.1926 S.2844ff. Vgl. auch KG. 29. Juni 08, KGJ. 
36 A 216H. 

B4 RG. VI 15. Nov. 20, RGZ. 100, 213ff. Vgl. auch SächsOVG. 12. Okt. 20, Jahrb. 26, 
22ff.; RG. VII 7. Apr. 14, JW. 1914 S. 685f. 
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Gebühren "im voraus nach festen Normen und Sätzen zu bestimmen" (pr. G. v. 
14. Juli 1893 § 7); bei einer nach Privatrecht betriebenen steht der vertraglichen 
Zulassung einer rückwirkenden Gebührenberechnung nichts im Wege. 

Die Beispiele, die sich leicht vermehren ließen, legen die Frage nach den Gren­
zen der fiskalischen Verwaltung nahe. Alles kann dem Staate oder der Ge­
meinde "in Zivil" doch nicht gestattet sein. So kann die Vornahme oder Nicht­
vornahme eines hoheitlichen Aktes offenbar nicht Gegenstand privater 
Abmachungen werden. Der Staat kann sich nicht privatrechtlieh verpflichten, 
einem Beamten ein bestimmtes Amt bei :Freiwerden zu übertragen oder von seiner 
Enteignungsbefugnis einem einzelnen Eigentümer gegenüber keinen Gebrauch zu 
machen oder einen Bürger mit polizeilichen Vorladungen zu verschonen. Die auf 
übertragung des Amtes oder auf Unterlassung der Enteignung oder der Vorladung 
erhobene Klage müßte wegen Unzulässigkeit des Rechtswegs abgewiesen werden. 
Daher sind auch die häufig versuchten Steuerbefreiungsverträge und die sog. 
Loskaufverträge in der Wohnungszwangswirtschaft jedenfalls dann ungültig, 
wenn ihr Sinn der sein sollte, Staat oder Gemeinde gerichtlich zu zwingen, der Zu­
sage gemäß von der Steuerveranlagung oder der Wohnungsbeschlagnahme keinen 
Gebrauch zu machen. Doch kann hier eine dem Willen der Parteien entsprechende 
juristische Form gefunden werden, die der rechtlichen Prüfung standhält und wirt­
schaftlich ähnliche, wenn auch schwächere Wirkungen hat als die Abrede über den 
Hoheitsakt selbst. Als Privatrechtssubjekt kann die Gemeinde auch Zuwendungen 
machen. Sie kann also, wenn sie bei einem Wohltätigkeitsfest mit Tanz 1000 RM 
an Vergnügungssteuer eingenommen hat, eben diese 1000 RM dem W ohltätigkeits­
unternehmen schenken, ja sie kann sich hierzu vorher in den Formen des bürgerlichen 
Rechtes sogar verpflichten 25. Auch der Loskaufvertrag26 läßt eine rein privatrecht­
liehe Umformung zu, sofern nur das Wohnungsamt dabei in seinen Entschließungen 
frei bleibt. Der Wohnungsinhaber verpflichtet sich zur vierteljährlichen Zahlung 
bestimmter Geldsummen unter der Bedingung, daß er von der Beschlagnahme ver­
schont bleibt. Wird die Wohnung beschlagnahmt, so wird er von der Zahlungspflicht 
befreit, hat er vorausbezahlt., so haftet die Gemeinde aus ungerechtfertigter Bereiche­
rung. Allerdings finden derartige Verträge ihre Grenzen an den guten Sitten. Die 
privatrechtlichen Abmachungen müssen eine biIligenswerte Grundlage haben, etwa 
das, trotz des Schenkungsversprechens vorhandene, geldliche Interesse der Ge­
meinde am Zuzug eines steuerkräftigen Fremden oder den Vorteil, welcher der Ge­
meinde daraus erwächst, daß der Eigentümer des beschlagnahmebefreiten Hauses 
sich zum Bau eines neuen Wohnhauses verpflichtet hat. 

Staat und Fiskus bilden eine Einheit. Die frühere Auffassung, daß sie zwei 
verschiedene Rechtssubjekte seien, ist längst aufgegeben. Ob der Fiskus allein 
oder, wie bei gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen, gemeinsam mit anderen 
Privatpersonen sich betätigt, immer ist er dasselbe Rechtssubjekt, das uns auch 
als Herrscher entgegentreten kann. Hat er z. B. ein Grundstück für die Anlegung 
einer Straße enteignet, für die Straße verwendet, aber später die Straße eingezogen, 
so bedarf es keiner Auflassung, um das Grundstück mit einer fiskalischen Fabrik 
zu verbinden. Auch bei den subjektiven Grenzen der Rechtskraft eines zivilprozes-

26 VgJ. z. B. PrOVG. 19. Nov. 08, Entsch. 53, 119ff.; 2l>. Mai 20, Entsch. 76, 148f. - Die 
Frage ist nicht unbestritten. VgJ. FLEINER S.137ff.; bad. Min. d. 1.13. Febr. 25, BadVerwZ.1925 
S. 39; Kl. Rat v. Graubünden 13. Febr. 25, SchwZBlStGemVerw. 26 (1925) S. 41Off. 

26 über ihn LEHMANN Zur Rechtsgültigkeit der sogen. Loskaufverträge, PrVerwBl. 47 
(1926) S.70; FRIEDMANN "Das Mietgericht" 3 (1928) S.147ff.; RG. III 8. Nov. 27, 
RGZ. 118, 379ff.; KG. 19. Jan. 25, Entsch. Erg. 3, 17ff.; OLG. Stuttgart 22. Juni 28, 
WürttZSprBeil. 70 (1928) S. 146ff.; HansOLG. 25. Juni 24, HansRZ. 1924 Sp. 915ff. - über 
den ähnlich liegenden Fall der Befreiung von ortsstatutarischen Bauverboten u. a. BENKARD im 
VerwArch. 17 (1909) S.360ff.; OTTO MAYER II S. 117 N. 24; FLEINER S. 171 N.20; RG. V 
15. Febr. 13, GruchotsBeitr. 57 (1913) S. 1167ff.; PrOVG. 26. Jan. 28, Entsch. 82, 425ff. 
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;malen Urteils kann die Einheit von Staat und Fiskus bedeutsam werden. Wenn A 
gegen den Fiskus ein rechtskräftiges Urteil über die Zahlung einer bestimmten Geld­
summe erstritten hat und er rechnet mit dieser Summe gegen eine Steuerforderung 
auf, so kann die Finanzbehörde das Bestehen der Gegenforderung nicht mehr be­
streiten (AO. § 103). Der Einheitsgedanke wird durch die Selbständigkeit der fi~­
kalischen Kassen nur ausnahmsweise berührt, so bei der Aufrechnung !lach BGB. 
§ 395, die nur der gleichen Kasse gegenüber zulässig ist, der auch die Gegenfor­
derung zusteht 27. Auch bei sinngemäßer Auslegung gewülser Steuervorschriften 
kann es notwendig werden, :Fiskus und Staat als zwei Pprsonen anzusehen, so wenn 
die Hergabe von Räumen an "andere" den Steuertatbestand bildet und der her­
gebende Teil die preußische "Eisenbahnverwaltung, der andere eine preußische Polizei­
behörde war28 • Gerade diese Doppelgestalt des Staates als Trägers öffentlicher Ge­
walt und als Fiskus macht es oft so schwierig, das öffentliche Recht klar vom bür­
gerlichen zu trennen und Streitigkeiten, in denen Staat oder Gcmeinde beteiligt 
sind, zweifelsfrei zu entscheiden. "Ein städtisches Wasserwerk entzieht einem unter­
halb der Stadt befindlichen Triebwerk das Wasser, auf das dcr Triehwerksbesitzl'r 
_lnspruch hat. Hier muß man unterscheiden, ob das Wasserwerk als private An­
stalt betrieben wird oder als öffentliche. Im ersten Falle kann der Triebwerksbesitzer 
auf Unterlassung klagen, im zweiten nieht 29 • Ob aber das eine oder das andere zu­
trifft, kann sehr zweifelhaft sein. Oder die Reichsregierung ersucht einen Kommunal­
verband um die Übernahme elsaß-lothringiseher Flüchtlinge. War das "Ersuchen" 
nur eine Höflichkeitsform, so liegt eine "Anforderung" im Sinne des Ausführungs­
gesetzes zum Friedensvertrage vor, der nachzukommen der Verband gegen eine Ver­
gütung verpflichtet ist, über deren Höhe im letzten Hechtszuge das Reichswirtschafts­
gericht entscheidet; handelte es sich dagegen um einen bürgerlichrechtlichen "Auf­
trag", dann lag es im freien Willen des Kommunalverbandes, ob er die Flüchtlinge 
aufnehmen wollte, und über die Vergütung entscheiden die ordentlichen Geriehte 30 • 

Auch hier kann die Tatfrage Schwierigkeiten bereiten. 
Wie die Wahl zwischen hoheitlicher und nicht-hoheitlicher Verwaltung überhaupt, 

so ist auch die zwischen hoheitlicher und fiskalischer Verwaltung der Prüfstein 
überlegener Verwaltungskunst. Je nach Gelegenheit und nach politischer Zusam­
mensetzung der Stadtverordnetenversammlung wird der eine Bürgermeister durch 
großzügige Grundstücksspekulation, durch "Kaufen in der dritten und Verkaufen 
in der ersten Zone", die Gemeindeeinnahmen vergrößern, der andere durch Brfindung 
neuer Steuern. In der einen Gemeinde wird der Betrieb einer elektrischen Weberei 
große Überschüsse abwerfen, in der andern muß der Betrieb eingestellt werden, 
weil die arbeiterfreundliche Mehrheit im Magistrat den Überschuß einschließlich dpl" 
notwendigen Rücklagen unter die Arbeiter des Betriebes verteilt. Daraus, daß die 
fiskalische Verwaltung in einer Darstellung des Verwaltungsrechts als eines Zweiges 
des öffentlichen Rechts stark zurücktreten muß, schließe man nicht auf ihre Un­
wichtigkeit im Leben des Staates und der Gemeinden. 

II. Freie und gebundene Verwaltung. 
1. Der Unterschied und seine Bedeutun~. Der Ausdruck" vollziehende Gewalt" 

könnte zu der Annahme verleiten, daß es der Verwaltung HIlI" obliegt auszuführen, 
was die Gesetze genau vorschreiben, so wie der Gerichts-" Vollzieher'· sich genau an 
die vollstreckbare Ausfertigung des Urteils zu halten hat. Solche Auffassung wäre 

27 Über Abkommen zwischen fiskalischen Stationen SCHMID in WürttZ. 67 (1925) S.316ff.: 
RG. IV 17. Sept. 27, RVerwBI. 49 (1928) S. 789f. Vgl. allgemein H. RÜHL Zur Konstruktion 
der Rechtsbeziehungen zwischen staatlichen Behörden 1926. 

28 PrOVG. 10. Febr. 14, Entsch. 66, 142ff. VgI. auch RFinH. :!4. Febr. 27, PrVerwBI. 49 
(1928) S. 70; RG.III 20. Dez. 27, RGZ. ll9, 304ff. 

29 RG. V 12. Jan. 16, GruchotsBeitr. 60 (1916) S. 684ff. 
30 RG. IV 2. Juli 25, RGZ. lU, 204ff. 
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nm' zum Teile richt.ig. Es gibt. Verwaltungsakte, deren Inhalt eindeutig vor· 
geschrieben ist und die bei gewissen, vom Gesetze genau vorherbestimmten Tat· 
beständen vorgenommen werden müssen. Aber sie sind nicht die einzigen. Es 
gibt auch solche, die der Verwaltungsbehörde ein großes Maß von Entschlußfreiheit 
lassen. Klassische Beispiele sind die Aufnahme eines Deutschen in einen andern 
deutschen Staats verband einerseits und die Einbürgerung eines Ausländers andrer· 
seits. Ein Württemberger, der sich in Preußen niedergelassen hat, nicht vorbestraft 
ist und der Armenpflege nicht zur Last fällt oder in absehbarer Zeit zur Last fallen 
wird, muß auf Antrag in den preußischen Staatsverband aufgenommen werden. 
Noch einfacher liegt es bei der Entlassung aus dem Staatsverbande. Weist ein 
Württemberger nach, daß er zugleich Preuße ist, dann muß ihm auf Antrag die 
Entlassung aus dem württembergischen Staatsverbande erteilt werden, wenn er 
sich die preußische Staatsangehörigkeit vorbehält (RGes. v. 22. Juli 1913 §§ 7, 21). 
Bei der Einbürgerung eines Ausländers dagegen besteht, wenn kein Sonderfall vor· 
liegt, keine Pflicht der Verwaltungsbehörde, dem Antrage zu willfahren. Auch wenn 
der Ausländer alle im Gesetze für die Zulässigkeit der Einbürgerung vorgesehenen 
Voraussetzungen erfüllt, besteht für die Verwaltungsbehörde kein Müssen, sondern 
nur ein Können; sie kann die Einbürgerung gewähren, kann aber den Antrag auch 
zurückweisen (§ 8). Im Baurecht muß die Baupolizeibehörde einen geplanten Bau 
genehmigen, wenn er den geltenden Bauvorschriften entspricht, der sog. Bau· 
konsens ist also gesetzlich eindeutig gebunden. Dagegen steht die Gewährung eines 
sog. Baudispenses, d. h. die Gestattung der Abweichung von bestimmten Bau. 
vorschriften, im freien Ermessen der zuständigen Behörde. Die Ernennung eines 
Beamt.en ist ein freier Akt, die Gewährung einer Alterszulage an ihn ein gebundener. 
Die Einleitung und Durchführung der Enteignung, das Einschreiten der Polizei 
gegen anstößige Theaterstücke, die Eröffnung des Disziplinarverfahrens gegen einen 
Beamten beruhen in gewissen Grenzen auf freien Entschließungen der' Verwaltungs· 
behörden, bei der Veranlagung zur Einkommensteuer, bei der Festsetzung des 
Witwengeldes oder der Invalidenrente, bei der Erteilung des Wandergewerbescheins 
.an einen dazu berechtigten Deutschen steht das Ergebnis des Verwaltungsaktes ein­
deutig fest, noch bevor er erlassen wurde. 

Warum wohl ordnet das Gesetz bald freie, bald gebundene Verwaltung an'? 
Weil es die Mitte halten muß zwischen zwei unerreichbaren Idealen: dem allweisen 
Gesetzgeber und dem allweisen Verwaltungsbeamten. Der allweise Ge· 
setzgeber würde die gebundene Verwaltung rein durchführen. Denn da er alle Ver­
hältnisse, auch die künftigen und unwahrscheinlichsten, genau übersieht, kann er 
die Verwaltungsbehörden mit bindenden Anweisungen für jeden Einzelfall versehen. 
Beim allweisen Verwaltungsbeamten dagegen wäre jede Bindung überflüssig, da 
er kraft seiner überlegenen Einsieht immer das anprdnen würde, was im Einzelfalle 
.am besten ist. Nun ist aber keines der beiden Ideale verwirklicht., also müssen beide 
Arten von Verwaltungen, die nach Rechtssätzen und die nach freiem Ermessen, 
mit einander verbunden werden. Wo es dem Gesetzgeber vor allem auf die gleich­
mäßige Behandlung gleicher Tatbestände ankommt, wird er den Verwaltungs­
behörden genau vorschreiben, was zu geschehen hat, während er den Verwaltungs­
behörden J!'reiheit läßt, wenn gerade die Mannigfaltigkeit der Verwaltung einen Wert 
für sich hat. So ist es kein Zufall, daß die Steuerverwaltung fast durchweg streng 
an Rechtssätze gebunden ist; denn eines der im Steuerwesen anerkannten Ideale 
ist die Gerechtigkeit., die eine ungleichmäßige Behandlung gleichmäßiger Tat­
best.ände nicht zuläßt. Auch die strenge Gebundenheit bei der Aufnahme eines 
Deut.schen in einen andern deutschen Staatsverband hängt mit dem Grundsatz der 
gleichmäßigen Behandlung aller deutschen Landesangehörigen zusammen (alte RV. 
Art. 3), während die Ausländer vor dem Gesetze nicht gleich sind. Dagegen ist die 
Auswahl des tüchtigsten Beamtenanwärters, die dienstliche Bestrafung eines sonst be-
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währten Beamten weniger eine Frage der Gerechtigkeit, als eine solche der Zweck­
mäßigkeit und daher nicht sonderlich geeignet für eine eindeutige Regelung. Vor 
allem würde die kommunale Selbstverwaltung ihren Hauptsinn verlieren, wenn die 
Bürgermeister und Magistrate immer nur in gesetzlicher Gebundenheit handeln 
müßten und nicht vielmehr im edlen Wettstreit der Städte untereinander mit 
freier Erwägung des Erforderlichen und Nützlichen. 

Die Unterscheidung der freien von der gebundenen Verwaltung hat nament­
lich seit Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit noch eine besondere juristische· 
Bedeutung, die eng verbunden ist mit dem Begriffe des freien Ermessens. Ver­
waltungsakte können vielfach mit Klage vor denVerwaltungsgerichten angefochten 
werden, doch dürfen die Verwaltungsgerichte meistens nur prüfen, ob der angefoch­
tene Akt nach Lage der tatsächlichen Verhältnisse und der Gesetze rechtmäßig, 
nicht ob er zweckmäßig war, anders ausgedrückt: sie prüfen zwar die Tat- und die 
Rechtsfrage, nicht aber die Ermessensfrage. So haben bei der Anfechtung poli­
zeilicher Verfügungen die preußischen Verwaltungsgerichte "nur" zu prüfen, ob. 
der angefochtene Bescheid "durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung 
des bestehenden Rechts ... den Kläger in seinen Rechten verletzt" oder ob "die 
tatsächlichen Voraussetzungen ... vorhanden sind, welche die Polizeibehörde zum 
Erlasse der Verfügung berechtigt haben würden" (LVG. § 127 IIl). Das "nur" be­
deutet Ausschluß der Ermessensfrage, da es neben der Tat- und Rechtsfrage nur noch 
diese dritte Frage gibt. Die Gesetze anderer Länder sagen es ausdrücklich, so das 
bayerische Verwaltungsgerichtsgesetz v. 8. Aug. 1878, wenn es die Zuständigkeit 
des Verwaltungsgerichtshofes nicht erstreckt "auf Angelegenheiten und Fragen, 
in welchen die Verwaltungsbehörden nach ihrem Ermessen zu verfügen berechtigt 
sind" (§ 13 13), oder das hamburgische Gesetz über Verwaltungsgerichtsbarkeit 
v. 2. Nov. 1921, wo die Ermessensklausel so lautet (§ 46): "Soweit Behörden gesetzlich 
ermächtigt sind, nach ihrem Ermessen zu verfahren, und nicht gesetzlich ein anderes. 
bestimmt ist, kann die Klage nicht darauf gestützt werden, daß nach richtigem 
Ermessen anders zu verfahren gewesen wäre." Auch für die Grenze der Staatsauf-
3icht gegenüber Selbstverwaltungskörpern ist es wichtig zu wissen, was Ermessens­
sache ist, was nicht, da der Staat im allgemeinen nur gegen rechtswidrige Beschlüsse, 
Handlungen und Unterlassungen der Selbstverwaltungskörper einschreiten darf, 
nicht gegen angeblich zweekwidrige 31 . Ebenso wird bei der Überprüfung von Polizei­
verordnungen scharf geschieden zwischen deren "gesetzlicher Gültigkeit" und deren 
"Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit" 32; die erste Frage kann vom Richter geprüft 
werden, die zweite ist ihm verschlossen. Die Grenze zwischen Freiheit und Gebunden­
heit ist aber nicht immer leicht zu ziehen. In einem Hofe sammelt sich Wasser an 
und gefährdet durch üble Ausdünstungen die Nachbarschaft, die Polizei verlangt 
Höherlegung des Hofes, der Eigentümer meint, die Herstellung einer Grube tue den 
gleichen Dienst und sei weniger kostspielig 33• Vor dem Verwaltungsgericht behauptet 
die Polizei, die Frage "Höherlegung oder Grube" sei eine solche des freien Ermessens, 
der Eigentümer meint, es sei eine Rechts- oder Tatfrage. Von der Beantwortung 
der Frage hängt es ab, ob der Eigentümer mit seiner Einwendung gehört wird oder 
nicht. Nach richtiger Ansicht muß das Verwaltungsgericht die Einwendung prüfen; 
tut es dies nicht, so beraubt es den Eigentümer gesetzwidrigerweise des Rechts­
schutzes. Oder ein Beamter wird wegen "dienstlichen Bedürfnisses" in ein an­
deres Amt versetzt. Vor dem Verwaltungsgericht behauptet er, ein dienstliches 
Bedürfnis für seine Versetzung liege nicht vor, und verlangt Aufhebung der Ver­
setzung. Wenn das Verwaltungsgericht sich hier zur Prüfung der Bedürfnisfrage 

31 Z. B. WürttVGH. 26. Nov. 24, WüRV. 1925 S. 28ff. - Im übrigen vgl. unten § 23 II 2_ 
32 Z. B. pr. PolVerwG. v. 11. März 1850 § 17; bay. PoIStGB. v. 26. Dez. 1871 Art. 15. 
33 Vgl. den vom PrOVG. am 30. März 06 unrichtig entschiedenen Fall im PrVerwBI. 28 

(1907) S. 162f. 



II 2. Das freie Ermessen. 29 

bereit findet 34, greüt es empfindlich in das der Verwaltung eingeräumte freie Er­
messen ein und droht aus übergroßem Wohlwollen für den Bürger, die Verwaltung 
lahmzulegen. Welche Bewandtnis hat es also mit dem freien Ermessen? 

2. Das freie Ermessen. Das freie Ermessen steht irgendwie im Gegensatz zur 
rechtlichen Gebundenheit. Aber schon hier beginnt die Schwierigkeit. Die nach 
freiem Ermessen handelnden Verwaltungsbehörden sind ja keine Privatpersonen, 
.ffie nach freiem Belieben, nach reiner Willkür handeln dürften, vielmehr ist auch das 
freieste Ermessen pflichtmäßiges Ermessen. Die Verwaltungsgerichte haben diesen 
Grundsatz zum Überdrusse oft betont, wenn sie auch fast nie in die Lage kamen, 
praktische :Folgerungen daraus zu ziehen35 • Die Freiheit vom gesetzlichen "Du 
.sollst" kann also nicht das Wesen des freien Ermessens ausmachen, vielmehr kann 
nur Freiheit vom Gesetzesinhalt gemeint sein. "Du sollst" pflichtmäßig 
handeln, was aber "pflichtmäßig" im einzelnen Falle bedeutet, das hast "Du", die 
Verwaltungsbehörde, zu bestimmen. Da so die persönliche Auffassung des Verwal­
tungsbeamten entscheidet, wird es nicht ausbleiben, daß gleich gelagerte Fälle von 
verschiedenen Behörden verschieden behandelt werden. Der strenge Beamte wird 
von einer baupolizeilichen Vorschrift grundsätzlich nicht dispensieren, der mildere 
wird die Interessen des Bauenden häufig höher einschätzen als die der Allgemeinheit 
und von der Innehaltung der Vorschrüt befreien. Bei der Frage, ob eine neue 
Zuchtrichtung für Rindvieh eingeführt werden soll, wird der eine Beamte für Bei­
behaltung der alten Rasse sein, da die Kuh so das Höchstmaß von Milch liefere, 
der andere Beamte hofft von der Kreuzung mit der neuen Rasse eine Stärkung der 
Vorderhand des Rindviehs und damit dessen größere Geeignetheit bei Verwendung 
als Zugtier; auch wird die neue Mischrasse sparsamer im Futter sein36• Welche von 
den beiden Ansichten ist richtig? Der Gesetzgeber weist die Lösung der Frage von sich 
und überläßt sie dem pflichtmäßigen Ermessen der Behörden. Vom Standpunkte des 
Gesetzes haben beide Beamten recht, der strenge und der milde, der Freund der Milch­
wirtschaft und der Freund des Ackerbaus und der sparsamen Futterverwendung. 

Diese vom Gesetze gewollte Mehrdeutigkeit unterscheidet das echte 
freie Ermessen von scheinbaren Freiheiten, die in Wirklichkeit als Gebundenheiten 
gedacht sind. Kein echtes freies Ermessen ist die freie richterliche Überzeu­
gung bei Ermittelung des Tatbestands (ZPO. § 286), denn die Tatsachen stehen 
-eindeutig fest, und nur eine von mehreren widersprechenden Auffassungen kann 
richtig sein. Der Richter, der einen Unschuldigen verurteilt, hat sicher nicht ebenso 
im Sinne des Gesetzes gehandelt wie ein anderer, der den Unschuldigen freispricht. 
Kein echtes freies Ermessen ist daher auch die freie richterliche Schätzung 
-eines Schadens (ZPO. § 287), denn auch hier können zwei von einander ab­
weichende Schätzungen zwar beide falsch, aber, der Idee nach, nicht beide richtig 
sein. Auch das billige Ermessen des Zivilrichters (BGB. §§ 315, 319) oder des 
Mieteinigungsamts (G. über Mieterschutz v. 1. Juni 1923 § 40 IlI) oder der Finanz­
behörden (AO. § 6) ist kein echtes freies Ermessen, da auch dem billigen Ermessen 
wegen seines Zusammenhangs mit der Gerechtigkeit die Neigung zur Eindeutig­
keit innewohnt 37. Deshalb ist auch die Freiheit bei der Gesetzesauslegung 
keine wirkliche Freiheit, da auch bei freiestem Umgehen mit dem Gesetzestext 
der Ausleger sich von der Idee leiten lassen muß, zu keinem anderen Ergebnis zu 
kommen als jeder andere Ausleger. 

84 So WürttVGH. 21. Febr. 23, WüRV. 1923, S. 12lff., eine Ansicht, die der VGH. aber 
mit Urteil v. 14. Juli 25, WüRV. 1925 S. 175f., wieder aufgegeben hat. Für die ältere Entschei­
dung hatte sich GEIER in WüRV. 1923 S. 132ff. ausgesprochen, gegen sie W. JELLINEK in 
VStaatsRL. 2 (1925) S. 64 f. 

85 Vgl. W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S. 65f. - Siehe auch RGZ. 99, 254ff. 
36 Vgl. HessVGH. 11. Juli 25, Entsch. 7, 27ff. 
37 Vgl. KG. 20. Febr. 25, Entsch. Erg. 3, 167f.; W. HEIN, A. HENSEL in den am Kopfe 

des Paragraphen genannten Schriften. 
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Wenn vom Gesetze gewollte Mehrdeutigkeit zum Wesen des freien Ermessens 
gehört, so ist es sicher dort nicht gewollt, wo die Mehrdeutigkeit keinen Sinn hat, 
also bei den eindeutigen Begriffen. Es hat keinen Sinn, den Anlieger für Straßen· 
herstellungskosten nur bis zu sechsundzwanzig Meter Straßenbreite haften und zu· 
gleich das Ermessen einer Behörde entscheiden zu lassen, was sechsundzwanzig Meter 
sind, oder die Fluchtlinie geometrisch und katastermäßig genau festzulegen und 
trotzdem die Bestimmung der Fluchtlinie im Einzelfall dem freien Ermessen der 
Baupolizeibehörde zu überlassen. Der "Sitz der Mehrdeutigkeit kann vielmehr nur 
der unbestimmte Begriff sein. So ist z. B. der Ausdruck "Tagesanbruch", 
der in einer Polizeiverordnung über die Wegereinigung vorkam, mehrdeutig; es 
kann damit Beginn der Morgendämmerung, Eintritt der Tageshelle und Sonnenauf· 
gang gemeint sein. Gerade dies Beispiel lehrt aber zweierlei: Auch ein unbe· 
stimmter Begriff ist nicht grenzenlos, das Wort "Tagesanbruch" hat dit> 
zwei äußersten Grenzen "Morgendämmerung" und "Sonnenaufgang". Und dann: 
Nicht jede Unbestimmtheit bedeutet freies Ermessen. Im Beispiel 
ist es sehr unwahrscheinlich, daß es vom Ermessen der Polizei oder des Strafrichters 
abhängen soll, ob der Tagesanbruch an der frühesten oder an der spätesten Grenze 
oder in der Mitte liegt. Vielmehr muß man durch Auslegung nach dem Zweck der 
Bestimmung, nach dem örtlichen Sprachgebrauch, äußerstenfalls nach dem Grund­
satze "in dubio pro reo" aus dem unbestimmten Begriffe einen bestimmten machen. 
Namentlich bei unbestimmten Zahlen ist das Verfahren anzuwenden. Die "kleineren" 
Heilmittel des Krankenversicherungsgesetzes wurden durch die Rechtsprechung 
in Heilmittel bis zum Betrage von 20 M umgedeutet38, die "Zusammenrottung"' 
nach dem preußischen Tumultschadengesetze begann nach Entscheidungen des 
Reichsgerichts mit drei Teilnehmern39, auch beim verbotenen Umherziehen der 
Zigeuner -in "Horden" muß man versuchen, den unbestimmten Begriff in einen 
bestimmten zu verwandeln. Dies Verfahren ist vor allem auch bei den gesellschaft­
lichen Begriffen nötig, auf die das BGB., das StGB. und andere Gesetze verweisen. 
"Gute Sitten", "Treu und Glauben", "wichtiger Grund" (BGB. §§ 138, 826, 242, 
626), "grober Unfug", "berechtigte Interessen" (StGB. §§ 36011, 193), "achtungs. 
würdiges Verhalten" (RBG. § 10) und ähnliche Wortzusammenstellungen sind 
sicher unbestimmt im Vergleich zu scharfkantigen Begriffen, wie "Volljährigkeit", 
"Rechtsfähigkeit", "Sachbeschädigung", trotzdem bedürfen sie einer eindeutigen 
Auslegung wie diese. Zu diesem Zwecke muß man die Begriffe zunächst nach den 
gesellschaftlichen Anschauungen umgrenzen, also z. B. bei der Frage der Sitten­
widrigkeit von Zinssätzen Ende 1923 feststellen, welche Sätze in der ersten Zeit 
nach Einführung der Rentenmark als sicher nicht wucherisch und welche als sicher 
wucherisch galten. Hat man auf diese Weise die täglichen Zinssätze für bestimmte 
Tage z. B. zwischen drei vom Hundert und zehn vom Hundert eingeengt, so über· 
legt man, über welchen Zinssatz wohl die Mehrzahl der" billig und gerecht Denkenden" 
nicht hinausgegangen sein würde. Kommt man schätzungsweise z. B. auf 7 vom 
Hundert, so ist diese Zahl der nunmehr eindeutig gewordene Beurteilungsmaßstah 
für die Frage des Wuchers. Wäre die Bestimmung des Wuchers ein Akt des freien 
Ermessens, eine Annahme, die allerdings nicht zutrifft, dann würde das Ermessen 
zwischen den Zahlen 3 und 10 eingeengt sein. 

Es entsteht jetzt die weitere Frage, ob sich vielleicht eine gewisse Gattung von 
Begriffen für die Ermächtigung, nach freiem Ermessen zu handeln, besonders eignet. 
Das ist mit den Wert begriffen tatsächlich der Fall. Die rein erkennende Betrach· 
tung der äußeren und der geistigen Welt leidet nicht an der gleichen Unsicherheit 
wie die bewertende. Ob ein Pilz giftig, ob eine Willenserklärung logisch wider· 
spruchsvoll, ob eine Forderung verjährt ist, läßt sich leichter eindeutig feststellen 

38 JUL. HAHN Handbuch der Krankenversicherung 18- 9 1915 S. 257. 
39 RG. VI 31. März 20 u. 24. März 22, RGZ. 99, 3ff. u. 105, 120ff. 
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als das im gegebenen Augenblicke politisch Zweckmäßige, das dienstliche Bedürf­
nis einer Beamtenversetzung, die persönliche Geeignetheit eines Beamtenanwärters, 
die architektonische Schönheit eines Gebäudes. Die Vermutung, daß das freie Er­
messen im Reiche der Bewertungen seinen Sitz hat, wird durch seine enge gesetz. 
liche Verbundenheit mit den Worten "Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit" be­
stätigt. Das preußische Gesetz über die Zulässigkeit des Rechtsweges in Be­
ziehung auf polizeiliche Verfügungen vom 11. Mai 1842 stellt der Gesetzmäßigkeit 
einer Verfügung deren Notwendigkeit und 'Zweckmäßigkeit gegenüber (§ 1), das 
Polizeiverwaltungsgesetz vom 11. März 1850 läßt, wie erwähnt, Polizeiverordnungen 
nur auf deren gesetzliche Gültigkeit, nicht auf deren Notwendigkeit und Zweck­
mäßigkeit prüfen (§ 17). Der Sinn ist offenbar der, daß der innere Wert einer 
Verordnung vom Richter nicht soll nachgeprüft werden können, ebensowenig wie 
der innere Wert einer Polizeiverfügung durch den Verwaltungsrichter nach LVG. 
§ 127 III• Ob es notwendig war, überhaupt eine Verordnung zu erlassen, ob sie nicht 
zweckmäßig anders hätte erlassen werden sollen, darüber entscheidet innerhalh 
der gesetzlichen Grenzen die Verwaltungsbehörde allein. Aber auch für den uno 
bestimmten Wert begriff gilt das über den unbestimmten Begriff überhaupt Ge­
sagte: auch er hat zwei äußerste Grenzen und auch er kann im Sinne einer Ein· 
deutigkeit gemeint sein. Gerade die oben erwähnten Beispiele von Verweisungen, 
wie auf "Treu und Glauben", "gute Sitten" u. dgl., enthielten unbestimmte Wert· 
begriffe, die durch Ermittlung dcr durchschnittlichen Auffassung der Gesellschaft 
eindeutig gemacht werden müssen. 

Das freie Ermessen läßt sich also definieren als die vom Gesetze für maß­
geblich crklärte, fehlerfrei zustande gekommene, individuelle Abgrenzung eines uno 
bestimmten Begriffs innerhalb seiner beiden äußersten Grenzen, insbesondere die 
individuelle Auffassung über den inneren Wert oder Unwert einer Verwirklichung. 

Welche Bewandtnis es mit dem ,,fehlerfreien Zustandekommen" des Er· 
messens hat, wird alsbald noch zu zeigen sein. Hier sei zunächst auf eine Reihe 
von Streitfragen der Ermessenslehre eingegangen. 

Man sollte meinen, daß freies Ermessen namentlich auf dem Gebiete der ästhe­
tischen Beurteilung herrschen müsse, da es doch kaum etwas Unsichereres 
gibt als die Beurteilung einer Landschaft oder eines Kunstwerks auf Schönheit 
und Häßlichkeit. Trotzdem prüft der Richter nach, ob der Regierungspräsident 
eine Gegend. für landschaftlich hervorragend im Sinne des Verunstaltungsgesetzes 
erklären durfte, ob eine Straße von geschichtlicher oder künstlerischer Bedeutung 
ist und daher Baubeschränkungen rechtfertigt4o. Bei näherem Zusehen merkt man 
jedoch, daß der Gesetzgeber hier wenig umstrittene ästhetische Begriffe verwendet. 
Er ermächtigt den Regierungspräsidenten nicht, zu bestimmen, welche von zwei oder 
drei Gegenden die schönste ist, sondern nur zu erklären, daß eine nach dem Durch· 
schnittsempfinden hervorragend schöne Gegend auch eine solche im Sinne des 
Verunstaltungsgesetzes sein soll. Auch die Frage nach der "künstlerischen Bedeu· 
tung" einer Straße vcrlangt noch kein Eindringen in die Meinungen und Gegen­
meinungen der Kunstsachverständigen, sondern nur die Feststellung, ob die Durch· 
schnittsauffassung der Gesellschaft die Bejahung der "künstlerischen Bedeutung" 
der Straße zuläßt. 

Eine Meinung geht dahin, daß freies Ermessen mit. gewissen Ausdrücken be· 
griffsnotwendig gemeint sein müsse, z. B. mit dem Worte "öffentliches Interesse". 
Aber auch, was öffentliches Interesse ist, läßt sich nach gesellschaftlichen An· 
schauungen frei von subjektivem Ermessen feststellen. Namentlich macht keine 
Schwierigkeit die Prüfung, ob ein öffentliches Interesse, z. B. für die Einziehung eines 

'0 PrOVG. 30. Mai 13 u. 20. Juni 16, Entsch. 64, 466ff. u. 71, 432ff. Vgl. auch Braunschw. 
VGH. 9. Febr. 21, BraunschwZ. 68 (1921) Beil. S.19ff. - Anders Entwurf e. pr. Städtebau· 
gesetzes v. 4. Nov. 26, Landtagsdrucks. Nr. 4360 der 2. Wahlper., § 53. 
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öffentlichen Weges, oder ob nur ein Privatinteresse vorliegt41. Das Reichsgericht 
prüft ohne das geringste Bedenken, ob die Gewährung der Erlaubnis zur Benutzung 
eines fremden Patentes "im öffentlichen Interesse geboten ist" (PatG. § 11) und ob 
daher eine Zwangslizenz erteilt werden darf42• Der bayerische Verwaltungsgerichts­
hof ist in Ermessenssachen unzuständig; trotzdem entscheidet er, ob das Unter­
nehmen, für das enteignet wird, "vom gemeinen Nutzen erfordert werde" (bay. G. 
v. 8. Aug. 1878 Art. 810, 1313), was doch dasselbe bedeutet wie öffentliches Interesse. 
Ebensowenig ist die Bedürfnisfrage notwendig eine solche des freien Ermessens. 
An sich wäre es denkbar, daß auch bei der Prüfung des Bedürfnisses für die Erteilung 
einer Gastwirtschaftsgenehmigung, für die Ausdehnung eines Wandergewerbe­
scheins, für die Versetzung eines Beamten die gesellschaftliche Durchschnittsauffas­
sung entscheiden soll und nicht die individuelle der Behörde, nur ist eine derartige 
Regelung nicht sehr wahrscheinlich. Bei der Versetzbarkeit des Beamten wird doch 
immer der Unterschied gemacht zwischen Richtern und sonstigen Beamten. Der 
Richter ist unversetzbar, der Verwaltungsbeamte nicht. Dieser wichtige Unterschied 
würde verwischt werden, wenn beim Verwaltungsbeamten die Frage des dienst­
lichen Bedürfnisses seiner Versetzung gerichtlich nachgeprüft werden dürfte 43 • 

Bei der Bedürfnisfrage des Gewerberechts zeigt eine Vorläuferin der GewO., die 
preußische Allerh. KabO. v. 7. Febr. 1835, daß die Frage nach freiem Ermessen 
entschieden werden soll. Die Erlaubnis zur Anlegung städtischer oder ländlicher 
Schankwirtschaften sollte hiernach nur in solchen Fällen gestattet werden, "in denen 
sich die Behörde von der Nützlichkeit und dem Bedürfnisse der Anlage überzeugt 
hat". Die persönliche Überzeugung der Behörde entschied also über die Bejahung 
oder Verneinung des Bedürfnisses. Dabei ist es bis auf den heutigen Tag geblieben, 
jedenfalls nach der herrschenden Rechtsprechung, soweit die Verwaltungsgerichte 
überhaupt in die Lage kommen, zu der Frage Stellung zu nehmen44• Wie die Be­
dürfnisfrage, so enthalten auch die öffentlichrechtlichen Kann-Vorschriften 
,eine starke, aber widerlegbare Vermutung für die Einräumung freien Ermessens 
an eine Behörde. Der Wandergewerbeschein z. B. ist zu versagen, wenn der Nach­
suchende unter Polizeiaufsicht steht (GewO. § 57 2); Ausländern kann der Gewerbe­
betrieb im Umherziehen gestattet werden (GewO. § 56d). Das eine bedeutet Ge­
bundenheit, das andere freies Ermessen. Auch die Vorschrift, daß ein Deutscher 
wegen einer im Auslande begangenen strafbaren Handlung verfolgt werden "kann" 
(StGB. § 4 II), stellt die Strafverfolgung, anders als sonst, in das freie Ermessen des 
Staatsanwalts41i. Wenn im Gegensatze dazu der Reichsfinanzhof 46 im Rechtsbe­
schwerdeverfahren nachprüft, ob ein Härteparagraph richtig angewandt wurde, 
kraft dessen bei unbilliger Härte im Einzelfall besondere wirtschaftliche Verhält­
nisse berücksichtigt werden "können" (z. B. EinkStG. § 56), so hängt dies mit der 
uns nicht mehr unbekannten Tatsache zusammen, daß im Steuerrecht der Gerech­
tigkeitsgedanke unbedingt überwiegt und die Gerechtigkeit eine Feindin des echten 
freien Ermessens ist (AO. § 6) 47. 

Besondere Aufmerksamkeit verdient das Wortpaar Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit46• Bei der Regelung der richterlichen Prüfung von Polizei-

&l PrOVG. 16.Apr. 14, Entsch. 67, 332ff. Vgl. auch BadVGH. 14. Dez. 27, BadVerwZ.60 
,(1928) S.52ff.; HambVG. 24. Sept. 23, HansRZ. 1924 Sp. 232ff. 

U RG. I 20. Jan. 23, RGZ. 106, 214ff. 
48 Vgl. WürttVG. 14. Juli 25, WüRV. 18 (1925) S. 175f.; vgl. auch unten § 16 IV 2c. 
44 BayVGH. 1. Mai 25, Samml. 46, 8ff.; HambOVG. 26. Febr. 24 u. 1.l!'ebr. 27, HansRZ. 

1925 Sp. 325f. u. 1927 Sp. 294; BraunschwVGH. 22. Jan. 12, BraunschwZ. 59 (1912) Beil. 
:S.26f. Vgl. auch Runderlaß d. pr. Min. d. I. v. 17. März 27, MBliV. 1927 Sp. 347ff. 

43 FRANK StGB,!? 1926 §§ 4, 5 Anm. II. 46 Z. B. 9. Nov. 22, Samml.12, 175f. 
4? Vgl. allgemein HENSEL in V JSchrSteuFinR. 1 (1927) S. 56ff.; BÜHLER Lehrb. d. Steuer­

rechts I 1927 S. 64ff. 
48 Vgl. zum folgenden W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S. 76ff. 
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verordnungen wird es geradezu im gleichen Sinne gebraucht wie "Ermessensfrage". 
Und doch enthalten auch diese Worte nicht überall eine Ermächtigung zu freiem 
Ermessen, vielmehr sind sie es gerade, die durch ihre verhängnisvolle Doppel­
bedeutung das Ermessensproblem verwirrt haben. Freies Ermessen kann nämlich, 
wie gezeigt, nur bei unbestimmten Begriffen einen Sinn haben. Nun gibt es aber 
auch eine eindeutige Notwendigkeit und, obgleich sich das feinere Sprachgefühl 
dagegen sträubt, hier überhaupt von "Zweckmäßigkeit" zu sprechen, auch eine 
eindeutige Zweckmäßigkeit, die man im Gegensatze zu jener wirklich freien ab­
soluten Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit die relative Notwendigkeit und 
Zweckmäßigkeit nennen kann, nämlich Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit im Ver­
hältnis zu einem bestimmten, als gut vorausgesetzten Ziele. Wenn bei einer Mauer 
die oberste Steinreihe lose ist und herunterzufallen droht, so mag es zweifelhaft 
sein, ob es überhaupt nötig ist, etwas zu veranlassen; dies ist eine Frage der Not­
wendigkeit im Sinne echten freien Ermessens. Ist aber einmal das Vorgehen 
gegen den Eigentümer beschlossene Sache, so läßt sich eindeutig feststellen, ob eine 
Anordnung "relativ" notwendig ist oder das Maß des Notwendigen überschreitet. 
Verlangt die Polizei z. B. Niederreißung der ganzen Mauer, so ist es keine mehr­
deutige Werterwägung, sondern eindeutige, wertfreie Erkenntnis, wenn man der 
Polizei entgegenhält, daß das Herunterfallen der Steine schon durch Entfernung 
der obersten Lage verhindert würde. Eine Frage der Zweckmäßigkeit im Sinne 
echten freien Ermessens ist es, ob die Polizei Beseitigung des Mißstandes vom Eigen­
tümer oder vom Hausverwalter verlangen will, dagegen eine Frage eindeutig fest­
stellbarer relativer Zweckmäßigkeit im Sinne von Geeignetheit, ob sie verlangen 
darf, daß die oberste Steinreihe mit einer bestimmten chemischen Mischung fest. 
geklebt wird; denn die Geeignetheit der chemischen Mischung zum Aneinander, 
kleben von Steinen unter freiem Himmel ist eine rein naturwissenschaftliche Frage 
und hat mit Bewertungen nichts zu tun. Von der echten Zweckmäßigk.eit ist als~ 
die eindeutig feststellbare Geeignetheit, von der Notwendigkeitserwägung im Sinne 
freier Entschließung die eindeutig feststellbare technische N()twendigkeit wohl zu 
scheiden. Aber auch wo das Wortpaar nicht im Sinne von Notwendigkeit und Ge­
eignetheit im naturwissenschaftlichen Sinne gebraucht wird, kann doch Eindeutig­
keit nach gesellschaftlichen Anschauungen damit gemeint sein, so bei Rechtsstreitig­
keiten über die Erstattung von Wegebaukosten. Die Wegepolizeibehörde ist be­
fugt, das zur Erhaltung des gefährdeten Verkehrs "Notwendige" für Rechnung des 
Verpflichteten in Ausführung bringen zu lassen; über die Erstattungsfrage ent­
scheiden die Verwaltungsgerichte (ZustG. §§ 55f.). Auch hier muß die Notwendig­
keit eindeutig bestimmt werden durch Beurteilung des Wegebaues nach der all­
gemeinen Verkehrsauffassung. Die über die Notwendigkeit und ~weckmäßigkeit 
des Wegebaues, eines Schulbaues, eines Kirchenbaues entscheidenden Verwaltungs­
gerichte49 üben also entgegen einer weitverbreiteten Meinung kein freies Ermessen 
aus. Man überlege nur einen Augenblick, ob es wohl zwei verschiedenen Verwaltungs­
gerichten von Rechts wegen gestattet sein kann, über den Ersatz der Baukosten bei 
gleicher Sachlage abweichend voneinander zu entscheiden, und man wird die Frage 
ohne Zögern verneinen müssen. Dann aber liegt auch kein freies Ermessen vor. 

Von der echten Notwendigkeitsfrage ist ferner die Frage des Notstandes 
wohl zu scheiden 50. In Fällen der Not erweitern sich vielfach die Machtbefugnisse 
der Behörden, eine Verordnung kann z. B. ohne Zustimmung des sonst zur Mit­
wirkung berufenen Kollegiums ergehen, eine Polizeiverfügung statt an den Störer 
an einen unbeteiligten Dritten. Es wäre für die Verwaltungsbehörde verlockend, 

48 Vgl. z. B. PrOVG. 8. Juli 19, Entsch. 75, 305: über die Frage, was zur Einrichtung 
einer Lehrerwohnung "notwendig" ist, entscheidet "die im größten Teile des Staatsgebiets 
herrschende Anschauung". 

60 Vgl. W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S. 219H. 
JelJlnek, Verwaltnngsrecht. 2. Anfl. 3 
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die Frage des Notstandes, die Dringlichkeitsfrage, mit der Notwendigkeits­
frage zu verbinden und sie so der richterlichen Nachprüfung zu entziehen, doch 
ist kein Grund einzusehen, ihr dies zu gestatten. Der Richter hat vielmehr 
zweierlei zu prüfen: ob die Behörde selbst den Dringlichkeitsfall als gegeben 
ansah und ob sie ihn als dringlich ansehen durfte, d. h. ob nach den allgemeinen 
Anschauungen überhaupt noch von einem dringlichen. Falle gesprochen werden 
konnte. Verbietet die örtliche Behörde z. B. am 2. Juni ein erst für den 1. Juli 
geplantes Fest, und ist sie nur in dringenden Fällen zuständig, so ist ihr Verbot 
wegen Unzuständigkeit ungültig, da man hier mit dem besten Willen das Vor­
handensein eines Dringlichkeitsfalles nicht bejahen kann 51. Wenigstens diese 
äußerste Grenze besteht auch für die Verhängung des Ausnahmezustandes, den 
Erlaß einer Notverordnung und bestand für die Verhängung des früheren Kriegs­
zustandes52• 

Freies Ermessen kann sowohl bei der Auswahl des Zwecks als auch bei der 
Auswahl der Mittel bestehen. Eine Lehre, die es auf die Zweckwahl beschränken 
möchte 53, geht fehl. Das Beispiel der Mauer zeigt es deutlich. Die Polizei hat hier 
die Wahl zwischen den beiden großen Zwecken Ordnung und Freiheit. Wählt sie 
den ersten, so schreitet sie ein, wählt sie den zweiten, so läßt sie den Bürger einst­
weilen noch in Ruhe. Beim Einschreiten kann sie aber wieder zwischen verschiedenen 
Mitteln frei wählen: sie kann eine gütliche Verständigung versuchen oder dem 
Eigentümer oder dem Hausverwalter die Beseitigung des Übelstandes aufgeben; 
kommt es zur Zwangsvollstreckung in der Form der Ersatzvornahme, so hat die 
Behörde wieder die Wahl zwischen den verschiedenen mit der Arbeit zu betrauenden 
Maurermeistern, auch hat sie in gewissen Grenzen die Wahl zwischen Ersatzvor­
nahme und Zwangsstrafe. 

Gerade dies Beispiel führt mittelbar noch zu einer weiteren Frage der Er­
messenslehre, ob nämlich die Ermächtigung zum freien Ermessen in der gesetzlichen 
Anweisung an die Behörde liegen muß, oder ob sie auch in den gesetzlichen Vor­
aussetzungen für das Einschreiten enthalten sein kann54• Jedes Gesetz läßt 
sich bekanntlich in einen Voraussetzungssatz und einen Folgesatz zerlegen. Wenn 
dies oder jenes zutrifft, dann kann oder soll die Behörde dies und das tun. Nun be­
hauptet eine Lehre, das freie Ermessen liege notwendig im Folgesatz55. Laute daher 
ein Gesetz: "wenn ein Bedürfnis vorhanden ist, hat die Behörde zu genehmigen", 
so sei damit jedes freie Ermessen ausgeschlossen; freies Ermessen sei nur dann ge­
meint, wenn das Gesetz etwa laute: "wenn ein Antrag gestellt wird, so kann die 
Behörde genehmigen, oder: so hat sie das Zweckdienliche zu veranlassen." 
Auch diese Ansicht läßt sich nicht halten, vielmehr muß man unter Umständen 
auch bei den gesetzlichen Voraussetzungen den Zusatz machen "nach Ermessen der 
Behörde". Bei der Bedürfnisfrage ist dies, wie schon gezeigt, im Zweifel der Fall. 
Auch das Einschreiten der Polizei gegen Polizeiwidrigkeiten darf man nicht dadurch 
zu einem gebundenen Verwaltungsakt machen, daß man sagt: wenn dem Publikum 
Gefahr droht, dann ist es Amt der Polizei einzuschreiten, schritte sie bei einer dem 
Publikum drohenden Gefahr nicht ein, so wäre dies offenbar eine Gesetzwidrigkeit56 • 

Man übersieht dabei, daß das Wort "Gefahr" zu den unbestimmten Begriffen gehört 
und daher - innerhalb gewisser Schranken - nach freiem Ermessen näher ab­
gegrenzt werden kann. Wohl gibt es einen Gefahrenpunkt, bei dem die Polizei ein­
schreiten muß, wohl gibt es einen Punkt, bei dem sie nicht mehr einschreiten 

51 OLG. München 21. Mai 95, OLGMÜnchenSt. 8, 335ff. Vgl. auch PrOVG. 16. Dez. 15. 
Entsch. 70, 410ff. 

52 RG. III 8. Jan. 24, RGZ. 107, 398. 
[,3 V. LAUN Fr. Ermessen 1910 S. 34, 63. 
54 Vgl. W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S. 13lf. 
55 V. SEYDEL Bay. Staatsrecht 2 III 1896 S. 412f. 
56 So BÜHLER Subj. öff. Rechte 1914 S.18lff. 
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darf, aber beide Punkte decken sich nicht, sondern lassen Spielraum für die Be­
tätigung des freien Ermessens. Wenn daher ein Gericht feststellt, die Polizei hätte 
gegen das lebensgefährliche Rodeln einschreiten müssen, der Staat hafte daher 
für Schadensersatz, so darf man daraus nicht schließen, daß die Polizei immer ver­
pflichtet sei einzuschreiten, daß für sie immer das sog. Legalitätsprinzip gelte 
und nicht das Opportunitätsprinzip, sondern nur, daß in diesem besonderen Falle 
die eine von den beiden Grenzen des freien Ermessens erreicht war57• 

3. Die Ermessensfehler58• In unserer Definition des freien Ermessens hieß 
es, die individuelle Auffassung der Verwaltungsbehörde müsse fehlerfrei zu­
stande gekommen sein. Dies bedarf noch der Erläuterung. Nicht gemeint 
ist damit die Innehaltung der erkennbaren äußersten gesetzlichen Grenzen des 
freien Ermessens, denn es liegt schon in der Definition, daß die Überschreitung 
dieser gesetzlichen Grenzen vom Gesetze nicht als maßgeblich angesehen wird. 
Gemeint mit den hier zu erörternden Ermessensfehlern sind aber auch nicht Fehler­
haftigkeiten bei den Zweckmäßigkeitserwägungen selbst, denn da das Gesetz der 
Behörde bei den von ihr anzustellenden Werterwägungen grundsätzlich Freiheit 
läßt, fehlt insofern jeder rechtliche Maßstab für die Ermittelung einer Fehlerhaftig­
keit. Man kann über die Ernennung einer bestimmten Person zum Beamten, über 
die Ablehnung eines Dispensgesuches durch die Behörde wohl anderer Meinung 
sein als sie, kann ihr aber nicht eindeutig nachweisen, daß sie verkehrt gehandelt 
hat; irgendwelche Rechtfertigungsgrunde wird sie immer für sich geltend machen 
können. Unter Ermessensfehlern verstehen wir vielmehr die-ßesetzwidrigen 
Erwägungen, die einer im Ergebnis nicht beanstandbaren Ent­
schließung vorangehen. Die Behörden sollen ja pflichtmäßig handeln 
auch dort, wo ihnen Freiheit eingeräumt ist, nicht nach Laune und Willkür. 
Dies Pflichtmäßige im behördlichen Handeln bedeutet aber, daß sie sich auch in 
ihren Erwägungen frei halten müssen von Rechtsirrtum und von Ungehorsam 
gegenüber gesetzlichen Anordnungen über die beim Gebrauch des Ermessens an­
zustellenden Erwägungen. 

Der Hauptfall des ß,echtßirrp.unHt ist gegeben, wenn die Behörde sich da 
gebunden glaubt, wo sie in Wirklichkeit frei ist. So bestimmt § 53! 
GewO., daß eine Approbation bei Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte 
zurückgenommen werden kann, stellt also die Rücknahme in das freie Ermessen 
der Behörde. Wenn nun eine Behörde die Approbation zurücknimmt in der Mei­
nung, sie zurücknehmen zu müssen, so bewegt sie sich im Ergebnis innerhalb der 
dem Ermessen gezogenen Grenzen, der von der Rücknahme betroffene Arzt kann 
sich nicht darüber beklagen, daß ihm etwas widerfahren sei, was im Gesetze keinen 
Grund habe, wohl aber kann er verlangen, daß sich die Behörde nicht zu Unrecht 
gebunden glaubt, wo sie frei ist und bei freier Erwägung des Notwendigen und 
Zweckmäßigen vielleicht von der Rücknahme abgesehen hätte 59. In richtiger 
Erkenntnis dieses, wenn auch bescheidenen, Rechtsschutzbedürfnisses billigt § 23 
des Danziger Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 30. Mai 1922 die Klage beim Ober­
gericht auch dem einzubürgernden Ausländer zu, obgleich er nur geltend machen 
kann, die Verwaltungsbehörde habe die gesetzlichen Voraussetzungen der Ein­
bürgerung für seine Person zu Unrecht verneint, also zu Unrecht geglaubt, seinen 
Antrag ablehnen zu müssen, nicht aber behaupten kann, daß die Verwaltungs­
behörde verpflichtet sei, ihn einzubürgern. Die irrige Annahme einer Gebundenheit 
ist aber nur einer von vielen denkbaren Rechtsirrtümern innerhalb des freien Er-

67 Vgl. W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung S. 267f. u. PrVerwBl. 46 (1925) S. 490. 
58 A. a. O. S. 331 ff. 
59 Ähnlich PrOVG. 17. Jan. 24, PrVerwBI. 45 (1924) S. 286 (irrige Meinung, nach ein­

maliger Bestrafung des Wirts die Polizeistunde herabsetzen zu müssen), ferner PrOVG. 
1. März 28, Entsch. 82, 431ff. 

3* 



36 § 2. Hoheitliche und nicht-hoheitliche, freie und gebundene Verwaltung. 

messens. Jeder Rechtsirrtum kann die Ermessensentscheidung zu ungunsten 
deseinzelnen beeinflussen. Verneint z. B. eine Verwaltungsbehörde die Bedürfnis­
frage für die Errichtung einer Wirtschaft, so ist dies an sich zulässig und doch eine 
Rechtsverletzung, wenn die Behörde das Wort "Bedürfnis" falsch auslegt, z. B. 
mit den Bedürfnissen des Antragstellers in Verbindung bringt und deshalb ab­
lehnt, weil er ein reicher Mann sei, ein Bedürfnis für ihn also gar nicht vorliege. 

Den Hauptfall des Ungehorsams bildet die Berücksichtigung unsach­
licher Gesichtspunkte. Mag die Behörde noch so frei sein in der Bestimmung 
des Ergebnisses ihrer Entschließungen, so sind ihr doch nicht alle zu dem Ergebnis 
führenden Erwägungen gestattet. Ganz klar ist dies beim Hineinspielen persön­
licher Interessen des verfügenden Beamten. Die Begründung einE;ls ablehnenden 
Bescheids damit, daß der Antragsteller mit dem Beamten verfeindet sei oder daß 
der Antragsteller dem Beamten kein Geschenk gemacht habe, ist selbst dann eine 
Rechtswidrigkeit, wenn ein anderer Beamter aus sachlichen Erwägungen eben­
falls zur Ablehnung kommt. Die Erwägungen brauchen aber nicht einmal von solch 
minderwertiger Gesinnung zu zeugen. Auch die Berücksichtigung gewisser öffent­
licher Interessen kann vom Gesetze verboten sein. So ist es nicht Sache der Orts­
polizei, sondern der Gefängnisverwaltung, für die Ordnung in den Gefängnissen 
zu sorgen. Verbietet daher eine Polizeiverordnung dem Straßenpublikum, mit den 
Gefangenen zu sprechen, so ist sie rechtsungültig, wenn sie die Aufrechterhaltung 
der Ordnung in den Gefängnissen bezweckt, obgleich sie, im Interesse des ungehinder­
ten Straßenverkehrs erlassen, rechtsgültig wäre6o• Die Polizeibehörde darf die Ein· 
zäunung eines Vorgartens verlangen, damit es Landstreichern erschwert wird, 
sich dort in der Dunkelheit versteckt zu halten; sie darf es nicht, um den Eigentümer 
zu veranlassen, das Gelände lieber billig an die Stadt zu verkaufen 61. Überhaupt 
gelten fiskalische oder verwandte Beweggründe bei polizeilichem Ein­
schreiten fast durchweg als unsachlich; so mag die Behörde frei sein, ob sie die Ge­
nehmigung zu einem Grundstückserwerb erteilen, ob sie das Kahnfahren auf einem 
See dulden, ob sie überstunden für die Beschäftigung von Gehilfen und Lehrlingen 
gestatten will oder nicht, aber sie darf die Genehmigung nicht deshalb versagen, 
das Kahnfahren nicht deshalb verbieten, die überstunden nicht deshalb ablehnen, 
weil die Beteiligten sich geweigert haben, eine bestimmte Geldsumme an den Staat 
oder die Stadt oder die Arbeiter zu zahlen62 • Eine an anderer Stelle, im Polizeirecht 
(§ 20 a. E.), zu erörternde Frage ist es, ob die ordentlichen oder die Verwaltungs­
gerichte den unzulässigen Beweggrund auch dann als Ungültigkeitsgrund für die 
Verordnung oder die Verfügung behandeln dürfen, wenn die Behörde ihren wahren 
Beweggrund verbirgt, wenn sie unter einem Vorwand handelt. In Frankreich, 
dem klassischen Lande des detournement de pouvoir, wie man dort die Ver­
folgung eines unsachlichen Zweckes mittels eines innerhalb der gesetzlichen Grenzen 
erlassenen Verwaltungsakts nennt 63, wurde während des Krieges der Lyoner Straßen­
bahngesellschaft aufgegeben, alle Reklameplakate von den Fenstern der Straßen­
bahnwagen zu entfernen. Als Grund gab die Behörde an, daß das Publikum durch 
die Plakate gehindert werde, zu sehen, wann es sein Fahrtziel erreicht habe; die An­
ordnung diene also der Leichtigkeit des Verkehrs, ein nach französischem Rechte 
genügender Rechtsgrund. Die Anordnung traf fast ausschließlich die bekannte 
schweizerische Schokoladenfirma Suchard, und nach Umständen des Falles lag der 
Verdacht handgreiflich nahe, daß die Anordnung sich in erster Linie gegen diese 

80 KG. 5. Sept. 95 u. 24. Sept. 96, KGJ. 17, 389ff. u. 18, 351ff. 
81 PrOVG. :t Okt. 13, Entsch. 65, 421ff. 
62 HambOVG. 5. Nov. 24, HansRZ. 1925 Sp. 132ft; PrOVG. 5. Juni 24, Entsch. 79, 

157ff.; WürttVGH. 19. Apr. 22, WürttZSprBeil. 65 (1923) S. 33ff. Vgl. auch RG.l11 5. Apr. 
27, JW. 1927 S. 2190f. (Abbau eines Beamten aus politischen Beweggründen). 

88 BERTHELEMY Traite ellmientaire de droit administratif 11 1926 S. 1131. 
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Firma richtete, die sich angeblich deutschfreundlich betätigt hatte, in Wirklichkeit 
bei den Lyoner Schokoladefabrikanten als gefährliche Mitbewerberin auf dem Kun­
denmarkte verhaßt war. Trotzdem hat der französische Staatsrat die gegen die 
Gültigkeit der Anordnung gerichteten Angriffe zurückgewiesen, da der von der 
Behörde angegebene Beweggrund die Anordnung trug 64. In Deutschland würde 
ebenso entschieden worden sein, obgleich auch hier an sich der unsachliche Beweg­
grund als Ermessensfehler anerkannt wird. Als Name für ihn scheint sich der Aus­
druck "Ermessensmißbrauch " einzubürgern 65. Das bremische Gesetz über die Ver­
waltungsgerichtsbarkeit vom 6. Januar 1924 bestimmt, zunächst als einziges Gesetz 
dieser Art, im § 9, die Anfechtungsklage gegen Verwaltungsakte könne nicht darauf 
gestützt werden, "daß von dem Ermessen ein unrichtiger Gebrauch gemacht sei, 
es sei denn, daß Ermessensmißbrauch vorliegt". Der bremische Gesetzgeber 
übersieht nur, daß es noch andere Ermessensfehler gibt, die er sicher nicht hat 
ausschließen wollen. Außer der rechtsirrigen Erwägung innerhalb des Ermessens, 
der rechtsirrigen Annahme einer rechtlichen Gebundenheit insbesondere, außer dem 
unzulässigen Beweggrund gibt es z. B. noch die Nichtberücksichtigung der 
vom Gesetze als berücksichtigungswert gewollten Umstände. So kann 
die Verwaltungsbehörde die Bedürfnisfrage für die Errichtung eines Bierausschanks 
selbst dann verneinen, wenn die Ortspolizeibehörde sie in einem eingeforderten 
Gutachten bejaht hatte. Aber die Verwaltungsbehörde muß das Gutachten 
zum mindesten würdigen, sie muß zeigen, daß sie es nicht. einfach übersehen 
hat, sonst verletzt sie das Recht durch Ungehorsam gegen die Berücksichtigungs­
pflicht 66. 

4. Freiheit und Gebundenheit in Justiz und Verwaltung. Es gab eine Zeit, da 
man den Unterschied zwischen Justiz und Verwaltung geradezu darin sah, daß die 
Justiz gebunden und die Verwaltung frei sei. So stammt von FRH~DRICH JULIUS 
STAHL der berühmte Satz, für die Justiz sei das Recht Ziel, für die Verwaltung 
Schranke 67. Wenn man darin nur den Hinweis auf die typische Erscheinung sehen 
will, daß in der Verwaltung mehr Freiheit herrscht als in der Justiz, so mag man das 
Wort gelten lassen. Im einzelnen aber gibt es hier doch sehr erhebliche Abwei­
chungen. 

Um mit der Justiz zu beginnen, so sind die Gerichte allerdings streng gebunden 
bei der Entscheidung eines bürgerlichen Rechtsstreits. Mag der Richter bei 
der Würdigung von Tatsachen und der Auslegung der Gesetze noch so frei von ein­
engenden Beweis- oder Auslegungsregeln sein, im Ergebnis ist er eindeutig gebunden. 
Der 1\iodeerscheinung der "freien" Rechtsfindung und des "königlichen" Richters zum 
Trotze verlangen, vielleicht abgesehen von gewissen ländlichen patriarchalischen Ver­
hältnissen, die vor dem Richter erscheinenden Parteien, daß er nicht anders ent­
~cheide, als jeder andere Richter, daß er das Recht finde, nicht erfinde, daß es 
kein Zufall sein dürfe, daß gerade er und nicht ein anderer Richter mit der An­
gelegenheit befaßt ist. Diese von den Parteien geforderte Einhelligkeit verträgt 
sich aber mit dem echten freien Ermessen als einer vom Gesetze gewollten individuel­
len Freiheit nicht. Doch führen zum Urteil viele Wege, und bei der Wahl zwischen 
ihnen, bei der sog. Prozeßleitung, steht dem Richter vielfach wirkliches freies 
Ermessen zu. Das Gericht "kann" anordnen, daß mehrere in einer Klage erhobene 
Ansprüche in getrennten Prozessen verhandelt werden (ZPO. § 1451), daß die Ver­
handlung bis zur Entscheidung der Verwaltungsbehörde über einen Nebenpunkt 

64 Vgl. Revue du droit public 38 (1921) S. 520ff. 
65 V. LAUN Fr. Ermessen 1910 S. 176ff.; FLEINER S. 146. . 
66 PrOVG. 10. Nov. 81, PrVerwBl. 3 (1881/82) S. 94f. Vgl. auch SächsOVG. 5. Dez. 13, 

Jahrb. 21, lf. (Nichtberücksichtigung der Tatsache, daß die Strafen eineR Vorbestraften zeitlich 
weit zurückliegen). 

61 Philosophie des Rechts II 2 5 (1878) S. 609. 
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auszusetzen sei (§ 148), es "kann" solche Anordnungen wieder aufheben (§ 150), 
es "kann nach seinem Ermessen" die wiederholte Vernehmung eines Zeugen anordnen 
(§ 3981). In all diesen Fällen hängt es von der persönlichen Eigenart des Richters, 
von seiner Erfahrenheit in der Prozeßleitung, seiner Bewandertheit im Rechte 
jenes Nebenpunktes, seiner individuellen Auffassung über die Ideale der Gründlich­
keit und der Schnelligkeit im Prozesse u. dgl. ab, ob er von seiner Befugnis im einen 
oder im andern Sinne Gebrauch machen will. Über solches Ermessen in verhältnis­
mäßig untergeordneten Verfahrensentscheidungen erhebt sich das freie Ermessen 
in der Sache selbst, das dem Richter der freiwilligen Gerichtsbarkeit ein­
geräumt ist. Ein Minderjähriger z. B., der das achtzehnte Lebensjahr vollendet hat, 
"kann" durch Beschluß des Vormundschaftsgerichts für volljährig erklärt werden 
(BGB. § 3). Hat z. B. ein Achtzehnjähriger ein Mädchen verführt und beantragen 
er und sein Vater die Volljährigkeitserklärung, damit er das Mädchen heiraten 
kann, so erwägt der Richter frei, was besser ist, dem Achtzehnjährigen Gelegenheit 
zu bieten, sein Gewissen durch die Heirat zu beruhigen, oder ihm für den wichtigen 
Schritt eine Bedenkzeit von zwei bis drei Jahren zu lassen. Der eine Richter wird 
so, der andere anders entscheiden, und beide Richter handeln dem Gesetze gemäß. 
Auch dem Strafrichter endlich ist freies Ermessen eingeräumt, allerdings nie 
in der Schuldfrage, wohl aber bei der Strafzumessung, wenn die Strafe nicht eindeutig 
bestimmt ist. Solange es das Reichsgericht dem Gerichte des ersten Rechtszuges 
überläßt, ob es die Strafe mehr nach der Abschreckungs- oder nach der Besse­
rungs- oder einer sonstigen annehmbaren Straf theorie bestimmen will, verneint es 
notwendig die Eindeutigkeit der Strafe und erkennt damit freies Ermessen bei der 
Strafzumessung an68• Allerdings befremdet es auf den ersten Blick, daß demgemäß 
zwei verschiedene Gerichte das gleiche Verbrechen verschieden streng sühnen 
dürfen, aber dies ist tatsächlich geltendes Recht, solange der Kampf der Straf theorien 
unausgefochten ist. Auch verletzen ungleichmäßige Strafurteile, die Sachlichkeit 
der ihnen zugrunde liegenden Erwägungen vorausgesetzt, das Gerechtigkeitsgefühl 
weniger als ungleichmäßige Zivilurteile, da sich beim Strafurteil Staat und Einzelner 
gegenüberstehen, also zwei ungleichartige Personen, und für dies Verhältnis ein 
gültiger Beurteilungsmaßstab viel schwieriger zu finden ist als für die Beziehungen 
zwischen Gleichgeordneten. 

Daß für die Verwaltung der Satz vom Rechte als bloßer Schranke nicht 
durchweg zutrifft, ist nach dem früher Gesagten klar. Es gibt freie Verwaltungs­
akte, wie die Bestätigung einer Bürgermeisterwahl, und gebundene, wie die Er­
teilung eines Jagdscheins. An sich scheint es also in der Verwaltung ähnlich 
zu sein wie in der Justiz. Und doch hat die Verwaltung eine :Freiheit vor der 
Justiz voraus: die Freiheit des ersten Entschlusses. Der Zivilrichter be­
darf des Anstoßes der Partei, der Strafrichter des Anstoßes der Staatsanwalt­
schaft, um tätig werden zu können. Nur beim Richter der freiwilligen Ge­
richtsbarkeit kommen freie Entschlüsse über das Ob des Einschreitens vor, so bei 
der Anordnung der vorläufigen Vormundschaft nach BGB. § 1906. In der Ver­
waltung findet sich aber diese Freiheit in viel stärkerem Maße, vor allem in der 
nicht hoheitlichen Verwaltung, aber auch in der hoheitlichen. Der Dienstvorgesetzte 
ist frei bei der Einleitung des Disziplinarverfahrens gegen den Untergebenen, der 
Minister frei im Entschluß über den Beginn einer Enteignung, die Ortspolizeibehörde 
frei in der Entscheidung, ob sie gegen eine geringe Polizeiwidrigkeit vorgehen soll, 
der Regierungspräsident frei in der Anordnung einer Zwangsmaßnahme gegen 
eine Stadtgemeinde. Gerade diese Freiheit des Entschlusses ist es, die den höheren 
Verwaltungsbeamten auch in seiner menschlichen Eigenart vom Richter unter­
scheidet. 

68 RG. 123. März 08, DJZ. 1908 Sp. 763f.; RG. 111. Nov. 27, ROSt. 61, 417. - Andr. 
Ans. H. MANN HEIM Beiträge zur Lehre von der Revision 1925 S. 178ff. 
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Entscheidung der Kompetenzkonflikte 1897, 1899, 1906, 1920, 1927; STÖLZEL u. a. Art. 
"Rechtsweg und Kompetenzkonflikt" im WStVR. III; HOFACKER Über die Rechtsprechung 
des Gerichtshofs zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte, Pr VBl. 42 (1921) S. 517 ff.; Samm­
lung der Entscheidungen des Bayerischen Gerichtshofs für Kompetenzkonflikte 1907. - Zum 
Recht des österreichischen Kompetenzkonflikts vgl. KELSEN in JBl. 57 (1928) S. 105ff. u. 
ZÖffR. 7 (1928) S.583ff., SATTER in ZÖffR. 7 (1928) S. 545ff. u. ÖZBl. 46 (1928) S. 780ff., 
WEISS ÖAnwZtg.5 (1928) S. 145ff., ferner das zu § II angegebene Schrifttum über die Dis­
pensehc. 

I. Allgemeine Umgrenzung. 
Es ist eine Eigentümlichkeit der Sprache, daß zusammengesetzte Wörter 

vielfach nicht dieselbe Bedeutung haben wie die gleichen Wörter nach Zerlegung 
in ihre Bestandteile. Die "Staatslehre" z. B. ist nicht dasselbe wie die Lehre vom 
Staate schlechthin, die Staatswissenschaft ist nach heutigem Sprachgebrauch nur 
ein Teil der Wissenschaft vom Staate. So verhält es sich auch mit dem Verwaltungs­
recht. Es ist nicht das Recht der Verwaltung im ganzen Umf,wge, sondern das der 
Verwaltung eigentümliche Recht. Das für den Fiskus, wenn er wie eine Privat­
person auftritt, geltende Recht gehört also nicht zum Verwaltungsrecht im heute 
gebräuchlichen Sinne. 
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Recht aber ist soviel wie Inbegriff von Rechtssätzen. Mag im rechts­
philosophischen Sinne das Recht als etwas Wertvolleres dem Gesetze gegenüber­
gestellt werden, als ein Beurteilungsmaßstab für die Güte der positiven Gesetz­
gebung, so muß doch für die Darstellung eines Zweiges des geltenden Rechts diese 
Wertbetrachtung in den Hintergrund treten. Rechtssätze wieder sind vom Staate 
ausgehende Sätze über ein Sollen, ein Dürfen oder ein hiermit zusammenhängendes 
Können und deren Gegenteil. Auch hier sei _auf die rechtsphilosophische Frage 
nach der Möglichkeit eines vor- oder überstaatlichen Rechtes nicht näher eingegan­
gen l ; der Grund, der immer wieder dazu führt, die Abhängigkeit des Rechtes vom 
Staate zu behaupten, liegt darin, daß sonst die Abgrenzung der Rechtssätze von 
andern Sollenssätzen, namentlich solchen der Sittlichkeit und der Sitte, auf unüber­
windliche Schwierigkeiten stößt. 

Das Recht setzt eine Vielheit von Personen voraus. Das "ubi societas, ibi ius" 
des Naturrechts läßt sich dahin umkehren, daß es kein "ius" gibt, wo die "societas" 
fehlt. Robinson Crusoe mochte in der Zeit seiner Einsamkeit Geboten und Verboten 
der Religion und der Sittlichkeit und eigenen Vorsätzen unterworfen gewesen sein, 
Rechtsregeln bestanden damals für ihn nicht. Ein solcher Robinson Crusoe ist aber 
auch der Staat, wenn er keine Person neben sich berücksichtigt, wenn er Sollenssätze 
nur an sich selbst, nämlich an seine Behörden richtet, ohne daß sich der einzelne 
auf sie soll berufen können. So mag eine Dienstvorschrift bis ins einzelne regeln, 
in welchen Zeitabständen die Staatsforsten abzuholzen sind, oder wie sich der Wacht­
habende einer militärischen Wache Zivilisten gegenüber zu verhalten hat, die die 
Kaserne betreten wollen; schon ein gesundes Sprachgefühl wird uns davor warnen, 
in solchen Vorschriften Rechtsregeln zu erblicken, da sie sozusagen nur ein Selbst­
gespräch des einsamen Staates sind, da ihnen, um mit v. JHERING zu sprechen, die 
zweiseitig bindende Kraft fehlt 2. Erst wenn die Vorschrift auch für den Staats­
unterworfenen gilt, wird sie zum Rechtssatz erhoben. So sind die staatlichen Vor­
schriften über die Staatsforsten bloße Dienstvorschriften, die über Behandlung 
der Privatforsten Rechtssätze, da sie außer der Forstverwaltungsbehörde auch den 
privaten Eigentümer binden. 

Hier erhebt sich allerdings die Frage nach der Möglichkeit eines Verwal­
tungsrechts in dem eben beschriebenen Sinne. Der Staat, so läßt sich einwenden, 
ist doch mächtiger als der einzelne, kann sich also ohne große Schwierigkeit über 
seine eigenen Gebote hinwegsetzen, zum mindesten sie abändern. Wenn der Staat 
ein Baugesetz erläßt, kraft dessen ich bauen darf, und er ändert es in einem mir 
ungünstigen Sinne ab, so kann ich mich nicht mehr auf das alte Gesetz berufen 
und muß, sollte man meinen, eben deshalb bekennen, daß es mit der zweiseitig binden­
den Kraft des Verwaltungsrechts nicht seine Richtigkeit hat. Daran ist nur soviel wahr, 
daß es für die höchste Staatsgewalt, in Deutschland für den Verfassungsgesetz­
geber des Reichs, keinerlei Bindungen gibt, abgesehen von den völkerrechtlichen 
Schranken und den Grenzen des Möglichen. Schon das gewöhnliche Reichsgesetz, 
mehr noch das Landesgesetz, unterliegt Bindungen durch höhere Rechtsnormen. 
Vor allem aber sind die Verwaltungsbehörden dem Gesetz unterworfen, 
genau wie der einzelne, und es gibt Einrichtungen genug, um sie zum Gehorsam 
den Gesetzen gegenüber zu zwingen. Namentlich ist, wie noch zu zeigen sein wird3, 

in der Verwaltungsgerichtsbarkeit der MONTEsQUIEusche Trennungsgedanke inner­
halb der Verwaltung selbst verwirklicht, da hier unabhängige Gerichte den einzel-

1 Vgl. meinen Zusatz zu G. JELLINEK .Allg. Staatslehre3 1914 S. 36M. 
2 V. JHERING Der Zweck im Recht 11 1877 S.344. Der große Wert von Dienstvor· 

schriften für den Geist der Verwaltung soll damit nicht geleugnet werden; ausgezeichnet 
z. B. württ. VO. über die Dienstordnung der Staatsbehörden v. 19. Juli 28, die geradezu ein 
Lehrbuch für das richtige Verhalten des Beamten darstellt. 

8 Vgl. unten § 5 IU 7. 
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nen vor übergriffen der Verwaltung schützen. So gut es ein Privatrecht gibt, 
obgleich ein Privatrechtsgesetz bestehende Rechtsverhältnisse ändern kann, so gut 
gibt es auch ein Verwaltungsrecht trotz der Möglichkeit eines Rechtswechsels. 

Sieht man der Einfachheit halber davon ab, daß es außer dem Staate noch 
andere Träger öffentlicher Gewalt gibt, so kann man also das Verwaltungsrecht 
umschreiben als den Inbegriff der -. unmittelbar oder mittelbar - vom Staate 
ausgehenden, Staat und Staatsunterworfene bindenden Regeln über ein Sollen, 
Dürfen oder Können im Bereiche der öffentlichen Verwaltung. 

II. Verwaltungsrecht und Staatsrecht. 
Da wir die Verwaltung im organisatorischen Sinne als Tätigkeit der Verwal­

tungsbehörden bezeichnet haben oder, verneinend, als Tätigkeit des Staats oder 
eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt außerhalb von Gesetzgebung und 
Justiz 4, sollte die Abgrenzung zwischen Verwaltungsrecht und Staatsrecht keine 
Schwierigkeit machen. Zum Staatsrecht gehört alles, was den Staat überhaupt 
erst handlungsfähig macht, und von den Staatstätigkeiten die Gesetzgebung. 
Nur die mit dem Tätigwerden der höchsten Staatsorgane in engstem Zusammen­
hange stehenden Staatstätigkeiten außerhalb der Gesetzgebung, wie Einberufung, 
Vertagung, Schließung, Auflösung des Reichstags, die von OTTO MAYER so benannten 
verfassungsrechtlichen Hilfstätigkeiten5, werden kraft Zweckzusammenhangs besser 
im Staats- als im Verwaltungsrecht behandelt. Hiernach sollte ein Zweifel über die 
Zugehörigkeit der Verwaltungsorganisation zum Staatsrecht und des Be­
amtenrechts zum Verwaltungsrecht nicht bestehen. Die Verwaltungsorganisation 
ist nicht Tätigkeit des Staates, sondern Voraussetzung für seine Tätigkeit; sie ist 
etwas verhältnismäßig Starres im Gegensatze zur stets lebendigen Verwaltung. Bei 
der Justiz wird die Zugehörigkeit der Organisation zum Staatsrecht schon durch 
das Wort Gerichts-"Verfassung" ausgedrückt, für die Behörden-"Verfassung" der 
Verwaltung gilt aber nichts anderes als für die der Gerichte. Im Gegensatze dazu 
atmet das Beamtenrecht Leben und Bewegung. Das Beamtenverhältnis wird durch 
den Akt der Anstellung begründet; nach der Anstellung ist der Beamte verpflichtet, 
tätig zu sein, der Staat verpflichtet, ihn zu besolden; die Dienstbehörde kann Be­
fehle erteilen, das Disziplinar-, das Zwangspensionierungsverfahren einleiten, den 
Beamten versetzen und auf Antrag entlassen. Es leuchtet ein, daß dieses Tätigkeits­
recht nicht nur zum Verwaltungsrecht gehört, sondern auch zweckmäßig in einem 
Lehrbuch des Verwaltungsrechts seinen Platz findet. 

Trotzdem hat sich in Deutschland noch keine Einigkeit über die Grenzen 
zwischen Staats- und Verwaltungsrecht gebildet, auch die Vereinigung der deutschen 
Staatsrechtslehrer hat die Streitfrage noch nicht aus der Welt geschafft. Sieht man 
nämlich unsere Lehrbücher des Staats- und Verwaltungsrechts daraufhin an, 
so findet man alle möglichen Zusammenstellungen. Der eine Verfasser eines Ver­
waltungsrechts sieht seine Hauptaufgabe in der Darstellung der Verwaltungs­
organisation und vernachlässigt darüber alles sonstige6, ein anderer läßt Einzelheiten 
des Organisations- und des Beamtenrechtes ganz beiseite7, ein dritter bringt neben 
dem Verwaltungsrecht als Tätigkeitsrecht auch die Verwaltungsorganisation, aber 
nicht das Beamtenrecht8 • Die großen Werke der Vorkriegszeit über Staatsrecht9 

enthalten das Organisations- und das Beamtenrecht, entsprechen also jenem zweiten 

4 Vgl. oben S.13. 6 ÜTTO MAYER I S.7. 
6 ERNST V. MEIER Das Verwaltungsrecht, in v. HOLTZENDORFF-KoHLERS Encyklopädie der 

RW.6 II 190·1, S. 637ff. 
7 FLEINER Institutionen8 ; ein Überblick S. 92 ff. 
8 SCHOEN S.214ff. 
9 G. MEYER-ANscHüTZ S. 381ff., 563ff.; LABAND StR. d. D. R. 15 1911 S. 364ff., 

429ff. 
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Typus einer Darstellung des Verwaltungsrechts. Wie in so vielem, so hat auch hier 
OTTO MAYER das Richtige getroffen, wenn er das Beamtenrecht dem Verwaltungs­
recht vorbehält und das Organisationsrecht ausscheidet. Er tat dies im Gegensatze 
zur franözsischen Rechtswissenschaft, die ihm sehr nahe stand. Dies und seine 
Feinfühligkeit für Fragen der wissenschaftlichen Architektonik sind ein Zeichen 
mehr für die Begründetheit der Ansicht, daß die Verwaltungsorganisation besser im 
Staatsrecht, das Beamtenrecht besser im Verwaltungsrecht gelehrt wird. Dem­
entsprechend soll auch hier verfahren werden. Da aber damit zu rechnen ist, daß 
der eine oder andere Leser vom Organisationsrecht auch in einer Darstellung des 
Staatsrechts nichts vernommen hat, so sei im folgenden Paragraphen die Ver­
waltungsorganisation wenigstens kurz umrissen 10. Wissenschaftlich läßt sich dies 
Verfahren durch einen Zweckgedanken rechtfertigen. Wenn man von der "Orts­
polizeibehörde", der "Kommunalaufsichtsbehörde" oder von sonstigen Behörden 
liest, möchte man auch wissen, welche Stellen im Staate sich hinter diesen farb­
losen Begriffen verbergen. Auch kann die Organisation den Geist der Verwaltung 
beeinflussen. Eines Eingehens auf Einzelheiten wird es aber nicht bedürfpn. 

III. Verwaltungsrecht, Steuerrecht, Arbeitsrecht, Jugendrecht. 

Ein vollständiges System der Rechtszweige würde etwa so aussehen: 
Die Beziehungen zwischen zwei Privatpersonen gehören dem Privatrecht 

an, die Beziehungen zwischen zwei selbständigen Staaten dem Völkerrecht, 
die Organisation des Staats und der öffentlichen Verbände, die Tätigkeit der obersten 
Staatsorgane und die Beziehungen zwischen Bundesstaat und Gliedstaat und zwi­
schen mehreren Gliedstaaten desselben Bundesstaates dem Staatsrecht, die Tätig­
keit der Gerichte dem Justizrecht, zerfallend in Strafrecht und Prozeßrecht, 
die Tätigkeit der Verwaltungsbehörden dem Verwaltungsrecht. Diesem ganzen 
Rechte als weltlichem Recht steht nach alter Anschauung das Kirchenrecht 
als geistliches Recht ebenbürtig gegenüber, während es in Wirklichkeit entweder 
überhaupt nicht dem Rechte angehört, oder - bei völliger Trennung von Staat 
und Kirche - einen Teil des Privatrechts, oder - bei Anerkennung der Kirchen 
als öffentlichrechtlicher Körperschaften - einen Teil des Staats- und Verwaltungs­
rechts bildet, aber dessen ungeachtet wegen seiner wissenschaftlichen Eigenart 
nach wie vor als besonderer Rechtszweig dargestellt werden wird 11. 

Bis vor kurzem hatten von diesen Hauptgebieten des Rechts nur das Privat­
recht und das Prozeßrecht Abzweigungen und Teilungen erfahren. So sind das 
Handels-, Wechsel-, See-, Urheber- und Privatversicherungsrecht Teile des Privat­
rechts, das Konkursrecht ein Teil des Zivilprozeßrechts. In neuerer Zeit wird aber 
auch das Verwaltungsrecht von Absplitterungen betroffen. So besteht ein unver­
kennbarer Zug zur Verselbständigung des Steuerrechts, des Arbeitsrechts und des 
Jugendrechts. 

Das Steuerrecht unterscheidet sich von den beiden andern Rechtszweigen 
dadurch, daß es ausschließlich dem öffentlichen Rechte angehört, als Recht der 
Steuerorganisation, der Steuergesetzgebung und des Finanzausgleichs dem Staats­
recht, im übrigen dem Verwaltungsrecht. So richtig es sein mag, daß den steuer­
rechtlichen Begriffen eine gewisse Eigenwertigkeit innewohnt 12, so darf man doch 
über dem Trennenden nicht das gegenseitig Befruchtende vergessen, das die beiden 
Rechtszweige mit einander verbindet. Namentlich bietet die Reichsabgaben-

10 Auf die Organisation der Vcrwaltungsgerichtc wird im § 5 näher eingegangen. 
11 Daß die Lehren des Kirchenrechts, z. B. über den kirchenrechtlichen Verwaltungsakt, für 

das weltliche Verwaltungsrecht von Bedeutung sein können, soll damit nicht geleugnet werden. 
12 Vgl. z. B. POPITZ Die Ideale im Recht und das Steuerrecht, ArchÖffR. 40 (1921) 

S. 129ff. 
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ordnung mannigfache Berührungspunkte mit den allgemeinen Lehren des Verwal­
tungsrechts. So sind denn die Gelehrten, die sich bisher eingehender mit dem 
Steuerrecht beschäftigt haben13, zugleich oder in erster Linie Vertreter des Ver­
waltungsrechts. Auch verleugnet die Reichsabgabenordnung nicht ihren verwal­
tungsrechtswissenschaftlichen Unterbau. 

Im Gegensatze dazu sind das Arbeitsrecht und das Jugendrecht aus 
öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Bestandteilen zusammengesetzt14• Das 
Arbeitsvertragsrecht steht in engstem Zusammenhange mit dem bürgerlichrecht­
lichen Dienstvertrag, die Verbindlichkeitserklärung des Schiedsspruchs einer 
Schlichtungskammer ist ein Verwaltungsakt, die Arbeiterschutzbestimmungen ge­
hören als Maßnahmen zum Schutz vor Gefahren überwiegend dem Polizeirecht an, 
das Arbeiterversicherungsrecht bildet einen Ausschnitt aus dem Rechte der öffent­
lichen Anstalten und Körperschaften. Im Jugendrecht treffen sich u. a. Familienrecht, 
Strafrecht, Strafprozeßrecht, freiwillige Gerichtsbarkeit und Verwaltungsrecht15. 

Das mit einzelnen Stoffgebieten überladene Verwaltungsrecht kann es nur dankbar 
begrüßen, wenn es durch solche Abzweigungen entlastet wird. Nur muß man sich 
auch hier vor Augen halten, daß die verwaltungsrechtlichen Teile des Arbeitsrechts 
und des Jugendrechts in ihrer neuen Umgebung Verwaltungsrecht bleiben und daher 
nach wie vor von dem Strome gespeist werden, von dem sie sich· abzweigten16, 

auch mit Nutzen in einer Darstellung des Verwaltungsrechts gelegentlich verwertet 
werden können. 

IV. Öffentliches Recht und Privatrecht. 
1. Bedeutung der Unterscheidung. Weit wichtiger als die Abgrenzung des Ver­

waltungsrechts gegenüber andern Teilgebieten des öffentlichen Rechts ist die des 
öffentlichen Rechts als ganzen gegenüber dem Privatrecht. Dabei handelt es sich 
fast ausschließlich um die Gegenüberstellung von Verwaltungsrecht und 
Privatrecht, da die Grenzen des Privatrechts gegenüber dem Staatsrecht, dem 
Völkerrecht, dem Strafrecht und dem Prozeßrecht leicht zu ziehen sind. Nun ist 
aber einmal die Frage unter der Bezeichnung "Öffentliches Recht oder Privat­
recht?" bekannt und sei daher unter diesem Namen behandelt. 

Die Frage kann jedesmal von Wichtigkeit werden, wenn z. B. in einem Rechts­
geschäft oder einem Verwaltungsakt die eine oder die andere Bezeichnung vor­
kommt. In einem Verlagsvertrag z. B. verpflichtet sich ein Gelehrter, den öffentlich­
rechtlichen Tcil eines Sammelwerks zu übernehmen. Gehört das Recht der Amts­
haftung dazu? Oder ein Privatdozent erhält die venia legendi für Verwaltungs­
recht. Darf er einc Vorlesung über Jagd- und Fischereirecht ankündigen? 

Während diese oder ähnliche Streitfragen sich meist auf dem Wege der Ver­
handlung aus dcr Welt werden schaffen lassen, muß man Farbe bekennen, wenn 
sich eine Zuständigkeitsregelung auf dem Unterschiede aufbaut. So gehören 
nach dem berühmten § 13 GVG. vor die ordentlichen Gerichte im Zweifel alle 
bürgerlichen Rechtsstrcitigkeiten, und die neuzeitlichen Verwaltungs-

13 OTTO MAYER, WALDECKER, HENSEL, BÜRLER, POPITZ, NAWIASKY, MIRBT. 
14 Lehrreich und überzeugend ERWIN JACOBI Grundlehren des Arbeitsrechts 1927, Vor­

wort u. S. 377ff. Vgl. auch J. LANDMANN Schweizerisches Arbeitsrecht, in Volkswirtschaft, 
Arbeitsrecht und Sozialversicherung der Schweiz I 1925 S. 498; EBSTEIN Jugendrecht und 
ArbeitRrecht, Ztschr. "Arbeitsrecht" 13 (1926) Sp. 521 ff. 

15 Vgl. das Inhaltsverzeichnis von FIALA u. a., Jugendrecht und Jugendwohlfahrtspflege 
(nach österr. Recht) 1926. 

16 DERseR, Die neue Schlichtungsverordnung 1924 S.259ff., bringt daher mit Recht die 
Verbindlichkeitserklärung eines Tarifvertrags in Zusammenhang mit den allgemeinen Lehren 
vom Verwaltungsakt. Vgl. auch desselben Verfassers Abhandlung überVerwaltungsakte und 
sonstige öffentlich-rechtliche Rechtsgeschäfte in der Sozialversicherung, VerwArch. 33 (1928) 
S.99ff. 
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gerichtsbarkeitsgesetze Hamburgs (2. Nov. 1921 § 9) und Bremens (6. Jan. 1924 § 8) 
weisen den Verwaltungsgerichten grundsätzlich alle Streitigkeiten des öffent­
lichen Rechts zu. Die Frage: ordentlicher Rechtsweg oder nicht1 ist denn auch 
der Hauptgrund, weshalb man sich mit der genauen Abgrenzung beider Rechts­
zweige so große Mühe gibt. 

Dabei ist noch nicht einmal gesagt, daß, wenn man glücklich den wissen­
schaftlich am meisten überzeugenden Unterschied gefunden hat, das Ergebnis 
auch unbedingt für die Zuständigkeitsregelung maßgebend sein muß. Das ;ß,eichs­
gericht hat es geradezu ausgesprochen, daß u. U. ein Anspruch, "obwohl ein öffent­
lichrechtlicher, doch als ein bürgerlichrechtlicher im Sinne des § 13 GVG. anzusehen 
ist" 17. Es hängt dies damit zusammen, daß man beim Erlaß des GVG. vieles als 
Privatrecht behandelte, was nach heutiger Anschauung zum öffentlichen Rechte 
gehört, außerdem mit der alle begrifflichen Scheidungen sprengenden Idee des 
Rechtsschutzes. Wir sind noch nicht überall so weit wie in Hamburg und Bremen, 
wo bei Verneinung des ordentlichen Rechtswegs fast immer die Verwaltungs­
gerichte an die Stelle der ordentlichen treten. Vielfach bedeutet Verneinung des 
ordentlichen Rechtswegs Verneinung jeder richterlichen Entscheidung, was so viel 
ist wie Zuständigkeit der dann in eigener Sache entscheidenden Verwaltungs­
behörden. Aus diesem Grunde verdient auch die früher vom Reichsgericht ver­
tretene Ansicht, jeder vermögensrechtliche Anspruch sei ein bürgerlichrechtlicher, 
eine Ansicht, die überdies mehr sagte, als gemeint war, keine allzu harte Kritik, 
da das Reichsgericht auch hiermit nur die Idee des durchgängigen gerichtlichen 
Rechtsschutzes verwirklichen wollte. Damit ist zugleich angedeutet, daß die hier 
hineinspielenden Zuständigkeitsfragen weit bedeutsamer sind als die innerhalb 
einer Prozeßordnung. Ob sich das Amtsgericht in A oder das Landgericht in B mit 
einer Sache befaßt, ist für deren Ausgang ziemlich gleichgültig, dagegen ist es nicht 
gleichgültig, ob über eine den Reichsfiskus betreffende Frage der Reichsfinanz­
minister oder das Landgericht entscheidet. Der Reichsgesetzgeber wußte, weshalb 
er im Augenblicke höchster finanzieller Not für ältere Ansprüche gegen den Reichs­
fiskus den Rechtsweg ausschloß und über die Vorfrage den Reichsfinanzminister, 
über die Sache selbst einen Ausschuß von Verwaltungsbeamten entscheiden ließ18. 
Er wollte gar keine Entscheidung nach Gerechtigkeit, sondern eine nach finanzieller 
Zweckmäßigkeit, und hierfür eignete sich eine Verwaltungsbehörde besser als das 
ordentliche Gericht. 

Die Bedeutung des § 13 GVG. für die scharfe Unterscheidung zwischen öffent­
lichem und privatem Recht wird noch dadurch verringert, daß § 4 EG. GVG. dem 
Landesgesetzgeber gestattet, den ordentlichen Gerichten "jede andere Gerichts­
barkeit" zu übertragen, also gerade auch eine solche über Streitigkeiten des öffent­
lichen Rechts. So entschieden, wie früher erwähnt19 , die ordentlichen Gerichte in 
Hamburg und Bremen bis vor kurzem über Klagen gegen staatliche Hoheitsakte, 
und in Braunschweig und Lübeck ist dies, trotz Einführung der Verwaltungsgerichts­
barkeit, in weitem Umfange auch heute noch der ]'all. Allerdings scheint es auf 
den ersten Blick, als ob trotz der Betrauung der ordentlichen Gerichte mit der 
Entscheidung öffentlichrechtlicher Streitigkeiten der Unterschied zwischen diesen 
und den bürgerlichen Streitigkeiten des § 13 GVG. bestehen bliebe, daß nämlich die 
Zuständigkeit nach § 13 GVG. reichsrechtlich geordnet sei und daher auch für das 
Reichsgericht gelte, während die andere als landesrechtlieh angeordnete nur die 
Gerichte des in Frage kommenden Landes, also höchstens noch das Oberlandes­
gericht, binde. So ist aber § 4 EG. GVG. nicht gemeint. Da der Reichsgesetz­
geber darauf verzichtet hat, zu sagen, was er unter einer bürgerlichen Rechtsstreitig-

17 RG. III 12. März 1918, RGZ. 92, 318. Siehe auch RGZ. 93, 78ff.; 106, 177ff.; 111, 
21lff. 

18 AbgErwVO. v. 24. Okt. 23 (RGB!. I S. 1010). 19 Oben S. 16. 
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keit verstanden wissen wollte, vielmehr mit diesem Worte zunächst einfach auf die 
in den Ländern herrschende Auffassung verwies, ist es nicht wahrscheinlich, daß 
er zwei Arten von öffentlichrechtlichen Streitigkeiten schaffen wollte, solche, die 
nach Ansicht der Länder bürgerlichrechtlich sind, und solche, die als öffentlichrecht­
liche neben diese treten sollen. Daher ist es überhaupt zweifelhaft, ob § 4 EG. GVG., 
soweit er sich nach seinem Wortlaut auch auf Parteistreitigkeiten beziehen kann, 
neben § 13 GVG. nötig war. Jedenfalls billigt die herrschende Meinung den Län­
dern die Befugnis zu, die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte nach § 13 GVG. 
zu erweitern und damit auch öffentlichrechtliche Streitigkeiten der Entschei­
dungsgewalt des Reichsgerichts zu unterwerfen 20. 

Bedenkt man endlich noch, daß auch das Reich, zum Teil sogar in der Reichs­
verfassung, den ordentlichen Gerichten Streitigkeiten des öffentlichen Rechts zu­
gewiesen hat, so auf den Gebieten des Beamten-, des Enteignungsrechts und der 
Amtshaftung (Art. 129, 153, 131), so wird der Zweifel immer stärker, ob el<! denn 
noch großen Zweck hat, sich mit der Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom 
privaten abzumühen. 

Gewiß wäre es in mancher Beziehung begrüßenswert, wenn die auf die Ab­
grenzung beider Rechtsgebiete alljährlich von den Gerichten verwandte Gedanken­
arbeit für fruchtbarere Aufgaben frei würde. Aber ganz unfruchtbar ist eben, wie 
schon gezeigt, der Unterschied doch nicht, da der Staat berechtigte Gründe haben 
kann, sich keinem gerichtlichen Fehlurteil auszusetzen. überdies besteht nun einmal 
der Unterschied in der Gesetzgebung. Trotz mancherlei Zuweisungen öffentlich­
rechtlicher Streitigkeiten an die ordentlichen Gerichte bleibt doch noch § 13 GVG. 
der Angelpunkt der Scheidung zwischen öffentlichem und privatem Recht. .Für eine 
Streitigkeit, die weder nach heutiger Auffassung, noch nach der Auffassung der 
siebenziger Jahre, noch kraft besonderer gesetzlicher Bestimmung eine bürgerliche 
Rechtsstreitigkeit ist, ist nach wie vor der ordentliche Rechtsweg ausgeschlossen, 
und ohne weiteres leuchtet ein, daß die "Streitigkeiten des öffentlichen Rechts" 
im hamburgischen und bremischen Recht eine Untersuchung über die Grenze 
zwischen öffentlichem und privatem Recht nötig machen. 

2. Die Grenze zwischen öffentlichem Recht und Privatrecht. Das öffentliche 
Recht muß irgendwie in höherem Maße eine Beziehung zum Staate aufweisen als 
das Privatrecht. Am einfachsten wäre es, zu sagen, daß öffentliches Recht immer 
dann vorliegt, wenn der Staat oder ein sonstiger Träger öffentlicher Gewalt dem 
einzelnen gegenübertritt, Privatrecht in allen sonstigen Fällen. Da aber der Staat 
und die sonstigen Träger öffentlicher Gewalt auch als Privatpersonen handeln und 
Beziehungen zum einzelnen haben können, ist diese Umschreibung noch nicht genau 
genug. 

Vielleicht führt eine Betrachtung ausländischer Rechtsauffassungen zu einer 
Lösung der durch die Doppelnatur des Staates hervorgerufenen Schwierigkeiten. 
In Frankreich wird dem Zwecke der Staatstätigkeit entscheidende Bedeutung bei­
gelegt. Im Interesse der öffentlichen Verwaltung vorgenommene Staatshandlungen 
gehören regelmäßig dem öffentlichen Rechte an, gleichgültig ob sie selbst hoheitlich 
sind oder nicht, die übrigen dem Privatrecht. Schließt der Staat einen Vertrag 
über den Bau einer Straße, so handelt es sich um ein dem Verwaltungsrecht 
unterworfenes, den Justizgerichten entzogenes Rechtsgeschäft, während die Pacht 
eines vom Staate geerbten Grundstücks rein privatrechtlieh beurteilt wird 21. 

So einfach dieser Gedankengang ist, so wenig entspricht er der deutschen Rechts­
entwicklung. Bei uns untersteht auch der Vertrag über einen Straßenbau dem 
bürgerlichen Recht und den ordentlichen Gerichten. 

20 Vgl. vor allem FR. STEIN Grenzen und Beziehungen 1912 S. 24ff; LASSAR Erstattungs­
anspruch 1921 S. 69 ff. 

81 BERTHELEMY Traite elementaire de droit administratüll 1926 S. 24f. 
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Auch die völlig entgegengesetzte englische Auffassung der grundsätzlichen 
Einheit allen Rechtes deckt sich nur ganz vereinzelt mit der deutschen Auffassung. 
In England wird eine nach unseren Begriffen öffentlichrechtliche Streitigkeit 
dadurch aufs bürgerlichrechtliche Geleis geschoben, daß man einen Beamten wie 
einen Privatmann behandelt, sobald er seine Amtsbefugnisse überschreitet. "Ein 
Staatssekretär dringt aus den höchsten Beweggründen, aber ohne gesetzliche Er­
mächtigung, in das Haus des X ein, um nach Papieren zu suchen. Er kann genau 
so gerichtlich belangt werden, wie wenn er ein Kohlenträger wäre" 22. In Deutsch­
land würde dem Öffentlichrechtlichen des Vorgangs dadurch Rechnung getragen 
werden, daß bei Geltendmachung der vermögensrechtlichen Amtshaftung der Staat 
an die Stelle des Beamten treten würde und bei strafgerichtlicher Verfolgung, wenig­
stens in einigen Ländern, die Erhebung des sog. Konflikts möglich wäre. Aber ganz 
vereinzelt findet sich die englische Auffassung auch bei uns, so in Braunschweig. 
Hier ist auch heute noch, trotz Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit, z. B. 
die Klage auf Feststellung möglich, daß die Beschlagnahme von Land zu Sie­
delungszwecken unzulässig sei23, während die Klage anderswo von vornherein 
abgewiesen werden müßte. 

Solche einzelstaatlichen Besonderheiten legen die Frage nahe, ob es überhaupt 
möglich ist, das öffentliche Recht allgemeingültig dem Privatrecht gegenüber 
abzugrenzen. Sicher muß man mit Eigentümlichkeiten der Länder rechnen, aber 
ebenso sicher muß die Wissenschaft versuchen, ganz allgemein die Grenze so ein­
leuchtend zu ziehen, daß man beim Schweigen des Gesetzes auf ihre Ergebnisse 
zurückgreifen kann. Zudem hat sich in Deutschland durch die Rechtsprechung 
über viele Punkte eine ziemlich einhellige Meinung entwickelt, die es gestattet, 
gemeindeutsches Recht vorzutragen. Wodurch also unterscheidet sich das Ver­
waltungsrecht als Teil des öffentlichen Rechts vom Privatrecht? 

Zunächst, es gibt einen solchen Unterschied24• Wohl gehört das Privatrecht 
als vom Staate gesetztes Recht in seiner Gesetzeseigenschaft dem öffentlichen Rechte 
an. Aber nicht an die Gesetzeseigenschaft des Verwaltungsrechts denkt man, wenn 
man es dem öffentlichen Rechte zurechnet, sondern an die Eigentümlichkeit seiner 
Tatbestände und Rechtsverhältnisse. . 

Schon früher25 ist uns der Verwaltungsakt begegnet als ein im Gegensatze 
zu privatrechtlichen Rechtsgeschäften gegen eigene Fehlerhaftigkeiten unempfind­
licher Akt, der mindestens die Vermutung der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit für 
sich hat und dem das große Vorrecht des Staates, sich irren zu dürfen, zur Seite 
steht. Dieser Verwaltungsakt gehört dem öffentlichen Rechte an. Öffentliches 
Recht ist also zunächst alles, was den Verwaltungsakt als Tatbestand be­
trifft. Auch wenn einige Verwaltungsakte im BGB. genannt sind, wie Verleihung 
der Rechtsfähigkeit an einen Verein (§ 22), richtet sich ihre Gültigkeit nicht nach 
Privatrecht, sondern nach öffentlichem Recht; die versehentliche Verleihung der 
Rechtsfähigkeit an einen sog. idealen Verein nach BGB. § 22 statt dessen Eintragung 
~ das Vereinsregister nach BGB. § 21 würde ihn z. B. doch rechtsfähig machen. 
Zum öffentlichen Rechte gehören aber auch die mit dem Verwaltungsakt in g~.wisser 
Verbindung stehenden Rechtssubjekte und Rechtsverhältnisse. Uber die Offent­
lichrechtlichkeit einer juristischen Person, die Verwaltungsakte erlassen kann, wird 
an anderer Stelle zu sprechen sein 26 • Hier sei nur untersucht, wann ein Rechts­
verhältnis öffentlichrechtlich ist, da Gegenstand der Rechtsstreitigkeiten fast 

22 E. JENKS An Outline of EngIish Local Government6 1925 S. 15. Vgl. auch KOELL­
REUTTER Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtsprechung im modernen England 1912 S.198ff. 

28 BraunschwKompGH. 30. Jan. 22 u. 17. Sept. 23, BraunschwZ. 70 (1924) S. 78f. u. 
79ff. - Näheres über den Grund für diese Rechtsprechung unten S. 239 f. 

24 Trotz seiner Leugnung durch KELSEN und WEYR (s. Schriftenverzeichnis am Kopfe 
des Paragraphen). 2ö Vgl. oben S.20. 

26 V gl. unten § 8 II 1. 
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immer Rechtsverhältnisse sind und von deren Natur die Zulässigkeit des Rechts­
weges vielfach abhängt. Die Beziehung zum Verwaltungsakt wird dadurch her­
gestellt, daß man als ursprünglich-öffentlichrechtlich alle Rechts­
verhältnisse ansieht, ]\:raft deren Verwaltungsakte vorgenommen 
werden sollen oder können. So ist das Verhältnis des Beamten zum Staate 
öffentlichrechtlich, da gegen ihn Akte der Disziplinar- oder sonstigen Dienstgewalt 
vorgenommen werden können, des Angestellten zum Staate dagegen privatrechtlieh, 
da die gegen ihn vorgenommenen Akte des Staats keine größere Kraft haben, als 
wenn sie von einer Privatperson ausgingen, namentlich im vollen Umfange gerichtlich 
überprüfbar sind 26a. Aus dem gleichen Grunde ist das Verhältnis des einzelnen zum 
enteignenden Staate öffentlichrechtlich, zum Staate, der ein Vorkaufsrecht ausübt, 
privatrechtlieh. Als die Ortspolizeibehörde der Kurkapelle verbot, das antisemitische 
Borkumlied zu begleiten, erließ sie einen Verwaltungsakt; wer sich dadurch be­
schwert fühlte, konnte die Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte anrufen, 
nicht aber die ordentlichen Gerichte mit dem Ziele einer einstweiligen Verfügung, 
die bei Vermeidung einer Geldstrafe die Wiederholung des Verbotes untersagte27 . 
Auch die privatrechtliehe Klage auf Zulassung zur Diplomprüfung an einer techni­
schen Hochschule ist unzulässig, weil damit ein Rechtsverhältnis behauptet wird, 
kraft dessen ein Verwaltungsakt - die Zulassungsverfügung - erlassen werden so1l28. 

Während derartige ursprüngliche Rechtsverhältnisse des öffentlichen Rechts 
unschwer als solche erkannt werden, bereiten die abgeleiteten Rechtsverhält­
nisse des öffentlichen Rechts bedeutend größere Schwierigkeiten. Zwar 
müssen sie irgendwelche Zusammenhänge mit den ursprünglichen Rechtsverhält­
nissen ihrer Gattung aufweisen, aber nicht jeder solche Zusammenhang genügt. 
So braucht vor allem !licht jedes durch Verwaltungsakt geschaffene 
Rechtsverhältnis ein solches des öffentlichen Rechts zu sein, denn die Aufgabe 
eines Verwaltungsaktes kann gerade in der Schaffung eines privatrechtlichen 
Rechtsverhältnisses liegen. So will der Privatmann, der um die behördliche Änderung 
seines Namens bittet, der Vater, der die Legitimation seines unehelichen Sohnes 
beantragt, nur Änderung der durch das BGB. geschaffenen Rechtsbeziehungen ; 
allerdings haben alle bürgerlichrechtlichen Rechtsbeziehungen auch eine öffentlich­
rechtliche Seite dadurch, daß sie im Streitfall für das Verhältnis des Klägers und 
des Beklagten zum Gericht maßgebend sind, doch muß man diese erst in zweiter 
Linie kommenden Beziehungen vernachlässigen, wenn man an die Scheidung zwischen 
öffentlichem Recht und Privatrecht herantritt. Ebenso unrichtig wäre die Meinung, 
öffentlichrechtlich sei jedes Rechtsverhältnis, das ohne ein ursprüngliches öffentlich­
rechtliches Rechtsverhältnis nicht gedacht werden kann; denn dann müßte auch 
das Vertragsverhältnis öffentlichrechtlich sein, kraft dessen sich jemand verpflichtet, 
die von einem andern geschuldeten Steuern zu zahlen, während dies doch sicher 
nicht zutrifft. Vielmehr muß der Zusammenhang mit dem ursprünglichen Rechts­
verhältnis ganz besonderer Art sein, wenn auch das abgeleitete an dessen Wesensart 
teilnehmen soll. 

Der innigste Zusammenhang dieser Art ist der der Einheitlichkeit. Wenn 
ein Rechtsverhältnis in einem Teile ursprünglich-öffentlichrechtlich ist, dann ist 
es kraft Zusammenhangs in allen seinen Teilen öffentlichrechtlich. So ist das zwi-

26a RG.III 31. Mai 27, JW. 1927 S. 2206f. 
27 PrKompGH. 31. Okt. 25, PrVerwBl. 47 (1926) S. 418ff. 
28 RG. III 14. Mai 09, GruchotsBeitr.53 (1909) S. 1075ff. - Andere Beispiele: RG. III 

18. Okt. 27, RGZ. 118. 227ff.; PrKompGH. 11. Febr. 21, JW.1922 S. 839f.; WürttKompGH. 
7. Jan. 25, WürttABlMdI. 1925 S.77ff.; OLG. Rostock 25. Juni 25, MecklZ. 41 (1925) S.435 
(Wohnungsbeschlagnahme) ; OLG. Oldenburg 14.Febr.17, OldZ.44 (1917) S.214ff. (Verhältnis 
eines Versicherten zu der mit Zwangs befugnissen ausgestatteten Brandkasse); PrKompGH. 
23. Apr. 27, PrVerwVBI. 49 (1928) S. 75 (Entziehung der Doktorwürde); HansOLG. 30. Juni 27, 
HansRGZ. A 1928 Sp. 660 (Anspruch auf Herstellung einer öffentlichen Straße). 
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sehen Schauspielunternehmer und Staat durch Hinterlegung einer Theaterkaution 
entstandene Rechtsverhältnis öffentlichrechtlich, weil öffentlichrechtlich auch das 
durch die Genehmigung des Unternehmens entstandene Rechtsverhältnis ist29 • 

So nimmt der Gehaltsanspruch des Beamten, der Entschädigungsanspruch des Ent­
eigneten an der Öffentlichrechtlichkeit des Dienst-, des Enteignungsverhältnisses 
auch dann teil, wenn diese Ansprüche nicht einer der formellen Rechtskraft fähigen 
Vorentscheidung der Verwaltungsbehörde, also einem Verwaltungsakte, unter­
worfen sind, wie dies tatsächlich meist der :Fall ist 30• Aus dem gleichen Grunde 
gehört ganz allgemein die öffentlichrechtliche Entschädigung dem öffentlichen 
Rechte an, weil sie mit der Pflicht zur Duldung hoheitlicher Eingriffe unmittelbar 
zusammenhängt. Zweifel können über die rechtliche Natur der Amtshaftung be­
stehen. Wenn man die Schadensersatzpflicht für die Nichterfüllung einer Amts­
pflicht dem öffentlichen Rechte zuweist, so müßte man folgerichtig auch die Scha­
densersatzpflicht des Bürgers wegen Nichterfüllung einer öffentlichen Pflicht für 
öffentlichrechtlich erklären, z. B. wegen schuldhafter Verstopfung eines Kanals, 
wegen Umfahrens einer Straßenlaterne durch polizeiwidriges Verhalten, und soweit 
geht, von Ausnahmen abgesehen 31, unsere Rechtsprechung nicht. Zur Zeit hat die 
Einordnungsfrage für die Amtshaftung keine große Bedeutung, da deren Geltend­
machung vor den ordentlichen Gerichten durch RV. Art. ] 31 außer Frage steht. 
Trotzdem wird für eine Darstellung des Verwaltungsrechts die Zuweisung der 
Amtshaftung an das öffentliche Recht aus Gründen des Zusammenhangs gerecht­
fertigt. Die Amtshaftung ist einmal die ultima ratio des Rechtsschutzes gegen über­
griffe der Staatsgewalt. Sodann hat sie eine solch starke Verwandtschaft mit der 
öffentlichrechtlichen Entschädigung, daß man Zusammengehöriges trennen müßte, 
wollte man die eine dem Privatrecht, die andere dem öffentlichen Rechte zuweisen. 

Der andere die Öffentlichrechtlichkeit übertragende Zusammenhang ist der 
der Umkehrung. Eine öffentlichrechtliche Pflicht wird erfüllt; später wird be­
hauptet, die Pflicht habe gar nicht bestanden, das zu Unrecht Geleistete sei daher 
zu erstatten. Noch das preußische Gesetz, betr. die Erweiterung des Rechtsweges, 
vom 24. Mai 1861 ließ in solchem Falle die Erstattungsklage wenigstens auf Grund 
der Behauptung zu, "daß die einzelne Forderung bereits früher getilgt oder ver­
jährt sei" (§ 9). Auch sonst ist die Erhebung der Erstattungsklage, die Behauptung 
einer ungerechtfertigten Bereicherung bürgerlichen Rechts ein beliebter Versuch, 
ein öffentlichrechtliches Rechtsverhältnis durch Umkehrung in ein bürgerlich­
rechtliches zu verwandeln32• Da in solchen Fällen in Wahrheit über die öffentlich­
rechtliche Zahlungspflicht entschieden wird, muß die Klage wegen Unzulässigkeit 
des Rechtswegs selbst dann abgewiesen werden, wenn so der angeblich zur Zahlung 
Verpflichtete, wie bei den preußischen staatlichen Gebühren, ohne jeden gericht­
lichen Rechtsschutz bleibt33• Schon die Reichsversicherungsordnung bestimmt aus­
drücklich, daß das für den Hauptanspruch zuständige Versicherungsamt auch für 
die Entscheidung des Erstattungsans.Q!uchs zuständig sein soll (§ 1773). Vor allem 
aber hat die Reichsabgabenordn{;ng JIeÖffentlichrechtlichkeit des Erstattungs­
anspruchs durch ~~27 anerkannt: "In Steuersachen ist der Rechtsweg vor den 
ordentlichen Gerichten ausgeschlossen. Dies gilt auch für die Rückforderung be­
zahlter Steuern und anderer Leistungen" 34. 

29 RG. ur 29. Sept. 16, JW. 1916 S. 148Of. 
30 RBeamtG. v. 17. Mai 07 § 150, pr. EntG. v. 11. Juni 74 § 30. - Vgl. auch LG. Berlin 

2. Okt. 24, JW. 1925 S. 1423 (Anspruch eines Abgeordneten auf Eisenbahnfreikarte). 
31 SächsOVG. 20. Jan. 22, Jahrb. 27, 16ff. 
32 Z. B. OLG. Rostock 16. Mai 08, MecklZ. 27 (1909) S. 30ff. (Rückforderung einer a.ls 

Ungehorsamsstrafe entrichteten Geldsumme aus ungerechtfertigter Bereicherung). 
33 PrKompGH. 12. Dez. 25 u. 20. März 26. PrVerwBl. 47 (1926) S. 493 u. 467f. 
34 Über die Frage vgl. jetzt vor allem LAssAR Der Erstattungsanspruch im Verwaltungs­

und Finanzrecht 1921. Ferner GLÄSSING Das Recht der Rückforderung im Gebiete des deutschen 
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Den dritten und letzten Zusammenhang umbildender Art kann man den der 
Abwickelung nennen. Die Wegepolizeibehörde verlangt von einem Müller die 
Ausbesserung einer Brücke, der Müller bestreitet nicht deren Ausbesserungs­
bedürftigkeit, behauptet aber, nicht er, sondern der Landkreis sei zur Ausbesserung 
verpflichtet. Wenn die Behörde auf Durchführung ihrer Anordnung besteht und 
der Müller die Brücke ausbessert, so ist das Rechtsverhältnis augenscheinlich noch 
nicht abgewickelt, der öffentlichrechtlich in Anspruch Genommene muß von dem 
öffentlichrechtlich endgültig Verpflichteten entschädigt werden. Obgleich jetzt ein 
Rechtsverhältnis zwischen zwei Gleichgeordneten, nämlich dem Müller und dem 
Landkreise, besteht, so gehört auch dieses noch dem öffentlichen Rechte an, da 
die Hauptfrage nach wie vor die ist, ob der Müller. oder ob der Landkreis dem Staate 
gegenüber zur Ausbesserung verpflichtet war. Daher ist es ganz sachgemäß, daß 
die Entscheidung über derartige Ersatzansprüche in Wege- und Schulangelegen­
heiten den Verwaltungsgerichten übertragen worden isps. Der wichtigste und! 
bekannteste Fall solcher öffentlichrechtlicher Ersatzansprüche ist der zwischen i 
dem vorläufig verJlflichteten Fürsorgeverband und dem endgültig verpflichteten. 
Der vorläufig verpflichtete Fürsorgeverband kann durch die Aufsichtsbehörde zur 
Fürsorge für einen Hilfsbedürftigen angehalten werden, untersteht also einem 
drohenden Verwaltungsakt, ist also kraft eines ursprünglich -öffentlichrechtlichen 
Rechtsverhältnisses zur Fürsorge verpflichtet. Die Erfüllung dieser Pflicht beendigt 
aber das Rechtsverhältnis noch nicht, sondern bringt es in das Stadium der Ab­
wickelung, das erst dann überwunden ist, wenn der endgültig verpflichtete Für­
sorgeverband die Fürsorgekosten erstattet oder den Hilfsbedürftigen übernommen 
hat. Das Bundesamt für das Heimatwesen entscheidet ausschließlich über Streitig­
keiten dieser Art zwischen Fürsorgeverbänden, also gleichgeordneten Rechts­
trägern36, und dennoch hat wohl noch niemand bestritten, daß das Bundesamt 
eine Behörde zur Entscheidung öffentlichrechtlicher Streitigkeiten ist. Anders 
liegen die Verhältnisse, wenn den Ersatzanspruch eine beliebige Privatperson auf 
Grund Auftrags oder auftragloser Geschäftsführung stellt oder zwar ein öffent­
licher Verband, aber doch nur, weil er so gehandelt hat, wie auch jede Privat­
person hätte handeln können. Hat jene Brücke ein völlig Unbeteiligter aus­
gebessert, so kommt es gar nicht zur Abwickelung eines öffentlichrechtlichen Rechts­
verhältnisses ursprünglicher Art, da der Unbeteiligte keinem drohenden oder bereits 
erlassenen Befehle einer Verwaltungsbehörde gehorcht hat, gar nicht öffentlich­
rechtlich für verpflichtet erklärt war, sondern aus freien Stücken oder kraft Auf­
trags gehandelt hat. Da ursprünglich-öffentlichrechtlich unbeteiligt auch ein 
öffentlicher Verband sein kann, so ist es in der Ordnung, wenn das Reichsgericht 
den Rechtsweg bei Ersatzansprüchen z. B. einer Stadt für zulässig erklärt, die 
an Stelle der Landesschulkasse Ruhegehaltsbeträge gezahlt, an Stelle der Anlieger 
eine Straße gereinigt, an Stelle des Staates bei Glatteis gestreut hat, oder eines 
unbeteiligten Kommunalverbandes, der an Stelle des zuständigen Ortsarmen­
verbandes für die Beschulung blinder Kinder gesorgt, oder eines Landkreises, der 
die dem Staate zur Last fallenden Kosten für die Schutzpockenimpfung verauslagt, 
ebenso wie eines Privaten, der einem Polizeisergeanten beim Einschreiten gegen 
Prügelnde geholfen und dabei einen Messerstich ins Auge erhalten hat37 • Allerdings 

öffentlichen Rechts, AnnDR. 1896 S. 46ff., 81ff., 279ff.; MORAWITZ Die Kondiktion publi­
zistischer Leistungen, BraunschwZ. 56 (1909) S. 2ff., 4Off.; WILH. MERK Rückforderung zu 
Unrecht gewährter Erwerbslosenfürsorge, BadVerwZ. 52 (1920) S. 129ff.; MORSTEIN MARX 
Znr Lehre vom Erstattungsanspruch bei Ungültigkeit der schuldbegründenden Rechtsnorm, 
HansRZ. 1924 Sp. 527ff. 

86 ZustG. §§ 566, 47 In• 

86 VO. ü. d. Fürsol,'gepflicht v. 13. Fabr. 24 § 29, UntWohnsGes. v. 30. Mai 08 §§ 37ff. 
87 RG. IV 29. März 26, RGZ. 113, 178ff.; RG. VI 13. Nov. 11, GruchotsBeitr. 56 (1912) 

S.628ff.; RG. VI 23. Jan. 22, GruchotsBeitr. 66 (1923) S.576ff. (da,zu HOFACKER in WürttZ. 
Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 4 
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muß in all diesen Fällen der Ersatz Fordernde wirklich als Privatperson tätig gewesen 
sein, nicht als Träger öffentlicher Gewalt. Erhebt eine Stadtgemeinde Landwirt· 
schaftskammerbeiträge auf Ersuchen der Landwirtschaftskammer und verlangt 
sie Ersatz für ihre Mühewaltung, so ist schwer einzusehen, wie man den Ersatz. 
anspruch dem bürgerlichen Recht soll zuweisen können, da es doch Privatverträge 
über die Ausübung hoheitlicher Gewalt nicht geben kann, wenn in die so müh· 
selige Abgrenzung des öffentlichen Rechts vom privaten nicht neue Verwirrung 
gebracht werden soll. Wenn trotzdem das Reichsgericht auch hier den Rechtsweg 
in Preußen zuläßt38, so hängt dies mit der uns bekannten Tatsache zusammen, daß 
es § 13 GVG. mit der Privatrechtlichkeit ,der "bürgerlichen Rechtsstreitigkeiten" 
nicht so ernst nimmt und in Preußen jeder gerichtliche Schutz für den Anspruch 
der Stadtgemeinde fehlen würde, wenn ihr der ordentliche Rechtsweg nicht offen 
stände. In Hamburg oder Bremen aber mit ihrer verwaltungsgerichtlichen Zu. 
ständigkeit für alle "Streitigkeiten des öffentlichen Rechts" müßten die Verwaltung!>. 
gerichte und nicht die ordentlichen Gerichte entscheiden. 

Zusammenfassend also ist zu sagen: Ursprünglich. öffentlich rechtlich ist 
immer der Verwaltungsakt als Tatbestand und jedes Rechtsverhältnis, kraft dessen 
ein Verwaltungsakt vorgenommen werden soll oder kann. Abgeleitet.öffentlich­
rechtlich ist ein Rechtsverhältnis, das mit einem ursprünglich.öffentlichrechtlichell 
durch Einheitlichkeit oder Umkehrung oder Abwickelullg zusammenhängt. Was 
danach öffentlichrechtlich ist, kann auch nicht auf Umwegen privatrechtlieh ge. 
macht werden. 

3. Öffentlichrechtliche und privatrechtliche Vorfragen. Es kann leicht vorkom· 
men, daß die Entscheidung eines öffentlichrechtlichen Streites von der Beant· 
wortung einer privatrechtlichen Vorfrage und die Entscheidung eines privatrecht· 
lichen Streites von der Beantwortung einer öffentlichrechtlichen Vorfrage abhängt. 
Einer der bekanntesten Sätze des Polizeirechts ist der, daß der Eigentümer für die 
Polizeimäßigkeit seiner Sache haftet. Nun kann es zweifelhaft sein, ob Eigentümer 
des Gartens mit dem verbogenen Stachelgitter A oder B ist. Darf die Polizei· 
behörde die Eigentumsfrage selbst entscheiden oder muß sie warten, bis das ordent· 
liehe Gericht darüber entschieden hat1 Oder ein entsprechender Fall aus dem büro 
gerlichen Recht. Nach § 911 BGB. gelten Früchte, die von einem Baume auf ein 
Nachbargrundstück hinüberfallen, als Früchte, dieses Grundstücks. Die Vorschrift 
findet aber keine Anwendung, wenn das Nachbargrundstück dem öffentlichen Ge· 
brauche dient. Der Eigentümer eines angeblichen Privatweges beansprucht das auf 
dem Wege liegende Fallobst aus dem Nachbargarten für sich, der Baumeigentümer 
macht ebenfalls Eigentum geltend, da der Weg ein öffentlicher Weg sei. Darf über 
die Öffentlichkeit des Weges das wegen der Eigentumsfrage angerufene ordentliche 
Gericht entscheiden oder muß es die Entscheidung der Verwaltungsbehörde oder 
des Verwaltungsgerichts darüber abwarten 1 

Das französische Recht läßt es nicht zu, daß für die Entscheidung einer 
Frage die Zuständigkeit wechselt, je nachdem es sich um eine Haupt. oder um eine 
Vorfrage handelt 39. Auch öffentlichrechtliche Vorfragen werden von den zustän· 
digen Verwaltungsbehörden entschieden, ebenso wie privatrechtliehe Vorfragen zur 
Zuständigkeit der Zivilgerichte gehören. Die Verwaltungsbehörde muß also das 
Verfahren aussetzen, wenn ihre Entscheidung von der Beantwortung einer privat· 

67, 1925, S. 133ff.); RG. IV 16. Nov. 16, GruchotsBeitr. 61 (1917) S.654ff.; RG. VI 2. Okt. 11, 
GruchotsBeitr. 56 (1912) S.380ff.; RG. III 31. März 1914, GruchotsBeitr.59 (1915) S. 62 ff.­
Vgl. auch WürttKompGH. 9. Mai 17, WüRV. 10 (1917) S. 73f.; BadKompGH. 31. März 20, 
BadVerwZ. 1920 S. 95ff. (dazu HOFACKER, MAINHARD, STOLL und GUT, BadVerwZ. 1921 
S. 81f., 82, 151ff., 153f.); andererseits SächsKompGH. v. 16. Jan. 24, SächsThürArchR. 1 
(1924) S. 209ff.; SächsOVG. 28. Juni 27, Jahrb. 31, 60f. 

38 RG. VII 23. Sept. 24, JW. 1925 S. 2248ff.; dagegen HELFRITZ ebenda. 
39 DARESTE Voies de recours 1914 S. 62f. 
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rechtlichen Vorfrage abhängt, und das Zivilgericht ebenso, wenn eine streitig ge­
wordene öffentlichrechtliche Vorfrage den Ausgang des Prozesses entscheidend be­
einflußt. Der starke Zweckzusammenhang bei Abgrenzung dessen, was zur Justiz, 
und dessen, was zur Verwaltung gehört, begegnet uns hier wieder 40. 

Die deutsche Auffassung findet ihren Ausdruck im § 148 ZPO. "Das Ge­
richt kann, wenn die Entscheidung des Rechtsstreits ganz oder zum Teil von dem 
Bestehen oder Nichtbestehen eines Rechtsverhältnisses abhängt, welches ... von 
einer Verwaltungs behörde festzustellen ist, anordnen, daß die Verhandlung . .. bis 
zur Entscheidung der Verwaltungsbehörde auszusetzen sei." Es steht also im 
pflichtmäßigen Ermessen des Gerichts, ob es aussetzen will oder nicht. In jenem 
Beispiele mit dem Fallobst kann es also über die Öffentlichkeit des Weges 
selbst entscheiden. Hat es das Verfahren ausgesetzt, und verzögert die Verwaltungs­
behörde oder, wie man ergänzen muß, das Verwaltungsgericht die Entscheidung 
der Vorfrage (des bisweilen so benannten Neben- oder Inzidentpunktes), so kann es 
die Aussetzung wieder aufheben (§ 150). Im Strafprozeß scheint das Gericht sogar 
unbedingt verpflichtet zu sein, die öffentlichrechtliche Vorfrage mitzuentscheiden, 
denn § 262 StPO. gestattet die Aussetzung des Strafverfahrens nur zwecks Erhebung 
einer Zivilklage. Doch nimmt man an41, daß damit die Aussetzung zugunsten 
eines Verwaltungs- oder Verwaltungsstreitverfahrens nicht verboten werden sollte. 
Umgekehrt dürfen die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte die privat­
rechtlichen Vorfragen entscheiden, so wenn die Pflicht zur Zahlung von Straßen­
kostenbeiträgen dem Grundeigentümer obliegt und behauptet wird, die Grund­
bucheintragung sei unrichtig42• Ja, für das Verwaltungsstreitverfahren wird sogar 
die Aussetzungsbefugnis verneint, der Verwaltungsrichter also für unbedingt ver­
pflichtet erklärt, die bürgerlichrechtliche Vorfrage mitzuentscheiden43• 

Für die französische Art der Regelung spricht die Erwägung, daß überall die 
sachverständigste Behörde entscheiden soll, also auch über eine Vorfrage die Be­
hörde, die beim Vorkommen der gleichen Frage als Hauptfrage zuständig wäre. 
Die deutsche Art der Regelung stammt, was die öffentlichrechtliche Vorfrage an­
langt, aus der Zeit, da der Rechtsschutz durch die ordentlichen Gerichte vielfach 
der einzige wirkliche Rechtsschutz war; man wollte den mit aller Gewähr um­
gebenen Zivilprozeß nicht durch ein Hineinregieren der Verwaltung gefährden; 
außerdem bedeutet die Aussetzungspflicht auf alle Fälle eine Verzögerung des Ver­
fahrens. Diese Erwägungen treffen teilweise auch heute noch zu; auch heute sind 
es vielfach Verwaltungsbehörden und nicht mit richterlicher Unabhängigkeit aus­
gestattete Verwaltungsgerichte, die in der Entscheidung öffentlichrechtlicher Fragen 
das letzte Wort haben. Man muß sich die Tatsache vor Augen halten, wenn man der 
französischen Regelung ausnahmsweise auch im deutschen Rechte begegnet. 

Solche Ausnahmen gibt es auf dem Gebiete der Unfallversicherung und im 
Steuerstrafrech t. Wird der Unternehmer eines versicherungspflichtigen Betrie­
bes wegen eines Unfalls auf Schadensersatz verklagt, so hängt seine Haftung neben 
anderm davon ab, ob ein nach der RVO. entschädigungspflichtiger Unfall vorliegt 
und in welchem Umfang und von welcher Berufsgenossenschaft Entschädigung zu 
gewähren ist. Hier darf das ordentliche Gericht über die Vorfrage nicht selbst 
entscheiden, sondern muß das Verfahren aussetzen, bis Genossenschaftsvorstand, 
Oberversicherungsamt oder Reichsversicherungsamt entschieden haben (§ 901). 
Weit bedeutsamer ist die entsprechende Regel der justizfeindlichen Reichsabgaben­
ordnung (§ 433). "Hängt eine Verurteilung wegen Steuerhinterziehung oder Steuer­
gefährdung davon ab, ob ein Steueranspruch besteht, oder ob und in welcher Höhe 

40 Vgl. oben S. 45. 
41 LÖWE-RoSENBERG StPO,l7 1927 § 262 Anm. 9. 
42 PrOVG. 3. Okt. 18, Entsch. 74,· 92ff. - Allgemein FRIEDRICHS Verwaltungsrechts-

pflege I 1920 S. 264ff. 43 PrOVG. 22. Febr. 23, Entsch. 78, 460ff. 
4* 
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ein Steueranspruch verkürzt oder ein Steuervorteil zu Unrecht gewährt ist, und hat 
der Reichsfinanzhof über diese Fragen entschieden, so bindet dessen Entscheidung 
das Gericht. Liegt eine Entscheidung des Reichsfinanzhofs nicht vor, sind die Fra­
gen jedoch von Finanzbehörden oder Finanzgerichten zu entscheiden, so hat das 
Gericht das Strafverfahren auszusetzen, bis über die Fragen rechtskräftig entschieden 
worden ist. Entscheidet der Reichsfinanzhof, so bindet dessen Entscheidung das 
Gericht. Ergeht keine Entscheidung des Reichsfinanzhofs, so hat das Gericht, 
wenn es von der rechtskräftigen Entscheidung des :Finanzamts oder der Rechts­
mittelbehörde abweichen will, die Entscheidung des Reichsfinanzhofs einzuholen." 
Auch hier bindet die Entscheidung des Reichsfinanzhofs. Besieht man sich die 
zur bindenden Entscheidung der Vorfrage berufenen Finanzbehörden etwas näher, 
so ist der Reichsfinanzhof ein vollwertiges Verwaltungsgericht ; doch entscheidet 
er im wesentlichen nur die Rechtsfrage (AO. § 267). Die bindende Tatsachenfest­
stellung liegt für Zölle und Verbrauchssteuern ausschließlich bei Verwaltungs­
behörden, nicht Verwaltungsgerichten (AO. §§ 217, 219). Solange dieser Mangel 
im Gesetze besteht, stellt die Durchbrechung der deutschen Regel im Steuerstraf­
recht eine Verschlechterung des Rechtsschutzes dar. 

4. Zulässigkeit des Rechtsweges und Kompetenzkonflikt. Die vorangegangenen 
Untersuchungen haben gezeigt, daß es manchmal nicht ganz einfach ist zu ent­
scheiden, ob eine Sache zum öffentlichen Recht oder ob sie zum Privatrecht ge­
hört, und in nahem Zusammenhange damit, ob die ordentlichen Gerichte zuständig 
sind oder die Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte. Es muß daher eine 
Stelle geben, die im Einzelfalle die Zweifelsfrage aus der Welt schafft. Das GVG. 
hat die Entscheidung den Justizgerichten, insbesondere also den ordentlichen 
Gerichten übertragen. "Die Gerichte entscheiden über die Zulässigkeit des 
Rechtswegs" (§ 171). Damit ist die Justiz gegenüber der Verwaltung bedeutend 
bevorzugt worden, denn die Entscheidungsgewalt enthält die Macht zum maß­
geblichen Irrtum. So klagte einmal ein Hauseigentümer gegen die Gemeinde mit 
dem Antrage, die Gemeinde zu verurteilen, den von ihr in die Wohnung gesetzten 
Zwangsmieter wieder aus der Wohnung zu entfernen. Der Streit gehörte sicher dem 
öffentlichen Rechte an, denn der Kläger behauptete ein zwischen ihm und der Ge­
meinde bestehendes Rechtsverhältnis, kraft dessen die Gemeinde zur Rückgängig­
machung eines Verwaltungsaktes - der Einweisung des Zwangsmieters - ver­
pflichtet sei. Trotzdem hat ein sächsisches Amtsgericht der Klage stattgegeben, 
und das Urteil wurde rechtskräftig44. Damit war für diesen einen Fall der Rechts­
weg unanfechtbar bejaht, auch Verwaltungsbehörden und Verwaltungsgerichte 
durften nieht mehr ihre Zuständigkeit behaupten. Würde umgekehrt ein Ver­
waltungsgericht ein privatrechtliches Rechtsverhältnis, z. B. die Schadensersatz­
pflicht des Lastkraftwagenbesitzers für Beschädigung des Rathauses durch un­
geschicktes Fahren festgestellt haben, so würde dies Urteil allerdings nicht unbeacht­
lieh sein, es könnte vollstreckt werden, wäre aber der Justiz gegenüber nicht der 
Rechtskraft fähig; das vom unterlegenen Teil angerufene ordentliche Gericht 
stände der Entscheidung des Verwaltungsgerichts frei gegenüber und könnte ent­
scheiden, wie wenn sich das Verwaltungsgericht noch nicht mit der Sache befaßt 
hätte45• Der Grund für diese Bevorzugung der Justiz liegt, wie so oft, in der weitaus 
besseren organisatorischen Gewähr der ordentlichen Gerichte für unparteiische 
Rechtsprechung bei Erlaß des Gerichtsverfassungsgesetzes. Selbst heute kann 
sich, wie noch zu zeigen sein wird, die Gewähr für die Unabhängigkeit der Ver­
waltungsgerichte nur vereinzelt mit der des GVG. messen. 

44 SächsThürArchR. 3 (1926) S. 3lff. 
45 Die entgegenstehenden Vorschriften des hamburgischen VerwGerGes. v. 2. Nov. 21 § 17 

und des bremischen v. 6. Jan. 24 § 18 sind ungültig: W. JELLINEK Schutz des öff. R., VStaatsRL 
2 (1925) S. 75f. 
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Der Grundsatz der Entscheidungsgewalt der ordentlichen Gerichte gilt im Ver­
hältnis zu den Reichsbehörden fast ausnahmslos46 • In Zeiten höchster Not 
allerdings hat die Reichsregierung, wie schon früher erwähnt, auf Grund des Er­
mächtigungsgesetzes vom 13. Oktober 1923 den Reichsfinanzminister mit der bin­
denden Entscheidung der Frage betraut, ob ein gegen das Reich erhobener Anspruch 
vor den Abgeltungsausschuß gehört oder nicht (VO. v. 24. Okt.1923), doch hat gerade 
die Erbitterung, die diese Bestimmung hervorrief, bewiesen, daß etwas ganz Außer­
gewöhnliches damit angeordnet war. 

Auch den Landesbehörden gegenüber gilt die Entscheidungsgewalt der 
ordentlichen Gerichte als Regel, in manchen Ländern, wie Thüringen, sogar ohne 
Ausnahme. Häufig genug sind die ordentlichen Gerichte, vor allem das Reichs­
gericht, in die Lage gekommen, die Zulässigkeit des Rechtswegs zu bejahen oder zu 
verneinen. Doch bestehen in einer Reihe von Ländern besondere Gerich ts­
höfe zur Entscheidung von Kompetenzkonflikten. Möglich ist dies nur 
kraft einer reichsrechtlichen Gestattung im § l71I GVG., die auch bindende Richt­
linien für die Zusammensetzung und die Tätigkeit dieser Behörden enthält. Hier­
nach werden die Mitglieder für die Dauer des zur Zeit ihrer Ernennung von ihnen 
bekleideten Amtes oder, falls sie zu dieser Zeit ein Amt nicht bekleiden, auf Lebens­
zeit ernannt; sie sind unabsetzbar wie die Mitglieder des Reichsgerichts. Mindestens 
die Hälfte der Mitglieder muß dem Reichsgericht oder dem Obersten Landes­
gericht (Bayern) oder einem Oberlandesgericht angehören; bei Entscheidungen 
dürfen Mitglieder nur in der gesetzlich bestimmten Anzahl mitwirken, so daß also 
Zufallsmehrheiten ausgeschlossen sind; diese Anzahl muß ungerade sein und 
mindestens fünf betragen. Das Verfahren ist gesetzlich zu regeln; die Entscheidung 
ergeht in öffentlicher Sitzung nach Ladung der Parteien. Einige Länder, wie 
Bayern und Hessen47, haben den Geist der Zeit erkannt, entnehmen die zweite 
Hälfte der Mitglieder aus den Mitgliedern des Verwaltungsgerichtshofs und machen 
so die Behörde zu einem wirklichen Gericht. Bremen hat nach EG. GVG. § 17 
erreicht, daß das Reichsgericht zur Entscheidung von Kompetenzstreitigkeiten 
innerhalb des Landes eingesetzt wurde 4B • In Preußen dagegen49 und auch anderswo 
ist der Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte nicht mehr als eine 
Versammlung von Richtern und Beamten der aktiven Verwaltung. Dem preußischen 
Gerichtshof z. B. gehörten Anfang 1927 an: vier Senatspräsidenten beim Kammer­
gericht, zwei Kammergerichtsräte, ein Staatssekretär (sogar als Vorsitzender), 
zwei Ministerialdirigenten und zwei Ministerialräte. Bedenkt man, daß dieser Ge­
richtshof im einzigen Rechtszuge entscheidet, also keinen weiteren Richter über sich 
hat, und daß mit der Verneinung der Zulässigkeit des Rechtsweges vielfach die 
Möglichkeit einer jeden gerichtlichen Entscheidung genommen ist, so begreift 
man, daß der Gerichtshof sich keiner großen Beliebtheit bei der Bevölkerung erfreut. 

Die Bevorzugung der ordentlichen Gerichte bleibt in gewissem Umfange selbst 
dort bestehen, wo es Kompetenzgerichtshöfe gibt. Die Gerichte brauchen nie von 
sich aus eine Entscheidung des KompGH. herbeizuführen; dies ist vielmehr Sache 
der Verwaltungsbehörden oder, beim negativen Kompetenzkonflikt, der Parteien. 
Der Satz: "Die Gerichte entscheiden über die Zulässigkeit des Rechtswegs" tritt 
auch in Ländern mit KompGH. in volle Wirksamkeit, sobald das die Zulässigkeit 
des Rechtswegs bejahende Urteil eines ordentlichen Gerichts ohne vorherige Er­
hebung des Kompetenzkonflikts rechtskräftig geworden ist (GVG. § 171I4). Nach 
einer Entscheidung der vereinigten Zivilsenate des Reichsgerichts endlich 50 ist die 

46 PrKompGH. 24. Mai 24, JW 1924 S. 1634f. Über einen Grenzfall PrKompGH. 
27. Okt. 28, RVerwBI. 50 (1929) S.62f. 

47 Bay. G. v. 18. Aug. 79 Art. 2; hess. VerwRPflG. v. 8. Juli 11 Art. 8. 
48 VO. v. 26. Sept. 79 (RGBl. S. 298). 
49 VO. v. 1. Aug. 79, Ges. v. 22. Mai 02. 50 RG. 22. Mai 01, RGZ. 48, 195ff. 
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Erhebung des Kompetenzkonflikts nicht mehr zulässig, wenn der Rechtsstreit bis 
ans Reichsgericht gediehen, genauer, sobald ein mit der Revision ans Reichsgericht 
anfechtbares Urteil ergangen ist. 

Man unterscheidet den positiven und den negativen Kompetenzkonflikt. 
Ein positiver Kompetenzkonflikt liegt vor, wenn die Verwaltungs­

behörden den Rechtsweg in einem bei den Gerichten anhängigen bürgerlichen 
Rechtsstreite für unzulässig erachten und deshalb der Kompetenzkonflikt er­
hoben wird. Ein Grundbesitzer in Preußen hat z. B. gegen einen Landlieferungs­
verband Klage beim Landgericht auf Feststellung erhoben, daß er dem Verbande 
nicht angehöre; hält der ~inister für Landwirtschaft, Domänen und Forsten die 
Zuständigkeit der Landeskulturbehörden zur Entscheidung des Rechtsstreits für 
gegeben, so kann er dem Landgericht schriftlich erklären, daß der Rechtsweg für 
unzulässig erachtet werde. Damit ist der Kompetenzkonflikt erhoben, das Ver­
fahren vor dem Landgericht wird unterbrochen. Nach Anhörung der Parteien wird 
ein Gutachten ~es Oberlandesgerichts eingeholt, sodann werden die Akten dem 
Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte vorgelegt. Der Gerichtshof 
entscheidet auf Grund mündlicher Verhandlung in öffentlicher Sitzung, die Par­
teien des landgerichtliehen Verfahrens werden geladen und können verhandeln. 
Die Entscheidung lautet entweder auf Zulässigkeit oder auf Unzulässigkeit des 
Rechtswegs. Man sollte meinen, daß damit die Frage des Rechtsweges endgültig 
aus der Welt geschafft sei. Bei der Entscheidung auf Unzulässigkeit des Rechts· 
wegs ist dies auch der Fall, das Landgericht darf sich mit der Klage nicht mehr 
befassen. Bei der Entscheidung auf Zulässigkeit des Rechtswegs meint aber das 
Reichsgericht51, daß sie das Gericht nicht hindere, den Rechtsweg von sich aus für 
unzulässig zu erklären, eine Ansicht, für deren Richtigkeit man anführen kann, 
daß vielleicht eine ganz andere Verwaltungsbehörde zuständig ist als die, zu deren 
Gunsten der Kompetenzkonflikt erhoben wurde. Um ein solches Hin- und Her­
pendeln zwischen Justiz und Verwaltung zu verhindern, bestimmt das preußische 
Gesetz vom 22. Mai 1902, daß mit der Zulässigkeitserklärung des Rechtswegs die 
Zuständigkeit der Verwaltungsbehörden oder der Verwaltungsgerichte ausgeschlossen 
werde. Das Gesetz macht also die Verwaltungsbehörden und -gerichte für den 
schwebenden Fall unzuständig, selbst wenn sie nach allgemeinen Vorschriften 
zuständig sein sollten52• Es ist klar, daß dieser seltsame Ausweg nur bei Landes­
behörden zulässig ist, nicht auch bei Reichsbehörden. 

Ein negativer Kompetenzkonflikt ist gegeben, "wenn in einer Sache 
einerseits die Gerichte und andererseits die Verwaltungsbehörden oder Verwaltungs­
gerichte ihre Unzuständigkeit endgültig ausgesprochen haben, weil von den Ge­
richten die Verwaltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte und von diesen die 
Gerichte für zuständig erachtet sind" (pr. VO. v.I. Aug.1879 §21). Hat in einem sol­
chen Falle das Reichsgericht den Rechtsweg für unzulässig erklärt, dann bindet seine 
Entscheidung auch die Verwaltungsbehörden. In allen übrigen Fällen kann die eine 
oder die andere Partei den Gerichtshof zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte 
anrufen. Der Gerichtshof entscheidet bindend, ob die Gerichte oder ob die Ver­
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte zuständig sind, und hebt die wider­
sprechende Entscheidung des Gerichts, der Verwaltungsbehörde oder des Verwal­
tungsgerichtes auf. 

Die Entscheidung des KompGH. beim negativen Kompetenzkonflikt soll 
die Parteien vor der drohenden Justizverweigerung bewahren und wird daher 
nie als Eingriff in ein geordnetes Verfahren empfunden werden. Dagegen stellt 
der positive Kompetenzkonflikt das Rechtsgefühl des Bürgers auf eine harte Probe, 

51 RG. III 25. März 84, RGZ. 11, 39lff. 
52 Vgl. OPPENHOFF Ressortverhältnisse2 1904 S. 492f. 
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zumal die Erfahrung lehrt, daß die Gerichtshöfe zur Entscheidung von Kompetenz­
konflikten die Zulässigkeit des Rechtswegs weniger gern bejahen als das Reichs­
gericht. Der Kampf des Reichsgerichts mit dem preußischen KompGH. über die 
uneingeschränkte Zulässigkeit des Rechtswegs bei Geltendmachung der Amts­
haftung nach RV. Art. 131 ist noch in Erinnerung53• Dadurch kommt ein Element 
der Zufälligkeit in den geordneten Rechtsgang. Es hängt bei gleichlaufenden Pro­
zessen ganz von der Wachsamkeit der Verwaltungsbehörden ab, ob das Verfahren 
unbehelligt bis ans Reichsgericht gelangt oder durch Erhebung des Kompetenz­
konflikts jäh abgebrochen und ob der Prozeß in der Sache selbst zugunsten oder 
zuungunsten des Klägers entschieden wird. So richtig die Kompetenzgerichtshöfe 
in der großen Mehrzahl der Fälle entscheiden, so neigen sie doch zu einem typischen, 
für den Rechtsschutzsuchenden verhängnisvollen Fehler: sie erklären den Rechts­
weg bisweilen wegen bloßen Hineinspielens einer öffentlichrechtlichen Vorfrage 
für unzulässig, während dies doch französischem, aber nicht deutschem Rechte 
entspricht. Ein Offizier berichtet über einen andern wider besseres Wissen an die 
Vorgesetzten und bewirkt so dessen Verabschiedung. Der Verabschiedete belangt 
den Verleumder auf Schadensersatz wegen sittenwidriger Schadenszufügung 
(BGB. § 826). Kompetenzkonflikt wird erhoben und für begründet erklärt5 4, ob­
gleich der Fall rein privatreehtlich liegt und das Hineinspielen der Kommando­
gewalt nur eine Vorfrage darstellt. A verlangt Berichtigung des Grundbuchs zu 
seinen Gunsten; das Grundstück sei ihm zwar enteignet worden, die Enteignung 
sei aber nichtig 55. Oder B erhebt Räumungsklage gegen seinen Zwangsmieter, 
da dessen Einweisung nichtig sei56• In beiden Fällen ist die Hauptfrage eine solche 
des Privatrechts, deren Entscheidung allerdings von der Entscheidung je einer 
öffentlichrechtlichen Vorfrage abhängt. Auch kann man nicht sagen, der Rechts­
weg werde auf diese Weise erschlichen, denn es gibt in der Tat nichtige Enteignungen 
und Wohnungsbeschlagnahmen. In beiden Fällen mußte daher der Kompetenz­
konflikt für unbegründet erklärt werden57, in beiden Fällen aber entschieden die 
Kompetenzgerichtshöfe anders. 
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RW.6 II 1904 S. 653ff.; HERRNRITT S. 173ff.; MERKL S. 290ff., 308ff., 334ff., 342ft.; NAWIASKY 
Bay. vcrfassungsrecht 1923 S. 412ff. - G. JELLINEK Allg. Staats1ehre3 1914 S. 625ff.; C. FER­
RARIS La nozionc scientifica deI dicentramento amministrativo 1898; H. PETERS Zentralisa­
tion und Dezentralisation 1928; J. NIEDNER Die Geschäftsform der Behörden, ZPolit. 6 (1913) 
S. 159ff.; DERSELBE Individualismus und Sozialismus in der Verwaltungsorganisation, ZPolit. 7 
(1914) S.337ff.; BALL Organisations probleme der Finanzverwaltung. Ein Beitrag zur Ver­
waltungslehre, VJ"SchrSteuFinR. 1 (1927) S. 523ff.; MERKL Demokratie und Verwaltung 1923. 
- RARTELS Kann der Regierungspräsident als Vorsitzender des Bezirksausschusses mit Anwei-

.3 Vgl. die Darstellung bei RG. ur 20. Febr. 23, RGZ. 106, 35. 
64 PrKompGH. 14. Dez. 07, DJZ. 08 Sp. 488. Richtiger in einem ähnlichen Falle KG. 

25. Juni 09, v. KAMPTZ-DELIUS Rechtspr. d. RG. u. KG. ErgBd. 1911 S. 5. Vgl. auch unten 
§ 14 a. E. 

66 PrKompGH. 20. März 26, PrVerw~l. 47 (1926) S. 530f. u. JW. 1926 S.2652ff. mit zu­
stimmender Anmerkung von BENKARD. Ahnlieh MecklSchwKompGH. 29. Apr. 24, MecklZ. 41 
(1925) Sp. 37ff. 

66 PrKompGH. 30. Juni 23, PrVerwBl. 45 (1924) S. 155ff. Ebenso BayKompGH. 6. Febr. 
24, BayGemZ. 1924 Sp. 509f. - Weitere Beispiele bei W. JELLINEK Schutz des öff. Rechts. 
VStaatsRL. 2 (1925) S. 76ff. Vgl. ferner ÖVerfGH. 5. Nov. 27, JBl. 56 (1927) S. 345ff. (be­
rühmte KompKonflEntsch. über Dispensehen). 

67 Vgl. z. B. RG. V 24. Febr. 21, BayZ.1921 S. 151; BadKompGH. 25. Apr. 25, BadVerwZ. 
1925 S.126f., dazu GOLL ehcnda I!J27 S. 121ff. 



56 § 4. Überblick über die Verwaltungsorganisation. 

sungen versehen werden? PrVerwBl. 49 (1928) S. 49ff.; ALTEMöLLER desgl., ebenda S.405f.; 
DERKS Beratung und Abstimmung im Stadtrat, BayGemZ. 37 (1927) Sp.545ff.; HELMREICH 
Der Stichentscheid des Vorsitzenden im Gemeinderat, ebenda 38 (1928) Sp. 48lff. 

KAHL über Einheit im Gebiete des deutschen Verwaltungsrechts, SchmollersJ.27 (1903) 
S. 1ff.; FruEDRICHS Die Verteilung der Verwaltungstätigkeit zwischen Reich, Staat und Kom­
munen, Stusev.1922/23 S.257ff.; LASSAR Reichseigene Verwaltung unter der Weimarer Verfas­
sung, JahrbÖffR. XIV 1926 S. Hf. - Artikel "Behördenorganisation" von G. MEYER-ANscHüTz 
und FLEISCHMANN im WSt VR. I; Artikel "Anhalt", "Baden" usw. im WSt VR. und im HWBRW.; 
zahlreiche sonstige Artikel in diesen Wörterbüchern und im HWBKommunaIW.; Wort "Behör­
denorganisation" in der Deutschen Verwaltungs-Karthothek von GIESE, HOCHE u. KAISENBERG, 
seit 1926. - Die Sammlung "Das öffentliche Recht der Gegenwart" 1906--1914 mit "Jahrbuch 
des öffentlichen Rechts" 1907-14, 1920ff. und als Ergänzung dazu: vON RÖNNE-ZORN Das 
Staatsrecht der preußischen Monarchie5 I 1899, 11 1906, 111 I- u. 2. Abt. 1915/16; GRAF HUE 
DE GRAIS-PETERS-HoCHE Handbuch der Verfassung und Verwaltung in Preußen und dem 
Deutschen Reiche24 1927; EWHNER Neue staatliche Polizcibehörden in Bayern, "Die bay. 
Polizei" 2 (1928) S. 185ff.; HEGELMAIER Die württ. Staatsvcrcinfachung des Jahres 1924, 
WüRV. 21 (1928) S. 33ff., 65ff.; A. BERTRAM Das hamburgische Gesetz über den Aufbau 
der Verwaltung, HansRZ. 10 (1927) Sp.407ff.; RegRat. WEDEMEYER Die bremische Ver­
waltungsreform, DJZ. 1928 Sp. 730f. - Die Staatshandbücher u. dgl., nämlich: Handbuch 
f. d. Deutsche Reich 1926; Handbuch über den Preußischen Staat für das Jahr 1929; Bayerisches 
Jahrbuch 1929; Staatshandbuch für Sachsen (1927), Württemberg (I u. 111928), Baden (1927), 
Thüringen (1926), Hessen (1928), Hamburgisches Staatshandbuch für 1929; Staatshandbuch für 
Mecklenburg-Schwerin (1923), Oldenburg (1927), Braunschweig (1923/24), Bremen (1926); 
Lippischer Kalender für 1929; Staatshandbuch für Lübeck (1926), Mecklenburg-Strelitz (1929); 
Waldeckischer Landes-Kalender für 1928; Staatshandbuch für Schaumburg-Lippe (1928). -
Die unter § 7 V 2 genannten Zusammenstellungen von Verwaltungsgesetzen. 

G. JELLINEK System der subjektiven öffentlichen Rechte2 1905 S.275ff.; GLUTH Die 
Lehre von der Selbstverwaltung 1887; NEUKAMP Begriff der "Selbstverwaltung" im Rechtssinne, 
ArchÖffR. 4 (1889) S. 377ff., 525ff.; BLODIG Die Selbstverwaltung als Rechtsbegriff 1894; 
HATSCHEK Die Selbstverwaltung in politischer und juristischer Bedeutung 1898; DERSELBE 
Art. "Selbstverwaltung" im WStVR. 111; K. LAMP Das Problem der städtischen Selbstverwaltung 
nach österr. und preuß. Recht 1905; PREUSS Selbstverwaltung, Gemeinde, Staat und Souveräni­
tät, Festg. f. LABAND 111908 S. 197ff.; DERSELBE Art. "Selbstverwaltung" im HWBKommunalW. 
111; JOS. REDLICH Das Wesen der österr. Kommunal-Verfassung 1910; BEYER Das Wesen der 
Selbstverwaltung, ZStaatsW.65 (1909) S.129ff.; W. V. BLUME Über deutsche Selbstverwaltung 
1917; TATARIN-TARNHEYDEN Das rechtliche Wesen der deutschen Selbstverwaltung und die 
mecklenburg-schwerinsche Verwaltungsreform 1925; DOMINICUS Selbstverwaltung, Teubners 
Handbuch der Staats- u. Wirtschaftskunde III 41926; REUSS Die Haupttypen der Gemeinde­
verfassungsformen, Stusev. 1927 S. 151ff.; STIER-SOMLO Art. "Gemeinde, Gemeindeverband", 
"Stadtverfassung und- verwaltung" im HWBRW. 11 1927, V 1928; STIER-SOMLO, L. v. KÖHLER 
und HELFRITZ Die neueste Entwicklung des Gemeindeverfassungsrechts in Deutschland, 
VStaatsRL. 2 (1925) S. 122ff., 181ff., 223ff. - Verfassungs- und Verwaltungsorganisation der 
Städte, Schriften des Vereins für Sozialpolitik 117. Bd. u. ff., 1905ff.; MOST Die deutsche Stadt 
nnd ihre Verwaltung 2, 3 Göschen-Bändchen, 1926; K. MASS Die Selbstverwaltung in Deutsch­
!and unter besonderer Berücksichtigung Preußens 1928; HENSEL Kommunalrecht und Kom­
munalpolitik in Deutschland 1928. 

ERLER Die verwaltungspolitischen Ideen der 1848er Bewegung, ihre Grundlagen u. Aus­
wirkungen unter besonderer Berücksichtigung der Gesetze von 1850, Münst. Diss. 1928. -
SCHOEN Das Recht der Kommunalverbände in Preußen 1897; PREUSS Das städtische Amtsrecht 
in Preußen 1902; KINNE Autonomie der Kommunalverbände in Preußen 1908; MATTHIAS Die 
städtische Selbstverwaltung in Preußen2 1912; STIER-SOMLO Handbuch des kommunalen Ver­
fassungsrechts in Preußen! 1928; HELFRITZ Grundriß des preußischenKommunalrechta2 1927; 
H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung in Preußen 1926. - H. MAULL Die Land­
gemeindeordnungen Preußens 1927, N achtr. 1928; DERSELBE Die Städteordnungen Preußens 1927. 
- Kommentare: zur pr. StädteO. f. d. östl. Prov. von OERTEL 6 1914, LEDERMANN 2 1913, zur 
pr. LGemO. f. d. östl. Prov. von ST. GENzMER5 1914, KEIL 1896, zur StädteO. f. Schleswig-Holstein 
von GERSTMEYER2 1913, zur rho LGemO. von R. SCHMIDT 3 1907; Textausgabe d. StädteO. f. d. 
Rheinprovinz von TERFLOTH 1925, der rho LGemO. in HEINEN, Schriften der kommunalpoliti­
schen Vereinigung Heft 6 (1925).-DREws Westliche Landgemeindeverfassung und Selbstver­
waltung 1927; ELLERINGMANN Die Neuregelung der Gemeinde- und Amtsverfassung in West­
falen und Rheinland 1928; DERSELBE Das funktionelle Verhältnis von Amt und Landgemeinde 
in Westfalen und Rheinland, Festschr. Westf. VerwAkademie "Abt. Industriebezirk" Sitz 
Bochum 1929 S. 21 ff. - HIRSCH Gesetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin 1920; 
WÖLBING desgl. 2 1921; Berliner Stadtrecht, her. V. Magistrat d. Stadt Berlin, I 1926, 111928; 
KÖRNER-BRELL Berliner Ortsrecht 1925; Erster Verwaltungsbericht der neuen Stadtgemeinde 
Berlin in der Zeit vom 1. Oktober 1920 bis 31- März 1924, bearbeitet im Statistischen Amt der 



1. Grundsätzliches. 57 

Stadt Berlin, im Erscheinen. - Kommentare: zur bay. Gemeinde-, Bezirks- und Kreisordnung 
(Gesetze v. 17. Okt. 1927) von LAFORET, VON JAN und SCHADENFROH (im Erscheinen), von 
STÖHSEL und STENGERI 1929, zur GemO. allein von Wo ERN ER (i. Erseh.), HELMREICH und ROCK6 

1928, zur sächs. GemO. von A. STREIT3 1928 (über die Neuordnung O. V. GEHE im ArchÖffR. 
N. F. 9, 1925, S. 56ff.; vgl. ferner R. SIEGERT Das Verhältnis der Gemeindeverordneten zum 
Gemeinderat nach der sächsischen Ge~J.eindeordnung 1927), zur württ. GemO. von MICHEL 1909 
und RUCK 1911 (über die späteren Anderungen ZAHN in WüRV. 15, 1922, S.89ff., 105ff.; L. 
V. KÖHLER in seiner Tübinger Rektoratsrede 1925; SARTORIUS im JahrbÖffR. XIII 1925 
S. 387ff.), zur bad. GemO. von GÜNDERT4 1927 (hervorzuhebende Einzelschrift: WALTHER 
MERK Bad. Gemarkungsrecht 1918; ferner CAHN-GARNIER Gedanken zur badischen Gemeinde­
ordnung, Bad. VerwZ. 1927 S. 73ff., 89ff.), zur thür. Gem. u. KrO. von ZIEGER 1926 (zahl­
reiche Aufsätze in der Thür. Kommunalen Rundschau von ZIEGER und anderen), zur meckl.­
schwerinschen StädteO. von SAWITZ 1922, zur LGemO. von KLIEN 1927, zur braunschw. 
StädteO., LGemO. u. KrO. von GROTEWOHL 1925, zum lipp. Gemeindeverfassungsgesetz 
von PETRI 1927. Vgl. ferner Textausgabe der hessischen LGemO. von FR. KOEHLER 1926, 
der hessischen StädteO. u. LGemO. bei REH Hessische Verwaltungsgesetze II 1926; Aufsätze 
von AULL und FEY in HessStaatsGemZ. 50 (1926) S.7ff., 33ff.; E. BECKER Aus der Recht­
sprechung des (old.) OVG. zur GemO., OldZ. 44 (1917) S. 40ff.; ADAMovICH, PFAUNDLER u. a. 
Die österreichische Gemeindegesetzgebung I 1925, IP 1927. - FRIEDRICHS Die Zweckverbands­
gesetze 1912; NEUWIEM Die kommunalen Zweckverbände in Preußen 1919. - STIER-SOMLO 
Art. "Kreis- und Provinzialverfassung und -verwaltung" im HWBRW. III 1928 S. 766ff.; 
H. MAUJ,L Die Kreis- und Provinzialordnungen Preußens 1928; CONSTANTIN U. STEIN Die 
deutschen Landkreise I, II, 1926; SCHAIBLE Verwaltungsorganisation der deutschen Landkreise, 
BadVerwZ.1927 S.45ff., 57ff.; CONSTANTIN u. H. PETERS Reichskreisordnung? 1927; GOEZE 
Verfassung und Verwaltung der preußischen Provinzialverbände 1919; HELMREICH Handaus­
gabe d. bay. Bez.- u. KreisO. 3 1928. 

Aufsätze in den Kommunalzeitschriften, wie "Deutsche Gemeinde-Zeitung", "Preußische Ge­
meinde-Zeitung", "Bayerische Gcmeinde- und Verwaltungszeitung", "Zeitschrift für Kommunal­
wirtschaft", "Der Städtetag", "Kommunale Rundschau", "Die Landgemeinde", "Jahrbuch 
der Landgemeinden", "Kommunale Umschau", "Die Gemeinde",,,Rundschau für Kommunal­
beamte", "Zeitschrift für Selbstverwaltung", "Kommunales Jahrbuch". 

Aus früher dargelegten Gründen 1 beschränkt sich dieser Paragraph auf einen bloßen 
Überblick über die Behördenorganisation des Staats und der Kommunalverbände. 

I. Grundsätzliches. 
Die Hauptfragen der Behördenordnung liegen begründet in dem Gegensatze 

von Zentralisation und Dezentralisation. 
Die äußerste Form der zentralisierten Verwaltung wäre die Verwaltung 

des Gemeinwesens durch eine einzige, einköpfige Behörde. Sie kommt heute auch in 
kleinen Verhältnissen nicht mehr vor. Wenn man von zentralisierter Verwaltung, 
etwa von der nach unseren Begriffen stark zentralisierten französischen, spricht, so 
meint man damit nur die Verkümmerung der Dezentralisation, nicht deren Fehlen 
überhaupt. Wohl aber hat jede Verwaltung mehr oder minder starke Elemente 
der Zentralisation, sofern der Wille eines einzigen unbedingt maßgebend für die Füh­
rung der Verwaltung sein soll. Dies zentralisierende Element verkörpert im Reiche 
und in den Ländern außer den Hansestädten der Fachminister. So erläßt der 
Reichsminister der Finanzen an die ihm unterstellten Landesfinanzämter und Finanz­
ämter, der preußische Minister des Innern an die ihm unterstellten Oberpräsidenten, 
Regierungspräsidenten, Landräte und Ortspolizeibehörden Weisungen, die zu be­
folgen sind und für den Bürger mittelbar große Bedeutung haben können. Am 
schärfsten ausgebildet ist die Zentralisation kraft unbedingter Befehlsgewalt im 
Heer und in der Marine. 

Zentralisation begünstigt rasches und einheitliches Handeln, vernachlässigt 
aber andere Werte, wie örtliche Sachkunde, Mitwirkung der Beteiligten. Ihnen tragen 
die verschiedenen Formen der Dezentralisation Rechnung. 

Dezentralisation liegt schon vor bei Ersetzung der einköpfigen Verwaltung 
durch die mehrköpfige (kollegiale). Einköpfige Verwaltung, meist unter dem 

1 Vgl. oben S. 4lf. 
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unglücklichen Ausdruck der bürokratischen Verwaltung bekannt, bedeutet 
nicht nur Verwaltung durch eine aus einem einzigen Beamten bestehende Behörde, 
sondern ist immer dann gegeben, wenn innerhalb der Behörde der Wille eines ein­
zigen entscheidet. So bestehen die Finanzämter aus vielen Beamten: dem Vor­
steher, Regierungsräten, Steuerinspektoren, -sekretären und anderen. Aber ent­
scheidend ist immer der Wille des Vorstehers. Zwar wird er vernünftigerweise 
den größten Teil der laufenden Arbeit seinen Hilfsarbeitern zur selbständigen Be­
arbeitung überlassen. Wird aber irgendeine Frage streitig oder behält er irgend­
einen Fall der eigenen Bearbeitung vor, so mag er das ganze Finanzamt zu einer Be­
sprechung versammeln und feststellen, daß sich seine Mitarbeiter einhellig in einem 
bestimmten Sinne aussprechen, und ist doch an diese Ansicht nicht gebunden, 
sondern kann tun, was er für richtig hält. Anders bei der mehrköpfigen Be­
hörde, z. B. dem preußischen Bezirksausschuß. Hier hat jedes Mitglied volles 
Stimmrecht, und eine Überstimmung des Vorsitzenden ist möglich. Man kann sagen, 
daß die Kollegialität die den Hansestädten eigentümliche Form der Dezentrali­
sation ist. So ist nach § 3 des hamburgischen Verwaltungsaufbaugesetzes vom 
19. November 1926 der kollegiale Senat und nicht ein einzelner Senator die 
oberste Landes- und oberste Verwaltungsbehörde im Sinne der Reichsgesetze. 
Aber auch die von einem Senator geleiteten Behörden, wie Finanzdeputation, 
Polizeibehörde, sind, trotz der überragenden Stellung des "Präses", in den "An­
gelegenheiten von grundsätzlicher Bedeutung" (§ 141 ) insofern kollegial gestaltet, 
als die Stimme des Präses nur bei Stimmengleichheit den Ausschlag gibt (§ 16 1 ). 

Ähnlich liegen die Verhältnisse in Bremen und Lübeck. 
Die Dezentralisation durch Mehrköpfigkeit verbindet sich meist mit der durch 

Wahlamt und Ehrenamt. Im Volke herrscht die nicht ganz unberechtigte 
Vorstellung, daß ein von "oben" ernannter Beamter abhängiger von der Regierung 
sei als ein von "unten" gewählter. Die Wirklichkeit bestätigt diese Ansicht z. B. 
beim Vergleiche des Oberbürgermeisters einer preußischen kreisfreien Stadt mit 
einem Landrate. Beide sind als Polizeibehörden dem Regierungspräsidenten in 
gleicher Weise zum Gehorsam verpflichtet, aber es ist ein offenes Geheimnis, daß 
der Regierungspräsident beim gewählten Bürgermeister auf größere Widerstände 
stößt als beim ernannten Landrat, daher denn auch jede Eingemeindung eines Stückes 
Landkreis in eine kreisfreie Stadt eine Machtverringerung für die vorgesetzten Be­
hörden bedeutet. Ähnlich verhält es sich mit dem Ehrenamt. Wer vom Staate kein 
Geld für seine amtliche Tätigkeit erhält, fühlt sich ihm gegenüber unabhängiger. 
Am stärksten wird sich das Gefühl des Volkes, von seinesgleichen, von ihm "selbst" 
verwaltet zu sein, bemerkbar machen, wenn sich Wahlamt und Ehrenamt verbin­
den, wie z. B. bei den gewählten Mitgliedern des preußischen Bezirksausschusses. 
Man nennt daher diese Art der Verwaltung im Anschlusse an das englische self­
government Selbstverwaltung, allerdings nicht in dem scharfen rechtlichen 
Sinne, der uns noch beschäftigen wird, sondern im tatsächlich-politischen 
Sinne. In Deutschland findet man sie namentlich in der Form von gcmischtcn Be­
hörden, d. h. aus Berufsbeamten und Laienmitgliedern zusammengesetzten Be­
hörden, wie Kreisausschuß, Bezirksausschuß, Provinzialrat, und verbindet sie mit 
dem Namen des nationalliberalen Politikers und Berliner Staatsrechtslehrers 
RUDoLF VON GNEIST (1816-1895), der sie in Preußen heimisch machte 2• 

Außer der Schwächung des einheitlichen Staatswillens durch Mehrköpfigkeit, 
Wahlamt und Ehrenamt, deren dezentralisierende Wirkungen man deutlich an 
den Soldatenräten innerhalb des Heeres Ende 1918 verspürte, ist besonders wichtig 
die Dezentralisation im räumlichen Sinne. Trotz aller Vervollkommnung 

2 GNEIST Das Selfgovernment und die Verwaltungsgerichte in England3 1871 S.879ff. 
über ihn BORNHAK Rudolf von Gneist, ArchÖffR. 11 (1896) S. Hf. Vgl. auch Art. 59 1, U hamh. 
Verfassung v. 7. Jan. 21. 
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des Fernsprechverkehrs wird es nur den Stadtstaaten möglich bleiben, vom Rat­
hause aus zu regieren, und auch ihnen nur in der Hauptgemeinde selbst, nicht in 
den räumlich entlegeneren Gebieten, wie Cuxhaven, Bremerhaven. Jeder Flächen­
staat dagegen bedarf zum mindesten neben der Zentralbehörde einer örtlichen Be­
hörde, meist noch einer oder mehrerer Mittelbehörden. In Preußen z. B. geht die 
längste Stufenfolge vom Minister des Innern über den Oberpräsidenten zum Regie­
rungspräsidenten, von hier über den Landrat zum Amtsvorsteher und endigt für 
gewisse Staatsaufgaben erst mit dem Gemeindevorsteher. 

Die schärfste Ausprägung aber erhält die Dezentralisation durch die Selbst­
verwaltung im rechtlichen Sinne. Während die Selbstverwaltung im tat­
sächlich-politischen Sinne rechtlich betrachtet Staatsverwaltung ist, allerdings durch 
Wahlamt und Ehrenamt dezentralisierte, ist die Selbstverwaltung im rechtlichen 
Sinne Verwaltung durch besondere, vom Staate getrennte juristische Personen 
des öffentlichen Rechts, die sog. Selbstverwaltungskörper. Für die Darstellung 
der Verwaltungsorganisation ragen aus allen übrigen Trägern der Selbstverwaltung 
die Komm unal ver bände hervor, d. h. die juristischen Personen des öffentlichen 
Rechts, deren Gewalt jedermann unterworfen ist, der sich auf ihrem Gebiete auf­
hält. In erstcr Linie sind dies die Städte und die Landgemeinden, dann die Kom­
munalverbände höherer Ordnung, wie die preußischen Kreise und Provinzen. Auch 
die Vorstellung dicser Art von Selbstverwaltung verbindet sich mit einem berühm­
ten Namen, dem des FREIHERRN VOM STEIN, dessen geniale "Ordnung für sämt­
liche Städte der preußischen Monarchie" vom 19. November 1808 richtunggebend 
für das Städtewesen ganz Deutschlands geworden ist3• Die Kommunalverbände 
sind trotz aller ihnen gelassenen }rreiheit staatlicher Aufsicht unterworfen, die sich 
im wesentlichen darauf beschränkt, die Innehaltung der Gesetze zu überwachen, 
soweit es sich um "Selbstverwaltungsangelegenheiten" handelt. Darüber hinaus 
überträgt aber der Staat den Gemeinden auch gewisse staatliche Aufgaben zur Ver­
waltung unter strenger Unterordnung unter den Staat oder verwendet geradezu 
eine bestimmte Gemeindebehörde, etwa den Bürgermeister, als Staatsbehörde 
("Auftragsangelegenheiten")4. Für dic Behördenordnung der inneren Verwaltung 
ist es in fast ganz Deutschland sogar üblich, daß, wenigstens in den Städten, die 
Aufgaben der untersten staatlichen Behörde eine Gemeindebehörde wahrnimmt. 

Diese einleitenden Erörterungen genügen zum Verständnis des nunmehr zu 
gebenden Überblicks über die Behärdenordnung des Reichs, der Länder und der 
Kommunalverbände. 

H. Reichsbehörden. 
Die Bestimmung der Reichsverfassung, daß die Reichsgesetze durch die Landes­

behörden ausgeführt werden, soweit nicht die Reichsgesetze etwas anderes bestim­
men (Art. 14), kommt in der Verwaltungsorganisation des Reiches deutlich zum 
Ausdruck. Zwar gibt es keinen wichtigen Verwaltungszweig, der nicht durch ein 
Ministerium vertreten wäre, aber die Mittelbehörden und oörtlichen Behörden 
fehlen namentlich auf dem Gebiete der inneren Verwaltung, hier ist der Umfang 
der sog. reichseigenen Verwaltung noch sehr gering. Die Machtbefugnisse des 
Reichsministers des Innern lassen sich daher in keiner Weise mit denen des preu­
ßischen Ministers des Innern vergleichen, dessen Dienstbefehl bis zur örtlichen Be­
hörde durchdringt, während dem Reichsminister des Innern nur einige Sonderbehör­
den, fast alle mit dem Sitze in Berlin, unterstellt sind. 

Mehrfach ist im Reiche die reichscigene Verwaltung mit der Landesverwaltung 

3 Vgl. CLAUSWITZ Die Städteordnung von 1808 und die Stadt Berlin, 1908; O. V. GIERKE 
Die Städteordnung von 1808 und die Stadt Berlin, SchmollersJ. 36 (1912) S. 369ff.; 
H. WENDT Die Steinsche Städteordnung in Breslau, 1909. 

, Näheres unten § 23 II 1. 
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dergestalt verbunden, daß eine Reichsbehörde nur an der Spitze tätig ist. 
Von der Justiz her ist eine solche Stellung des Reichsgerichts zu den Land- und Ober­
landesgerichten der Länder bekannt. Ähnlich ist die Stellung des Reichsobersee­
amts zu den Seeämtern der Länder, des Reichsversicherungsamtes zu den Versiche­
rungs- und Oberversicherungsämtern, die ebenfalls, trotz reichsgesetzlicher Ord­
nung, Landesbehörden sind, des geplanten Reichsjugendamtes zu den Jugend- und 
Landesjugendämtern. 

Unvermischte reichseigene Verwaltung findet sich zunächst dort, wo eine 
Reichsbehörde sich ohne Mitwirkung irgendeiner Unterbehörde betätigt. 
Das Reichspatentamt und das Reichsaufsichtsamt für Privatversicherung bieten 
Beispiele hierfür. Dann aber gibt es auch Reichsverwaltungen mit einem voll 
ausgebauten Behördensystem, so das Auswärtige Amt mit den ihm unter­
stellten Gesandtschaften und Konsulaten, das Reichswehrministerium mit der Heeres­
leitung und den Truppenteilen, der Marineleitung und der Flotte, das Reichspost­
ministerium mit den Oberpostdirektionen, Post-, Telegraphen- und Fernsprech­
anstalten. 

Die für das Verwaltungsrecht bedeutsamste Organisation des Reichs aber 
ist die der Reichsfinanzverwaltung. Sie beruht im wesentlichen auf dem 
Reichsgesetze vom 10. September 1919 über die Reichsfinanzverwaltung, das dann 
in die Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919 hineinverarbeitet wurde. 
An der Spitze steht der Reichsminister der Finanzen, dem seit Herbst 1926 
nur noch ein Staatssekretär beigegeben ist und dessen Ministerium sich in fünf Ab­
teilungen, nämlich für Haushalt, für Zölle und Verbrauchssteuern, für Besitz- und 
Verkehrssteuern, für gemeinsame und Rechtsangelegenheiten und für den Friedens­
vertrag, gliedert. Ihm unterstellt sind die 26 Landesfinanzämter, von denen 
jedes außer der Präsidialstelle eine Abteilung für Besitz- und Verkehrssteuern (Abt. I) 
und eine solche für Zölle und Verbrauchsabgaben (Abt. II) enthält. Während dem 
Landesfinanzamt vor allem die Aufgabe einer Aufsichts - und Beschwerdestelle 
zufällt, liegt die eigentliche Finanzverwaltung in den Händen der den Landesfinanz­
ämtern unterstellten Finanzämter und der von der AO. ebenfalls als Finanz­
ämter bezeichneten Hauptzollämter. Alle diese Behörden, vom Reichsminister 
bis zum Finanzamt, sind einköpfig (bürokratisch) geordnet. Dagegen herrscht Kolle­
gialität bei den für die Steuern vom Einkommen und vom Vermögen zu bildenden 
Ausschüssen der l!~inanzämter, den dem Landesfinanzamt angegliederten 
Finanzgerichten und dem Reichsfinanzhof in München. Bei den Steuer­
ausschüssen und den Finanzgerichten findet man auch jene oben geschilderte 
"Selbstverwaltung" im Sinne von Wahlamt und Ehrenamt, bei den Steuerausschüs­
sen in lehrreicher Weise teils verbunden, teils getrennt, da der Ausschuß außer aus 
dem beamteten Vorsitzenden teils aus gewählten, teils aus ernannten ehrenamtlichen 
Mitgliedern besteht (AO. § 26 III). 

IH. I~andesbehörden der inneren Verwaltung. 
Da es eine Heeresverwaltung der Länder überhaupt nicht mehr, eine auswärtige 

Verwaltung kaum mehr gibt, die Steuerverwaltung der Länder an Bedeutung ver­
loren hat und die Gerichtsverfassung im Prozeßrecht ihre Darstellung zu finden 
pflegt, kann sich der folgende Überblick auf die Darstellung der Behördenordnung 
der inneren Verwaltung beschränken. 

1. Die Behördenordnung Preußens erhält ihr zum Teil eigenartiges Gepräge 
von der Größe des Landes und von seiner provinziell verschiedenen Geschichte. 
Hauptquelle für die Behördenordnung ist das Landesverwaltungsgesetz vom 
30. Juli 1883, daneben gelten noch Bestimmungen anderer Gesetze, namentlich 
der Kreisordnungen und der Städteordnungen. Hervorzuheben ist, daß die dem Mini­
ster des Innern unterstellten Mittelbehörden nicht ausschließlich für die innere Ver-
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waltung tätig sind, sondern auch von andern Ministern, wie dem Finanzminister 
und dem Unterrichtsminister, dienstliche Anweisungen erhalten. 

An der Spitze der inneren Verwaltung steht der Minister des 1nnern. 
Unter dessen Oberleitung führt die Verwaltung in den Provinzen der Oberprä­
sident, in den Regierungsbezirken der Regierungspräsident, in den Land­
kreisen der Landrat, alle drei vom Staatsministerium, die Oberpräsidenten und 
Regierungspräsidenten nach Art. 86 der preußischen Verfassung im Einverneh­
men mit dem zuständigen Provinzialausschusse (einem Organe des höheren 
Kommunalverbandes "Provinz"), die Landräte auf anheimgegebenen Vor­
schlag des Kreistags (der Vertretung des höheren Kommunalverbandes "Kreis"), 
ernannte Berufsbeamte. Für wichtige, im Gesetze besonders vorgesehene Ange­
legenheiten, die sog. Beschlußsachen, sind diesen Stellen bestimmte kollegiale 
Ausschüsse beigegeben: dem Oberpräsidenten der Provinzialrat, bestehend 
aus dem Oberpräsidenten oder dessen Stellvertreter ("Vizepräsidenten") als Vor­
sitzenden, einem vom Minister des 1nnern ernannten weiteren Beamten und fünf 
vom Provinzialausschusse auf vier Jahre gewählten Mitgliedern; dem Regierungs­
präsidenten der Bezirksausschuß, bestehend aus dem Regierungspräsidenten als 
Vorsitzenden, zwei vom Staatsministerium ernannten höheren Beamten, von denen 
der eine zum Richteramte, der andere zum höheren Verwaltungsdienste befähigt sein 
muß und von denen einer zum Stellvertreter des Regierungspräsidenten im V or­
sitze mit der Amtsbezeichnung "Verwaltungsdirektor" bestimmt wird, und aus vier 
vom Provinzialausschusse auf vier Jahre gewählten Mitgliedern; dem Landrat 
endlich der Kreisausschuß, bestehend aus dem Landrat und sechs vom Kreistag 
auf vier Jahre gewählten Mitgliedern5• Der Kreisausschuß und der Bezirksaus­
schuß sind außerdem Verwaltungsgerichte, der Kreisausschuß in einer weiteren 
Eigenschaft Organ des höheren Kommunalverbandes "Kreis". Während Oberpräsi­
dent und Landrat, abgesehen vom kollegialen Verfahren im Provinzialrat und im 
Kreisausschuß, einköpfige Behörden sind, bestehen bei den Bezirksregierungen 
neben der dem Regierungspräsidenten allein vorbehaltenen Präsidialabteilung (I) 
die kollegial beratenden, aber der einseitigen Einwirkung des Regierungspräsidenten 
nicht völlig entzogenen Abteilungen für Kirchen - und Schulwesen (H) und -
außer in Münster i. W. - für direkte Steuern, Domänen und Forsten (IH). 

Bis hierher gilt die geschilderte Behördenordnung in ganz Preußen. Nur für 
Berlin bestehen noch zu erörternde Besonderheiten, außerdem fallen die Hohen­
zollernsehen Lande aus dem Rahmen, insofern sie keinem Oberpräsidenten unter­
stellt sind und die Gliederung der Regierung in Abteilungen fortfällt. Noch fehlt 
aber der Unterbau der inneren Verwaltung, die Ortspolizeiverwaltung, der 
Teil der inneren Verwaltung also, mit dem der einzelne am leichtesten in Berührung 
kommt. Hier hat der Staat in einer größeren Anzahl von Städten das Heft dadurch 
völlig in die Hand genommen, daß er die wichtigeren Teile der Ortspolizei durch 
staatliche Polizeipräsidien oder Polizeiämter verwalten läßt. Sonst vertraut 
der Staat die Ortspolizei in den östlichen Provinzen und in Schleswig-Holstein, 
außer in Neuvorpommern, wo der Magistrat die Ortspolizei verwaltet, und in Hel­
goland, wo der Landrat Ortspolizeibehörde ist6, grundsätzlich den Bürgermeistern 
der Städte und den Amtsvorstehern an. Im Gegensatze nämlich zu andern 
Teilen Deutschlands bedient sich hier der Staat auf dem Lande nicht einfach der 
Gemeindevorsteher als örtlicher Polizeibehörden, sondern überträgt ihnen nur verein­
zelte hoheitliche Befugnisse und faßt im übrigen die Landgemeinden zu Am ts bezir­
ken mit juristischer Persönlichkeit zusammen, über die ein vom Kreistag auf 
sechs Jahre gewählter, vom Oberpräsidenten zu bestätigender Amtsvorsteher 

& In Helgoland nach dem Gesetze v. 21. Juli 22 der Inselausschuß. 
8 Vgl. HÜFNER im PrVerwBl. 32 (1911) S. 711; G. ü. d. Verwaltung der Insel Helgoland 

v. 21. Juli 22 § 2n . 
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gesetzt ist. Ihm beigegeben ist für die Erledigung bestimmter Aufgaben ein unter 
seinem Vorsitz tagender, aus Vertretern sämtlicher zum Amtsbezirke gehörigen Ge­
meinden bestehender Am tsa ussch uß. Der Minister des Innern kann größere Land­
gemeinden zu Amtsbezirken erklären. In diesem Falle ist dann der Gemeindevor­
steher zugleich Amtsvorsteher, die Gemeindeversammlung oder -vertretung zugleich 
Amtsausschuß. Während in kleineren Städten die Bürgermeister unter dem Land­
rat stehen, sind die größeren Städte, in der Regel die mit mehr als 25000 Ein­
wohnern7, kreisfrei, also unmittelbar dem Regierungspräsidenten untergeordnet. 
Sie bilden dann Stadtkreise; an die Stelle des Kreisausschusses tritt der aus dem 
Bürgermeister und vier vom Magistrate aus seiner Mitte gewählten Mitgliedern be­
stehende Stadtausschuß. Eine Sonderstellung nimmt Berlin ein. Berlin bildet 
einen Provinzialverwaltungsbezirk für sich, gehört also nicht zur Provinz Branden­
burg, der Oberpräsident der Provinz Brandenburg ist aber zugleich Oberpräsident 
von Berlin. Da Berlin keinem Regierungspräsidenten untersteht, übt der Oberpräsi­
dent die Staatsaufsicht aus, die übrigen Zuständigkeiten des Regierungspräsidenten 
verteilen sich auf den Oberpräsidenten und den Polizeipräsidenten. An die Stelle des 
Regierungspräsidenten in seiner Eigenschaft als Vorsitzenden des Bezirksausschusses 
tritt ein besonderer vom Staatsministerium zu ernennender Beamter. Auch sonst 
bestehen für den Bezirksausschuß Berlin besondere Vorschriften. 

In den anderen Provinzen gelten für die Verwaltung der Ortspolizei einige ab­
weichende Bestimmungen, von denen die wichtigsten folgende sind. Ortspolizei­
behörde in Hannover ist in den Städten grundsätzlich der Magistrat, in den 
Landgemeinden der Landrat. In den übrigen Provinzen bleibt es bei der Regel, 
daß in den Städten der Bürgermeister die Ortspolizei handhabt, während die 
ländliche Ortspolizei verwaltung , abweichend von den östlichen Provinzen und Schles­
wig-Holstein, so geordnet ist, daß Ortspolizeibehördcn in Hessen-Nassau und in 
Hohenzollern die Gemeindevorsteher sind, die hier, wie in den Städten, Bürger­
meister heißen, in Westfalen und in der Rheinprovinz die Bürgermeister 
der Äm ter. Soweit die westfälischen und die rheinischen Ämter sich nicht auf den 
Bezirk einer einzelnen Gemeinde beschränken, sind sie, die ersten in der Regel, die 
zweiten immer, Kommunalverbände, die sich zwischen Gemeinde und Kreis schieben. 

2. Der Behördenaufbau in Bayern gestaltet sich wesentlich einfacher. Dem 
Staatsministerium des Innern unterstellt sind zunächst die acht Kreisregie­
rungen, an deren Spitze je ein Präsident steht und die sich in je eine Kammer des 
Innern und eine Kammer der Forsten gliedern. Die Kreise sind in Bezirke eingeteilt, 
deren Verwaltung in den Händen der Bezirksämter liegt. In bestimmten wich­
tigeren Angelegenheiten ist der Bezirksamtsvorstand an die Mitwirkung des Be­
zirksausschusses, eines vom Bezirkstage aus seiner Mitte gewählten Kollegiums, 
gebunden. Der Bezirksausschuß entspricht etwa dem preußischen Kreisausschusse, 
doch hat der den Vorsitz führende Bezirksamtsvorstand kein Stimmrecht. 
Die Ortspolizei ist, wie in Preußen, Gemeindebehörden anvertraut, nur in 
München und in Nürnberg-Fürth gibt es z. Zt. staatliche Polizeidirektionen, 
die Errichtung solcher in Augsburg, Würzburg, Regensburg und Hof ist geplant. 
Ortspolizeibehörde ist im allgemeinen der erste Bürgermeister, die ortspoli­
zeiliehen Vorschriften erläßt der Gemeinde- (Stadt-)rat. Wie es in Preußen 
kreisfreie oder regierungsunmittelbare Städte gibt, gibt es in Bayern, in der 
Regel schon von 10000 Einwohnern an, kreisunmittelbare Städte, 
in denen dann der Stadtrat oder ein beschließender AURschuß (Senat) neben den 
ortspolizeilichen auch die bezirkspolizeilichen Befugnisse ausübt, mit der Maß­
gabe allerdings, daß auch hier die Handhabung der Sicherheitspolizei dem 
ersten Bürgermeister allein zusteht. 

7 Wegen der kreisangehörigen Städte mit mehr als 10000 Einwohnern vgl. POPIT7. im 
VerwArch. 19 (1911) S.337ff. 
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3. In Sachsen geht die Stufenfolge vom Ministerium des Innern über die Kreis­
hauptmannschaften zu den Amtshauptmannschaften. Die Kreishauptmann­
sc haften sind in der Regel einköpfige Behörden, die Beamten der Kreishauptmann­
schaft sind nur Gehilfen des Kreishauptmanns, nur als Rekurs- und Beschwerde­
behörde, ferner als Verwaltungsgericht, entscheidet die Behörde in dreiköpfiger Be­
setzung kollegialisch. Außerdem steht aber der Kreishauptmannschaft ein aus Ab­
geordneten der Bezirksverbände und der bezirksfreien Gemeinden gebildeter Kreis­
ausschuß zur Seite, der unter dem Vorsitze des Kreishauptmanns in bestimmten 
Fällen kollegial berät und beschließt. Ähnlich ist der Amtshauptmannin bestimm­
ten Fällen an die Mitwirkung des vom Bezirkstag gewählten Bezir ksa ussch usses, 
dessen Vorsitzender er ist, gebunden, während er im übrigen ohne kollegiale Beratung 
entscheidet. Staatliche Ortspolizei behörden gibt es nur in Chemnitz, Dresden, 
Leipzig (Polizeipräsidenten) und in Plauen (Polizeiamt), sonst verwaltet die Orts­
polizei der Gemeinderat, der in der Regel nur aus dem Bürgermeister besteht, 
aber in größeren Gemeinden als mehrköpfige Behörde gebildet werden kann und 
in den Städten der im übrigen aufgehobenen revidierten Städteordnung unter der 
Bezeichnung "Stadtrat" bis auf weiteres eine solche ist. Im Falle der Mehrköpfigkeit 
ist die Handhabung der Sicherheitspolizei einschließlich der Verkehrspolizei Aufgabe 
des Bürgermeisters allein. Die Einrichtung der bezirksfreien, d. h. keiner Amts­
hauptmannschaft untergeordneten, Städte gibt es auch in Sachsen. Die maßgebende 
Einwohnerzahl beträgt hier 30000. 

4. Württemberg hat seine Verwaltung im Jahre 1924 dadurch vereinfacht, 
daß es durch VO. vom 10. März die Mittelbehörden, die "Kreisregierungen", aufhob. 
Dem Minister des Innern und der bei diesem Ministerium gebildeten Ministerial­
abteilung für Bezirks- und Körperschaftsverwaltung unterstehen jetzt unmittelbar die 
vom Landrat geleiteten Oberämter, einköpfige, vom Staate besetzte Behörden, 
denen aber für bestimmte Aufgaben kollegiale Bezir ksrä te beigegeben sind. Der Be­
zirksrat besteht aus dem Landrat als Vorsitzenden und sechs weiteren von der Amts­
versammlung zu wählenden Mitgliedern. Ortspolizeibehörde ist in der Regel der 
Ortsvorsteher ,der in den Städten meist die Bezeichnung "Stadtschultheiß", in den 
Landgemeinden die Bezeichnung "Schultheiß" führt. Seit dem Polizeiverwaltungs­
gesetz vom 16. Dezember 19218 liegt aber die Sicherheits- und Kriminalpolizei in den 
großen und mittleren Städten in der Hand staatlicher Behörden, die in Stuttgart 
Polizeipräsidium, in Dlm, Heilbronn, Eßlingen, Friedrichshafen, Göppingen, 
Tübingen und Reutlingen Polizeidirektionen und sonst Polizeiämter heißen. 

5. Baden war von jeher ein Land ohne Mittelbehörden. Die vier Landes­
kommissäre in Mannheim, Karlsruhe, Freiburg und Konstanz sind als "Bevoll­
mächtigte" des Ministeriums des Innern gedacht, denen das Gesetz nur vereinzelte 
Zuständigkeiten, darunter allerdings auch die Staatsaufsicht über die Städte, 
überträgt und die den unmittelbaren Geschäftsverkehr zwischen Bezirksbehörde 
und Ministerium nicht hindern. Diese Bezirksbehörden sind die Bezirksämter, 
einköpfig organisierte, von einem "Landrat" geleitete Behörden, denen aber für be­
stimmte Angelegenheiten Bezirksräte zur Seite stehen. Vorsitzender im Bezirks­
rat ist der Vorsteher des Bezirksamts, die übrigen Mitglieder waren früher ernann te 
Ehrenbeamte, während sie jetzt in unmittelbarer Wahl von der Bevölkerung des 
Amtsbezirkes gewählt werden. Die Ortspolizei steht in der Regel den Gemeinden 
zu, Ortspolizeibehörde ist dann der Bürgermeister. Auf den Gebieten des Woh­
nungs- und Bauwesens, des Feuerschutzes und des Gesundheitswesens gilt diese 
Regelung in den Städten unbedingt, es sei denn, daß die Stadtgemeinde selbst eine 
andere Regelung wünscht, während in den übrigen Gemeinden gerade auf diesen 
Gebieten die Ortspolizei vom Bezirksamt verwaltet wird. Auch sonst nehmen die 

8 Vgl. hierüber L. v. KÖHLER Die Polizeireform in Württemberg, ArchOffR. N. F. 3 (1922) 
S. 206ff. Das Gesetz wurde unter dem 24. August 1927 neu verkündet. 
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Bezirksämter oder besondere Polizeidirektionen kraft Übergangsrechtes oder kraft 
Zuweisung durch das Ministerium des Innern in gewissem Umfange ortspolizeiliche 
Befugnisse wahr. Bezirksfreie Städte gibt es in Baden nicht, doch kann das Mini­
sterium des Innern einer Gemeinde Aufgaben der Landespolizei, also bezirkspoli­
zeiliche Befugnisse, übertragen. 

6. Nach der Landesverwaltungsordnung für Thüringen vom 10. Juni 1926 
besteht im Bereiche der inneren Verwaltung als einzige "nachgeordncte staatliche 
Verwaltungsstelle" für das Gebiet jedes Landkreises und der Kreisabteilung Cam­
burg das Kreisamt mit dem vom Staatsministerium u. U. auf Vorschlag der Kreis­
vertretung (Kreisrats) zu ernennenden Landrat als Vorsteher. Vorgesetzte Be­
hörde ist das Ministerium für Inneres und Wirtschaft mit der Abteilung 
Inneres. Örtliche Polizeibehörde ist in allen Gemeinden, ohne Unterscheidung 
zwischen Stadt- und Landgemeinden, der Bürgermeister. Auch Thüringen kennt 
die Einrichtung der kreisfreien Städte, die dann Stadtkreise für sich bilden, 
z. B. Eisenach, Jena und Weimar. 

7. Während in Thüringen, ähnlich wie in Württemberg und, abgesehen vom 
Landeskommissär, auch in Baden, die staatliche Mittelbehörde fehlt, erscheint sie 
wieder, wenn auch mit nur geringen Zuständigkeiten, in Hessen. Unter dem 
Ministerium des Innern stehen hier nämlich zunächst die Provinzialdirek­
tionen und unter diesen erst stehen die Kreisäm ter. In Wirklichkeit fehlt es aber 
an besonderen Provinzialdirektoren, die Provinzialdirektoren der Provinzen Starken­
burg, Oberhessen und Rheinhessen sind zugleich Kreisdirektoren der Kreisämter 
Darmstadt, Gießen und Mainz. Wichtiger sind die Befugnisse des vom Provinzial­
direktor geleiteten Provinziala ussch usses, der, ähnlich wie der bei den Kreis­
ämtern gebildete Kreisausschuß, außer dem Vorsitzenden aus ehrenamtlichen 
Wahlmitgliedern besteht. Ortspolizeibehörde ist in den Städten und den Land­
gemeinden der Bürgermeister, immer in Unterordnung unter dem Kreisdirektor, 
da es kreisfreie Städte in Hessen nicht gibt. Seit dem Gesetze über die Ortspolizei 
vom 14. Juli 1921 aber ist die Ortspolizei in den Gemeinden mit über 10000 Ein­
wohnern grundsätzlich verstaatlicht. Zur Zeit haben neun Städte staatliche 
"Polizeiämter" . 

8. Für den Außenstehenden durchsichtig ist die Behördenordnung in Mecklen­
burg- Sch werin erst seit dem Gesetz über die Aufhebung der Landdrosteien 
vom 16. April 1928 gestaltet. Staatlich besetzte Verwaltungsbehörden gibt es 
dort eigenartiger Weise überhaupt nicht mehr. Zwar ist das Land in Ämter und 
die vier selbständigen Stadtbezirke Rostock, Schwerin, Wismar und Güstrow 
eingeteilt, aber die hier tätigen Behörden sind kommunale Behörden. Ortspolizei­
behörde in den Städten ist der Rat, in den Landgemeinden neben dem Gemeinde­
vorstand und dem in sechs Gemeinden vorgesehenen Obervorsteher der an der Spitze 
eines Amtes stehende, von der Amtsversammlung auf sechs Jahre gewählte Amts­
hauptmann. Hinzu kommt noch, daß auch bei Ausübung der Staatsaufsicht 
der Minister vielfach durch den aus ihm selbst und sechs Landtagsabgeordneten 
bestehenden Landesverwaltungsrat beschränkt ist. 

9. Das Stammland Oldenburg ist in Amtsbezirke eingeteilt, an deren Spitze 
ein staatlich ernannter Amtshauptmann steht. Die Städte 1. Klasse, nämlich 
Oldenburg, Varel, Jever, Rüstringen und Delmenhorst, sind amtsfrei. Ortspolizei­
behörde ist für eine große Anzahl einzeln aufgeführter Gegenstände in den Städten 
der Stadtmagistrat, in den Landgemeinden der Gemeindevorsteher. 

Im Landesteil Lübeck besteht eine Regierung, unter der die Stadt­
magistrate und Gemeindevorsteher die örtliche Polizei verwalten. 

Auch im Landesteil Birkenfeld ist obere Verwaltungsbehörde die Regie­
rung, örtliche Polizeibehörde der Gemeindevorstand, doch unter Aufsicht und Lei­
tung des Bürgermeisters. Da es in Birkenfeld Landbürgermeistereien nach Art 
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der früheren rheinischen gibt, bedeutet dies, daß dem Vorstand (Schöffen) einer 
einzelnen Landgemeinde die volle Ortspolizeigewalt nicht zusteht. 

10. In Braunschweig unterstehen dem Ministerium des Innern die Kreis­
direktionen und das ebenfalls staatliche Polizeipräsidium in der Stadt Braun­
schweig. Von diesem letzten Ausnahmefall abgesehen (G. v. 4. Juli 1927), ist Orts­
polizeibehörde in den Städten, vorbehaltlich anderer Bestimmung der Stadtverord­
netenversammlung, der Bürgermeister, in den Landgemeinden der Gemeinde­
vorsteher, in den Bezirksgemeinden der Bezirksvorsteher. 

11. Die Organisation der Verwaltungsbehörden in Anhalt hat große Ähnlich­
keit mit der preußischen. Dem Staatsministerium unmittelbar unterstellt ist zu­
nächst die Anhaltische Regierung zu Dessau mit ihren Abteilungen für 
Finanzen, für Domänen und Forsten und der Abteilung des Innern und der Polizei. 
Der Regierung untergeordnet sind die Kreisdirektionen, mit dem vom Staats­
ministerium ernannten Kreisdirektor an der Spitze, und die kreisfreien Städte 
Anhalt, Köthen, Zerbst und Bernburg. Ortspolizeibehörde ist in den Städten der 
Bürgermeister, auf dem Lande der vom Staatsministerium auf Vorschlag des 
Kreistags auf sechs Jahre ernannte Am tsvorsteher, also, wie im östlichen Preußen 
und in Schleswig-Holstein, nicht ohne weiteres der Gemeindevorsteher. 

12. Auch in Lippe schiebt sich zwischen das Landespräsidium und die ört­
lichen Stellen zunächst die in zahlreiche Abteilungen gegliederte Regierung, 
der durch Gesetz vom 2. Mai 1928 ein Bezirksausschuß beigegeben wurde. 
Nachgeordnete Verwaltungsbehörde ist der vom Landespräsidium ernannte 
Landrat. In seinen Händen liegt auch der Schwerpunkt der Ortspolizeiverwal­
tung auf dem Lande, während in den seiner Verwaltung durchweg entzogenen 
Städten die Geschäfte der unteren Verwaltungsbehörde i. aUg. der Stadtrat, 
die polizeilichen der Bürgermeister besorgt. 

13. In Mecklenburg-Strelitz begegnete bis vor kurzem die in Mecklenburg­
Schwerin aufgefallene Eigentümlichkeit eines starken Zurücktretens der staatlichen 
Verwaltung in erhöhtem Maße. Dem Ministerium, Abteilung des Innern, sind nur 
die Räte der Städte und die Landräte in den drei Ämtern untergeordnet. Aber 
auch der Landrat war bis 1926 kein staatlich ernannter Beamter, sondern ein von 
den Amtseingesessenen in unmittelbarer Wahl auf sechs Jahre gewählter Kommunal­
beamter. Dem Staatsministerium stand gegen die Wahl nur ein kurz befristeter 
Einspruch zu, einer Bestätigung bedurfte die Wahl also nicht. Diese auf die Spitze 
getriebene Selbstverwaltung hat sich aber offenbar nicht bewährt; denn seit dem 
Gesetze vom 26. März 1926 ist der Landrat ein Staatsbeamter, den das Staats­
ministerium ernennt. 

14. In Schaum burg-Lippe stehen unter der Landesregierung zwei staatlich 
ernannte Landräte und die Bürgermeister der kreisfreien Städte Bückeburg 
und Stadthagen. 

15. Die Verwaltungsorganisation der Hansestädte Ham burg, Bremen 
und Lübeck weicht, wie schon erwähnt, insofern vom üblichen Typus ab, 
als es in den Hauptgemeinden einer örtlichen Dezentralisation nicht bedarf. Präses 
der hamburgischen Polizei behörde ist ein Senator; die acht von der Bürger­
schaft gewählten "bürgerlichen" Mitglieder haben in Angelegenheiten der Kriminal­
und Ordnungspolizei nur beratende Stimme. In Bremen gibt es eine Polizei­
kommission des Senats, der vier Senatoren angehören, und eine Polizei­
direktion mit einem Senator an der .Spitze, in Lü beck das einen Teil der 
"Behörde für die innere Verwaltung" bildende Polizeiamt, dessen Vorsteher 
ein Senator mit der Amtsbezeichnung "Polizeiherr" ist. 

Eine gewisse örtliche Dezentralisation ist aber auch in den Hansestädten des­
halb nötig, weil sie außer den Hauptgemeinden auch noch zahlreiche kleinere 
Gemeinden, in Hamburg und Bremen zum Teil sogar Städte umfassen. Aufsichts-

JelJlnek, Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 5 
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behörde sind in Hamburg die Landherren, Senatoren, die in wichtigeren Fällen 
an die Mitwirkung eines Landesausschusses gebunden sind, und für Cuxhaven der 
Amtspräsident, in Bremen der Landherr für das Landgebiet und ein Senats· 
kommissar für die Hafenstädte, beides Senatoren, in Lübeck das vom Polizeiherrn, 
also ebenfalls einem Senator, geleitete Stadt· und Landamt. Während 
Hamburg die Ortspolizei grundsätzlich dem Staate vorbehält, ist in den bremi. 
sehen Hafenstädten der Bürgermeister, in den Landgemeinden, ähnlich wie in 
Lübeck, mit gewissen Einschränkungen der Gemeindevorsteher Ortspolizeibehörde. 

IV. Verfassung der Gemeinden und höheren Kommunalverbände. 
Bei der Mannigfaltigkeit der unseren Kommunalverbänden obliegenden Auf· 

gaben muß eine Darstellung der Behördenordnung auch die Grundzüge der Kom· 
munalverfassung bringen, vor allem die der örtlichen Kommunalverbände, der 
Gemeinden. 

1. Die Gemeinden. a) Gesetzliche Grundlagen. Das Gemeindeverfassungs. 
recht beruht zum überwiegenden Teile auf Landesrecht. Die Vorliebe des Ent· 
werfers der Weimarer Verfassung, PREUSS, für das Recht der Gemeinden zeigt sich 
aber auch in einigen wichtigen Normativbestimmungen der Reichsverfassung, 
einem bescheidenen Reste von dem, was PREUSS in seinem Entwurfe (§ 12) in der 
Verfassung festlegen wollte. Nach Art. 17 II gelten nämlich "die Grundsätze für die 
Wahlen zur Volksvertretung ... auch für die Gemeindewahlen. Jedoch kann durch 
Landesgesetz die Wahlberechtigung von der Dauer des Aufenthalts in der Gemeinde 
bis zu einem Jahre abhängig gemacht werden". 

Die Wirkung dieser Bestimmung war, daß die Länder ihre Gemeindeverfassungs. 
gesetze dem Reichsrechte anpaßten. Einige Länder, nämlich Bayern, Sachsen, Baden, 
Thüringen, die beiden Mecklenburg, Braunschweig und die Hansestädte, diese für 
ihre Nebengemeinden, erließen neue Gemeindeordnungen, andere behalfen sich mit 
einer Änderung des alten Rechts durch Novellen oder Söndergesetze. Die Folge ist 
eine grenzenlose Unübersichtlichkeit im heute geltendenGemeinderechte, zumal eine 
sämtliche Landesgesetze umfassende Textausgabe fehlt. Bevor wir aber eine Über. 
sicht über die geltenden Gemeindeordnungen geben, sei noch die Tragweite der 
reichsrechtlichen Vorschrift geprüft. 

Die Bestimmung bezieht sich nur auf die örtlichen Gemeinden, nicht 
auf die höheren Kommunalverbände. Bei diesen, z. B. den Kreisen, steht es dem Lan· 
desgesetzgeber frei, ob er unmittelbare Wahl einführen oder es bei der Wahl durch 
die Gemeindevertretungen bewenden lassen will. Sie bezieht sich außerdem nur 
auf die Wahlen zur sog. Gemeindevertretung, jener im Volksmunde als "Ge· 
meindeparlament" bezeichneten, in der Regel öffentlich tagenden Versammlung, 
nicht auf die Wahl des Gemeindevorstands. Sie verbietet ferner nicht, daß der 
Gemeindevorstand stimmberechtigt an den Sitzungen der Gemeindevertretung 
teilnimmt, auch wenn er von der Gemeindevertretung, nicht von den stimmberech. 
tigten Gemeindeangehörigen gewählt wird, da der Vorstand gegenüber den anderen 
Mitgliedern in erheblicher Minderzahl bleibt und außerdem nicht anzunehmen ist, 
daß die RV. diesen wertvollen, z. B. in Baden heimischen Typ einer Gemeindever· 
fassung hat beseitigen wollen. Auch verbietet RV. Art. 17 II nicht die Weitergeltung 
jener Vorschriften, die die Wahlberechtigung zur Strafe für säumiges Verhalten in 
Gemeindeangelegenheiten ruhen lassen 9 • Endlich verlangt die Vorschrift nicht 
unbedingt das Vorhandensein einer Gemeindevertretung überhaupt. Auf dreifache 
Art sind gemeindevertretungsfreie Bezirke denkbar: als Gemeinden mit 
Gemeindeversammlung, als landesunmittelbares Gebiet und als selbständige Guts· 
bezirke. Die erste Form eines Fehlens von Gemeindevertretern kommt überall in 

8 Vgl. den Fall PrOVG. 21. Nov. 22, Entsch. 78, 83ff. 
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Deutschland auf dem Lande vor. Bei winzigen Gemeinden treten die Stimmberech­
tigten unmittelbar als Gemeindeversammlung zusammen und wählen nicht 
erst eine Vertretung. Sofern die Voraussetzungen für die Teilnahme an der Ge­
meindeversammlung keine anderen sind als die nach RV. Art. 17II für Gemeinde­
wahlen vorgeschriebenen, entspricht auch diese Art der Betätigung des Gemeinde­
stimmrechts dem Sinne der RV. Die Frage des Vorhandenseins landesunmittel­
baren Ge bietes wird für Hamburg erörtert, da Streit darüber entstanden ist, 
ob die Stadtgemeinde Hamburg eine vom Staate Hamburg getrennte juristische 
Person sei oder nichpo. Auch wenn die Frage nach hamburgischem Rechte zu be­
jahen ist, würde die RV. die unmittelbare Verwaltung eines Gebietes durch den Staat 
unter Ausschluß einer besonderen Kommunalverwaltung nicht verbieten. Von Reichs 
wegen erlaubt, wenn auch nicht gebilligt, ist endlich das Fortbestehen der seI b­
ständigen Gutsbezirke, eine seit dem preußischen Gesetze vom 27. Dezember 
1927 im Aussterben begriffene Einrichtung 11. _ 

Innerhalb des so gesteckten Rahmens gelten heute folgende Gemeindever­
fassungsgesetze, die älteren meist mit zahlreichen Änderungen: 

Städteordnung für die sieben östlichen Provinzen der Preußischen Monarchie. Vom 
30. Mai 1853. 

Gesetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin. Vom 27. April 1920. 
Gesetz betr. die Verfassung der Städte in Neuvorpommern und Rügen. Vom 31. Mai 1853. 
Landgemeindeordnung für die sieben östlichen Provinzen der Monarchie. Vom 3. Juli 1891. 
Gesetz, betr. die Verfassung und Verwaltung der Städte und Flecken der Provinz Schles-

wig-Holstein. Vom 14. April 1869. (Nach älteren einheimischen Vorbildern geschaffen von 
ALBERT HAENEL.) 

Landgemeindeordnung für die Provinz Schleswig-Holstein. Vom 4. Juli 1892. 
(Mit dem Hinweise auf Besonderheiten für Helgoland im § 12lf.) 

Revidierte Hannoversche Städteordnung. Vom 24. Juni 1858. 
Hannoversches Gesetz, die Landgemeinden betr. Vom 28. April 1859. 
Städteordnung für die Provinz Westfalen. Vom 19. März 1856. 
Landgemeindeordnung für die Provinz Westfalen. Vom 19. März 1856. 
Städteordnung für die Provinz Hessen-Nassau. Vom 4. August 1897. 
Landgemeindeordnung für die Provinz Hessen-NaBsau. Vom 4. August 1897. 
Städteordnung für die Rheinprovinz. Vom 15. Mai 1856. 
Gemeindeordnung für die Rheinprovinz. Vom 23. Juli 1845. 
Gemeindeverfassungsgesetz für die Stadt Frankfurt a. M. Vom 25. März 1867. 
Hohenzollernsche Gemeindeordnung. Vom 2. Juli 1900. 
Waldeckische Gemcindeordnung. Vom 16. August 1855/6. April 1888. 
Bayerische Gemeindeordnung. Vom 17. Oktober 1927. 
Gemeindeordnung für den Freistaat Sachsen. Vom 1. August 1923/15. Juni 1925. 
Württembergische Gemeindeordnung. Vom 28. Juli 190612• 

Badische Gemeindeordnung. Vom 5. Oktober 1921. 
Thüringische Gemeinde- und Kreisordnung. Vom 8. Juli 1926. 
HesBische Städteordnung. Vom 8. Juli 1911. 
Hessische Landgemeindeordnung. Vom 8. Juli 1911. 
Hamburgische Städteordnung. Vom 2. Januar 1924. 
Hamburgische Landgemeindeordnung. Vom 2. Januar 1924. 
Mecklenburg-Schwerinsche Städteordnung. Vom 18. Juli 1919. 
Mecklenburg-SchwerinBche Landgemeindeordnung. Vom 20. Mai 1919. 
Revidierte Gemeindeordnung für den Landesteil Oldenburg. Vom 15. April 1873. 
Revidierte Gemeindeordnung für den Landesteil Lübeck (Oldenburg). Vom 30. März 1873. 
Revidierte Gemeindeordnung für den Landesteil Birkenfeld (Oldenburg). Vom 28. März 1873. 
Braunschweigische Städteordnung. Vom 15. November 1924. 
Braunschweigische Landgemeindeordnung. Vom 15. November 1924. 
Anhaltische Gemeinde-, Stadt· und Dorfordnung. Vom 25. Mai 1882. 
Städteordnung der bremischen Hafenstädte. Vom 23. Mai 1922. 

10 HARTMANN Die Stadtgemeinde Hamburg, HansRZ. 1923 Sp. 15ff.; MrrTELSTEIN Die Ver­
fassung der Freien und Hansestadt Hambur!t2 1924 S. 103 (Anm. 2 zu Art. 67). 

11 VgI. Art. "Gutsbezirke" im WStVR. II; RdErI. d. pr. Min. d.1. v. 31. Jan.28, MinBliV. 
1928 Sp. 96ff.; STEINBERG-GUTZEIT Die Auflösung der Gutsbezirke 1928. 

18 VgI. Entw. e. württ. GemO. v. 13. Dez. 27. Beil. 535 z. d. Verhandl. d. WÜftt.Landtags; 
hierzu RATH in WüRV. 20 (1927) S. 185ff., 21 (1928) S. Iff., 17ff. 
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Bremische Landgemeindeordnung. Vom 20. April 1923. 
Lippisches Gemeindeverfassungsgesetz. Vom 1. Dezember 1927. 
Landgemeindeordnung für den lübeckischen Freistaat. Vom 21. September 1921. 
Städteordnung für den Freistaat Mecklenburg.Strelitz. Vom 29. Juli 1919/9. Juni 1923. 
Landgemeindeordnung für den Freistaat Mecklenburg·Strelitz. Vom 13. Februar 1920 

bis 27. Juli 1922. 
Städteordnung für das Fürstentum Schaumburg.Lippe. Vom 13. Juni 1906. 
Landgemeindeordnung für das Fürstentum Schaumburg.Lippe. Vom 7. April 1870. 

Angesichts dieser nicht weniger als 42 Gemeindeordnungen ist es begreiflich, 
daß Bestrebungen zur Vereinheitlichung des Gemeinderechts im Gange sind. So 
hat der Deutsche Städtetag 1925 den Entwurf einer Reic~sstädteordnung 
erscheinen lassen13, und dem preußischen Landtage liegen schon längere Zeit die 
Entwürfe für eine preußische Städteordnung und eine preußische 
Landgemeindeordnung vor. Ob der eine oder der andere Entwurf bald geltendes 
Recht werden wird, läßt sich schwer voraussagen. Bayern ist vor kurzem die 
Verschmelzung der rechtsrheinischen und der pfälzischen Gemeindeordnung 
gelungen, auch das Land Lippe hat sein Gemeinderecht vereinheitlicht. 

b) Benennungen. Mannigfach wie die Gesetze sind auch die in den einzelnen 
Teilen Deutschlands vorkommenden Benennungen oder die mit der gleichen 
Benennung verbundenen Bedeutungen. So findet sich fast überall die Unter­
scheidung in Stadt- und Landgemeinden. Aber während die Zweiteilung z. B. in 
Preußen große Bedeutung vor allem für die Ausübung der Ortspolizei hat, hat der 
Ausdruck "Stadt" z. B. in Thüringen nur den Sinn eines schmückenden Titels. Viel 
verwirrender ist die Bezeichnung der einzelnen Gemeindeorgane. Das städ tische 
Oberhaupt heißt allerdings fast überall "Bürgermeister", in'kreisfreien und ent­
sprechenden Städten "Oberbürgermeister", nur Württemberg gebraucht daneben den 
Ausdruck "Stadtschultheiß", aber schon beim ländlichen Gemeindevorsteher 
beginnt die Mannigfaltigkeit. In Süddeutschland herrscht auch hier die Bezeichnung 
"Bürgermeister" vor" andre Bezeichnungen sind" Schultheiß", "Gemeindevorsteher", 
"Schulze", "Richter", "Dorfrichter" , "Lehnsmann" u. dgl. Der für den kolle­
gialen Gemeindevorstand in Norddeutschland übliche Name ist "Magistrat" 
oder "Stadtmagistrat" , auch "Rat", während Baden und amtlich auch Sachsen 
vom "Gemeinderat (Stadtrat)" sprechen, Sachsen sogar dann, wenn Gemeindevor­
stand ein einzelner ist. Die Gemeindevertretung heißt entweder so, in Städten 
"Stadtvertretung" , oder "Stadtverordnetenversammlung" , "Gcmcindeverordnete" , 
"Gemeindeausschuß", "Bürgerausschuß", "Bürgervorsteher". Leider kommt hier 
auch der Ausdruck "Gemeinderat" vor, so daß der gleiche Ausdruck z. B. in Meck­
lenburg-Strelitz die Gemeindevertretung, in Baden den kollegialen Gemeinde­
vorstand, in Sachsen den Gemeindevorsteher bezeichnet. Auch der Ausdruck 
"Schöffe", der bald für den Gemeindevorsteher, bald für dessen Beigeordneten ge­
braucht wird, gibt zu Verwechselungen Anlaß. 

c) Willens bildung in den Gemeinden. An sich können vier Stellen 
in der Gemeinde an der Willensbildung beteiligt sein: die Gesam theit der stimm· 
berechtigten Gemeindemitglieder (Gemeinde i. e. S.), die Gemeinde. 
vertretung, der kollegiale Gemeindevorstand (der im folgenden kurz als 
"Magistrat" bezeichnet werden möge) und das Oberhaupt (im folgenden kurz 
"Bürgermeister" genannt). 

Die Gemeinde i. e. S. ist vor allem Wählerschaft. Wo es wegen Kleinheit 
der Verhältnisse keine Gemeindevertretung gibt, wählt sie doch wenigstens den 
Gemeindevorsteher. Sonst wählt sie die Gemeindevertretung und manchmal auch 
den Magistrat oder den Bürgermeister. Außerdem gibt es in Bayern, Baden, Olden. 
burg und Lippe einen Gemeindeentscheid über das Gemeindebegehren auf Auf. 

13 Vgl. hierzu MATTHES im PrVerwBl. 47 (1926) S.215ff. 
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lösung der Gemeindevertretung, in Thüringen, Braunschweig und Bremen auch 
sonstige Gemeindeentscheide, namentlich über Ortsgesetze. 

Die Gemeindevertretung hat zum mindesten die Stellung, daß ohne ihre 
Zustimmung gewisse wichtigere Beschlüsse, z. B. über den Erlaß neuer Orts­
gesetze, Einsetzung von Ausgabeposten in den Haushaltsplan, nicht wirksam wer­
den können. In neueren Gesetzen hat man darüber hinaus grundsätzlich für alle 
Angelegenheiten der Gemeinde eine Beschlußfassung durch die Gemeindevertretung 
für erforderlich erklärt. Daneben wählt die Gemeindevertretung meist Bürger­
meister und Magistrat und ist die Stelle, die die Amtsführung der Gewählten 
überwacht. 

Der Magistrat ist die ausführende Stelle in der Gemeinde. Wie aber im Staate 
die vollziehende Gewalt bald mehr, bald weniger umfaßt, so ist auch der dem Magi­
strat zugewiesene Aufgabenkreis bald bedeutend, bald weniger bedeutend. Vor allem 
ist wichtig, ob der Magistrat in der Personalpolitik freie Hand hat, ob ihm Dienst­
strafbefugnisse zustehen, ob und in welchem Umfange er die Gemeinde nach außen 
vertritt 14. Da der Bürgermeister innerhalb des Magistrats nur den Vorsitz führt, 
nennt man diese Art der Verfassung Magistratsverfassung ; doch ist der Name 
vieldeutig und wird der Tatsache nicht gerecht, daß der Bürgermeister auch bei 
Kollegialität des Gemeindevorstands, wie noch zu zeigen sein wird, vielfach mehr 
ist als der erste unter gleichen. Von Bürgermeisterverfassung spricht man da­
gegen, wenn ein kollegialer Gemeindevorstand fehlt und die ganze "vollziehende 
Gewalt" einem einzigen, dem Bürgermeister, anvertraut ist. Seine Gehilfen, wie 
2. Bürgermeister, Beigeordneter, Schöffe, sind seinen Weisungen unterworfen, eine 
überstimmung durch sie ist rechtlich ausgeschlossen, obschon tatsächlich der Bür­
germeister vielfach gar nicht in der Lage ist, dem sachkundigen Bearbeiter ent­
gegenzutreten. Die Magistratsverfassung herrscht in den Städten, die Bürgermeister­
verfassung auf dem Lande vor. Doch gibt es auch Landgemeinden mit kollegialem 
Gemeindevorstand, so in Baden, Hessen-Nassau, Hohenzollern, Hamburg, und 
vor allem auch Stadtgemeinden mit Bürgermeisterverfassung, so die rheinischen 
Städte, die Städte Sachsens, in denen das Ortsgesetz nichts anderes bestimmt oder 
in denen nicht bis auf weiteres die revidierte Städteordnung fortgilt, die Städte 
Thüringens, Hessens und, trotz der irreführenden Bezeichnung einer nicht kolle­
gialen Behörde als Magistrat, die Städte Anhalts. 

Mit diesen organisatorischen Möglichkeiten sind aber die verschiedenen Ver­
fassungstypen noch keineswegs eindeutig festgelegt. So haben die preußischen 
Städte der östlichen Provinzen und die Städte Mecklenburg-Schwerins Magistrats­
verfassung, und doch besteht ein großer Unterschied zwischen der Stellung des 
Magistrats in beiden Ländern. Ebenso ist die Stellung des Bürgermeisters im Rhein­
land und in Thüringen ganz verschieden. Frucht~ar wird nämlich die Einteilung der 
Gemeindeverfassungen in einzelne Typen erst, wenn man die Stärke des Anteils 
der einzelnen Gemeindeorgane an der Willensbildung der Gemeinde mit in Betracht 
zieht. Wiehtig ist da schon die Zuständigkeitsverteilung ; wenn der Magistrat in 
vielen Dingen allein handelt und nur in einigen der Zustimmung der Stadtverord­
netenversammlung bedarf, ist seine Stellung sicher stärker, als wenn die Stadtver­
ordnetenversammlung überall mitzureden hat. Das Kräfteverhältnis zeigt sich aber 
vielleicht noch klarer, wenn man untersucht, welchen Einfluß das eine Organ auf die 
Entschließungen des anderen nehmen kann. Sieht man von der Beteiligung der 
Gemeinde i. e. S. an der Willensbildung durch Gemeindebegehren und Gemeinde­
entscheid ab, so handelt es sich nur noch um die Beziehungen von Bürgermeister, 
Magistrat und Stadtverordnetenversammlung zueinander. Demgemäß unterscheiden 
wir Gemeinden mit einfacher, mit zweifacher und mit dreifacher Willensbildung. 

1& Vgl. HELFRITZ Die Vertretung der Städte und Landgemeinden nach außen in dem Ge­
meinderecht der östlichen Provinzen Preußens 1916; RG. V 24. Sept. 21, JW. 1922 S.392f. 
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a) Gemeinden mit einfacher Willensbildung sind solche, die nur ein beschlie­
ßendes Organ haben. An sich könnte dies auch eine Einzelperson sein. Eine solche 
absolute Bürgermeisterverfassung nach Art der absoluten Monarchie gibt es aber 
nicht und kann es nach RV. Art. 17II nicht geben. Nur die - im Aussterben begrif­
fenen - selbständigen Gutsbezirke erinnern etwas an diese Möglichkeit. So bleibt 
nur noch die Einkollegien- Verfassung. Bei ihr ist beschließendes und aus­
führendes Kollegium ein und dasselbe, die Stadtverordnetenversammlung ist zu­
gleich Magistrat. Der auch hier vorkommende Bürgermeister hat nur die üblichen 
Obliegenheiten eines Vorsitzenden, also rechtlich, allerdings nur rechtlich, keinen 
maßgebenden Einfluß auf die Willensbildung des Kollegiums. Man nennt diesen Typ 
die Stadtrats- oder Gemeinderatsverfassung, da Bayern und Württemberg, 
die ihn vor kurzem eingeführt haben, das Kollegium so bezeichnen. 

ß) Gemeinden mit zweifacher Willensbildung haben neben der Gemeindever­
tretung ein zweites Organ, dem gewisse Aufgaben zur selbständigen Erledigung 
überwiesen sind, dessen Stellung zur Gemeindevertretung aber sehr verschieden 
gestaltet sein kann. Man hat hier die Zweikollegien- und die Bürgermeisterverfassung 
und innerhalb beider eine echte und eine unechte Abart zu unterscheiden. 

Bei der echten Zweikollegien - Verfassung nimmt der kollegiale Ge­
meindevorstand an der Willensbildung der Gemeinde maßgebend in der Weise 
teil, daß er nicht ohne weiteres verpflichtet ist, das von der Gemeindevertretung 
Beschlossene auszuführen. Die Person des Bürgermeisters tritt hierbei zurück, 
sonst läge ja nicht zweifache, sondern dreifache Willensbildung vor. Der Einfluß 
des Magistrats darf sich aber nicht darauf beschränken, daß er den Beschluß der 
Gemeindevertretung wegen Gesetzwidrigkeit beanstanden kann, er muß auch seine 
Ansicht über die Zuträglichkeit des Beschlusses für das Gemeinwohl maßgebend 
erklären können mit der Wirkung, daß die Ausführung des Beschlusses unterbleibt 
oder zum mindesten von der Entscheidung der Aufsichtsbehörde abhängig gemacht 
wird, wenn sich der Magistrat gegen den Beschluß der Stadtverordnetenversammlung 
ausspricht. Dieser Typ gilt in den hannoverschen, oldenburgischen, braunschwei­
gischen, lippischen, mecklenburg-strelitzschen, schaumburg-lippischen Städten, den 
bremischen Hafenstädten, den sächsischen Städten mit Magistratsverfassung, 
ferner in den badischen Gemeinden, außer den kleinen, und den mecklenburg­
strelitzschen Landgemeinden, in den beiden letzten Fällen mit der Besonderheit, 
daß die Mitglieder des kollegialen Gemeindevorstands zugleich stimmberechtigte 
Mitglieder der Gemeindevertretung sind. Bei der unechten Zweikollegien­
V e rf ass u n g ist der kollegiale Gemeindevorstand an die gesetzmäßig gefaßten Be­
schlüsse der Gemeindevertretung gebunden. Sie gilt in Mecklenburg-Schwerin 
und in den Nebengemeinden Hamburgs. 

Die echte Bürgermeiste'l'verfassung entspricht der Verfassung mit 
zwei Kollegien, nur daß an die Stelle des kollegialen der einköpfige Gemeindevor­
stand tritt. Meist führt der Bürgermeister den Vorsitz in der Gemeindevertretung, 
eine Einrichtung, die seinen Einfluß noch bedeutend steigert. Der Typ findet sich 
vor allem in den rheinischen Städten, dann in vielen Landgemeinden. Auch der 
sächsische Bürgermeister gehört hierher, doch so, daß er nicht kraft Gesetzes Vor­
sitzender der Gemeindevertretung ist, sondern nur, wenn er dazu gewählt wird. 
Eine unechte oder vielleicht besser abgeschwächte Bürgermeisterverfassung 
dagegen gilt in Thüringen, Hessen und den lübeckischen Landgemeinden, in Thürin­
gen ist der Bürgermeister auch nicht der geborene Vorsitzende der Gemeindevertre­
tung, er und der hessische Bürgermeister können einen Beschluß der Gemeinde­
vertretung nur wegen Gesetzwidrigkeit beanstanden, nicht schon bei sachlicher 
Meinungsverschiedenheit. 

/') Gemeinden mit dreifacher Willensbildung trifft man nur im Rahmen der 
Magistratsverfassung. Denn der dritte Beteiligte ist der dic beiden Kollegien über-
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ragende Bürgermeister. Wenn man allerdings Gemeindebegehren und Gemeinde­
entscheid in die Typeneinteilung einbeziehen wollte, würde auch die Gesamtheit 
der Stimmberechtigten als dritter, unter Umständen sogar vierter Willensbildner 
in Frage kommen, doch sei, wie schon bemerkt, von dieser Erschwerung der Ein­
teilung abgesehen. Die schärfste Ausprägung der dreifachen Willensbildung würde 
es sein, wenn ein Gemeindebeschluß nur durch übereinstimmenden Beschluß von 
Bürgermeister, Magistrat und Stadtverordnetenversammlung zustandekommen 
könnte. So weit geht allerdings keine Gemeindeverfassung, der Bürgermeister kann 
nie mehr als hemmend eingreifen, und auch die abweichenden Meinungen der beiden 
Kollegien untereinander können meist durch Beschluß der Aufsichtsbehörde über­
brückt werden. Dies ist die Regelung der preußischen Städteordnung für die öst­
lichen Provinzen und der ihr nachgebildeten Städteordnungen. Nach § 36 bedürfen 
Beschlüsse der Stadtverordneten, die der Magistrat auszuführen hat, der Zu­
stimmung des Magistrats. Versagt er sie und führen Einigungsverhandlungen zu 
keinem Erfolge, so entscheidet auf Anrufen eines Teiles der Bezirksausschuß. Nach 
§ 57II ist der Bürgermeister verpflichtet, nicht nur gesetzwidrige Beschlüsse des 
Magistrats, sondern auch solche, die - nach seiner Ansicht - das Staatswohl oder 
das Gemeindeinteresse verletzen, zu beanstanden. Auch hierüber entscheidet auf 
Anrufen eines Teiles der Bezirksausschuß (ZustG. § 17Il). Während das gleiche 
wie in den östlichen Provinzen in Westfalen, Hessen-Nassau, Frankfurt a. M. und 
Hohenzollern gilt, hat das Drei-Willen-System seine für ganz Deutschland wohl 
stärkste Form in der schleswig-holsteinischen Städteordnung erhalten. Vor allem 
fällt hier die Anrufung des Bezirksausschusses bei Meinungsverschiedenheiten 
zwischen Magistrat und Stadtverordnetenversammlung weg (§§ 52,53), so daß ein 
Gemeindebeschluß n ur durch übereinstimmenden Beschluß beider Kollegien zu­
stande kommt. Die Stellung des Bürgermeisters ist ferner dadurch gehoben, daß 
er wegen Verletzung des Staatswohls nicht nur Beschlüsse des Magistrats, sondern 
auch solche der Stadtverordnetenversammlung "suspendieren" kann, hier allerdings 
vorbehaltlich der Entscheidung des Bezirksausschusses (§ 61II). 

Deutlich zeigt sich also, daß es mit der Gegenüberstellung von Magistrats­
und Bürgermeisterverfassung nicht getan ist, vielmehr ragt in den meisten preußi­
schen Städteverfassungen der Bürgermeister auch über den Magistrat hinauslli. 
Diese seine Stellung verstärkt sich noch durch mancherlei anderes: Zuständigkeiten 
auf dem Gebiete des Beamtenrechts, Innehabung der Ortspolizei, Betrautsein mit. 
anderen Auftragsangelegenheiten. Vor allem können auch die Regeln über die Bür­
germeisterwahl seine Stellung beeinflussen. Je länger die Zeit ist, für die der 
Bürgermeister gewählt wird, desto unabhängiger wird er sich fühlen. Die zwölf­
jährige Periode überwiegt bei der Wahl berufsmäßiger Bürgermeister, doch gilt 
für die erstmalige Wahl z. B. in Sachsen und Thüringen die sechsjährige Periode, 
in Braunschweig sogar immer, während der oldenburgische Bürgermeister in der 
Regel auf acht, der badische auf neun, der württembergische auf zehn Jahre ge­
wählt wird. Vereinzelt finden sich auch lebenslänglich gewählte Bürgermeister. 
Wahlkörper ist meist die Gemeindevertretung, in Württemberg wählen die Ge­
meindeangehörigen unmittelbar, ebenso in Mecklenburg-Strelitz, ferner in Schles­
wig-Holstein, hier aber gebunden durch eine von der Gemeindevertretung vorgelegte 
Liste, so daß für die Unabhängigkeit des Bürgermeisters von der Stadtverordneten­
versammlung nicht viel gewonnen ist. Ganz ungewöhnlich ist die gesetzlich vor­
gesehene Ernennung des Bürgermeisters durch das Staatsministerium in Frank­
furt a.M. und in Neuvorpommern, während die Befugnis des Staates, dem gewählten 

16 Vgl. ASSMANN Die Rechtsstellung des Bürgermeisters in den preußischen Provinzen 
1910; KRAHMER Die rechtliche Stellung des Bürgermeisters zum Magistratskollegium und dessen 
Mitgliedern, PrKommunalArch. 1 (1910) S. 21ff. Über die schwache Stellung des Bürgermeisters 
in Mecklenburg-Schwerin dagegen vgl. JESS in MecklZ.43 (1927) Sp.73ff. 
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Bürgermeister, ebenso wie den besoldeten Magistratsmitgliedern, die Bestätigung 
zu erteilen oder zu versagen, in Norddeutschland auch heute noch die Regel 
bildet. Weitere Abhängigkeiten politischer Art als die mit den Neuwahlen zu­
sammenhängenden kennt das geltende Recht nicht. N ur das lippische Gemeinde­
verfassungsgesetz vom 1. Dezember 1927 ordnet den Grundsatz der parlamen­
tarischen Regierung auch für die Gemeindevorstände an, doch gilt bei Entziehung 
des Vertrauens der Vorstand nur mit Ausnahme der fest angestellten Mitglieder 
als abberufen (§ 49 n), das Mißtrauensvotum trifft also nicht den berufsmäßigen 
Bürgermeister. 

d) Gemeindeverbindungen. Zwischen Gemeinden sind Verbindungen vielerlei 
Art möglich, von der Personalunion, wie sie § sm der waldeckischen Gemeinde­
ordnung vorsieht, über den Zweckverband und die Samtgemeinde bis zum 
völligen Zusammenschluß kraft Eingemeindung. 

Das Recht der Zweckverbände regeln entweder besondere Gesetze oder Ab­
schnitte der Kommunalverfassungsgesetze. Den ersten Weg hat u. a. Preußen mit 
seinem Zweckverbandsgesetz vom 19. Juli 1911 beschritten. Mehrere Landgemein­
den vereinigen sich z. B. zum gemeinsamen Betrieb einer Wasserleitung. Der Kreis­
ausschuß beschließt dann die Bildung eines Zweckverbandes für diese Aufgabe. 
Der Verband hat die Rechte einer öffentlichen Körperschaft; über seine Angelegen­
heiten beschließt ein Verbandsausschuß, ausführende Behörde ist der Verbands­
vorsteher. Das gleichzeitig erlassene Zweckverbandsgesetz für Groß-Berlin ist 
durch das Gesetz über die Bildung einer neuen Stadtgemeinde Berlin vom 27. April 
1920 aufgehoben worden. Die Entstehung aus einer Vielheit von Gemeinden ver­
leugnet Berlin aber auch heute nicht, da es durch § 14 in Verwaltungsbezirke ein­
geteilt wird, die meist mehrere von den alten Gemeinden umfassen. Die Bezirke 
haben zur Wahrnehmung der örtlichen Interessen städtische Kollegien im kleinen, 
von denen die größere "Bezirksversammlung" heißt, die kleinere, dem Magistrat 
entsprechende; den unglücklichen Namen "Bezirksamt" führt. Ebenfalls den Auf­
takt zu einem kommunalen Zusammenschluß großen Stils wird vielleicht das 
wichtige Gesetz betr. Verbandsordnung für den Siedlungsverband Ruhr­
kohlenbezirk vom 5. Mai 1920 bilden 16. Den Beginn macht das Gesetz über 
die Neuregelung der kommunalen Grenzen im rheinisch-westfälischen Industrie­
bezirke vom 26. Februar 1926. 

Während beim Zweckverband die einzelnen Gemeinden oder sonstigen Kom­
munalverbände ihre Zuständigkeiten grundsätzlich behalten, hat die Samtge­
meinde grundsätzlich den umfassenden Aufgabenkreis und alle Rechte und Pflichten 
von Gemeinden, vorbehaltlich der durch das Bestehen von Teilgemeinden nötigen 
Dezentralisation. Samtgemeinden sind z. B. die Bürgermeistereien des bayerischen, 
die Gesamtgemeinden des württembergischen, die zusammengesetzten Gemeinden 
des badischen, die Bezirksgemeinden des braunschweigischen, die Landgemeinden 
mit Ortsgenossenschaften des oldenburgischen Rechts. In Schleswig-Holstein sind 
es die Kirchspielslandgemeinden der Kreise Husum, Norderdithmarschen und 
Süderdithmarschen. Ob es die westfälischen Ämter und die früheren rheinischen 
Landbürgermeistereien, jetzt rheinischen Ämter, sind oder ob sie nicht vielmehr 
Kommunalverbände höherer Ordnung darstellen, ist zweifelhaft. Im ersten Falle 
wäre Preußen für die Wahlen zur Amtsvertretung an die Richtlinien des Art. 17 n RV. 
gebunden. Gegen die Eigenschaft der Verbände als Samtgemeinden spricht u. a., 
daß bisher der rheinische Bürgermeister und der westfälische Amtmann ernannt und 
nicht gewählt wurden, eine, von Frankfurt a. M. und Neuvorpommern abgesehen, 
ganz ungewöhnliche Form der Bestellung eines Gemeindevorstands. 

Die innigste Form der Verbindung mehrerer Gemeinden stellt die Eingemein-
18 Hierüber besonders anschaulich BÜHLER u. KERSTIENS Die Behördenorganisationen 

des Ruhrgebiets 1926. 
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dung darl7• Ein besonderes Problem bildet hierbei die Eingemeindung einer Ge­
meinde oder eines Gemeindeteils gegen den von der Gemeinde ausgesprochenen 
Willen. Der Achtung vor dem Selbstbestimmungsrecht der Gemeinden entspricht 
es, wenn neuere Gesetze in einem solchen Falle die Zwangseingemeindung nicht 
durch Verwaltungsakt, sondern nur durch Gesetz zulassen oder, wie in Sachsen, 
von dem Ausfall einer Gemeindebürgerabstimmung abhängig machen. Bremen 
bindet sogar den Gesetzgeber durch die Verpflichtung, vorher die beteiligte Ge­
meindevertretung, bei Landgemeinden auch den Kreisausschuß anzuhören. Der 
noch denkbare höhere Schutz aber - Antastbarkeit des Gemeindegebiets nur durch 
verfassungsänderndes Gesetz - ist dem geltenden Rechte fremd. 

An dieser Stelle seien endlich noch die privaten, aber für die Tatsachen des 
Verwaltungslebens wichtigen Zusammenschlüsse gleichartiger Kommunalverbände 
des Reichs und Preußens erwähnt. Es sind dies für die größeren Städte der D e u ts c he 
Städtetag, dem u. a. der Preußische Städtetag angeschlossen ist, für die 
mittleren und kleineren Städte der Reichsstädtebund, für die Landgemein­
den und Amtsbezirke der Deutsche Landgemeindetag, dem u. a. der Ver­
band der preußischen Landgemeinden und für Rheinland und Westfalen 
der Preußische Landgemeindetag West E. V. angehören. Außerdem gibt es 
noch einen Deutschen und einen Preußischen Landkreistag und einen 
Verband der preußischen Provinzen mit einer "Geschäftsstelle" in Berlin. 
Auch die übrigen Verbände haben ihren Sitz in Berlinl8• 

2. Die höheren Kommunalverbände. Wie Gemeinden für bestimmte Zwecke 
durch Verwaltungsakt zu Zweckverbänden zusammengeschlossen werden können, so 
kann das Gesetz für grundsätzlich alle Zwecke, die über den Bereich der örtlichen 
Verwaltung hinausragen, einmal für allemal eine Vielheit von Gemeinden zu h öh ere n 
Kommunalverbänden vereinigen, ohne daß dadurch die Selbständigkeit der 
einzelnen Gemeinde leidet. In neuerer Zeit verwischt sich allerdings der Zusammen­
hang zwischen höherem Kommunalverband und Gemeinde, da die Wahl der Kom­
munalvertretung durch die Gemeinden vielfach der unmittelbaren Wahl Platz 
gemacht hat. 

In Preußen sind höhere Kommunalverbände die Landkreise und die Pro­
vinzialverbände, während die Regierungsbezirke an sich nur staatliche Sprengel 
darstellen. Außerdem muß man wohl19 auch die rheinischen und die west­
fälischen Ämter, soweit die letzten juristische Personen sind, zu den höheren 
Kommunalverbänden rechnen, mit dem Bürgermeister an der Spitze und der 
Amtsvertretung als beschließendem Kollegium. Dagegen sind die Amtsbezirke 
der östlichen Provinzen und Schleswig-Holsteins vor allem Pflichtverbände ohne 
Betätigungsmöglichkeiten, wie man sie bei Gemeinden oder höheren Kommunal­
verbänden gewohnt ist. Die Kollegien der Landkreise sind der auf unmittelbarer 
Wahl beruhende Kreistag und der vom Kreistag gewählte "Kreisausschuß. 
Den Vorsitz in beiden Kollegien führt der vom Staate ernannte Landrat, im Kreis­
ausschuß mit, im Kreistag ohne Stimmrecht. Während hier also Personalunion 
zwischen Staatsverwaltung und Kreisverwaltung besteht, sind die Organe der 
Provinzialverbände von der staatlichen Verwaltung völlig losgelöst. Der aus un­
mittelbarer Wahl hervorgehende Provinziallandtag wählt den Provinzial-

17 Vgl. STIER-SOllILO Art. "Eingemeindungsrecht" im HWBRW. 11.; DERSELBE Hdb. d. 
komm. VerfR. i. Pr. 2 1928 S. 173ff.; KLEINSORG Stusev. 9 (1928) S. 540ff.; MOSHEIM RVerw.­
BI. 50 (1929) S. 117ff. Für Preußen gilt jetzt § 1 des G. v. 27. Dez. 27. Der amtliche preußische 
Sprachgebrauch unterscheidet "Eingliederung" und "Zusammenschluß", je nachdem die auf­
nehmende Gemeinde ihre Rechtspersönlichkeit behält oder eine neue Gemeinde mit eigener 
Rechtspersönlichkeit gebildet wird: Min. d. I. 19. Okt. 28, MinBliV. 1928 Sp. ] 055. 

18 über diese Verbände vgl. Handbuch über den pr. Staat für 1927 S. 175ff. und vor allem 
H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 S. 262ff. 

19 Vgl. oben S.72. 
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ausschuß und den Landeshauptmann, der nur noch in Brandenburg die Amts­
bezeichnung "Landesdirektor" führt. Landtag und Ausschuß haben besondere 
Vorsitzende. Die dem Landeshauptmann beigegebenen leitenden Beamt.en heißen 
Landesräte. In Hannover gilt die Besonderheit, daß die laufende Verwaltung 
ein Kollegium, das Landesdirektorium, führt, in Hessen-Nassau die andere, 
daß der Provinzialverband zwei provinzähnliche Bezirksverbände, den des 
Regierungsbezirks Cassel und den des Regierungsbezirks Wiesbaden, umfaßt, deren 
Organe ein Kommunallandtag, ein Landesausschuß und ein Landeshauptmann 
sind; der Provinziallandtag besteht hier aus den Mitgliedern der Kommunallandtage. 
Provinzialverbandsfrei sind Berlin, der Kreis Herzogtum Lauenburg, die 
Insel Helgoland und die Hohenzollernschen Lande 20• Dafür bilden die 
letzten einen Landeskommunalverband mit einem Kommunallandtag und 
einem Landesausschuß als Verbandsorganen; ein besonderer Landeshauptmann 
fehlt hier, die laufenden Geschäfte besorgt der Vorsitzende des Kommunallandtags. 

Auch in Bayern schließen sich die höheren Kommunalverbände eng an die 
staatliche Verwaltungseinteilung an, die Amtssprengel der Bezirksämter und Kreis­
regierungen sind zugleich die Gebiete der höheren Kommunalverbände "Bezirk" 
und "Kreis". Der Bezirkstag wird unmittelbar gewählt und wählt aus seiner 
Mitte den Bezirksausschuß, dessen Verhandlungen der (staatliche) Bezirksamts­
vorstand ohne Stimmrecht leitet. Entsprechend werden der Kreistag und der 
Kr eis aus sc h u ß gewählt, doch ist Kreisausschußvorsitzender der vom Kreistag 
aus seiner Mitte gewählte Kreistagspräsident. Anders als in Preußen führt der 
staatliche Beamte im Bezirke, der etwa dem preußischen Kreise entspricht, nicht 
den Vorsitz im größeren Selbstverwaltungskollegium. 

Sachsen kennt nur eine Stufe von Kommunalverbänden höherer Ordnung: 
die mit den Amtshauptmannschaften räumlich zusammenfallenden Bezirks­
verbände. Bezirksvertretung ist der von den Gemeindevertretungen, also mittel­
bar, gewählte Bezirkstag, das kleinere Kollegium der Bezirksausschuß, der 
aus dem staatlichen Verwaltungsbeamten (dem Amtshauptmann) als stimmberech­
tigtem Vorsitzenden und den vom Bezirkstag gewählten Mitgliedern besteht. 

In Württemberg fallen die Amtskörperschaften räumlich mit den 
Oberamtsbezirken zusammen. Die Amtsversammlung wird von den Gemeinde­
räten gewählt, der Bezirksrat von der Amtsversammlung. Beiden Versammlungen 
gehört der staatliche Verwaltungsbeamte (Oberamtsvorstand) als nicht stimmberech­
tigter Vorsitzender an, doch gibt bei Stimmengleichheit seine Stimme den Ausschlag. 

Bei den badischen Kreisen, deren es elf gibt, fällt auf, daß sie sich mit den 
Bezirken der Bezirksämter nicht räumlich decken. Auch die Bezirke selbst sind 
keine höheren Kommunalverbände. Die Kreisversammlung wird in unmittel­
barer Wahl gewählt, der kollegiale Kreisrat einschließlich des Kreisvorsitzen­
den von der Kreisversammlung. 

In T h ü ri n gen fehlt entsprechend seiner Bürgermeisterverfassung ein kollegialer 
Kreisvorstand. Die aus unmittelbaren Wahlen hervorgehende Kreisvertretung heißt 
hier Kr eis rat ; sie hat einen selbstgewählten Vorsitzenden. Kreisvorstand ist der vom 
Staatsministerium ernannte Landrat. Bis zum 31. März 1923 waren auch noch 
die "Gebiete" der früheren thüringischen Kleinstaaten Kommunalverbände höherer 
Ordnung. 

Erst Hessen wieder hat zwei übereinander gelagerte Arten von höheren Kom­
munalverbänden: die Kreise und die Provinzen. Die Kreistage und Provin­
zialtage werden unmittelbar gewählt. Der Kreisausschuß besteht aus dem 
Kreisdirektor und den vom Kreistag gewählten Mitgliedern, der Provinzial­
ausschuß aus dem Provinzialdirektor und den vom Provinzialtage gewählten Mit-

20 Vgl. die Artikel "Helgoland", "Hohenzollernsche Lande", "Lauenburg" im WStVR. II. 
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gliedern. Der Kreisdirektor und der mit einem der Kreisdirektoren in Personal­
union stehende Provinzialdirektor sind staatliche Beamte. 

In den mecklenburg-schwerinschen Ämtern wählt die auf unmittel­
barer Wahl beruhende Amtsversammlung den Amtsausschuß, der aus dem 
Amtshauptmann, dessen Stellvertreter und drei weiteren Mitgliedern besteht. 
Dem Amtshauptmann sind die Aufgaben der aufgelösten Landdrosteien als Auf­
tragsangelegenheiten übertragen, er gleicht also in seiner Stellung mehr dem 
preußischen Oberbürgermeister als dem preußischen Landrat. 

Im Landesteil Oldenburg bestehen Amtsverbände mit einem mittelbar 
von den Gemeinden gewählten Amtsrat und einem Amtsvorstand, der aus dem 
staatlichen Verwaltungsbeamten des Amtsbezirks und den vom Amtsrat aus seiner 
Mitte gewählten Mitgliedern zusammengesetzt ist. Die Landesausschüsse der 
Landesteile Lübeck und Birkenfeld sind unmittelbar gewählte Vertreter 
der beiden Landesverbände. Die Vorstände der Landesverbände bestehen 
aus einem Mitgliede der staatlichen Regierung und den von den Landesausschüssen 
aus ihrer Mitte gewählten Mitgliedern. Zwischen die Landgemeinden und den Landes­
verband schieben sich in Birkenfeld noch die Land bürgermeistereien, deren 
Aufbau etwa dem der rheinischen Ämter entspricht 21. 

Die Vertretung der braunschweigischen Kreise heißt Kreistag und wird 
in unmittelbarer Wahl gewählt. Der Kreistag wählt den Kreisausschuß mit Aus­
nahme des vom Staatsministerium ernannten staatlichen Kreisdirektors. 
Ebenso ist die Kreisverfassung des Landes Anhalt. 

Die Ämter des Landes Lippe entsprechen in ihrer Verfassung etwa den 
preußischen Kreisen. Ein unmittelbar gewählter Amtstag wählt den Amts­
ausschuß; in beiden Kollegien führt der staatlich ernannte Landrat mit 
vollem Stimmrecht den Vorsitz. 

Die mecklenburg-strelitzschen Ämter haben nur ein Organ, den Amts­
aussch uß. Er besteht aus dem staatlich ernannten Landrat als stimmberechtigtem 
Vorsitzenden und den neuerdings aus unmittelbaren Wahlen hervorgehenden Amts­
vertretern. 

Dagegen entspricht die kommunale Kreisverfassung in Schaum burg-Lippe 
der preußischen. Ein aus unmittelbaren Wahlen hervorgegangener Kreistag wählt 
allerdings seinen Vorsitzenden selbst. Der Kreisausschuß aber besteht aus dem 
staatlich ernannten Landrat als Vorsitzenden, dem Vorsitzenden des Kreistags 
und drei weiteren vom Kreistag gewählten Mitgliedern. 

In Hamburg fehlt es an höheren Kommunalverbänden, die Landherrenschaften 
Ritzebüttel, Bergedorf, der Geest- und der Marschlande sind nur zur Ausführung 
der Fürsorgepflichtverordnung des Reichs vom 13. Februar 1924 zu Bezirksfürsorge­
verbänden zusammengeschlossen 22. Auch der lübeckische Landgemeinde­
verband ist kein höherer Kommunalverband, sondern ein "zur Herbeiführung 
eines Lastenausgleichs" geschaffener Zweckver band 23. Dagegen bildet das b rem i s ehe 
Landge biet nach der Kreisordnungvom 17. März 1926 einen Kreis nach dem älteren 
preußischen Vorbild. Die Abgeordneten des Kreistags werden von den Gemeinde­
vertretungen gewählt, die Wahlmitglieder des Kreisausschusses vom Kreistag. 
Stimmberechtigtes Mitglied und Vorsitzender ist in beiden Kollegien der mit der 
Aufsicht über die Landgemeinden betraute Senator, der Landherr. 

§ 5. Geschichte des Verwaltungsrechts. 
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1902; FLEINER S. 28ff., 130ff.; DERSELBE Über die Umbildung zivilrechtlicher Institute durch 

21 Wegen des Bürgermeistereirats vgl. Old. Min. d. I. in OldZ. 52 (1926) S.7ff. 
22 VO. v. 28. März 24. 23 G. v. 21. Juni 22. 
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wicklung seit Anfang des 19. Jahrhunderts 1911; SCHAIBLE Die Entwicklung der badischen 
Verwaltung von 1740 bis heute, Z. f. Selbstverwaltung 10 (1927/28) S. 449ff., 474ff.; TEZNER 
Die landesfürstliche Verwaltungsrechtspflege in Österreich vom Ausgang des 15. bis zum Aus­
gang des 18. Jahrhunderts, GrÜnhutsZ. 24 (1897) S. 459ff., 25 (1898) S.Uf., 29 (1902) S. 626ff.­
R. SMEND Das Reichskammergericht (Zeumers Quellen und Studien IV 3) I. Teil 1911; 
JOH. ULRICH FRHR. v. CRAMER Wetzlarische Nebenstunden, 128 Teile, 1755-1779; K. PERELS 
Die allgemeinen Appellationsprivilegien für Brandenburg-Prcußen (Zeumers Quellen und Stu­
dien III I) 1908; WOLZENDORFF Aufklärung und Polizeistaat, ZStaatsW.72 (1916) S. 493ff. 

R. THOMA Rechtsstaatsidee und Verwaltungsrechtswissenschaft, JahrbÖffR. IV 1910 
S. 196ff. und die dort genannten Schriftsteller; C. SCHMITT Verfassungslehre 1928 S. 125ff.; 
E. RUCK Basel als Rechtsstaat, Basler Festg. z. schweiz. Juristentag 1920 S. 29ff.; DREws 
Vom Ausbau der preußischen Verwaltungsgerichtsbarkeit, ZStaatsW. 78 (1924) S. 599ff.; 
H. STOLL Rechtsstaatsidee und Privatrechtslehre, IheringsJ. 76 (1926) S. 134ff.; RÖDER Die 
allmähl. Abkehr v. Rechtsstaate, ÖAnwZtg.5 (1928) S.56ff. - Reden bei der Gedenkfeier 
anläßlich des fÜllfzigjährigen Bestehens des preußischen OVG. am 20. November 1925, Berlin 
1925; Aufsätze aus dem gleichen Anlaß von BERNER (JW. 1925 S. 240Uf.), MIROW (ebenda 
S.2418f.), GÖRRES (ebenda S.273If.), FRIEDRICHS (PrVerwBI. 47,1926, S.83f.), NÖLL u. RUFF­
MANN (ebenda S.74ff., 79ff.); Aufsatz zum fünfundzwanzigjährigen Bestehcn des SächsOVG. 
von W. SCHELCHER (FischersZ.59, 1926, S. Iff.) und Ansprache von v. NOSTITZ-DRZEWIECKI 
(SächsOVG. 29 S. Iff.); Aufsatz zum fünfzigjährigen Bestehen des WürttVGH. von BUSSE 
(WüRV.20, 1927, S. 145ff.), Vortrag aus dem gleichen Anlaß von HALLER (ebcnda S. 187ff.); 
Aufsätze zur Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Lübeck von LANGE und HARTMANN 
(HansRZ.l, 1917/18, Sp. 27ff. u. 75ff.), in Hamburg von CARL RITTER (HansRZ. 1922 Sp. 5Iff.), 
in Mecklenburg-Schwerin von SCHLESINGER (PrVerwBI. 44,1922/23, S.199ff.), in Bremen von 
RegRat. WEDEMEYER (Z.f.d.Berufsbeamten Bremens 1,1924, S. Hf., 20f., 29, 46ff.; DJZ.1925 
Sp. 50Uf.). - Vorschläge über das künftige Reichsverwaltungsgericht von SCHULTZENSTEIN 
in 29. DJT. 2 (1908) S. 3ff., 'l'HOMA in 30. DJT. 1 (1910) S. 51 ff., ANSCHÜTZ ebenda S.489ff., 
THOMA in ZÖffR. 5 (1926) S.27ff., PLESSING ebenda 6 (1926) S. Uf.; GULDEN Das künftige 
Reichsverwaltungsgericht 1928. Zahlreiche Aufsätze hierüber in den letzten Jahrgängel! fol­
gender Zeitschriften; JW., DRiZ., PrVBl., RVerwBl., VerwArch., BlAdmPr .• ArchÖffR. Über 
eine ähnliche Frage des schweizerischen Rechts HUNGERBÜHLER im SchwZBlStGemVerw. 26 
(1925) S. 209ff., 241ff., 257ff., 289ff., 32Iff., 29 (1928) S. 161ff., ZELLWEGER i. d. Schw. Jur­
Ztg. 25 (1928/20) S. 150ff., sowie das am 1. März 1929 in Kraft tretende Bundesgesetz über 
die eidgenössischc Verwaltungs- und Disziplinarrechtspflege vom 11. Juni 1 \128. - Über 
die neueste Entwicklung des Rechtsschutzes die Vorträge von W. JELLINEK und G. LASSAR 
Der Schutz des öffentlichen Rechts durch ordentliche und durch Verwaltungsgerichte (Fort­
schritte, Rückschritte und Entwirklungstendenzen seit der Revolution), in VStaatsRL. 2 (1925) 
S. 8ff., 8Iff. - Vgl. auch das Schriftenverzeichnis zu § 13. 

Da Gegenstand des Verwaltungsrechts hauptsächlich die Beziehungen des 
einzelnen zum übergeordneten Staate sind, muß auch eine Geschichte des Verwal­
tungsrechts der Entwicklung dieser Beziehungen gewidmet sein. Die Geschichte der 
Behördenverfassung der aktiven Verwaltung tritt daneben an Bedeutung zurück, 
auch fehlt ihr das besondere juristische Element; ihre Darstellung gehört daher 
mehr zur allgemeinen Geschichte. Für die Beziehungen des einzelnen zum Staate aber 
lassen sich in der Neuzeit drei typische Regelungen feststellen: die Regelung des 
älteren Justizstaates, des Polizeistaats und dos heutigen Rechtsstaates. 

I. Der ältere Justizstaat. 
Unter Justizstaat versteht man eine Regelung der Beziehungen zwischen öffent­

licher Gewalt und Bürger in der Weise, daß die ordentlichen Gerichte über Streitig­
keiten auch aus diesem Verhältnis entscheiden. Der äl tore Justizstaat ist der 
Justizstaat zur Zeit des alten Deutschen Reichs, von 1495, da das Reichskammer­
gericht gegründet wurde, bis 1806, da das Reich und mit ihm das Reichskammor­
gericht und der Reichshofrat der Auflösung verfielen. 
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Die Einsetzung des Reichskammergerichts hängt aufs engste mit den Be­
strebungen zur Sicherung des Landfriedens zusammen. Gewalttätigkeiten waren 
nicht nur zwischen den Reichsunmittelbaren untereinander oder zwischen Privat­
personen zu befürchten, sondern auch zwischen Landesherrn und Untertan. Dem 
sollte dadurch vorgebeugt werden, daß bei entstehenden Rechtsstreitigkeiten beide 
Teile ein über ihnen stehendes Gericht, das Reichskammergericht in Frankfurt, 
dann Speyer, seit 1693 Wetzlar, oder den Reichshofrat in Wien, anrufen konnten. 
Als die französische Revolution ihre Schrecken verbreitete, sah man in der Mög­
lichkeit gerichtlichen Austrags solcher Streitigkeiten das beste Sicherungsmittel gegen 
den Umsturz. HÄBERLIN, Professor zu Helmstedt, sagt in seinem Handbuch des 
teutschen Staatsrechts 1, das gerade auch den Rechtsschutz des einzelnen vor 
den Reichsgerichten ausführlich und anschaulich behandelt: "Ein Glück, daß 
wir in Teutschland Revolutions-Prozesse führen können! So lange wir dies dürfen 
und dadurch Abhülfe unserer Beschwerden bewirken können, sind wir vor wirk­
lichen gewaltsamen Revolutionen sicher." Auch die Landesgerichte entschieden 
über Streitigkeiten zwischen Landesherrn und Untertan, doch traute man ihnen 
meist nicht genügende Unabhängigkeit gegenüber landesherrlichen Befehlen zu. 

Die Entscheidungen der Reichsgerichte und die Schriften des achtzehnten Jahr­
hunderts darüber muten dem Inhalte nach vielfach ganz modern an. Ja es werden 
Fälle erörtert, die gar zu den berühmten Fällen unserer Tage gehören. "Gesetzt, 
ein Fürst setzt bei verändertem Münzfuß die bisherigen Münzsorten durch eine Ver­
ordnung unter ihren wahren innern Wert herab." Dann kann "der Gläubiger die 
Verbindlichkeit dieser Verordnung bestreiten, der Schuldner mag nun entweder 
der Fürst selbst, oder ein Privatmann sein, denn hier sind Rech te auf dem Spiel, 
die nicht willkürlich genommen werden können"2. Oder die Frage, ob die Pfändung 
der Effekten eines fremden Fürsten von der Regierung verhindert werden darf, 
eine Frage, die im bekannten Falle HELLFELD vom preußischen Gerichtshof zur Ent­
scheidung der Kompetenzkonflikte ebenso bejaht wurde3, wie vor 150 Jahren von 
D. G. STRUBEN4, der sie aufwirft. Und doch besteht ein Unterschied zwischen heute 
und damals, den man allerdings nicht übertreiben darf. 

Den Territorien und Reichsstädten fehlte nämlich noch der moderne 
Staatsgedanke. Mag man zugeben, daß die Territorien und Reichsstädte seit dem 
Westfälischen Frieden Staaten im· weiteren Sinne waren, im Sinne von Trägern 
einheitlicher Staatsgewalt waren sie es noch nicht. Der moderne Gedanke, daß die 
Staatsgewalt eine Eigenschaft des Staates selbst ist, nicht ein auf diese und jene 
Personen im Staate verteiltes Recht, brach sich in Deutschland erst seit 1806 Bahn, 
als die Auflösung des Reiches zur Beantwortung der Frage nötigte, ob die Reichs­
gewalt auf die Landesherrn oder auf die nunmehr selbständigen Staaten über­
gegangen war5• Vorher wurde die Staatsgewalt als eine Summe von Hoheits­
rechten oder Regalien aufgefaßt, deren Erwerb der Landesherr ebenso nach­
weisen mußte wie ein Privatmann den Erwerb irgendeines von ihm geltend gemachten 
Privatrechts. Will also z. B. ein Landesherr ein Privileg zugunsten der Abdecker 
einführen, kraft dessen alle verendeten Tiere an die Abdecker abzuliefern sind, 
so muß er dartun, daß ihm das Abdeckerei-Regal selbst zusteht. Er kann es sich 
nicht einfach beilegen. "Kein Landesherr kann... eigenmächtig, ohne der Stände 
Genehmigung, die Anzahl der Regalien vermehren" 6. Träger dieser Rechte war der 
Landesherr persönlich. Die Untertanen prozessierten nicht gegen das Abstraktum 
"Staat", sondern z. B. "wider weiland Herrn HENRICH ALBREcHT, jetzo Herrn 

1 Ila 1797 S. 467. a HÄBERLIN a. a. O. IP S.459. 8 Vgl. JahrbÖffR. V 1911 S.252ff. 
, STRUBEN Rechtliche Bedenken lIla 1777 S. 5lf. 
5 V gI. "Lösung des Staatsproblems : Ist mit dem Begriffe der Souveränität der Begriff 

der LandRtände vereinbar?" (anonym) 1806 S.18. 
8 STRUBEN a. a. O. IP 1774 S.275. 
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AUGUST Grafen zu WITTGENSTEIN, Beklagten" 7. Der Rechtsgründe für den 
Erwerb der Rechte gab es viele: Verleihung durch den Kaiser, Reichsgesetz, 
ständische Bewilligung, Erbschaft, Vertrag, Herkommen. 

Trotz dieser Buntscheckigkeit der einzelnen Hoheitsrechte unterscheidet sich 
der verwaltende Staat jener Zeit nicht unbedingt vom heutigen. Auch der heu­
tige Staat muß bei Erlassung eines belastenden Verwaltungsaktes nachweisen, daß 
ihm hierzu das Recht zusteht, auch heute würde die Regierung den Abdeckerei­
zwang nicht ohne gesetzliche Grundlage einführen können. Allerdings überwiegt 
heute als ermächtigende Grundlage das Gesetz. Daneben gibt es aber auch heute 
noch Eingriffe kraft Herkommens und, namentlich im Wegerecht, kraft vertraglicher 
Unterwerfung. Einen ausgesprochenen Zug ins Moderne erhielten aber die landes­
herrlichen Hoheitsrechte durch die Anerkennung des landesherrlichen Selbst­
hilferechts, des Polizeirechts und des ius eminens. 

Wohl kam es vor, daß die Landesherrn gegen ihre Untertanen auf Gehorsam 
klagten, und auch bei Verklagung der Landesherrn werden die klagenden Unter­
tanen vom Gericht "zu schuldiger Pflicht, Gehorsam und Respekt gegen Herrn 
Beklagten ihren Landesherrn" angewiesen8• Aber der Landesherr hat es nicht nötig 
zu klagen; ihm steht das Selbsthilferecht zu; es wird ihm nicht als Bruch des 
Landfriedens angerechnet, wenn er mit Zwang gegen die Untertanen vorgeht und 
die Rolle des Klägers ihnen überläßt. Unter dem Eindruck der Bauernaufstände 
wurde den Landesherrn durch den Reichsabschied von Speyer von 1526 § 9 gewalt­
sames Vorgehen gegen Aufruhr und Empörung sogar zur Pflicht gemacht9 • Wenn 
auch das Wort "Selbsthilfe" für das, was wir heute Verwaltungszwang nennen, 
noch stark an die privatrechtliche Auffassung der landesherrlichen Hoheitsrechte 
erinnert, so ist doch die Anerkennung des sog. Selbsthilferechts ein wichtiger Schritt 
zur Anerkennung der Staatsgewalt. 

Bedeutet Selbsthilfe nur die Form für die Geltendmachung der landes­
herrlichen Hoheitsrechte, so erweitert das Polizeirecht sie gegenständlich 
um ein beträchtliches. Unter dem Einflusse der naturrechtlichen Lehre vom staats­
gründenden Vertrage, kraft dessen das Volk dem Herrscher alle Befugnisse über­
trägt, deren Handhabung die Wohlfahrt des Volkes befördert, billigte man dem 
Landesherrn auch die Handhabung der Polizei zu, d. i. "die innerliche gute Ein­
richtung der Bürgerlichen Verfassung... in so ferne, als dieses alles einen Einfluß 
in das Wohlsein und die Aufnahme des gemeinen Wesens hat"lO. Was aber zur Polizei 
gehört, darüber steht allein dem Landesherrn die Entscheidung, "das plenum arbi­
trium" zu, "dergestalt daß kein Subditus hierbei sich eines begründeten J uris con­
tradicendi anmaßen kann" 11. 

Durch dieses Polizeirecht (ius politiae) wäre die Macht des Landesherrn ins 
Ungemessene gestiegen, wenn sie nicht eine Schranke in den wohlerworbenen 
Rech ten (iura quaesita) der Untertanen gefunden hätte 12. Kraft des Polizeirechts 
z. B. konnte der Landesherr die Untertanen zu Wolfsjagden anhalten, aber er konnte 
kraft dieses Rechts nicht ein altes Privileg aufheben, nach dessen Inhalt einer Fa­
milie Freiheit von allen Diensten zugebilligt worden war. Der Landesherr konnte 
Straßen anlegen und Dienste fordern, aber konnte nicht das Grundstück eines 
Untertanen kraft Polizeirechts zur Straße ziehen, da das Eigentum ein wohlerwor­
benes Recht ist. Aber auch wohlerworbene Rechte mußten weichen, wenn der 
Landesherr ein Staatsnotrecht, ein ius eminens geltend machte, allerdings nur 

7 PÜTTER Bey träge zum Teutschen Staats- und Fürsten-Rechte 1777 S. 149f. 
8 PÜTTER a. a. O. S. 151. 
8 Vgl. auch CRAMER Wetzlarische Nebenstunden 2. Teil 1756 S.122ff. 

10 CRAMER 7. Teil 1757 S.80. 
11 a. a. O. S. 81; vgl. auch STRUBEN Rechtliche Bedenken IV2 1783 S. 5lf. 
12 CRAMER 7. Teil S.84ff. 
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gegen Entschädigung. Es fließt "ex Dominio Principis eminenti ... , daß res 
privatorum, selbige möchten auch quocunque titulo oneroso acquiriert worden sein, 
gegen Ersetzung des Pretü eingezogen werden können, si praesertim hoc utilitas et 
necessitas publica suadeat, imo exigat" 13. 

Die Rechte des Landesherrn und die Gegenrechte des Untertanen spiegeln 
sich deutlich in der Unterscheidung der Angelegenheiten in Regierungssachen 
und Justizsachen 14. Regierungssachen unterliegen nicht der richterlichen Prü­
fung, Justizsachen unterliegen ihr. Erläßt der Landesherr z. B. ein Getreideausfuhr­
verbot, so ist dies an sich eine Regierungssache ; der Kornhändler kann das Reichs­
kammergericht oder den Reichshofrat nicht mit der Behauptung anrufen, das Aus­
fuhrverbot sei unnötig, da noch Korn genug im Lande vorhanden sei, auch eine gute 
Ernte bevorstehe. Behauptet aber der Kornhändler, er habe ein besonderes, vom 
Landesherrn verliehenes Privileg zum Getreidehandel mit einer außerhalb des 
Landes liegenden Grenzstadt, so verwandelt sich die Regierungssache in eine J ustiz­
sache und eignet sich zum Verfahren vor einem der beiden Reichsgerichte. Nun 
kann der Landesherr das Staatsnotrecht geltend machen, z. B. mit dem Hinweise, 
drohende Kriegsgefahr mache es nötig, alles Getreide im Lande zu behalten; da­
durch wird die Justizsache wieder Regierungssache. Aber auch das ist noch nicht 
ihre letzte Wandlung. Entsteht Streit über die zu zahlende Entschädigung, so ent­
scheiden die Gerichte; die Regierungssache wird wieder zur Justizsache. 

Vielleicht läßt sich die nahe Verwandtschaft der Rechtsauffassung jener Zeit 
mit der heutigen nirgends deutlicher herausfühlen, als gerade in dem eben geschil­
derten Verhältnis zwischen Regierungs- und Justizsachen. Nehmen wir ein der 
heutigen Zeit entsprechendes Beispiel. Eine Straße ist zu eng für den Verkehr, 
die Polizei ordnet Abbruch eines die St,raße verengenden Hauses an. Die Frage, 
ob die Verbreiterung der Straße notwendig und zweckmäßig ist, ist auch heute 
"Regierungssache", denn kein Richter darf über sie entscheiden; die Frage aber, 
ob der Eigentümer des Hauses zum Abbruch polizeilich verpflichtet werden kann, 
ist eine Rechtsfrage und wird von den Verwaltungsgerichten entschieden, ist also, 
wenn keine Justiz-, so doch eine Gerichtssache. Sieht die Polizei von selbst oder 
kraft verwaltungsgerichtlichen Urteils ein, daß sie Beseitigung des Hauses nicht 
verlangen kann, so kann sie die Einleitung des Enteignungsverfahrens veranlassen; 
darüber entscheiden in den meisten deutschen Ländern nur die Verwaltungsbehörden, 
die "Gerichtssache" ist also wieder "Regierungssache". Für die Entschädigungs­
frage aber sind schließlich die ordentlichen Gerichte zuständig. Auch hier also endigt 
die Angelegenheit als Justizsache. 

11. Der Polizeistaat. 
Die Reichsgerichte übten ihre trotz aller Schwerfä~gkeit segensreiche Tätig­

keit als Beschützer des Bürgers gegen landesherrliche übergriffe bis zum Ende 
des Reiches aus. Aber nicht alle Landesherren fügten sich der Gerichtsbarkeit. 
Namentlich war der zweite preußische König, FRIEDRICH WILHELM I., zu sehr vom 
Gedanken der in ihm ruhenden "Souveränität" durchdrungen, als daß er einen 
Richter über sich anerkannte. Im Jahre 1717 hatte er den Lehnsnexus aufgehoben 
und den Besitzern von Lehngütern an Stelle der bisherigen Verpflichtung zur Stellung 
von Lehnpferden die Pflicht zur Zahlung einer jährlichen Abgabe (Kanon) auf­
erlegt 15. Da die Stellung von Lehnpferden außer Gebrauch gekommen war, fühlten 
sich die Rittergutsbesitzer durch die Abgabe beschwert und wandten sich, als sie 
wiederholt auferlegt wurde, an den Reichshofrat. Wie der König über diesen Schritt 

18 CRAMER 13. Teil S. 9. 
14 HÄBERLIN Handbuch des teutschen Staatsrechts 112 1797 S. 456ff., 468ff. 
15 Vgl. E. LOENlNG Gerichte und Verwaltungsbehörden 1914 S. 15ff.; Acta Borussica., 

Behördenorganisation, III 1901 S. 625f. V gl. zum folgenden auch II 1898 S. 352. 
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dachte, zeigt seine Instruktion für das Generaldirektorium vom 22. Dezember 1722, 
die in § 4 des Artikels 26 bestimmte, es sollten den renitierenden Edelleuten, "die 
sich weigern, den Lehnscanonem zu entrichten und deshalb an den Reichshofrath 
appelliret haben, ... allerhand Chicanen gemacht und ihnen solchergestalt der Kitzel 
vertrieben werden, gegen ihren angeborenen Landesherrn und Obrigkeit an der­
gleichen frevelhaftes und gottloses Beginnen weiter zu gedenken, geschweige denn 
selbiges wirklich vorzunehmen und auszuführen". 

Den Staat, der sich so von reichsgerichtlichen Bindungen befreite, nennt man 
den Polizeistaat, weil die Polizeigewalt als die landesherrliche Fürsorge für "die 
innerliche gute Einrichtung der Bürgerlichen Verfassung" 16 sich zu der keine Wider­
stände duldenden Staatsgewalt entwickelte. Mannigfache Gründe führten zu dieser 
Stärkung des Landesherrn. Das stehende Heer und ein wohlgeschultes Berufs­
beamtentum erhoben die landesherrliche Macht weit über die der Stände. Die Ein­
führung indirekter, von ständischer Bewilligung unabhängiger Steuern drängte die 
Bedeutung der Stände noch mehr zurück; die bischöfliche Hoheit des evangelischen 
Landesherrn in Kirchensachen bedeutete für ihn einen neuen Machtzuwachs. Von 
Frankreich kam der Zauberklang des durch BODINS Werk über den Staat (1576) 
berühmt gewordenen Wortes "Souveränität" und das Vorbild des Sonnenkönigs 
LUDWIGS XIV. Unter diesen Umständen bedurfte es nur noch einer willensstarken 
Persönlichkeit, wie FRIEDRICH WILHELMS 1., um die "suverenitet zu stabilieren" 
und "die krohne fest wie ein Rocher von Bronse" zu setzen. Die Tage des ständischen 
Staates waren gezählt, der absolute Staat trat an seine Stelle und mit ihm der 
Polizeistaat. 

Das Verhältnis zwischen Staatsgewalt und Untertan im Polizeistaat ist sehr 
einfach geschildert: der Untertan befand sich zum Staate im Verhältnis u n b e­
dingt er Unterworfenheit. Des Königs Wille war schlechthin maßgebend, 
gleichgültig, ob er in allgemeinen Gesetzen oder für den Einzelfall ausgesprochen 
wurde. So wissen wir von FRIEDRICH DEM GROSSEN , daß er in das Leben und Treiben 
der Potsdamer Bevölkerung vielfach mit Einzelanweisungen eingriff. Auch die 
bekannte Erzählung vom Müller von Sanssouci könnte wahr sein. Als unum­
schränkter Herrscher konnte der König dem Müller die Mühle wegnehmen. Tat­
sache ist allerdings, daß er im Gegenteil durch vielerlei Vergünstigungen es dem Müller 
ermöglichte, die - übrigens nur gepachtete - Mühle zu unterhalten, "weil sie dem 
Schlosse eine Zierde mache" 17. Auch die Worte des Müllers: "Ja, wenn es nicht 
das Kammergericht in Berlin gäbe!" gehören daher ins Reich der Legende. Sie 
würden, ihre Wahrheit vorausgesetzt, zeigen, daß der Müller noch ganz in den Ideen­
kreisen des älteren Justizstaates lebte. Denn seit der "Stabilierung der Souveräni­
tät" durch des Königs Vater war eine Klage auf Unterlassung eines vom König vor­
zunehmenden Hoheitsaktes nicht mehr möglich. Auch war zu bedenken, daß die 
Landesgerichte ihre Unabhängigkeit gegenüber dem König erst erstreiten mußten 
und daß es dem allgewaltigen König freistand, einen schwebenden Rechtsstreit an 
sich zu ziehen und durch Machtspruch zu entscheiden. 

Der berühmteste Fall eines solchen Eingriffs in die Justiz war der des Müllers 
ARNOLD 18. Der Wassermüller CHRISTIAN ARNOLD war Erbpächter oder - das war 
eine der Streitfragen - Eigentümer der Krebsmühle in Pommerzig bei Züllichau 
in der Neumark und hatte an den Besitzer der Gutsherrschaft Pommerzig, den Grafen 
VON SCHMETTAU, eine Jahrespacht (oder sonstige jährliche Leistung) in Korn und 

16 CRAMER 7. Teil S. 80. 
l? SCHNEIDER Die historische Windmühle von Sanssouci, Märkische Forschungen 6 (1858) 

S. 165ff., 169. 
18 Vgl. zum folgenden ROSENFELD Die Geschichte des Müller Arnold-Prozesses, in "Aus 

der Festungszeit preußischer Kammergerichts- und Regierungsräte" 1910 S. 199ff.; DICKEL 
Beiträge zum preußischen Rechte, 1. Heft, 1891; HOLTzE Geschichte des Kammergerichts 
III 1901 S. 296ff.; KLOESS i. Z. f. tcchn. u. Gewerberecht 1912 S. 44ff. 
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barem Geld zu entrichten. Von Johanni 1771 an blieb er mit der Leistung im Rück­
stand und behauptete, zur Zahlung nicht imstande zu sein, weil ihm das zum Mühlen­
betriebe erforderliche Wasser von dem Landrat v. GERSDORFF, der oberhalb der 
Mühle ein Gut besaß, entzogen würde. Es kam zu mehreren Prozessen zwischen 
dem Grafen VON SCHMETTAU und ARNOLD, die immer zugunsten des Grafen endigten, 
da man der Ansicht war, ARNoLD müsse sich an den Landrat v. GERSDORFF halten, 
dürfe aber dem Grafen die geschuldeten Leistungen nicht verweigern. Die Mühle 
wurde zwangsweise versteigert und ARNOLD im Februar 1779 zur Räumung gezwungen. 
Nach Zurückweisung einer an den König gerichteten Immediatbeschwerde fuhr 
ARNOLD persönlich nach Potsdam und wurde dort auf königlichen Befehl im August 
zu Protokoll gehört. Der König befahl, die Sache nochmals zu untersuchen, und 
ernannte als Kommissar einen Obersten, der zugunsten des Müllers berichtete. 
Die Neumärkische Regierung als Obergericht entschied aber wieder zu ungunsten 
des Müllers. Auf erneute Eingabe des Müllers befahl der König dem nunmehr zu­
ständigen Kammergericht, die Sache ganz kurz abzumachen und alsdann zu be­
richten, "wie dero Ordre befolget und die Sache geschlichtet worden". Auch das 
Kammergericht entschied, abgesehen von einem unerheblichen Punkte, zu ungunsten 
ARNOLDS. Hierauf ließ der König die nach seiner Meinung schuldigen drei Kammer­
gerichtsräte am 11. Dezember 1779 zu sich kommen und fuhr sie hart an, da sie ein 
höchst ungerechtes Urteil bestätigt und seinen Namen "cruel gemißbraucht" hätten19 • 

Wenn die Justizkollegien "die natürliche Billigkeit beiseite setzen, so sollen sie es 
mit Sr. Kön. Maj. zu tun kriegen. Denn ein Justizkollegium, das Ungerechtigkeiten 
ausübt, ist gefährlicher und schlimmer, wie eine Diebesbande; vor der kann man 
sich hüten, aber vor Schelmen, die den Mantel der Justiz gebrauchen, um ihre üble 
Passiones auszuführen, vor denen kann sich kein Mensch hüten, die sind ärger, 
wie die größten Spitzbuben, die in der Welt sind, und meritieren eine doppelte Be­
strafung" 20. Der König ließ die Kammergerichtsräte und vier Räte der Küstriner 
Regierung nebst dem Justitiar des grundherrlichen Gerichts verhaften und auf 
den Kalandshof in Berlin bringen. Gleichzeitig erließ er eine Ordre an den Minister 
v. ZEDLITZ, in der es heißt: "so gebe euch hierdurch auf, daß von Seiten desCriminal­
collegii über diese 3 Leute (nämlich die Kammergerichtsräte) nach der Schärfe der 
Gesetze gesprochen, und zum mindesten auf Cassation und Festungsarrest erkannt 
wird, wobei auch zugleich zu erkennen gebe, daß, wenn das nicht mit aller Strenge 
geschiehet, ihr sowohl, als das Criminalcollegium es mit mir zu tun kriegen werde. 
Denn die Sache ist gar zu arg" 21. Am zweiten Weihnachtsfeiertage gab aber der 
Kriminalsenat des Kammergerichts sein Gutachten dahin ab, daß alle Beschuldigten 
für schuldlos zu erachten und daß "wenn doch eine, durch keine Gesetze für strafbar 
erklärte irrige Einsicht oder Beurteilung der Sache, welche wir jedoch anzunehmen noch 
keinen Grund haben, in der dritten Prozeßinstanz, als die dieser Sache noch offen ist, er­
findlieh sein sollte, Ew.Königl.Majestät der gemeinen Schwachheit solches in Gnaden 
zu übersehen geruhen werden" 22. v. ZEDLITZ berichtete dem König und fragte, ob 
noch ein Kriminalurteil abgefaßt werden solle. Der König erwiderte sehr ungehalten 
bejahend 23. "Wenn Soldaten was untersuchen und dazu Ordre kriegen, so gehen 
sie den geraden Weg und auf den Grund der Sache ... Allein Ihr könnt das nur 
gewiß sein, daß Ich einem ehrlichen Offizier, der Ehre im Leibe hat, mehr glaube, 
als alle Eure Advokaten und Rechte. . .. Und müsset Ihr nur wissen, daß Euer 
miserabler Stil, so Ihr da anbringet, nicht den mindesten Eindruck auf Mich macht . 
. . . Hier ist ein Exempel nötig, weiln die Canaillen enorm von meinem Namen Miß­
brauch haben, um gewaltige und unerhörte Ungerechtigkeit auszuüben." Als 
V. ZEDLITZ am 31. Dezember antwortete, er sei außerstande, ein kondemnatorisches 
Urteil gegen die in der ARNoLDschen Sache arretierten Justizbedienten abzufassen, 

19 ROSENFELD S.21O. 20 a. a. O. S. 212. 21 a. a. O. S. 215. 22 a. a. O. S. 218f. 23 a. a. O. S. 219f. 
Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 6 
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erließ der König am 1. Januar 1780 einen Mach tspruch 24. "Wenn sie also nicht 
sprechen wollen, so tu ich es und spreche das Urtel nachstehendermaßen. " Ein 
Küstriner Regierungsrat und ein Kammergerichtsrat werden aus dem Arreste ent­
lassen. "Was hingegen zweitens die andern arretierten Justizbedienten sind, so 
werden solche hiermit kassiert und zum einjährigen Festungsarrest kondemnieret. 
Überdem sollen sie den Wert der ARNoLDschen Mühle sowohl als auch ihm selbst 
allen seinen gehabten Verlust und Schaden ... aus ihren eigenen Mitteln bezahlen 
und solcher gestalt soll drittens der Müller ARNOLD völlig in integrum restituiert 
werden." Die verurteilten Richter wurden am 7. Januar in Spandau eingeliefert 
und am 4. September auf königlichen Befehl wieder entlassen 25. 

Eine der ersten Regierungshandlungen FRIEDRICH WILHELMS Ir. war es, die be­
straften Richter für unschuldig zu erklären und ihnen wegen Schäden und Kosten ihre 
Rechte vorzubehalten (KabO. v. 14. Nov. 1786) 26. Der König folgte damit einer 
Forderung der öffentlichen Meinung. Die öffentliche Meinung verbot aber auch in 
Zukunft jede Wiederholung solcher Machtsprüche. Damit wurde der Allgewalt des 
Königs wenigstens eine Schranke gesetzt, die er übrigens schon 1779 empfindlich 
gespürt hatte: die Unabhängigkeit der Gerichte. Diese Schranke zeigte 
sich zunächst nur in den Streitigkeiten der Bürger untereinander, aber die Lehre des 
älteren Justizstaates von den wohlerworbenen Rechten gab der Schranke Be­
deutung auch für das Verhältnis zwischen Landesherrn und Untertan. Allerdings 
durften sich die Gerichte nicht unterstehen, den Landesherrn oder die sonstige Obrig­
keit zur Vornahme oder Zurücknahme eines hoheitlichen Aktes zu verurteilen, 
der Akt selbst blieb immer "Regierungssache" in der damals üblichen Sprechweise. 
Griff aber der Staat in ein wohlerworbenes Recht ein, dann war der als besondere 
juristische Person des Privatrechts neben dem Staat gedachte Fiskus zur Entschädi­
gung verpflichtet, und wegen des Entschädigungsanspruchs konnten die Gerichte 
angerufen werden. Die §§ 74,75 der Einleitung zum ALR., wonach einzelne Rechte 
und Vorteile der Mitglieder des Staats den Rechten und Pflichten zur Beförderung 
des gemeinschaftlichen Wohls bei "Collision" nachstehen müssen, der Staat aber 
"denjenigen, welcher seine besonderen Rechte und Vorteile dem Wohle des ge­
meinen Wesens aufzuopfern genötigt wird, zu entschädigen gehalten" ist, geben 
den typischen Rechtszustand des Polizeistaates wieder. Es galt, nach OTTO MAYERS 
geistreicher Prägung 27, für den Untertan der Satz "Dulde und liquidiere". 

Da der Polizeistaat mit dem absoluten Staat aufs engste zusammenhängt, so 
liegt es nahe zu sagen, daß Preußen bis 1848 ein Polizeistaat war, und doch trifft 
dies nicht ganz zu. Außer der Unabhängigkeit der Gerichte entstand unter FRIEDRICH 
WILHEI.M Ir. mit Inkrafttreten des Allgemeinen Landrech ts im Jahre 
1794 die Herrschaft des Gesetzes oder wenigstens die Vorstellung davon 28• Das ist 
ja das eigentümliche dieses großen, Privatrecht und öffentliches Recht umfassenden 
Gesetzeswerks, daß es mit naturrechtlichen Gedankengängen durchsetzt ist, daß 
es keinen König, sondern nur ein republikanisch anmutendes "Oberhaupt des Staa­
tes" kennt und daß es unverkennbar dem "Gesetze" eine gewisse Vormachtstellung 
einräumt (z. B. Einl. §§ 85,87). Vor allem bildete das Gesetzeswerk selbst eine Hem­
mung für absolutistische Machtbetätigungen. So bestimmte § 10 II 1 über die Ehe­
schließung: "In den durch die Gesetze des Staats schlechterdings verbotenen Graden 
findet keine Dispensation, sie werde erteilt von wem sie will, mit rechtlicher Wirkung 
statt." FRIEDRICH WILHELM IV. bezog das "von wem sie will" auch auf sich selbst 
und hielt sich nicht für berechtigt, eine Dispensation zu erteilen 29. Aber auch nach 
der anderen Richtung bedeutet das Jahr 1848 nicht das Ende des Polizeistaats. 
Erst mit der Einführung unabhängiger Verwaltungsgerichte wurde dem verwaltenden 

24 &. &. o. S.220f. 25 &. &. o. S. 11, 197. Z6 &. a. O. S. 226f. 
27 I S. 53 Anm. 27. 28 Siehe unten S. 83. 
29 AIlerh. Ordre v. 28. Sept. 44, JMBl. 1844 S.244. 
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Staate wieder eine Schranke gesetzt, und noch heute gibt es ganze Verwaltungs­
zweige, in denen mangels eines verwaltungsgerichtlichen Schutzes polizeistaatliche 
Zustände herrschen, namentlich auf dem Gebiete der Unterrichtsverwaltung. 

IH. Der heutige Rechtsstaat. 
Wenn versehentlich ein Unschuldiger verhaftet wird, dann beklagt er sich bitter, 

daß so etwas in einem "Rechtsstaate" möglich sei. Er hat dabei die dunkle Vor­
stellung, daß Rechtsstaat ein Staat ist, der seinen Bürgern niemals Unrecht tut. 
Wenn sich das Ideal auch nie wird verwirklichen lassen, so lassen sich doch gewisse 
Forderungen aus ihm ableiten, die mit dem heutigen Rechtsstaatsgedanken ver­
bunden sind. 

1. Verfassungsstaat. Der Staat soll nicht Unrecht tun. Unrecht kann aber eine 
Handlung nur sein gemessen an einem von der Handlung unabhängigen Beurteilungs­
maßstab. Dies führt zu der Folgerung, daß ein Rechtsstaat im vollen Wortsinne 
nur im Verfassungsstaat möglich ist, nur in einem Staate, wo Gesetzgebung und 
Verwaltung sich nicht in einer einzigen Person vereinigen. Wohl hat im Preußen 
des 19. Jahrhunderts auch der absolute König sich tatsächlich in gewissem Um­
fange an das verkündete allgemeine Gesetz gehalten (S. 82), aber es bestand keine 
rechtliche Gewähr, daß er dies immer tun werde. Die Grundlagen eines gesicherten 
Rechtsstaates waren in Deutschland vielmehr erst von dem Augenblicke an vor­
handen, als der Landesherr in der gesetzgebenden Gewalt durch eine Volks­
vertretung beschränkt war. 

Auf der Grundlage des Verfassungsstaates erhebt sich das Verlangen nach einer 
Reihe von Sicherungen des Bürgers vor staatlichen Übergriffen. 

2. Gesetzmäßigkeit der Verwaltung. Der erste Grundsatz des Rechtsstaates 
ist der von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung. Man meint damit nicht 
oder nicht in erster Linie, daß kein Verwaltungsakt einem Gesetze widersprechen 
darf, denn das versteht sich von selbst, sondern daß kein belastender Ver­
waltungsakt ohne gesetzliche Grundlage ergehen darf. Der Grundsatz 
ist schon von MONTESQUIEU mit unzweideutiger Klarheit ausgesprochen worden, 
wenn er sagt, daß niemand zu Handlungen gezwungen werden könne, zu denen ihn 
das Gesetz nicht verpflichte 30, selbst das ALR. des absoluten Königreichs. er­
kennt ihn an, wenn es Handlungen oder Begebenheiten pflichtbegründende Wirkung 
"allein" kraft gesetzlicher Bestimmung beilegt (§ 85 Einl.), auch sonst ist man sich 
des Grundsatzes früh bewußt geworden. Der Meinung, daß er sich in Deutschland 
erst vor einigen Jahrzehnten entwickelt habe 31, oder gar, daß er nicht einmal heute 
gelte 32, kann nicht beigetreten werden. Wenn also der Polizeipräsident einem Privat­
musiklehrer aufgibt, sich entweder der Musiklehrerprüfung zu unterziehen oder 
seine Tätigkeit als Lehrer einzustellen, so mag er sich auf eine Anweisung des Re­
gierungspräsidenten und dieser auf eine Verordnung des Ministers berufen, die 
Gültigkeit des Befehles ist damit doch noch nicht erwiesen; erst wenn ein Gesetz 
den Minister ermächtigt, dem Regierungspräsidenten die Befugnis zu verleihen, 
zu bestimmen, daß der Polizeipräsident gegen ungeprüfte Musiklehrer einschreite, 

30 V gl. oben S. 6. . 
31 So BÜHLER Subj. Rechte 1914 S.71ff. Dagegen meine Besprechung im ArchÖffR. 

32 (1914) S. 585ff. u. ANSCHÜTZ in G. MEYER-ANSCHÜTZ S.761 Anm.; vgl. auch Abg. TWEsTEN 
im pr. AbgH. am 23. Nov. 68, Steno Ber. S,195; ROSIN Begriff der Polizei 1895 S. 45; 
E. LOENlNG Gerichte und Verwaltungs behörden 1914 S.135, 137ff., auch VerwArch.2,(1894) 
S.461, 463ff.; HUBRICH im VerwArch. 16 (1908) S.546, 571. - WEYR, der sich in ÖZÖffR. 3 
(1918) S. 370 gegen BÜHLERs These mit der Bemerkung wendet, das Prinzip der Gesetzmäßig­
keit der Verwaltung könne als logisch notwendig überhaupt nicht geschichtlich entstanden 
sein, übersieht wohl, daß das Wort "Gesetz" hier im Sinne von Willensäußerung der höchsten 
Staatsgewalt gebraucht wird. 

82 So neuerdings wieder H. PETERS Grenzen der komm. Selbstverwaltung 1926 S.225ft 
6* 
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ist das Vorgehen des Polizeipräsidenten gerechtfertigt. Der Grundsatz hat eine 
gewisse Verwandtschaft mit dem strafrechtlichen "nulla poena sine lege", ver­
bietet aber nicht wie dieser, dem belastenden Gesetze rückwirkende Kraft bei­
zulegen, verbietet auch nicht, wie sich noch zeigen wird, unbedingt die analoge 
Auslegung des belastenden Gesetzes zu ungunsten des einzelnen. 

3. Genau umschriebene Ermächtigungen. Die gesetzliche Ermächtigung kann 
so allgemein gehalten sein, daß sie den Grundsatz im Ergebnis nahezu aufhebt. 
So wird z. B. Art. 48 RV. zum Vorwurf gemacht, daß er mit den Grundsätzen des 
Rechtsstaates nicht im Einklang stehe, da die Ermächtigung des Reichspräsidenten, 
"die zur Wiederherstellung der öffentlichen Sicherheit und Ordnung nötigen Maß­
nahmen" zu treffen, "wenn im Deutschen Reich die öffentliche Sicherheit und Ord­
nung erheblich gestört oder gefährdet wird," ihm eine so gut wie schrankenlose 
Macht verleihe. Eine weitere Forderung an den Rechtsstaat ist daher gen aue Ab­
grenzung der staatlichen Machtbefugnisse. "Der Staat soll Rechtsstaat 
sein. Das ist die Losung und ist in Wahrheit der Entwicklungstrieb der neuen Zeit. 
Er soll die Bahnen und Grenzen seiner Wirksamkeit wie die freie Sphäre seiner 
Bürger in der Weise des Rechts genau bestimmen und unverbrüchlich sichern" 33. 

In hohem Maße verwirklicht ist der Grundsatz im Steuerrecht3~. Das Gesetz 
bestimmt meist ganz genau, was steuerbares Einkommen ist und was bei Vorhandensein 
solchen Einkommens an Steuern zu zahlen ist. Im Polizeirecht führte der Grundsatz 
namentlich in Süddeutschland zur Aufstellung von Polizeistrafgesetz büchern 36, 

die genau umschreiben, was verboten ist oder von Polizei wegen verboten werden 
kann, im Gegensatze zum preußischen Grundsatze, der Polizei nur Richtlinien all­
gemeinster Art für den Erlaß von Polizeiverordnungen und -verfügungen zu erteilen. 
So enthält z. B. das badische Polizeistrafgesetzbuch vom 31. Oktober 1863 Bestim­
mungen über den Besitz von Waffen, insbesondere von Kanonen, den Verkehr mit 
Brieftauben, den unerlaubten Verkehr mit Gefangenen, unbefugte Namensänderun­
gen, verbotene Lieder und Abzeichen, unerlaubte Nachtmusiken, Herumlaufen­
lassen der Hunde, Volksfeste, Tanzbelustigungen, Haussammlungen, öffentliche 
Schaustellungen, Zaubereien, Wahrsagen, Traumdeuten, Schulversäumnisse, un­
eheliches Zusammenleben, Baden in öffentlichen Wassern, Trunkenheit, Wirtshaus­
besuch, Tierquälerei, Kurpfuschertum, Gesundheitspflege, Tierkrankheiten, Ab­
deckereien, Badeanstalten, Leichenschau, Aufsicht über Geisteskranke und Blöd­
sinnige, Betreten gefährlicher Orte, Abrichten von Fanghunden auf Menschen, Er­
richtung von Schießstätten, Sprengungen, Auslöschen von Straßenlaternen, :Feuer­
löschordnungen, unerlaubte Bauausführungen, Benutzung verbotener Wege, Be­
förderung roher Tierhäute, Verunreinigung öffentlicher Denkmäler und öffentlicher 
Sitzbänke, Ausgrabungen, Vermietung von Schlafstellen, Anfertigung von Nach­
schlüsseln, diebstahlsverdächtige Juwelen, Vertilgung schädlicher Tierc, Fluß­
überfahrten, Brückenordnungen u. dgl. Die preußische Ermächtigung zum Erlasse 
ortspolizeilicher Vorschriften im Gf'setze vcm ] 1. März 1850 ist viel allgemeiner 
gefaßt und enthält unter § 6i eine Generalklansei, die erkennen läßt, daß die 
vorhergehenden Ermächtigungen nur Beispiele sind; zu den Gegenständen der 
ortspolizeilichen Vorschriften gehört nämlich "alles ... , was im besonderen Interesse 
der Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß". Die 
Ermächtigung zu Polizeiverordnungen höherer Ordnung geht ebensoweit. Die 
Polizeistrafgesetzbüeher enthalten aber außer der Bevorzugung des Gesetzes 

33 FR. J. STAHL Philosophie des Rechts II 22 (1878) S.137. 
34 Folgerungen daraus z. B. in den Entscheidungen PrOVG. 2. Okt.14 u. 1. Febr.16, Entsch. 

68, 193ff. u. 70, 175ff. 
35 Bad. PoIStGB. v. 31. Okt.1863, bay. PoIStGB. v. 26. Dez. 1871, württ. PoIStG. v. 27. Dez. 

1871. Hierzu das rechtBvergleichende Werk von THOMA Der Polizei befehl im badischen Recht 
II!l06. 
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gegenüber der Verordnung auch die des Gesetzes als Rechtssatzes gegenüber 
der Einzelanordnung. Während in Preußen mit geringen Ausnahmen der Satz 
gilt, daß die Polizeibehörde freie Hand hat, ob sie etwas durch Verordnung oder 
durch Verfügung regeln will, reicht unter der Herrschaft der Polizeistrafgesetz­
bücher die Verordnungsbefugnis der Behörden weiter als die Befugnis zum Er­
lasse von Polizeiverfügungen. 

4. Vorherrschen der gebundenen Verwaltung. Die Herrschaft des Gesetzes ver­
langt endlich tunlichste Einschränkung des freien Ermessens. Erst 
dann ist die Verwaltung im höchsten Sinne des Wortes "gesetzmäßig", wenn die 
Behörde bei gegebenem Tatbestande eindeutig gebunden ist. In diesem Sinne er­
reicht wieder die Steuerverwaltung nahezu das Ideal; denn der Steuertatbestand 
zwingt das Finanzamt zur Besteuerung, selbst bei Härteklauseln ist es an "Recht 
und Billigkeit" gebunden 36. Das Finanzamt hat also eine unverkennbare Ähnlich­
keit mit der Staatsanwaltschaft. In anderen Verwaltungszweigen kommt die Ge­
bundenheit häufig bei der Bescheidung von Anträgen vor, während der Entschluß 
zum Einschreiten von Amts wegen meistens frei ist. 

In dem Worte "Rechtsstaat" liegt aber außer der Gleichsetzung von "Recht" 
und "Gesetz" auch und vielleicht vor allem die Wortbedeutung von "Recht" = 
"Gericht", dieselbe Bedeutung, die z. B. dem Worte "Rechtsweg" zugrunde liegt. 
Der Bürger soll nicht nur gesetzliche Rechte gegen den Staat haben, sondern auch 
gegen Übergriffe und Unterlassungen der Staatsgewalt durch Gerichte oder gerichts­
mäßige Einrichtungen geschützt werden. 

5. Förmliche Verwaltungsakte. Eine solche gerichtsmäßige Einrichtung ist der 
förmliche Verwaltungsakt; er entspricht dem gerichtlichen Urteil 37• Wie im 
Strafrecht der Verbrecher nicht schon kraft Gesetzes gerichtet ist und ins Gefängnis 
gebracht werden kann, sondern erst nach Ausspruch der Strafe in einem rechts­
kräftigen Urteil, so ist es eine Forderung des R.echtsstaates, daß sich auch in der 
Verwaltung zwischen den Tatbestand und die Vollstreckung ein förmlicher Akt 
schiebt, der die Rechte und Pflichten des Bürgers genau angibt. So wurde es in 
den letzten Jahren als sehr lästig empfunden, daß man die Höhe der zu zahlenden 
Einkommensteuer selbst ausrechnen und sie auf Grund der Ausrechnung zahlen 
mußte, während es doch das seit langem Übliche war, daß die Finanzbehörde durch 
einen förmlichen Verwaltungsakt, nämlich die Veranlagung oder den Steuerbescheid, 
die Steuerschuld festsetzte. Von der Polizei verlangen wir, daß sie, außer bei Gefahr 
im Verzuge, das baufällige Haus nicht einfach abreißt, sondern erst eine Verfügung 
erläßt, die den Abbruch befiehlt. Auch bei der Enteignung ergeht ein förmlicher 
Beschluß, ebenso bei Maßregeln der Kommunalaufsicht, der Beamtendisziplin u. a. m. 

Die Formgebundenheit der Verwaltung ist aber noch keine genügende Gewähr 
für die Innehaltung der Gesetze. Hat man es doch erlebt, daß ein Regierungs­
präsident fast seinen ganzen Bezirk als "hervorragend schöne Gegend" im Sinne des 
Verunstaltungsgesetzes bezeichnete und daß eine Polizeibehörde beim Einschreiten 
gegen Zigeuner die Ansicht vertrat, das Wandern eines Zigeuners mit seinem Vetter 
sei das im Gesetze verbotene Wandern "in Horden". Die Forderung geht daher 
auf Nachprüfung der Verwaltungsakte durch unabhängige Gerichte. 

6. Der neuere Justizstaat. Die Form, in der man sich die Nachprüfung bis in die 
sechziger Jahre des vorigen Jahrhunderts dachte, war die Anrufung der ordent­
lichen Gerichte, also der Justizstaat. Zwar gab es schon vorher eine sog. 
"Verwaltungsrechtspflege", eine "Administrativjustiz", doch bedeutete sie nichts 
als Rechtspflege durch die Verwaltungsbehörden selbst, wenn auch in einem förm­
lichen Verfahren. So entschieden nach dem sächsischen A-Gesetze vom 28. Januar 
1835 die Verwaltungsbehörden in Streitigkeiten über Erlangung und Verlust des 

36 Vgl. oben S.32. 
37 Vber diesen Zusammenhang vor allem OTTO MAYER I S. 59ff. 
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Staatsbürgerrechts, über die Verbindlichkeit zu Staats- und Kommunalabgaben, 
über Polizeigegenstände (§ 8). Nach dem D-Gesetze, das Verfahren in Administrativ­
justizsachen betreffend, vom 30. Januar 1835 waren erste Instanz z. B. die Lokal­
polizeibehörden, zweite Instanz die Kreisdirektionen, dritte Instanz die Verwal­
tungsministerien in der Besetzung mit dem Vorstande des Ministeriums als 
Vorsitzenden, zwei Räten des Ministeriums und zwei Räten der oberen Justizstellen 
als Beisitzern. Gegen die Entscheidungen der dritten Instanz war, wenn sie von 
beiden vorinstanzlichen Entscheidungen abwich, noch einmal der Rekurs zulässig, 
über den dasselbe Kollegium unter Zuziehung eines dritten höheren Richters ent­
schied; doch gab die Stimme des Vorsitzenden bei Stimmengleichheit den Aus­
schlag (§§ 3, 18, 21, 24). Trotz solcher organisatorischen Mängel konnte die Ver­
waltungsrechtspflege alten Stiles einen vollwertigen Schutz für den Bürger be­
deuten, wenn sie von richterlichem Geiste getragen war. Beim Württembergischen 
Geheimen Rat, einem aus Ministern, jederzeit absetzbaren Räten und den Vor­
ständen des Obertribunals zusammengesetzten Kollegium, traf diese Voraussetzung 
anscheinend ZU38• Dennoch überwogen die Mängel der Einrichtung in den Augen 
des Volkes so stark, daß die Reichsverfassung der Paulskirche vom 28. März 1849 
im § 182 bestimmen konnte: "Die Verwaltungsrechtspflege hört auf; über alle 
Rechtsverletzungen entscheiden die Gerichte". Diese neuere Form des Justiz­
staates, neu deshalb, weil sie sich von der Meinung losgemacht hatte, nur ein über­
geordnetes, ein Reichsgericht sei eine vollwertige Rechtsschutzeinrichtung, wurde 
mehrfach verwirklicht, so in Oldenburg, Braunschweig und namentlich in den 
Hansestädten. § 15 der bremischen Verfassung vom 21. Februar 1854 be­
stimmte ohne Einschränkung: "Jedem, der sich durch eine Verwaltungsmaßregel 
in seinen Privatrechten gekränkt glaubt, steht der Rechtsweg offen." In Ham burg 
galt ähnliches Recht39, in Lübeck gilt es neben der Möglichkeit verwaltungsgericht­
lichen Rechtsschutzes noch heute40• 

Der bedeutendste Wortführer des Justizstaates war der kurhessische Jurist 
OTTO BXHR, kein Zufall, da Kurhessen eine ruhmreiche justizstaatliche Vergangen­
heit hatte. Durch landesherrliches Edikt vom 26. November 1743 war "anstatt 
der höchsten Reichsgerichte, wohin sonst die Appellationes bishero gegangen", das 
Ober-Appellationsgericht zu Cassel bestellt worden, mit der Maßgabe, daß es "be­
sonders in den Sachen, so Uns und Unsere Nachfolger, Unsere Kammer, Ämter und 
Jura und Unsere Beamten und Bedienten, die in Unserem Namen agieren, einiger­
maßen betreffen, ... auf nichts, als Gott den Allmächtigen, und eine ganz un­
parteüsche reine Justiz, worauf sie ihren Eid abgelegt und geschworen, ein- vor 
allemal gebunden und verwiesen" wurde 4l. Die Unabhängigkeit der Justiz war 
auch tatsächlich gesichert, so daß in Kurhessen der ältere Justizstaat des Reichs­
kammergerichts und des Reichshofrats ohne Unterbrechung in den neueren Justiz­
staat überging. Es ist üblich, OTTO BÄHR als einen unbedingten Anhänger der justiz­
staatlichen Spielart des Rechtsstaates hinzustellen. Nach seinen eigenen Worten 
war er es aber keineswegs. In seiner 1864 erschienenen Schrift "Der Rechtsstaat" 
sagt er; "Wir sind zwar der Ansicht, daß niemand ein tüchtiger Richter auf dem 
Gebiete des Privatrechts sein könne, der nicht auch diejenige Einsicht in das 
Wesen des Staates besitze, welche ein Verständnis des öffentlichen Rechts be­
dingt. Indessen wollen wir über jene Frage nicht rechten. Wenn die gewöhn­
lichen Gerichte nicht für geeignet gehalten werden, über die :Fragen des öffentlichen 
Rechts zu entscheiden, so schaffe man Gerichte eigens für jenen Zweck" (S. 69). 

38 BÜßLER Zuständigkeit der Zivilgerichte 1911 S.34ff. 
39 G. betr. das Verhältnis der Verwaltung zur Rechtspflege v. 23. April 79 § 241I• 

40 G. ü. d. Verwaltungsgerichtsbarkeit v. 6. Dez. 16 § 15; dazu HARTMANN in HansRZ. 1 
(1917/18) Sp. 75ff. 

41 O. BÄHR Der Rechtsstaat 1864 S. 137f. 
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"Wenn ... die Entscheidungen der Verwaltungsbehörden über öffentliche Rechte nicht 
als Richterspruch gelten können, man diesen Richterspruch aber auch nicht den 
gewöhnlichen Gerichten anvertrauen will, so bleibt nur ein Drittes übrig, wenn 
anders auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts Recht gesprochen werden soll: man 
schaffe Gerichte des öffentlichen Rechts" (S. 70f.). BÄHR verweist hier 
auf GNEISTS Englisches Verfassungsrecht, dem er "eine wesentliche Anregung 
und Förderung für diese Schrift" verdanke. Nur für den höchsten Rechtszug be­
fürwortet BÄHR ein einheitliches Gericht. "Mag man daher immerhin, wenn man 
es für dienlich erachtet, in den unteren Instanzen beide Gebiete der Rechtsprechung 
sondern; in letzter Instanz würden wir doch einer Vereinigung beider unter einem 
höchsten Gericht, sei es auch nur als Cassationshof, den Vorzug geben" (S.71). 
Die in den letzten Jahren erwogene Eingliederung des Reichsverwaltungsgerichts 
in das Reichsgericht würde BÄHRS Vorschlag im Reiche verwirklicht haben. 

Beim Justizstaat denkt man vor allem an die Verwendung der Zivilgerichte 
für den Rechtsschutz zwischen Staat und einzelnem. Daneben können aber auch die 
Strafgerichte eine Rechtsschutzeinrichtung des Verwaltungsrechts sein, wenn 
nämlich der einzelne z. B. wegen Ungehorsams gegen ein Polizeigesetz, eine Polizei­
verordnung oder eine Polizeiverfügung angeklagt wird und der Strafrichter das Vor­
liegen eines Ungehorsams oder die Gültigkeit der Verordnung oder Verfügung 
prüft. Man findet diese nicht ganz einwandfreie Art des Rechtsschutzes, die den 
einzelnen immer der Gefahr einer Bestrafung aussetzt, namentlich dort, wo es an 
genügenden sonstigen Arten des Rechtsschutzes fehlt. Die bedeutsame Recht­
sprechung der bayerischen Strafgerichte in öffentlichrechtlichen Angelegen­
heiten erklärt sich daraus, daß die Zuständigkeit des bayerischen Verwaltungs­
gerichtshofs weniger umfaßt als in anderen Ländern. 

7. Einführung der Verwaltungsgerichtsbarkeit. Der Justizstaat ist nur eine 
von mehreren möglichen Formen des Rechtsstaates. Die Gerichte, deren Schutz 
man in öffentlichrechtlichen Dingen anrufen will, brauchen ja nicht notwendig 
die ordentlichen Gerichte zu sein. Es können auch besondere Gerichte sein, wenn 
ihre Mitglieder nur die gleiche persönliche Unabhängigkeit besitzen wie die Richter 
der ordentlichen Gerichtsbarkeit. Der Staatsrechtslehrer RUDOLF VON GNEIST, 
auf dessen Schriften über englisches Verfassungs- und Verwaltungsrecht OTTO BÄHR 
hinweist, ist es vor allem gewesen, der für den obersten Rechtszug die Einführung 
eines besonderen, mit rechts- und verwaltungskundigen Männern besetzten Gerichts­
hofes befürwortet und in den unteren Rechtszügen die durch ehrenamtliche Bei­
mischung unparteüsch zu machenden Verwaltungsbehörden als Verwaltungs­
gerichte vorgeschlagen hat42 • Im großen und ganzen wurden die organisatorischen 
Vorschläge GNEISTS in Deutschland verwirklicht. Baden machte 1863 den Anfang43, 

Preußen folgte 1872 und errichtete sein Oberverwaltungsgericht im Jahre 187544, 

Hessen richtete die Verwaltungsgerichtsbarkeit in den unteren Rechtszügen im Jahre 
1874 ein und rief den Verwaltungsgerichtshof im Jahre 1875 ins Leben45 , auch den 
österreichischen VGH. schuf ein Gesetz vom Jahre 187546, dann kamen 
Württemberg 187647, Bayern 187848, Anhalt 188849, Braunschweig 189550, Sachsen­
Meiningen 189751, Lippe 189852, Sachsen-Coburg und Gotha 189953, das Königreich 

42 GNEIST Das heutige englische Verfassungs- und Verwaltungsrecht II 1860 S.896f.; 
DERSELBE Der Rechtsstaat! 1872 S. 167ff.; DERSELBE in 12. DJT. (1875) III S.221ff. 

48 G. v. 5. Okt. 63; vgl. jetzt G. v. 24. Fehr. 80 u. v. 14. Juni 84. 
44 KrO. v. 13. Dez. 72, G. v. 3. Juli 75; vgl. jetzt vor allem LVG. v. 30. Juli 83 u. ZustG. 

v. 1. Aug. 83. 
U G. v. 12. Juni 74 u. v. 11. Jan. 75; vgl. jetzt G. v. 8. Juli ll. 
46 G. v. 22. Okt. 75; vgl. jetzt Bundesverfassung v. 1. Okt. 20 Art. 129ff. 
47 G. v. 16. Dez. 76. 48 G. V. 8. A~g. 78. 
49 G. v. 27. März 88 mit wichtigen Anderungen durch G. v. 13. Mai 27. 
50 G. v. 5. März 95. 51 G. v. 15. März 97. 52 G. v. 9. Fehr. 98. 53 G. v. 14. Nov. 99. 
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Sachsen, dem sich später die beiden Reuß anschlossen, 190054, Oldenburg 190655, 

die thüringischen Länder Sachsen-Weimar-Eisenach, Sachsen-Altenburg und die 
beiden Schwarzburg durch Errichtung eines gemeinsamen thüringischen Ober­
verwaltungsgerichts, dessen Zuständigkeit auch Sachsen-Coburg und Gotha um­
faßte, 1910 56, Lübeck HH6 57 , Hamburg 192p8, Mecklenburg-Schwerin 59 und 
Mecklenburg-Strelitz60 unabhängig voneinander 1922, Bremen 192461 • Von den 
deutschen Ländern hat nach der Vereinigung Waldecks mit Preußen nur noch 
Schaum burg-Lippe kein Verwaltungsgericht. 

Der Rechtszustand ist heute kurz folgender. Preußen hat drei Stufen von 
Verwaltungsgerichten, die Kreis- und Stadtausschüsse, die Bezirksausschüsse und 
das Oberverwaltungsgericht. In Bayern sind die Bezirksverwaltungsbehörden 
(Bezirksämter, Stadträte) und über ihnen die Kreisregierungen, Kammern des 
Innern, in "Verwaltungsrechtssachen" tätig, ohne ausdrücklich als "Verwaltungs­
gerichte" bezeichnet zu werden; im höchsten Rechtszuge entscheidet der Verwal­
tungsgerichtshof. Sachsens Verwaltungsgerichte sind die Kreishauptmannschaften 
in dreiköpfiger Zusammensetzung und das Oberverwaltungsgericht in Dresden. 
Württemberg hat seit Wegfall der Kreisregierungen im Jahre 1924 nur noch 
ein Verwaltungsgericht, den Verwaltungsgerichtshof in Stuttgart. In Baden ent­
scheiden die Bezirksräte und der Verwaltungsgerichtshof zu Karlsruhe, in Th ürin­
gen die Kreisverwaltungsgerichte und das Oberverwaltungsgericht zu Jena, in 
Hessen die Kreisausschüsse, die Provinzialausschüsse und der Verwaltungsgerichts­
hof zu Darmstadt, in Ham burg das Verwaltungsgericht und das Oberverwaltungs­
gericht, in Mecklen burg- Sch werin, einander gleichgeordnet, die Amts- und 
Stadtverwaltungsgerichte und über ihnen das Landesverwaltungsgericht zu Schwe­
rin, in Oldenburg die mit den Verwaltungsbehörden eng verbundenen Verwaltungs­
gerichte, nämlich im Landesteil Oldenburg der Amtshauptmann, in den Städten 
1. Klasse der Bürgermeister als Vorsitzender mit den Mitgliedern des Amtsvor­
stands oder des Stadtmagistrats als Beisitzern, in den Landesteilen Lübeck und 
Birkenfeld der Regierungspräsident als Vorsitzender mit vier besonders bestellten 
Beisitzern, und das Oberverwaltungsgericht zu Oldenhurg, in Bra unsch weig als 
einziges Verwaltungsgericht der Verwaltungsgerichtshof zu Braunschweig, in 
Anhal t die Kreisverwaltungsgerichte, das Landesverwaltungsgericht und übcr ihm 
noch - trotz der Kleinheit des Landes - das Oberverwaltungsgericht zu Dessau, 
in Bremen das Verwaltungsgericht, in Lippe die Kreisverwaltungsgerichte und 
das Oberverwaltungsgericht zu Detmold, in Lü beck das Verwaltungsgericht und 
in Mecklenburg-Strelitz die Bezirksverwaltungsgerichte und das Landes­
verwaltungsgericht zu Neustrelitz. Daneben gibt eR noch Sondcrverwaltungs­
gerichte der Länder von nicht allzu großer Bedeutung. 

Sollen diese Verwaltungsgerichte den rechtsstaatlichen :Forderungen völlig 
genügen, so müssen sie mit rechtswissenschaftlich vorgebildeten Richtern, mit 
oder ohne Laienbeteiligung, besetzt sein, die sich in der größtmöglichen Unabhängig­
keit von der Verwaltung befinden. Der MONTESQUIEusche Gedanke müßte also 
auch im Verhältnis von Verwaltung und Verwaltungsgericht verwirklicht werden. 
Die größtmögliche Unabhängigkeit würde aber nur dann bestehen, wenn die Ver­
waltungsrichter ebenso sicher vor Einwirkungen der Staatsregierung wären wie die 
Richter der ordentlichen Gerichtsbarkeit, wenn sie also lebenslänglich angestellt, 
unabsetzbar, unversetzbar und keiner disziplinaren Ahndung auf dem Verwaltungs­
wege ausgesetzt wären62 • Das Gesetz könnte der Forderung auf zwei Arten genügen: 

54 G. v. 19. Juli 00. 55 G. V. 9. Mai 06. 
58 Staatsvertrag v. 15. Dez. 10; vgl. jetzt thür. LVO. v. 10 .• Juni 26. 
57 G. v. 6. Dez. 16. 58 G. V. 2. Nov. 21. 59 G. v. 3. März 22. 60 G. v. 17. Aug. 22. 
61 G. v. 6. Jan. 24. 
62 Über diesen Unterschied der persönlichen und der bloß sachlichen Unabhängigkeit 

vgl. StGH. f. d. D. R. 29. Sept. 23, RGZ. 107, 17* ff. 
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durch Gleichstellung der Verwaltungsrichter mit den ordentlichen Richtern oder 
durch Verwendung von Richtern der ordentlichen Gerichtsbarkeit als Verwaltungs­
richtern für die Dauer ihres Hauptamtes. 

Betrachtet man die deutschen Verwaltungsgerichte unter diesem Gesichts­
punkte, so genügen die unteren und mittleren Verwal tungsgerich te den 
Forderungen der Lehre von der Gewaltenteilung im allgemeinen nicht. In Bayern 
und Sachsen entscheiden ausschließlich Beamte der aktiven Verwaltung, ohne in 
ihrer Entschlußfreiheit durch die Anwesenheit von Laienrichtern gehemmt zu sein, 
in Preußen, Baden, Hessen und im Landesteil Oldenburg fallen die unteren Ver­
waltungsgerichte zusammen mit den aus Berufsbeamten und Laien gebildeten 
Verwaltungsbehörden. Die verwaltungsgerichtliche Sitzung eines Kreisausschusses 
unterscheidet sich von einer sonstigen äußerlich nur durch ein gewisses Mehr an 
Feierlichkeit; so besteht während der Verhandlung unbedingtes Rauchverbot. 
In Thüringen, den beiden Mecklenburg, den oldenburgischen Landesteilen Lübeck 
und Birkenfeld, in Lippe und beim unteren und mittleren Rechtszug in Anhalt 
gibt es zwar besondere Verwaltungsgerichte, doch ist der Vorsitzende entweder, 
wie in den oldenburgischen Landesteilen Lübeck und Birkenfeld und neuerdings 
bei den Kreisverwaltungsgerichten in Anhalt, kraft Gesetzes aktiver Verwaltungs­
beamter und Gerichtsvorsitzender in einer Person, oder er wird auf Zeit oder auf 
die Dauer seines Hauptamtes bestellt, genießt also, wenn das Hauptamt kein richter­
liches ist, nicht den Vorzug der Unversetzbarkeit. Nur das Verwaltungsgericht 
Hamburg entspricht den höchsten Anforderungen des Rechtsstaates. Der ham­
burgische Senat ernennt den Vorsitzenden aus den Berufsrichtern des Landgerichts 
auf die Dauer des Hauptamtes. Die für jede Sitzung nötigen beiden Beisitzer werden 
auf gutachtlichen Vorschlag der Vollversammlung des Verwaltungsgerichts von 
der Bürgerschaft auf drei Jahre gewählt. 

Bei den obersten Verwaltungsgerichten oder, wo es nur ein Verwaltungs­
gericht gibt, bei diesem steht es mit der persönlichen richterlichen Unabhängigkeit 
besser. Das preußische Oberverwaltungsgericht, der bayerische Verwaltungs­
gerichtshof, das sächsische und seit 1926, von den Hilfsrichtern abgesehen, auch 
das thüringische OVG. sind ausschließlich mit lebenslänglich angestellten Ver­
waltungsrichtern besetzt, der württembergische und der badische VGH. entweder 
mit lebenslänglich angestellten Verwaltungsrichtern oder Oberlandesgerichtsräten 
im Nebenamte auf die Dauer ihres Hauptamtes. Das hamburgische OVG. entscheidet 
in der Besetzung mit einem Vorsitzenden, zwei rechtsgelehrten Beisitzern und zwei 
von der Bürgerschaft auf drei Jahre gewählten Beisitzern. Der Vorsitzende und die 
rechtsgelehrten Beisit,zer müssen dem Hanseatischen Oberlandesgericht angehören 
und werden auf die Dauer ihres Hauptamtes ernannt. Um daher Universitäts­
professoren zu OVG.-Räten ernennen zu können, mußte der Senat sie zunächst 
zu OLG.-Räten machen. Wie in Hamburg versehen in Oldenburg drei richterliche 
Mitglieder, davon zwei im Hauptamt, neben zwei vom Landtage gewählten Bei­
sitzern ihr Amt mit voller richterlicher Unabhängigkeit. Annähernd durchgeführt 
ist das Ideal noch in Hessen, wo aber die nebenamtlichen Mitglieder zum Teil auch 
aus den Verwaltungsbeamten genommen werden können, in Braunschweig, wo 
neben drei Richtern zwei Verwaltungsbeamte als Beisitzer mitwirken, und in Mecklen­
burg-Schwerin, wo unter den beamteten Mitgliedern die richterlichen der Zahl nach 
tatsächlich überwiegen, allerdings nicht überwiegen müssen. Auch in Bremen ist 
es bloße, durch justizstaatliche Erinnerungen einigermaßen gewährleistete Tatsache 
und keine Notwendigkeit, daß von den drei beamteten Mitgliedern, neben denen 
es noch zwei gewählte gibt, der Vorsitzende und ein Beisitzer Richter der ordent­
lichen Gerichtsbarkeit sind; hauptamtliche Verwaltungsrichter gibt es in Bremen nicht. 
Dagegen genügen billigerweise zu stellenden Anforderungen nicht das anhaltische 
OVG., da Vorsitzender ein Staatsminister ist und bei der Beschlußfassung unter 
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fünf Mitgliedern nur ein richterliches Mitglied teilzunehmen braucht, ferner nicht 
das lippische OVG., das bei Anwesenheit von drei Mitgliedern, darunter eines einzigen 
richterlichen, beschlußfähig ist, auch nicht das mecklenburg-strelitzsche Landes­
verwaltungsgericht, das unter Umständen ausschließlich mit Beamten der aktiven 
Verwaltung besetzt sein kann, endlich nicht das Verwaltungsgericht in Lübeck, 
das z. Zt. neben zwei "bürgerlichen" Mitgliedern (Laien) einen Senator zum Vor­
sitzenden, den ersten Beamten der Senatskanzlei zum einen Beisitzer und nur einen 
Richter zum andern Beisitzer hat. 

Vollwertige drei Rechtszüge, wie die ordentliche Gerichtsbarkeit sie im Land­
gericht, Oberlandesgericht und Reichsgericht aufweist, gibt es demnach in der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Zeit überhaupt nicht, vollwertige zwei Rechtszüge 
nur in Hamburg, vollwertige oberste oder einzige Verwaltungsgerichte nur in 
Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg, Baden, Thüringen, Hamburg, Olden­
burg - die Vollwertigkeit immer nur verstanden als Ideal des richterlichen Rechts­
schutzes. 

Im Reiche gibt es eine allgemeine Verwaltungsgerichtsbarkeit zur Zeit nicht, 
doch war 62a vor kurzem geplant, das in der RV. Art. 31, 166 vorgesehene Reichsver­
waltungsgericht beim Reichsgericht in der Weise einzurichten, daß neben die Zivil­
senate und die Strafsenate besondere Verwaltungssenate treten. Schon jetzt sind 
dem Reichsgericht vorläufig Zuständigkeiten des künftigen RVG. übertragen, 
so durch das Gesetz vom 2. Juni 1927 zur Verlängerung des Republikschutzgesetzes. 
Von Sonderverwaltungsgerichten des Reiches sind besonders hervorzuheben das 
Reichsversicherungsamt als das höchste Verwaltungsgericht für Streitigkeiten 
aus der sozialen Versicherung63, das Reichsversorgungsgericht als der oberste 
Rechtszug für streitige Angelegenheiten der Militärversorgung, das Reichspatent­
am t als entscheidende Stelle in dem gegen erteilte Patente eingeleiteten Nichtigkeits­
verfahren, das u. a. für Entschädigungsansprüche des einzelnen aus Anlaß des 
Friedensvertrages zuständige Reichswirtschaftsgericht mit dem ihm ange­
gliederten, über die Nichtigkeit von Kartellverträgen und -beschlüssen entschei. 
denden Kartellgericht, das für Ersatz· und übernahmeansprüche der Fürsorge· 
verbände untereinander im letzten Rechtszuge anzurufende Bundesamt für 
das Heimatwesen, vor allem noch der Reichsfinanzhof in München, der 
als Rechtsbeschwerdeinstanz über die streitige Pflicht zur Entrichtung von Reichs­
steuern entscheidet. Der Reichsfinanzhof ist in seiner Zusammensetzung ein voll· 
wertiges Gericht. Nicht das gleiche läßt sich von den bei den Landesfinanzämtern 
gebildeten F i n an z ger ich t e n sagen, da in ihnen kein einziges richterliches 
Mitglied sitzt. 

Mit der Eingliederung des Reichsverwaltungsgerichts in das Reichsgericht 
wäre der Typ des Rechtsstaates verlassen worden, der mit unter GNETSTS Einfluß 
in vielen Teilen Deutschlands verwirklicht wurde. Aber auch die beiden größeren 
Hansestädte wollen sich in das GNEIsTsche Schema nicht einordnen lassen, vor allem 
Hamburg nicht. In Hamburg unterstehen die Verwaltungsgerichte der Senats­
kommission für die Justizverwaltung, in Bremen der Justizkommission des Senats. 
In Hamburg übt der Landgerichtspräsident die Dienstaufsicht über das VG., der 
Oberlandesgerichtspräsident die Dienstaufsicht über das OVG. aus. Von der engen 
Personalunion zwischen Gerichten und Verwaltungsgerichten war schon die Rede. 
In beiden Städten wurde die alteingebürgerte justizstaatliche Regelung, dic den 
Weg bis zum Reichsgericht eröffnete, überhaupt nur verlassen, weil man glaubte, 
die Reichsverfassung schreibe die Errichtung besonderer Verwaltungsgerichte vor 

6h Nach halbamtlichen Zeitungsmeldungen vom 3. November 1927 ist der Plan auf­
gegeben und soll das preußische OVG. zum Reichsverwaltungsgericht ausgebaut werden. 

63 Vgl. aus neuester Zeit L. RICHTER Die Versicherungsbehörden als Verwaltungsbehörden 
und als Verwaltungsgerichte, FischersZ. 59 (1926) S.316ff. 
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und begnüge sich nicht mit dem justiz staatlichen Schutze des Bürgers. Aber 
RV. Art. 107, wonach "im Reiche und in den Ländern ... nach Maßgabe der Gesetze 
Verwaltungsgerichte zum Schutze der einzelnen gegen Anordnungen und Ver­
fügungen der Verwaltungsbehörden bestehen" müssen, hatte, wie aus der Ent­
stehungsgeschichte klar hervorgeht64, nicht den Zweck, den Ländern und dem Reiche 
selbst die GNEIsTsche Spielart des Rechtsstaates aufzudrängen, sondern gibt sich 
auch mit der Einsetzung der ordentlichen Gerichte als Verwaltungsgerichte zu­
frieden. Dies müssen wir berücksichtigen, wenn wir nunmehr versuchen, die im 
Rechtsstaatsgedanken liegenden Ideale zusammenzufassen: 

Rechtsstaat wäre nach allem Ausgeführten der Verfassungsstaat mit möglichst 
rechtssatzmäßiger und möglichst gebundener Verwaltung, in dem auf Grund mög­
lichst genauer gesetzlicher Ermächtigung mittels förmlicher Verwaltungsakte ver­
waltet und der Rechtsschutz durch Gerichte ausgeübt wird, die als solche und deren 
Mitglieder persönlich von den verwaltenden Behörden unabhängig sind. 

IV. Ausblicke. 
Unsere geschichtliche Betrachtung begann mit dem älteren Justizstaat und 

führte über den Polizeistaat zum heutigen Rechtsstaat. Das Reichskammergericht 
steht am Anfang der Entwickelung, das Reichsverwaltungsgericht wird den Ring 
schließen. Wird der Kreislauf weitergehen oder hat die Entwickelung einen Ruhe­
punkt erreicht~ 

Während des Krieges und in den ersten Jahren nach ihm ging eine mächtige 
polizeistaatliehe Welle durch das Land. In zahlreichen Gesetzen und Verordnungen, 
die schwer in die Privatsphäre eingrüfen, hieß es, die oder jene Verwaltungsbehörde 
entscheide auf Beschwerde; die Entscheidung sei endgültig. Namentlich auf dem 
Gebiete der Wohnungszwangswirtschaft war man bis vor kurzem auf den guten 
Willen und die Pflichttreue der Verwaltungsbehörden ohne gerichtlichen Schutz 
angewiesen 65. Schon hörte man Stimmen, die Tage des Rechtsstaates seien gezählt, 
er habe sich als eine liberale Einrichtung überlebt und müsse einer erneuten Stärkung 
der Staatsgewalt Platz machen. Auch das Beispiel Rußlands, das nach Überwindung 
des zaristischen Polizeistaats den noch rücksichtsloseren Polizeistaat der Sowjets 
brachte 66, und der Faschismus mußten zu denken geben. 

Trotz allem wird es in Deutschland beim Rechtsstaat bleiben. Ein Volk, das 
die Erzählung vom Michael Kohlhaas ersann, das die Rütliszene schuf, das die Ant­
wort des Müllers von Sanssouci von Geschlecht zu Geschlecht überlieferte, das die 
richterliche Unabhängigkeit durch ein Martyrium erzwang, läßt sich sein Ideal 
weder durch ausländische Einflüsse noch durch vorübergehende Staatsnotwendig­
keiten rauben. Auch haben Einsichtige längst erkannt, daß ein geordneter Rechts­
schutz den Staatsgedanken und damit auch die Staatsgewalt kräftigt. Das Zeit­
alter des Rechtsstaates wird daher wohl für absehbare Zeit bestehen bleiben. 

Der Rechtsstaat harrt sogar noch eines weiteren Ausbaues. Die Einführung 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit bedeutet ja nicht schon, daß wegen jeder Streitig­
keit des öffentlichen Rechts die Anrufung der Gerichte freisteht. Eine fast schran­
kenlose Zuständigkeitsklausel dieser Art haben zur Zeit nur Hamburg und 
Bremen und, etwas abgeschwächt, Württemberg, Sachsen, Lübeck und Thüringen. 
In Bayern fehlt eine solche Generalklausel in der inneren Verwaltung ganz, in Preu­
ßen gilt sie nur auf dem Gebiete des Polizeirechts und der Gemeindeabgaben. Noch 
immer also ist nicht gesagt, daß der Bürger in seinem Kampfe gegen staatliche 
Übergriffe stets einen unparteiischen Richter findet. Die nächste Entwickelung 
wird also wohl dahin gehen, daß dem Bürger oder den Verbänden wegen jeder 

64 V gl. W. JELLINEK Schutz des öffentlichen Rechts, VStaatsRL. 2 (1925) S. 12ff. 
65 Vgl. a. a. O. S. 54ff. 
66 Vgl. TIMASCHEW Grundzüge des sowjetrussischen Staatsrechts 1925 S. 143ff. 
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durch die Staatsgewalt zugefügten Rechtsverletzung der Weg zu einem unabhän­
gigen Gerichte eröffnet wird. Die Frage: ordentliches Gericht oder Verwaltungs­
gericht1 tritt demgegenüber in den Hintergrund. So ist die Amtshaftung nach RV. 
Art. 131 justizstaatlich geregelt und ersetzt als eine Generalklausel eigener Art 
in vielen Fällen den Mangel unmittelbaren gerichtlichen Rechtsschutzes. Ähnlich 
verhält es sich mit der Anrufung der ordentlichen Gerichte bei Enteignungen nach 
RV. Art. 153. Noch sind die Akten darüber, ob die ordentlichen Gerichte auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts minderwertigere Arbeit liefern als die Verwaltungs­
gerichte, nicht geschlossen. Die Ausbildung des Juristen im öffentlichen Recht 
ist heute bedeutend besser als vor sechzig Jahren und die Verwaltungspraktiker, 
die man gern als die wahrhaft Sachverständigen den Justizjuristen gegenüber­
stellt, sind vielfach nur Spezialisten auf engem Gebiete. Man kann sich kaum 
einen größeren Unterschied denken als den zwischen Strafrecht und bürgerlichem 
Recht, und doch ist die Strafrechtspflege mit der Zivilrechtspflege vereinigt. Es ist da­
her kaum anzunehmen, daß den ordentlichen Gerichten in Zukunft noch mehr von ihren 
öffentlichrechtlichen Zuständigkeiten genommen wird, als dies bisher geschehen ist. 
Solange die Lehren des Verwaltungsrechts in der Entwickelung begriffen sind, ist 
es auch gut so, die Mannigfaltigkeit der Rechtsprechung bringt Anregungen in 
Hülle und Fülle. 

Einen weiteren Ausblick eröffnen die in der letzten Zeit unternommenen 
Kodifikationen auf dem Gebiete des Verwaltungsrechts. Das umfangreichste 
Gesetzeswerk dieser Art ist die Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 
1911, die in 1805 Paragraphen das gesamte Recht der Kranken-, Unfall- und 
Invalidenversicherung abschließend regelt. Eine bedeutende Leistung war dann 
die Reichsabgabenordnung vom 13. Dezember 1919, die mit dem Namen 
des früheren oldenburgischen Richters ENNo BECKER verbunden ist und die in 
463 Paragraphen die allgemeinen Lehren des Reichssteuerrechts behandelt. Ein um­
fassendes Reichsgesetz über Beamtenrech t wird wohl nicht mehr lange auf sich 
warten lassen. über solche Regelungen einzelner Gegenstände hinaus hat man es 
in Thüringen, ähnlich wie in Österreich67 und neuestens in der Tschecho-Slowakei68, 

unternommen, die Verwaltungsorganisation, die Verwaltungsgerichtsbarkeit, das 
Recht der Polizeiverordnungen und -verfügungen, das Verwaltungsverfahren und 
das Recht der Verwaltungsakte in einem einheitlichen Gesetze zu regeln. Die 
thüringische Landesverwaltungsordnung vom 10. Juni 1926, ein Werk des 
Oberregierungsrats KURT WAGNER aus Arnstadt, geht so über das preußische 
Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883 hinaus und zeugt von den gesetz­
geberischen Fähigkeiten des jungen Landes Thüringen 69. 

Ob unsere Zeit den Beruf hat, das Verwaltungsrecht noe.h weiter zu kodifi­
zieren, und ob es zu weiteren bedeutenden Kodifikationen kommen wird7o, läßt 
sich schwer sagen. Unbedingt wünschenswert wären sie nicht. Der ganze Reiz 
der Rechtsprechung unserer Verwaltungsgerichte besteht gerade darin, daß sie 
das Recht sozusagen aus dem Nichts gestaltet haben, daß sie ganz allgemein gehal­
tenen Vorschriften Sinn und Leben zu geben verstanden. Noch ist die Entwickelung 
der verwaltungsrechtlichen Lehren nicht abgeschlossen. Diese Erkenntnis sollte 
uns vor übereilten Kodifikationen bewahren. 

87 V gl. namentlich das Allgemeine Verwaltungsverfahren -, das Verwaltungsstraf - und 
das Verwaltungsvollstreckungsgesetz v. 21. Juli 25. Dazu KOROPATNICKI Kommentar zum 
AllgVerwVerfGes. 1927; MANNLICHER-CORETH Das Verwaltungsverfahren 2 1927; ADAMOVICH 
Österr . Verwaltungs verfahren 1926. 

88 yo. ü. d. Verwaltungsverfahren v. 13. Jan. 28. 
69 Uber das erste Lebensjahr dieses Gesetzes H. LOENING in Thür. Kommun. Rund­

schau 5 (1927) S. 85ff. 
70 über den Plan einer Kodifikation in Württemberg vgl. SCHEFOLD, DJZ. 1927 Sp:1087; 

HALLER, WüRV. 21 (1928) S. 174. 
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§ 6. Die Verwaltungsrechtswissenschaft. - Schrifttum. 
OTTO MAYERI S.18ff.; FLEINER S. 42ff.; LOENING S. 21ff.; G. MEYER-DOCHow S.25ff.; 

E. KAUFMANN im WStVR. 111 S. 716ff.; MERKL S. 85ff. - MARCHET Studien über die Ent­
wickelung der Verwaltungslehre in Deutschland von der zweiten Hälfte des 17. bis zum Ende 
des 18. Jahrhunderts 1885; GARGAS Verwaltungslehre und Verwaltungsrecht. Eine methodo­
logische Untersuchung, ZStaatsW. 59 (1903) S.426ff.; L. SPIEGEL Die Verwaltungsrechts­
wissenschaft 1909; STlER-SOMLO Die Zukunft der Verwaltungswissenschaft, VerwArch. 25 
(1917) S. 89ff.; W. NORDEN Staats- und Verwaltungslehre als Grundwissenschaften der 
Staatsbürgerkunde 1919; CONRAD Psychologie und Besteuerung. Ein Beitrag zur Verwaltungs­
psychologie 1928. Die im Texte genannten Schrüten über Verwaltungslehre und Verwaltungs­
wissenschaft. - LAYER und FLEINER Wie ist der akademische Unterricht im Verwaltungsrecht 
zweckmäßig zu gestalten? 32. DJT. 1 (1914) S.3ff., 305ff. 

I. Gliederung der Verwaltungswissenscbaft. 
Bezeichnet man die alles umfassende Wissenschaft von der Verwaltung als 

Verwaltungswissenschaft, eine, wie die Wandlung des Wortes "Staatswissen­
schaft" beweist, keineswegs selbstverständliche Voraussetzung, so lassen sich deut­
lich drei Zweige erkennen, in die sie sich spaltet: die Verwaltungslehre, die 
Verwaltungspolitik und die Verwaltungsrechtswissenschaft. Denn ent­
weder macht man die Tatsachen der Verwaltung, wie sie sind, wie sie waren und wie 
sie vermutlich sein werden, zum Gegenstande seiner Betrachtung. Man schildert 
die Verwaltung, wie man sie sieht, vergleicht sie mit dem staatlichen und gemeind­
lichen Leben des Auslands oder der Vergangenheit, geht den wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und seelischen Ursachen und Wirkungen der Einrichtungen nach 
und sucht aus der Mannigfaltigkeit der Erscheinungen unter Zuhilfenahme der 
Statistik allgemeinere soziologische Gesetze zu ermitteln, etwa über die Art der 
Auslese der Bürgermeister bei ihrer unmittelbaren Wahl durch die Bürgerschaft 
im Gegensatze zur Wahl durch die Stadtverordnetenversammlung. Die auf solche 
Ziele gerichtete Wissenschaft heißt Verwaltungslehre, allerdings in einem 
engeren Sinne, da sie in einem weiteren die Verwaltungspolitik mit umfaßt. Oder 
man legt an die Erscheinungen des Verwaltungslebens einen kritischen Maßstab an, 
bewertet sie nach bestimmten Idealen und fordert demgemäß Verbesserungen. 
Meist wird es der praktische Verwaltungsbeamte, die Regierung, die Volksvertretung 
sein, die diese Aufgabe übernehmen, aber auch die Wissenschaft kann sich ihrer 
bemächtigen und setzt so die wissenschaftliche Verwaltungspolitik neben die 
Verwaltungslehre. Oder man richtet sein Augenmerk auf die Frage, wie vom 
Standpunkte des Rechts aus verwaltet werden soll. Auch die rechtliche Betrachtung 
enthält also Bewertungen, aber keine, für die der Betrachtende, wie bei der Ver­
waltungspolitik, den Beurteilungsmaßstab selbst wählt, sondern solche, für die das 
geschichtlich gegebene Recht den Beurteilungsmaßstab liefert. Die Wissenschaft, 
die sich die Klärung des Inhalts, der Geltung und des Zusammenhangs dieser 
Sollenssätze zur Aufgabe macht, ist die Verwaltungsrechtswissenschaft. 
Sie läßt sich kennzeichnen durch das Wörtchen "soll", während es die Verwaltungs­
lehre mit Ist-Sätzen zu tun hat und der Verwaltungspolitik die Wendung: "so 
sollte es sein" eigentümlich ist. 

Als Zweige der gleichen Gesamtwissenschaft stehen Verwaltungslehre, Ver­
waltungspolitik und Verwaltungsrechtswissenschaft in engen Beziehungen zu­
einander. Die Verwaltungslehre wird des rein beschreibenden Tones bald müde 
werden und Wertungen einflechten, also in die Verwaltungspolitik hinüberspielen. 
Vor allem kommt sie aber ohne ein gewisses Mindestmaß von verwaltungsrechtlichen 
Erkenntnissen nicht aus. Nicht nur, daß die Verwaltungsgesetze als geschichtliches 
Recht in die Welt der Ist-Sätze hineinragen, sie sind auch ursächlich für das tat­
sächliche Geschehen in der Verwaltung und sind ihrerseits mittelbar Wirkungen 
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der Zustände, die ihren Erlaß nötig machten. Auch Verwaltungspolitik kann nur 
treiben, wer die Zustände kennt, die er bessern will, und soviel vom Rechte versteht, 
daß er als Gesetzgeber seinen Gedanken die rechtlich angemessene Form geben kann. 
Endlich würde auch die Verwaltungsrechtswissenschaft ihr Gebiet allzu eng ab­
stecken, wenn sie ihre Augen vor den Tatsachen des Verwaltungslebens verschlösse 
und die Wertfreiheit ihrer Betrachtungsweise so weit triebe, daß sie das Gefühl 
für den inneren Wert ihrer Entscheidungen verlöre. Denn wie bei der Lehre von der 
Rechtsanwendung (§ 7 VII) noch zu erörtern sein wird, steht jede von der Verwal­
tungsrechtswissenschaft zu findende Entscheidung unter der Idee, daß die Ent­
scheidung richtig ist, die die größte Wahrscheinlichkeit für sich hat, daß "man" 
sich auf sie einigt. Die Findung einer solchen Entscheidung ist aber nur möglich, 
wenn die Wissenschaft das Leben kennt und eine feine Witterung dafür hat, was ihm 
zuträglich ist. 

II. Verwaltungs lehre und Verwaltungspolitik. 
Die älteren Darstellungen des Verwaltungsrechts oder, wie man es früher 

nannte, Polizeirechts waren eng verbunden mit Verwaltungslehre und Ver­
waltungspolitik. Sie gehören zum großen Teile der Geschichte an, namentlich 
besteht kein Zusammenhang mehr zwischen der heutigen Verwaltungsrechtswissen­
schaft und den über hundert Jahre zurückliegenden Werken von v. SECKENDORFF, 
V. JUSTI, SONNENFELS\ V. BERG2• Auch die "Polizeiwissenschaft" R. v. MOHLS 
(3. Auf I. 1866) wurde bald durch ein bis heute einzigartiges Werk des Schleswig­
Holsteiners LORENz VON STEIN in den Schatten gestellt, der, ursprünglich Jurist, 
dann Professor der Staatswissenschaften, zuletzt in Wien, in den Jahren 1866-1884 
sein Hauptwerk "Die Verwaltungslehre" schrieb, dem er ein kleineres "Handbuch 
der Verwaltungslehre" und einen Artikel über Verwaltungslehre im Wörterbuch 
des Verwaltungsrechts folgen ließ. 
L. v. STEIN Die Verwaltungslehre 1.-8. Teil 1866-1884 ; 1. Teil 2. Aufl. 1869; 
DERSELBE Handbuch der Verwaltungslehre 3. Auf!. 1.-3. Teil 1887/88; 
DERSELBE "Verwaltung, Verwaltungslehre , Polizei, Verwaltungsrecht" in v. Stengels Wörter­

buch des Verwaltungsrechts 11 1890 S. 706ff. 

Über die Entwickelung der Verwaltungslehre und des Verwaltungsrechts seit 
dem Tode LORENz VON STEIN s (1890) berichtet K. TH. V. INAMA-STERNEGG in 
einem 1902 gehaltenen Vortrage. 
K. TH. V.INAMA-STERNEGG Staatswissenschaftliche Abhandlungen 1903 S. 57ff.; dort, S.41ff., 

auch ein Nachruf auf v. STEIN. 

Außer ihm haben sich noch JASTROW und FERDINAND SCHMID für die Verwaltungs­
lehre als ein besonderes Wissenschaftsgebiet eingesetzt. 
K. TH. v. INAMA-STERNEGG Verwaltungslehre in Umrissen 1870; 
JASTROW Sozialpolitik und Verwaltungswissenschaft 1 (1902) S.28ff.; 
DERSELBE Art. "Verwaltungswissenschaft" im HWBKommunalW. IV; 
FERDINAND SCHMID Über die Bedeutung der Verwaltungslehre als selbständiger Wissenschaft, 

ZStaatsW. 65 (1909) S. 193ff.; 
DERSELBE Eine deutsche Zentralstelle zur Pflege der Verwaltungswissenschaft und Verwaltungs­

praxis 1916; 
DERSELBE Zur Förderung der Verwaltungswissenschaft, VerwArch. 26 (1918) S. 288ff.; 
DERSELBE Warum sollen unsere Juristen Verwaltungsgeschichte studieren! FischersZ.47 

(1918) S. 177ff. 
Nach dem Sprachgebrauch der beiden letztgenannten Schriftsteller ist "Ver­

waltungswissenschaft" etwa dasselbe wie "Verwaltungslehre". Auch der Italiener 
PRESUTTI gebraucht das Wort in diesem Sinne. 
ERRICO PRESUTTI Principü fondamentali di scienza dell'amministrazione2 1910. 

1 Über sie MARCHET Studien über die Entwickelung der Verwaltungslehre 1885 S. Iff., 
271ff., 329ff. 

2 GÜNTHER HEINRICH V. BERG Handbuch des teutschen Polizeyrechts 1.-6. Teil 1799 
bis 1806. 
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Die Verwaltungslehre ist trotz des verheißungsvollen Ausgangspunkts heute 
auf das tote Geleis geraten. Sie wird, sicher unverdientermaßen, weder im Lehr­
betrieb der Universitäten, noch im Schrifttum als besonderes Wissensgebiet ge­
pflegt. Einen gewissen Ersatz bieten die Verwaltungsberichte einzelner Ver. 
waltungen oder Gruppen von Verwaltungen, die dem Leser ein anschauliches Bild 
von den Wirklichkeiten der öffentlichen Verwaltung vermitteln. Aus der neuesten 
Zeit seien hieraus und aus ähnlichen Veröffentlichungen hervorgehoben: 
Geschäftsbericht des badischen Ministeriums des Innern für die Jahre 1913-1924, 2 Bände 

1926; 
H. SCHUBERT Die preußische Regierung in Koblenz, ihre Entwicklung und ihr Wirken 1816 

bis 1918 (1926); 
BÜHLER und KERSTIENS Die Behördenorganisationen des Ruhrgebiets und die Verwaltungs­

reform 1926; 
Fünfzig Jahre Provinzialverband von Pommern. Herausgegeben vom Landeshauptmann der 

Provinz Pommern 1926; . 
CONSTANTIN und STEIN Die deutschen Landkreise, 2 Bände 1926 ; 
Erster Verwaltungsbericht der neuen Stadtgemeinde Berlin für die Zeit vom 1. Oktober 1920 

bis 31. März 1924, bearbeitet im Statistischen Amt der Stadt Berlin, im Erscheinen. 

Die Verwaltungslehre zeigte von jeher das Bestreben, in die Verwaltungs­
politik überzugreifen. Daneben gibt es nur vereinzelte Sonderwerke über Ver· 
waltungspolitik, am ehesten noch für den Bereich der Kommunalverwaltung. 
W. RiTH Leitfaden der Kommunalpolitik 1926; 
LUTHER-MITZLAFF-E. STEIN Die Zukunftsaufgaben der deutschen Städte 1922. 

Verhältnismäßig zahlreich sind dagegen die Schriften, die die bestehenden 
Einrichtungen eines bestimmten Staates einer Kritik unterziehen und Verwaltungs­
politik unter dem Gesichtspunkte der Verwaltungsreform treiben. Dabei han­
delt es sich meist um organisatorische Fragen. 
STIER-SOMLO Zur Reform der preußischen Staatsverwaltung 1909; 
PREUSS Die Lehre Gierkes und das Problem der preußischen Verwaltungsreform, Berliner 

Festgabe für Gierke 1 (1910) S. 245ff.; 
ANscHüTz Richtlinien preußischer Verwaltungsreform, Festschrift für v. Martitz 1911 S. 469ff.; 
DREws Grundzüge einer Verwaltungsreform 1919; 
E. RITTER Von der öffentlichen Verwaltung. Gedanken zum Umbau und Aufbau 1921. 
DERSELBE Vorschläge zum Behördenabbau 1924; 
HOFACKER Die Neugestaltung der öffentlichen Verwaltung 1926; 
W. MOLL Zur Rationalisierung der öffentlichen Wirtschaft, 2 Teile 1926; 
Böss Wie helfen wir uns? 1926; 
GL1sSING Wie können wir unsere öffentlichrechtliche Verwaltung vereinfachen? 1926; 
W. ABEGG Die preußische Verwaltung und ihre Reform, Länder und Reich 1928; 
J. v. ELBE Die Entwicklungslinien der preußischen Verwaltungsreform, VerwArch. 33 (1928) 

S. 197ff.; 
FLAD Betrachtungen zur Selbstverwaltungsreform in Baden, BadVerwZ. 60 (1928) S. 81 ff., 98ff. 
Außerdem viele Aufsätze im PrVerwBl., RVerwBI. und anderen Zeitschriften. 

In diesem Zusammenhange seien die auch heute noch lesenswerten Schriften 
zur Disziplinarsache des Bürgermeisters LOTHAR SCHÜCKING erwähnt. 
x. Y. (Lothar Schücking) Die Reaktion in der inneren Verwaltung Preußens 1908; 
NuscHKE Bürgermeister Schückings Verteidigung und die Anschuldigungsschrift der preußi­

schen Regierung 1908. 

111. Verwaltungsrechtswissenschaft. 

Sinnbild für die deutsche Verwaltungsrechtswissenschaft ist der Name des 
großen Juristen OTTO MAYER geworden. Aber ehe sein Wirken begann und sich 
durchsetzte, schlug die Wissenschaft Wege ein, die von den seinigen abweichen 
und die sie auch heute noch nicht völlig verlassen hat. Wenn man von einigen Vor­
läufern OTTO MAYERS zunächst absieht, kann man die Werke vor OTTO MAYER als 
solche zur Vermittlung von Gesetzeskunde bezeichnen. 
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1. Werke zur Vermittlung von Gesetzeskunde. a) Lehrbücher. Während 
LORENZ VON STEIN mit seinem eigentlichsten Werke, der Verwaltungslehre, nur 
wenige Nachfolger gefunden hat, erwies sich das von ihm nach natürlichen Stoff­
gebieten entworfene System der Verwaltung oder, wie man es genannt hat, das 
staatswissenschaftliehe System fruchtbar auch für die juristischen Bearbei­
tungen des Verwaltungsrechts. Betrachtet man die beiden bedeutendsten Werke 
vor OTTO MAYER, die Lehrbücher von GEORG MEYER und EDGAR LOENING 
G. MEYER Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts, 2 Teile 1883/85, 3. Auf!. von DOCHOW 

1910, 4. Aufl. von DOCHOW, 1. U. 2. Teil 1913 u. 1915, in wertvollster Weise ergänzt durch 
G. MEYERS Lehrbuch des deutschen Staatsrechts, 7. Auf!. von ANscHüTz 1919, 

E. LOENING Lehrbuch des deutschen Verwaltungsrechts 1884, 

daraufhin, so fällt die Kürze des allgemeinen Teils und die verhältnismäßige Breite 
des besonderen auf. Der besondere Teil aber lehnt sich an die einzelnen Verwal­
tungszweige mit ihren Unterverästelungen an, als da sind Verkehr mit Wegewesen, 
Wasser, Wasserstraßen, Schiffahrt, Eisenbahn, Post, Telegraphie, Maß, Gewicht, 
Zeit, Geld, Kredit, Privatversicherung, dann Handel, Industrie, Gewerbe und 
Urproduktion mit Forstwirtschaft, Jagd, Fischerei, Bergbau. Die Zusammenfassung 
des rechtlich Gemeinsamen ist offenbar vernachlässigt. Es sind, wie sich LABAND 
einmal ausgedrückt hat 3, "Konglomerate" von allerhand Verschiedenartigem. Die 
Stoffordnung erinnert an jene volkstümlich geschriebenen rechtsbelehrenden Bücher, 
die unter dem Titel: "Was muß der Kraftfahrer, der Kutscher, der Gastwirt vom 
BGB. wissen?" zusammentragen, was für die einzelnen Berufe zu wissen nützlich 
ist, ohne zu versuchen, das Gebotene juristisch zu durchdringen, und daher beim 
Auftauchen der ersten Schwierigkeit versagen müssen. Trotzdem wäre es verfehlt, 
über Bücher dieser Art hochmütig den Stab zu brechen. Als Nachschlagewerke 
können sie gute Dienste leisten, vorausgesetzt, daß sie kurz hintereinander neue 
Auflagen erleben. Denn überwiegend zur Vermittlung von Gesetzeskunde ver­
faßt, befinden sie sich in starker Abhängigkeit vom Wechsel der Gesetze. In ihren 
allgemeinen, namentlich ihren geschichtlichen Teilen allerdings können sie noch 
nach vielen Jahren wertvoll sein. 

Während die soeben genannten Bücher nicht auf die Schilderung des Rechts 
eines bestimmten Staates beschränkt sind, gibt es eine größere Anzahl von Werken, 
die das Recht eines einzelnen deutschen Landes und daneben höchstens noch das 
des Deutschen Reiches darstellen. Sammlungen, die diesem Zwecke, allerdings 
in erster Linie für das Staatsrecht, dienen, die aber doch auch manch wichtiges 
Stück des Verwaltungsrechts bringen, sind das Öffentliche Recht der Gegen­
wart und die Bibliothek des öffentlichen Rechts; beide Sammlungen 
enthalten zwar nur das Recht der Vorkriegszeit, doch wird die erste durch das 
Jahrbuch des öffentlichen Rechts, so gut es geht, auf dem laufenden ge­
halten. Zu den Verfassern der ersten zählen zum Teil berühmte Namen. 
Öffentliches Recht der Gegenwart, herausgegeben von GEORG JELLINEK (dann MAX 

HUBER), PAUL LABAND, ROBERT PILOTY. In der Sammlung sind er,~chicncn: 
M. v. SEYDEL -V. GRASSMANN Bayerisches Staatsrecht, 2. Bd.: Die Staatsvcrwaltung 1913; 
ÜTTO MAYER Das Staatsrecht des Königreichs Sachsen 1909; 
K. Göz Das Staatsrecht des Königreichs Würt.temberg 1908; 
E. WALZ Das Staatsrecht des Großherzogturns Baden 1909; 
W. VAN CALKER Das Staatsrecht des Großherzogturns Hessen 1913; 
W. SCHÜCKING Das Staatsrecht des Großherzogturns Oldenburg 1911; 
A. RHAMM Das Staatsrecht des Herzogtums Braunschweig 1908; 
J. BOLLMANN Das Staatsrecht der Freien HanseRtärlte Bremen und Lübeck 1914. 

Vom Jahrbuch des öffentlichen RechtR, begründet von G. JELLINEK, LABAND und 
P!LOTY, nach dem Kriege von PILOTY und KOELLREuTTER. jetzt vom letzten allein in Ver­
bindung mit BRuNs und TRIEPEL herausgegeben, sind seit dem Kriege Band IX-XV, 1920 
bis 1927, erschienen. 

3 ArchÖffR. 2 (1887) S.156. 
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Von der Bibliothek des öffentlichen Rechts, herausgegeben von SCHOLZ und STORCK, 
haben neben dem Öffentlichen Recht der Gegenwart nachdem Verschwinden der thüringischen 
Zwergstaaten noch Bedeutung: 

SANFTENBERG·KNORR Staats- und Verwaltungsrecht des Herzogtums Anhalt 1909; 
BEsELER Staats- und Verwaltungsrecht des Fürstentums Schaumburg-Lippe 1910. 
Im übrigen gibt es nur Lehr- und Handbücher zum preußischen, bayerischen, 

sächsischen und württembergischen Verwaltungsrecht, vielfach unter Einbezie­
hung des Reichsrechts, nämlich für Preußen: 
v. RÖNNE-ZORN Das Staatsrecht der Preußischen Monarchie6 1. Bd. 1899, 2. Bd. 1906, 3. Bd., 

mitbearbeitet von GIESE, 1. Abt. 1915, 2. Abt. 1916, Ergänzungsband "Das Recht der Kom­
munalverbände" von SCHOEN 1897 (das Werk ist auch heute noch unentbehrlich); 

RUMMLER Preußisches Recht auf der Grundlage des Allgemeinen Landrechts, 1. Lieferung 1913 ; 
GRAF HUE DE GRAlS, H. PETERS, W. HocHE Handbuch der Verfassung und Verwaltung in 

Preußen und dem Deutschen Reiche" 1927; 
E. V. LYMPIUS Die Verfassung und Verwaltung in Preußen und im .Deutschen Reich2 1928; 
DIECKMANN Verwaltungsrecht. Ein Hand- und Lehrbuch zur Einführung in die Verfassung 

und innere Verwaltung des Deutschen Reichs und Preußens' 1926; 
K. MASS Das Verwaltungsrecht8 1927; 

für Bayern: 
NAWIASKY Bayerisches Vcrfassungsrecht 1923 (behandelt auch Grundfragen des Verwaltungs­

rechts); 
PILOTy-SCHNEIDER Grundriß des Verwaltungsrechtes in Bayern und dem Deutschen ReicheS 

1927 (mit starker Betonung des allgemeinen Teils); 
FRITZ VAN CALKER Grundzüge des Deutschen Verwaltungsrechts, Vorlesungs-Grundriß, 1925 

(ebenfalls mit starker Betonung der allgemeinen Lehren; außer dem Reichsrecht und dem 
bayerischen Recht ist auch das preußische Recht berücksichtigt); 

HENLE Handbuch der inneren Verwaltung für Bayern rechts des Rheins 1912-25; 
HELMREICH Grundriß des bayerischen Verwaltungsrechts 1928; 
KNEUER Kurzes Handbuch des bayerischen Verwaltungsrechts, Allgemeiner TeiI1928; 

für Sachsen: 
C. E. LEUTHOLD Das Königlich Sächsische Verwaltungsrecht 1878; 
O. V. GEHE u.B.u.W. GERTH Handbuch für die sächsischen Bürgermeister, 4. Auf!. von 

E. NAUNDORFFS Handbuch für die Gemeindevorstände, I 1928; 
E. MERKEL-M. BÖHME Der Gemeindebeamte8 1928 (für mittlere Beamte bestimmt); 

für Württemberg: 
v. PISTORIUS Staats- und Verwaltungskunde 2 1928; 
KOLLMANN Die Württembergische Verwaltung, BayVerwBI. 75 (1927) S.330ff., mit zahl­

reichen Fortsetzungen bis 76 (1928) S. 171ff.; 

für Baden: 
A. JUNG Der badische Bürgermeister, 7. Auf!. des früher von RETTIG und Kopp bearbeiteten 

Handbuches 1928; 
Das "Thüringische Verwaltungsrecht" von Reuß 
REuss Thüringisches Verwaltungsrecht 1927 
enthält nur Gesetzestexte. 

b) Wörterbücher. Werke zur Vermittelung von Gesetzeskunde können 
diesen Zweck auch in der Weise erreichen, daß sie alphabetisch nach Stichworten 
geordnete Ausführungen bringen. So entsteht das Wörterbuch des Verwal­
tungsrechts. Solche Werke gibt es für Preußen, Bayern, Sachsen, Württemberg 
und Baden. 
v. BITTER Handwörterbuch der preußischen VerwaltungS, her. von DREws u. FR. HOFFMANN, 

2 Bände 1928; 
K. H. FISCHER Lexikon des in Bayern geltenden Verwaltungs-, Staats-, Polizei- und Polizei­

strafrechts, 1. Bd. 1910; 
VON DER MOSEL Handwörterbuch des sächsischen Verwaltungsrechts13, 2 Bände 1926, Deck­

blätter und Berichtigungen 1928; 
ER. HALLER Handwörterbuch der württemb. Verwaltung 1915; 
H. JUNG Handbuch für die Gendarmerie und Polizei Badens 1928. 

Eine gewisse Ergänzung hierzu bilden 
SCHLEGELBERGER-HoCHE Das Recht der Neuzeit. Ein Führer durch das geltende Recht Deutsch­

lands seit 19145 1928; 
Jellinek. Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 7 



98 § 6. Die Verwaltungsrechtswissenschaft. - Schrifttum. 

EBNER Wegweiser durch die deutsche Reichsgesetzgebung2 1925; dasselbe für die preußische 
Gesetzgebung2 1925; 

Gesetzgebungs.Archiv, Nachweiser der noch geltenden Gesetze, Verordnungen, Ministerial­
erlasse usw. 1794 bis März 1928 für Reich und Preußen' 1928 (Verlag A. Sudau G. m. b. H.); 

BOORBERG Wegweiser durch die württembergische Gesetzgebung 1927; 
NITZSCHE-SCHMIDT Wegweiser durch die Gesetzsammlung für Thüringen 1920-1927 (1927). 

Mit diesen Nachschlagebüchern dürfen nicht verwechselt werden die unter 
Mitwirkung bedeutender Gelehrter und Praktiker entstandenen, sich vielfach auf 
erheblicher wissenschaftlicher Höhe bewegenden Wörterbücher, unter denen für 
das Verwaltungsrecht vor allem in Betracht kommen: 
v. STENGEL-FLEISCHMANN Wörterbuch des Deutschen Staats- und Verwaltungsrechts2, 3 Bände 

1911-1914; 
Brox, LINDEMANN, MOST, PREUSS, SÜDEKUM Handwörterbuch der Kommunalwissenschaften, 

4 Bände 1918-1924, 2 Ergänzungsbände 1927; 
STIER,SOMLO und A. ELSTER Handwörterbuch der Rechtswissenschaft 1 (1926), 2 (1927), 

3 (1928), 4 (1927), 5 (1928); im Erscheinen. 

Vom Wörterbuch ist nur ein Schritt zur Kartei mit laufend erscheinenden, 
auswechselbaren Karten. Auch eine solche gibt es seit kurzem: 
GIESE, HOCHE, KAISENBERG Die deutsche Verwaltungs-Kartothek (seit 1926). 

2. Werke zur juristischen Durchdringung des Verwaltungsrechts. a) OTTO 
MAYER. Die, gesetzeskundlichen Bücher befriedigen auch den Praktiker nicht. 
Auf Zweifelsfragen geben sie ihm weder eine Antwort, noch weisen sie den Weg zu 
einer Lösung. Auch für den Unterricht taugt das sog. staatswissenschaftliche 
System nicht viel. Daß vor Jahrzehnten die Verwaltungsrechtsvorlesung zu den 
von den Studenten am wenigsten geschätzten Vorlesungen gehörte, hing u. a. 
mit der Stoffeinteilung und dem Mangel einer juristischen Durchdringung des Stoffes 
zusammen. Das Bedürfnis nach einer grundlegenden Umstellung der Wissenschaft 
lag also in den Dingen selbst begründet. Hinzu kam die Einführung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit seit den sechziger Jahren des vorigen Jahrhunderts, die das Inter­
esse am Verwaltungsrecht hob und eine stärkere Betonung des Juristischen in der 
Verwaltung nahelegte, die Berührung mit dem älteren und feiner ausgebildeten 
französischen Verwaltungsrecht, die der Anfall Elsaß-Lothringens an Deutschland 
mit sich brachte, endlich die Einführung der juristischen Methode im Staatsrecht, 
die vor allem an den Namen LABAND geknüpft bleiben wird. Die Lampe harrte 
also, um mit dem Dichter zu sprechen, der Flamme, die entzündet. 

Die blieb nicht aus! Als LABAND im zweiten Bande des Archivs für öffentliches 
Recht, 1887, S.150f., 162ff., in zwei berühmten Besprechungen die bisher üblich 
gewesene Darstellungsart verwaltungsrechtlicher Lehrbücher geißelte, verkündete 
er zugleich der wissenschaftlichen Welt, daß ein ganz anders geartetes, den juristi­
schen Gehalt des Verwaltungsrechts ausschöpfendes Buch erschienen sei: die "Theo­
rie des französischen Verwaltungsrechts", 1886, von OTTO MAYER. Der Verfasser 
stammte aus Fürth bei Nürnberg, war nach dem Kriege ins Elsaß gekommen, 
übte dort längere Zeit die Anwaltspraxis aus und habilitierte sich 1881 in Stra,ß­
burg, wo er 1882 Professor wurde und bis 1903 neben LABAND wirkte. Von 1903 
bis 1918 lehrte er in Leipzig. Die Daten sind nicht unwichtig; sie erklären OTTO 
MAYERS Vertrautheit mit dem französischen Rechte, seine Verwandtschaft mit der' 
Schule LABANDS und seinen späteren besonders starken Einfluß auf die Recht­
sprechung des sächsischen OVG. Die "Theorie des französischen Verwaltungs­
rechts" war aber nur der Auftakt zu seinem berühmtesten Werke, dem in BINDINOS. 
Handbuch der deutschen Rechtswissenschaft erstmals 1895/96, später in zwei 
weiteren Auflagen erschienenen "Deutschen Verwaltungsrecht" . 
OTTO MAYER Deutsches Verwaltungsrecht, 2 Bände 1895/96; 2. Aufl. 1914/17; 3. (kurz vor 

dem Tode abgeschlossene) Aufl. 1924. 
Jede von diesen drei Auflagen hat ihren eigenen Wert. Die erste Auflage, 

aus der Blütezeit des Schaffens stammend, war das epochemachende Werk. In 
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der zweiten Auflage zeichnet sich der zweite Band durch eine eindringlichere Dar­
stellung des öffentlichen Sachenrechts aus. In der dritten Auflage, die sich in der 
äußeren Gestalt wieder der ersten nähert, berücksichtigt ÜTTO MAYER noch, aller­
dings nur mit ganz knappen Hinweisen, die durch 1918 eingetretenen Veränderungen. 
Auch die französische, von ihm selbst übersetzte Ausgabe 
ÜTTO MAYER Le droit administratif allemand I-IV 1903-06 
ist ein Werk für sich und beweist durch die Neuartigkeit des Systems und der Fach­
ausdrücke, wie unrichtig die Behauptung ist, ÜTTO MAYER habe dem deutschen Recht 
französische Gedanken aufpfropfen wollen. Mehr als Anregungen hat ÜTTO MAYER 
von Frankreich nicht empfangen. 

Worin liegt das Bewunderungswürdige in ÜTTO MAYERS Werke? Vor allem 
darin, daß er sich nicht vom Gegenstande seiner Darstellung niederdrücken läßt, 
sondern mit unvergleichlicher Kunst den widerspenstigen Stoff gestaltend meistert. 
Seine Eigenart beruht nach dem Bekenntnis im Vorwort zur zweiten Auflage "auf 
dem Glauben an die Macht allgemeinerer Rechtsideen, die in den Mannigfaltig­
keiten des wirklichen Rechts zur Erscheinung und Entfaltung kommen, zugleich 
aber auch ihrerseits in der Geschichte sich wandeln und fortschreiten". Es hänge 
wohl mit Hegelischer Rechtsphilosophie zusammen, vielleicht auch noch mit ganz 
Unjuristischem, müsse aber schon recht stark sein, daß er es habe wagen können, 
solchen Ideen auch in dem zerfahrenen und unfertigen deutschen Verwaltungs­
recht nachzugehen, um sie herauszuheben und aufzuweisen. 

Das Neue des ÜTTO MAYERschen Werkes zeigt sich schon in den Hauptüber­
schriften des Inhaltsverzeichnisses. Eine Einleitung, dann ein Allgemeiner Teil 
mit drei Abschnitten über die geschichtlichen Entwicklungsstufen des deutschen 
Verwaltungsrechts, die Grundzüge der Verwaltungsrechtsordnung, den Rechtsschutz 
in Verwaltungssachen und ein Besonderer Teil mit sechs Abschnitten über die Poli­
zeigewalt, die Finanzgewalt, das öffentliche Sachenrecht, besondere Leistungs­
pflichten, besondere Empfänge und die rechtsfähigen Verwaltungen. Die erste, 
übrigens anders gegliederte Auflage enthielt noch einen sehr lesenswerten Anhang 
über internationales und bundesstaatliches Verwaltungsrecht. Auch in den Unter­
abschnitten findet man die Überschriften der staatswissenschaftlich geschriebenen 
Bücher, wie Geld-, Bank-, Börsenwesen, Viehzucht und Viehseuchen, nicht mehr. 
Alles ist auf juristische Denkformen gebracht und durch ausgiebige Heranziehung 
der lebendigen Rechtsprechung veranschaulicht. 

Vor allem war ÜTTO MAYER ein Künstler des Worts, der Darstellung, des Auf­
baus. Seine Sprache ist ein ungewöhnlich wohllautendes Deutsch, Fremdwörter 
fehlen fast gänzlich. Wer feine ühren hat, empfindet zudem in den Sätzen einen 
wohlabgewogenen Rhythmus, wie er nur wenigen Prosaschriftstellern eigen ist. 
ütto Mayer erzählte einmal im engsten Kreise, er horche hin, ehe er einen Satz 
niederschreibe, wie er wohl gesprochen klinge. Nimmt man hinzu, daß die geist­
sprühende Art des Mannes sich auf die ganze Darstellung überträgt und ihr dauernd 
etwas Prickelndes gibt, so versteht man den hohen Genuß, den das Lesen ÜTTO 

MAYERscher Schriften bereitet. Aber ebenso reizbar wie gegen Unschönheiten der 
Darstellung war er gegen Unebenheiten im System seiner Wissenschaft. Er ruhte 
und rastete nicht eher, als bis sich auch der letzte Stein des gewaltigen von ihm er­
richteten Gebäudes harmonisch in das Ganze einfügte. So nur läßt sich die Hart­
näckigkeit erklären, mit der er sich z. B. für die Möglichkeit eines öffentlichen 
Eigentums einsetzte. Aber auch der beißende Spott, mit dem er vielfach in An­
merkungen und Besprechungen fremde Ansichten bekämpfte, war nur der Aus­
druck seiner überaus starken Reizbarkeit gegen alles, was die Harmonie 
seiner Gedanken störte. 

Wer ÜTTO MAYER persönlich kannte, dem wird die Erinnerung an den immer 
gutgelaunten, witzigen, sprühenden, dabei innerlich wahrhaft frommen Mann un-

7* 
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vergeßlich sein. Wenn das Leipziger Dozentenzimmer von fröhlichem Lachen 
widerhallte, konnte man sicher sein, daß OTTO MAYER gerade eine seiner Schnurren 
zum besten gegeben hatte. Als Lehrer stellte er hohe Anforderungen an das 
Auffassungsvermögen, war aber bei den klügeren Studenten sehr beliebt. 

Alles Neue braucht Zeit, um sich auszuwirken. Auch OTTO MAYER hat sich 
Wissenschaft und Praxis nicht mit einem Schlage erobert. Nur in den Entschei­
dungen des sächsischen OVG. findet man frühzeitig, mit oder ohne Anführung 
OTTO MAYERs, Wendungen, die'an sein Werk anklingen. Aber der Einfluß steigt, 
sei es mittelbar durch die von ihm beeinflußten Schriften, z. B. FLEINERS und KOR­
MANNS, sei es unmittelbar. So findet man in der großen Kodifikation des thürin­
gischen Verwaltungsrechts, der Landesverwaltungsordnung vom 10. Juni 1926, 
deutliche Spuren OTTO MAYERscher Gedankenarbeit. Damit ist selbstverständlich 
nicht gesagt, daß alles von OTTO MAYER Geschriebene der Kritik standhält. Aber 
keine seiner wissenschaftlichen Äußerungen ist so unwichtig, daß man sich nicht. 
eingehend mit ihr beschäftigen müßte, ehe man sie ablehnt. 

Eine Lebensbeschreibung OTTO MAYERS fehlt noch, doch hat er seinem künf­
tigen Biographen die Arbeit leicht gemacht. Wir besitzen von ihm ein meisterhaftes 
kleines curriculum vitae aus dem Jahre 1909, das besser als fremde Worte den 
Mann vor Augen führt, und eine größere Selbstdarstellung aus dem Todesjahr 1924. 
OTTO MAYER Ein Stück curriculum vitae, DJZ. 1909 Sp. 104lff.; 
PLANITZ Die Rechtswissenschaft der Gegenwart in Selbstdarstellungen I 1924 S. 153ff. 

Von Besprechungen und kritischen Schriften über OTTO MAYER seien hervor­
gehoben: 
LABAND Besprechung der "Theorie des französischen Verwaltungsrechts", ArchÖffR. 2 (1887) 

S. 149ff.; 
G. JELLINEK Besprechung des "Deutschen Verwaltungsrechts", VerwArch. 5 (1897) S. 304ff.; 
L. SPIEGEL Die Verwaltungsrechtswissenschaft 1909; 
WITTMAYER, OTTO MAYERS Lebenswerk. Zum 70. Geburtstage. GrÜnhutsZ. 42 (1916) S.517ff.; 
BÜHLER, OTTO MAYERS Deutsches Verwaltungsrecht (Zweite Auflage). Seine Bedeutung für die 

Praxis und die kommende Zeit der Verwaltungsreform. VerwArch. 27 (1919) S. 283ff. 

Eine geistvolle Würdigung des eben Verstorbenen hat uns ERICH KAUFMANN ge­
schenkt. 
ERICH KAUFMANN, OTTO MAYER, VerwAreh. 30 (1925) S.377ff. 

b) OTTO MAYERS Vorgänger und die von ihm beeinfl ußten Lehr­
bücher. Zwei Württemberger hatten vor OTTO MAYER das Verwaltungsrecht unter 
Hervorhebung des Juristischen dargestellt. 
F. F. MAYER Grundzüge des Verwaltungs-Rechts und Rechtsverfahrens 1857; 
DERSELBE Grundsätze des Verwaltungsrechts 1862; 
v. SARWEY Allgemeines Verwaltungsrecht, Handbuch d. öff. Rechts, 1. Bd., Allg. Teil. 2. Halbbd., 

1884. 
Daß es gerade Württemberger waren, ist nicht verwunderlich, wenn man bedenkt, 
daß in Württemberg der "Geheime Rat" lange vor Einführung der neueren Ver­
waltungsgerichte in Verwaltungssachen Recht sprach 4. 

Nach dem Erscheinen des OTTO MAYERschen Werkes mußten anderthalb Jahr­
zehnte vergehen, ehe wieder ein von juristischem Geiste erfülltes Lehrbuch heraus­
kam. Es waren dies die Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts von FRITZ 
FLEINER. 
FRITZ FLEINER Institutionen des deutschen Verwaltungsrechts 1911; 2. Auf I. 1912; 3. Auf!. 

1913; 8. (= 4. veränderte) Auf I. 1928. - "Über FLEINER vgl. MEISEL, FRITZ FLEINER und die 
Verwaltungsrechtswissenschaft, Prager Jur. Ztschr. 7 (1927) Sp. 49ff. 

FLEINERS Verdienst besteht vor allem darin, daß er durch die anmutige Einfach­
heit der Darstellung für die junge Verwaltungsrechtswissenschaft warb. Daß Ver­
waltungsrecht jetzt zu den beliebteren Lehrgegenständen gehört, ist zum nicht ge-

, Vgl. BÜHLER Zuständigkeit der Zivilgerichte 1911 S. 28ff. 
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ringen Teile ihm zuzuschreiben. Außerdem hat er Gedanken des schweizerischen 
Rechts f~uchtbar für das deutsche Verwaltungsrecht verwertet. 

Nach FLEINERS Werk erschienen die Darstellungen von SOHOEN, HA'l'SOHEK, 
HERRNRITT, MERKT, und GIESE. 
PAUL SOHOEN Deutsches Verwaltungsrecht. Allgemeine Lehren und Organisation. KOHLERS 

Enzyklopädie der Rechtswissenschaft? 4. Bd. 1914 S. 193ff. ; 
JULIUS HATSOHEK Institutionen (später Lehrbuch) des deutschen und preußischen Verwal-

tungsrechts 1919; 2. Auf I. 1922; 3. u. 4. Auf I. 1924; 5. u. 6. AufI., her. v. KURTZIG, 1927; 
R. H. HERRNRITT Grundlehren des Verwaltungsrechts 1921; 
ADOLF MERKL Allgemeines VerwaIt.ungsrecht 1927; 
FRIEDRIOH GIESE Allgemeines Verwaltungsrecht. "Die Beamten-Hochschule", her. v. GIESE, 

I 1 BIll (1929). 
Während SOHOEN, wie schon der Titel lehrt, nur einige wichtige Abschnitte behan­
delt, umfaßt HATSOHEKS Lehrbuch den größten Teil des Verwaltungsrechts, aller­
dings mit der Beschränkung auf das Reich und auf Preußen. Gegenüber OTTO MAYER 
und FLEINER, denen es in der Art der Darstellung nicht gleichkommt, zeichnet sich 
HATSOHEKS Lehrbuch dadurch aus, daß es auch verwaltungsrechtliche Sondergebiete, 
wie Vereins-, Preß-, Gewerbepolizei, Armenfürsorge, darstellt. HERRNRITTS Grund­
lehren behandeln vorwiegend das österreichische Recht, sind aber auch für Deutsch­
land wertvoll, während MERKL im Gegensatz zu GIESES gleichnamigem Grundriß 
das positive Recht eines bestimmten Staates bewußt vernachlässigt. 

c) Einzelschriften. Der Überblick über das verwaltungsrechtliche Schrift­
tum wäre unvollständig, wenn er nicht auch mehrerer Einzelschriften gedächte, die 
zum Teil bedeutenden Einfluß auf die Rechtsprechung erlangt haben. Erwähnt 
seien zunächst vor OTTO MAYERS Deutschem Verwaltungsrecht liegende Schriften: 
H. ROSIN Das Polizeiverordnungsrecht in Preußen 1882; 2. Auf I. 1895; 
DERSELBE Das Recht der öffentlichen Genossenschaft 1886; 
E. BERNATZIK Rechtsprechung und materielle Rechtskraft 1886; 
FR. TEzNER Zur Lehre von dem freien Ermessen 1888; 
G. JELLINEK System der subjektiven öffentlichen Rechte 1892; 2. Auf I. 1905; 
G. ANSOHÜTZ Das Recht des Verwaltungszwanges in Preußen, VerwArch. 1 (1893) S. 389ff.; 
E. LOENING Gerichte und Verwaltungsbehörden in Brandenburg-Preußen, VerwArch. 2 (1894) 

S. 217ff., 437ff.; 3 (1895) S. 94ff., 51Off.; dasselbe in neuer Auflage als Bd. 1 der "Abhand­
lungen und Aufsätze" E. LOENINGS 1914 erschienen. 

Von den nach 1895 erschienenen Einzelschriften seien an dieser Stelle nur 
einige wenige genannt, namentlich solche, deren Verfasser man als Verwaltungs­
rechtslehrer im Hauptberuf bezeichnen kann. Im übrigen wird auf die Einzel­
schriften in der späteren Darstellung bei gegebener Gelegenheit hingewiesen werden. 
Nicht alle nach 1895 erschienenen Schriften sind übrigens von OTTO MAYER beein­
flußt. Erwähnt seien: 
G. ANsoHüTz Der Ersatzanspruch aus Vermögensbeschädigungen durch rechtmäßige Hand­

habung der Staatsgewalt 1897; 
DERSELBE Allgemeine Begriffe und Lehren des Verwaltungsrechts nach der Rechtsprechung 

des OVG., PrVerwBI. 22 (1901) S. 83ff.; 
R. THOMA Der Polizeibefehl im badischen Recht, 1. Teil 1906; 
G. ANsoHüTz Justiz und Verwaltung, HINNEBERGS Kultur der Gegenwart, Syst. Rechtswissen­

schaft 1906; 2. Auf I. 1913; 
E. BERNATZIK Polizei und Kulturpflege, ebendaselbst; 
FR. FLEINER Einzelrecht und öffentliches Interesse, Staatsr. Abhandlungen, Festgabe für 

LABAND, II 1908 S. Hf.; 
W. JELLINEK Der fehlerhafte Staatsakt und seine Wirkungen 1908; 
C. BROOKHAUSEN Verwaltungsrechtliche und verwaltungspolitische Essays 1908; 
K. KORMANN System der rechtsgeschäftlichen Staatsakte 1910 (unveränderter Neudruck 1925); 
R. v. LAUN Das freie Ermessen und seine Grenzen 1910; 
K. KORMANN Grundzüge eines allgemeinen Teils des öffentlichen Rechts, AnnDR. 1911 u. 1912 

(dazu WALTHER MERK in BadVerwZ. 1912 S. 211ff., 223ff.); 
W. JELLINEK Gesetz, Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeitserwägung. Zugleich ein System 

der Ungültigkeitsgründe von Polizeiverordnungen und -verfügungen 1913; 
O. BÜHLER Die subjektiven öffentlichen Rechte und ihr Schutz in der deutschen Verwaltungs­

rechtsprechung 1914- (dazu meine Bespr. im ArchÖffR. 32, 1914, S.580ff.); 
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K. FRIEDRICHS Der allgemeine Teil des Rechts, AnnDR. 1917 S. 385ft (1927 unter dem 
gleichen Titel als umfassende Einzelschrift erschienen); 

W. APELT Der verwaltungsrechtliche Vertrag 1920; 
G. LASSAR Der Erstattungsanspruch im Verwaltungs· und Finanzrecht 1921; 
H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung in Preußen 1926. 

Ausschließlich verwaltungsrechtliche Abhandlungen findet man in der Festgabe 
für das preußische OVG. 
Verwaltungsrechtliche Abhandlungen. Festgabe zur Feier des fünfzigjährigen Bestehens des 

preußischen Oberverwaltungsgerichts, her. v. TRIEPEL, 1925, mit Beiträgen von JESSE, 
BÜHLER, HELFRITZ, W. JELLINEK, SCHOEN, STIER-SOMLO, THOMA, WALD ECKER, 

während die l!'estgabe für FLEINER 
Festgabe für FRITZ FLEINER zum 60. Geburtstag 24. Januar 1927 

auch staats- und völkerrechtliche Beiträge enthält. 
Eine Reihe von Praktikern, wie JEBENS, SCHULTZENSTEIN, W. SCHELCHER, 

HOFACKER, K. FRIEDRICUS und in den letzten Jahren vor allem auch B. DREws, 
haben sich durch eine große Anzahl von Zeitschriftenaufsätzen um die Wissen­
schaft des Verwaltungsrechts hohe Verdienste erworben. Die von JEBENS sind 
gesammelt, 
A. W. JEBENS Verwaltungsrechtliche Aufsätze 1899, 

die von HOFACKER vielfach in späteren Einzelschriften verarbeitet, während die Auf­
sätze der andern in den Zeitschriften verstreut liegen. Bei SCHULTZENSTEIN 
über ihn K. FRIEDRICHS im PrVerwBI. 38 (1917) S.485f., 43 (1922) S.351 

darf man vermuten, daß sie zum größeren Teile im Verwaltungsarchiv stehen, bei 
SCHELCHER ist FISCHERS Zeitschrift der Fundort, dagegen wäre eine gesammelte 
Ausgabe der sehr zahlreichen kleinen Aufsätze von K. FRIEDRICHS erwünscht. Die 
Aufsätze des Rechtsanwalts GÖRRES 
K. GÖRRES Öffentliches Recht voraus 1926 

haben keinen ausgesprochen verwaltungsrechtlichen Inhalt. 
d) Kommentare und Handbücher für Sondergebiete. Da es an 

einer allumfassenden Kodifikation des Verwaltungsrechts fehlt, können sich die 
Kommentatoren nur Sondergesetzen zuwenden. Als wissenschaftliche Kommen­
tare und Handbücher dieser Art seien für das Reich hervorgehoben: 
v. LANDMANN und ROHMER Kommentar zur Gewerbeordnung für das Deutsche Reich rs 1928, 
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E. BECKER Die Reichsabgabenordnung6 1928; 

für Preußen: 
C. F. KOCH Allgemeines Landrecht für die preußischen StaatcnB, 4 Bände 1884-86; 
G. ANSCHÜTZ Die Verfassungs-Urkunde für den preußischen Staat I 1912; 
K. FRIEDRICHS Das Landesverwaltungsgesetz 1910; 
DERSELBE Das Polizeigesetz 1911; 
DERSELBE Verwaltungsrechtspflege, 3 Bände 1920/21; 
L. HOLTZ-F. KREUTZ Das preußische Wassergesetz pu . ., neu bearbeitet von P. SCHLEGEL­

BERGER, 1927, I!2u.8 1911l; 
M. v. BRAUCHITSCH Die preußischen Verwaltungsgesetze (näheres unter § 7 V 2); 

für Bayern: 
A. DYROFF Bayerisches Verwaltungsgerichtsgesetz5 1917, Normennachtrag 1925, Ergänzungs­

band mitbearbeitet von KLEE und HECHTEL 1928; 

für Sachsen: 
K. APELT Das königlich sächsische Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege2 1911; 

für Württem berg: 
K. GOEZ Die Verwaltungsrechtspflege in Württemberg 1902; 

für Thüringen: 
KNAUTH und K. WAGNER Landesverwaltungsordnung für Thüringen 1927. 

e) Übungsfälle und Aktenstücke. Übungsfälle ohne Antworten haben 
FLEINER, AN SCHÜTZ und v. LOEWENSTEIN herausgegeben. 
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FLEINER Verwaltungsrechtsfälle zum akademischen Gebrauch2 1919; 
ANSCHÜTZ Fälle und Fragen des Staats- und Verwaltungsrechts5 1927; 
v. LOEWENSTEIN Praktikum des öffentlichen Rechts 1927. 
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KORMANN, der leider 1914 fiel, behandelt einige Fälle auf überaus lehrreiche Art 
in Rede und Gegenrede. 
KORMANN Einführung in die Praxis des Verwaltungsrechts, Heft I 1914 (für Bayern vgl. FRHR. 

VON SCHEURL Einführung in das verwaltungsrechtliche Denken 1927 S. SOff.). 
In neuerer Zeit wird dem Anfänger das innere Getriebe der Verwaltung durch 
Sammlungen von Aktenstücken anschaulich gemacht. 
EISENTRAUT Sammlung von Aktenstücken aus dem Verwaltungsrecht2 1923; 
HELFRITZ Aktenstücke des Verwaltungsrechts 1927. 

f) Zeitschriften. Es gibt kaum eine juristische Zeitschrift, in die sich nicht ein 
wichtiger verwaltungsrechtlicher Aufsatz verirren könnte. Hier seien nur die gerade 
für verwaltungsrechtliche Arbeiten bestimmten Zeitschriften genannt. Dabei sind 
zu unterscheiden Zeitschriften, für die es keine Landesgrenzen gibt, und solche 
mit überwiegend landsmannschaftlichem Gepräge. Zu den ersten gehören: 
Archiv des öffentlichen Rechts, begründet von LABAND und STOERK, früher von ÜTTO MAYER 

mitherausgegeben und durch manchen Aufsatz und viele Besprechungen bereichert, jetzt 
herausgegeben von HOLSTEIN, KOELLREUTTER und TRIEPEL, pflegt vorwiegend das Staatsrecht; 

Verwaltungsarchiv, begründet von SCHULTZENSTEIN und KEIL, jetzt herausgegeben von v. KEIL 
und E. KAUFMANN; 

Reichsverwaltungsblatt und Preußisches Verwaltungsblatt (bis 1927 nur: Preußisches Ver-
waltungsblatt), her. von JESSE, KAISENBERG und E. KAUFMANN; 

FISCHERS Zeitschrift für Verwaltungsrecht, her. von W. SCHELCHER; 
Staats· und Selbstverwaltung, her. von DERscH; 
Die Polizei, her. von der freien Vereinigung f. Pol.- u. Kriminalwissenschaft u. d. Vorsitze von 

DREws. 
Das Reichsverwaltungsblatt bevorzugt das preußische, FISCHERS Zeitschrift das 
sächsische Recht. Ausgesprochene Landeszeitschriften sind: 
Bayerische Verwaltungsblätter (Blätter für administrative Praxis), her. von KOLLMANN; 
Bayerische Gemeinde· und Verwaltungszeitung, her. von ZIEGLER; 
Die bayerische Polizei, her. von EICHNER; 
Archiv für Rechtspflege in Sachsen, Thüringen und Anhalt. her. von DEGEN und WARNEYER; 
Württembergische Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung, her. von HALLER und NATTER; 
Zeitschrift für die freiwillige Gerichtsbarkeit und die Gemeindeverwaltung in Württemberg 

und Jahrbücher der württembergischen Rechtspflege, mit Spruchbeilage, früher heraus­
gegeben von A. v. BOSCHER, jetzt von K. MAYER und C. SARWEY; 

Zeitschrift für badische Verwaltung und Verwaltungsrechtspflege, begründet von E. LOENING, 
jetzt herausgegeben von SCHNEIDER; 

Thüringische Kommunale Rundschau, her. von BECKER, KIESS und KNAUTH; 
Thüringer Gemeinde- und Kreiszeitung, Zeitschrift für Verwaltung und Rechtspflege, her. 

von v. HAUSEN; 
Zeitschrift für Staats- und Gemeindeverwaltung (Hessische Gemeindezeitung), her. von FEY; 
Hanseatische Rechtszeitschrift, her. von MITTELSTEIN, E.BRUCK und LEO, seit 1925 Hanseatische 

Rechts- und Gerichts-Zeitschrift, Abt. A, her. von E.BRUCK u. a.; 
Mecklenburgische Zeitschrift für Rechtspflege und Verwaltung, her. von LABES, WENZEL, 

GIESECKE, SCHLESINGER; 
Zeitschrift für Verwaltung und Rechtspflege in Oldenburg, her. von RIESENBIETER und MUTZEN-

BACHER; 
Braunschweigische Zeitschrift für Rechtspflege, her. von HERBST; 
Danziger Juristische Monatsschrift, her. von Ü. LOENING, H. LEWINSKY und H. REISS. 
Auch auf die S. 57 genannten Kommunalzeitschriften sei verwiesen. 

3. Sammlungen von Entscheidungen. Für die Verwaltungsrechtswissenschaft ist 
die Kenntnis der Entscheidungen höchster Gerichte unentbehrlich. Da es fast 
ebensoviel höchste Verwaltungsgerichte gibt wie deutsche Länder, und da außep· 
dem die ordentlichen Gerichte, namentlich das Reichsgericht, das Kammergericht 
und das Bayerische Oberste Landesgericht, wichtige Aufgaben der Rechtsprechung 
in verwaltungsrechtlichen Angelegenheiten erfüllen, ist es mühsam, sich einen 
vollständigen Überblick zu verschaffen. Diesem Mangel suchen zwei Sammlungen 
abzuhelfen, eine laufend erscheinende und eine abgeschlossen in der Vergangen­
heit liegende: 



104 § 6. Die Verwaltungsrechtswissenschaft. - Schrifttum. 

REGER Entscheidungen der Gerichte und Verwaltungs behörden, jetzt herausgegeben von 
OESCHEY; 

v. KAMPTZ und DELIUS Die Rechtsprechung des Reichsgerichts und Kammergerichts auf dem 
Gebiete des öffentlichen Rechts, 2 Bände 1906/07, Ergänzungsband 1911. 

Die Entscheidungen der höchsten Verwaltungsgerichte der einzelnen Länder 
sind in folgenden Sammlungen enthalten: 
Entscheidungen des preußischen Oberverwaltungsgerichts ; 
v. KAMPTZ und ST. GENZMER Die Rechtsprechung des Königlich Preußischen Oberverwaltungs­

gerichts in systematischer Darstellung, 4 Bände 1897-1898, nebst Ergänzungsbänden, 
letzter (5.) Ergänzungsband 1912; 

KUNZE und KAUTZ Die Rechtsgrundsätze des Königlich Preußischen Oberverwaltungsgerichts, 
begründet von PAREY, 4. Auf 1., 3 Bände 1905-1906, mit Ergänzungsbänden bis 1916; 

Entscheidungen des Obersten Gerichtshofes und des Oberverwaltungsgerichtes des Saar-
gebietes in Saarlouis, ABI. d. RegKomm. d. Saargebictes 1928 S. 933ff.; 

Sammlung der Entscheidungen des bayerischen Verwaltungsgerichtshofs ; 
Jahrbücher des sächsischen Oberverwaltungsgerichts; 
Rechtsgrundsätze des sächsischen Oberverwaltungsgerichts, begründet von WACHLER u. NAUN 

DORFF, I-V 1905-1927; 
Die Rechtsprechung des Großherzoglieh badischen Verwaltungsgerichtshofes, 3 Teile 1891, 

1897. 1911, 1. Teil her. von WIELANDT, 3. Teil her. von BEHR; 
Jahrbuch der Entscheidungen des thüringischen Oberverwaltungsgerichts; 
Entscheidungen des hessischen Verwaltungsgerichtshofs ; 
Entscheidungen der hamburgischen Verwaltungsgerichte (bisher zwei Hefte des ersten 

Bandes als Sonderabdruck aus der Hanseatischen Rechtszeitschrift erschienen); 
Entscheidungen des (braunschweigischen) Verwaltungsgerichtshofs (Beilagehefte der braun­

schweigischen Zeitschrift für Rechtspflege). 

Von den größeren Ländern hat also Württemberg überhaupt keine besondere 
Sammlung der verwaltungsgerichtlichen Entscheidungen und Baden keine lau­
fende. Zudem bringt die "Rechtsprechung" die badischen Entscheidungen nicht 
wörtlich. Hier wie in Mecklenburg, Oldenburg und Anhalt müssen die soeben er­
wähnten Landeszeitschriften die Stelle von Entscheidungssammlungen vertreten, 
ebenso in Hamburg, dessen Entscheidungen zuerst in der Hanseatischen Rechts­
zeitschrift erscheinen. Von den Verwaltungsgerichten Bremens, Lippes und Lübecks 
erscheinen ab und zu Entscheidungen in der Juristischen Wochenschrift, der Han­
seatischen Rechtszeitschrift oder sonstigen Zeitschriften. 

Als Sammlungen verwaltungsgerichtlicher Entscheidungen des Reichs sind 
zu nennen: 
Entscheidungen des Bundesamts für das Heimatwesen; 
Entscheidungen und Mitteilungen des Reichsversicherungsamts ; 
Entscheidungen des Reichsversorgungsgerichts ; 
Entscheidungen des Reichswirtschaftsgerichts (und des Kartellgerichts), nur 2 Bä.nde, 1923/24; 
Sammlung von Entscheidungen und Gutachten des Kartellgerichts; 
Sammlung der Entscheidungen und Gutachten des Reichsfinanzhofs. 

4. Ausländisches Verwaltungsrecht. a) Vom ausländischen Verwaltungsrecht 
ist dem deutschen am nächsten verwandt das österreichische. Aus dem Schrift­
tum hierzu seien hervorgehoben: 
HERRNRITT Österreichisches Verwaltungsrecht 1925; 
ADAMovICH Österreichisches Verwaltungsrecht 1924; 
DERSELBE Grundriß des österreichischen Staatsrechtes (Verfassungs- und Verwaltung~. 

rechtes) 1927; 
TEzNER Die rechts bildende Funktion der österreichischen verwaltungsgerichtlichen Recht 

sprechung, 4 Teile 1925; 
Sammlung der Erkenntnisse des Verwaltungsgerichtshofes, früher herausgegeben von BUD 

WINSKI; 
Sammlung der Erkenntnisse des Verfassungsgerichtshofes, Fortsetzung der von HYE heraus-

gegebenen Sammlung der Erkenntnisse des österr. Reichsgerichts. 

Zwei österreich ische Zeitschriften ausgesprochen verwaltungsrechtlichen Inhalt" 
sind eingegangen. 
Österreichisches Verwaltungsarchiv, her. von F. SCHMID (zuletzt 1907); 
Zeitschrift für Verwaltung, her. von MERKL (zuletzt I(J24). 
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Dafür berücksichtigt die Zeitschrift für öffentliches Recht 
Zeitschrift für öffentliches Recht, her. von KELSEN 
auch das Verwaltungsrecht. 
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b) Dem gleichen Kulturkreis wie das österreichische gehört das tschecho­
slowakische Verwaltungsrecht an. 
WEYR-DOMINIK Grundriß des Cechoslowakischen Verwaltungsrechtes 1922; 
Entscheidungen der obersten Gerichte (Verwaltungs- und Steuerrecht). Beilage der Juristen­

zeitung für das Gebiet der tschechoslowakischen Republik; 
KLEINSCHNITZ Sammlung der Rechtssätze der obersten Gerichte, Oberstes Verwaltungsgericht. 

c) In der Schweiz fehlt es an einem durchgebildeten Verwaltungsrecht, was 
mit der beschränkten Zuständigkeit der bisher zudem nur in einigen Kantonen einge­
führten Verwaltimgsgerichte zusammenhängen mag. Von den Gerichten vielfach 
angeführt werden FLEINJ<JRS, doch für Deutschland geschriebene, Institutionen. 
Ein neuzeitliches Werk über schweizerisches Verwaltungsrecht ist nicht vorhan­
den. Unentbehrlich als Handbuch der Gesetzeskunde ist auch heute noch der 
Grundriß SCHOLLENBERGERS. 
SCHOLLENBERGER Grundriß des Staats- und Verwaltungsrechts der schweizerischen Kantone, 

1--111 1898--1900. 
Im übrigen sind die öffentlichrechtlichen Entscheidungen des Bundesgerichts und 
einige Zeitschriften von Wichtigkeit. 
Entscheidungen des schweizerischen Bundesgerichts, I. Teil, Staatsrecht, jährlich ein Band; 
Die Praxis des Bundesgerichts. Monatliche Berichte über die wichtigsten Entscheidungen 

des schweizerischen Bundesgerichts; 
E. CURTI Sämtliche Entscheidungen des schweizerischen Bundesgerichts in abgekürzter Fas­

sung und nach Materien geordnet 1901, Fortsetzung 1910. 
Schweizerisches Zentralblatt für Staats- und Gemeindeverwaltung, her. von KELLER, HUNGER­

BÜHLER u. KLAUS; 
Monatsschrift für bernisches Verwaltungsrecht und Notariatswesen, her. von BLUMENSTEIN. 

d) Ähnlich verkümmert wie in der Schweiz ist das Verwaltungsrecht als be­
sondere Wissenschaft in England und, trotz mancher Ansätze, in Amerika. 
Auch hier liegt der Grund vermutlich im Fehlen einer umfassenden besonderen 
Verwaltungsgerichtsbarkeit. Bezeichnenderweise haben sich mit dem englischen 
Verwaltungsrecht als solchem vor allem Nicht-Engländer befaßt, z. B. 
GNEIST Das englische Verwaltungsrecht der Gegenwart in Vergleichung mit den deutschen 

Verwaltungssystemen, 2 Bände 1883/84; 
J. REDLICH Englische Lokalverwaltung 1901 (dazu E. SCHUSTER im ArchÖffR. 19, 1905, 

S.169ff.); 
HATSCHEK Englisches Staatsrecht, 2. Bd.: Die Verwaltung 1906; 
KOELLREUTTER Verwaltungsrecht und Verwaltungsrechtsprechung im modernen England 1912. 
Als ein englisches Buch sei nur das vielgelesene von JENKS über die Lokalverwal­
tung erwähnt: 
JENKS An outline of English Local government8 1925. 

Die amerikanische Verwaltungsrechtswissenschaft ist verbunden mit dem Namen 
GOODNOWS. 
GOODNOW The principles of the administrative law of the United States 1905; 
DERSELBE Comparative administrative law, 2 Bände 1893. 
Die bedeutendsten verwaltungsrechtlichen Werke hat aber wohl der nach Amerika 
ausgewanderte Deutsche ERNST FREUND geschrieben. 
ERNST FREUND The police power 1904; 
DERSELBE Administrative powers over persons and property 1928. Vergl. auch vom gleichen 

Verfasser: Ca~es on administrative law2 1928 und Das öff. Recht d. Ver. Staaten VOll 

Amerika 1911. 
Außerdem sind erwähnenswert: 
COOLEY Constitutional limitations8 11 1927 S. 1223ff.; 
WHITE Introduction to the study of public administration 1926. 

Als öffentlichrechtliche Zeitschrift ist vor allem zu nennen: 
The American Political Science Review. 
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e) Dagegen steht die Verwaltungsrechtswissenschaft in den romanischen 
Ländern in hoher Blüte, vor allem in Frankreich, das schon auf eine langjährige 
Rechtsprechung seines Verwaltungsgerichts, des Conseil d'Etat, zurückblicken 
konute, als man in Deutschland Verwaltungsgerichte schuf. 
Recueil des arrets du Conseil d'Etat, seit 1821. 

In die Quellen führen zwei handliche Sammlungen der Verwaltungsgesetze ein: 
DELPECH Code administratif 1927; 
BouRDEAux Code administratif, 2 Bände (1928). 

Aus den zahlreichen Darstellungen des Verwaltungsreehts seien hervorgehoben: 
OTTO MAYER Theorie des französischen Verwaltungsrechts 1886; 
BERTHELEMY Traite elementaire de droit administratifll 1926; Les reformes de 1926 (1927); 
HAURIOU Precis de droit administratifll 1927; 
ROLLAND Precis de droit administratif2 1928; 
JEZE Verwaltungsrecht der französischen Republik 1913; 
DERSELBE Les principes generaux du droit administratif3 I 1925, III 1926 (II ist noch nicht 

erschienen). 

JiJzE gibt auch die französische Zeitschrift des öffentlichen Rechts heraus, 
Revue du droit public et de la science politique en France et a l'etranger, 

in der u. a. wichtigere Entscheidungen des Staatsrats abgedruckt und besprochen 
werden. Eine andere Gelegenheit zur Besprechung der Staatsratsentscheidungen, 
ähnlich wie bei uns in der Juristischen Wochenschrift durch Fußnoten, bieten 
die beiden großen periodischen Sammelwerke von DALLoz und SIREY, beide in 
ihrem dritten Teil: 
DALLOZ Recueil periodique et critique de jurisprudence, de Iegislation et de doctrine; 
Recueil g{meral des lois et des arrets, fonde par J. -B. SIREY. 

Ein für andere Länder vorbildlich gewordenes Wörterbuch des Verwaltungsrechts 
gibt es in Frankreich seit vielen Jahrzehnten: 
BLOCK Dictionnaire de l'administration franc;aise 5 2 Bände 1905, ErgBd. 1907 (1~ Aufl~ 1855-56). 

Belgien, das sich als eine Art Musterland auf dem Gebiete der Verwaltung 
fühlt, hat ebenfalls ein gut entwickeltes Schrifttum. Erwähnt seien folgende Bücher: 
ERRERA Das Staatsrecht des Königreichs Belgien 1909; 
CAPART Droit administratif eIementaire 2 1924; 
ORBAN Manuel de droit administratif2 1909. 

Aufsätze in französischer Sprache bringt ferner die von NEGULESCU heraus­
gegebene rumänische Zeitschrift für öffentliches Recht 
Revista de drept pllblic, seit 1926, 
auch ein japanisches Lehrbuch des Verwaltungsrechts ist in französischer 
Sprache erschienen: 
YORODZU ODA Principes de droit administratif du Japon 1928. 

In Italien steht die Verwaltungsrechtswissenschaft auf hoher Stufe. 
Die italienische Zeitschrift für öffentliches Recht 
Rivista di diritto pubblico edella pllbblica amministrazionc in Italia 

bringt neben wissenschaftlichen Abhandlungen auch die Entscheidungen des Con­
siglio di Stato (Staatsrats) im Auszug. Aus dem reichen sonstigen Schrifttum sind 
hervorzuheben: 
V. E. ORLANDO Primo Trattato completo di diritto amministrativo italiano (ein auf 10 Bände 

berechnetes, noch nicht abgeschlossenes Werk); 
DERSELBE Principii di diritto amministrativo5 1925; 
S. ROMANo Principii di dirit;to amministrativo italiano3 1912; 
O. RANELLETTI Principii di diritto amministrativo I 1912, II 1 1915; 
DERSELBE Lezioni di diritto amministrativo 12 1925, II 1!J2a, III l!J24; 
A. SALANDRA Corso di diritto amministrativo2 1915; 
E. PRESUTTI Istituzioni di diritto amministrativo italiano2, 2 Bände 1917/20; 
F. CAMMEO Corso di diritto amministrativo, 3 Bände 1914/15; 
C. F. FERRARIS Diritto amministrativo I 1922, II 1923; 
M. LA TORRE Rlementi di diritto amministrativo 1925; 
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U. BORSI Appunti di diritto amministrativo 1926; 
U. FORT! Lezioni di diritto amministrativo I 1926, Append. 1927. 

Endlich seien aus dem spanischen Schrüttum noch folgende Lehrbücher 
des Verwaltungsrechts genannt: 
JOSE GAsc6N Y MARiN Tratado de derecho administrativo IS 1928; 
ADOLFO POSADA Tratado de derecho administrativo2 I 1923. 

5. Rechtsvergleichung und internationales Recht. Die Eigenart des deutschen 
Verwaltungsrechts, zum größeren Teile Landesrecht zu sein, zwingt jeden, der mit 
seinen Forschungen nicht im Lande bleibt, also jeden, der nicht nur preußisches, 
sächsisches, sondern deutsches Verwaltungsrecht darstellen will, zur Rechts­
vergleichung wenigstens innerhalb der Reichsgrenzen. Aber auch hier darf man 
nicht Halt machen, da das eigene Recht viel plastischer erscheinen wird, wenn 
man es von außen her, gleichsam als ein in fremden Vorstellungen Aufgewachsener, 
betrachtet. Am Schlusse dieser Übersicht seien daher noch zwei Werke genannt, 
die das deutsche Verwaltungsrecht in besonders glücklicher Weise auf rechtsverglei­
chender Grundlage beleuchtet haben: das hauptsächlich die organisatorischen 
Fragen behandelnde Verwaltungsrecht ERNST v. MEIERS und der wichtige Beitrag 
ERICH KAUFMANNS zum Wörterbuch des Staats- und Verwaltungsrechts. 
ERNST V. MEIER Das Verwaltungsrecht, in v. HOLTZENDORFF-KOHLERS EncykIopädie der Rechts­

wissenschaftS, 2. Bd. 1904 S. 637ff.; 
ERICH KAUFMANN Verwaltung, Verwaltungsrecht, in v. STENGEL-FLEISCHMANNS Wörterbuch 

des deutschen Staats- und Verwaltungsrechts, 3. Bd. 1914 S. 688ff. 

Auch HATSCHEKS nachgelassene Einleitung in das öffentliche Recht, 
HATSCHEK Einleitung in ~as öffentliche Recht 1926 S.59ff. 
LIPPERTS Werk über das internationale Finanzrecht 
LIPPERT Handbuch des internationalen Finanzrechts2 1928 

und namentlich NEUMEYERS groß angelegtes Internationales Verwaltungsrecht 
K. NEUMEYER Internationales Verwaltungsrecht I 1910, II 1922, III 1 1926 

bringen viel Anregung für die rechtsvergleichende Forschung. 

IV. Gliederung der folgenden Darstellung. 
Die Jugend der Verwaltungsrechtswissenschaft zeigt sich u. a. darin, daß 

sie es noch nicht zu einem anerkannten System des Verwaltungsrechts 
gebracht hat. Zweck eines jeden Systems muß es sein, dem Lernenden und Rat 
Suchenden den Überblick über das Ganze zu veranschaulichen und zu vereinfachen. 
Unserer Darstellung liegt folgender Gedanke zugrunde: 

Der Allgemeine Teil beginnt mit der Lehre von den Rechtsquellen 
(§ 7). Die Rechtsquellen aber regeln die Beziehungen zwischen Rechtssubjekten 
unter der Voraussetzung des Eintritts gewisser Tatsachen. Also werden zunächst 
die Rechtssubjekte einer Betrachtung unterzogen (§ 8), dann die Beziehungen 
zwischen ihnen, die Rechtsver häl tnisse, insbesondere die subjektiven öffent­
lichen Rechte (§ 9), endlich die rechtserheblichen Tatsachen, denen die 
Rechtsverhältnisse ihr Dasein verdanken, darunter vor allem der Verwaltungs­
akt (§§ lO, ll). Die Rechtsverhältnisse sind aber nur dann voll wirksam, wenn ihnen 
genügender Schutz zur Seite steht, der sich für den schwächeren Teil im Schutz 
gegen Übergriffe der Verwaltung, vor allem in der Verwaltungsgerich ts­
barkeit und der Amtshaftung (§§ 12ff.), und für den Staat im Verwaltungs­
zwang und in der Verwaltungsstrafe (§ 15) äußert. 

Dem schließt sich ein Besonderer Teil an, geordnet nach den einzelnen 
Mitteln, durch die der verwaltende Staat befähigt wird, seinen Aufgaben gerecht 
zu werden. Vor allem tun ihm Menschen not, auf deren Treue er sich bei Erfüllung 
seiner Zwecke unbedingt verlassen kann; wie er zu solchen kommt, zeigt das 
Recht des öffentlichen Dienstes, von dem das Beamtenrecht den wich. 
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tigsten Teil ausmacht (§ 16). Zur Besoldung der Beamten, für Bauten und andere 
Ausgaben braucht der Staat Geld, das er sich auf hoheitlichem Wege verschaffen 
muß; die Regeln hierüber enthält das Finanzrech t (§ 17). Aber alles Geld fruchtet 
nichts, wenn der Staat ein Grundstück oder einen sonstigen Gegenstand erwerben 
möchte und der Berechtigte ihn nicht freiwillig abtritt; das Enteignungsrecht 
und was damit zusammenhängt gibt Aufschlüsse darüber, wie solche Widerstände 
zu brechen sind (§ 18). So bleiben, da der Staat jetzt Herr über alle Gegenstände 
und über die ihm zur Treue verpflichteten Menschen ist, nur noch Dienste ohne 
Treupflicht, wie Schneeschippen, Hilfe bei Bränden, Auskünfte von Zeugen, sog. 
öffen tliche Lasten, übrig, die er sich muß verschaffen können, um alles zu haben, 
dessen er positiv bedarf (§ 19). Daneben tritt dann die große, in ihrem Endzweck 
negative Tätigkeit des Staats zur Abwehr von Störungen, die unter dem Namen 
der Polizei bekannt ist (§§ 20, 21). Der Staat, der bis hierher vielfach nur als der 
große Nehmer, als Gebieter und Verbieter, tätig war, kann sich aber auch als Geber 
zeigen, ohne damit den Boden des Privatrechts zu betreten, so wenn er öffent­
liche Sachen, wie Straßen und Wasserläufe, der Allgemeinheit oder einzelnen 
Personen zur Verfügung stellt oder wenn er Anstal ten, wie Schulen oder Kranken­
häuser, errichtet und den Bürger daran teilnehmen läßt (§ 22). Der Staat braucht 
aber nicht immer selbst Subjekt der Verwaltung zu sein, er kann ein Stück öffent­
licher Verwaltung abzweigen und anderen Rechtsträgern anvertrauen. Ist dies eine 
Privatperson, insbesondere eine juristische Person des Privatrechts, z. B. eine 
Aktiengesellschaft, so liegt die Rechtseinrichtung der öffentlichen Unter­
nehm ung vor; wird dagegen die juristische Person gerade zu dem Zwecke ge­
schaffen oder staatlich anerkannt, um unter staatlicher Aufsicht öffentliche Ver­
waltung zu führen, so ist dies der Fall der Selbstverwaltung mit ihren mannig­
fachen Beziehungen zwischen Selbstverwaltungskörper und aufsichtführendem 
Staate (§ 23). 

Auch der Besondere Teil sieht nach vorstehender Skizze noch recht "allgemein" 
aus. Von den Einzelgebieten des Verwaltungsrechts, wie Paßwesen, Freizügigkeit, 
Bau- und Wohnungswesen, Denkmalpflege, Siedelung, Gewerberecht, Viehzucht, 
Viehseuchen, Impfzwang, Fürsorgewesen u. dgl. steht nichts in den Überschrüten. 
Trotzdem sind diese und andere Einzelgebiete nicht vergessen. Doch ist es besser, 
sie bei passender Gelegenheit innerhalb der Hauptteile zu behandeln als ihnen be­
sondere Überschrilten zu widmen und damit die gerade im Verwaltungsrecht so 
dringend nötige Einfachheit des Systems zu gefährden. 
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I. Einleitung. 
Unter Rechtsquellen verstehen wir alles, was die Entscheidung der 

Rechtsfrage beeinflußt. Zu den Rechtsquellen gehören vor allem die Rechts­
sätze selbst, daneben aber auch alle Erscheinungen, die auf den Inhalt 
oder auf die Gültigkeit eines Rechtssatzes Einfluß haben. Die Rechts­
frage steht im Gegensatze zur Tatfrage und zur Ermessensfrage und kommt in reiner 
Form beim Rechtsmittel der Revision vor, da das Revisionsgericht nur angerufen 
werden kann, wenn die angefochtene Entscheidung "auf der Nichtanwendung 
oder auf der unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts, insbesondere auch 
der von den Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen Verordnungen" 
beruht (LVG. § 941~. Alles also, was das Revisionsgericht bei seiner Entscheidung 
in den Kreis seiner Erwägungen ziehen muß, gehört zu den Rechtsquellen, z. B. 
auch die tatsächlichen Unterlagen eines örtlichen Gewohnheitsrechts, nicht nur das 
Gewohnheitsrecht selbst!. Wie aber schon anderweit dargelegt2, unterscheiden sich 
die Rechtssätze von andern staatlichen Äußerungen durch die abstrakte All­
gemeinheit der Adressaten; sie gelten für alle, die es angeht, nicht nur für eine 
bestimmte Einzelperson, auch nicht nur für den Staat und seine Organe. Ein an 
eine bestimmte Einzelperson gerichteter Befehl ist eine Verfügung, deren Zulässig­
keit andern Regeln unterliegt als die Zulässigkeit eines Rechtssatzes und die ebenso­
wenig zur Rechtsfrage gehört wie eine an die Behörden gerichtete Dienstanweisung 3 • 

Die Grenze zwischen Rechtsfrage und Tatfrage ist mitunter nicht ganz einfach zu 
ziehen, auch sind staatliche Anordnungen denkbar, die für einen Teil der von ihnen 
Betroffenen Einzelanordnungen sind, für einen andern Teil wie ein Rechtssatz wir­
ken; so kann die Bezeichnung eines einzelnen Werks als Schund-Druckschrift. 
die nicht im Umherziehen feilgeboten werden darf, vom Verfasser als Einzelanord­
nung angefochten werden', während sie den Hausierern gegenüber Rechtssatz ist. 
Trotz solcher und ähnlicher Grenzstreitigkeiten ist die Scheidung der Fragen in 
Rechts-, Tat- und Ermessensfragen innerlich begründet und muß auch bei der 
Rechtsquellenlehre berücksichtigt werden. 

1 So mit Recht PrOVG. 12. Juni 14, Entsch. 67, 221. 
2 Vgl. oben S.4, ferner Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S.139ff. 
3 Vgl.z.B.PrOVG. 29. Okt. 12 u. 24. Apr. 13, Entsch. 63, 441ff. u. 65, 338ff.; RG. V26.0kt_ 

18, RGSt. 53, 134,f. 
4 PrOVG. 8. Nov. 23, PrVerwBI. 45 (1924) S.308f. 
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Da die Rechtsquellen unmittelbar oder mittelbar vom Staate ausgehen und in 
Deutschland auf dem gleichen Staatsgebiet zwei Staaten, das Reich und das Land, 
ihre Staatsgewalt betätigen, sei zunächst das Verhältnis von Reichsrecht und Lan­
desrecht untersucht. 

11. Reichsrecht und Landesrecht. 
Die Beziehu~en zwischen Reichsrecht und Landesrecht sind mit der Bestim­

mung des Art. 13 RV., daß Reichsrecht Landesrecht breche, noch keineswegs er­
schöpft. Vor allem ist es unter Umständen zweifelhaft, ob eine Bestimmung zum 
Reichsrecht oder zum Landesrecht gehört. Da aber gewisse Grundrechte, wie die 
Freizügigkeit, das Briefgeheimnis, die Versammlungsfreiheit (RV. Art.lU, U7, 
123) nur reichsrechtlichen Einschränkungen unterworfen sind, ist eine genaue Ab­
grenzung geboten. 

Die Unterscheidung ist nicht schwer, wenn Reichsrecht und Landesrecht 
keine Berührungspunkte aufweisen. Die Pferdezuchtgesetze der Länder, ihre Kör­
ordnungen, die Vorschriften der Länder über das Pflücken von Alpenveilchen und 
Edelweiß stellen reines Landesrecht dar, weil sich das Reichsrecht um diese Gegen­
stände überhaupt nicht kümmert. Auch der schlichte Hinweis in einem Reichsgesetz, 
daß gewisse landesrechtliche Vorschriften unberührt bleiben sollen, stellt noch keine 
Verbindung zwischen Reichsrecht und Landesrecht her, es sei denn, daß das Reichs­
recht aushilfsweise gelten soll. 

Dagegen gibt es auch Beziehungen zwischen Ländern und Reich, die das von 
Landesorganen gesetzte Recht zum Bestandteil des Reichsrechts machen. Der 
Hauptfall ist der Fall der ausdrücklichen Ermächtigung. So sind die Aus­
nahmeverordnungen der Landesregierungen nach RV. Art. 48IV Reichsrecht, können 
also auch Reichsrecht durchbrechen und unterstehen nicht dem Satze vom Vor­
range des Reichsrechts gegenüber dem Landesrecht, obgleich es dem Landesrecht 
überlassen ist zu bestimmen, wer Landesregierung sein soll. Außer der ausdrück­
lichen Ermächtigung gibt es aber auch noch einen das Reichsrecht beeinflussenden 
Hinweis auf landesrechtliche Vorschriften, bestehende oder künftige. Die landes­
rechtliche Vorschrift steht hier zunächst auf sich selbst, ist auch in ihrer Gültigkeit 
ganz vom Landesrecht abhängig, überwindet also landesrechtliche Widerstände, 
trotz des reichsrechtlichen Hinweises, nicht. Ist sie aber einmal gültig erlassen, 
so legt ihr das Reichsgesetz zu der landesrechtlichen auch noch reichsrechtliche 
Wirkungen bei. So ist es zunächst Sache der Landesgesetzgebung, bestrafte Per­
sonen polizeilichen Aufenthaltsbeschränkungen zu unterwerfen; macht sie aber von 
dieser Möglichkeit Gebrauch, so verleiht § 3II des Freizügigkeitsgesetzes vom 1. No­
vember 1867 den landesrechtlichen Bestimmungennochdiereichsrechtliche Wirkung, 
daß die anderen Länder den Bestraften ausweisen können. Auch solche landes­
rech tlichen Vorschriften mit reichsrech tlichen Rech tssatzwir kungen5 

stellen Reichsrecht dar, gelten vor allem als "Reichsgesetze" im Sinne der Grund­
rechte, deren Einschränkung nur durch "Reichsgesetz" zulässig ist. Dies leuchtet 
am besten ein, wenn man sich die Verweisungen des Reichsgesetzgebers auf außer­
rechtliche Gedankeninhalte, wie "gute Sitten", "Treu und Glauben", vergegen­
wärtigt. So gut diese gesellschaftlichen Anschauungen zum Bestandteil des Reichs­
rechts werden, so gut kann dies auch mit landesrechtlichen Vorschriften geschehen, 
wenn ein Reichsgesetz sie irgendwie zu den seinigen macht. 

111. Ursprüngliche Rechtsquellen. 
Unter den reichsrechtlichen und landesrechtlichen Rechtsquellen lassen sich 

zwei Hauptgruppen unterscheiden: ursprüngliche und abgeleitete. Die ab­
geleiteten Rechtsquellen sind ohne Bedenken zu bezeichnen als solche, die einer 

6 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S.97ff. 
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ursprünglichen Rechtsquelle ihre Gültigkeit verdanken. Ursprünglich wären dann 
solche, die einer weiteren Ableitung nicht mehr fähig sind; doch erhebt sich hier 
alsbald eine Schwierigkeit. Nehmen wir nämlich die ziemlich allgemein als höchste 
Rechtsquelle anerkannte Verfassung des Reichs oder eines Landes, so bemerken 
wir, daß es auch noch einen über der Verfassung stehenden Satz gibt, nämlich den, 
daß man der Verfassung gehorchen soll, noch allgemeiner, daß man der jeweiligen 
Verfassung gehorchen soll. So scheint es, daß nur dieser oberste Satz aller 
Rechtsordnungen6, der auch außergewöhnliche Rechtsbildungen, wie Staaten­
gründungen und Revolutionen, erklärt, ein ursprünglicher Rechtssatz, sogar der 
ursprüngliche Rechtssatz sei und alle andern Rechtssätze, einschließlich der Ver­
fassungen, abgeleitete. In Wirklichkeit unterscheidet sich jener oberste Satz von 
allen sonstigen Rechtssätzen so stark, daß wir ihn nicht auf die gleiche Linie mit 
diesen stellen dürfen. Er ist kein Rechtssatz im gewöhnlichen Wortsinn, sondern 
ein Erklärungssatz für das geltende Recht. Denn Recht ist nur möglich bei einer 
Vielheit von Menschen, jener Satz gilt aber, noch ehe sich die Menschen zu einer 
Vielheit zusammengeschlossen haben, gilt auch für einen Robinson Crusoe. Man 
mag ihm daper die Bedeutung einer ethischen Norm oder eines religiösen Gebots 
beilegen, wie, daß jedermann untertan sei der Obrigkeit, die Gewalt über ihn hat, 
eine Rechtsnorm enthält er nicht. Bei der Unterscheidung zwischen ursprünglichen' 
und abgeleiteten Rechtssätzen muß man daher jenen obersten Satz außer acht lassen 
und als ursprünglich die Rechtsquellen bezeichnen, die ihr Dasein einer Wirklich­
keit, z. B. einem Gesetzgebungsakt des Reichstags, verdanken und im Reiche der 
Wirklichkeit nicht weiter abgeleitet werden können, auch wenn es im Reiche der 
Gedanken noch Sätze über ihnen gibt. 

1. Das Gesetz. Die wichtigste ursprüngliche Rechtsquelle ist das verfassungs­
mäßig zustande gekommene Gesetz. Genau genommen müßte man das Verfas­
sungsgesetz an die Spitze stellen, ja sogar das gewöhnliche Gesetz zu den abgelei­
teten, nämlich aus der Verfassung abgeleiteten, Rechtsquellen rechnen. Da aber 
in Deutschland Verfassungsgesetzgeber und gewöhnlicher Gesetzgeber ein und das­
selbe Organ sind, da vor allem auch der gewöhnliche Gesetzgeber grundsätzlich 
alles anordnen kann, was er will, nur eingeengt durch gewisse Schranken der Ver­
fassung, so darf man den an sich wichtigen, zwischen gewöhnlichem und Verfassungs­
gesetz bestehenden Unterschied hier vernachlässigen und als ursprüngliche Rechts­
quelle das Gesetz schlechthin bezeichnen. 

a) Arten der Gesetze. Gesetz ist mithin zunächst die Reichsverfassung 
vom 11. August 1919. In ihren Bestimmungen über die Grundrechte und Grund­
pflichten der Deutschen enthält sie vieles für das Verwaltungsrecht Bedeutsame. 
Gesetz sind die unter der neuen Reichsverfassung ergangenen Reichs­
gesetze, d. h. in der Regel die vom Reichstag beschlossenen und vom Reichs­
präsidenten ohne Einspruch des Reichsrats oder nach Überwindung des Einspruchs 
im Reichsgesetzblatt verkündeten Rechtssätze, z. B. die Reichsabgabenordnung 
vom 13. Dezember 1919, das Lichtspielgesetz vom 12. Mai 1920, das Wehrgesetz 
vom 23. März 1921, das Luftverkehrsgesetz vom 1. August 1922, das Münzgesetz 
vom 30. August 1924, das Gesetz über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928. Gesetz 
sind auch die älteren Reichsgesetze, sowohl die unter Bismarcks Reichsverfas­
sung als auch die unter der vorläufigen Verfassung vom 10. Februar 1919 zustande 
gekommenen, so dasPostgesetz vom 28.0ktober 187l, das Impfgesetz vom8. April 1874, 

6 Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 27f. - Über die Identität dieses obersten Satzes 
mit KELSENS "Ursprungsnorm" von 1920 HELLER Die Souveränität 1927 S. 55 NI'. 3; vgl. 
auch KELSEN selbst in: Problem der Souveränität 1920 S. 97f. Anm. Ich gedenke, mich zu 
der Frage noch einmal zu äußern, unter kritischer Beleuchtung namentlich auch des von 
HELLER a. a. O. und von FRHR. MARSCHALL V. BIEBERSTEIN, Vom Kampf des Rechtes gegen 
die Gesetze 1927, Vorgebrachten. 
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das Gesetz über die Presse vom 7. Mai 1874, das Personenstandsgesetz vom 6. Fe­
bruar 1875, das Telegraphenwegegesetz vom 18. Dezember 1899, das Gesetz über 
die Schlachtvieh- und Fleischbnschau vom 3. Juni 1900, das Gesetz betr. die 
Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten vom 30. Juni 1900, das Reichsbe­
amtengesetz vom 17. Mai 1907, das Vereinsgesetz vom 19. April 1908, die Maß­
und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908, das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909, 
das Gesetz über die Haftung des Reichs für seine Beamten vom 22. Mai 1910, die 
Reichsversicherungsordnung vom 19. Juli 1911, das Versicherungsgesetz für An­
gestellte vom 20. Dezember 1911, das Reichssiedlungsgesetz vom 11. August 1919. 
Gesetz sind ferner die Gesetze des N orddeu tschen Bundes; sie sind Reichs­
gesetze, da § 2 des Mantelgesetzes zur Reichsverfassung vom 16. April 1871 sie hierzu 
erklärte. Einige wich tige Verwaltungsgesetze befinden sich darunter, so das Gesetz 
über das Paß wesen vom 12. Oktober 1867, das Gesetz über die Freizügigkeit vom 
1. November 1867 und die später vielfach geänderte Gewerbeordnung vom 21. Juni 
1869. Gesetz sind endlich die mit Gesetzeskraft erlassenen Verordnungen des Rates 
der Volksbeauftragten von Ende 1918 und Anfang 1919, vor allem der erste 
Aufruf vom 12. November 1918. Der vorstehende Überblick zeigt zugleich, auf wel­
chen Gebieten das Reich von seiner Gesetzgebungsbefugnis Gebrauch gemacht hat. 
Fast immer sind es Einzelgegenstände, die das Reich regelt, ein Reichsverwaltungs­
gesetz entsprechend dem preußischen Landesverwaltungsgesetz fehlt begreiflicher­
weise, da unter Bismarcks Verfassung wie unter der heutigen den Ländern grund­
sätzlich die Verwaltungshoheit belassen ist (RV. Art. 14). 

Aus diesem Grunde sind, im Gegensatze zum Privatrecht, wo das BGB. alle 
partikularen Eigentümlichkeiten der Länder überschattet, die Verwaltungs­
gesetze der Länder auch heute noch von größter Bedeutung. Gesetze im Sinne 
von ursprünglichen Rechtsg uellen sind die unter der Herrschaft der alten Ver­
fassungen vom Landesherrn mit Zustimmung der Kammern erlassenen Rechtssätze, 
die Verordnungen der revolutionären Machthaber seit November 1918, die nach 
Maßgabe der vorläufigen und die nach Maßgabe der endgültigen Verfassungen zu­
stande gekommenen Äußerungen des höchsten Landeswillens. Da vor Einführung 
der ersten Verfassung die gesamte Staatsgewalt im Landesherrn ruhte, konnte auch 
er Gesetze erlassen, die den verfassungsmäßigen neueren Gesetzen an rechtlicher 
Wirkungskraft nicht nachstehen. Aber nicht jeder landesherrliche Erlaß wollte 
Rechtssatz sein. Beauftragte der König den Minister des Innern und den Kriegs­
minister, eine Allerhöchste Kabinettsordre nur "den Generalkommandos und Ober­
präsidien. .. mitzuteilen, damit sie die Militär- und Polizeibehörden in den Gar­
nisonstädten danach instruieren"7, nicht auch, damit jeder sich danach richte, so war 
dies nur ein Dienstbefehl und änderte seine Natur auch nach Einführung der Ver­
fassung nicht. Landesherrliche Verordnungen aus der Zeit des absoluten 
Staates sind vielmehr nur dann Gesetze nach unserem heutigen Sprachgebrauch, 
wenn sie sich an die Allgemeinheit richten. Eine starke Vermutung dafür, daß sie 
als "Gesetze" gedacht waren, bildet ihre Bezeichnung als "Gesetz", vor allem aber 
ihre Veröffentlichung in der amtlichen Gesetzsammlung. Wenn daher 
Art. 109 der preußischen Verfassung vom 31. Januar 1850 die "bestehenden Gesetz­
bücher, einzelnen Gesetze und Verordnungen" aufrechterhält, so ist jedenfalls das 
Allgemeine Landrecht von 1794 ein solches "Gesetzbuch" und z. B. das in der Gesetz­
sammlung veröffentlichte Gesetz über den Waffengebrauch des Militärs vom 
20. März 1837 ein "Gesetz" im Sinne des Artikels. Eine Verordnung des Königs 
von Dänemark vom 10. Januar 1781, also aus der Zeit des absoluten Staates, ordnet 
die Ablieferung von Pflichtexemplaren durch die schleswig-holsteinischen Buch-

7 So die durch den Fall Zabern berühmt gewordene AKabO. v. 17. Okt. 1820, Kamptz' 
Annalen 1820 S. 81Off.; vgl. dazu meinc Besprechung von HUBRICH Die Entwicklung der Ge­
sctzespublikation in Preußen 1918, in ZHandelsR.. 87 (1924) S. 205ff. 
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drucker an. Hier wäre der Einwand lächerlich, einer alten Verordnung brauche nicht 
Folge geleistet zu werden, da sie nur Verordnung und nicht Gesetz sei. Vielmehr 
war in jenen Zeiten der König oberster Gesetzgeber und konnte genau so gut Gesetze 
erlassen wie heute der Landtag. 

b) Eigenschaften des Gesetzes. Man unterscheidet beim Gesetze die ihm 
eigentümliche Kraft und seine Erforderlichkeit. Die Kraft des Gesetzes nennt 
man Vorrang, seine Erforderlichkeit auch den Vorbehalt des Gesetzes8• 

a) Die Gesetzeskraft oder der Vorrang des Gesetzes äußert sich in der über­
legenheit des Gesetzes den abgeleiteten Rechtsquellen gegenüber. Ein Reichsgesetz 
ist stärker als eine Reichsverordnung, ein Landesgesetz stärker als eine Landes­
verordnung oder als das Ortsstatut einer Stadtgemeinde. Das Reichsgesetz hat 
außerdem noch den Vorrang vor dem gesamten Landesrecht, doch hat dies in diesem 
Zusammenhange keine Bedeutung. Ein Gesetz kann also jede Verordnung des 
gleichen Staates aufheben, eine Verordnung oder ein Ortsstatut9 ist ungültig, wenn 
es sich mit einem Gesetze in Widerspruch setzt. Bestimmt also z. B. ein Gesetz 
ausdrücklich, daß nur die Verleger zur Abgabe von :Freiexemplaren verpflichtet. 
seien, und verlangt eine Verordnung die Ablieferung auch vom Buchdrucker, so 
braucht die Verordnung nicht befolgt zu werden. In der Gesetzeskraft liegt vor 
allem, daß ein Gesetz förmlich nur wieder durch ein Gesetz aufgehoben werden kann. 

Diese Überlegenheit des Gesetzes wird allerdings ausnahmsweise in Frage ge­
stellt durch die Einrichtung der Verordnungen mit Gesetzeskraft, der Aus­
nahmeverordnungen nach RV. Art. 48 und der landesrechtlichen Notverordnungen 
(z. B. pr. Verf. Art. 55) insbesondere. Der Verfassungsgesetzgeber, unter hier nicht 
näher zu untersuchenden Umständen auch der gewöhnliche Gesetzgeber, kann näm­
lich die Regierung ermächtigen, durch Verordnung irgendeinen Gegenstand zu regeln 
und dabei ältere Gesetze aufzuheben oder zu durchbrechen. So hat während des 
Krieges der Bundesrat auf Grund des Ermächtigungsgesetzes vom 4. August 1914 
die ganze Kriegswirtschaft geregelt und bei dieser Gelegenheit z. B. das Kriegs­
leistungsgesetz geändert (Bek. v. 4. Juli 1918), der Reichspräsident erließ am 7. Dezem­
ber 1923 eine Steuernotverordnung, die Reichsregierung auf Grund besonderer Er­
mächtigung am 19. eine zweite und am 14. Februar 1924 eine dritte. Das ganze 
Unterstützungswohnsitzgesetz wurde mit geringen Ausnahmen durch die Verord­
nung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924 aufgehoben, die Personal­
abbauverordnung des Reichs vom 27. Oktober 1923 war sogar eine Verordnung 
mit verfassungsdurchbrechenden Bestimmungen, die preußische Personalabbau­
verordnung vom 8. Februar 1924 erging als Notverordnung preußischen Rechts. 

Wo landesherrliche Verordnungen nach Einführung der Verfassung der Prüfung 
auf Verfassungs- und Gesetzmäßigkeit entzogen waren, wie in Preußen kraft Art. 
106u der Verfassung von 1850, haben auch diese Verordnungen die Kraft von Ge­
setzen; denn sie mußten von Gerichten und Verwaltungsbehörden wie Gesetze 
behandelt werden, wirkten also während der ganzen Zeit ihres Bestehens wie diese. 
In Wahrheit verlieh also die Verfassung dem König nach außen hin die Macht, 
dem Gesetze ebenbürtige Verordnungen zu erlassen, obschon sie es im Innenver­
hältnis ihm nicht gestattete. Daher sind die könig lichen V erordn ungen 
aus der Zeit nach Einführung der Verfassung auch heute noch gültig wie 
Gesetze10• Denn Art. 81 n der neuen preußischen Verfassung vom 30. November 
1920 hält die "bestehenden" Gesetze und Verordnungen aufrecht; die alten könig­
lichen Verordnungen hatten aber kraft Unüberprüfbarkeit unbedingten Bestand_ 

8 Die Ausdrücke "Vorrang des Gesetzes" und "Vorbehalt des Gesetzes" sind Prägungen 
OTTO MAYERS: I S.68. 70. 

8 ThürOVG. 14. Febr. 17. Jahrb. 5, 26ff. 
10 Vgl. LG. Landsberg 22. Febr. 24, JW.1924 S.86If. 
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Nur dadurch unterscheiden sie sich von Gesetzen, daß zu ihrer Aufhebung eine Ver­
ordnung des Staatsministeriums genügt. 

fJ) Die Erforderlichkeit de8 Gesetze8 oder der Vorbehalt des Gesetzes steht 
in engstem Zusammenhange mit dem uns bereits bekanntenll Grundsatze von 
der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung. Zu einem Eingriff in die Rechtssphäre 
des einzelnen, in Freiheit und Eigentum, wie sich einige ältere Verfassungen 
ausdrückteni2, bedarf es einer Ermächtigung in Gesetzesform. Der Grundsatz 
steht auch heute nur vereinzelt in den Landesverfassungen13 ; die Reichsverfassung 
erwähnt ihn nicht, namentlich enthält ihn Art. 114 nichtl', denn er handelt nur vom 
Schutze gegen körperliche Freiheitsberaubung. Trotzdem müssen wir den Grund­
satz anerkennen, wenn wir nicht .zurück hinter MONTESQUIEU und das Allgemeine 
Landrecht wollen, die ihn auch schon aussprachen15• Das Gesetz ist aber nur dann 
erforderlich, wenn die zwischen Staat und einzelnem aufgerichtete Rechtsschranke 
nicht schon anderweit beseitigt wurde. Dies ist der Fall bei den besonderen Ge­
waItverhältnissen, in die sich der einzelne begeben kann16• So kann der Mini­
ster einem ihm unterstellten Beamten aus dienstlichen Gründen das Auftreten 
als Musiker verbieten. Der Schüler, der Student, der Benutzer einer öffentlichen 
Bücherei unterliegen der Anstaltsgewalt mit ihren Anordnungen, Verboten und Stra­
fen, auch wenn kein Gesetz solche Eingriffsbefugnisse vorsieht. Denn durch Ein­
tritt in den Machtbereich der Anstalt unterwerfen sie sich deren Regelungen. Bei 
den Zwangsanstalten, z. B. den Gefängnissen, liegt in der gesetzlichen Ermächtigung 
zur Verbringung des einzelnen in sie zugleich dessen Unterstellung unter die An­
staltsgewalt. Auch bei den freien Anstalten ist allerdings die Ausübung der An­
staltsgewalt über die sich freiwillig in ihren Bereich Begebenden nur kraft eines 
Rechtssatzes denkbar, der den Äußerungen der Anstaltsgewalt Rechtswirkungen 
beilegt, doch versteht sich dieser ungeschriebene Rechtssatz von selbst, während 
dies bei Eingriffen ohne besonderes Gewaltverhältnis nicht der Fall ist. 

Das freiwillige besondere Gewaltverhältnis führt zu der Frage, ob ganz all­
gemein die Einwilligung des Betroffenen die Erforderlichkeit des Gesetzes 
ausschalten kann17• Gilt auch im Verwaltungsrecht der Grundsatz "volenti non 
fit iniuria"1 Nach geltendem Baurecht z. B. darf, wie angenommen werden soll, 
ein Grundstück nur zu zwei Dritteilen bebaut werden. A will sein Grundstück ganz 
bebauen und erhält die Baugenehmigung, da sich Nachbar B der Polizeibehörde 
gegenüber verpflichtet, sein Grundstück, das halb so groß ist wie das des A, un­
bebaut zu lassen, beide Grundstücke als Einheit betrachtet also den Bauvorschriften 
genügen, auch wenn A sein ganzes Grundstück bebaut. Oder das Gesetz schreibt 
die Anstellung eines Beamten auf Lebenszeit vor. Kann ein bestimmter Beamter 
sich damit einverstanden erklären, daß sein Dienstverhältnis zum Quartalsersten 
gekündigt werden kann1 Oder kann eine gesetzlich festgelegte Gebühr mit Ein-

U Vgl. oben S.83f. 
12 Z. B. bay. Verf. v. 26. Mai 1818 Tit. VII § 2, bad. Verf. v. 22. Aug. 1818 § 65. 
13 Bad. Verf. v. 21. März 1919 § 29D , hess. Verf. v. 12. Dez. 1919 Art. 7. 
14 Andr. Ans. ANSCHÜTZ Verf. d. D. R. 8 u., 1926 S.318f. 
15 über die RechtRIage in Württemberg vgl. BÜHLER in WürttZ. 64 (1922) S. 159 u. GElER 

in WürttZ. 66 (1924) S. 177ff., 209ff. 
16 Vgl. OTTO MAYER I S. lOHf.; THOMA Polizeibefehl I 1906 S. 17ff.; FLElNER S. 165ff.; 

NAWIASKY Forderungs- und Gewaltverhältnis, Festsehr. f. ZITELMANN 1913. 
17 Zum folgenden vgl. OTTO MAYER I S. 98, 11 S. 235 (Verwaltungsakt auf Unterwerfung); 

FLElNER S. 168ff.; SCHOENBORN Studien zur Lehre vom Verzicht im öffentlichen Recht 1908; 
K. PERELS Darf die Verwaltungsbehörde die Erteilung einer in ihr freies Ermessen gelegten Ge­
nehmigung von der Zahlung einer gesetzlich nicht vorgesehenen "Gebühr" abhängig machen Y 
ArchÖffR. N. F. 6 (1924) S. 93ff.; SCHULT und RUBENSOHN in MecklZ. 44 (1928) Sp. 389 ff., 
521ff. - Aus der Gesetzgebung thür. LVO. § 143, aus der Rechtsprechung PrOVG. 18. Juni 08, 
Entsch. 52, 374ff.; PrOVG. 10. Febr.21, Entsch. 76, 436f.; OldOVG. 9. Jan. 08 u. 5. Nov. 14, 
OldZ. 35 (1909) S. 13ff. u. 42 (1915) S. 75ff.; RG. 111 16. Dez. 02, RGZ. 53, 186ff. (mit 
privatrechtlicher Lösung). 
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willigung des Betroffenen erhöht werden1 Die - von der Rechtsprechung meist 
verneinte - Frage läßt sich nicht allgemein beantworten, sondern nur von Fall zu 
Fall unter Berücksichtigung des vom Gesetze verfolgten Zweckes. Gewisse Schran­
ken sind als zum Schutze des einzelnen unbedingt aufgerichtet zu verstehen, jeder 
Versuch des Staates, seine überragende Stellung zu mißbrauchen, um vom einzelnen 
Zugeständnisse zu erpressen, wäre unstatthaft. Dies wäre im zweiten Beispiel mit 
der Kündigungsklausel der Fall, auch die Gebührenerhöhung im dritten Beispiel 
verletzt den vom Gesetze gewollten Grundsatz der Gleichmäßigkeit; bei einer frei­
willigen Steuererhöhung würde dies vielleicht noch deutlicher sein. Gegen die 
freiwillige Baubeschränkung dagegen lassen sich keine durchschlagenden Gründe 
anführen; Nachbar B könnte ja auch A gegenüber eine Dienstbarkeit übernehmen, 
die ihm das Bauen verbietet; also kann er sich auch der Baupolizeibehörde gegenüber 
einem Bauverbot unterwerfen, selbst wenn ein Gesetz, anders als z. B. § 2 des 
sächs. Allg. Baugesetzes vom 1. Juli 1900, ihm dies nicht ausdrücklich gestattet. 
Niemand kann gezwungen werden, sein Grundstück ohne Enteignung oder ent­
eignungsähnliches Verfahren für eine öffentliche Straße herzugeben, und doch ist 
es anerkannten Rechts, daß ein Privatgrundstück mit Einwilligung des Eigentümers 
dem öffentlichen Verkehr gewidmet werden kann; denn da der Eigentümer durch 
Auflassung über das Grundstück verfügen kann, steht es ihm auch frei, weniger zu 
tun, nämlich den öffentlichen Weg zu dulden, ohne das Eigentum aufzugeben. 

2. Das ursprüngliche Gewohnheitsrecht. Ob es ein Gewohnheitsrecht in der 
Verwaltung gibt, ist eine umstrittene Frage, seit Otto MAYER die Zulässigkeit 
gewohnheitsrechtlicher Rechtsbildung, abgesehen von den Observanzen innerhalb 
örtlicher Gemeinschaften, verneint hat18. Durch die Einordnung des Gewohnheits­
rechts unter die ursprünglichen Rechtsquellen haben wir zu der Streitfrage bereits 
Stellung genommen. So wenig es dem Gesetzgeber gelingen wird, die Bildung von 
Gewohnheitsrecht durch ein Verbot zu verhindern, denn gerade das Verbot selbst 
kann gewohnheitsrechtlich außer Kraft gesetzt werden, so wenig vermag es ein 
Machtspruch der Wissenschaft. Die katholische Kirche hat diese Unwidersteh­
lichkeit des Gewohnheitsrechtes kluger Weise dadurch anerkannt, daß sie selbst 
bei gesetzlichem Verbot gewohnheitsrechtlicher Rechtsbildung die Bildung von 
Gewohnheitsrecht zuläßt, allerdings unter erschwerenden Bedingungen19• Auf 
die verschiedenen Theorien des Gewohnheitsrechts sei hier nicht eingegangen, 
nennen wir es kurz das durch lange Übung entstandene Recht. Daß es überhaupt 
möglich ist, ist nicht wunderbarer als die Möglichkeit eines rechtsverbindlichen 
Gesetzes. Auch dieses versteht sich nicht von selbst, wenn wir uns auch nicht mehr 
viele Gedanken über den Grund seiner Verbindlichkeit zu machen pflegen. Beides : 
Gehorsam gegen den Befehl des Gesetzgebers und Scheu vor dem Bruch mit dem ge­
wohnheitsmäßig Überlieferten gehört zu den nun einmal vorhandenen menschlichen 
Eigentümlichkeiten. Seinen tiefsten Rechtfertigungsgrund aber nimmt das Gewohn­
heitsrecht aus der Idee der Beständigkeit des Rechtes, der Idee der Rech tssicher­
heit. Angenommen, das Freizügigkeitsgesetz vom 1. November 1867 verbiete die 
Erhebung von Kurtaxen, da neu Anziehende zu einer Sonderabgabe überhaupt 
nicht, zu den gewöhnlichen Gemeindeabgaben erst nach drei Monaten herangezogen 
werden dürfen. Tatsächlich werden aber Kurtaxen unbeanstandet seit über fünfzig 
Jahren erhoben, auch der Landesgesetzgeber steht auf dem Standpunkt, daß sie 
zulässig sind 20. Wenn heute in einem Einzelfalle ein Verwaltungsgericht die Kurtaxe 

18 OTTO MAYER I S. 87ff. Ganz in seinem Sinne SächsOVG. 7. Nov. 12, Jahrb. 19, 313ff. 
Gegen ihn vor allem SOROEN Verwaltungsrechtliches Gewohnheitsrecht, VerwArch. 28 (1921) 
S. Hf. Vgl. auch HÖFT Das Gewohnheitsrecht in der Verwaltung, Kieler Diss. 1922; E. JOSEF 
im PrVBl.44 (1923) S. 415f.; HARTMANN in HansRZ.1923 Sp. 321ff.; MEINZOLT in BayVerwBI. 
76 (1928) S. 225ff.; HansOLG. 29. März 22, HansRZ. 1922 Sp. 578 ff. 

19 Codex iuris canonici can. 27 § 1. 
20 Z. B. pr. Kommunalabgabenges. v. 14. Juli 93 § 12. 
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für reichsgesetzwidrig erklären wollte, so würde die Entscheidung das Rechtsgefühl 
auf eine harte Probe stellen, auch würde der sie fällende Richter nicht hoffen dürfen, 
daß ein anderer Richter, etwa das nach RV. Art. 1311 angerufene Reichsgericht, 
zum gleichen Ergebnis kommen werde wie er. Oder man denke an die ständige 
Rechtsprechung des preußischen OVG. und des KG. über die Grenzen der Polizei­
gewalt nach § lOH 17 ALR. Neuere Untersuehungen ROSINS machen es wahrschein­
lich, daß der Polizeibegriff des ALR. im Jahre 1808 für Polizeiverordnungen auf­
gegeben und durch einen weitergehenden, die Wohlfahrtspflege mit umfassenden, 
ersetzt wurde21• Trotzdem ist es ein vergebliches Bemühen, gegen den Strom der 
Rechtsprechung des OVG. und des KG. zu schwimmen. Denn selbst wenn die beiden 
Gerichte das Gesetz mißverstanden haben sollten, so ist es ihnen doch verwehrt, 
von der allgemein anerkannten und als zweckmäßig empfundenen Praxis abzuweichen, 
die Rechtssicherheit würde dadurch auf das schwerste gefährdet werden 22. Läßt 
man aber eine Abweichung von der ständigen Rechtsprechung nicht mehr zu, so 
heißt dies nichts anderes denn Anerkennung des Inhalts der Rechtsprechung als 
Gewohnheitsrecht. 

Wie lange eine Übung vorhanden gewesen sein muß, um Gewohnheitsrecht 
zu werden, läßt sich zahlenmäßig nicht sagen. Gewohnheitsrecht liegt eben dann 
vor, wenn der Richter überzeugt sein muß, daß mit Anerkennung des gewohn­
heitsmäßig Geübten der Idee der Einhelligkeit der Rechtsfindung 
besser gedient ist als mit der Ablehnung. Für gewisse Rechtsverhältnisse 
wird man dabei die Bildung von Gewohnheitsrecht leichter anerkennen als für andere. 
Am wenigsten Schwierigkeiten bereiten die Rechtsverhältnisse Gleichgeordneter, 
etwa der Fürsorgeverbände untereinander; wenn sich hier unter der Herrschaft des 
Unterstützungswohnsitzgesetzes der Satz herausgebildet hatte, daß die sog. "Ab­
schiebung" eines Armen durch den vorläufig unterstützungspflichtigen Armenver­
band einen im Gesetze nicht vorgesehenen Erstattungsanspruch des benachteiligten 
Armenverbandes erzeuge 23, so hatte diese Rechtsprechung, selbst wenn sie Neues 
schuf, doch schon nach wenigen Entscheidungen die Kraft von Gewohnheitsrecht. 
Auch das Gewohnheitsrecht zugunsten des einzelnen im Verhältnis zum übergeord­
neten Staate bürgert sich in Deutschland rasch ein, da "man" hier meist Partei 
für den einzelnen ergreift, außerdem der Staat in der Lage ist, durch Gesetz das ihm 
nicht passende Gewohnheitsrecht zu beseitigen. Am schwierigsten setzt sich das 
Gewohnheitsrecht zU@gunsten des einzelnen durch. Die Übung der verwaltenden 
Behörden allein reicht für die Bildung von Gewohnheitsrecht nicht aus, auch die 
Allgemeinheit muß vielmehr irgendwie mitgewirkt haben, entweder so, daß sie die 
Übung bewußt duldete, wie bei der Erhebung von Kurtaxen, oder daß sich die Ver­
waltungsgerichte in ständiger Rechtsprechung auf die Seite der Verwaltung stellen 
und der einzelne den Kampf gegen die Verwaltung als aussichtslos aufgibt, oder 
daß der einzelne im wohlverstandenen eigenen Interesse und in der Überzeugung, 
gleich andern dazu verpflichtet zu sein, Pflichten für das Gemeinwesen über­
nimmt, z. B. die Reinigung des Bürgersteigs. Rechtssprichwörter, wie: "jeder 
kehre vor seiner Tür" in des Satzes ursprünglicher Bedeutung 24, können in 
Fällen dieser Art als Beleg für das Vorhandensein eines solchen Bewußtseins und 
damit eines örtlichen Gewohnheitsrechts, einer "Observanz", herangezogen werden. 

3. Tatsachen mit ursprünglicher Rechtssatzwirkung25• Als nach dem Umsturz 
von 1918 die Frage nach der Gültigkeit der Anordnungen des Rates der Volksbeauf-

21 ROSIN Begriff der Polizei 1895 S. 72ff. 
22 Einen gewohnheitsrechtlich eingeengten Polizeibegriff erkennt ausdrücklich für Olden-

burg an das OldOVG. 21. Mai 08, OldZ. 36 (1909) S. 36ff. 
23 Vgl. WOHLERs-KREcH-BATH RGes. ü. d. Unterstützungswohnsitz 15 1924 S. 133ff. 
24 PrOVG. 30. Okt. 86, Entsch. 14, 400. 
25 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S.20ff. 
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tragten und der von ihm einberufenen Nationalversammlung entstand, sahen sich 
viele ratlos einem neuen Problem gegenüber. Denn durch Gesetz war der alte 
Zustand nicht in den neuen übergeleitet worden, von Gewohnheitsrecht konnte man 
bei der Kürze der seit der Revolution verstrichenen Zeit auch nicht sprechen, sollte 
man also die Akte der Revolutionsregierung als gültig anerkennen, so mußte die 
Tatsache der Revolution selbst Rechtsquelle sein. Sie ist es auch, 
und viel Hin- und Herreden wäre erspart geblieben, hätte man ihr schon früher 
in den Lehrbüchern einen Platz im System der Rechtsquellen angewiesen. Genau 
nämlich wie das Ideal der Einhelligkeit der Rechtsfindung verlangt, daß neben den 
Gesetzen auch das Gewohnheitsrecht der Rechtsprechung zugrunde zu legen ist, 
genau so kann auch die einmalige Wirklichkeit 26 einen solch zwingenden Eindruck 
auf den Rechtsprechenden machen, daß er sich ihr nicht entziehen kann, ohne eine 
von der überwiegenden Mehrheit als Fehlspruch empfundene Entscheidung zu fällen. 
Mit Recht prüft daher das Revisionsgericht trotz seiner Beschränkung auf die Rechts­
frage die Tatsache nach, ob beim Kapp-Putsch die Staatsgewalt auf die putschi­
stische Regienmg übergegangen war27, weil diese Tatsache keine gewöhnliche Tat­
sache ist, sondern eine solche mit Rechtssatzwirkungen. 

Eine Tatsache mit ursprünglicher Rechtssatzwirkung ist unter Umständen 
auch die noch nicht zum Gewohnheitsrecht verdichtete irrige Handhabung 
eines Gesetzes, sofern sie die Wirkung hat, das Inkrafttreten des richtig ver­
standenen Gesetzes tatsächlich zu verhindern. So hatte man in Baden lange Jahre 
hindurch die Bestimmung der Gewerbeordnung über die Erlaubnispflichtigkeit 
von Schankwirtschaften dahin verstanden, daß Kaffeewirtschaften nicht darunter 
fielen. Auf die Dauer konnte sich aber Baden nicht in Widerspruch mit dem übrigen 
Deutschland setzen und änderte seine Praxis. Dies hatte zur Folge, daß das richtig 
verstandene Gesetz erst jetzt in Kraft trat, und die weitere, daß die unter der Herr­
schaft der milderen Handhabung errichteten Kaffeewirtschaften als solche anzusehen 
waren, die beim Inkrafttreten des Gesetzes schon bestanden und daher nach den 
üblichen Übergangsbestimmungen einer Erlaubnis nicht bedurften 28. Der gleiche 
Gedanke liegt § 212 IV AO. zugrunde, wonach eine Neuveranlagung nicht auf eine 
nach Entstehung des Steueranspruchs erlassene Entscheidung des Reichsfinanzhofs 
gegründet werden darf, in der die Steuerpflicht im Gegensatze zu einer früheren, 
einen gleichen Tatbestand betreffenden höchstrichterlichen Entscheidung bejaht 
wird. 

IV. Abgeleitete Rechtsquellen. 
Auch bei den abgeleiteten Rechtsquellen erweist sich die übliche Zweizahl -

Verordnung und autonome Satzung - als zu eng. Um den ganzen Reichtum der das 
Recht weiterbildenden Kräfte kennen zu lernen, muß man auch hier die klassische 
Rechtsquellenlehre erweitern. 

1. Rechtsverordnungen. Im Staatsrecht unterscheidet man mit Recht Ver­
waltungsverordnungen und Rechtsverordnungen, Verwaltungsverordnungen 
als Anordnungen innerhalb der Verwaltung selbst ohne Rechtssatzeigenschaft, 
vor allem Dienstvorschriften für die Behörden, daneben Anstaltsordnungen für alle, 
die sich in den Herrschaftsbereich der Anstalt begeben haben, und Rechtsverord­
nungen als Anordnungen für die Allgemeinheit. Verwaltungsverordnungen be­
dürfen keiner besonderen gesetzlichen Grundlage, soweit sich nicht, wie bei den 
Verwaltungsverordnungen des Reichs, ein zweites Rechtssubjekt, das Land, ein­
schiebt. So ist die Strafregisterverordnung vom 8. März 1926 eine Verwaltungs­
verordnung, so sind es die Vorschriften über die Pflicht der Beamten zur Erlernung 

26 Vgl. auch BILFINGER im ArchÖffR. N. F. II (1926) S. 176. 
27 RG. VI 14. Nov. 21, RGZ. 103, 187ff. 
28 BadVGH. 5. Apr. 05, BadVerwZ. 1906 S. 2ff. 
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der Einheitskurzschrift, über das Beflaggen der staatlichen Dienstgebäude, über die 
Durchsicht der Korrekturabzüge des Staatshandbuchs, so die Rauchverbote für 
Schulräume, so die Ordnungen für bestimmte Hafenanlagen. Auf die Verletzung einer 
Verwaltungsverordnung kann man das Rechtsmittel der Revision nicht stützen. 
Dagegen sind dif:l _ß,e()!lt_!!ye~Qrdnp.ngen Rechtssätze, genauer ge set z t e Re c h t s sät ze , 
die von einer staatlichen Stelle ausgehen, ohne Gesetz zu sein. 
Von einer staatlichen Stelle müssen sie ausgehen; dadurch unterscheiden sie sich 
von den autonomen Satzungen. Sie dürfen aber nicht vom Gesetzgeber erlassen sein; 
denn im Gegensatze zum absoluten Staat, wo man landesherrliche Gesetze und Ver­
ordnungen nicht auseinanderhielt, ist heute die Verordnung immer ein unter dem 
Gesetze stehender Rechtssatz. 

Nach dem Grundsatze von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung bedarf die 
Rechtsverordnung einer gesetzlichen Grundlage 29. Man findet sie vielfach in den 
Verfassungen, aber auch in gewöhnlichen Gesetzen. 

Die höchste Art von Verordnungen, die gesetzvertretenden, sind uns 
bereits begegnet3o• Eine andere Art von ihnen sind die Ausführungsverord­
nungen, vielfach ein Gemenge von Rechts- und Verwaltungsvorschriften und ge­
kennzeichnet durch ihre Abhängigkeit vom Gesetze, zu dem sie erlassen sind. Sie 
treten mit dem Gesetze ohne weiteres außer Kraft, ohne daß es für sie einer besonderen 
Aufhebung bedarf. In Preußen ist das Staatsministerium allgemein zum Erlasse 
von Ausführungsverordnungen ermächtigt (Verf. Art. 51), im Reiche fehlt eine solche 
allgemeine Zuständigkeit. Die dritte Art von Verordnungen, die sog. besonders 
ermäch tigten Verordnungen, teilen mit den Ausführungsverordnungen die 
Unterordnung unter das Gesetz, sind aber selbständiger als sie, da ihnen das An­
lehnungsbedürfnis mangelt. Eine versteckte Ermächtigung zu Verordnungen dieser 
Art enthält die preußische Verfassung im Art. 82I , wo sie die Befugnisse des früheren 
Königs, soweit sie ihm nach Gesetzen, Verordnungen und Verträgen zustanden, 
auf das Staatsministerium überträgt. Die im § 46 der bayerischen Verfassung 
noch ausdrücklich erwähnten Organisationsverordnungen sind Verwaltungs­
verordnungen, soweit sie nur den inneren Geschäftsbetrieb regeln, und Rechts­
verordnungen, soweit sie die Rechtssphäre des Bürgers berühren. Im Reiche faßt 
man sie von jeher als Ausfluß des Beamtenernennungsrechtes auf, überließ ihren 
Erlaß früher dem Kaiser und überläßt ihn heute dem Reichspräsidenten 31. 

Mit Ausnahme der gesetzvertretenden Verordnungen sind alle Verordnungen 
dem Gesetze gegenüber unterwertig; auch die Verordnungen untereinander haben 
einen verschiedenen Rang. Der Satz des § 15 des preußischen Polizeiverwaltungs­
gesetzes vom 11. März 1850, daß "in die polizeilichen Vorschriften keine Bestimmun­
gen aufgenommen werden" dürfen, "welche mit den Gesetzen oder den Verordnun­
gen einer höheren Instanz im Widerspruche stehen", gilt für alle Verordnungen 
außer den gesetzvertretenden. 

Von den besonders ermächtigten Verordnungen sind für das Verwaltungs­
recht am bedeutsamsten die Polizeiverordnungen, d. h. die Verordnungen, 
die typischerweise zum Gegenstande ihrer Regelung die Erhaltung der öffentlichen 
Ruhe, Ordnung und Sicherheit und die Abwehr der dem einzelnen oder der All­
gemeinheit drohenden Gefahren haben. Die genauere Abgrenzung der Schranken 
der Polizeigewalt bleibt dem Abschnitt über die Polizei (§ 20) vorbehalten, da es 
nicht zweckmäßig ist, das Recht der Polizeiverfügungen von dem der Polizeiver­
ordnungen zu trennen. An dieser Stelle seien nur die Unterschiede innerhalb der 
Polizeiverordnungen, die Zuständigkeiten zu ihrem Erlasse und die Formen, in denen 
sie ergehen, behandelt. 

29 So ausdrücklich § 617 bay. Verfassung v. 14. Aug. 1919. 
30 VgI. S. 114. 
31 Hierüber L. RICHTER Organisationsgewalt 1926. 
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Das Recht der Polizeiverordnung ist landesrechtlich geregelt32 und daher mcht 
einheitlich innerhalb Deutschlands. Namentlich kann man den preußischen Typ 
und den süddeutschen unterscheiden. Der süddeutsche Typ ist rechtsstaatlicher 
als der preußische gedacht. Einmal wird in Süddeutschland mit dem Satze "nulla 
poena sine lege" die Vorstellung verbunden, daß die Strafandrohung durch das Ge­
setz selbst ausgesprochen sein muß, nicht durch Verordnung, sodann bezieht sich 
die Ermächtigung zum Erlasse von Polizeiverordnungen in Süddeutschland, wie früher 
gezeigt, auf eng umgrenzte Gebiete, die in den Polizeistrafgesetzbüchern einzeln 
aufgeführt sind, während in Preußen die Ermächtigung allgemein lautet und auch 
die Befugnis zur Androhung von Strafen enthält. 

Das preußische Polizeiverordnungsrecht ist hauptsächlich geregelt im 
Gesetz über die Polizeiverwaltung vom 11. März 1850, der Verordnung über 
die Polizeiverwaltung in den neu erworbenen Landesteilen vom 20. September 1867, 
dem lauenburgischen Gesetz über die Polizeiverwaltung vom 7. Januar 1870 
(die beiden letzten fast gleichlautend mit dem Hauptgesetz von 1850), den §§ 136ff. 
des Landesverwaltungsgesetzes vom 30. Juli 1883, den Kreisordnungen 33 

und den Städteordnungen34. 

Die Gesetze unterscheiden ortspolizeiliehe, kreispolizeiliche, bezirkspolizeiliche 
und provinzialpolizeiliche Vorschriften und Verordnungen des zuständigen Ministers. 
Am ausführlichsten umschreibt das Gesetz die möglichen Gegenstände der ortspolizei­
lichen Vorschriften; die Ermächtigungen zu höheren Verordnungen nehmen meist hier­
auf Bezug. § 6 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung sei daher wörtlich angeführt: 

Zu den Gegenständen der ortspolizeilichen Vorschriften gehören: 
a) der Schutz der Personen und des Eigentums; 
b) Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf öffentlichen Straßen, Wegen 

und Plätzen, Brücken, Ufern und Gewässern; 
c) der Marktverkehr und das öffentliche Feilhalten von Nahrungsmitteln; 
d) Ordnung und Gesetzlichkeit bei dem öffentlichen Zusammensein einer größeren Anzahl 

von Personen; 
e) das öffentliche Interesse in Bezug auf die Aufnahme und Beherbergung von Fremden; 

die Wein-, Bier- und Kaffeewirtschaften und sonstige Einrichtungen zur Vcrabreichung von 
Speisen und Getränken; 

f) Sorge für Leben und Gesundheit; 
g) Fürsorge gegen Feuersgefahr bei Bau-Ausführungen sowie gegen gemeinschädliche und 

gemeingefährliche Handlungen, Unternehmungen und Ereignisse überhaupt; 
h) Schutz der Felder, Wiesen, Weiden, Wälder, Baumpflanzungen, Weinberge usw.; 
i) alles andere, was im besonderen Interesse der Gemeinden und ihrer Angehörigen poli­

zeilich geordnet werden muß. 

Am wichtigsten ist § 6i; die Bestimmung zeigt, daß die Buchstaben a-h nur Bei­
spiele geben wollen und die Polizeigewalt nicht beschränken. 

Die ortspolizeilichen Vorschriften werden von der Ortspolizei behörde 
erlassen, also in den Städten vom Oberbürgermeister (Bürgermeister), in Hannover 
und Neuvorpommern vom Magistrat, in Städten mit staatlicher Polizeiverwaltung 
vom Polizeipräsidenten oder Polizeiamt, auf dem Lande vom Amtsvorsteher, in 
Hannover und Helgoland vom Landrat, in Hessen-Nassau vom Bürgermeister, in 
Westfalen und in der Rheinprovinz vom Bürgermeister des Amtes. Doch ist die 
Ortspolizeibehörde an gewisse Mitwirkungen gebunden. Mindestens bedarf es der 
Beratung mit dem Gemeindevorstand, soweit nicht Ortspolizeibehörde und 

32 Selbst die strompolizeilichen Befugnisse des Reichs sind abhängig vom Landesrecht; 
vgl. z. B. den Eingang der Strom- und Schiffahrts - Polizeiverordnung f. d. westdeutschen 
Kanäle v. 29. Dez. 22 (RGBl. 1923 II S. 2). 

33 So im § 62 KrO. f. d. öst!. Provo v. 13. Dez. 72, § 24 hann. KrO. v. 6. Mai 84, § 27 KrO. 
f. Hessen-Nassau v. 7. Juni 85, § 28 rhein. KrO. v. 30. Mai 87, § 29 westf. KrO. v. 31. Juli 86, 
§ 54 schlesw.-holst. KrO. v. 26. Mai 88. 

34 So im § 62 StO. f. d. östl. Provo v. 30. Mai 53, § 71 hann. StO. v. 24. Juni 58, § 67 StO. 
f. Hessen-Nassau v. 4. Aug. 97, § 57 rhein. StO. v. 15. Mai 56, § 62 westf. StO. v. 19. März 56, 
§ 90 schlesw.-holst. StO. v. 14. Apr. 69. 
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Gemeindevorstand das gleiche ist. Sie genügt bei sicherheitspolizeilichen 
Vorschriften, d. h. Vorschriften zur Sicherung gegen rechtswidrige Angriffe, auch in 
den Städten; sonst bedarf es in den Städten der Zustimmung des Gemeinde­
vorstands, also meist des Magistrats. Dagegen ist der Amtsvorsteher bei Ver­
ordnungen für mehr als einen Gemeindebezirk immer, also auch bei sicherheits­
polizeilichen Vorschriften, an die Zustimm ung des Am tsa ussch usses gebunden; 
ob auch bei Verordnungen für einen einzigen Gemeindebezirk, ist zweifelhaft, aber 
wohl zu verneinen, wie auch zweifelhaft ist, ob bei eingemeindigen Amtsbezirken 
die Gemeindeversammlung oder -vertretung an die Stelle des Amtsausschusses tritt 36. 

Zu Verordnungen über Gegenstände der landwirtschaftlichen Polizei ist über­
all die Zustimmung der Gemeindevertretung erforderlich. In dringenden Fällen 
kann die städtische Ortspolizeibehörde eine Verordnung ohne Zustimmung des 
Gemeindevorstands erlassen, muß sie aber außer Kraft setzen, wenn die Zustimmung 
nicht binnen vier Wochen nach Verkündung der Verordnung erteilt wird. Aber 
auch sonst sind die Zustimmungsbefugnisse nicht unbedingt; so kann der Kreis­
ausschuß die Zustimmung des Amtsausschusses, der Bezirksausschuß die Zustimmung 
des Magistrats ersetzen. 

Die ortspolizeilichen Vorschriften sind Polizei s traf verordnungen. Seit der Reichs­
verordnung vom 6. Februar 1924 beträgt.die anzudrohende Strafe 1 bis 150 Reichsmark. 

Als Rechtsverordnungen bedürfen die ortspolizeilichen Vorschriften der Ver­
kündung. Über die Art der Verkündung und die Form, von deren Beobachtung 
die Gültigkeit der Vorschrift abhängt, trifft der Regierungspräsident Bestimmungen 
(LVG. § 144U ). In Städten ist der Abdruck in den Tageszeitungen das Gegebene, 
auf dem Lande kommt noch das Anheften an die Gemeindetafel, das Ausrufen 
und das Ausschellen vor. 

Eine weitergehende Einwirkung steht dem Regierungspräsidenten nicht zu, 
namentlich bedarf es für den Erlaß einer ortspolizeilichen Vorschrift nicht seiner 
Genehmigung. Doch kann er eine solche Vorschrift außer Kraft setzen, in drin­
genden Fällen allein, sonst nur mit Zustimmung des Bezirksausschusses. Die gleiche 
Befugnis steht dem Minister des Innern zu (LVG. § 145). Im übrigen kann eine orts­
polizeiliche Vorschrift nur wieder durch eine solche aufgehoben werden. 

Die höheren Polizeiverordnungen können die gleichen Gegenstände 
regeln wie die ortspolizeilichen Vorschriften, doch muß der beabsichtigte Geltungs­
bereich über die Zuständigkeit einer untergeordneten Polizeibehörde hinausgehen. 
Der Landrat kann mit Zustimmung des Kreisausschusses kreispolizeiliche Vor­
schriften für den ganzen Kreis oder für mehrere Ortspolizeibezirke erlassen und gegen 
ihre Nichtbefolgung Geldstrafen bis zu 150 Reichsmark androhen. Verkündet werden 
die Vorschriften nach näherer Bestimmung des Regierungspräsidenten, meist in einem 
Kreisblatt. Auch sie kann der Regierungspräsident und der Minister des Innern 
aufheben. Der Regierungspräsiden t kann für mehrere Kreise oder für den ganzen 
Umfang des Regierungsbezirkes, der Oberpräsident für mehrere Kreise ver­
schiedener Regierungsbezirke, für mehr als einen Regierungsbezirk oder für den 
Umfang der ganzen Provinz Polizeiverordnungen mit Strafandrohung, ebenfalls 
bis 150 RM, erlassen. Die Verordnungen des Oberpräsidenten bedürfen außer in 
dringenden Fällen der Zustimmung des Provinzialrats, die des Regierungspräsidenten 
der Zustimmung des Bezirksausschusses ; die ohne diese Zustimmung erlassenen 
Polizeiverordnungen sind außer Kraft zu setzen, wenn sie nicht innerhalb dreier 
Monate nach der Verkündung erteilt wird. Für die Verkündung bestimmt hier das 
Gesetz alles Nähere selbst. Die Verordnung ist unter Bezugnahme auf den ermäch­
tigenden § 137 LVG. und auf die in diesem Paragraphen genannten Vorschriften 
desPolizeiverwaltungsgesetzes oder der Verordnung von 1867 oder des lauenburgischen 
Gesetzes von 1870 und unter der Bezeichnung "Polizeiverordnung" in dem maß-

35 über diese Fragen vor allem FRIEDRICHS Polizeigesetz 1911 S.221ff. 
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g~benden Amtsblatte oder den maßgebenden Amtsblättern bekannt zu machen. 
Über diese ausdrücklichen Vorschriften hinaus verlangt das Kammergericht mit 
Recht Erwähnung der erforderlichen Zustimmung oder Anhörung im Eingang 
oder am Schluß der Verordnung 36. Die Aufhebungsbefugnis steht begreiflicher­
weise hier nur dem Minister des Innern zu (LVG. § 1451I) • 

. Im Gegensatze zum Erlasse von orts-, kreis-, bezirks- und provinzialpolizei­
lichen Vorschriften ist die Befugnis der Minister zum Erlasse polizeilicher Vor­
schriften sehr eingeengt. Die Strafandrohung geht allerdings auch hier bis zu 
150 RM, doch darf der zuständige Minister eine solche Verordnung nur erlassen, 
wenn die Gesetze ausdrücklich "auf den Erlaß besonderer polizeilicher Vorschriften 
(Verordnungen, Anordnungen, Reglements usw.) durch die Zentralbehörden ver­
weisen" (LVG. § 136). Für die Verkündung, die Bezugnahme auf das ermächtigende 
Gesetz, die Bezeichnung als "Polizeiverordnung" gilt hier das gleiche wie bei den 
bezirks- und provinzialpolizeilichen Vorschriften. 

Die Rechtsprechung des Kammergerichts und des Oberverwaltungsgerichts 
über die sachlichen Gültigkeitsvoraussetzungen einer Polizeiverordnung ist sehr 
umfangreich und wird an anderer Stelle gewürdigt werden (unten § 20). 

Der Unterschied des süddeutschen Polizeiverordnungsrechts gegen­
über dem preußischen sei durch einen kurzen Überblick über das bayerische 
Rech t dargelegt. Hauptquelle des bayerischen Polizeiverordnungsrechts ist das 
Polizeistrafgesetzbuch vom 26. Dezember 1871, das in einer großen Anzahl von Arti­
keln die Übertretung der über gewisse Gegenstände erlassenen Verordnungen, 
ober-, bezirks- und ortspolizeilichen Vorschriften unter Strafe stellt. So wird mit 
bestimmter Strafe bedroht, wer ohne die nach Verordnung erforderliche polizeiliche 
Erlaubnis Menagerien aufstellt (Art. 3212) oder wer zu einer durch oberpolizeiliche 
Vorschrift verbotenen Zeit auf öffentlichen Straßen oder Plätzen maskiert erscheint 
(Art. 362) oder wer gegen ortspolizeiliches Verbot oder in Ermangelung eines sol­
chen gegen bezirkspolizeiliche Anordnung Hunde in Theater mitnimmt (Art. 8313). 

Die hiernach zulässigen Verordnungen sind also reine Polizeiverordnungen, 
die nicht von sich aus Strafen androhen, sondern nur auf die im Gesetze festgelegte 
Strafe verweisen, keine Polizeistrafverordnungen wie in Preußen. Nur als Ausnahme37 

kennt das PoIStGB. daneben auch Polizeistrafverordnungen mit nahezu un­
begrenztem polizeilichen Inhalt. Ausschließlich zuständig zu ihrem Erlaß ist das 
Gesamtministerium und auch dieses nur, wenn der Landtag nicht versammelt ist; 
sie treten außer Kraft, wenn der Landtag nach seinem Zusammentritt ihnen nicht 
vor Schluß der Tagung oder vor seiner Vertagung zustimmt (Art. 9). 

Der bayerischen Ausgestaltung des Polizeiverordnungsrechts entspricht im 
großen und ganzen die in Baden und Württemberg38• An die drei Länder ist 
zu denken, wenn man die preußische Regelung der süddeutschen gegenüberstellt. 
Denn nicht alle Länder mit Polizeistrafgesetzbuch haben das Polizeiverordnungs­
recht dem Gesetzbuch eingegliedert, vielmehr dient in andern Ländern das Polizei­
strafgesetzbuch nur zur genauen, von Verordnungen unabhängigen Bezeichnung 
der strafbaren Tatbestände. Trotz Vorhandenseins von Polizeistrafgesetzbüchern 
regeln daher Hessen und Braunschweig 39 das Polizeiverordnungsrecht nach 

36 KG. 12. Juli 88, KGJ. 8, 140f.; KG. 10. Okt. 04, GewArch. 4 (1905) S. 50lf.; ausführ­
lich KG. 25. Nov. 01, KGJ. 23 C 3ff. 

87 Eine andere Ausnahme im Art. 4411 bay. GemO. v. 17. Okt. 27 (ortspolizeiliche 
Vorschriften zur Durchführung gemeindlicher Benutzungsordnungen). 

38 Bad. PoIStGB. v. :n. Okt. 1863/25. Juli 1923; württ. PoIStG. v. 27. Dez. 1871/12. Aug. 
1919/16. Dez. 1921. 

39 Hess. PoIStGB. v. 30. Okt. 1855, neu verkündet als Anlage zu Nr. 35 des hess. RegBl. 
1871; braunschw. G., die Bestr. d. Polizeiübertretungen betr., v. 23. März 1899. Das anhalt. 
PoIStG. v. 29. März 1855 ist durch das, allerdings noch nicht vollständig in Kraft ge­
tretene, Gesetz v. 30. März 28 aufgehoben worden. 
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dem preußischen Typus. Auch in den übrigen Ländern herrscht der in Preußen 
heimische Rechtszustand. Hervorzuheben ist die Bestimmung der thüringischen 
Landesverwaltungsordnung vom 10. Juni 1926, wonach eine Polizeiverordnung, 
nach Ansicht der Ministerien allerdings nur eine auf § 32 LVO. beruhende, mit dem 
Ablauf des fünften auf den Tag ihres Inkrafttretens folgenden Kalenderjahres außer 
Kraft tritt, wenn in der zweiten Dezemberhälfte des fünften Kalenderjahres nicht 
bekanntgemacht wird, daß sie weitergelten soll (§ 44). Eine ähnliche Vorschrift wird 
oder war auch in Preußen geplant39&, da sich sonst nur mit größten Schwierigkeiten 
feststellen läßt, welche von den vielen Tausenden von Polizeiverordnungen noch gilt. 

2. Autonome Satzungen. Die Rechtsverordnungen bezeichneten wir als gesetzte 
Rechtssätze, die von einer staatlichen Stelle ausgehen, ohne Gesetz zu sein. Daneben 
gibt es Rechtssätze, die eine juristische Person des öffentlichen 
Rechts im eigenen Namen erlassen kann. Solche Rechtssätze nennt man 
autonome Satzungen. Bei gemeindlichen Satzungen sind die Ausdrücke "Orts­
statut", "statutarische Anordnung", "Ortsgesetz" und dgl. üblich. Von den Satzun­
gen eines Privatvereins unterscheiden sie sich dadurch, daß sie für eine unbestimmte, 
nur begrifflich, nicht mit Eigennamen bezeichnete Vielheit von Personen gelten, 
z. B. für alle Einwohner der Stadtgemeinde oder - bei den Satzungen einer Orts­
krankenkasse - für alle im Bezirke der Ortskrankenkasse in abhängiger Stellung 
Beschäftigten, und von den Rechtsverordnungen dadurch, daß die juristische Per­
son in Ausübung eines ihr zustehenden subjektiven Rechts, nicht in strenger Ab­
hängigkeit vom Staate, die Sa,tzung beschließt. Der preußische Bürgermeister, 
der eine Polizeiverordnung erläßt, handelt im Namen des Staates, ist daher auch 
den Gemeindeorganen keine Rechenschaft schuldig. Erhält er vom Regierungs­
präsidenten die Weisung zum Erlasse einer Polizeiverordnung, so kann er hiergegen 
nicht im Namen der Gemeinde Klage vor den Verwaltungsgerichten erheben. Da­
gegen liegt bei Meinungsverschiedenheiten zwischen Kommunalaufsichtsbehörde 
und Gemeinde über die Pflicht zum Erlaß einer statutarischen Vorschrift ein Rechts­
streit zwischen zwei Rechtssubjekten vor, der sich zur Austragung vor den Verwal· 
tungsgerichten, deren umfassende Zuständigkeit zur Entscheidung öffentlich­
rechtlicher Rechtsverhältnisse vorausgesetzt, eignet. 

Die Ermächtigung zum Erlasse von Ortsstatuten, diesen wichtigsten auto­
.nomen Satzungen, geht weiter als die für Polizeiverordnungen. Nach der preußischen 
Städteordnung für die östlichen Provinzen vom 30. Mai 1853 ist jede Stadt befugt, 
besondere statutarische Anordnungen zu treffen "über solche Angelegenheiten 
der Stadtgemeinde, sowie über solche Rechte und Pflichten ihrer Mitglieder, hin­
sichtlich deren das gegenwärtige Gesetz Verschiedenheiten gestattet oder keine 
ausdrücklichen Bestimmungen enthält" (§ 11). Nach der schleswig.holsteinischen 
Städteordnung von 1869 muß jede Stadt ein Ortsstatut haben (§ 17). Wäh­
rend bei Polizeiverordnungen die Stadtverordneten ausgeschaltet sind, bedarf es 
bei statutarischen Vorschriften eines übereinstimmenden Beschlusses von Mag ist rat 
und Stadtverordneten versammlung ; außerdem ist, nach Art. 2 des noch 
immer geltenden Kriegsgesetzes zur Vereinfachung der Verwaltung vom 13. Mai 
1918 allerdings nur noch in besonderen Fällen, Bestätigung durch den Be­
zir ksa ussch uß erforderlich. Ortsstatute kommen namentlich im Ortsstraßen­
recht vor, so kann durch Ortsstatut der Anbau an noch nicht fertiggestellten Straßen 
verboten und bei Herstellung neuer Straßen eine Beitragspflicht der Anlieger vor­
geschrieben werden 40. Die Straßenreinigungspflicht kann nicht durch Polizeiver· 

39& ABEGG, Ztschr. "Die Polizei" 1926 S. 30lff. u. Stusev. 1926 S. 437ff; KLEE u. 
H. PETERS GoltdArch. 71 (1927) S.81ff., 121ff.; GRZESINSKI "Die Polizei" 1928 S. Hf.; 
DREws DJZ. 1928 Sp. 893ff. Vgl. vorerst Beschluß des pr. Min. d. I. v. 14. Jan. 29 (MinBliV. 
Sp.63f.), der alle im Bereiche des Min. d. I. vor dem 1. Januar 1890 erlassenen Polizeiverord­
nungen der Ober-, Regierungspräsidenten, Kreis- und Ortspolizeibehörden außer Kraft setzt. 

'0 Pr. Ges. v. 2. Juli 75 §§ 12, 15. 
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ordnung, wohl aber durch Ortsstatut auf die Anlieger abgewälzt werden 41 . Auch 
die tief in die Rechtssphäre des Bürgers einschneidenden Gemeindebeschlüsse des 
preußischen Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893 über die Erhebung von 
Gebühren, Beiträgen, Steuern und die Anforderung von Naturaldiensten sind ihrem 
Wesen nach ortsstatutarische Vorschriften. 

Als Rechtssätze, sollte man meinen, bedürfen die Ortsstatute der Ver künd ung, 
zumal wenn man bedenkt, daß sie unter den Gesetzesbegriff der H,V. fallen, wenn 
diese von "gesetzlich bestimmten Voraussetzungen" u. dgl. spricht42• Das 
preußische OVG. aber ist anderer Ansicht, trotz abweichender Entscheidungen 
des Reichsgerichts und des Kammergerichts und trotz Widerspruchs in den Reihen 
der Wissenschaft. Auch die bayerische und die sächsische Rechtsprechung bejahen 
den Verkündungszwang43• Das einzige, was sich zur Not für die Rechtsprechung 
des preußischen OVG. sagen ließe, ist nicht etwa das Schweigen des Gesetzes, denn 
es gibt auch verwaltungsrechtliche Selbstverständlichkeiten, sondern der Gedanke, 
daß "man" kraft Vertretung durch die Stadtverordneten bei Erlaß des Statuts 
zugegen war, auch durch die Öffentlichkeit der Stadtverordnetenversammlung 
in der Lage war, den Verhandlungen bis zur Beschlußfassung zu folgen. Doch wiegt 
diese Erwägung nicht schwer genug, um die Ansicht des OVG. zu rechtfertigen. 

Die autonomen Satzungen sind wohl zu scheiden von den "Statuten einzelner 
Gemeinheiten und Gesellschaften" des ALR., die "nur durch die landesherrliche 
Bestätigung die Kraft der Gesetze" erhalten (Einl. § 2). Solche "Statuten" sind in 
Wirklichkeit Verordnungen des Königs, jetzt des Staatsministeriums44 • Denn die 
Bestätigung ist nicht als bloß hinzutretende Genehmigung gedacht, sondern als An­
ordnung aus eigener Befugnis. Das Staatsministerium kann den vorgelegtcn Satzungs­
entwurf ändern und ohne Zustimmung der "Gemeinheit oder Gesellschaft" in Kraft 
setzen. Das Hauptbeispiel sind die Universitätssatzungen (§ 68 II 12), deren Ent­
würfe zwar mit den Universitäten besprochen, aber nach eigenem Ermessen des 
Staatsministeriums endgültig gestaltet werden. 

3. Sonstige Quellen mit abgeleiteter Rechtssatzwirlmng 45• Würden wir uns 
mit der Darstellung der vier klassischen Rechtsquellen: Gesetz, Verordnung, auto­
nome Satzung und Gewohnheitsrecht begnügen dürfen, so wären wir am Ende der 
Rechtsquellenlehre angel/tngt. Aber wie uns die Tatsachen mit ursprünglicher 
H,echtssatzwirkung, namentlich die Erscheinung der Revolution, zwangen, die ur-. 
sprünglichen Rechtsquellen zu erweitern, so bedürfen auch die abgeleiteten Rechts­
quellen der Ergänzung. Nur so verhindern wir, daß man bei neuartigen, das ob­
jektive Recht beeinflussenden Tatsachen, wie bei Vereinbarungen46 , bei gewissen 
Dienstinstruktionen, bei dem noch nicht zum Gewohnheitsrecht verdichteten Her­
kommen u. dgl. immer wieder stutzig wird und erneut über die Möglichkeit ihrer 
Rechtssatznatur nachdenkt. 

Verordnungen und autonome Satzungen sind abgeleitete Rechtssätze, weil sie 
Rechtswirkungen auf unbestimmt wen ausüben und diese ihre Wirkungsmöglichkeit 
einem Gesetze verdanken. Das Gesetz verweist auf sie. Das Gesetz kann aber auch 

41 Pr. Ges. v. 1. Juli 12 § 5. 42 RG. ur 16. Mai 24, RGZ. 108, 170ff. 
43 Nachweise Gesetz, Gesetzesanwendung S. 226 N. 4. V gl. ferner HUBRICH in AnnDR. 

1916 S. 641ff.; MENNE im PrVerwBI. 44 (1923) S. 437f.; PAPE im RVerwBI. 50 (1929) S. 6ff.; 
BayVGH. 11. Mai 25, SammJ. 46 19ff.; BadVGH. 16. Nov. 27, BadVerwZ. 60 (1928) S. 39.­
Auch nach der neuen Gern. u. KrO. f. Thüringen v. 8. Juli 26 be~teht Bekanntmachungszwang 
für Ortsgesetze (§ 103), ebenso nach der bay. GemO. v. 17. Okt. 27 (Art. 26Il). 

44 HUBRICH Der Statutenbegriff im Allgemeinen Landrecht 1916. 
45 Vgl. zum folgenden Gesetz, Gesetzesanwendung S. 13ff., 41ff., 68ff. und die dort an­

geführten Belege aus der Rechtsprechung; über die Dogmengeschichte der Lehre S. 180ff. Ohne 
Verständnis für den Zweck der Lehre - Scheidung der Rechts· von der Tat- und Ermessens­
frage - leider E. KAUFMANN Kritik der neukantischen Recbtsphilosophie 1921 S. 32f. 

46 Vgl. aus der neueren Zeit FLEINER S. 82f.; HATSCHEK S. 56ff.; HALLER in WüRV. 19 
(1926) S.65ff; G. A. WALZ im ArchÖffR. N. F. 14 (1928) S.16lff. 
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auf andere Wirklichkeiten verweisen und ihnen die Macht beilegen, Rechtswirkungen 
auf unbestimmt wen auszuüben. Das sind dann unsere sonstigen Quellen mit ab­
geleiteter Rechtssatzwirkung. So bestimmt das Sprengstoffgesetz vom 9. Juni 
1884, daß es auf Sprengstoffe, die vorzugsweise als Schießmittel gebraucht werden, 
keine Anwendung finde (§ Pli). "Die Bezeichnung dieser Stoffe erfolgt durch 
Beschluß des Bundesrats." Hiermit wird der Bundesrat zum Erlaß einer erläutern­
den Verordnung ermächtigt. Statt dessen hätte das Gesetz unmittelbar auf den 
der Wandlung unterworfenen tatsächlichen Gebrauch verweisen können mit der 
Wirkung, daß je nach dem tatsächlichen Gebrauch der Besitz einer Mischung von 
Sprengstoffen heute verboten ist und in fünf Jahren jedermann freisteht. Oder 
das vielleicht klarste Beispiel: Nach § 207 StGB. wird der Zweikämpfer wegen Tötung 
oder Körperverletzung belangt, wenn er die hergebrachten Regeln des Zweikampfes 
vorsätzlich übertritt. Die hergebrachten Regeln des Zweikampfes sind für sich be­
trachtet etwas rein Tatsächliches. Das Gesetz legt ihnen aber die Macht bei, ganz 
allgemein mit Wirkung für alle, die es angeht, zu bestimmen, ob eine bestimmte Art 
des Zweikampfes unter den Zweikampfs- oder unter den Tötungsparagraphen fällt. 
Sie üben also Rechtssatzwirkungen aus. Das nur über Rechtsfragen entscheidende 
Revisionsgericht muß auch die Frage nach dem Hergebrachtsein des vom Kämpfenden 
eingeschlagenen Verfahrens prüfen, genau wie es dazu verpflichtet wäre, wenn das 
Strafgesetzbuch statt auf die Regeln selbst auf eine die Regeln feststellende Ver­
ordnung verwiesen hätte 47 . 

Am einfachsten für den mit den neuartigen Quellen noch nicht Vertrauten 
liegen die Dinge bei den Sätzen rechtlichen Inhalts mit abgeleiteter Rechtssatz­
wirkung. So verweist RV. Art. 4 auf die allgemein anerkannten Regeln des V ölker­
rechts und erhebt sie zu bindenden Bestandteilen des deutschen Reich srechts , 
verleiht ihnen also neben ihrer ursprünglichen, der völkerrechtlichen, Wirkung noch 
abgeleitete Rechtssatzwirkungen als innerdeutschem Recht. Die Gewerbeordnung mit 
ihren Vorschriften über die besondere Heilighaltung der drei hohen Feiertage (§ 105 bI ) 

verweist stillschweigend auf die kirchlichen Kalenderregeln hierüber 
und gibt ihnen dadurch weltliche Rechtssatzwirkungen. Wie kommt es, daß sich 
der gezüchtigte Schüler unter Umständen auf Überschreitung der dem Lehrer 
gegebenen Instruktionen berufen kann, da doch Dienstinstruktionen nicht 
nach außen wirken 1 Nur daher, daß ein Rechtssatz auf die Instruktionen verweist 
und bestimmt, daß die in den Instruktionen gezogenen Schranken zugleich Rechts­
schranken sein sollen. Das Gesetz über den Haushaltsplan ist das am häufigsten 
gebrauchte Beispiel für ein Gesetz ohne Rechtssatzeigenschaft. Und doch kann ein 
Gesetz· bestimmen, daß z. B. die Witwe des Reichspräsidenten ein Viertel der 
haushaltsmäßigen Bezüge des im Amte befindlichen Reichspräsidenten erhalten so1l48, 
und auf diese Weise dem Gesetze über den Haushaltsplan rechtssatzmäßige Neben­
wirkungen beilegen. Vereinbarungen zwischen bestimmten Beteiligten binden 
an sich nur sie und ihre Rechtsnachfolger. Doch kann ein Wegegesetz bestimmen, 
daß Vereinbarungen der Beteiligten über die Wegebaulast, oder ein Eingemeindungs­
gesetz, daß die der Einverleibung vorangehenden Vereinbarungen bindendes Orts­
recht werden sollen. Auch der nach der Reichsverordnung vom 23. Dezember 1918 
für allgemein verbindlich erklärte Tarifvertrag 49 ist eine Vereinbarung mit 
abgeleiteter Rechtssatzwirkung, nicht aber der gewöhnliche, da ihm die Beziehung 
zu unbestimmt wem fehlt. Ausnahmsweise legt das Gesetz auch Richtersprüchen 

47 Über die ganze Frage jetzt auch H. MANNHEIM Beitrage zur Lehre von der Revision 1925. 
48 ReichRges. v. 31. Dez. 22/3. Juni 25 § 51. 
49 Vgl. meinen Bericht im JahrbÖffR. IX 1920 S. lU. Die herrschende, auch von 

KASKEL Arbeitsrecht3 1!l28 S.45 und ERWIN JACOBI Grundlehren des Arbeitsrechts 1927 
S.93ff. vertretene Auffassung der Allgemeinverbindlichkeitserklärung als einer Verordnung 
wird der Tatsache nicht gerecht, daß ihre Gültigkeit von der des Tarifvertrages abhängt. 
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Rechtssatzwirkungen bei. Erklärt z. B, ein preußisches Verwaltungsgericht 
eine Kommunalabgabenordnung auf Klage des zu Unrecht in Anspruch Genom­
menen für diesen einen Streitfall für ungültig, so wirkt das Urteil an sich nur zwischen 
dem Kläger und der beklagten Gemeinde. Nach dem Gesetze vom 26. August 1921 
hat aber das Urteil die weitere Wirkung, daß eine neue Abgabenordnung mit rück­
wirkender Kraft erlassen werden kann, die ohne das Urteil ungültig wäre. Also hat 
der Richterspruch Rechtssatzwirkungen, ähnlich wie ein Beschluß des Reichsgerichts 
nach RV. Art. 1311• Endlich gehört, neben anderem, auch das abgeleitete Ge­
wohnheitsrech t hierher, jenes Gewohnheitsrecht, das sich nicht mit ursprünglicher 
Kraft als eine dem Gesetze ebenbürtige und das Gesetz unter Umständen über­
windende Rechtsquelle, sondern kraft gesetzlicher Ermächtigung entwickelt. Na­
mentlich die örtliche Observanz 50 ist vielfach Gewohnheitsrecht dieser untergeord­
neten Art. § 4 Ein!. ALR. legt den Observanzen ausdrücklich die Kraft bei, 
vom Gesetze unentschieden gelassene Verhältnisse näher zu regeln. Auch das preu­
ßische Wegereinigungsgesetz vom 1. Juli 1912 hält ältere Observanzen aufrecht 
(§ 3). Schon das bloße Herkommen oder Hergebrachte kann auf solche Weise Rechts­
satzwirkungen erhalten 51. 

Wenn so schon einfache, der Gewohnheitsrechtsbildung vorhergehende Tatsachen 
in die Rechtsfrage hineinragen können, macht es keine Schwierigkeit, ganz allgemein 
Tatsachen mit abgeleiteter Rechtssatzwirkung anzuerkennen, d. h. 
Tatsachen, die kraft ausdrücklicher oder stillschweigender Verweisung die Gül­
tigkeit oder den Inhalt eines Rechtssatzes beeinflussen. Im Gegensatze zu den ge­
wöhnlichen rechtserheblichen Tatsachen, denen nur die Kraft innewohnt, zwischen 
bestimmten Personen Rechtsverhältnisse zu begründen, ändern oder aufzuheben 
oder bestimmte Personen in ihrer Rechtspersönlichkeit zu beeinflussen, üben sie, 
wie jeder Rechtssatz, Wirkungen auf eine abstrakte Vielheit von Personen aus. 
Bestimmt z. B. ein Gesetz oder eine Verordnung, daß eine ortspolizeiliche Vor­
schrift in ortsü blicher Weise zu verkünden sei52 , so hängt von der Innehaltung 
des Ortsüblichen die Gültigkeit der ortspolizeilichen Vorschrift, also eines Rechts­
satzes, ab, die Ortsüblichkeit ist also eine Tatsache mit Rechtssatzwirkungen, 
die auch vom Revisionsgericht geprüft werden darf. Ebenso beeinflußt die bloße 
Tatsache, daß Wiesbaden ein Kurort ist und Frankfurt a. M. keiner, die Gültigkeit 
der in beiden Städten erlassenen Teppichklopfverordnungen; eine solche kann u. U. 
in Wiesbaden gültig sein, in Frankfurt a. M. ungültig; auch die Kurorteigenschaft 
hat also Rechtssatzwirkungen. Das anschaulichste Beispiel liefert vielleicht § 14 
des preußischen Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893, wonach Steuern 
auf den Verbrauch von Brennstoffen aller Art nicht neu eingeführt oder Ül ihren 
Sätzen erhöht werden dürfen. Darf Gas besteuert werden? Beim Inkrafttreten des 
Gesetzes wurde Gas ausschließlich für Leuchtzwecke verwandt, war also ein Leucht­
stoff, kein Brennstoff, und daher besteuerbar. Heute wird es fast nur, in vielen 
Städten sogar ausschließlich für Gaskochherde gebraucht, ist also ein Brennstoff 
und daher der Besteuerung entzogen. Während also früher in der Stadt X der Rechts­
satz galt: "Gas kann besteuert werden", gilt hier, ohne Änderung des Gesetzes­
textes, heute der Satz: "Gas kann nicht besteuert werden". Daß hier eine bloße Tat­
sache das in der Stadt X geltende objektive Recht geändert, also Rechtssatzwirkungen 
ausgeübt hat, ist wohl sonnenklar. 

Von besonderer Bedeutung sind die Tatsachen geistiger Art, denen das Recht 
rechtsändernde Wirkungen beilegt, namentlich die wissenschaftlichen und 
gesellschaftlichen Anschauungen. So kann es auch heute noch vorkommen, 

60 Vgl.z.B.PrOVG. 21.Apr.21, Entsch.76, 378ff.; RG. IV 8. Nov.24, JW.1925 S.1l2lf.; 
bay. GemO. Art.35. 

61 Schleswig-holst. Wegeverordnung v. 1. März 1842 § 228. . 
62 V gl.hierzuauchScHULTZENsTEINOrtsgebrauch u. Ortsüblichkeitim Rechte,JW. 1922 S.7lff. 
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daß der Gesetzgeber, selbst unentschlossen, die Lösung einer Frage der Rechtswissen­
schaft überläßt. Praktisch bedeutsamer sind die Verweisungen auf die Natur­
wissenschaft und die Lehren der Hygiene. So kann sich im Laufe der Zeit 
die wissenschaftliche Ansicht über die Tauglichkeit einer gewissen Art von Blitz­
ableitern ändern und damit auch die rechtliche Möglichkeit für die Polizei, die 
Anbringung eines solchen Blitzableiters zu verlangen. Nach der Rechtsprechung 
des OVG. darf die Polizei nur gegen Gesundheitswidrigkeiten einschreiten, nicht 
schon gegen bloße Belästigungen. Üble Gerüche wurden früher nur als Belästi­
gungen empfunden, die heutige Hygiene hat den Zusammenhang zwischen den Ge­
rüchen und den Magennerven erkannt und erklärt üble Gerüche für gesundheits­
schädlich. Also kann die Polizei heute dagegen einschreiten53• Eine ähnliche durch­
gängige Wandlung der wissenschaftlichen Anschauung wird die Rechtsprechung 
vielleicht auch einmal auf dem Gebiete des Schutzes gegen Geräusche an-· 
erkennen. Vorläufig zögert sie allerdings noch und glaubt, im allgemeinen genüge 
der Schutz der Nachtruhe 54. ]'ür den geistig Arbeitenden wäre schon viel gewonnen, 
wenn das OVG. die Abhängigkeit des Gehörschutzes von den Ansichten der medi­
zinischen Wissenschaft erkennen und auf die Eigenart des doch keine Ausnahme 
mehr bildenden Nervösen eingehen würde, den durchaus nicht alle Geräusche stören, 
sondern, abgesehen von den sehr starken, nur die als zweckwidrig oder vermeidbar 
empfundenen. 

In diesem Punkte berühren sich die Ansichten der Wissenschaft mit den An­
schauungen der Gesellschaft. Wer vom bürgerlichen Recht herkommt, dem 
ist die Verweisung des BGB. auf die Anschauungen aller billig und gerecht Denken­
den über Treu und Glauben, gute Sitten, Wichtigkeit des Kündigungsgrundes, Zu­
mutbarkeit des ehelichen Zusammenlebens u. dgl. geläufig. Das BGB. verweist auf 
diese gesellschaftlichen Anschauungen und gibt so der Gesellschaft die Macht, 
gewisse vom Gesetze offen gelassene Fragen mit Wirkung für alle, die es angeht, 
bindend zu beantworten. Auch das Verwaltungsrecht kennt derartige ausdrück­
liche oder stillschweigende Verweisungen auf gesellschaftliche Anschauungen. 
Ist der Ausdruck "Kreisbauinspektor" eine Amtsbezeichnung oder ein Ehren­
titel? Ist das Ringwerfen oder das Stoßen der Schwebekugel ein Glück- oder 
ein GeschicklichkeitspieH Wirkt das Tragen von Fahnen einer bestimmten 
Farbenzusammenstellung aufreizend? Auf alle diese Fragen gibt die Gesellschaft 
Antwort. Die Polizei darf sich im allgemeinen nur an den Störer wenden. Auf 
A's Grundstück bilden sich gesundheitsgefährliche Tümpel, also kann die Polizei 
von A Beseitigung der Störung verlangen. Das Höherlegen des Grundstücks würde 
lOOOO RM kosten, das Ableiten der Tümpel durch das Grundstück des Nachbarn B 
50 RM, ohne daß B einen nennenswerten Schaden dadurch hat. Trotzdem wäre es 
im naturwissenschaftlichen Sinne möglich, den Mißstand ohne Inanspruchnahme 
des B zu beseitigen. Aber auch Möglichkeit und Unmöglichkeit sind hier als 
gesellschaftliche Begriffe gemeint im Sinne von Zumutbarkeit und Nichtzumut­
barkeit 55, daher kann die Polizei von B Duldung der Abwässerung verlangen. 
Gesellschaftliche Höflichkeitsvorschriften stehen im engsten Zusammen­
hange mit der Achtungspflicht des Beamten. So prüft das preußische OVG. nach, 
ob ein städtischer Beamter sich einer Achtungsverletzung dadurch schuldig macht, 
daß er, vor seinem Hause stehend, den vorbeigehenden Bürgermeister nicht zuerst 
grüßt, und verneint unter Hinweis auf die allgemeine Grußsitte56• Gesellschaftliche 
Anschauungen über den Anstand entscheiden auch, solange Gesetz und Verord­
nung es nicht getan haben, die Frage, ob ein Unterstützungsbedürftiger einen 

53 Z. B. PrOVG. 19. Sept. 85, PrVerwBl. 7 (1885/86) S.29ff. 
54 PrOVG. 22. März 17 u. 3. Sept. 25, Entsch. 72, 380ff. u. DJZ. 1926 Sp. 521. 
66 PrOVG. 24. März 02, Entsch. 42, 250ff. 
66 PrOVG. 16. April 90, PrVerwBl. II (1890) S.407f. 
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Konfirmandenanzug erhalten soll oder nicht. Vor allem sind Begriffe wie "öffent­
liches Interesse" und "öffentliche Ordnung" als gesellschaftlich zu deutende gemeint, 
wichtig vor allem für den Umfang der Polizeigewalt, deren Aufgabe die Wahrung 
der öffentlichen Ordnung mitumfaßt. Über die Zulässigkeit öffentlicher Nackt­
tänze, öffentlichen Nacktbadens57, öffentlicher Vorträge über den Zeugungsakt, 
des Ausstellens einer Leiche im Schaufenster eines Sarggeschäfts, der Bezeichnung 
einer Gastwirtschaft als "judenreines" , dann als "judenfreies" Haus, endlich als 
Haus, in dem "jüdischer Besuch höflichst verbeten" sei 58, sagt das Gesetz selbst gar 
nichts, auch würde Auslegung des Gesetzes vielfach nur ergeben, daß es sich selbst 
über die Fragen keine bestimmten Antworten zurechtgelegt hat, vielmehr verweist 
es auf die gesellschaftlichen Anschauungen und verleiht ihnen damit Rechtssatz­
wirkungen. Von Bedeutung ist die Verweisung namentlich auf dem Gebiete der 
Theaterverbote. Die Gesellschaft ist hier Richterin darüber, ob ein Stück die 
Grenzen der Sittlichkeit innehält und, wenn dies zweifelhaft sein sollte, ob der künst­
lerische Wert des Stückes, namentlich die Anerkennung des Dichters als eines Klas­
sikers, schwerer wiegt als die sittlichen Bedenken. 

So ließen sich noch viele Beispiele für Beeinflussungen des objektiven Rechts 
durch Wissenschaft und Gesellschaft anführen. Neben dem Hauptzweck der rein­
lichen Trennung der Rechtsfrage von der Tat- und Ermessensfrage haben die vor­
stehenden Betrachtungen vor allem noch die Bedeutung, dem jungen Juristen zu 
zeigen, daß zur vollendeten Rechtskenntnis mehr gehört als ein umfassender Über­
blick über die vier klassischen Rechtsquellen Gesetz, Verordnung, Satzung und Ge­
wohnheitsrecht. Die Pflicht des Juristen, das Leben mit allen Anschauungen, 
Gebräuchen und Strömungen zu kennen und ganz auf der Höhe seiner Zeit zu stehen, 
wird vielleicht durch nichts so eindringlich zum Bewußtsein gebracht, wie durch die 
Erkenntnis, daß eine Menge von Tatsächlichkeiten zum wandelbaren Bestandteil 
des geltenden Rechtes gehört, mit ihm dadurch verbunden, daß der Gesetzgeber 
sie mit rechtssatzmäßiger Maßgeblichkeit ausstattet. 

V. Sammlungen der geschriebenen Rechtsquellen. 
Im Gegensatze zum bürgerlichen Rechte, dessen Quellen aus dem BGB. und 

einer leicht übersehbaren Anzahl von Nebengesetzen bestehen, gehört im Verwaltungs­
recht schon eine gewisse Fertigkeit dazu, die zur Beurteilung eines bestimmten 
Falles erforderlichen Rechtssätze aufzufinden. Außerdem fehlt den einzelnen 
verwaltungsrechtlichen Gesetzen die dem Privatrecht eigentümliche Stetigkeit, 
so daß man, selbst wenn man das passende Gesetz gefunden hat, mit der großen 
Wahrscheinlichkeit rechnen muß, daß es inzwischen abgeändert wurde. Diese Tat­
sache wieder hat zur Folge, daß sich bei den von Männern der Wissenschaft und der 
Praxis herausgegebenen Textausgaben leicht Fehler einschleichen, deren mögliches 
Dasein den gewissenhaften Gesetzesanwender mahnt, den entscheidenden Text 
noch einmal mit der amtlichen Gesetzsammlung zu vergleichen. 

1. Amtliche Gesetz- und Verordnungssammlungen. Das Reich und jedes Land 
haben heute eine amtliche Gesetzsammlung, nur Oldenburg hat deren drei, für jeden 
seiner Landesteile eine, auch Mecklenburg-Strelitz hatte bis 1919 ein besonderes 
Gesetzblatt für das Land Ratzeburg. Lübeck hatte zwar bis 1928 ebenfalls für den 
Fernerstehenden zwei Gesetzsammlungen, doch war die eine - "Sammlung der 
lübeckischen Gesetze und Verordnungen" - nur eine vierteljährliche Zusammen­
stellung der im Gesetz- und Verordnungsblatt verkündeten Gesetze und Verord­
nungen. Die meisten Gesetzsammlungen enthalten zugleich die Verordnungen der 
Zentralbehörden und bieten dadurch einen guten Überblick über die Gesamtheit 
der rechtsetzenden Tätigkeit des Landes. Im Gegensatze dazu sehen das Reich im 

57 OLG. Jena 22. Okt. 26, Sächs'l'hürArchR. 4 (1927) S. 62ff. 
58 BadVGH. 16. Sept. 02, 29. Nov. 04,30. Jan. 06, Rechtspr. d. BadVGH. 3 (1911) S. 232ff. 
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Gesetz vom 13. Oktober 1923 und ihm folgend Preußen im Gesetz vom 9. August 1924 
für die Verkündung von Rechtsverordnungen andere Veröffentlichungsmöglichkeiten 
vor als durch das Gesetzblatt59, ohne damit sachlich an dem bis dahin geübten 
Brauche viel zu ändern. 

Im folgenden seien die heute maßgebenden amtlichen Gesetzsammlungen 
genannt. Sie haben wichtige Vorgänger, so das Corpus Constitutionum Marchi­
carum von CHR. OTTO MYLIUS und das Novum Corpus Constitutionum Prussico­
Brandenburgensium, bis 1810 reichend, für Altpreußen, die Sammlung der Gesetze, 
Verordnungen und Ausschreiben für das Königreich Hannover 1818-1866, die 
Sammlung von Gesetzen, Verordnungen ... für die kurhessischen Staaten 1813-1866, 
das Verordnungsblatt des Herzogtums Nassau 1809-1867, die Gesetz- und 
Statutensammlung der freien Stadt Frankfurt 1817-1866, die schwer zu über­
sehenden Sammlungen für Schleswig-Holstein und Lauenburg, vor allem die Chro­
nologische und die Systematische Sammlung, das Gesetz- und Ministerialblatt und 
- für Lauenburg - das Offizielle Wochenblatt. Eine genaue Darstellung dieser und 
anderer älterer Sammlungen ist hier nicht beabsichtigt60• Aber schon der kurze 
überblick für das preußische Rechtsgebiet zeigt, daß man genötigt sein kann, auch 
jene älteren Sammlungen zu Rate zu ziehen, um einen Fall richtig zu entscheiden. 
Daher der Ruf nach Neuverkündung aller z. Zt. geltenden Gesetzesvorschriften 
unter gleichzeitiger Aufhebung der nicht verkündeten, ein Wunsch, der für das 
Reich vermutlich bald in Erfüllung gehen wird 61. 

Die heute geltenden amtlichen Gesetzsammlungen sind:. 
Reichsgesetzblatt Teil I. - Reichsgesetzblatt Teil H (enthaltend internationale Uberein­

kommen und Veröffentlichungen über den Reichshaushalt, das Ortsklasscnverzeichnis, den ge­
werblichen Rechtsschutz, das Urheberrecht, innere Angelegenheiten der Wehrmacht, das Eisen­
bahnwesen, die Schiffahrt und die Reichswasserstraßen, die Kohlen-, die Kaliwirtschaft, die 
Industriebelastung, innere Angelegenheiten des Reichstags und des Reichswirtschaftsrats, 
die Reichsbank, die Privatnotenbanken, die deutsche Golddiskontbank und die Bank für deutsche 
Industrie-Obligationen)62. - Preußische Gesetzsammlung. - Gesetz- und Verordnungsblatt 
für den Freistaat Bayern. - Sächsisches Gesetzblatt. - Regierungsblatt für Württemberg. -
Badisches Gesetz- und Verordnungs blatt. - Gesetzsammlung für Thüringen. - Hessisches 
Regierungsblatt. - Hamburgisches Gesetz- und Verordnungsblatt. - Regierungsblatt für Meck­
lenburg-Schwerin. - Gesetzblatt für den Freistaat Oldenburg, Landesteil Oldenburg. - Gesetz­
blatt für den Freistaat Oldenburg, Landesteil Lübeck. - Gesetzblatt für den Freistaat Olden­
burg, Landesteil Birkenfeld. - Braunschweigische Gesetz- und Verordnungssammlung. - Gesetz­
sammlung für Anhalt. - Gesetzblatt der freien Hansestadt Bremen. - Lippische Gesetz­
Sammlung. - Gesetz- und Verordnungsblatt der freien und Hansestadt Lübeck. - Mecklenburg­
Strelitzscher Amtlicher Anzeiger. - Schaumburg-Lippische Landesverordnungen. 

Die Rechtsverordnungen des Reichs und die Preußens können außer im Reichs­
gesetzblatt und in der Preußischen Gesetzsammlung in folgenden allgemeinen oder 
einschlägigen Verordnungs- und Ministerialblättern verkündet werden: 

Deutscher Reichsanzeiger und Preußischer Staatsanzeiger. - Reichsministerialblatt 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich). - Reichsbesoldungsblatt. - Amtsblatt des Reichs­
postministeriums. 

Die letzten drei Blätter sind für das Reich bestimmt, die nächsten für Preußen, 
nämlich: 

Finanz-Ministerial-Blatt. - Preußisches Besoldungsblatt (Teil H des Finanz-Mini<;lterial­
Blatts). - Ministerial-Blatt der Handels- und Gewerbe-Verwaltung. - Ministerial-Blatt für die 
preußische innere Verwaltung. - Justiz-Ministerial-Blatt für die preußische Gesetzgebung 
und Rechtspflege. - Ministerialblatt der preußischen Verwaltung für Landwirtschaft, Domänen 

69 Hierzu die kritische Abhandlung von JASTROW Das Reichsgesetzblatt, ZStaatsW.79 
(1925) S.40ff. 

60 Sehr zuverlässig für Alt- und Neupreußen v. RÖNNE-ZORN StR. d. preuß. Monarchie6 

I 1899 S. 170ff. 
111 Vgl. HOCHE in DJZ. 1926 Sp. 765ff., BRECHT ebenda S. 1733ff. 
82 Vgl. RGBI. 1928 I u. H, Rückseite der Titelblätter. 
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und Forsten. - Volkswohlfa.hrt. Amtsblatt des preußischen Ministeriums für Volkswohlfahrt. -
Zentralblatt für die gesamte Unterrichts-Verwaltung in Preußen. 

Den Hauptinhalt der Ministerialblätter stellen aber nicht Rechtsverordnungen 
dar, sondern Dienstanweisungen und Mitteilungen an die nachgeordneten Stellen. 
Sie bilden daher ein gutes Anschauungsmittel für das Kennenlernen des inneren 
Dienstbetriebs der Behörden. Von den bisher genannten Blättern überragt für die 
Schilderung des Lebens der Verwaltung alle an Bedeutung das Ministerial-Blatt 
für die preußische innere Verwaltung, dem für die Verwaltung in den Pro­
vinzen die Amtsblätter der einzelnen preußischen Regierungen an die 
Seite treten. Als Gegenstücke dazu aus einigen anderen Ländern seien hervorgehoben: 

Ministerialamtsblatt der bayerischen inneren Verwaltung (Beilage der bayerischen Staats­
zeitung). - Sächsische Staatszeitung. - Ministerialblatt für die sächsische innere Verwaltung. 
- Amtsblatt des württembergischen Ministeriums des Innern. - Amts- und Nachrichtenblatt 
für Thüringen. - Beilagen zum Hessischen Regierungsblatt, Hamburgischen Gesetz- und Ver­
ordnungsblatt, Regierungsblatt für Mecklenburg-Schwerin. 

2. Private Sammlungen. Da nur wenige öffentliche Büchereien im Besitze aller 
Gesetz- und Verordnungsblätter sind, entstand das Bedürfnis nach privaten, zu­
sammenfassenden Sammlungen. Laufend erscheinen oder erschienen bis vor 
kurzem: 
GROTEFEND-CRETSCHMAR Preußisch-Deutsche Gesetzsammlung, 5 Bände und 3 Ergänzungs­

bände, die Zeit von 1806 bis 1911 umfassend, auf dem laufenden gehalten durch GROTEFEND­
CRETSCHMAR, Das gesamte deutsche und preußische Gesetzgebungsmaterial (jährlich 
ein Band), 

MARAUN Verwaltungsvorschriften für preußische Gemeinde-, Polizci- und Kreis behörden, 4 Bände, 
für die Zeit von 1799 bis 1902, mit jährlichen Ergänzungen, zuletzt für 1922, 

K. WEBER Neue Gesetz- und Verordnungs-Sammlung für das Königreich Bayern mit Einschluß 
der Reichsgesetzgebung, 42 Bände, bis Ende 1915 reichend, ergänzt durch eine übersicht über 
die Gesetze, Verordnungen und Ministerialbekanntmachungen des Deutschen Reichs und 
Bayerns 1916 bis 1925 (München 1926), 

MÜLLER Sammlung der in der sächsischen Staatszeitung erschienenen amtlichen Veröffent­
lichungen (jährlich ein Band). 

Daneben gibt es Zusammenstellungen für einen bestimmten Zeitpunkt. Ob­
gleich solche Sammlungen leicht veralten, ersparen sie doch, selbst wenn sie vor 
vielen Jahren erschienen sind, zeitraubendes Suchen. 

Für das Reich sind hervorzuheben: 
SARTORIUS Sammlung von Reichsgesetzen staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts 8 1928. 
STIER-SOMLO Sammlung in der Praxis oft angewandter Verfassungs- und Verwaltungsgesetze 

und Verwaltungsverordnungen des Deutschen Reiches mit preußischen Ausführungsgesetzen 
und Verordnungen3 1923, 

für Preußen: 
STIER-SOMLO Sammlung preußischer Gesetze staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts' 1929. 
DEGENHARDT-KocH-PETERs Polizeirecht 1926, Deekbl. u. Erg. 1927, 
SCHÜCKING Quellensammlung zum preußischen Staatsrecht (TRIEPELS Quellensammlungen 

4. Band) 1906, 
ANscHüTz-DocHow Die Organisationsgesetze der inneren Verwaltung in Preußen2 1908, 
KRETSCHMANN Preußische Gesetze und Verordnungen des Staats- und Verwaltungsrechts 

1793-1912, Berlin 1913, 
REICHELT Verwaltungsgesetzbuch für Preußen 1914 (sehr reichhaltig), 
Die Polizeiverordnungen des Deutschen Reiches und der deutschen Länder, her. von FALCK, 

MENZEL U. HIRSCHBERG, seit 1927 (z. Z. nur für preußische Regierungs- und Polizeibezirke 
erschienen), 

BRÜNING Die preußische Verwaltungsgesetzgebung für die Provinz Hannovers 1906, nebst Er­
gänzungsheft 1907, 

K. FRIEDRICHS Rheinisches Verwaltungsrecht 1915, 
dann die großen Werke von 

ILLING-KAUTZ Handbuch für preußische Verwaltungsbeamte10, 4 Bände 1912-16, 
v. BRAucHrrscH Die preußischen Verwaltungsgesetze. Neu herausgegeben von DREws und. 

LAssAR, J2s 1925, 1121 1928, 11117 1929, IV17 1926, V21 1928, die übrigen Bände im Neu­
erscheinen begriffen. 
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Ein rasches Auffinden der für die Beurteilung eines Falles maßgebenden Reichs­
gesetze und preußischen Gesetze und des zu den Gesetzen ergangenen Schrift­
tums ermöglichen auch die mit Anmerkungen versehenen, zwanglos erscheinenden 
Sammlungen der Verlagsbuchhandlung W. DE GRUYl'ER & Co. 
GUTTENTAGsche Sammlung deutscher Reichsgesetze und 
GUTTENTAGsche Sammlung preußischer Gesetze. 

Für Bayern sind von Bedeutung: 
G. ZIEGLER Sammlung in der Praxis oft angewandter Verwaltungsgesetze und Verordnungen 

für Bayern6, mit Nachtrag, 1927, 
BLEYER Sammlung bayerißcher Justiz- und VerwaltungsgesetzeB 11: Verwaltungsgesetze 1928, 
KOLLMANN Vorschriftensammlung, Übersichtliche Zusammenstellung der in Bayern geltenden 

Vorschriften' 1927, fünf Nachträge 1927-28, 
REHM Quellensammlung zum Staats- und Verwaltungsrecht des Königreichs Bayern (TRIEPELS 

Quellensammlungen 6. Band) 1903, nebst Ergänzung 1907, 
SCHWElTZERS Handausgaben mit Erläuterungen und SCHWElTZERS Textausgaben mit An­

merkungen (veranstaltet von der Münchener Verlagsbuchhandlung J. SCHWElTZER), 

für Sachsen: 
KRANICHFELD Die Gesetzgebung des Königreiches Sachsen seit dem Erscheinen der Gesetz­

sammlung im Jahre 1818, 4 Bände 1904-1912, Nachtragsheft 1914, 
E. JAEGER-W.ApELT Sächsische Landesgesetzt'3 1928, 
HALLBAUER-SCHELCHER, jetzt WARNEYER-SCHELCHER, Juristische Handbibliothek (mit An­

merkungen versehene Gesetzesausgaben der RossBERGschen Verlagsbuchhandlung in Leipzig 
zum Reichsrecht und zum sächsischen Recht), 

für Württemberg: 
G. SCHMID Handbuch der württembergischen Verwaltung, 5. Auf!. des von ZELLER-HuZEL 

begründeten und umgearbeiteten Handbuches der württembergischen Gemeindeverwaltung, 
1. Bd. 1928, 2 Bd. 1929, 

RUCK Verwaltungsrechtliche Gesetze Württembergs, 3 kleine Bände 1911-1914, 
L. KÖHLER Sammlung von Gesetzen, Verordnungen und Verfügungen straf- oder poIizeirecht­

lichen Inhalts2 1922, 

für Baden: 
THOMA Badische Gesetze staats- und verwaltungsrechtlichen InhaltsB 1926, 
W. MERK Handbuch der badischen Verwaltung, 10. Aufl. des von FR. WIELANDT begründeten 

"Neuen badischen Bürgerbuchs", 1. Bd. 1925, 2. Bd. 1. Teil 1926, 2. Teil 1927, 
E. WALZ-Wo SCHOENBORN Das geltende badische Recht, 2. Band: Die staatsrechtlichen Gesetze 

Badens 1911, 

für Thüringen: 
KNAUTH Thüringische Verwaltungsgesetze, 1. Reihe (1926), 
REuss Thüringisches Verwaltungsrecht, Sammlung thüringischer Gesetze und Verordnungen 

verfassungs- und verwaltungsrechtlichen Inhalts 1927, 

für Hessen: 
REH Sammlung hessischer Verfassungs- und Verwaltungsgesetze, Bd. 1-3 (3 Heftchen) 1920 

bis 1926, 

für Hamburg: 
A. WULFF Hamburgische Gesetze und Verordnungen2, 4 Bände 1902-05 (von der 3. Auf!. 

neun Lieferungen 1928/29 erschienen), 
FR. DEHNOW Sammlung hamburgischer Gesetze und Verordnungen 1926, Erg. 1927, 
K. PERELS Hamburgische Gesetze staats- und verwaltungsrechtlichen Inhalts 1927, 

für Mecklenburg-Schwerin: 
WENZEL Mecklenburg-schwerinsche Verfassungs- und Verwaltungsgesetze 1923, 
BALCK Verwaltungsnormen in Mecklenburg-Schwerin, 4 Teile 1883-1908, 

für Oldenburg, Landesteil Oldenburg: 
FIMMEN-TENGE Sammlung der im Herzogtum Oldenburg geltenden Gesetze, Verordnungen 

und Bekanntmachungen aus den Jahren 1813-1903, 2 Bände 1905, 
für Braunschweig: 

H. WOLFF Sammlung der Reichs- und Landesgesetze für das Herzogtum Braunschweig2, 3~Bände 
1900-1902, 

für Anhalt: 
F. HEINZE Sammlung anhaltischer Gesetze und Verordnungen, 2 Halbbände 1926, 

9* 
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für Bremen: 
P. C. MÖLLM Sammlung von Gesetzen und Verordnungen der Freien Hansestadt Bremen 

1927 (also noch ohne das Verwaltungsgesetz vom 15. April 1928), 
EILERS Polizeirecht für das bremische Staatsgebiet. Sammlung von Reichs- und bremischen 

Gesetzen und Verordnungen I 1927, II 1928, 

für Lübeck: 
Lübeckische Gesetze und Verordnungen 1816-1920, 4 Bände 1922. 

Neben solchen einzelstaatlichen Sammlungen besteht noch das Bedürfnis 
nach Zusammenfassungen des Rechts des Reiches und mehrerer oder aller deutschen 
Länder. Doch fehlen solche vergleichenden Textausgaben noch fast völlig. 
Nur je vier Jahre erschienen das 
Reichskriegsblatt, Sammlung der kriegsrechtlichen Bestimmungen des Reichs und der 

Bundesstaaten, seit dem 3. Jahrgang unter dem Namen "Deutsches Rechtsblatt", 4 Jahrgänge 
1917-1920, und 

Blätter für Gesetzeskunde. Die Gesetze des neuen deutschcn Reichs und der deutschen 
Länder in kurzgefaßten Inhaltsangaben, herausgegeben von G. CRUSEN, 4 Jahrgänge 1919 
bis 1922. 

Laufend berichtet auch über die Neuerungen des Verwaltungsrechts das 
Jahrbuch des öffentlichen Rechts, zuletzt Band XV 1927. 

Seit kurzem erscheinen, als Jahresbände gedacht, 
H. RÜCKERT Rechtsquellen 1925. Jahressammlung der Gesetze und Verordnungen des Deut-

schen Reiches und aller deutschen Länder 1926, 
nicht, wie der Titel vermuten läßt, eine Zusammenstellung der Geliietzestexte, son­
dern nur ein systematisches Verzeichnis der erlassenen Gesetze und Verordnungen. 
Dagegen sollen die 
Staats- und verwaltungsrechtlichen Gesetze der deutschen Länder, herausgegeben von W. JEL-

LINEK, seit 1926, 
gleichartige Landesgesetze, z. B. die Verwaltungsrechtspflegegesetze, mit Aus­
blicken auf die Gesetzgebung des Reiches und anderer Staaten im Wortlaut brin­
gen. Als Band 1 sind 1926 die Landtagswahlgesetze der deutschen Länder nebst 
Gesetzestexten zum Wahlrecht des Reichs, Danzigs, Österreichs und der schwei­
zerischen Eidgenossenschaft erschienen. 

VI. Zeitliche und räumliche Herrschaft der Verwaltungsrechtssätze. 
1. Zeitliche Herrschaft. Da die Verwaltungsrechtssätze dauerndem Wechsel 

unterworfen sind, entstehen leicht Zweifel über das Verhältnis des neuen Rechts 
zum alten. Drei Fragen sind dabei zu stellen und zu beantworten. Sie betreffen 
das Außerkrafttreten des alten Rechtssatzes, die Zulässigkeit der Rückwirkung 
des neuen Rechtssatzes und das Gewolltsein einer etwa zulässigen Rückwirkung. 

Das Außerkrafttreten eines Rechtssatzes bereitet keine Schwierigkeit im 
Falle seiner ausdrücklichen Aufhebung durch einen gleichgeordneten oder 
übergeordneten Willen. Gesetz und ursprüngliches Gewohnheitsrecht sind dabei 
gleichwertig, Reichsrecht, auch in der untergeordnetsten Spielart, stärker als jede 
Art von Landesrecht, das Gesetz stärker als die Verordnung, die höhere Verordnung 
stärker als die niederere, die Verordnung als staatliches Recht stärker als die autonome 
Satzung einer Gemeinde. Doch bedürfte die Darstellung der Rangordnung innerhalb 
sämtlicher Rechtsquellen einer genaueren Untersuchung, die hier nicht geplant ist. 
Auch das Außerkrafttreten kraft selbst gesetzten End termins bietet keine Zweifel, 
höchstens den, ob der Endtermin ohne Neuverkündung des Rechtssatzes verschoben 
werden kann, eine Frage, die verneint werden muß, wenn der Endtermin bereits 
eingetreten ist. Schwierigkeiten bringt aber unter Umständen der Fall der still­
schweigenden Aufhebung des Rechtssatzes durch einen widersprechen­
den späteren. Einmal kann das Ob der Aufhebung fraglich sein, dann deren 
Dauer. Zwar beseitigt der neue Rechtssatz den alten ganz, wenn er ihm ganz, 
zum Teile, wenn er ihm zum Teile widerspricht. Der alte Rechtssatz sei ein Wahl-
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gesetz zu den Kreis- und Gemeindewahlen, der neue ebenfalls. Da nicht nach zwei 
verschiedenen Wahlgesetzen gewählt werden kann, hebt der neue Rechtssatz den 
alten ganz auf. Der neue Rechtssatz regele die Kreiswahlen allein; dann hebt er 
den alten Rechtssatz nur soweit auf, als er sich auf die Kreiswahlen bezieht. Indessen, 
so einfach wird sich Bestehendes und Aufgehobenes nicht immer trennen lassen. 
Dann bedarf es der Auslegung, ob das bruchstückweise unberührt Gebliebene nicht 
doch auch aufgehoben ist, eine Erkenntnis, die nicht viel besagt, aber doch frucht­
bar ist als Warnung vor der Meinung, das Ob der Aufhebung folge hier einer starren 
Regel. Der bekannte Fall einer solchen, sehr der Auslegung bedürftigen Teilauf­
hebung ist das Verhältnis des Aufrufs des Rates der Volksbeauftragten vom 12. No­
vember 1918 Abs. 1 Ziff. 2 zum Reichsvereinsgesetz vom 19. April 190863• Nun gibt 
es aber noch eine dritte Möglichkeit: der alte Rechtssatz ist enger als der neue. Der 
alte Rechtssatz, z. B. ein Eingemeindungsgesetz, bestimmt: Für die nächste Wahl 
der Stadtverordnetenversammlung bildet das Eingemeindungsgebiet einen beson­
deren Wahlbezirk, in dem zwei Stadtverordnete zu wählen sind. Ein neueres Gesetz 
bestimmt ganz allgemein: Bei den Gemeindewahlen werden Vorschlagslisten für 
den ganzen Gemeindebezirk eingereicht und die im ganzen Gemeindebezirk ab­
gegebenen Stimmen durchgezählt. Trifft das neue Gesetz auch jenes Eingemein­
dungsgebiet ? Eine bekannte Rechtsregel sagt: lex posterior generalis non derogat 
legi priori speciali. Aber auch sie kann nur eine Anleitung für die Auslegung sein, 
keine bindende Regel. In unserem Falle entspricht die Regel dem wahrscheinlichen 
Willen des neuen Gesetzes. Der Vorort hatte sich nur durch das Zugeständnis einer 
bescheidenen Selbständigkeit eingemeinden lassen; das Vertrauen hierauf will das 
neue Gesetz vermutlich nicht täuschen. Aber es sind Fälle denkbar, wo der Wille 
zur unbedingten Durchführung des neu Angeordneten so sonnenklar ist, daß ihm 
auch Sonderregelungen weichen müssen. Was endlich die zweite aufgeworfene Frage, 
die Dauer der Aufhebung, anlangt, so ist es Regel, daß sie endgültig wirkt, 
auch wenn das aufhebende Gesetz später selbst wieder aufgehoben wird. So hält 
§ 6 des preußischen Gesetzes über die Presse vom 12. Mai 1851 nur die Verpflich­
tung des Verlegers zur Ablieferung von Pflichtexemplaren aufrecht, beseitigt also 
dadurch die etwa vorhanden gewesene Ablieferungspflicht des Druckers. An­
genommen, dieser § 6 werde oder sei aufgehoben, so leben die alten Verpflichtungen 
der Drucker nicht wieder auf, sondern bleiben beseitigt bis zur etwa angeordneten 
Neubegründung. Anders, wenn der aufhebende Rechtssatz vorläufiger Natur war6Sa• 

Erläßt z. B. der Oberbürgermeister in einem dringenden Falle eine ortspolizeiliche 
Vorschrift ohne Zustimmung des Magistrats nach LVG. § 143 II und muß er sie 
außer Kraft setzen, weil der Magistrat die nachträgliche Zustimmung versagt, so 
leben die durch die Dringlichkeitsverordnung beseitigten älteren ortspolizeilichen 
Vorschriften wieder auf. So ist es auch mit den Notverordnungen und den vorläu­
figen Verfassungen, die sich selbst einer alsbaldigen "Revision" unterwerfen. Nur 
kann die lange Geltungsdauer einer Notverordnung unter Umständen ähnlich 
wirken wie aufhebendes Gewohnheitsrecht, so, wenn sich alle Beteiligten mit der 
Aufhebung abgefunden haben. 

Die zweite Hauptfrage betrifft die Zu lässigkeit der Rückwirkung. Da 
es eine Rückwirkung im buchstäblichen Sinne nicht geben kann, geht die Frage dahin, 
ob es beim Erlasse einer Rechtsnorm gestattet ist, zu bestimmen, daß in der Vergan­
genheit liegende Tatbestände so zu beurteilen sind, als wären sie unter der Herr­
schaft des neuen Rechtssatzes eingetreten. Unbedingt frei ist hier nur der Reichs­
verfassungsgesetzgeber. Für alle übrigen Gesetzgeber, vom Reichsgesetzgeber 

63 V gl. z. B. H. REMPE Die heutige Geltung des Reichsvereinsgesetzes vom 19. Äpril 1908, 
Münst. Diss. 1926. 

88& Vgl. OLG. Dresden 25. Jan.27 mit Änm. von mir und DOEHL, .lW. 1927 S. 2235f., 
1928 S. 2035. S. a. REISS i. d. DanzJZ. 3 (1924) S. 70ff. 
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bis hinab zu einer verordnenden Landesbehörde, gelten eine Reihe von einschrän­
kenden Bestimmungen der Reichsverfassung. So ist der Grundsatz: nulla poena 
sine lege Reichsverfassungsrecht (Art. 116). Also können auch Polizeiverordnungen 
nicht mit rückwirkender Kraft erlassen werden, soweit sie Gebote und Verbote 
enthalten, während der Grundsatz allerdings einer rückwirkenden Änderung der 
Voraussetzungen einer Erlaubniserteilung nicht im Wege steht. Ein Landesgesetz­
geber kann heute die Schranken des Eigentumsartikels der RV. (Art. 153) nicht da­
durch umgehen, daß er ein reichsverfassungswidriges Enteignungsgesetz mit Wir­
kung vom 1. Juli 1919 erläßt. Vor allem richtet sich der Schutz der wohlerworbenen 
Beamtenrechte (Art. 129 1) auch gegen den Gesetzgeber, dem es nicht freisteht, 
die Besoldung zuungunsten der Beamten so zu regeln, als ob die neue Besoldungs­
ordnung vor Anstellung der Beamten in Kraft getreten wäre. Auch gewöhnliche 
Gesetze verbieten bisweilen die Rückwirkung ausdrücklich, so das preußische 
Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893, wenn es bestimmt, daß Gebühren im 
voraus naeh festen Normen und Sätzen zu bestimmen sind (§ 7). Im Bereiche des 
Allgemeinen Landrechts64 gilt sogar für alle unter dem Landesgesetz stehenden 
Rechtssätze der Satz des § 14 der Einleitung: "Neue Gesetze können auf schon 
vorhin vorgefallene Handlungen und Begebenheiten nicht angewendet werden." 
Das Gesetz und die Notverordnung brauchen sich an diese Regel nicht zu kehren, 
da sie das ganze Landrecht und damit auch den Satz aufheben könnten. 

Bleibt noch die Frage nach dem Gewolltsein der zulässigen Rück­
wirkung. Hier gilt der Landrechtssatz als Regel für die Auslegung aller Rechtssätze. 
Im Zweifel hat also ein neuer Rechtssatz keine rückwirkende Kraft. Die Regel wird 
durchbrochen durch ausdrückliche Erklärung des Gesetzes oder durch dessen offen­
baren Zweck65• Auch gilt sie nicht bei der sogenannten authentischen Inter­
pretation, d. h. der Auslegung eines Gesetzes durch den Gesetzgeber in der Form 
eines Gesetzes66 • Sie gilt nicht im Strafrecht, nach dessen Grundsätzen bei Ver­
schiedenheit der Gesetze von der Zeit der begangenen Handlung bis zu deren Ab­
urteilung das mildeste Gesetz anzuwenden ist (StGB. § 2 11). Zweifel, die dennoch 
über die zeitliche Herrschaft des neuen Gesetzes entstehen können, werden viel­
fach durch Übergangsbestimmungen, ausdrückliche oder durch einfache Auslegung 
zu gewinnende, behoben. Trotzdem sind Schwierigkeiten möglich, weil es nämlich 
gar nicht so einfach ist zu sagen, was Rückwirkung ist, was nicht, Schwierigkeiten, 
die sowohl hier als auch bei der Frage der Zulässigkeit der Rückwirkung bestehen. 
Wohl gibt es Tatbestände, die völlig zweifelsfrei abgeschlossen in der Vergangenheit 
liegen. Ein Grundstück ist enteignet worden, der Eigentümer hat die Entschädigung 
erhalten, die er verlangt hat. Daneben sind aber auch schwebende Tatbestände 
denkbar, die sich gerade entwickeln und in die hinein das neue Gesetz fällt. Eine 
neue Prüfungsordnung verlangt z. B. ein achtsemestriges Universitätsstudium gegen­
über den bisher geforderten sechs Semestern, enthält aber keine Übergangsbestim­
mungen. Sicher trifft sie den, der noch nicht zu studieren begonnen, sicher den nicht, 
der die Prüfung bestanden hat. Aber trifft sie den im vierten Semester Studierenden, 
den Studenten nach Abschluß des sechsten Semesters, den Kandidaten, der sich 
zur Prüfung gemeldet hat, den Kandidaten, der zur Prüfung zugelassen ist, ohne 
acht Semester studiert zu haben 1 Oder eine Baupolizeiverordnung verbietet den 

64 Ebenso in Bra.unschweig: BraunschwVGH. 6. Juli 27, BraunschwZ. 73 (1927) Beil. 
S. 3ff.; anders in Sachsen: SächsOVG. 25. Nov. 12, Jahrb. 19, 316f. VgI. zu der Frage noch 
WürttVGH. 30. Dez. 25, BadVGH. 16. Nov. 27, JW. 1928 S. MOf., 1093ff. u. BadVGH. 
2. Mai 28, BadVerwZ. 1929 S. 14. 

65 PrOVG. 31. Jan. 24, PrVerwBI. 45 (1924) S.434f. (Entzichbarkcit der Wirtschafts­
erlaubnis wegen Tatsachen, die vor dem Notgesetz liegen und nach früherem Rechte die Ent­
ziehung nicht gerechtfertigt hätten), im Gegensatze zu BadVGH. 1. März 24 u. 3. Juni 24, 
JW. 1925 S. 302 u. BadVerwZ. 1924 S. 12lf., u. SächsOVG. 23. Okt. 24, Jahrb. 29, 215ff. 

66 Z. B. braunschw. G. v. 27. April 21. 
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Bau von Erkern. Trifft sie auch schwebende Baugesuche 1 Man hilft sich hier mit 
dem Gedanken, der im Beamtenrecht seinen gesetzlichen Ausdruck gefunden hat, 
daß nämlich ein Rechtssatz im Zweifel wohlerworbene Rechte nicht antasten 
will. Aber so sehr der Gedanke einleuchtet, so schwierig ist seine Anwendung im 
Einzelfall. Von welchem Augenblicke an hat jener Student ein "wohlerworbenes" 
Recht auf die Prüfung 1 Doch frühestens in dem Augenblicke der förmlichen Zu­
lassung. Die Einreichung des Gesuchs gibt nach der Rechtsprechung in Bausachen 
immer nur einen Anspruch auf Prüfung des Gesuchs nach dem jeweils geltenden 
Rechte6? Das Ergebnis will aber nicht befriedigen, da der Student im Vertrauen 
auf die alte Prüfungs ordnung studiert hat. An die Stelle des endgültig entstandenen 
Rechtes auf die Prüfung muß hier die Erfüllung aller zur Zulassung zur Prüfung 
alten Stiles führenden Voraussetzungen treten. Wer also bei Inkrafttreten der neuen 
Ordnung sechs Semester studiert hat, fällt nicht unter die neuen Bestimmungen. 
Nach allgemeinem Sprachgebrauch würde die entgegengesetzte Entscheidung 
Rückwirkung bedeuten, und wir nehmen ja an, daß die Ordnung nicht rückwirkend 
sein will. Zudem würde man dem Zufall einen unzulässigen Einfluß auf die Ent­
scheidung einräumen, wenn man von mehreren Sechssemestrigen die einen zur Prü­
fung zuließe, weil sie sich schon im Besitze der Zulassungsverfügung befinden, 
die andern nicht, weil ihnen vielleicht noch das polizeiliche Führungszeugnis fehlte 
und sie daher mit der Meldung zur Prüfung etwas zögerten. 

Der Fall der Baugenehmigung liegt anders. Die neue Bauordnung verbietet 
einen dauernden Zustand, nicht nur, wie die Prüfungsordnung, eine einmalige 
Tätigkeit. Man darf daher der Baupolizeibehörde nicht zumuten, durch Erteilung 
einer Genehmigung die Schaffung eines Zustandes zu begünstigen, den sie bei anderen 
Baulustigen, die zufällig etwas später um Baugenehmigung eingekommen sind, 
nicht dulden dürfte68 • Zudem wird die Baugenehmigung nur als eine Bescheinigung 
darüber aufgefaßt, daß gegen das Bauvorhaben gesetzliche Bedenken nicht bestehen69, 

daher die Polizei gegen einen ungenehmigten Bau nur einschreiten darf, wenn er 
sachlich unzulässig war, nicht schon wegen Fehlens der Baugenehmigung70• Diese 
Bescheinigung kann sie aber nach Inkrafttreten der neuen Bauordnung nicht mehr 
erteilen. Wenn bei der Baugenehmigung die Frage der Rückwirkung zweifelhaft 
sein kann, so erst in einem späteren Zeitpunkt. Den fertiggestellten Bau trifft 
die neue Bauordnung sicher nicht. Aber auch den auf dem Papiere genehmigten, 
noch gar nicht begonnenen nicht ~ Dabei sei angenommen, daß die Polizeibehörde 
die einmal erteilte Genehmigung nicht frei widerrufen kann, ein Satz, der allerdings 
in Preußen nicht ohne weiteres gilt7l• Darf sie dann wegen Wechsels der Gesetz­
gebung widerrufen 1 Die Beantwortung der Frage hängt aufs engste mit den Grenzen 
der Polizeigewalt zusammen. Die Polizei darf, wie noch zu zeigen sein wird (S. 420 ff.), 
nur bei genügendem öffentlichem Interesse einschreiten, und ein an sich genü­
gendes öffentliches Interesse kann aufgewogen werden durch ein starkes Gegen­
interesse. Dies Gegeninteresse ist der Vertrauensschutz des Baulustigen, sobald 
er zu bauen begonnen hat7 2• Vollendet braucht der Bau noch nicht zu sein. Die in 
mehr als einer Beziehung bedeutsame Landesverwaltungsordnung für Thüringen 
vom 10. Juni 1926 läßt den Widerruf einer Erlaubnis dann zu, "wenn und soweit 
im Falle der Änderung des zur Zeit ihres Erlasses geltenden Rechts von der Erlaub­
nis ... noch kein Gebrauch gemacht worden ist und Tatsachen vorliegen, die nach 
dem neuen Rechte ihre Versagung rechtfertigen würden ... und wenn ... zugleich die 
Zurücknahme. .. zur Verhütung oder Beseitigung von überwiegenden Nachteilen 

6/ ~adVGH. 28. Okt. 08, Rechtspr. III 1911 S. 179. 
68 Ahnlich BayVGH. 30. Nov. 23, Samml. 45, 12ft 
69 BALTZ-FIsORER Preuß. Baupolizeirecht5 1926 S. 230. 
70 PrOVG. 24. Okt. 05, Entsch. 48, 360ft 
71 Vgl. SOROEN in der Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 118ff. 
72 BALTz-FrsOHER a. a. O. S.241ff. 
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oder Gefahren für das gemeine Wohl not.wendig ist" (§ 143 Ziff.3 und Schluß). 
Da das Gesetz im Gegensatze zu seiner sonst.igen Weitherzigkeit für diesen Fall 
keine Ent.schädigung vorsieht (§ 144U ), muß man annehmen, daß es unter "Ge. 
brauchmachen von der Erlaubnis" schon den Beginn des Gebrauchmachens versteht, 
also bei einer Baugenehmigung schon das Ausschachten des Grundstücks. 

2. Räumliche Herrschaft. Die Frage der räumlichen Herrschaft der Verwaltungs­
rechtssätze hat schon zu umfangreichen und tiefgründigen Sonderuntersuchungen 
geführt., die in enger Beziehung zum Völkerrecht und zum internationalen Privat­
recht stehen (vgl. S. 109). Hier soll nur auf einige Hauptpunkte des Gegenstandes 
hingewiesen werden. Ahnlieh wie bei der zeit.lichen Herrschaft der Gesetze betrifft 
die Frage dreierlei: das Inkraft- und Außerkrafttreten der Rechtssätze bei räum­
lichen Verschiebungen, die Zulässigkeit der Wirkung eines Rechtssatzes über die 
Grenzen des für ihn zunächst maßgebenden Gebietes hinaus und das Gewolltsein 
einer solchen Wirkung. 

Bei Gebietsänderungen zeigt sich die dem Rechte eigentümliche konser­
vative Natur. Im Zweifel bleibt das im neu erworbenen Gebiete vorhandene Recht 
weiter in Geltung und dehnt sich das Recht des erwerbenden Staates nicht von selbst 
auf das neue Gebiet aus. So sind die altpreußische Kabinettsordre vom 10. Juni 
1834 und die Staatsministerial-Instruktion vom 31. Dezember 1839 über die Privat­
schulen und Privatlehrer in den 1866 erworbenen Gebietsteilen nicht eingeführt 
worden und gelten daher dort nicht73• Vor allem gilt das Allgemeine Landrecht 
im Zweifel nur in den Teilen Preußens, in denen es eingeführt wurde, was nicht aus­
schließt, daß einzelne Bestimmungen, wie der berühmte Polizei paragraph 10 II 17 
oder § 75 der Einleitung kraft gemeindeutscher Rechtsanschauung auch in den 
neu erworbenen Gebieten angewandt werden. Der Grundsatz erleidet aber eine Aus­
nahme, wenn man vernünftigerweise annehmen muß, daß der erwerbende Staat eine 
Mannigfaltigkeit des Rechts innerhalb seines Gebietes nicht duldet. Vorschriften 
über die Staatsform, über die Organisation der Zentralbehörden gehören hierher. 
Der Verfassungssatz, daß Preußen eine Republik ist, kann nur unbedingt gelten oder 
überhaupt nicht. Wenn die Oberrechnungskammer eines Landes befugt ist, die 
Rechnungen der Behörden zu prüfen, so gilt die Befugnis auch den Behörden des 
neuen Gebiets gegenüber. Auch füllt das altländische Recht kraft sinngemäßer 
Anwendung Lücken dort aus, wo es an Vorschriften überhaupt mangelt, Vorschriften 
aber unbedingt vorhanden sein müssen; es fehlt dann an dem Widerstreit zweier 
Rechte, der sonst der Ausdehnung im Wege steht. So ist nichts dagegen einzu­
wenden, daß der preußische Staat, der für die im Jahre 1866 eroberten Gebiete 
bis zum 30. September 1867 absoluter Staat war, seine Befugnisse den Universitäten 
gegenüber auf Grund des Allgemeinen Landrechts auch in Neupreußen aus­
übt. Aber alle Ausnahmen lassen die Regel von der grundsätzlichen Weitergel­
tung der beiden Rechte innerhalb der alten Grenzen unberührt. Sie gilt auch bei 
Grenzverschiebungen innerhalb des Staates. Das preußische OVG.74 
nimmt allerdings an, daß bei Eingemeindungen das örtliche Recht des eingemein­
deten Verbandes dem örtlichen Rechte der erwerbenden Gemeinde weiche. Reichs­
gericht. und Kammergericht sind aber entgegengesetzter Ansicht75 , und mit Recht. 
Bei örtlichen Polizeiverordnungen leuchtet dies ohne weiteres ein. Welchen Sinn 
hätten die Vorschriften über die Mitwirkung der Gemeindeorgane beim Zustande­
kommen einer Verordnung und den Verkündungszwang, wenn die unter Mitwirkung 

73 E. VON BREMEN Die preußische Volksschule 1905 S. 722f. Vgl. auch unten § 22 III 2. 
74 Z. B. PrOVG. 18. Juni 00, Entsch. 37, 405ff. 
75 RH. I 5. Okt. 91, RGZ. 28, 304ff.; KG. 7. März 07, KGJ. 34 C Iff. - Für Bayern vgl. 

BayObLG. 10. Jan. 05, SammlSt. 5, 207ff.; für Baden bad. GemO. v. 5. Okt. 21 § 41V, 
BadVGH. 16. März 26, BadVerwZ. 1926 S. 112f.; für Braunschweig früher HAMPE in Braun­
schwZ.62 (1915) S.169f., jetzt anders StädteO. v. 15. Nov. 24 § 12 (ebenso § 51 der Entwürfe der 
pr. StädteO. u. LGemO.); für Thiirin!ren Gern. u. KrO. v. R. .Tuli 26 ~ 91 (im Sinne des PrOVG.). 
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des Magistrats zu A in den Tageszeitungen von A verkündete Verordnung ohne wei· 
teres in B gelten sollte, das auf die Zusammensetzung des Magistrats keinen Ein­
fluß hatte, also vielleicht sehr gewichtige Bedenken nicht vorbringen konnte, und 
dessen Einwohner Bezieher einer Kreiszeitung sind und die Verordnungen nicht 
kennen können. Neuestens ist eine scharfsinnige Unterscheidung zwischen Polizei­
verordnungen und ortsstatutarischen Vorschriften versucht worden76• Die ersten 
sollen von der Gebietsveränderung unberührt bleiben, die andern sich ausdehnen 
oder - bei Neubildung einer Gemeinde aus zwei anderen - untergehen. Allerdings 
fällt bei Ortsstatuten der Beweisgrund der Nichtverkündung fort, da nach der preu­
ßischen Rechtsprechung für Ortsstatute ein Verkündungszwang nicht besteht. 
Trotzdem ist nicht einzusehen, warum z. B. ein Ortsstatut über die Straßenreinigung 
andern Regeln unterliegen soll als z. B. eine ortspolizeiliche Vorschrift über die Be­
leuchtung der Treppenhäuser. Vielmehr muß man hier ähnlich unterscheiden wie 
bei Gebietsänderungen des Staates. Ortsstatutarische Vorschriften, die ihrer 
Natur nach räumliche Verschiedenheiten nicht vertragen, wie über die Bildung 
von Verwaltungsausschüssen oder über die Amtsbezeichnung der städtischen Be­
amten, dehnen sich aus oder gehen, bei gemeindlichen Neubildungen, unter; sie sind 
notwendige Bestandteile der Gemeinde und teilen daher deren Schicksal. Vor­
schriften aber, gegen deren räumliche Verschiedenheit kein durchschlagender 
Grund spricht, bleiben in ihrer Verschiedenheit bestehen und bleiben überhaupt 
bestehen, auch wenn beide sich vereinigenden Gemeinden untergegangen sind. 

Die zweite Hauptfrage der räumlichen Herrschaft betrifft die der Rech t­
setzungsgewalt gesteckten räumlichen Grenzen. Würde der Staat sich 
um seine Nachbarstaaten nicht zu kümmern brauchen, so wäre seine Rechtsetzungs­
gewalt räumlich unbegrenzt. Das völkerrechtliche Zusammenleben zwingt ihm aber 
die gleichen Schranken auf, deren Innehaltung er auch vom fremden Staate er­
wartet. Für das Verwaltungsrecht besonders wichtig ist zu wissen, welchen räum­
lichen Schranken der Er laß von Verwal tungsakten unterworfen ist. Inner haI b 
seines Ge bietes ist hier der Staat frei, nur die Exterri toriali tä t der fremden 
Diplomaten, Staatshäupter und sonstigen Personen hindert ihn am Vorgehen gegen 
jedermann77 • Auch besondere Verträge können die inländische Staatsgewalt ein­
engen, so die Auslieferungsverträge kraft des Grundsatzes, daß Anklage nur wegen 
des Auslieferungsdelikts erhoben werden darf; doch erweist sich ihre Ausnahme­
natur sofort, wenn die sinngemäße Ausdehnung der Ausnahme auf andere staatliche 
Eingriffe, wie polizeiliche Unterbringung in einer Irrenanstalt, in Frage steht; 
die Ausdehnung ist unzulässig, die Regel der Unbeschränktheit der Staatsgewalt 
kommt wieder zum Durchbruch78• Auch Verwaltungsakte an Personen, die sich 
außerhalb des Staatsgebietes befinden, sind vielfach zulässig, so Steuerver­
anlagungen, Vorladungen, vor allem beamtenrechtliche Verwaltungsakte gegenüber 
den Auslandsbeamten. Aber es müssen doch immer völkerrechtlich anerkennens­
werte Beziehungen zwischen dem Staat und dem im Auslande Befindlichen bestehen. 
Der Verwaltungsakt ist unzulässig, wenn das Rechtsverhältnis, auf das er sich be­
zieht, um einen bekannten Ausdruck v. SAVIGNYS79 zu gebrauchen, ausgesprochener­
maßen seinen "Sitz" im Auslande hat. So kann der Staat A nie ein im Staate B 
belegenes Grundstück enteignen, soweit nicht etwa die "Enteignung" eine Regelung 
der Gesamtrechtsnachfolge, wie bei Erbschaften, darstellt. Bei Grenzflüssen kann 
die Polizeibehörde des Landes A dem Ufereigentümer im Lande B nicht befehlen, 
das Ufer zu befestigen, selbst wenn der Mangel der Befestigung den Wasserlauf auf der 
Seite des Landes A ungünstig beeinflußt; hier bedarf es diplomatischer Schritte. 

78 H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 S. 106ff. 
77 Vgl. v. LISZT-FLEISCHMANN Völkerrecht12 1925 S.197ff. 
78 PrOVG. 12. Juni 22, Entsch. 77, 34lff. 
79 System des heutigen römischen Rechts VIII 1849 S. 108. 
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Auch bei der Verleihung der juristischen Persönlichkeit muß sich der Staat innerhalb 
seiner Landesgrenzen halten. Verleiht er einer Gesellschaft, die ihren Sitz nicht im 
Staatsgebiet hat, die Rechtsfähigkeit, so sind zwar die eigenen Behörden an den 
Verleihungsakt gebunden, doch braucht ihn der auswärtige Staat nicht an­
zuerkennen 80. Etwas anderes ist der inländische, im Auslande auszuführende 
Verwaltungsakt. So kann die Verwaltungsbehörde einem Fabrikbesitzer ihres 
Bezirkes aufgeben, auf benachbartem auswärtigem Staatsgebiet eine Kläranlage 
zu errichten, wenn die Verfügung so gemeint ist, daß die auswärtige Behörde 
vorher genehmigt 81. 

Das über ausländische Staaten Gesagte gilt auch im Verhältnis der deutschen 
Länder untereinander, nur daß hier das Reichsrecht eine weitergehende Er­
mächtigung schaffen kann. So vermag das Land einen lästigen Ausländer von sich 
aus nur aus dem eigenen Gebiete zu entfernen, aber kraft reichsrechtlicher Ermäch­
tigung im § 392 StGB. kann die höhere Landespolizeibehörde den unter Polizei­
aufsicht gestellten Ausländer aus dem ganzen Reichsgebiet ausweisen. Dagegen 
ist bei Übertragung des Grundsatzes auf das Verhältnis zwischen den Verwal tungs­
bezirken des gleichen Staates Vorsicht geboten, da die Zuständigkeiten 
statt nach rein räumlichen Gesichtspunkten au,ch nach Zweckzusammenhängen 
geordnet sein können. Wenn die preußischen Polizei behörden für alles zuständig 
sind, was im besonderen Interesse der Gemeinden (Amtsbezirke, Kreise, Regierungs­
bezirke, Provinzen) und ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß, so 
gestattet die Ermächtigung auch ein Vorgehen gegen Störungen von außen her82• 

Außer der negativen Bedeutung hat aber die Anerkennung eines "Sitzes" des 
durch Verwaltungsakt zu regelnden Rechtsverhältnisses auch eine positive. Maß­
gebend für die Beurteilung der Gültigkeit oder der Tragweite eines 
Verwaltungsakts ist die Rechtsauffassung des Landes, das ihn örtlich zu­
ständigerweise erlassen hat. So vertritt der österreichische Oberste Gerichtshof un­
beirrbar die Meinung, daß die nach 1918 häufig vorgekommenen Befreiungen vom 
Ehehindernis des bestehenden Ehebandes unwirksam, die auf Grund der Befreiung ge­
schlossenen sog. Dispensehen nichtig sind. Diese Ansicht bindet auch die deutschen 
Behörden, z. B. in Staatsangehörigkeitsfragen, selbst wenn sie ihr nicht beipflichtenB3 • 

Die Vermeidung eines Widerstreits der Meinungen ist hier wichtiger als deren sachliche 
Richtigkeit. Deshalb muß sich unter Umständen die preußische Behörde der Rechts­
auffassung einer außerpreußischen Behörde sogar über die Auslegung von Reichs­
recht fügen. Bestritten ist z. B. die Frage, ob sich die Einbürgerung des Vaters 
auf den Sohn auch dann erstreckt, wenn der Sohn zwar nach dem Rechte der alten 
Staatsangehörigkeit, nicht aber nach deutschem Rechte unter elterlicher Gewalt 
steht. Bayern bejaht84, die herrschende Ansicht verneint85• Handelt es sich um eine 
bayerischeEinbürgerung, so muß die bayerischeAuffassung auch für außerbayerische 

80 RG. V. 5. Jan. 16, GruchotsBeitr. 60 (1916) S. 679ff. Vgl. ferner KG. 21. Okt. 27, 
RVerwBI. 49 (1928) S. 618f.; BadVGH. 27. Apr. 27, BadVerwZ. 1927 S. 172ff. 

81 PrOVG. 28. Nov. 16, Entsch.72, 277ff. Anderes Beispiel Hl'HKVGH. 24. Jan. 25, 
Entsch.7, 65ff. 

82 Hierzu O. GERLAND Über die örtliche Zuständigkeit der Ortspolizeibehörden, VerwAreh. 
4 (1896) S. 197ff. 

83 Vgl. SAUER in der Z. f. Standesamtswesen 1926 S. 8ff.; BayObLG. 23. Apr. 28, 
SammlZ. 28, 357ff.; OLG. Karlsruhe 27. Nov. 28, BadRpr.1929 S. 7. Seit allerdings der österr. 
VerfGH. als KompGH. den entgegengesetzten Standpunkt einnimmt (Erk. v. 5. Nov. 27), ist 
es zweifelhaft geworden, ob man die Ansicht des ObGH. noch als die herrschende bezeichnen 
kann. 

84 WOEBER-FIsCHER RStAngG.4 1928 S. 70, im Anschluß an Bl1yVGH. 23. Dez. 04, Samml. 
26, 129ff. 

85 v. KELLER-TRAUTMANN RStAngG. 1914 S. 222f. - Ein anderes Beispiel bieten die 
widersprechenden Entscheidungen über die Berechnung der zehnjährigen Versitzungsfrist 
nach dem G. v. 1. Juni 1870: HambVG. 23. Juni 26, JW. 1926 S. 2862, u. BremVG. 25. Mai 26, 
HansRZ. 1926 Sp. 697ff. 
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Behörden maßgebend sein; denn der Sohn würde zwecks Feststellung seiner baye. 
rischen Staatsangehörigkeit den bayerischen VGH. anrufen können; der würde ihm 
recht geben und das rechtskräftige Urteil würde alle Behörden binden86• Auch die 
Frage der bayerischen Titelverleihungen gehört hierher. Darf ein neu ernannter 
bayerischer Kommerzienrat in Preußen wegen unbefugter Titelführung bestraft 
werden 1 Für den Strafrichter läge es nahe, nur RV. Art. 1091V ins Auge zu fassen 
und den Titel für einen schlechthin verbotenen und daher die Verleihung für rechts· 
unwirksam zu erklären. So einfach liegt aber der Fall nicht. Sitz des durch die Titel­
verleihung geschaffenen Rechtsverhältnisses ist Bayern. Wenn man nun in Bayern 
der Ansicht ist, daß der Titel "Kommerzienrat" einen Beruf bezeichnet und daher 
nach RV. 1091v verliehen werden kann, und wenn weiter im letzten Rechtszuge 
bayerische Gerichte über die Frage entscheiden, da unbefugte Titelführung eine 
Übertretung ist und daher in der Regel nicht bis ans Reichsgericht gelangt, so darf 
nicht ein außerbayerisches Gericht das bayerische Rechtsverqältnis als Vorfrage des 
Strafurteils anders beurteilen als die bayerischen Behörden. Abhilfe kann hier nur 
das Eingreifen der Reichsregierung nach RV. Art. 15m schaffen, gegebenenfalls 
auch die Anrufung des Reichsgerichts nach RV. Art. 13u. Anders läge der Fall, wenn 
die bayerische Regierung einem außerhalb Bayerns wohnenden deutschen Groß. 
industriellen den Kommerzienrattitel verliehe. Hier würde Bayern nicht mehr die 
ausschließliche Zuständigkeit für sich in Anspruch nehmen können, das Rechts­
verhältnis hätte daher seinen Sitz nicht ausschließlich in Bayern und würde eine 
schonende Berücksichtigung nicht verdienen 87. 

Die dritte mit der räumlichen Herrschaft der Rechtssätze zusammenhängende 
Frage betrifft die freiwillige Selbstbeschränkung des Gesetzgebers in 
räumlicher Hinsicht. Nicht darum handelt es sich hierbei, daß ein Gesetz oder 
eine Verordnung erklären können, daß sie nur in einem Teile des Landes oder Be­
zirkes gelten wollen. Ein Gesetz gelte vielmehr im ganzen Lande. Gilt es dann nur 
zugunsten der Interessen des Landes oder auch zugunsten außerhalb des Landes 
liegender Interessen 1 Dürfen bei der Genehmigung einer Fabrik, einer Sprengung, 
eines Wasserwerkes nur die Einsprüche der im Lande Wohnenden berücksichtigt 
werden oder auch die von der andern Seite der Grenze kommenden 1 Dabei sei 
angenommen, daß das Gesetz schweigt. Preußen huldigt hier dem Grundsatze des 
heiligen Egoismus. Schon 1905 erklärte das Kammergericht eine preußische Polizei­
verordnung zum Schutze der damals außerhalb Preußens liegenden Pyrmonter Heil­
quellen um ein Haar für ungültig, schließlich nur deshalb nicht, weil in Pyrmont viele 
Preußen zum Kuraufenthal~ weilten, die Verordnung daher mit im preußischen Inter. 
esse erlassen sei 88. Hängt diese etwas merkwürdige Entscheidung mit der preußischen 
Ermächtigungsklausel für Polizeiverordnungen zusammen, nach der nur angeordnet 
werden darf, "was im besonderen Interesse der Gemeinden usw. und ihrer Angehöri­
gen polizeilich geordnet werden muß", so hat das frühere, jetzt in das OVG. aufgegan­
gene Landeswasseramt den rein preußischen Interessenstandpunkt auch für wasser· 
rechtliche Verleihungen nach §§ 46ff. des preußischen Wassergesetzes vom 7. April 
1913 vertreten. "Sind von der beabsichtigten Benutzung des Wasserlaufs nach. 
teilige Wirkungen zu erwarten, durch die das Recht eines anderen beeinträchtigt 
werden würde, und lassen sie sich durch Einrichtungen verhüten ... , so ist die Ver· 
leihung nur unter der Bedingung zu erteilen, daß der Unternehmer diese Einrichtun­
gen trifft" (§ 501). Der Bemerkung eines Regierungsvertreters während der Beratung 
des Gesetzes im Abgeordnetenhause folgend, entschied das Landeswasseramt 
wiederholt, der außerhalb Preußens durch die beantragte Verleihung Gefährdete 

88 VgI. auch RG. II 17. Okt.19, RGZ. 96, 347ff. Ferner ... H und L. in BadVerwZ. 1905 
S. 237ff., 239. 

87 VgI. auch den Fall KG. 15. Dez. 22, JW. 1923 S.527. 
88 KG. 12. Okt. 05, KGJ. 30 C 36ff. 
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habe kein Widerspruchsrecht89• Bei der Einziehung öffentlicher Wege läßt das OVG. 
zwar die dagegen gerichteten Klagen außerpreußischer Gemeinden zu, betont aber 
ausdrücklich, es dürften in der Sache nur preußische Interessen berücksichtigt 
werden 90. Ob solche Auffassungen zutreffen, läßt sich zunächst nur aus der Aus­
legung des einzelnen Gesetzes ermitteln. Dahinter steht aber der oberste Grund­
satz, ein Gesetz nach allgemein annehmbaren Regeln auszulegen. Was wäre die 
Folge, wenn alle Staaten nach Preußens Muster verführen 1 Doch eine gegen­
seitige Schädigung der Grenzzonen. Bei der AnIegung von Straßen, die jeder 
Staat auf seine oder seiner Gemeinden Kosten vornimmt, und bei deren Einziehung 
mag der preußische Standpunkt richtig sein. Nehme man dagegen einen ganz klaren 
Fall: die Errichtung einer Pulverfabrik dicht an der Grenze. Würde hier die Gefahr 
einer Explosion für die jenseits der Grenze Wohnenden bei der behördlichen Geneh­
migung außer acht gelassen werden dürfen, so könnte auch der fremde Staat eine 
Pulverfabrik zum Schp,den der preußischen Angrenzer genehmigen. Wie du mir, 
so ich dir! Und nun frage man, ob ein vernünftiger Gesetzgeber eine solche Folge 
wohl mit in den Kauf nehmen würde. Die Antwort lautet hier sicher verneinend. 
Beim Wasserrecht liegen die Verhältnisse jedenfalls dann ähnlich, wenn ein Staat 
Oberlieger und Unterlieger zugleich .ist. Aber selbst wenn er nur Oberlieger ist, 
könnte der tiefergelegene Nachbarstaat sich durch Genehmigung von Stauanlagen 
rächen, die den oberen Wasserlauf ungünstig beeinflussen. Also auch hier führt 
der "heilige Egoismus" zu kaum gewollten Ergebnissen. Zudem ist es sehr fraglich, 
ob der staatliche Gesetzgeber hier überhaupt noch frei, und nicht vielmehr an un­
geschriebene Regeln des Völkerrechts gebunden ist. Zwischen den deutschen Ländern 
gilt überdies außer dem analog anzuwendenden Völkerrecht 91 von den Zeiten des 
Deutschen Bundes her das ebenfalls analog anzuwendende gemeine Recht92 mit 
seinen nachbarrechtlichen Vorschriften, insbesondere dem Interdikt "ne quid in 
flumine publico fiat" 93. 

VII. Gesetzesanwendnng94• 

Die Lehre von der Gesetzesanwendung gehört der allgemeinen Rechtslehre an 
Hier kann es sich nur um die Erörterung einiger Fragen handeln, die in der Wissen­
schaft oder der Rechtsprechung des Verwaltungsrechts aufgetaucht sind. 

Das Gesetz anwenden heißt die Rechtsfolge ermitteln, aussprechen, verwirk­
lichen, die das Gesetz oder eine sonstige Rechtsnorm mit einem gegebenen Tat­
bestande verknüpft. Das oberste Ziel jeder Gesetzesanwendung ist Einhelligkeit. 
Wenn ein Gesetz an bestimmte Tatbestände bestimmte Rechtsfolgen bindet, dann 
gibt es für den. der die Herrschaft des Gesetzes will, nichts Unerträglicheres als eine 
mehrdeutige Handhabung des Gesetzes .. Ein Buchdrucker soll z. B. ein Pflicht­
exemplar an die Universitätsbibliothek abliefern; er ficht die Anforderung an, 
unterliegt aber vor dem OVG. Ein anderer Buchdrucker in der gleichen Stadt 
dringt mit seiner Klage vor dem OVG. durch. Rechtslage und Sachlage sind in beiden 
Fällen völlig gleich. Es leuchtet ein, daß von den beiden widersprechenden Urteilen 
nur eines richtig sein kann, und daß das allgemeine Rechtsbewußtsein durch der­
artige Widerspruche in der Rechtsprechung schwerer leiden würde als durch sach­
lich unrichtige Entscheidungen. 

89 LWA. 14. Dez. 15 u. 18. Apr. 16, PrVerwBl. 37 (1916) S. 283, 618f. Ebenso SCHLEGEL-
BERGER in HOLTZ-KREUTZ-SCHLEGELBERGER Pr. Wasserges. 13 u. 4 1927 S. 3lf. 

90 PrOVG. 6. Apr. 11, Entsch. 59, 3lOff. 
91 SWH. f. d. D. R. 29. Juni 25, RGZ. 112,21 *ff. 
92 Austrägal-Ordnung v. 16. Juni 1817 III 7. 
93 Vgl. NEUMEYER Ein Beitrag zum internationalen Wasserrecht, Festschr. f. COHN 1915 

S. 143ff. - Nicht auf dem Standpunkte des "heiligen Egoismus" steht OldOVG. 29. Okt. 08, 
OldZ. 35 (1909) S. 155ff. 

9& Zum folgenden vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 157ff., ferner: Schöpferische 
Rechtswissenschaft, Kieler Rektoratsrede 1928. 
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Wie der Verwaltungsrichter , oder wer sonst das öffentliche Recht handhabt, 
jene eindeutige Entscheidung findet, läßt sich nicht allgemein sagen. Keines der 
bekannten Auslegungsmittel ist das einzig zulässige, kaum eines ist unbedingt 
zu verwerfen. Begünstigen die Gesetzesmaterialien die Einhelligkeit, so 
ziehe man sie zu Rate 95 , gefährden sie die Einhelligkeit wegen Unklarheit oder offen­
sichtlichen Widerspruchs mit dem endgültigen Gesetzestext, so lasse man sie bei­
seite96 • Auch die Rechtsvergleichung kann Zweifelsfälle lösen97 . Zeigt sich, 
daß andere deutsche Länder oder das Reich die Zurücknahme eines Verwaltungs­
aktes bei Widerrufsvorbehalt unbeschränkt zulassen, so ist damit viel für die 
Lösung der preußischen Streitfrage im gleichen Sinne gewonnen. Trotz aller, nur 
zum Teil berechtigten, Angriffe gegen den "Kult des Logischen" wird die logische 
Schlußfolgerung, namentlich auch der Umkehrschluß, in vielen Fällen un­
entbehrlich sein, so wenn man die Entlassung eines Beamten auf Antrag scharf 
von seiner Entfernung aus dem Amte unterscheidet und jene der richterlichen Über­
prüfung freigibt, da das Gesetz nur diese ihr entzieht98• Die Logik gehört eben 
auch zu den Anschauungen, denen das Gesetz Rechtssatzwirkungen beilegt. W ohl­
verstandene Interessenabwägung ist es, wenn die Rechtsprechung den Wider­
ruf einer Bauerlaubnis nicht mehr zuläßt, sobald der Erlaubnisempfänger mit dem 
Bau begonnen hat 99, oder wenn die Gerichte einen Verwaltungsakt wegen Fehler­
haftigkeit lieber für nichtig erklären, als den Bürger ganz ohne gerichtlichen Rechts­
schutz zu lassen 100. Allerdings unterliegen die verschiedenen Auslegungsmittel 
geschichtlichen und gegenständlichen Beschränkungen. Soll heute festgestellt 
werden, was vor fünfzig Jahren Rechtens war, müssen die logischen und die aus der 
Entstehungsgeschichte schöpfenden Auslegungsmittel fast ausschließlich angewandt 
werden, da damals die freiere Rechtsfindung noch nicht üblich war, die Tendenz zur 
Einhelligkeit durch deren Anwendung daher gefährdet worden wäre. Aber auch 
gegenständlich sind die einzelnen Auslegungsmittel nicht gleichwertig, da die einen 
weniger als die andern die Einhelligkeit der Entscheidung gewährleisten. Es 1st 
nun einmal eine Eigentümlichkeit des menschlichen Geistes, daß den Wer t er w ä gun­
gen leichter etwas Subjektives anhaftet als den Erwägungen der reinen Erkenntnis. 
Allerdings gibt es Wertbetrachtungen, die so unbedingt einleuchten, daß sie kaum 
unsicherer sind als logische, so, daß der Widerruf einer endgültig erteilten Erlaubnis 
härter wirkt als deren Versagung von Anfang an, oder daß eine durch unrichtige 
Nachweise erzielte Vergünstigung einen geringeren Bestand haben muß als einc 
bei richtiger Kenntnis der Tatsachen erteilte. Deshalb ist es aber doch eine der Schwie­
rigkeit der Frage nicht gerecht werdende Übertreibung, die sog. teleologische 
Auslegung als die einzig mögliche Art der Auslegung hinzustellen 101. Wohl gibt es 
eine allgemeine Zweckgebundenheit der Auslegung, nur daß der Endzweck nicht 
Höchstwertigkeit der Entscheidung im Einzelfalle heißt, denn darüber werden 
die Meinungen meist weit auseinandergehen, sondern Einhelligkeit. 

Die Erkenntnis, daß die Entscheidung richtig ist, die vermutlich auch von jeder 
andern frei entscheidenden Stelle getroffen werden würde102, läßt es nicht zu, 
einige bestimmte Auslegungsmittel im Verwaltungsrecht unbedingt auszuschließen. 

95 Z. B. PrOVG. 26. Sept. 21, Entsch. 77, 519f.; BadVGR. 13. Nov. 22, BadVerwZ. 1923 
S. 18ff.; ThÜrOVG. 5. Mai 22, Jahrb. 9, 65ff. 

9ö PrOVG. 7. Okt. 15, PrVerwBJ. 37 (1916) S. 52lf.; PrOVG. 31. Mai 23, Entsch.78, 44lf. 
97 VgJ. ThÜrOVG. 7. Juli 20, Jahrb. 8, 90ff. 
98 OLG. Karlsruhe 30. Nov. 21, BadRpr. 1922 S.25ff. 
99 S. oben S. 135f. 

100 MORAWITZ in BraunschwZ. 66 (1919) S. 105f. 
101 E. V. RIPPEL Untersuchungen zum Problem des fehlerhaften Staatsakts. Beiträge zur 

Methode einer teleologischen Rechtsauslegung 1924. Dazu meine Besprechung im ArchÖHR. 
N. F. 9 (1925) S.36lff. 

102 VgJ. die ausgezeichneten Ausführungen von eARL SCHMITT Gesetz und Urteil 1912 
S. 71 H. 
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Dies gilt namentlich vom Schlusse vom Zweck aufs Mittel und von der Ana­
logie zuungunsten des einzelnen. 

Das Allgemeine Landrecht, vorschauend wie immer, bestimmt im § 89 der Ein­
leitung: "Wem die Gesetze ein Recht geben, dem bewilligen sie auch die Mittel, 
ohne welche dasselbe nicht ausgeübt werden kann." Nun entstand einmal die Frage, 
ob der einzelne verpflichtet sei, der Polizeibehörde auf Anfrage Auskunft zu geben. 
Das OVG. bejahte, da die Polizei berufen sei, Gefahren abzuwenden, und diese Be­
fugnis unter Umständen nur dann ausgeübt werden könne, wenn sie auch befugt sei, 
Auskunft zu verlangen 103. Man hat die Beweisführung bekämpft, da auf diese 
Weise dem Bürger ungeahnte Lasten auferlegt werden könnten 104. Aber die 
Möglichkeit liegt schon in der weitgehenden Ermächtigung der Polizei, nicht in 
einer fehlerhaften Schlußfolgerung. Der Schluß vom Zweck aufs Mittel ist auch 
nicht etwa eine Eigentümlichkeit des preußischen Rechts, sondern wird auch von 
der Wissenschaft anderer Rechte anerkannt 105 und gilt vor allem in Amerika 
als Begründung der Lehre von den "eingewickelten Gewalten" (implied powers) 
der Union in ihrem Verhältnis zu den Einzelstaaten 106. Bei Anwendung des 
Schlusses zugunsten des einzelnen trägt man denn auch kein Bedenken gegen 
seine Zulässigkeip07. Aber auch bei seiner Anwendung zur Geltendmachung ver­
borgener Pflichten des einzelnen ist nicht er zu tadeln, sondern höchstens das 
Gesetz, das es verabsäumt hat, die Grenzen zwischen Pflicht und Nicht-Pflicht 
klar zu umreißen. Gehandhabt wird der Schluß namentlich auf dem Gebiete 
der Kommunalaufsicht, die nach Ansicht des OVG. der Aufsichtsbehörde alle Be­
fugnisse an die Hand gibt, die erforderlich sind, um die Kommunalverwaltung in 
geordnetem Gange zu erhalten108. Trotz seiner Beziehung zu einem Zwecke ist 
der Schluß ein rein logischer, eindeutiger Schluß. Es ist daher nicht richtig, daß er 
den Grundsatz von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung durchbricht, wie neuer­
dings behauptet wird 109. 

Ebenso ist der Analogieschluß im Verwaltungsrecht gestattet. Da Analogie 
soviel ist wie Sinngemäßheit, bestehen gegen analoge Folgerungen zugunsten 
des einzelnen überhaupt keine Bedenken, zumal auch im Strafrecht, das die 
zuungunst.en des Täters angewandte Analogie verwirft 11 0, die Analogie zugunsten 
des Täters gestattet ist111. So läßt das preußische Zuständigkeitsgesetz vom 1. August 
1883 gegen die dienstlichen Strafverfügungen des Bürgermeisters die Beschwerde 
an den Regierungspräsidenten und gegen dessen Beschluß die Klage beim OVG. zu. 
Einmal verfügte ein städtischer Polizeidirektor eine Ordnungsstrafe. Obgleich 
nach dem Wortlaute des Gesetzes eine verwaltungsgerichtliche Klage unstatthaft 
war, ließ das OVG. eine solche sinngemäß zu, damit Kläger wenigstens die Unzu­
ständigkeit des Polizeidirektors vor dem OVG. geltend machen konnte1l2• Ein 
hamburgisches Steuergesetz betraute die Reichsfinanzbehörden mit der Verwaltung 
der Steuer und der Streitentscheidung, im letzten Rechtszuge den Reichsfinanzhof. 
Wider Erwarten gab aber der Reichsminister der Finanzen dem Antrage des Senats, 
den Reichsfinanzhof als oberste Spruchbehörde zu bestellen, nicht statt. Sollte 
jetzt das Finanzgericht im letzten Rechtszuge entscheiden oder das bis dahin zu-

103 PrOVG. 8. Okt. 87, Entsch. 15, 425 (ohne ausdrücklichen Hinweis auf das ALR.). 
VgI. auch SächsOVG. 17. Fehr. 27, Jahrb. 32, 90ff. 

104 01'TO MAYER 11 S. 283f. N.20. 
106 UNGER System d. österr. allg. Privatrechts 1 § 13 B 1. 
106 L. ß. Ev ANS Leading Cases on American Constitutional Law2 1925 S. 50ff. 
107 PrOVG. 19. Febr. 98, Entsch. 33, 454. 
108 Pl0VG. 14. März 99, Entsch.35, 118. 
109 H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 S.223ff. 
110 Aus der neuesten Zeit BayObLG. 7. Febr. 27, DJZ. 1927 Sp. 1046. 
111 Vgl. BINDING Handbuch des Strafrechts 1 1885 S.220ff. 
112 PrOVG. 30. Juni 13, Entsch. 65, 424ff. 



VII. Gesetzesanwendung. 143 

ständig gewesene Hanseatische Oberlandesgericht 1 Sinngemäße und durchaus 
zulässige Auslegung sprach für die zweite Möglichkeit, da es sonst an dem doch offen­
bar gewollten zweiten gerichtlichen Rechtszuge gefehlt hätte113. Aber auch z u­
ungunsten des Bürgers sind verwaltungsrechtliche Analogien denkbar und 
zulässig. Der für den schwersten Eingriff, die Strafe, geltende Satz von der Un­
zulässigkeit der analogen Ausdehnung auf nicht vorgesehene Tatbestände (Elektri­
zitätsdiebstahl!) berechtigt nicht zum Schlusse, daß die Analogie auch für die minder 
schweren Eingriffe des Verwaltungsrechts unbedingt unzulässig sein müßte114. 
Wohl wird man im Rechtsstaate gewisse Hemmungen gegen freigebige Analogien 
empfinden, und diese Hemmungen werden die zuungunsten des einzelnen zu hand­
habende Analogie seltener machen. Es gibt aber auch Fälle, wo die Notwendigkeit 
der Analogie so unmittelbar einleuchtet, daß man sich ihr nicht entziehen kann. Ein 
Brückengeldtarif setzt z. B. das Brückengeld für einen von einem Pferde gezogenen 
Wagen auf 5 Pfennig, für einen von zwei Pferden gezogenen Wagen auf 10 Pfennig 
fest usw. An Kraftfahrzeuge dachte man beim Erlasse nicht. Soll nun etwa der Kraft­
wagen die Fahrt frei haben 1 Doch augenscheinlich nicht, vielmehr muß die Gebühr 
nach Maßgabe seiner Größe entrichtet werden. Nach § 33a GewO. bedarf, wer ge­
werbsmäßig "Schaustellungen von Personen" veranstaltet, der polizeilichen Er­
laubnis. Gedacht ist an Zwerge, Riesendamen u. dgl. Fallen auch Tänze darunter? 
Dem Sprachge brauch würde man mit der Bejahung unerträglichen Zwang antun. 
Aber sinngemäß trifft auch auf Tänze ohne Kunstwert der Zweck des Gesetzes 
zu, dem Uberhandnehmen der Tingel-Tangel zu steuern; daher sind auch sie 
erlaubnispflichtig115. 

Sinngemäße Gesetzesanwendung ist es auch, wenn ein Verwaltungsgericht 
einer Gesetzesumgehung entgegentritt. In neuester Zeit tat dies das OVG. bei 
der Bildung von Eigenjagdbezirken. Nach § 4 der preußischen Jagdordnung vom 
15. Juli 1907 können Eigenjagdbezirke aus solchen demselben Eigentümer, beim 
Miteigentume denselben Miteigentümern gehörigen Grundflächen gebildet werden, 
die einen land- oder forstwirtschaftlich benutzbaren Flächenraum von wenigstens 
75 Hektar einnehmen und in ihrem Zusammenhange durch kein fremdes Grundstück 
unterbrochen werden. Unter früherer Billigung des OVG.116 hatte sich der Brauch 
herausgebildet, daß sich mehrere Eigentümer von insgesamt 75 ha Flächenraum 
zusammentaten, sich gegenseitig das Miteigentum an ihren Grundstücken zu je 
1/100 oder 1/1000 aufließen und sich so nach dem Buchstaben des Gesetzes vor der 
Zwangsverpachtung schützten. Sinngemäß war aber dies Verfahren sicher nicht, 
denn der Miteigentümer zu einem Bruchteil von 1/1000 ist, wirtschaftlich betrachtet, 
kaum mehr Eigentümer, das Gesetz will aber offenbar wirtschaftliche Einheiten be­
günstigen, nicht formaljuristische. Daher tat das OVG. gut daran, seine frühere Auf­
fassung zu verlassen und die geschilderte Bildung von Schein-Eigenjagdbezirken für 
unwirksam zu erklären1l7 • Auch die Wiederaufnahme des dem bisherigen Unternehmer 
nach § 35 GewO. untersagten Betriebes einer Badeanstalt durch einen Strohmann 
nützt dem Unternehmer nichts, da die zuständige Polizeibehörde kraft sinngemäßer 
Gesetzesauslegung dem Strohmann die Weiterführung des Betriebes verbieten kannl18 • 

lla Vgl. JACOBSEN in HansRZ. 1921 Sp. 957ff. 
114 So ANscHüTz im VerwAreh. 14 (1906) S.329ff. 
116 PrOVG. 21. Apr. 21, Entsch. 76, 451 ff.; vgl. auch PrOVG. 9. März 22, Entsch. 77, 451ff. 

(Lassowerfer); ferner PISSEL-KoPPE EinkStG.2 1927 S.63lf. (sinngemäße Auslegung des § 8!l 
zuungunsten des Steuerpflichtigen; abw. RFinH. in der die Schwierigkeit nicht erkennen­
den Entscheidung v. 16. Mai 28, Samml. 23, 289ff.; zu der Frage auch W. JELLINEK 
Schöpferische Rechtswissenschaft 1!l28 S. Ilf. u. JW. 1929 S. 377). 

116 PrOVG. 17. Mai 15, Entsch. 69, 353ff. 
117 PrOVG. 22. J<'ebr. 23, Entsch. 78, 370ff.; dazu v. DASSEL, ELZE U. ERNER im PrVerwBI. 

46 (1925) S. 255ff., 361, 552f. 
118 PrOVG. 10. Jan. 16, PrVerwBl. 37 (1916) S. 731ff. Vgl. ferner PrOVG. 26 .• Tan. 28, 

Entsch. 82, 425ff. 
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Ist demgemäß analoge Rechtsanwendung auch im Verwaltungsrecht gestattet, 
so darf man auch die Frage nach der Zulässigkeit analoger Heranziehung des 
bürgerlichen Rechts stellen. 

Manchmal verweisen öffentlichrechtliche Gesetze ausdrücklich auf Vor­
schriften des B G B., so § 64 AO.: "Für die Berechnung einer }'rist gelten die Vor­
schriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs". Vielfach kommen bürgerlichrechtIiche Be­
griffe in einem Verwaltungsgesetze vor oder arbeitet ein Verwaltungsrechtsgrund­
satz mit ihnen. Der Polizei gegenüber ist der "Eigentümer" für die Polizeimäßig­
keit einer Sache verantwortlich. Wer Eigentümer ist, sagt begreiflicherweise nicht 
das Verwaltungsrecht, sondern das BGB. Auch die privatrechtlichen Bindungen 
beim Gesamteigentume hat die Polizei zu beachten; sie darf von mehreren Miterben 
nicht einen einzelnen herausgreifen, sondern muß sich an alle gemeinsam halten 119• 

Oder eine Steuerordnung unterwirft Grundstücke nebst "Zubehör" einer Steuer. 
Auch hier ist offenbar der Zubehörbegriff des BGB. gemeint120 • Nur muß man gerade 
im Steuerrecht vorsichtig sein, da die stark betonte Pflicht zur Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Bedeutung eines Steuergesetzes (AO. § 4) unter Umständen 
dazu nötigt, einen bürgerlichrechtlichen Begriff kraft Zweckzusammenhangs 
steuerrechtlieh umzudeuten121• So kann ein Vertrag bürgerlichrechtlich wegen 
Verstoßes gegen die guten Sitten nichtig und doch ein Vertrag im Sinne eines Steuer­
gesetzes sein. Eigentümer im Sinne des Steuerrechts ist der Eigenbesitzer und nur 
er. Der Eigentümer einer unwiederbringlich gestohlenen Sache kann daher nicht mehr 
als Eigentümer besteuert werden122• 

Wie nun, wenn die Gesetze schweigen 1 Das bürgerliche Recht ist in einem 
feindurchdachten Gesetzbuch kodifiziert, das Verwaltungsrecht besteht aus einer 
großen Anzahl unzusammenhängender Gesetze. Da liegt die Versuchung nahe, 
immer dann auf das BGB. zurückzugreifen, wenn der Verwaltungsrechtssatz ver­
sagt. Das Verfahren ist zulässig und unzulässig je nach der Lage des Falles. 
Auch hier muß der Grunds atz von der möglichst zu erzielenden Ein­
helligkeit den Weg weisen. Wenn die Ähnlichkeit der öffentlichrechtlichen 
Frage mit einer bürgerlichrechtlichen unmittelbar in die Augen springt und die 
Heranziehung des bürgerlichen Rechts den Fall glatt entscheidet, wäre es un­
verständig, die vom BGB. dargebotene Hilfe nicht zu ergreifen. So gilt die Fristen­
berechnung des BGB. auch in Fällen, die außerhalb der Zuständigkeit des Reichs 
zur Gesetzgebung liegen, selbst dann, wenn das Gesetz es nicht ausdrücklich ausspricht. 
Bei der Frist zur Einreichung der Wahlvorschläge z. B. wird der letzte Tag mit­
gerechnet (§ ISS); fällt bei einer Wahlanfechtungsfrist der letzte Tag auf einen Sonn­
tag, so endigt sie erst mit dem nächstfolgenden Werktag (§ 193)123. Denn die Fristen­
berechnung hat nichts eigentümlich Privatrechtliches an sich und gilt daher, einmal 
gesetzlich festgelegt, sinngemäß für alle Rechtsgebiete. Auch zwischen Beamten­
recht und Dienstvertrag bestehen Zusammenhänge. Das Beamtenverhältnis gehört 
zwar dem öffentlichen Rechte an. Aber seine Verwandtschaft mit dem Dienstrecht 
des BGB. zeigt sich darin, daß vielfach Beamte und Angestellte mit den gleichen 
Verrichtungen betraut werden. Die Diensträume seien feucht und schlecht geheizt. 
Ein Angestellter und ein Beamter erkranken. Der Angestellte hat einen Anspruch 
auf Schadensersatz nach § 61Sm BGB. Das Beamtenrecht enthält keine ent­
sprechende Bestimmung, aber niemand würde es verstehen, wenn der Beamte nicht 
genau so behandelt würde wie der Angestellte. Die Gerichte wenden daher § 61S 

119 BraunschwVGH. 4. Juli 23, BraunschwZ. 70 (1925) Beil. S. l. 
120 PrOVG. 22. Jan. 12, Entsch. 62, 259ff. 
121 Vgl. insbesondere BALL Steuerrecht und Privatrecht 1924; LION Steuerrechtliche 

Wirtschaftsbegriffe, VJSchrSteuFinR. 1 (1927) S. 132ff; BOETHKE in JW. 1928 S.942ff. 
121 E. BECKER Aoe. § 80 Anm. l. 
123 HessVGH. 27. Okt. 23, Entsch. 6, 82ff.; BayVGH. 30. Sept. 25, Samml. 46, 59ff. 
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BGB. ohne Bedenken sinngemäß auf das Beamtenverhältnis an124 . Auch die Haf­
tung für den Erfüllungsgehilfen (BGB. § 278) eignet sich zur analogen Anwendung 
im öffentlichen Recht. Ein unbemittelter Kranker z. B. wurde einmal in der städti­
schen Poliklinik mit einer giftigen Salbe eingerieben und starb. Obgleich er zur 
Stadt in einem öffentlichrechtlichen Rechtsverhältnis stand, ließ das Reichsgericht 
die Stadt nach BGB. § 278 haften, da dessen Nichtanwendung eine unerträgliche 
Lücke bedeuten würde125 . Solch in die Augen springende Ähnlichkeit zwischen öffent­
lichem Recht und Privatrecht fehlt aber meist dann, wenn der Staat hohei tlich 
tätig ist. Das Rechtsgeschäft des geisteskranken Privatmannes und der Verwal­
tungsakt des geisteskranken Beamten bieten nur äußerliche Ähnlichkeiten. Der 
geisteskranke Privatmann soll durch die Nichtigkeit des von ihm geschlossenen Ver­
trages in seinem Vermögen geschützt werden, für den geisteskranken Beamten kom­
men beim Erlasse eines Verwaltungsaktes derartige Erwägungen nicht in Frage, auch 
bieten Rechtsmittel und Eingriffsbefugnis der vorgesetzten Behörden anderweite 
Möglichkeiten zur Beseitigung des etwa angerichteten Unheils. Auch die Vorschriften 
des BGB. über die nachträgliche Heilung von Rechtsgeschäften durch Genehmigung 
des Mitwirkungsberechtigten lassen sich auf das öffentliche Recht nicht unbesehen 
übertragen. Wenn das Gesetz sagt, eine Polizeiverordnung dürfe nur mit Zustim­
mung des Bezirksausschusses erlassen werden, so soll dem Bezirksausschuß die Mög­
lichkeit einer Einwirkung auf die Verordnung vor deren Erlaß gegeben werden; 
die nachträgliche Genehmigung trägt diesem Gedanken nicht Rechnung126, nament­
lich besteht die Gefahr, daß der Bezirksausschuß um des lieben li'riedens willen 
die vollendete Tatsache billigt, obgleich er sich, vorher gehört, unbedingt gegen die 
Verordnung ausgesprochen hätte. Ebenso liegt der Fall, wenn ein einzelnes Magi­
stratsmitglied statt des Magistrats einen Einspruchsbescheid erläßt und der Magi­
strat nachträglich zustimmt. Diese Genehmigung macht den Verwaltungsakt 
nicht zu einem solchen des Magistrats127. Auch für die Erschleichung eines Ver­
waltungsakts gelten nicht die Vorschriften des BG B., wonach die Anfechtung wegen 
arglistiger Täuschung binnen Jahresfrist erfolgen muß (§ 1241 ), denn die Interessen­
lage ist im öffentlichen Recht eine andere als im Privatrecht, analoge Anwendung 
einer Rechtsnorm setzt aber Gleichheit in den wesentlichen Punkten voraus. Wohl 
zu scheiden hiervon sind die im BGB. verstreuten öffentlichrechtlichen Be­
stimmungen, z. B. die über die Ehelichkeitserklärung. Die Ehelichkeitserklärung 
ist ein Verwaltungsakt, folglich kann man die Bestimmungen des BGB. hierüber 
ohne Gefahr sinngemäß auf andere Verwaltungsakte anwenden 128. 

Mit der Frage der Analogie hängt eng zusammen die Frage nach den Lücken 
im Verwaltungsrecht129 und nach deren Ausfüllung durch schöpferische 
Rechtsprechung. Nimmt man das Wort Lücke im Sinne einer an das Recht 
zu stellenden, aber nicht erfüllten Forderung, so gibt es solche Lücken zweifellos. 
So wird es vielfach als Lücke empfunden, daß die einmal erteilte Einbürgerung 
auch wegen vorgekommener Fehlerhaftigkeiten nicht widerrufen werden kann130 . 

Dagegen gibt es Lücken vom Standpunkte des geltenden Rechtes nicht. Auch bei 
124 RG.III 15. Dez. 16, GruchotsBeitr. 61 (1917) S. 663ff.; RG.III 12. Mai u. 16. Juni 25, 

RGZ. lU, 22f. u. 178ff. Vgl. auch MARTINI Staatshaftung für ungesunde Dienstwohnungen, 
BeamtJahrb. 1928 S. lff. 

126 RG. III 8. Jan. 26, RGZ. U2, 290ff. Vgl. auch RG. III 20. Apr. 20, RGZ. 98. 341ff.; 
OLG. Naumburg 11. Apr. 19, JW. 1919 S. 840; ferner PrOVG. 28. Apr. 27, Ent~ch. 82, 305ff. 
(Vereitelung des Eintritts einer Bedingung); SächROVG. 16. Juni 27, JW. 1928 S. 1469f. 
(VerzugRzinsen); ÖVerfGH. 8. Mai 1928, JBl. 57 (Hl28) S.422f. (Gattungsschuld). 

126 KG. 10. Febr. 08, "Die Polizei" 6 (1909/10) S.213f. 
127 PrOVG. 3. März 16, Entsch. 72, 48ff. 
128 Vgl. W. JELLINEK in der Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 91ff. 
128 Hierzu Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 176f. und insbesondere ANSCHÜTZ im 

VerwArch. 14 (1906) S.315ff. 
180 PrOVG. 23. Juni 86. Entsch. 13, 408ff. 
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noch so dunkler Gesetzeslage, auch bei noch so dehnbaren Gesetzesbegriffen, 
muß der einen Rechtsstreit (nicht etwa einen Ermessensstreit) entscheidende 
Richter doch immer das Bewußtsein haben, daß er so und nicht anders entscheiden 
muß und daß es für den Ausgang des Streites kein Zufall sein darf, daß gerade er 
und nicht ein anderer Richter den Fall bearbeitet. Immer muß er sich von dem 
Ideal der Einhelligkeit der Entscheidung leiten lassen. Das heißt nicht ängstliches 
Kleben am Gesetzestext, denn auch die Fortbildung des Rechts kann eindeutig 
festgelegt sein. So beging der erste Richter, der in der Inflationszeit bei der Frage 
des Wertzuwachses die Gleichung "Mark=Mark" aufgab, eine mutige Tat, und doch 
war er überzeugt, nichts anderes zu sagen, als was auch ohne ihn Rechtens war, 
und wäre er nicht gewesen, so hätte sicher ein anderer, vielleicht etwas später, den 
gleichen Grundsatz ausgesprochen wie er. Will man die zunächst nur gefühlsmäßig 
empfundene Erkenntnis dessen, was andern bisher verborgen war, schöpferisch nen­
nen, dann allerdings betätigt sich auch der gute Jurist schöpferisch durch Heraus­
arbeiten dessen, was dann auch die andern als richtig anerkennen. Aber mit dem 
Worte "schöpferisch" verbindep wir doch die Vorstellung von etwas Einmaligem, 
Unwiederholbarem, Persönlichem, und in dieser Bedeutung ist es kein schmückendes 
Beiwort für den streitentscheidenden Richter. Wenn das preußische OVG., wie 
behauptet wurde, die Befugnisse der Polizei einengte, weil es dies für zweckmäßig 
hielt, obgleich die nachlandrechtliche Gesetzgebung den Polizeibegriff angeblich 
durchweg erweitert hatte, so wäre das allerdings schöpferische Rechtsprechung ge­
wesen, zugleich aber auch ein unverantwortlicher Rechtsbruch zuungunsten des Staa­
tes. In Wirklichkeit steht das OVG. von Anfang an mit vorbildlicher Gesetzestreue 
ganz auf dem Boden des geltenden Rechtes. Auch der vielgenannte erste Artikel 
des schweizerischen Zivilgesetzbuchs, wonach der Richter beim Fehlen einer gesetz­
lichen Vorschrift "nach der Regel entscheiden soll, die er als Gesetzgeber aufstellen 
würde", enthält keine Ermächtigung zur subjektiven Rechtsschöpfung. Denn der 
Richter hat "bewährter Lehre und Uberlieferung" zu folgen, also doch alles zu tun, 
um seine Entscheidung objektiv in das geltende Recht harmonisch einzugliedern. 
Beim Schweigen des Gesetzes und des Gewohnheitsrechts entscheidet der Richter 
eben nach der Natur der Sache. Die Natur der Sache ist aber nichts anderes als 
unentwickeltes Gewohnheitsrecht 131• So wie der Richter beim Gesetze zu 
fragen hat: "Wie würde das Gesetz wohl den vorliegenden Fall entschieden haben, 
wenn es an ihn gedacht hätte ?" und daInit etwas objektiv Eindeutiges zu ermitteln 
trachtet, so muß er sich beim Fehlen jeder Vorschrift fragen: "Wie würde sich wohl 
nach den herrschenden Anschauungen und Strömungen ein Gewohnheitsrecht über 
den Fall gebildet haben, wenn dazu Gelegenheit gewesen wäre?" Auch diese hypo­
thetischen Fragen gehören der erkennenden Geistestätigkeit an, bedeuten also keine 
Rechtsschöpfung in der edelsten Bedeutung des Wortes. 
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Rechtssubjekte sind Träger von Rechten und Pflichten. Sie bilden den An­
knüpfungspunkt für die vom Gesetze vorgesehenen, durch Eintritt des Tatbestandes 
verwirklichten Rechtsverhältnisse. Wie im Privatrecht unterscheiden wir die 
Menschen als natürliche Personen und die juristischen Personen. 

I. Der Mensch. 
Pflich tsubjekt war der Mensch im Staate von jeher, da wir uns einen Staat 

ohne Untertanen nicht denken können. Rechtssubjekt war er im absoluten Staate 
nur in privatrechtlicher Beziehung. Erst die Verwirklichung des Verfassungsstaates, 
die Trennung der Gewalten, die Verbriefung von Menschen- und Bürgerrechten 
haben den Menschen auch zum Rechtssubjekt des öffentlichen Rechtes erhoben. 

1. Geburt, Ehe und Tod. Der Staat nimmt sich der drei Abschnitte des mensch­
lichen Lebens: Geburt, Ehe und Tod in mannigfacher Weise an, vor allem sorgt 
er für ihre gehörige Beurkundung durch den Standesbeamten. 

Das Reichsgesetz über die Beurkundung des Personenstandes und 
die Eheschließung vom 6. Februar 1875 trägt deutlich den Stempel der Zeit, 
in der es entstanden ist. Wie sein Vorgänger, das preußische Gesetz vom 9. März 
1874, steht es im Zeichen des Kulturkampfes. "Die Beurkundung der Geburten, 
Heiraten und Sterbefälle erfolgt ausschließlich durch die vom Staate bestellten 
Standesbeamten" (§ 1). In der Regel ist der Gemeindevorsteher Standesbeamter, 
besondere gemeindliche Standesbeamte sind zulässig (§ 4). Doch darf "Geist­
lichen und anderen Religionsdienern das Amt eines Standesbeamten oder 
die Stellvertretung eines solchen nicht übertragen werden" (§ 31V). Ein Geistlicher 
oder anderer Religionsdiener, der zu den religiösen Feierlichkeiten einer Eheschlie­
ßung schreitet, bevor ihm nachgewiesen wird, daß die Ehe vor dem Standes­
beamten geschlossen ist, wird außer im Falle einer Lebensgefahr mit Geld oder 
mit Gefängnis bis zu drei Monaten bestraft (§ 67). Die Aufsicht über die Amts­
führung ist doppelt gestaltet, aber immer staatlich. Sie ist gerichtlich, wenn der 
Standesbeamte die Vornahme einer Amtshandlung ablehnt und der Antragsteller 
Hilfe dagegen anruft. Im ersten Rechtszuge entscheidet das Amtsgericht, das 
weitere Verfahren regelt sich nach den Vorschriften über die freiwillige Gerichts-
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barkeit (§ 11 W), der Rechtsschutz ist also, da privatrechtliche Fragen überwiegen, 
justizstaatlich gestaltet. Im übrigen ist die Aufsicht über die Amtsführung des 
Standesbeamten den Verwaltungsbehörden anvertraut, die auch Warnungen, Ver· 
weise und Geldstrafen bis zu 1000 RM gegen ihn verhängen können; doch steht 
es der Landesgesetzgebung frei, die Organisation der Aufsicht anders zu regeln 
(§ II 1.11). Die meisten Länder, namentlich Preußen, Bayern r. d. Rh., Sachsen, 
folgen der reichsrechtlichen Regel, in der Pfalz ist die Staatsanwaltschaft Auf­
sichtsbehörde, in Württemberg, Baden und Hessen sind es die ordentlichen Ge­
richte, in Thüringen die Amtsgerichte und das Justizministerium1. 

Der Standesbeamte führt drei Register: das Geburts-, das Heirats- und 
das Sterberegister. Die Eintragungen geschehen meist in der Form einer Nieder­
schrift, z. B., daß am 10. Mai 1926 in Plön vor dem unterzeichneten Standesbeamten 
der dem Standesbeamten persönlich bekannte Regierungsrat X, wohnhaft in Plön, 
Schloßstraße 15, erschienen sei und angezeigt habe, daß von der Anna X geb. Y, 
seiner Ehefrau, wohnhaft bei ihm, zu Plön in seiner Wohnung am 9. Mai des Jahres 
tausendneunhundertsechsundzwanzig vormittags neun ein viertel Uhr ein Knabe 
geboren worden sei und das Kind die Vornamen Hans Ludwig erhalten habe. Sie 
beweisen aber nicht nur den vor dem Standesbeamten sich abspielenden Vorgang 
der Anzeige, sondern zugleich deren Richtigkeit (§ 15). Die gleiche Beweiskraft 
kommen den wörtlichen Auszügen aus den Registern zu, mittelbar auch den ab­
gekürzten Geburts-, Heirats- und TodesRcheinen, da diese Scheine beweisen, daß 
die Geburt, die Eheschließung oder der Sterbefall im Register unter der bezeich­
neten Nummer beurkundet ist (§ 15a). Grund für die Einführung der abgekürzten 
Scheine war vor allem die Rücksicht auf die unehelichen Kinder, bei denen der 
Makel der Geburt durch einen wörtlichen Auszug schonungslos aufgedeckt wird. 
Die Vermutung der im Heiratsregister eingetragenen Eheschließung kann vor 
rechtskräftiger Nichtigerklärung oder Auflösung der Ehe nur im Wege der Nichtig­
keitsklage widerlegt werden (BGB. § 1329), außerdem ist der Nachweis der Fäl­
schung zulässig. Im übrigen kann gegen jeden Eintrag außer dem Nachweise der 
Fälschung der Nachweis der unrichtigen Eintragung oder der Unrichtigkeit der 
Anzeigen und Feststellungen ,erbracht werden, auf Grund deren die Eintragung 
stattgefunden hat (§ 151 ). Die Eintragungen begründen also, wie die meisten öffent­
lichen Urkunden, nur eine jederzeit widerlegbare Vermutung, j ederzei t wider­
legbar, also auch dann, wenn das Register noch nicht berichtigt ist. Einem in 
Deutschland als Ausländer geborenen jungen Manne werde z. B. trotz Einbürgerung 
des Vaters die deutsche Staatsangehörigkeit bestritten, da er am Tage der Ein­
bürgerung gerade 21 Jahre alt gewesen sei. Er kann nachweisen, daß er, entgegen 
der Eintragung, einen Tag später zur Welt gekommen ist, und demgemäß die deutsche 
Staatsangehörigkeit für sieh in Anspruch nehmen. Da er aber bei der nächsten Ge­
legenheit den Gegenbeweis noch einmal führen müßte, muß ihm, muß der All­
gemeinheit daran liegen, den unrichtigen Schein ein für allemal aus der Welt 
zu schaffen. Das Mittel hierfür ist die Berichtigung des Geburtsregisters. Der 
Standesbeamte darf eine solche nie von sich aus vornehmen, sondern muß eine 
rechtskräftige Verfügung des Amtsgerichts abwarten (FGG. §§ 69ff.). Die vor­
bereitenden Handlungen liegen der Aufsichtsbehörde ob (PStG. §§ 65, 66). Die 
Berichtigung selbst geschieht durch Beischreibung eines Vermerks am Rande der zu 
berichtigenden Eintragung. 

Die Führung des Geburts- und des Sterberegisters ist nur möglich kraft einer 
öffentlichrechtlichen Anzeigepflicht der Beteiligten. Zur Geburts­
anzeige innerhalb einer Woche nach der Geburt sind verpflichtet: 1. der eheliche 
Vater; 2. die bei der Niederkunft zugegen gewesene Hebamme; 3. der dabei zu-

1 SAUER PStG. 1925 S. 30ff.; thür. VO. v. 12 .. lan. 26. 
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gegen gewesene Arzt; 4. jede andere dabei zugegen gewesene Person; 5. die Mutter, 
sobald sie dazu imstande ist. Dooh sind die später genannten Personen erst ver­
pfliohtet, wenn ein früher genannter Verpfliohteter nioht vorhanden oder verhindert 
ist (§§ 17, 18). Die Anzeige ist mündlioh zu maohen und vom Standesbeamten auf 
ihre Richtigkeit zu überprüfen (§§ 19, 21). Besondere Vorsohriften gelten für die 
Geburten in öffentliohen Anstalten, Kasernen und auf Seesohiffen, für Totgeburten, 
für Findelkinder und für verspätete Anzeigen. Wer der Anzeigepflicht nioht naoh­
kommt, wird mit Geld bis 150 RM oder mit Haft bestraft (kriminelle Strafe). Außer­
dem sind die Standesbeamten befugt, die zu Anzeigen Verpfliohteten hierzu duroh 
Geldstrafen anzuhalten, die für jeden einzelnen Fall den Betrag von 1000 RM 
nioht übersteigen dürfen (Zwangsstrafe) - ein lehrreiches Beispiel für die Häufung 
von krimineller und Zwangsstrafe (§ 68). Ster befälle sind spätestens am näohst­
folgenden Woohentage dem Standesbeamten des Bezirks anzuzeigen, in dem der 
Tod eingetreten ist. Zur Anzeige verpfliohtet ist das Familienhaupt, und wenn 
ein solohes nioht vorhanden oder an der Anzeige behindert ist, der, in dessen Wohnung 
oder Behausung der Sterbefall sioh ereignet hat (§§ 56,57). Die für Geburtsanzeigen 
erwähnten Vorsohriften über die Mündliohkeit der Anzeige, über die Anzeige von 
Vorfällen in Anstalten, Kasernen und auf Seesohiffen, über die Prüfungspflioht 
des Standesbeamten und über die Strafbarkeit der Unterlassung der Anzeige gelten 
auoh hier. Daneben gibt es landesreohtliohe Vorsohriften über Anzeigepflioht beim 
Auffinden toter Personen 2. "Ohne Genehmigung der Ortspolizeibehörde darf keine 
Beerdigung vor der Eintragung des Sterbefalles in das Sterberegister stattfinden. 
Ist die Beerdigung dieser Vorsohrift entgegen gesohehen, so darf die Eintragung 
des Sterbefalles nur mit Genehmigung der Aufsiohtsbehörde nach Ermittelung 
des Saohverhaltes erfolgen" (§ 60). 

Trotz all dieser Vorsohriften leistet das Registerwesen dooh nooh nioht, was 
man vielfaoh von ihm erwartet. Zwar läßt sich Geburt, Heirat und Tod einer Person 
genau naohweisen, wenn man Geburtsort, Ort der Ehesohließung und Todesort 
kennt. Aber die Feststellung, ob eine Person nooh lebt, ob sie verheiratet ist, ob 
jemand der einzige Sohn seiner Eltern ist, bereitet unter Umständen die größten 
Sohwierigkeiten. Einzelne Länder haben daher Familienregister oder eine Melde­
pflioht der Standesämter untereinander eingeführt 3. Naoh der preußisohen Aus­
führungsverordnung vom 31. Dezember 19254 soll jede eheliohe Geburt im Heirats­
register der Eltern, jede Heirat im Geburtsregister der Eheschließenden, jeder 
Todesfall im Geburtsregister des Verstorbenen vermerkt werden. Die Regelung 
ist nooh lüokenhaft, da die außerpreußisohen Standesämter innerhalb Deutsch­
lands nioht verpfliohtet sind, den Vermerk zu maohen, ausländisohe Standesämter 
überhaupt nioht benaohriohtigt werden und ein Zwang für die Beteiligten, die 
nötigen Angaben zu maohen, nioht besteht. Auoh kommt die Verordnung, soweit 
sie das Geburtsregister zum Sammelpunkt der Nachrichten maoht, solchen Per­
sonen nioht zugute, die unter der Herrsohaft der Kirohenbüoher geboren sind. 

Geburt, Ehe und Tod sind auoh außerhalb der Registerführung verwaltungs­
reohtlioh bedeutsam. 

Das mit der Geburt im Zusammenhang stehende Hebammenwesen wird 
besser beim Ärztereoht dargestellt, das Friedhofsreoht findet Anlehnung an die 
Gesundheitspolizei und das Reoht der öffentliohen Saohen. An dieser Stelle sei 
nur nooh die Freiheit des einzelnen über die Bestimmung seinor Nachkommensohaft 
und über seinen Körper naoh dem Tode erörtert. 

Trotz drohender übervölkerung begünstigt der Staat den Kinderreiohtum 
duroh die dem Beamten zu gewährenden Kinderzulagen und duroh erhebliohe 

2 Thür. VO. v. 10. Jan. 25. 
3 Württ. Vf. v. 30. Okt. 99, RegBl. 8. 893ff. 
4 G8.1926 S. 5ff.; dazu FRIEDRICHS im PrVerwBl. 47 (1926) 8. 557f. 
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Steuervergünstigungen für den Kinderreichen. Von irgendeiner Regelung des 
Zeugungsvorganges hält er sich aber fast völlig zurück. Ein Gesetz des Nord­
deutschen Bundes vom 4. Mai 1868, das jetzt in ganz Doutschland gilt, hat alle 
polizeilichen Beschränkungen der Eheschließung aufgehoben. Dienstliche Be­
schränkungen bestehen noch für W.ehrmachtsangehörige und einige Landesbeamte5 ; 

Sonderbeschränkungen für weibliche Beamte gelten seit Inkrafttreten der RV. 
nicht mehr (Art. 128U ). Um die uneheliche Zeugung hat sich der verwaltende Staat 
überhaupt nie gekümmert. Nach den neuen Entdeckungen auf dem Gebiete der 
Vererbungslehre läge der Gedanke nahe, die Rassenhygiene in gesetzliche Vor­
schriften zu gießen. Aber die Achtung vor der Würde des Menschen und die Rätsel­
haftigkeit der Entstehung des Genies trotz kranker Vorfahren haben den Gesetz­
geber bisher davon abgehalten, den Körordnungen entsprechende Vorschriften für 
Menschen zu erlassen oder auch nur die Unfruchtbarmachung des fortpflanzungs­
unwerten Menschen zu gestatten. Nur der Geschlechtsverkehr des Geschlechts­
kranken ist durch das Reichsgesetz zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten 
vom 18. Februar 1927 unter Strafe gestellt (§ 5). Im übrigen hilft sich der Staat 
vorerst mit Belehrungen und Mahnungen 6. 

Die Grenzen des Rechts am eigenen Körper nach dem Tode werden durch 
zwei Arten von neueren Gesetzen beleuchtet: die Gesetze über die Feuerbestattung 
und ein bisher als Gesetz vereinzelt gebliebenes sächsisches Gesetz über die Ab­
lieferung der Leichen zu wissenschaftlichen Zwecken. 

Die Einführung der Feuerbestattung hatte wegen ihres heidnischen Ur­
sprungs zunächst mit dem Widerstande der Kirche, der katholischen wie der 
evangelischen, zu kämpfen. Als sie in Preußen ohne gesetzliche Grundlage ein­
geführt werden sollte, versagte die Polizei die Genehmigung hierzu und das OVG. be­
stätigte7, da der Übergang von der althergebrachten zu der neuen Bestattungsart 
ohne Änderung der geltenden Vorschriften zu einer Gefährdung des Gemeinwohls 
führen müsse. Verhältnismäßig spät, am 14. September 1911, erging das preußische 
Gesetz betr. die Feuerbestattungs. Das Gesetz sieht zwei Genehmigungen vor: 
die Genehmigung der Feuerbestattungsanlage und die Genehmigung zur Feuer­
bestattung im Einzelfalle. Die erste Genehmigung wird nur Gemeinden, Gemeinde­
verbänden und solchen Körperschaften des öffentlichen Rechts erteilt, denen die 
Beschaffung der öffentlichen Begräbnisplätze obliegt, und auch ihnen nur, wenn 
der Antrag auf Errichtung der Anlage mit mindestens Zweidrittelmehrheit be­
schlossen wurde und die Aufsichtsbehörde zustimmt. Man sieht deutlich, wie 
ungern der Gesetzgeber der Forderung der Zeit nachgab. Die Genehmigung ist 
noch an eine Reihe von sachlichen Voraussetzungen gebunden, die u. a. der Würde 
der Beisetzung und polizeilichen Rücksichten dienen. Die Aschenreste müssen 
in einem für jede Leiche besonderen Behältnis in einer Urnenhalle oder in einem 
Urnengrab oder in einer anderen behördlich genehmigten Bestattungsanlage bei­
gesetzt werden. Die Verwahrung zu Hause ist also nicht gestattet. Die Genehmigung 
zur Feuerbestattung im Einzelfalle ist mindestens 24 Stunden vorher bei der Orts­
polizeibehörde des Verbrennungsorts einzuholen. Hierbei sind eine Reihe von 
Nachweisen beizubringen, vor allem eine amtsärztliche Bescheinigung, daß sich 
ein Verdacht, der Tod sei durch eine strafbare Handlung herbeigeführt worden, 

6 Wehrges. v. 23. März 21 § 3Pb, BGB. § 13151• 

6 Vgl. Erl. d. pr. Min. i. Volkswohlfahrt v. 23. Febr. 26, Z. f. Standesamtswesen 1926 
S. 82; R. FETSCHER Krankheit und Ehe, ebenda S.232ff. Viel weitergehend waadtländ. 
G. ü. d. Sterilisation d. Anormalen v. 3. Sept. 28, vgl. SehwJurZtg. 25 (1928/29) S. 223f. 

7 PrOVG. 15. Mai 08, Entsch. 52, 290ff. Gegen die Möglichkeit polizeilichen Einschreitens 
HILSE im VerwArch. 13 (1905) S.548ff. 

8 über den Rechtszustand in andern Ländern vgl. EBELING im HWBKommunalW. I 
S. 715f.; vgl.ferner old. VO. v. 3. Sept. 25; braunschw. G. v. 22. Okt. 25; anhalt. G. v. 15. Dez. 20; 
meckl.-strel. G. v. 26. März 26. 
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nicht ergeben hat, und der Nachweis, daß der Verstorbene die Feuerbestattung seiner 
Leiche angeordnet hat. Die Anordnung geschieht durch letztwillige Verfügung nach 
Maßgabe des BGB. oder durch mündliche Erklärung des Verstorbenen vor einer zur 
Führung eines öffentlichen Siegels berechtigten Person. Der Verstorbene muß bei der 
Anordnung 16 Jahre alt gewesen sein, für jüngere Personen tritt der Antrag des 
Inhabers der elterlichen Gewalt an die Stelle der Anordnung. Gelingt der Nachweis 
einer gültigen Anordnung bei einem über sechzehn Jahre alten Verstorbenen nicht, 
so muß die Genehmigung versagt werden. Eine Befreiung von der Vorschrift kennt 
das Gesetz nicht. Wenn trotzdem hin und wieder eine Feuerbestattung ohne gültige 
Anordnung auf Drängen der Hinterbliebenen vorkommt, so kann es sich höchstens 
um ein stillschweigendes Dulden der Polizeibehörde handeln, das sich aber rechtlich 
ebensowenig billigen läßt wie eine offene Verletzung des Gesetzes. 

Das sächsische Gesetz vom 5. Oktober 1912 über die Ablieferung der 
Leichen zu wissenschaftlichen Zwecken regelt in Gesetzesform, was man 
anderweit durch dienstliche Anweisungen zu erreichen sucht9 • Leichen, deren 
Bestattung nicht von Angehörigen, Erben, Vermächtnisnehmern oder anderen, 
dem Verstorbenen nahestehenden Personen auf eigene Kosten übernommen wird, 
sind zu wissenschaftlichen Zwecken, in der Regel an das anatomische Institut der 
Universität Leipzig, abzuliefern. Die Ablieferung geschieht 48 Stunden, die wissen­
schaftliche Verwendung frühestens 72 Stunden nach dem Tode oder der Auffindung 
der Leiche. Bis dahin kann die Bestattung übernommen werden. Für die Ab­
lieferung sorgt, wenn der Tod in einer öffentlichen Anstalt eingetreten ist, die An­
staltsverwaltung, andernfalls die Ortspolizeibehörde. Die Bestimmung der StPO. 
§ 454 v, wonach der Leichnam eines Hingerichteten seinen Angehörigen auf ihr 
Verlangen zur einfachen, ohne Feierlichkeiten vorzunehmenden Beerdigung un­
bedingt zu verabfolgen ist, geht als Reichsrecht selbstverständlich vor. Das 
verwaltungsrechtlich Bemerkenswerte an dem Gesetz ist die Frage, ob die Ge­
setzesform nötig war. Nach dem Grundsatze von der Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung bedarf jeder Eingriff in die Rechtssphäre des einzelnen der gesetzlichen 
Grundlage. Als Rechtssubjekte im strengen Wortsinne kommen nach dem Tode 
nur die Angehörigen oder Erben in Betracht, und sie schont ja das Gesetz. Aber 
nicht unbedingt, nur 48 St1lllden lang, abgeschwächt noch weitere 24 Stunden, 
schon das macht die Gesetzesform nötig. Darüber hinaus dauert aber die Rechts­
fähigkeit des Menschen nach unbefangener Anschauung des Nicht-Juristen, was 
den Leichnam betrifft, über den Tod hinaus. Der Verstorbene hat, wie man sagt, 
ein Recht auf ein ehrliches Begräbnis, er selbst, nicht nur seine Angehörigen für 
ihn. Diese Anschauung berechtigt zur analogen Anwendung des Grundsatzes von 
der Erforderlichkeit des Gesetzes für Eingriffe in die Rechtssphäre auf unsern Fall, 
auch wenn niemand da ist, der das "Recht" des Verstorbenen geltend machen kann. 
Wo die Pflicht der Fürsorgeverbände zur Bestattung Unbemittelter gesetzlich 
unzweideutig ausgesprochen ist, macht schon die Beseitigung solcher gesetzlicher 
Vorschriften die Gesetzesform nötig10• Es verdient daher Anerkennung, daß der 
sächsische Gesetzgeber in der heiklen Frage der Leichenablieferung den geraden 
Weg des Rechts gegangen ist. 

2. Der Name. Das Namensrecht gehört zu den Rechtsgebieten, in denen das 
öffentliche Recht einfach auf das bürgerliche verweist. Wer sich nach bürgerlichem 
Rechte Müller nennen darf, darf es auch der Behörde gegenüber. Auch die mit 
adeligen Namen zusammenhängenden Fragen (RV. Art. 109m) werden im öffent-

9 Vgl. z. B. Pr.Min.d.I. 9. Juni 89 u. 14. Jan. 26, MBliV. 1889 S. 132f. u. 1926 Sp.59/60. 
10 Anders WürttVGH. 9./16. Okt. 12, WüRV. 6 (1913) S.270ff., auch WürttJ. 25 (1913) 

S. 80ff.; HECK Anatomieversorgung, ArchZivPrax. 112 (1915) S. 319ff.; v. BLUME Fragen des 
Totenrechts, ebenda S.367ff. Vgl. zu der ganzen Frage auch LG. Bonn 16. Mai 28 mit An­
merkungen von EBERMAYER und STRASSMANN, JW. 1928 S. 2294-ff. 
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lichen Recht nicht anders beantwortet als im. bürgerlichen. Einen besonderen 
öffentlichrechtlichen Einschlag erhält das Namensrecht erst, wenn eine Namens­
angelegenheit der Mitwirkung des Staates bedarf, wie bei der Gebung des Vor­
namens, der Namensänderung und der Feststellung des bestrittenen Namens. 

Die N amensge bung nach der Geburt ist ein privatrechtlicher Akt dessen, 
dem die Sorge für die Person des Kindes zusteht. Eine öffentlichrechtliche Seite 
erhält sie durch die Verpflichtung, zum Geburtsregister auch den Vornamen des 
Kindes anzumelden (PStG. § 2214). Doch hat der zur Anzeige Verpflichtete, also 
in der Regel der Vater, zwei Monate Bedenkzeit (§ 22 W ), allerdings nur, wenn er 
bei der Geburtsanzeige überhaupt keinen Vornamen genannt hat, die nachträgliche 
Hinzufügung eines zweiten Vornamens steht ihm also nicht frei. Bei der Anmeldung 
des Vornamens zeigen sich auch die sachlichen Schranken der Namensgebung. 
Der Standesbeamte trägt nicht jeden Namen ein. Anstößige Namen, wie "Peppo 
Poppo", oder lächerliche, wie "Hetwig" als Knabennamenll, oder die gleichen 
für zwei Geschwister weist er schon kraft ungeschriebenen Rechtes zurück, be­
liebig erfundene kraft Dienstanweisung der einzelnen Länder 12. Die Zulässigkeit 
solcher Dienstanweisungen richtet sich nach Ort, Zeit und Sitte. In Zeiten natio­
naler Begeisterung z. B. ist es durchaus üblich, aus dem Familiennamen eines 
Helden einen Vornamen zu machen. Auch hier ist der entscheidende Gesichts­
punkt der, ob die Namensgebung das Kind schädigt oder nicht. Verweigert der 
Standesbeamte die Eintragung, so entscheiden die ordentlichen Gerichte nach dem 
Gesetze über die freiwillige Gerichtsbarkeit (PStG. § um). 

Zur Änderung des Familiennamens und des endgültig gegebenen Vor­
namens bedarf es immer der staatlichen Mitwirkung. In Preußen waren früher 
die Regierungspräsidenten zuständig, heute ist es für die Familiennamen der 
Justizminister, der aber die Entscheidung nachgeordneten Behörden übertragen 
kann und für gewisse Fälle auch schon den Landgerichtspräsidenten übertragen 
hat, für die Vornamen sind es die Amtsgerichte 13. Auch die Vorbereitung zur 
Änderung des Familiennamens liegt in den Händen der Amtsgerichte. Soweit es 
zur Verhütung der Beeinträchtigung der Rechte Dritter erforderlich erscheint, 
kann der Justizminister die Veröffentlichung des Antrags unter Bestimmung einer 
Frist zur Geltendmachung von Einwendungen anordnen. Die Entscheidung des 
Justizministers wird vom Amtsgericht im Reichsanzeiger und Preußischen Staats­
anzeiger oder in einer anderen Zeitung bekannt gemacht. Wie nun, wenn die Namens­
änderung dennoch erschlichen ist, kann der in seinem Namensrechte Gekränkte 
die Unterlassungsklage nach BGB. § 12 gegen den Träger des neuen Namens er­
heben1 Offenbar nicht, denn nach Inkrafttreten der Entscheidung des Justiz­
ministers darf dieser gar keinen anderen Namen führen als den neuen14• Die Klage 
kann also höchstens auf Schadensersatz aus Verstoß gegen die guten Sitten nach 
BGB. § 826 lauten mit dem Ziele, daß der Beklagte alles tue, um das schädigende 
Ereignis durch erneuten Antrag auf Namensänderung zu beseitigen. Daneben 
bleibt es dem Justizminister unbenommen, die Genehmigung zur Namensänderung 
wegen Erschleichung von Amts wegen oder auf Anregung des Geschädigten zu­
rückzunehmen. 

Gerade dieser Fall zeigt, daß es auch dem Staate gegenüber Mittel und Wege 
zur Feststellung des bestrittenen Namens geben muß. Einen Weg bietet 
das Geburtsregister-Berichtigungsverfahren, der aber für die vor dem PStG. und 

11 OLG. Dresden 23. März 97, Reger 18 S.1l4ff.; OLG. Colmar 22. Juni 95, Reger 16 S.88f. 
12 Z. B. Bad. Dienstvorschriften, AmtI. Ausg. 1925 § 86 I. 

13 VO. v. 3. Nov. 19/25. Juli 28; Allg. Vf. d. JM. 21. Apr. 20 u. 4. Dez. 28, JMBI. 1920 
S. 166 u. 1928 S. 456. 

14 Beim Mißbrauch des neuen Namens im geschäftlichen Verkehr würde allerdings § 161 

Ges. gegen d. unI. Wettbewerb v. 7. Juni 09 Platz greifen. 
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die im Auslande Geborenen nicht gangbar ist. Einen wenig angemessenen, aber 
immerhin gerichtlichen Rechtsschutz stellt der Schutz des Strafrichters dar. 
§>3608 StGB. bedroht mit Strafe, wer sich unbefugt eines ihm nicht zukommenden 
Namens einem zuständigen Beamten gegenüber bedient, daneben gibt es weiter­
gehende Bestimmungen des Landesrechts, die jede private Namensänderung unter 
Strafe stellenl5• Der Freispruch eines wegen unbefugter Namensführung Angeklagten 
enthält dann, wenn das Gericht nicht aus subjektiven Gründen zu diesem Urteil 
gekommen ist, zugleich die Feststellung der Befugnis zur beanstandeten Namens­
führung. Eine bessere Form des Rechtsschutzes stellt die Anfechtungsklage gegen 
polizeiliche Verfügungen dar: die Polizei untersagt einem Bürger die Führung 
eines Namens, z. B. einer Frau die Führung ihres Mädchennamens neben dem durch 
Heirat erworbenen, auf Anfechtungsklage hebt das OVG. die Verfügung aufl6• 

Die vollendetste Art der Feststellung aber wäre die durch Feststellungsklage er­
zielte. Die Klage darf aber nicht vor den ordentlichen Gerichtenl7, etwa gegen 
den ja ganz unbeteiligten Fiskus, erhoben werden, sondern vor den Verwaltungs. 
gerichten gegen den Staat. Allerdings kennen allgemeine Feststellungsklagen 
zur Zeit nur Hamburg und Bremen. 

3. Gleichheit und Ungleichheit der Menschen im Verhältnis zum Staate. a) Die 
Gleichheit vor dem Gesetze. Nach RV. Art. 1091 sind "alle Deutschen ... vor 
dem Gesetze gleich". Was der Satz besagen will, ist sehr bestrittenl8. Wendet 
er sich nur an die Justiz und die Verwaltung oder auch an den Gesetzgeber1 

Selbstverständlich wäre der Satz auch in der ersten Bedeutung nicht. Aller­
dings bedarf es keiner Bekräftigung durch die Verfassung, daß Gesetze ohne An­
sehn der Person zu vollziehen sind. Für die gebundene Verwaltung ist der 
Satz bedeutungslos. Aber für die Handhabung des freien Ermessens hat er 
den guten Sinn, daß keine unsachlichen Unterschiede gemacht werden dürfen. 
Die Polizeibehörde darf eine nach freiem Ermessen zu erteilende Genehmigung 
nicht davon abhängig machen, daß der Antragsteller z. B. der Zentrumspartei 
angehört, sie darf einen Saal nicht für eine politische Versammlung wegen Bau­
fälligkeit verbieten und für ein Tanzvergnügen gestattenl9• Die große Frage ist 
nur, ob der Satz auch den Gesetzgeber bindet in dem Sinne, daß ein gegen den 
Satz verstoßendes Landesgesetz ungültig ist, ein ihm widersprechendes Reichs­
gesetz nur mit verfassungsändernder Mehrheit beschlossen werden kann. Man 
führt dagegen an, daß, wenn die Bindung des Gesetzgebers gewollt wäre, die aus­
drücklichen Bestimmungen der Verfassung über Gleichheit von Mann und Frau, 
Aufhebung der öffentlichrechtlichen Vorrechte oder Nachteile der Geburt oder 
des Standes (109II;-In), Gleichheit der Landesangehörigkeiten (HOll), unterschieds­
lose Zulassung zu den öffentlichen Ämtern nach Maßgabe der Gesetze (128 1), Un­
abhängigkeit des Genusses bürgerlicher und staatsbürgerlicher Rechte und der 
Zulassung zu öffentlichen Ämtern vom religiösen Bekenntnis (136 II) und dgl. nicht 
verständlich wären, da es doch keinen Sinn habe, den Gesetzgeber ganz allgemein 
zu binden und dann noch einmal nach bestimmten Richtungen. Indessen, schlüssig 
ist diese Beweisführung nicht. Man kann erwidern, daß die Sonderbestimmungen 
den Grundsatz entweder einengen, so bei der bloß grundsätzlichen Gleichstellung 
von Mann und Frau, bei den bloß aufzuhebenden, nicht kraft Gesetzes aufgehobenen 
Vorrechten oder Nachteilen der Geburt oder des Standes, bei der nur nach Maß­
gabe der Gesetze angeordneten Zulassung zu öffentlichen Ämtern, oder erweitern, 

15 Z. B. Bad. PoIStGB. § 44. 
16 Vgl. auch PrOYG. 18. März 15, PrOVG. 70, 320ff. 
17 RG. IV 30. Jan. 19, GruchotsBeitr. 63 (1919) S. 629ff. 
18 V gl. die am Kopfe des Paragraphen genannten Schriften. 
19 Beispiele aus der Rechtsprechung in: Gesetz, Gesetzesanwendung S.323ff. Ygl. auch 

unten § 20 III 2 e. 
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wie bei der Gleichheit der Landesangehörigkeiten und der religiösen Gleichheit, 
da Landesangehörigkeit und Religion an sich keine unsachlichen Unterscheidungs­
merkmale sind, aber von der Verfassung als Unterscheidungsmerkmale verboten 
werden. Auch der Hinweis auf die Handhabung der entsprechenden Bestimmung 
der preußischen Verfassung vom 31. Januar 1850 Art. 4 schlägt nicht durch, da 
sich hierzu eine unabhängige Rechtsprechung nicht hat entwickeln können, überdies 
ein überragender Jurist, wie HAENEL, als Abgeordneter den Standpunkt einer 
Bindung des Gesetzgebers vertrat20, endlich die Weimarer Verfassung keine An­
lehnung an die preußische Verfassung, sondern an die demokratischen Verfassungen 
des Auslandes sucht; in Amerika und in der Schweiz aber wird die Bindung des 
Gesetzgebers durch den Gleichheitsartikel anerkannt 21. Ferner überzeugt auch 
nicht der Einwand, es fehle bei Annahme einer Bindung des Gesetzgebers an einer 
Beurteilungsnorm. Eine solche müßte ja auch bei den nach freiem Ermessen zu 
erlassenden Verwaltungsakten fehlen, und doch findet man sie in dem Verbote 
der Unsachlichkeit. Unsachlich aber ist ein Unterschied, der nach den herr­
schenden Anschauungen eine Unterscheidung nicht rechtfertigt. 

Nach allem Abwägen des Für und Wider muß man dem Gleichheitsartikel 
die weitere Bedeutung geben. Denn es ist doch wohl ein unbestrittener Grundsatz 
des Rechts, daß es nicht in sich selbst widerspruchsvoll sein soll. Das Recht wäre 
es aber, wenn Unsachlichkeit, Willkür der Verwaltungsbehörde verboten, dem 
Gesetzgeber aber gestattet sein sollte. Nehme man einen ganz krassen Fall: die 
Verwaltungsbehörde verweigere jemand den nach freiem Ermessen zu erteilenden 
Fischereischein, weil der Antragsteller Kriegsteilnehmer sei. Eine Benachteiligung 
der Kriegsteilnehmer wird sicher von der Allgemeinheit als unsachlich empfunden, 
die Versagung unterliegt der Aufhebung wegen Rechtswidrigkeit. Und nun stelle 
man sich vor, ein Landesgesetz verbiete die Ausstellung eines Fischereischeins an 
Kriegsteilnehmer. Niemand würde verstehen, daß ein solches Gesetz gültig sein 
soll, während jene Versagung, die doch den gleichen Erwägungen entsprang, gegen 
die Gleichheit vor dem Gesetze verstieß. Der Fall in seiner Kraßheit lehrt aber 
auch, daß zweifellos unsachliche Gesetze, unsachlich nach der allgemeinen Gleich­
heitsbestimmung, nur sehr selten vorkommen werden. In den meisten Fällen ge­
nügen die besonderen Gleichheitsbestimmungen. Öffentlichrechtliche Vorrechte 
oder Nachteile der Geburt oder des Standes "sind aufzuheben" (Art. 109III). Sind 
sie aber einmal aufgehoben, so dürfen sie nicht wieder eingeführt werden. Also 
sind Sondergesetze gegen die Juden22, die Neger, die Zigeuner als Rasse23, die 
Schwarzhaarigen, die aus adeligen, insbesondere hochadeligen, Familien Stammenden 
unzulässig. Einem Fürstenabfindungsgesetz würde Art. 109UI trotzdem nicht im 
Wege stehen, da gewisse Teile des fürstlichen Vermögens Zubehör zu den öffent­
lichrechtlichen Vorrechten der Geburt bildeten, die nach der RV. aufzuheben sind. 
Unzulässig sind Sondergesetze gegen bestimmte Religionsbekenntnisse. Auch wer 
dem allgemeinen Gleichheitssatz die Bedeutung einer Bindung des Gesetzgebers 
abspricht, kommt auf dem Wege der Analogie dazu, die Freilieit der religiösen 
auf die Freiheit der politischen Überzeugung auszudehnen, zumal die Verfassung 
selbst von der Religion zur Weltanschauung überspringt (Art. 146II). Groß ist 

20 Verhandlungen des pr. Abgeordnetenhauses v. 7. April 86 S. 1728. 
21 L. B. EVANS Leading Cases on American Constitutional Law2 1925 S. 106lff.; W. BURcK­

HARDT Kommentar d. schweiz. Bundesverfassung2 1914 S.58ff.; FLEINER Schweiz. Bundes­
staatsrecht 1923 S. 280ff. 

22 Vgl. E. v. HIPPEL im ArchÖffR. N. F. 10 (1926) S. 145 N. 60. 
23 Bedenklich daher Schußwaffengesetz v. 12. Apr. 28 § 1713, da es die Zigeuner schlecht­

hin benachteiligt, nicht nur, wenn sie nach Zigeunerart umherziehen. über die Rechtsfragen 
zum württembergischen Zigeunerrecht KRAUSS in WürttZ. 42 (1900) S.187f.; AICHELE in 
WüRV. 7 (1914) S. 25ff.; über das neue bayerische Zigeuner- und Arbeitsscheuengesetz v. 
16. Juli 26 insbesondere WACHINGER in DRiZ. 1927 S.237ff. Vgl. auch unten S. 435, 464f. 
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also die Bedeutung des Streites um Art. 109 1 nicht, aber es können doch über­
raschend Fälle auftreten, die eine Beantwortung der Streitfrage nötig machen. 

b) Verschiedenheit des Geschlechts. Die Benachteiligung der Frau 
im öffentlichen Recht hat seit Inkrafttreten der Verfassung "grundsätzlich" auf­
gehört; denn "Männer und Frauen haben grundsätzlich dieselben staatsbürgerlichen 
Rechte und Pflichten" (B,v. Art. 109II ). Das "grundsätzlich" in dem Sinne von 
"regelmäßig" und nicht von "ausnahmslos" hebt weder ältere Gesetze auf, noch 
hindert es den Erlaß neuer Gesetze zum Nachteil der Frau. Wo dies der Fall sein 
soll, ordnet es die Verfassung ausdrücklich an, so im Art. 128 II, wonach "alle Aus­
nahmebestimmungen gegen weibliche Beamte .. , beseitigt" werden. In Kraft 
geblieben ist also z. B. die Regel, daß die Frau durch Verheiratung mit einem Aus­
länder die deutsche Staatsangehörigkeit verliert (RStAngG. § 176), daß die verheiratete 
Frau zur Geltendmachung der Befugnisse aus dem Freizügigkeitsgesetz der Zu­
stimmung des Ehemanns bedarf (§ 2II). Auch die für die Frau günstigen Bestim­
mungen gelten weiter, so die Befugnis der Witwe, nicht des Witwers, zur Fort­
führung des Gewerbebetriebs des Verstorbenen (GewO. § 46), so die Bevorzugung 
der Frau bei der Hinterbliebenenversorgung. Selbst die unbedingt geltende Regel 
von der Beseitigung sämtlicher Ausnahmebestimmungen gegen weibliche Beamte 
sagt nicht mehr, als daß die einmal zur Beamtin erna"hnte Frau rechtlich ebenso 
gestellt sein muß wie der männliche Beamte, namentlich durch Verheiratung ihre 
Stelle nicht verlieren oder auf Kündigung gesetzt werden darf. Dagegen kann 
die Beamtenanwärterin schlechter und besser gestellt werden als ihr männlicher 
Mitbewerber. So hat vernünftigerweise für den Unterricht in weiblicher Hand­
arbeit die Frau den unbedingten Vorrang gegenüber dem Manne, für die Anstellung 
im äußeren Polizeidienst der Mann den Vorrang gegenüber der Frau. Auch bei 
sonstiger Handhabung des freien Ermessens darf sieh die Frau nicht unbedingt 
auf die Gleichstellung mit dem Manne berufen. Wenn eine öffentliche Bücherei 
die ganze Nacht hindurch geöffnet ist, so kann es je nach der Art der Aufsicht die 
Schicklichkeit verlangen, daß Frauen an der Vergünstigung nicht teilnehmen. 
Allerdings muß jede Benachteiligung der Frau auf sachlichen Erwägungen beruhen, 
um rechtmäßig zu sein24• 

c) Verschiedenheit des Alters und der sonstigen geistigen Reife. 
Wie das bürgerliche Recht seine Vorschriften über Geschäftsfähigkeit und Delikts­
fähigkeit hat, so gibt es auch im Verwaltungsrecht Altersstufen und sonstige Stufen 
der geistigen Relle. In einer Reihe von Gesetzen hat der Staat die Geschäftsfähig­
keit des einzelnen im Verhältnis zum Staate ausdrücklich geregelt, so für die 
Anordnung der Feuerbestattung (16. Lebensjahr), für das Wahlrecht (20. Lebens­
jahr), für die Bestimmung des religiösen Bekenntnisses (14. Lebensjahr); Willens­
erklärungen, die vor Erreichung dieser Altersstufen abgegeben werden, sind un­
wirksam und, soweit es sich nach Absicht des Gesetzes um höchstpersönliche Willens­
erklärungen handelt, auch durch Genehmigung des gesetzlichen Vertreters nicht 
heilbar. Andere Altersstufen sind zwar als bindende Schranken für die Vornahme 
von Verwaltungsakten gedacht, bedeuten aber nicht Unfähigkeit des dem Staate 
Gegenüberstehenden. So ist weder die versehentliehe Ernennung eines noch nicht 
35 Jahre Alten zum R,eichsgerichtsrat, noch die eines über die Altersgrenze Be­
jahrten zum Beamten nichtig, da man den Ernannten unmöglich die Geschäfts­
fähigkeit absprechen kann. Dann gibt es gesetzliche Bestimmungen, die a us­
drücklieh auf das BGB. verweisen. So gelten "für die Geschäftsfähigkeit 
von Privatpersonen ... in Steuersachen die Vorschriften des bürgerlichen Rechtes" 
(AO. § 831). Anderswo verweist das Gesetz offensichtlich stillschweigend auf 
das B GB., nämlich dort, wo der einzelne Verpflichtungen übernimmt oder Rechts-

24 PrOVG. 5. Febr. 20, Entsch. 75, 381ff. 
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geschäfte vornimmt, die Einfluß auf sein Vermögen haben. Nach § 6 des preußischen 
Straßenreinigungsgesetzes vom 1. Juli 1912 kallll für den zur polizeimäßigen Rei­
nigung Verpflichteten ein anderer der Ortspolizeibehörde gegenüber mit deren 
Zustimmung durch schriftliche oder protokollarische Erklärung die Ausführung 
der Reinigung übernehmen. Da diese öffentlichrechtliche Pflichtübernahme im 
engsten Zusammenhange mit der bürgerlichrechtlichen Schuldübernahme steht, 
kallll nur der Geschäftsfähige sie vollwirksam vornehmen, der in der Geschäfts­
fähigkeit Beschränkte nur mit Zustimmung seines gesetzlichen Vertreters. Ebenso 
sind der Eintritt eines jungen Malllles in ein öffentlichrechtliches Dienstverhältnis 
und der Antrag eines Beamten auf Entlassung aus dem Dienste Willenserklärungen 
mit solch weittragenden vermögensrechtlichen Folgen, daß auch hier das bürgerliche 
Recht siungemäß zur Anwendung kommt. Der Minderjährige bedarf also der Zu­
stimmung seines gesetzlichen Vertreters, der Entlassungsantrag des geisteskranken 
Beamten ist nichtig25 • Auch ist im Verwaltungsstreitverfahren die Prozeßfähig­
kei t im Zweifel nach der Geschäftsfähigkeit des BGB. zu bemessen, auch wenn 
das Gesetz die Bestimmung der ZPO. über Gleichsetzung von Prozeß- und Ge­
schäftsfähigkeit (§ 51) nicht ausdrücklich enthält. Daher ist der Geisteskranke, 
wenn er nicht entmündigt ist, nur dann prozeßunfähig, wenn er sich in einem die 
freie Willensbestimmung ausschließenden Zustande krankhafter Störung der 
Geistestätigkeit befindet (BGB. § 1042); die bloße Tatsache seiner Aufnahme in 
einer Irrenanstalt ist noch kein Beweis für die Prozeßunfähigkeit, namentlich dann 
nicht, wenn er gerade wegen der polizeilichen Einweisung in die Anstalt Klage 
erhebt26 • Dann gibt es wieder Zusammenhänge zwischen Straffähigkeit und 
Geschäftsfähigkeit. So kann sich der achtzehnjährige Steuerhinterzieher der in 
einer Niederschrift festzusetzenden Strafe unter Verzicht auf Erlaß eines Straf­
bescheids unterwerfen, ohne daß es der Zustimmung des gesetzlichen Vertreters 
bedarf 27. Auch die Verhängung einer Zwangsstrafe durch eine Verwaltungsbehörde 
ist nach vernünftigerweise anzuwendendem ungeschriebenem Recht nur gegen eine 
deliktsfähige Person zulässig. Ebenso genügt Straffähigkeit für die Entgegellllahme 
einer Polizeiverfügung, die auf Grund eines rechtskräftigen Strafurteils ergeht28, 

und auch sonst lassen sich nahe Beziehungen zwischen Polizei fähigkeit und 
Straffähigkeit nachweisen. Dagegen läßt sich nicht behaupten, daß eine Polizei. 
strafverordnung nur den Deliktsfähigen trifft, vielmehr gilt sie für jedermallll, 
nur daß die Möglichkeit einer Bestrafung von der Straffähigkeit des Übeltäters 
abhängt. Denn überall, wo es auf die Herbeiführung tatsächlicher Zustände oder 
auf die Ermittelung von Tatsachen ankommt, ist die geistige Reife gleichgültig; 
auch das fünf jährige Kind ist fähig, als Auskunftsperson vernommen zu werden, 
auch der dreizehnjährige Radfahrer muß rechts ausweichen. Es gibt also keine 
allgemeine Verwaltungsfähigkeit, wellll man hierunter die Fähigkeit zur Ent­
gegellllahme von Verwaltungsakten und zu Erklärungen dem Staate gegen über 
versteht, sondern je nach der Eigenart des Rechtsgebiets muß man auf bürgerlich­
rechtliche oder auf strafrechtliche Grundsätze zurückgreifen oder die Erheblichkeit 
der geistigen Reife überhaupt verneinen. 

d) Ehrennach teile und Ehren vorzüge. Der Gleichheitsartikel der Reichs­
verfassung behandelt auch die Zulässigkeit von Ehrungen und bringt damit zum 
Ausdruck, daß eine staatliche Ehrung, als der Person anhaftend, den Gleichheits­
gedanken stärker verletzt als etwa Ungleichheiten des Vermögens. Trotzdem hat 
die Reichsverfassung das Gegenstück der Ehrung, die strafgerichtliche Entehrung, 

25 SächsOVG. 5. Mai 17, Jahrb. 24, 229. 
26 PrOVG. 29. Jan. 14, Entsch. 66 S.311ff. über die ganze Frage SCHULTZENSTEIN im 

VerwArch. 29 (1922) S. 105ff.; FRIEDRICHS Verwaltungsrechtspflege II 1921 S.580ff. 
27 VO. v. 1. Nov. 21 § 4 (RGBl. S. 1328). 
28 Z. B. bay. PolStGB. Art. 16. 
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unberührt gelassen. Erst das neue Strafgesetzbuch wird hier vielleicht Wandel 
schaffen. 

Um mit den Ehrennachteilen zu beginnen, so hat die Verurteilung zu 
Zuchthaus die dauernde Unfähigkeit zum Dienste in der Reichswehr und zur 
Bekleidung öffentlicher .Ämter von Rechts wegen zur Folge (StGB. § 31). Auch 
die Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte bewirkt die Unfähigkeit, während 
der im Urteile bestimmten Zeit in die Reichswehr einzutreten und öffentliche 
.Ämter zu erlangen (§ 342•3). Ebenso kann der Strafrichter u. U. auf die Unfähig­
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter auf die Dauer von einem bis zu fünf Jahren 
erkennen (§ 35 1). Die verwaltungsrechtliche Frage hierbei ist, ob es mit jenen "Un­
fähigkeiten" ernst gemeint ist, ob der versehentlich doch zum Beamten ernannte 
Zuchthäusler überhaupt nicht Beamter geworden ist oder nur, wegen Gesetzwidrig­
keit der Ernennung, den Widerruf der Anstellung über sich ergehen lassen muß. 
Eine Reihe von Gesetzesvorschrilten deutet darauf hin, daß echte Unfähigkeit 
nicht vorliegt. So ist der mit Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte Be­
strafte" unfähig", Zeuge bei Aufnahme von Urkunden zu sein (StGB. § 345). Nach 
§ 2237 2 BGB., § 1732 FGG. ist es aber nur eine "Soll"-Vorschrift, daß bei der Er­
richtung eines Testaments, bei der Aufnahme einer öffentlichen Urkunde überhaupt, 
ein der bürgerlichen Ehrenrechte für verlustig Erklärter nicht mitwirken darf. 
Nach § 51 der Rechtsanwaltsordnung muß zwar die Zulassung zur Anwaltschaft 
versagt werden, wenn der Antragsteller durch strafgerichtliches Urteil die Fähig­
keit zur Bekleidung öffentlicher Ämter dauernd verloren hat oder zur Zeit nicht 
besitzt. Ist nun doch einmal ein "Ehrloser" Rechtsanwalt geworden, so sieht das 
Gesetz zwar die Zurücknahme der Zulassung vor, verlangt sie aber nicht einmal 
unbedingt, wenn der Versagungsgrund nicht mehr vorliegt (§ 21II). Daraus darf 
man schließen, daß auch die "Unfähigkeit" zur Bekleidung eines Amtes nichts 
anderes bedeutet als die Unzulässigkeit der Übertragung des Amtes an einen "Un­
fähigen", ohne daß die trotzdem vorgenommene Übertragung nichtig wäre 29. So 
kann der zum Beamten ernannte "Unfähige" eine strafbare Amtsunterschlagung 
begehen30, so sind die von ihm vorgenommenen Verwaltungsakte gültig. Das gleiche 
gilt von den sonstigen Fähigkeitsvoraussetzungen, wie Ablegung gewisser Prü­
fungen31, Nichtausübung gewisser Gewerbe und dgl. Die Eigentümlichkeit des 
öffentlichen Rechts, den Verwaltungsakt gegen Fehlerfolgen widerstandsfähiger 
zu machen, als es die Rechtsgeschäfte des Privatrechts sind, zeigt sich auch hier 
wieder. 

Von den Ehrenvorzügen verbietet die Reichsverfassung nur die Erhebung 
in einen höheren Stand, die Verleihung von Ehrentiteln, Orden und Ehrenzeichen 
und deren Annahme von seiten einer ausländischen Regierung. Um andere Ehrun­
gen kümmert sie sich nicht. Namentlich ist die Verleihung der Ehrenmitglied­
schaft oder des Ehrenbürgerrechts 32 nach wie vor zulässig. Im einzelnen bergen" 
die Bestimmungen des Art. l09 Iv- Vl manche Schwierigkeiten. Gegen wen richtet 
sich das Titelverleihungsverbot? Sicher nicht gegen Privatpersonen, auch nicht 
gegen die Kirchen, da die RV. ihnen grundsätzlich die gleiche Freiheit läßt wie 
Privatvereinen. So bleiben noch Reich, Staat, Gemeinden, höhere Kommunal­
verbände, sonstige juristische Personen des öffentlichen Rechts. "Titel dürfen 

29 Vgl. Fehlerh. Staatsakt S. 84ff.; RrssoM im ArchMilRecht. 6 (1916) S.193f.; POPITZ 
im PrVerwBl. 38 (1917) S.135; andr. Ans. KORMANN System S.229, 239. Vgl. jetzt auch 
thür. Gern. u. KrO. v. 8. Juli 26 § 62 II : "War ein Bürgermeister oder ein Beigeordneter nicht 
wählbar ... , so scheidet er aus seinem Amte aus. Die Gültigkeit vorheriger Amtshandlungen 
wird durch seine Mitwirkung nicht berührt." 

30 RG. I 30. März 16. RGSt. 50, I8f. 
31 RG. In 19. Juni 22, RGZ. 105 S. 59ff. 
32 Vgl. z. B. von den neueren Städteordnungen die mecklenburg-schwerinBche v.18. 

Juli 19 § 10. 
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nur verliehen werden, wenn sie ein Amt oder einen Beruf bezeichnen; akademische 
Grade sind hierdurch nicht betroffen". Eine ähnliche Regel galt schon früher im 
Verhältnis zwischen Kommunalverband und Staat. Nur der Staat durfte Ehren­
titel verleihen, der Kommunalverband mußte sich bei Benennung seiner Beamten 
in den Schranken der reinen Amtsbezeichnungen halten33• Heute sind die Kom­
munalverbände nur noch darin schlechter gestellt als der Staat, daß sie keine Amts­
bezeichnungen einführen dürfen, die Anlaß zur Verwechselung mit staatlichen 
Amtsbezeichnungen geben können34 oder deren Erteilung sich der Staat ausdrück­
lich vorbehalten hat34a, und daß der Staat bei der Abgrenzung der Amtsbezeich­
nung gegenüber dem Ehrentitel freiere Hand hat als die Gemeinde. 

Der Staat kann nämlich innerhalb gewisser Grenzen neue Amtsbezeich­
nungen schaffen, die ohne staatliche Rechtsetzung Ehrentitel wären. Gewisse 
Titel sind natürliche Amtsbezeichnungen, wie Richter, Amtsvorsteher, auch der 
gewöhnliche Sprachgebrauch würde keine bezeichnenderen Ausdrücke prägen 
können. Andere Titel wieder sind schlechthin unzulässig, da sie nach den allgemeinen 
Anschauungen nicht anders verstanden werden können denn als Ehrung ihres 
Trägers, nämlich alle zusätzlichen Titel wie Geheimer Justizrat neben Landgerichts­
präsident, Geheimer Regierungsrat neben Ministerialrat. Dazwischen liegen die 
Titel, die nach dem Sprachgebrauche im Verhältnis zu dem vom Beamten be­
kleideten Amte Ehrentitel sind, da sie eine höhere Stellung vermuten lassen als 
sie der Beamte bekleidet. Sie sind auch - verbotene - Ehrentitel für die dem 
Staate untergeordneten juristischen Personen; ein Landkreis z. B. darf seinem 
ersten Bürobeamten nicht den Titel "Kreisbürodirektor" beilegen35• Der Staat 
aber kann sich hier als Wortbildner betätigen und Titel, die an sich Ehrentitel sind, 
zu Amtsbezeichnungen machen, indem er alle Beamten gleicher DienststeIlung mit 
dem an sich übertriebenen Titel bezeichnet. Bei der Besoldungsreform von 1920 
haben der Reichsgesetzgeber und ihm folgend die Landesgesetzgeber von dieser 
Möglichkeit ausgiebig Gebrauch gemacht; namentlich hat der Ratstitel seine Eigen­
schaft als Ehrung seit 1920 verloren36• Auch der Geheimratstitel könnte zwar nicht 
als Zusatztitel , wohl aber als allgemein durchgeführte Amtsbezeichnung wieder 
auferstehen. Das Schicksal des Titels teilt die ein Zubehör des Titels bildende 
Anrede. Die Anrede "Exzellenz" ist abgeschafft, da sie früher mit einem aus­
gesprochenen Ehrentitel, dem "Wirklichen Geheimen Rat", verbunden war. Die 
Anreden "Spektabilität" für den Dekan, "Magnifizenz" für den Rektor dagegen 
bestehen zu Recht, da sie keine Auszeichnungen darstellen, sondern mit dem Amte 
untrennbar verknüpft sind. 

Außer dem Amtstitel nimmt die Reichsverfassung den Berufstitel von ihrem 
Verbote aus. Zu denken ist in erster Linie an das Titelwesen der Gewerbeordnung, 
so an den Arzttitel, der nach GewO. § 29 1 nur auf Grund eines Nachweises der 
Befähigung durch die Approbation, so den Meistertitel, der, abgesehen von über­
gangsbestimmungen, ebenfalls nur auf Grund einer Prüfung, der Meisterprüfung, 
erworben werden kann (§ 133 1). Auch die Landesgesetzgebung kann, z. B. auf dem 

33 PrOVG. 11. Febr. 13, Entsch.63, 1ff. 
3t Thür. Gern. u. KrO. v. 8. Juli 26 § 83; PrOVG. 23. Nov. 26, Entsch. 81, 69ff. ("Kreis­

rat"); PrOVG. 12. Juni 28, DJZ. 1928 Sp. 1338f. ("Professor"). Dies weiter als RV. Art. 
1091V reichende Verleihungsverbot gilt auch für Privatpersonen, insbesondere für Mitglieder 
früherer landesherrlicher Familien; vgl. Pr. StaatsMin. 5. Sept. 28, MinBliV. Sp. 939ff. 

34& So nach der pr. VO. v. 27. Okt. 1810 (GS. S.9) "Titel, welche den Rats-Charakter 
geben", soweit sie das Gesetz, z. B. § 29 StädteO. v. 30. Mai 1853 § 29 1 , nicht ausdrücklich 
zlJläßt. Hierzu PrOVG. 10 Jan. 28, RVcrwBl. 49 (1928) S.603f. (Verbot des Titels "Stadt­
bibliotheksrat"). 

35 PrOVG. 5. Dez. 22, Entsch.78, 44f.; vgl. auch PrOVG. 22. März 27, PrVerwBI. 48 (1927) 
S.520. 

36 Vgl. H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 S. 160; PrOVG. 
15. März 27, PrVerwBI. 49 (1928) S.42f. Vgl. aber auch Anm. 34a. 
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Gebiete der Landwirtschaft oder des Privatunterrichts, Berufstitel einführen, sofern 
deren Erteilung, ähnlich wie bei den gewerblichen Titeln, an bestimmte Voraus­
setzungen gebunden ist. Die Verleihung des Professortitels an verdiente 
ältere Privatdozenten läßt sich daher dann rechtfertigen, wenn er nur solchen Privat­
dozenten verliehen wird, die nach Ansicht der Fakultät und des Ministers reif für 
die Wahrnehmung einer planmäßigen Stelle sind; er ist dann ein Befähigungstitel, 
ähnlich wie der Meistertitel des Gewerberechts. Ausländische Berufstitel 
können dann geführt werden, wenn sie mit inländischen nicht verwechselt werden 
können, also nicht den Schein erwecken, als seien sie auf Grund eines inländischen 
Befähigungsnachweises erteilt worden oder auf Grund eines ausländischen, dessen 
Voraussetzungen im wesentlichen die gleichen sind wie die inländischen 37. Inner­
halb Deutschlands besteht im allgemeinen Freizügigkeit der Berufstitel. Bis zur 
Anordnung des Gegenteils darf sich der Diplomlandwirt des Landes A auch im 
Lande B so benennen und umgekehrt. 

Als dritte Ausnahme nennt die RV. die akademischen Grade, d. h. die 
von den Fakultäten verliehenen Würden eines Doktors, Lizentiaten, Bakka­
laureus und Magisters. Der weitaus wichtigste akademische Grad ist der eineH 
Doktors. Grund für seine Bevorzugung ist, daß er eine Fähigkeitsbezeichnung 
darstellt. Der Doktor, und nur er, kann sich in den nichttheologischen Fakultäteu 
habilitieren, in den protestantischen theologischen Fakultäten vertritt die Lizen­
tiatenwürde den Befähigungsnachweis bei der Habilitation. Da die RV. nicht 
unterscheidet, ist die Ehrenpromotion der ordentlichen gleichzuachten, auch sie 
ist zulässig. Während es bis vor kurzem als selbstverständlich galt, daß die inner­
halb Deutschlands verliehene Doktorwürde in allen deutschen Ländern anerkannt 
werde, haben sich neuerdings einige Länder die Genehmigung zur Führung außer 
Landes erworbener Grade vorbehalten 38. Die Maßnahme richtete sich nicht gegen die 
Universitäten, sondern gegen die Absicht eines Kleinstaats, einer dort errichteten 
"Akademie" das Promotionsrecht zu verleihen. Die Verleihung eines akademischen 
Grades ist ein Verwaltungsakt und unterliegt dessen geschriebenen und ungeschriebenen 
Regeln, namentlich auch der Zurücknehmbarkeit wegen Erschleichung. 

Die letzte von der RV. verbotene Ehrung ist die durch Orden und Ehren­
zeichen. Sie "dürfen vom Staat nicht verliehen werden" (RV. Art. 109 V). Da 
die Verleihung von jeher ein Vorrecht des Staates war, ist sie damit schlechthin 
verboten. Unter Orden und Ehrenzeichen, deren AbgrenzuRg gegeneinander hier 
nicht zu erörtern ist, versteht man nur die sichtbar an der Kleidung oder um den 
Hals zu tragenden Zeichen einer staatlichen Ehrung. Ehrenpokale, Ehrenmünzen, 
die im Kasten aufzubewahren und nur dort oder in der Hand zu zeigen sind, Glück­
wunschschreiben39 und dgl. fallen nicht unter das Verbot. Pein bereitet dem ge­
wissenhaften Juristen die Rettungsmedaille, die jetzt allenthalben wieder ver­
liehen wird 40. Und doch ist gegen die Zulässigkeit der Verleihung nichts einzu­
wenden41 • Denn die Rettungsmedaille ist nur das wertungsfreie Zeugnis der Tat­
sache, daß ihr Träger mit eigener Lebensgefahr einen Menschen vom drohenden 
Tode gerettet hat, hat also eine gewisse Ähnlichkeit mit dem gegen Ende des Krieges 
verliehenen Verwundetenabzeichen, das auch kein Ehrenzeichen im gewöhnlichen 
Wortsinne war. 

Der gerichtliche Rechtsschutz im Titel- und Ehrenzeichenwesen gestaltet sich 
ähnlich wie im Namensrecht41a• Ohne Erzwingbarkeit scheint der Satz zu sein, 

37 Pr.OVG. 25. April 12, Entsch.61, 326ff. 
38 Pr.VO. über die Führung akad. Grade v. 30. Sept. 24 (über deren Gültigkeit TOPF in 

DJZ. 1927 Sp. 1642), bad. VO. v. 10. Sept. 23. 
39 Pr.Min.d. I. v. 5. Jan. 27, MinBliV. 1927 Sp.27. 
40 Vgl. z. B. thür. VO. v. 9. März 26, old. Bek. v. 19. Febr. 27. 
41 Anders bei der old. Medaille f. Verdienste um das Feuerlöschwesen nach der Bek. 

v. 22. Dez. 28. 41 aOben S. 153f. 
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daß kein Deutscher von einer ausländischen Regierung Orden und, wie man als 
selbstverständlich hinzusetzen muß, Ehrenzeichen annehmen darf (RV. Art. 109 Vl). 

Denn § 3608 StGB. stellt nur das unbefugte Tragen eines Ordens oder eines Ehren­
zeichens unter Strafe, nicht schon dessen Annahme; auch das "Annehmen" eines 
Titels im gleichen Paragraphen bedeutet nur soviel wie "Führen" und nicht schon 
die Annahme einer unzulässigen Verleihung. Allein die kriminelle Strafe ist nicht 
das einzige dem Staate zur Verfügung stehende Zwangsmittel. Da Ungehorsam 
gegen die Reichsverfassung zugleich eine Störung der öffentlichen Ordnung dar­
stellt, kann die Polizeibehörde durch Verfügung die Rückgabe des Ordens an die 
auswärtige Regierung befehlen und erforderlichenfalls den Orden zwangsweise 
wegnehmen. 

e) Inländer und Ausländer. Als letzte Ungleichheit unter den natürlichen 
Personen sei die zwischen Inländern und Ausländern besprochen. 

Wer Inländer ist, beantwortet in der Hauptsache das Reichs- und Staats­
angehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 1913: Ausländer ist jeder Mensch, der nicht 
Inländer ist; eine ausländische Staatsangehörigkeit braucht er nicht zu haben. 
Wer neben der deutschen eine ausländische Staatsangehörigkeit besitzt, wird in 
Deutschland als Inländer behandelt. 

Die Rechtsstellung des Ausländers ist schon Gegenstand umfassender Dar­
stellungen geworden 42. Hier interessieren nur einige eigentümlich -verwaltungs­
rechtliche Fragen des Ausländerrechts. 

Die eine betrifft die Bedeutung des zweiten Hauptteils der Reichsver. 
fassung für den Ausländer. Nach seinem Wortlaut enthält er nur die Grundrechte 
und Grundpflichten der Deu tschen. Bei dieser klaren Sprache ist es unmöglich, 
die Artikel 109-165 insgesamt oder auch nur überwiegend auch für den Ausländer 
gelten zu lassen43• Wo die RV. den Kreis der Berechtigten über die Deutschen 
hinaus ausdehnt, sagt sie es ausdrücklich, so bei der Glaubens· und Gewissens­
freiheit, die nach RV. Art. 135 für "alle Bewohner des Reichs" bestehen soll. Durch 
diese dem Wortlaut und Sinn der Verfassung allein entsprechende Auslegung wird 
der Ausländer nicht etwa rechtlos, vielmehr gelten nur die besonderen Weimarer 
Rechte und Pflichten und deren besondere Verfassungskraft nicht für ihn. Erleidet 
er durch die Amtspflichtverletzung eines Beamten Schaden, so hat er nach BGB. 
§ 839 einen Schadensersatzanspruch gegen den Beamten persönlich und vielleicht 
nach einem Landes- oder Reichsgesetz auch oder ausschließlich gegen den Staat, 
aber er kann sich nicht auf Art. 1311 RV. berufen, der die Staatshaftung reichs­
verfassungsmäßig festlegt. Auch Ausländer dürfen Vereine bilden, wenn sie sich 
innerhalb der Schranken des Polizeimäßigen halten, aber der Satz des Art. 1241, 

daß dies Recht nicht durch Vorbeugungsmaßregeln beschränkt werden könne, 
gilt nicht für sie. Ebensowenig gilt für sie die Grundschulpflicht des Art. 1461 

unmittelbar". Namentlich findet der Gleichheitsartikel keine Anwendung auf 
die Ausländer. Die Ausländereigenschaft ist grundsätzlich kein unsachliches Unter­
scheidungsmerkmal. So bevorzugt die GewO. den inländischen Hausierer (§ 56d), 
die preußische Jagdordnung vom 15. Juli 1907 den inländischen Jagdberechtigten 
(§ 29 II). Ganz allgemein sind die Ausländer vom Staats- und Gemeindestimmrecht 
ausgeschlossen 45. Besondere Einschränkungen bestehen für die Einstellung und 
Beschäftigung ausländischer Arbeiter46• Auch die Verwaltungsbehörden dürfen 
ihre Entschließungen bei Akten des freien Ermessens durch die Tatsache beein-

42 VgI. die am Kopfe des Paragraphen genannten Schriften von v. FRISCH, NEUMEYER, 
ISAY, FRAusTÄDTER und KREUTZBERGER. 

49 So namentlich ANSCHÜTZ RV. 9 a. , S.300f. 
44 KG. 24. Juni 24, PrVerwBI. 46 (1925) S. 143; LAMMERS in Stusev. 1925 S. 65f.; andr. 

Ans. VOM DAHL ebenda S. 714f. 
45 VgI. OIdOVG. 23. Dez. 26, OIdZ. 54 (1927) S. 46ff. 
46 VO. V. 2. Jan. 26 (RGBI. I S.5ff.). 
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flussen lassen, daß sie einen Ausländer vor sich haben, sofern ein sachlicher Beweg­
grund dahintersteht. So erhält bei gleicher Befähigung der deutsche Beamten­
anwärter vor dem ausländischen den Vorzug, bei der Abwägung privater Interessen 
gegenüber öffentlichen, z. B. bei der Frage, ob eine auf Widerruf erteilte Polizei­
erlaubnis zurückgenommen, ob der Bau über die Fluchtlinie hinaus ausnahms­
weise gestattet werden soll, darf der Inländer besser behandelt werden als der Aus­
länder. Dagegen würde die Sperrung eines öffentlichen Weges für Ausländer den 
Geboten der zwischenstaatlichen Höflichkeit widersprechen, daher als unsachlich 
empfunden werden und deshalb unzulässig sein47 • 

Die andere Gruppe von Fragen zum Ausländerverwaltungsrecht steht im Zu­
sammenhange mit der Ausweisung des Ausländers. Kraft meist ungeschrie­
benen Rechts steht es jedem Lande zu, einen als lästig empfundenen Ausländer 
des Landes zu verweisen. Besondere reichsrechtliche Bestimmungen (z. B. StGB. 
§ 392) steigern die Landesverweisung zur Reichsverweisung. Völkerrechtliche Ver­
träge mögen die Ausweisungsbefugnis einengen, ein vollwertiges Recht auf Aufent­
halt gleich dem des Inländers erhält der Ausländer dadurch nicht. Daher steht 
dem Ausländer gegen die Ausweisung höchstens die Beschwerde, nie die verwaltungs­
gerichtliche Klage zu. Das preußische Landesverwaltungsgesetz vom 30. Juli 1883 
sagt es im § 130m ausdrücklich, doch versteht sich die Vorschrift von selbst. Wohl 
aber kann der als Ausländer Ausgewiesene Klage mit der Begründung erheben, 
er sei gar nicht Ausländer, oder er sei zwar Ausländer, habe aber ein Recht auf 
Wiedereinbürgerung und werde durch die Ausweisung an der Durchführung dieses 
Anspruchs gehindert48• Ausweisungen können auch bedingt ausgesprochen werden, 
etwa so, dem Ausländer werde anheimgegeben, sich als landwirtschaftlicher Arbeiter 
zu melden, widrigenfalls er das Staatsgebiet verlassen müsse. Auch eine solche 
Anordnung ist eine Ausweisung, kein Befehl, sich zu melden, und daher mit ver­
waltungsgerichtlicher Klage nicht anzufechten49• Doch eine andere Frage entsteht 
hierbei: darf die Ausweisung mit beliebigen Bedingungen, "Anheimgaben ", be­
lastet werden 1 Die Frage kann einmal mittelbar vor die Gerichte kommen, bei 
einer Beleidigungsklage z. B., bei der Geltendmachung der Amtshaftung, eines 
Erstattungsanspruchs. Die Behörde droht z. B. mit der Ausweisung, will aber 
davon Abstand nehmen, wenn der Ausländer sein Haus der Stadtgemeinde schenkt 
oder eine große Summe Geldes zahlt oder sich bei der Völkerschau eines Zirkus 
sehen läßt. Hier verneint "jeder billig und gerecht Denkende" die Sachlichkeit der 
Bedingung, selbst wenn die Behörde nach dem maßgebenden Landesrecht auch 
andere als polizeiliche Gesichtspunkte berücksichtigen darf; da aber keine Ver­
waltungsbehörde unsachlich verfahren darf, so bildet die Grenze der Sachlichkeit 
auch die Grenze für die der Ausweisung beizufügenden Bedingungen. - Greift 
die Ausweisung in das private Recht eines Dritten ein, so überwindet sie es. Der 
deutsche Dienstherr des Ausländers kann sich gegen die Ausweisung nicht mit der 
Behauptung wehren, er habe noch Anspruch auf die Dienste des Ausgewiesenen; 
seine Klage würde als unbegründet abzuweisen sein'9a. Bei einem Zusammentreffen 
mit einem öffentlichen Rechte, z. B. der Ausweisung eines vom Staate im öffent­
lichen Dienstverhältnis angestellten ausländischen Künstlers, der die deutsche 
Staatsangehörigkeit nicht erworben hat, gelten die Regeln, wie wir sie für den Fall 
des Zusammenstoßes zweier öffentlicher Verwaltungen alsbald (unter II4) kennen 
lernen werden. 

47 KG. 21. März 04, KGJ. 27 C 52ff. 
48 PrOVG. 23. Juni 86 u. 22. Mai 95, Entsch. 13, 408ff. u. 30, 406. 
49 PrOVG. 29. Nov. 12, Entsch. 64, 429ff. 
49" Vgl. Regierungsrat Basel· Stadt 26. Sept. 27, SchwZBlStGemVerw.29 (1928) S.44f. 
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11. Die juristischen Personen. 
1. Begriff und Arten. Die Rechtsfähigkeit des Menschen bedeutet, daß er 

Träger von Rechten und Pflichten sein kann. Dadurch wird er zur Person, zur 
"natürlichen", wie sich das BGB. ausdrückt, weil hier das Rechtsgebilde "Person" 
mit der natürlichen Einheit "Mensch" zusammenfällt. Eine juristische Person 
ist demgemäß jeder außer dem Menschen von der Rechtsordnung an­
erkannte Träger von Rechten und Pflichten. Allerdings müssen auch 
für die juristische Person Menschen tätig sein, aber eben nur für sie, nicht im eigenen 
Namen. Pflichten der juristischen Person sind daher ihre Pflichten, nicht Pflichten 
der sie vertretenden Menschen. Wohl kann das Gesetz eine Haftpflicht der V or­
standsmitglieder unmittelbar dem Staate gegenüber einführen, wie im Steuerrecht 
nach § 84 AO. oder im Vereinsrecht nach § 78 BGB., aber im Zweüel bedeutet 
Anerkennung der juristischen Persönlichkeit gerade, daß im Außenverhältnis nur 
die juristische Person Träger der Pflicht ist 50. So wie es herrschende Meinung ist, 
daß die gegen eine verurteilte juristische Person verhängten Zwangsstrafen der 
§§ 888, 890 ZPO. in das Vermögen der juristischen Person und nur in dies zu voll­
strecken sind51, so haftet für den polizeimäßigen Zustand eines einer juristischen 
Person gehörigen Hauses nur die jurjstische Person, nur sie ist auch den Zwangs­
strafen des Staates ausgesetzt. Sache der Generalversammlung oder des sonst 
zuständigen Organes ist es, für die zu zahlende GeldstrafeRückgriff auf die schul­
digen Vorstandsmitglieder zu nehmen. Das einzige, was zu denken geben muß, 
ist die Unmöglichkeit der Vollstreckung einer Haftstrafe gegen eine juristische 
Person. Aber auch die Wissenschaft vom Zivilprozeßrecht findet sich mit diesem 
Mangel ab 52, und gerade bei einer Freiheitsstrafe wäre es ein Auslegungsfehler, sie 
im Wege der Analogie auf eine vom Gesetze nicht genannte Person abzuwälzen. 

Die juristischen Personen haben, soweit es sich mit ihrer Natur verträgt, die 
gleichen Rechte und Pflichten wie die natürlichen. Die Unverletzlichkeit der 
Wohnung, das Briefgeheimnis, die Unverletzlichkeit des Eigentums, die Gewerbe­
freiheit z. B. gelten grundsätzlich auch für sie. Eine genauere Umgrenzung des auch 
für die juristischen Personen Gültigen bedürfte einer Einzeluntersuchung. Auch 
die Frage der Staatsangehörigkeit der juristischen Personen müßte einmal unter 
rein verwaltungsrechtlichem Gesichtspunkte betrachtet werden. Daß eine aus 
lauter Ausländern bestehende Personenvereinigung mit dem Sitze in Deutschland 
durch Erwerb der juristischen Persönlichkeit nicht Gleichstellung mit deutschen 
Staatsangehörigen erwarten kann, leuchtet wohl ohne weiteres ein53, obgleich die 
Staatsangehörigkeit einer juristischen Person nach herrschender Ansicht sich nach 
ihrem Sitze richtet54• 

Der Art nach unterscheidet man zunächst Körperschaften, Stiftungen 
und Anstalten. Die Unterscheidung ist wichtig, wenn ein Gesetz die eine Art 
anders behandelt als die andere und einfach auf die begrüfliche Abgrenzung ver­
weist, ohne erkennen zu lassen, weshalb es die Unterscheidung macht. So enthält 
das braunschweigische Hauszinssteuergesetz für die öffentlichen Körperschaften 
eine günstigere Befreiungsvorschrift als für die öffentlichen Anstalten, und der 
VGH. mußte vor kurzem untersuchen, ob die braunschweigische Staatsbank eine 
Körperschaft ist oder eine Anstalt55• Am einfachsten ist die Definition der Körper-

50 V gl. vor allem SCHULTZENSTEIN Polizeiwidriges Handeln und Vertretung, Verw Arch. 
14 (1906) S. Iff.; ferner GOEDECKE Polizeiliche Verantwortlichkeit juristischer Personen, Pr.­
VerwBI. 47 (1926) S. 24ff.; SächsOVG. 24. Mai 11, Jahrb. 17, 193ff. - Andr. Ansicht nament­
lich FLEINER S. 163 N. 47. 

51 Vgl. STEIN-JONAS ZPO.lB u.18 11 1926 S. 846f. Anm. 56 (zu § 888). 
52 HELLWIG-OERTMANN System des Deutschen Zivilprozeßrechts 11 2 (1919) S.383. 
58 Vgl. LANDMANN-RoHMER GewO.8 I 1928 S. 163 (zu § 12). 
5C E. MARBURG Staatsangehörigkeit jur. Personen 1927 S.3lf., I11fI. 
55 BraunschwVGH. 1. Apr. 25, BraunschwZ. 71 (1925) Beil. S. 18ff. 
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schaft und der Stiftung. Körperschaft ist die zur juristischen Person er­
hobene Personenmehrheit, Stiftung die zur juristischen Person er­
hobene Vermögens masse. Das BGB. kommt mit diesen beiden Typen aus, 
aber Reichs- und Landesrecht kennen außerdem noch Anstalten als juristische 
Personen, auch das BGB. nennt im § 89 Anstalten des öffentlichen Rechts neben 
den Körperschaften und Stiftungen. Was solche Anstalten sind, läßt sich aus der 
Wirklichkeit des Rechtslebens ermitteln. Wir sehen Heilanstalten, Fürsorge­
anstalten, Unterrichtsanstalten. Das ihnen Eigentümliche ist die Verbindung einer 
sachlichen Unterlage mit einer planmäßigen Tätigkeit zugunsten der Benutzer. 
Würden die Benutzer selbst Träger der Unternehmung sein, so hätten wir einen 
Unterrichtsverein, eine Schulgemeinde vor uns und keine Anstalt. Der Benutzer 
muß also ein "Dritter" sein, nicht ein Teil der Einrichtung selbst, wenn man von 
einer Anstalt sprechen soll. Aber auch jene Anstalten sind noch nicht notwendig 
das zu den Körperschaften und Stiftungen gesuchte Gegenstück. Die Stadt kann 
eine Heilanstalt, die Provinz eine Fürsorgeanstalt, der Staat eine Unterrichts­
anstalt errichten, ohne ihnen juristische Persönlichkeit beizulegen. In diesem Sinne 
kommt der Ausdruck "Anstalt" sogar häufiger vor als im Sinne einer Abart der 
juristischen Personen. Nennt man also jene Verbindung von sachlicher Unterlage 
und planmäßiger Tätigkeit, jenen Bestand von sachlichen und persönlichen Mitteln56 

eine "Einrichtung", so wäre die rechtsfähige Anstalt definiert als die zur juri­
stischen Person erhobene, nicht von einer Personenmehrheit ge­
tragene Einrichtung. Sie hat. größere Verwandtschaft mit der Stiftung als 
mit der Körperschaft, ja man hat schon behauptet, sie sei das öffentlichrechtliche 
Gegenstück zur Stiftung, die, genau besehen, nur im Privatrecht vorkomme57 • 

Da das BGB. und die privatrechtlichen Nebengesetze rechtsfähige Anstalten des 
Privatrechts nicht kennen, ist die rechtsfähige Anstalt heute in der Tat etwas dem 
öffentlichen Rechte Eigentümliches. Aber umgekehrt gibt es denkbarerweise doch 
auch Stiftungen des öffentlichen Rechts, so daß auch die Abgrenzung zwischen 
Stiftungen und Anstalten nötig ist. Beispiele werden die drei Typen alsbald 
veranschaulichen. 

Wichtiger als die Dreiteilung ist die Zweiteilung in juristische Personen 
des Privatrechts und des öffentlichen Rechts. Wir erinnern uns (oben 
S. 151) des preußischen Feuerbestattungsgesetzes vom 14. September 1911, das 
die Errichtung von Feuerbestattungsanlagen gewissen "Körperschaften des öffent­
lichen Rechts" vorbehält. Nach Art. 137v RV. bleiben die Religionsgesellschaften 
"Körperschaften des öffentlichen Rechts", soweit sie solche bisher waren; andern 
Religionsgesellschaften sind auf ihren Antrag bei Erfüllung gewisserVoraussetzungen 
gleiche Rechte zu gewähren. Worin liegt das die öffentlichrechtlichen juristischen 
Personen kennzeichnende MerkmaH Ganz frei ist der Gesetzgeber hierbei nicht. 
Den Landesgesetzgeber binden die reichsrechtlichen Typen privatrechtlicher ju­
ristischer Personen des bürgerlichen und des Handelsrechts, und auch der Reichs­
gesetzgeber wird sich vernünftigerweise hüten, ein Gebilde als juristische Person 
des öffentlichen Rechts zu bezeichnen, das in allen wesentlichen Punkten mit einer 
juristischen Person des Privatrechts übereinstimmt. Nehmen wir also einen ganz 
zweifelsfreien Fall: die Gemeinde und als privatrechtliches Gegenstück einen 
eingetragenen Gesangverein. Wodurch unterscheiden sich diese beiden juristischen 
Personen 1 Die Gemeinde ist im öffentlichen Interesse errichtet, der Gesangverein 
im privaten; doch kann dies noch kein unterscheidendes Merkmal sein, da es gerade 
auch unter den eingetragenen Vereinen im öffentlichen Interesse errichtete gibt 58 . 

Der Gemeinde steht es aber nicht frei, sich aufzulösen, für sie besteht kraft ihrer 

56 OTTO MAYER 11 S.268. 57 OTTO MAYER 11 S.331ff. 
56 Vgl. auch BayVGH. 12. Apr. 26, Samml. 47, 33ff. 
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"Eingliederung in einen öffentlichen Organismus"59 Daseinsnotwendigkeit, 
während der Auflösung des Gesangvereins nichts im Wege steht. Aber nicht nur 
das Dasein der Gemeinde ist notwendig, sondern auch ihre Betätigung zur Er­
füllung ihrer Aufgaben; hierüber wacht der Staat durch positive Aufsicht, er 
kann die Gemeinde zur Erfüllung ihrer Aufgaben anhalten, während die Staats­
behörde beim Gesangverein nur darüber wacht, daß er nicht durch einen gesetz­
widrigen Beschluß das Gemeinwohl gefährdet oder einen ihm verbotenen Zweck 
verfolgt (BGB. § 43). Zur fleißigen Veranstaltung von übungsabenden und Kon­
zerten kann der Staat den Verein selbstverständlich nicht anhalten, seine Aufsicht 
ist hier nur negativer Art. So sollte einmal einem Feuerlöschverein e. V. die Rechts­
fähigkeit entzogen werden, weil er sich weigerte, fernerhin Feuer zu löschen. Bei 
einem öffentlichrechtlichen Vereine wäre ein solches Vorgehen gerechtfertigt ge­
wesen, nicht so bei einem eingetragenen Vereine des BGB.; das preußische OVG. 
hob daher die Entziehungsverfügung als unzulässig auf60• Die Gemeinde hat ferner 
den großen Vorzug der Zwangsmitgliedschaft; jeder Einwohner der Gemeinde, 
ja jeder, der sich vorübergehend in ihr aufhält, ist ihrer Gewalt unterworfen. Nach 
höchstens einjährigem Wohnsitze in der Gemeinde ist jeder Deutsche, der das 
Wahlalter erreicht hat, wahlberechtigtes Mitglied (RV. Art. 17II). Dem Gesang­
verein gehört nur an, wer ihm freiwillig beitritt; ebenso steht der Austritt jedem 
Mitgliede frei; auch die Vorstufen der Zwangsmitgliedschaft, der Beitritts- und 
der Aufnahmezwang, oder deren Abschwächung, die Zwangsmitgliedschaft mit 
Austrittsmöglichkeit, wie sie bei den Kirchen vorkommt, gelten nicht für ihn. Diese 
Zwangsmitgliedschaft ermöglicht der Gemeinde auch den Erlaß von Anordnungen 
an unbestimmt wen, während dem Gesangverein eine solche Rechtsetzungs­
gewalt fehlt; seine Satzungsgewalt trifft nur die durch den Beitrittsakt bestimmten 
Mitglieder, also eine genau begrenzte Personenzahl. Die Gemeinde kann weiter 
Verwaltungsakte in dem Sinne von hoheitlichen Akten erlassen; sie kann zur 
Steuer veranlagen, persönliche Dienste auferlegen, das Schulgeld dem Pflichtigen 
gegenüber festsetzen, Wohnungen beschlagnahmen und dgl. und alle Anordnungen 
ohne Inanspruchnahme des Gerichts vollstrecken. Der Vorstand des Gesang­
vereins kann dies nicht tun. Seine Anordnungen sind private Willenserklärungen, 
die nicht einmal die Vermutung der Gültigkeit für sich haben, zur zwangsweisen 
Beitreibung der Mitgliederbeiträge bedarf es der Klage vor dem Amtsgericht und 
eines obsiegenden Urteils. Endlich hat die Gemeinde Beam te mit allen den Beamten 
überhaupt zukommenden Rechten und Pflichten,· der Gesangverein hat nur privat­
rechtliehe Organe und, soweit ein Dienstverhältnis bei ihm besteht, nur Angestellte. 

Es wäre aber voreilig zu verlangen, daß bei der öffentlichrechtlichen juristischen 
PerRon alle bei den Gemeinden gefundenen Besonderheiten zutreffen, vielmehr 
genügt schon das Vorhandensein eines der aufgezählten Merkmale, um eine juri­
stische Person aus dem Kreise des Privatrechts herauszuheben. So fehlt den Kirchen 
z. B. die Zwangsmitgliedschaft, und wenn den alten Kirchen wenigstens die Zwangs­
mitgliedschaft mit Austrittsmöglichkeit zugebilligt werden mag, den evangelischen 
z. B. das Hineinwachsen ihrer Bekenner in die Mitgliedschaft kraft W ohnsitznahme 
in ihrem Gebiete, aber mit der Möglichkeit, aus der Kirche auszutreten, so haben 
die neuzubildenden Weltanschauungsvereinigungen des öffentlichen Rechts (RV. 
Art. 137 VI1) nicht einmal diese Vergünstigung, wenn das Landesrecht sie ihnen nicht 
zugesteht. Auch die Daseinsnotwendigkeit mangelt den kirchlichen Verbänden 
des öffentlichen Rechts oder kann ihnen wenigstens mangeln. Ebenso gibt es Körper­
schaften des öffentlichen Rechts, die keine Beamte haben, wie die Berufsgenossen­
schaften der Reichsversicherungsordnung. Wenn man also die juristische Person des 

69 So MEURER Bayerisches Kirchenvermögensrecht III (1919) S.56, im Einklang mit 
O. GIERKE Die Genossenschaftstheorie und die deutsche Rechtsprechung 1887 S. 155. 

60 PrOVG. 22. Okt, 14, Entsch. 68, 349ff. 
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öffentlichen Rechts definieren soll, ohne zu einer alternativen, auf "entweder -
oder" lautenden und daher leicht befremdenden und verwirrenden Begriffsbestim­
mung gezwungen zu sein, so grenzt man besser die juristische Person des Privat­
rechts ab und bezeichnet als juristische Person des öffentlichen Rechts 
jede juristische Person, die nicht eine solche des Privatrechts ist. 
Eine juristische Person des Privatrech ts aber ist unter den Körperschaften 
eine juristische Person, die weder daseinsnotwendig ist, noch unter einer posi­
tiven Aufsicht des Staates oder eines anderen öffentlichen Verbandes steht, 
noch Zwangsmitglieder hat, noch Anordnungen an unbestimmt wen, 
noch hoheitliche Verwaltungsakte erlassen kann, noch gesetzesnotwendig 
durch Beamte oder sonstige Staatsorgane verwaltet wird oder verwaltet61 • 

Bei den Stiftungen tut die vom Stifter gewollte Daseinsnotwendigkeit und die 
der Erfüllung des Stiftungszweckes dienende positive Staatsaufsicht der Privat­
rechtlichkeit keinen Abbruch, Zwangsmitgliedschaft kommt bei ihnen, da sie 
überhaupt keine Mitglieder haben, nicht vor. Auch die Verwaltung durch staatliche 
oder Kommunalbehörden macht sie nicht zu öffentlichrechtlichen juristischen Per­
sonen, da der Staat vielfach die gesamte Stiftungsverwaltung Behörden übertragen 
hat. Es bleibt also als unbedingtes Unterscheidungsmerkmal nur noch die Aus­
übung hoheitlicher Befugnisse. Außerdem sind von Behörden verwaltete 
Stiftungen solche des öffentlichen Rechts, wenn das Gesetz sie ausdrücklich als 
solche bezeichnet. Dabei wird die Grenzführung dadurch erschwert, daß die Gesetze 
nicht scharf zwischen "öffentlichen Stiftungen", d. h. im öffentlichen Interesse 
errichteten, und Stiftungen des öffentlichen Rechts unterscheiden. Das lübeckische 
Stiftungsgesetz vom 3. März 1926 gebraucht den Ausdruck "öffentliche Stiftung" 
augenscheinlich im gleichen Sinne wie" Stiftung des öffentlichen Rechts", wäh­
rend der bayerische VGH. feststellen mußte, daß eine "öffentliche Stiftung" des 
bayerischen Rechts, z. R. eine Familienstiftung, keine Stiftung des öffentlichen 
Rechts im Sinne einer Steuervorschrift sei, da ihr die "Eingliederung in den Staatf\­
organismus fehle"62. 

2. Die juristischen Personen des Privatrechts sind verwaltungsrechtlich in 
mehrfacher Beziehung beachtenswert. 

Zunächst deckt sich ihre öffentlichrechtliche Rechtsfähigkeit grund­
sätzlich mit der privatrechtlichen. Ein Verein, der dem einzelnen gegenüber rechtil­
fähig ist, ist es auch im Verhältnis zum übergeordneten Staate, und umgekehrt: 
ein nach dem BGll. nicht rechtsfähiger Verein ist es auch im öffentlichen Rechte 
nicht. Da Rechtsfähigkeit und Parteifähigkeit sich zu entsprechen pflegen (ZPO. 
§ 501), so zeigt sich die Bedeutung des Zusammenhangs vor allem bei Erhebung 
der verwaltungsgerichtlichen Klage. Würde z. ll. der nicht eingetragene Verein 
die öffentlichrechtliche Feststellungsklage, wo sie zulässig ist, dahin erheben, daß 
ihm die Führung eines bestimmten Namens nicht verboten werden könne, so müßte 
die Klage wegen mangelnder Parteifähigkeit des Klägers als unzulässig abgewiesen 
werden. Nicht so einfach liegt die Frage, wenn sich der Verein in der Stellung des 
vom Staate Angegriffenen befindet. Ein Verein will z. ll. eingetragen werden, die 
Verwaltungsbehörde erhebt Einspruch dagegen, da der Verein strafrechtliche 
Zwecke verfolge (BGR. § 61 n). Oder ein nicht eingetragener Verein wird zu einer 
Steuer oder einer Gebühr herangezogen. In solchen Fällen besteht doch ein offen­
bares Bedürfnis sowohl für die passive wie für die aktive Parteifähigkeit. Hier 
hilft die sinngemäße Anwendung des Satzes der ZPO., daß ein nicht rechtsfähiger 
Verein verklagt werden kann und dann im Rechtsstreit die Stellung eines rechts-

61 Aus der Rechtsprechung vgl. z. B. ThürOVG. 19. Juni 18, Jahrb. 6, 36ff.; OLG. Oiden­
burg 14. Febr. 17, OidZ. 44 (1917) S. 214ff.; RFinH. 6. Juni 28, Samml. 23, 30lff. 

62 BayVGH. 12. Apr. 26, Samml. 47, 34, im Anschluß an BayObLG. 27. Nov. 14, 
SammlZ. 15, 679. 
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fähigen Vereines hat (§ 501I). Der Verklagbarkeit entspricht die Fähigkeit, einen 
Verwaltungs akt über sich ergehen lassen zu müssen. Ist aber der nicht rechts­
fähige Verein einmal passiv parteifähig geworden, dann kann er zum Zwecke der 
Verteidigung auch zum Angriff übergehen und vor den Verwaltungsgerichten klagen, 
genau wie er im Zivilprozesse als Beklagter die Widerklage erheben könnte. Der 
Rechtsprechung fehlt noch die Einheitlichkeit in dieser Frage63• Bedenkt man 
aber, daß in einigen, allerdings nicht sehr häufigen Fällen auch im öffentlichen 
Rechte der Staat klagen muß, um seinen Willen durchzusetzen, so bei der Rück­
nahme einer Kleinbahnkonzession, einer Gewerbegenehmigung, und daß hier die 
Parteifähigkeit des beklagten Vereins sicher nicht bestritten werden könnte, so muß 
man ihm die Parteifähigkeit auch dann zubilligen, wenn die Verwaltungs behörde , 
sinngemäß gesprochen, Klägerin und entscheidende Stelle in einer Person ist. 

So dann hat der Staat bei der Entstehung und beim Untergang einer ju­
ristischen Person mitzureden. Nach heute geltendem Rechte kann keine reichs­
rechtlich geordnete juristische Person des Privatrechts, abgesehen von den auf 
dinglicher Grundlage aufgebauten, ohne staatlichen Akt ins Leben gerufen werden. 
In einigen Fällen ist die staatliche Mitwirkung gesetzlich gebunden, so bei der Ein­
tragung eines Vereins nach BGB. § 21, bei der Entstehung einer Aktiengesellschaft, 
einer Gesellschaft mit beschränkter Haftung, einer eingetragenen Genossenschaft, 
in anderen Fällen steht die Verleihung der Rechtspersönlichkeit im freien Ermessen 
der zuständigen Behörde, so bei den auf einen wirtschaftlichen Geschäftsbetrieb 
gerichteten Vereinen nach BGB. § 22 und bei den Stiftungen nach BGB. § 80. 
Ob diese Mitwirkung den Gerichten oder den Verwaltungsbehörden zusteht, immer 
ist sie öffentlichrechtlicher Art, unterliegt daher nicht den Regeln für private Rechts­
geschäfte. So mag es vorkommen, daß ein wirtschaftlicher Verein versehentlich 
ins Vereinsregister eingetragen, oder daß ein sog. idealer Verein versehentlich von 
der Verwaltungsbehörde genehmigt wird. Trotz Gesetzwidrigkeit sind die Akte 
des Gerichts und der Verwaltungsbehörde nicht unwirksam, sondern unterliegen 
nur der Zurücknahme64• Wie die Entstehung so hängt auch der Untergang einer 
juristischen Person von der Mitwirkung des Staates ab, gleichgültig, ob sie freiwillig 
oder unfreiwillig aufgelöst wird. Die unfreiwillige Auflösung ist ein Akt der negativen 
Aufsicht, sie geschieht nicht, weil der Verein seine Zwecke nicht erfüllt, sondern 
weil er sich einer Gesetzwidrigkeit oder einer Überschreitung der ihm gesetzten 
Zwecke schuldig macht. Im Streitfall entscheiden die Verwaltungsgerichte65 • 

Auch während Bestehens der juristischen Person überwacht der Staat ihre Tätig­
keit. Namentlich sind in letzter Zeit die Nichtigerklärungen bedeutsam geworden, 
die das beim Reichswirtschaftsgericht gebildete Kartellgericht auf Antrag des 
Reichswirtschaftsministers über den Beschluß eines Kartells ausspricht, der die 
Gesamtwirtschaft oder das Gemeinwohl gefährdet66 ; allerdings richtet sich diese 
Einwirkungsmöglichkeit nicht nur gegen juristische Personen. Auch Stiftungen 
gegenüber sind behördliche Einwirkungen zulässig, wenn die Erfüllung des Stiftungs­
zwecks unmöglich geworden ist oder das Gemeinwohl gefährdet (BGB. § 87 1). Die 
Wirkungen der Inflation haben besondere Stiftungsänderungsgesetze nötig ge­
macht67• 

63 Wie im Text PrOVG. 16. Nov. ll, Entsch. 62, 282ff.; SächsOVG. 30. Mai 07, Jahrb. ll, 
52ff.; BadVGH. 20. Dez. 27, BadVerwZ. 60 (1928) S.122f. - Abweichend PrOVG. I. März 01, 
Entsch. 39, 440ff.; BraunschwVGH. 17. Dez. 24, BraunschwZ. 71 (1925) Beil. S. 35f. ; JOSEF 
im PrVerwBl. 45 (1924) S.356f. 

64 FGG. §§ 159, 142, 143; dazu PrOVG. 11. März 15, Entsch. 69, 322ff. 
65 BGB. §§ 43f., GmbHG. § 62, GenG. § 81. 
66 VO. gegen den Mißbrauch wirtschaftlicher Machtstellungen v. 2. Nov. 23 (RGBI. I 

S. 1067) §§ 4, 7. Über die Tätigkeit des Kartellgerichts berichtet Reichstagsdrucksache Nr. 3060 
(lU. WPcr. 1924/27). 

67 Pr. Ges. Y. 10. ,Juli 24, anhalt. Ges. v. 23. Juni 23. 
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3. Die juristischen Personen des öffentlichen Rechts haben zunächst mit den 
privatrechtlichen gemein, daß sich ihre Rechtsfähigkeit gleichermaßen auf ihre 
öffentlichrechtlichen und ihre privatrechtlichen Beziehungen erstreckt. Jede 
juristische Person des öffentlichen Rechts ist auch in einem Streit vor den ordent­
lichen Gerichten parteifähig. Auch die Abhängigkeit ihrer Entstehung von einer 
staatlichen Verleihung teilen sie mit den juristischen Personen des Privatrechts 68. 

Allerdings kennt das ältere Recht auch "stillschweigend genehmigte Armen- oder 
andere Versorgungsanstalten" mit dem Rechte der juristischen Persönlichkeit69 , 

doeh gibt es heute fast nur förmlich genehmigte juristische Personen des öffentliehen 
Rechts. Eine seltsame Ausnahme macht RV. Art. 137 V • "Schließen sich mehrere 
. .. öffentlichrechtliche Religionsgesellschaften zu einem Verbande zusammen. so 
ist auch dieser Verband eine öffentlichrechtliche Körperschaft". Der Deutsche 
Evangelische Kirchenbund hat also ohne Zutun einer Verwaltungsbehörde juri­
stische Persönlichkeit des öffentlichen Rechts erlangt. 

Die Eigentümlichkeiten der juristischen Personen des öffentlichen Rechts gegen­
über den privatrechtlichen sind bereits bekannt (S. 164fL). Hier sei ihre Eigenart 
nur an einigen typischen Beispielen veranschaulicht. 

a) Stiftungen des öffentlichen Rechts, die nicht zugleich Anstalten 
des öffentlichen Rechts sind, kommen nur selten vor. Das neueste deutsche Stif­
tungsgesetz, das lübeckische vom 3. März 1926, nennt als "öffentliche Stiftungen" 
im Gegensatze zu "Privatstiftungen" das St. Johannis-Jungfrauenkloster, das 
Heilige Geist-Hospital und das Waisenhaus, also doch auch Anstalten, wie denn 
das Gesetz sie ausdrücklich wahlweise "öffentliche Stiftungen (öffentliche Wohl­
tätigkeitsanstalten)" nennt (§ P). Auch die öffentlichen milden Stiftungen zu 
Frankfurt a. M., deren rechtliche Stellung Gegenstand von Meinungsverschieden­
heiten war70, sind öffentliche Anstalten. Die lübeckischen öffentlichen Stiftungen 
unterscheiden sich von den Privatstiftungen dadurch, daß sie der Aufsicht des 
Senats unterstehen, daß ihre Verfassung nicht ohne Genehmigung des Senates 
und der Bürgerschaft geändert werden darf, daß ihre Einnahmen und Ausgaben 
in den Voranschlag des Staates und in die Abrechnung der Stadtkasse aufzunehmen 
sind und daß sich die Vorsteherschaft der Stiftungen in der Regel aus zwei Mit­
gliedern des Senates und aus sechs "bürgerlichen" Mitgliedern zusammensetzt. Von 
solchen Stiftungen, die juristische Personen sind, sind die unselbständigen, 
vom Staate oder von sonstigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts ver­
walteten Stiftungen wohl zu scheiden. Zwar wird auch deren Vermögen gesondert 
verwaltet, doch fehlt ihnen die Rechtspersönlichkeit. 

b) Rechtsfähige Anstalten des öffentlichen Rechts begegnen auf 
dem Gebiete der sozialen Versicherung71• Die Landesversicherungsan~talteJ\ 
der Reichsversicherungsordnung und die Reichsversicherungsanstalt für 
Angestellte heißen nicht nur "Anstalten", sondern sind es auch, trotz mancher 
körperschaftlicher Einschläge, anders als die Krankenkassen und die Berufsge­
nossenschaften der Unfallversicherung. Das Anstal tliche im Gegensatze ZUlU 

Körperschaftlichen zeigt sich im Fehlen von "Mitgliedern". Allerdings haben die 
Versicherten und deren Arbeitgeber bei den Landesversicherungsanstalten einen 
"Ausschuß" (RVO. § 1351), bei der Reichsversicherungsanstalt für Angestellte. 
"Vertrauensmänner" (AGV. § 121) zu wählen, die mittelbaren und unmittelbaren 
Anteil an der Verwaltung der Anstalt haben; aber der Schwerpunkt der Verwaltung-

68 Aus neuester Zeit vgl. meckl.-strel. Ges. v. 1. Fehr. 26. 
69 ALR. § 42 II 19. Vgl. auch DORNER-SENG Badisches Landesprivatrecht 1906 S.25ff. 
70 Vgl. SARTORIUS Die öffentlichen milden Stiftungen zu Frankfurt a. M., Rechtsgut-

achten, Marburg 1899. 
71 Reichsversicherungsordnung v. 19. Juli Il/15. Dez. 24/9. Jan. 26; Angestelltenver­

sicherungsgesetz v. 20. Dez. 11/28. Mai 24. 
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liegt bei den beamteten Vorstandsmitgliedern der Landesversicherungsanstalten, 
die der Staat oder die Provinz ernennt (RVO. § 1344), und bei den vom Reichs­
präsidenten nach Vorschlag des Reichsrats auf Lebenszeit ernannten beamteten 
Mitgliedern des Direktoriums der Reichsversicherungsanstalt (AVG. §§ 99f.). Kommt 
schon hierin auch das Öffentlichrechtliche der Anstalten zum Ausdruck, so 
finden sich noch weitere Merkmale dafür. Die Anstalten sind daseinsnotwendig. 
da ohne sie die gesetzlich eingeführte InvalidenveI'Sicherung und Angestellten­
versicherung nicht durchführbar wäre; die in der RVO. vorgesehene Aufsicht des 
Reichsversicherungsamts (§ 1381) und die im AVG. vorgesehene des Reichsarbeits­
ministers (§ 941I) sind daher positive Aufsichten, dazu bestimmt, nötigenfalls den 
Versicherungsbetrieb im Gange zu halten. Zwangsmitglieder haben die Anstalten 
allerdings nicht, da sie überhaupt keine "Mitglieder" haben, aber Zwangsnutzer 
in Gestalt der Pflichtversicherten. Die Entscheidungen der Vorstände der Landes­
versicherungsanstalten (RVO. § 16301) und des Direktoriums der Reichsversiche­
rungsanstalt (AVG. § 248) über die beantragten Versicherungsleistungen sind der 
Rechtskraft fähige Verwaltungsakte. Endlich sind den hauptamtlich beschäftigten 
Büro-, Kanzlei- und Unterbeamten der Landesversicherungsanstalten, sofern sie 
nicht schon Beamte sind, die Rechte und Pflichten der staatlichen oder gemeind­
lichen Beamten zu übertragen (RVO. § 1348); die vom Direktorium der Reichs­
versicherungsanstalt ernannten "Beamten" (AVG. § 103) sind ohne weiteres Beamte 
im Rechtssinne. 

Ähnliche Verbindungen von körperschaftlichen und anstaltlichen Elementen 
finden sich bei den öffentlichen Feuerversicherungsanstalten, die, früher als "Feuer­
sozietäten" bekannt, in Preußen geradezu als "Körperschaften des öffentlichen 
Rechts" bezeichnet werden 72, bei gewissen Banken und Kreditanstalten und bei 
der Deutschen Reichsbahngesellschaft. Die Reichsbank73 z. B. ruht nach dem 
Bankgesetz vom 30. August 1924 in ihrem Kapitale auf aktienähnlicher Grundlage. 
Für das gesamte Grundkapital werden Anteilscheine über je 100 Reichsmark aus­
gegeben (§5); eine Generalversammlung ist die Vertretung der Anteilseigner (§§ lIff.). 
Die Verwaltung aber führt ein Reichsbankdirektorium, auf dessen Bildung die 
Anteilseigner keinen unmittelbaren und mittelbar nur einen beschränkten Einfluß 
haben (§§ 6, 16). Der Präsident des Direktoriums ernennt auf dessen Vorschlag 
die Beamten der Bank; ein Beamtenstatut hat ihnen die Rechte der Reichsbeamten 
zu wahren und die Pflichten der Reichsbeamten aufzuerlegen, auch das Disziplinar­
verfahren richtet sich nach den für die Reichsbeamten geltenden dienststrafrecht­
lichen Vorschriften (§ 9). Schon diese Fähigkeit zur Dienstherrneigenschaft würde 
die Reichsbank zu einer juristischen Person des öffentlichen Rechts machen; aus­
drücklich als solche bezeichnet ist sie, im Gegensatze etwa zur Deutschen Renten­
bank-Kreditanstalt (G. vom 18. Juli 1925 § 1), nicht74• Auch bei der Deutschen 
Reichsbahn- Gesellschaft nach dem Reichsbahngesetz vom 30. August 1924 
bedarf es genauerer Untersuchung über ihre rechtliche Eigenart. Wie die Reichs­
bank ruht auch die Reichsbahn-Gesellscbaft auf aktienrecbtlichem Untergrund (§ 3). 
Sie ist also ein vom Reiche gesondertes Rechtssubjekt, nimmt daher nicht an 
den nur für das Reich vorgesebenen Gebührenfreiheiten teil75• Eine Anstalt aber 

72 G. v. 25. Juli 10 § 3. - Der Ausdruck "Körperschaft des öffent.lichen Rechts" wird über­
haupt vielfach ungenau im Sinne von "juristischer Person des öffentlichen Rechts" verwandt, 
z. B. im RGes. ü. d. Ablösung öffentlicher Anleihen v. 16. Juli 2.'5 § 46; vgl. Begründung zu § 49 
des Entwurfs, Reichstagsdrucks. Nr.805 S.22. 

73 Über sie abweichend vom Text OTTO MAYER II S.250ff. mit Schriftenangabe; ihm 
folgend SächsOVG. 29. Juni 25, Jahrb. 30, llff. 

74 Andere Beispiele für Kreditanstalten des öffentlichen Reohts: die Landschaften, Landes­
pfandbriefanstalten u. dgl.; über sie HERMES im WStVR. II S.738ff. 

75 RG. VI 14. Nov. 24, RGZ. 109, 90ff.; dagegen v. KIENITZ in EiRenbE. 41 (1924/25) 
S.204ff. 
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ist sie, weil auf die Bildung des Verwaltungsrats die Reichsregierung einen sehr 
erheblichen Einfluß nimmt (Satzung § 11), und der Verwaltungsrat es ist, der, 
vorbehaltlich der Bestätigung des Reichspräsidenten, den Generaldirektor und 
auf dessen Vorschlag die übrigen Mitglieder des Vorstandes crnennt (§ 19). Und 
öffentlichrechtlich ist die Anstalt, weil sie kraft Gesetzes daseinsnotwendig ist, 
der nicht nur negativen Aufsicht der Reichsregierung unterliegt (Gesetz § 31) und 
ihre Befugnisse außer durch Angestellte und Arbeiter auch durch Reichsbahn­
beamte ausübt, die der Dienststrafgewalt des Reichs unterworfen sind (Reichsbahn­
Personalgesetz §§ 1,5). Die Reichsbahnbeamten sind daher auch im Sinne des 
Strafrechts Beamte76 , die von ihnen ausgestellten Fahrkarten sind öffentliche Ur­
kunden77• Wenn eine reichs- oder eine landesrechtliche Gebührenordnung "öffent­
liche Anstalten" von der Zahlungspflicht befreit, fällt auch dic Reichsbahngesell­
schaft darunter78• 

c) Am zahlreichsten sind die Körperschaften des öffentlichen Rechts, 
auch Genossenschaften des öffentlichen Rechts genannt. Die Haupttypen sind die 
Berufsverbände, die Sonderverbände örtlich Beteiligter und die Gebietskörperschaften. 

a) Unter den Berufsverbänden sind reichsrechtlich bestimmte Arten von Ver­
bänden selbständiger Gewerbetreibender geregelt. Nicht alle Zusammenschlüsse 
der Handwerker und Fabrikanten gehören dazu, sondern nur die in der Gewerbe­
ordnung genau geregelten Arten des Zusammenschlusses. An erster Stelle nennt 
das Gesetz die Innungen (§§ 81ff.). "Diejenigen, welche ein Gewerbe selbständig 
betreiben, können zur Förderung der gemeinsamen gewerblichen Interessen zu 
einer Innung zusammentreten" (§ 81). Manche von ihren Aufgaben hat nichts 
Öffentlichrechtliches an sich, so die Pflege des Gemeingeistes, die Aufrechterhaltung 
und Stärkung der Standesehre unter den Innungsmitgliedern, die Förderung eines 
gedeihlichen Verhältnisses zwischen Meistern und Gesellen, die Fürsorge für das 
Herbergswesen, die nähere Regelung des Lehrlingswesens, die Fürsorge für die 
technische, gewerbliche und sittliche Ausbildung der Lehrlinge (§ 81 a); all dies 
könnte auch Zweck eines privaten Gewerbevereins sein. Auch die Gründung der 
freien Innungen unterscheidet sich durch nichts von der Gründung eines privaten 
Vereins: Errichtung eines Statuts durch die Gründer, Genehmigung des Statuts 
durch die höhere Verwaltungsbehörde (§§ 83, 84), in Preußen den Bezirksausschuß 
(ZustG. § 124). Ebenso könnten die Innungsorgane: Innungsversammlung, Vor­
stand und Gesellenausschuß (GewO. §§ 92ff., 95ff.) auch Organe eines Privat­
vereins sein, allerdings besteht bei den Innungen die Pflich t zur Einrichtung eines 
Gesellenausschusses, aber dies genügt noch nicht für die Erhebung der Innung 
über den Bereich des Privatrechts. Frei wie die Gründung ist auch die Auflösung 
einer Innung; doch kann die Auflösung nur im Beisein eines Vertreters der Auf­
sichtsbehörde beschlossen werden (§ 96VI). Auch bieten eine Reihe von Schließungs­
gründen keinerlei Besonderheiten. Daneben weisen aber die Innungen manche 
öffentlichrechtliche Eigentümlichkeit auf. Daseinsnotwendig allerdings sind sie 
nie; auch die Zwangsinnungen (§§ 100 u. ff.) werden nur gegründet, wenn die Mehrheit 
der beteiligten Gewerbetreibenden der Einführung des Beitrittszwanges zustimmt 
(§ 10011). Auch eine Zwangsmitgliedschaft gibt es bei den Innungen außer den· 
Zwangsinnungen nicht, wohl aber, als deren äußerste Verflüchtigung, den Aufnahme­
zwang (§ 87V). Rechtsetzungsakte kann ebenfalls nur die Zwangsinnung vorneh­
men, da nur sie kraft der Zwangsmitgliedschaft sich mit ihren statutarischen Vor­
schriften an eine unbestimmte Vielheit von Personen richtet. Beamte hat, soweit 
nicht landesrechtliche Bestimmungen hineinspielen, weder die freie, noch die Zwangs­
innung; beide haben nur die Dienstherrnfähigkeit für Angestellte und Arbeiter. 

76 RG. I 19. März 26, RGSt. 60, 139ff. 
77 RG. I 27. Okt. 25, RGSt. 59, 384ff. 
78 BraunschwVGH. 11. Febr. 25, BraunschwZ. 71 (1925) S.31ff. 
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So bleiben nur noch übrig die positive Staatsaufsicht und die Befugnis zum Erlasse 
von Verwaltungsakten; beides finden wir im Innungsrecht. Die Schließung einer 
Innung ist auch dann zulässig, wenn sie, wiederholter Aufforderung der Aufsichts· 
behörde ungeachtet, die Erfüllung der ihr durch § 81 a gesetzten Aufgaben ver· 
nachlässigt, ein Schließungsgrund, der gegenüber einem privaten Vereine unmöglich 
wäre. Verwaltungsakte aber sind die Beschlüsse über Umlegung von Beiträgen 
und Entrichtung von Gebühren und die Verhängung von Ordnungsstrafen durch 
den Vorstand (§§ 89 IlI, 92c); denn sie sind ohne gerichtliches Urteil vollstreckbar 
wie staatliche Entscheidungen und Anordnungen; daß die Innungen keine eigenen 
Vollziehungsbeamten haben, tut der Öffentlichrechtlichkeit der Akte keinen Abbruch. 

Die GewO. kennt neben den Innungen noch Innungsausschüsse, Innungs. 
verbände und Handwerkskammern. Für alle oder mehrere derselben Aufsichts· 
behörde unterstehenden Innungen kann ein gemeinsamer Innungsausschuß ge­
bildet werden (§ 101 1), in Preußen i. allg. für den Bereich eines Landkreises oder einer 
Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern. Der Innungsausschuß ist nicht ohne weiteres 
rechtsfähig, sondern nur, wenn ihm die Landeszentralbehörde die Rechtsfähigkeit 
beilegt (§ 10I lIl). Auch die den Bereich der Innungs-Aufsichtsbehörde überschrei· 
tenden Innungsverbände erlangen nur durch besonderen Beschluß des Reichs­
rats juristische Persönlichkeit (§ 104g). Innungsausschüsse und -verbände werden 
aber an Wichtigkeit weit von den Handwerkskammern übertroffen (§§ 103ff.). 
Wie schon der Name andeutet, ist der Kreis der von den Handwerkskammern er· 
faßten Berufe kleiner als der für die Innungen in Betracht kommenden. Daher gibt 
es in einzelnen Ländern umfassendere Gewerbekammern79 oder Handels- und Ge· 
werbekammern. Die GewO. macht sich die Tatsache zu Nutze und ermächtigt die 
in Frage stehenden Landes-Zentralbehörden, unter gewissen Voraussetzungen 
diesen und ähnlichen Körperschaften die Wahrnehmung der Rechte und Pflichten 
der Handwerkskammern zu übertragen (§ 103q). Im übrigen sind die Handwerks· 
kammern daseinsnotwendig. "Zur Vertretung der Interessen des Handwerkes sind 
Handwerkskammern zu errichten" (§ 1031). Die Abgrenzung der Bezirke ist den 
Landes-Zentralbehörden überlassen; in Preußen gibt es 31 Handwerkskammern. 
Die Kammern haben drei Organe: die "Gesamtheit der Handwerkskammer", in 
den Satzungen auch "Vollversammlung" genannt, den Vorstand und den Gesellen· 
ausschuß. Die "Gesamtheit der Handwerkskammer" besteht aus gewählten Ver. 
tretern (§ 103a). Wahlberechtigt sind die in der Handwerksrolle eingetragenen 
natürlichen und juristischen Personen (§ 103b). Die Wahl geschieht durch Listen; 
sie ist allgemein, gleich, unmittelbar und geheim (§ 103c) und gilt für fünf Jahrt· 
(§ 103cd). Die Handwerksrolle ist ein von der Handwerkskammer geführtes Ver­
zeichnis, in das die Gewerbetreibenden einzutragen sind, die in dem Bezirke der 
Handwerkskammer selbständig ein Handwerk als stehendes Gewerbe ausüben 
(§ 10401). über die Zulässigkeit einer Eintragung in die Handwerksrolle entscheidet 
bei Streit im letzten Rechtszuge das Reichsverwaltungsgericht, bis zu dessen 
Errichtung das Reichswirtschaftsgericht (§ 104r). Die Gesamtheit der Handwerks· 
kammer wählt den Vorstand und die nötigen Ausschüsse (§ 103gIlI1). Der Gesellen. 
ausschuß der Kammer wird in der Regel von den Gesellenausschüssen der Innungen 
gewählt (§ 103i). Die Hauptaufgaben der Kammer sind Regelung und überwachung 
des Lehrlingswesens, Unterstützung der Staats- und Gemeindebehörden in der Förde­
rung des Handwerks durch tatsächliche Mitteilungen und Erstattung von Gutachten, 
Beratung und Vorlegung von Wünschen und Anträgen an die Behörden, Erstattung 
von Jahresberichten, Bildung von Prüfungsausschüssen zur Abnahme der Gesellen· 
prüfung und von Ausschüssen zur Entscheidung über Beanstandungen von Beschlüssen 
der Prüfungsausschüsse. Sie soll in allen wichtigen Fragen des Handwerks gehört 
werden und ist befugt, Veranstaltungen zur Förderung der Ausbildung der Meister, 

79 Vgl. z. B. hamb. G. v. 20. Nov. 22, brem. G. v. 17. Juli 21, lüb. G. v. 27. Apr.06. 
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Gesellen und Lehrlinge zu treffen und Fachschulen zu errichten und zu unterstützen 
(§ 103e). Die Handwerkskammern sind rechtsfähig (§ 103nl ). Da sie sich auf genossen­
schaftlicher Grundlage aufbauen, daseinsnotwendig sind, einer positiven Staats­
aufsicht unterliegen, Zwangsmitglieder haben und ähnlich wie die Innungen Ver­
waltungsakte erlassen können (§ 103 I n), sind sie Körperschaften des öffentlichen 
Rechts. Die Statuten sprechen dies auch vielfach noch besonders aus. Hervor­
gehoben sei noch ihre Anordnungsgewalt den Innungen und Innungsausschüssen 
gegenüber (§ 103f), ihre Rechtsetzungsgewalt auf dem Gebiete des Lehrlings­
wesens (§ 103g11I4• IV) und die Befugnis der Aufsichtsbehörde, die Handwerkskammer 
zwecks Neuwahl aufzulösen (§ 1030a). Ein Reichsgesetz vom 16. Dezember 1922 
faßt alle deutschen Handwerkskammern und die mit den Rechten und Pflichten 
der Handwerkskammern ausgestatteten Gewerbekammern und Handels - und 
Gewerbekammern zum Deutschen Handwerks- und Gewerbekammertag 
in Hannover zusammen, einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, der die Ver­
tretung der gemeinsamen Angelegenheiten der ihm angehörigen Körperschaften 
obliegt. Ihre Organe sind die Vertreterversammlung und der Vorstand. 

Ein landesrechtliches Gegenstück zu den Handwerkskammern bilden die 
Handelskammern, die vielfach, in Preußen seit einer Verordnung vom 1. April 1924, 
zu Industrie- und Handelskammern zusammengefaßt sind. Dabei macht 
die Abgrenzung zwischen Handel und Handwerk, besonders aber zwischen Industrie 
und Handwerk erhebliche Schwierigkeiten. Das bremische Gesetz über die Ver­
tretung der Industrie vom 17. Juli 1921 bezeichnet als "Industrie" die Gesamtheit 
der bremischen Firmen und gewerbesteuerpflichtigen Fabrikbetriebe. Was ist aber 
eine Fabrik~ Hier liegt die Notwendigkeit nationalökonomischer Anschauung für 
den Juristen klar zu Tage. Eine Definition ist kaum möglich. Vielmehr hilft nur 
der Vergleich mit unzweifelhaften Typen der Fabrik und des Handwerks. Je nach­
dem sich der fragliche Betrieb mehr dem einen oder mehr dem andern Typ nähert, 
ist er Fabrik oder ist er Handwerk. Auch das Verhältnis von Hauptbetrieb und 
Nebenbetrieb ist zu berücksichtigen. Beim Juwelier überwiegt meist das Kauf­
männische, auch werden handwerksmäßige Betriebe, wie das Polieren des Glases, 
durch Eingliederung in eine Fabrik Teile des Fabrikbetriebs. Die Handwerks­
Novelle vom 11. Februar 1929 erklärt für erheblich, ob in dem handwerksmäßigen 
Betriebe überwiegend Neuanfertigungen, Änderungen und Reparaturen für das 
Gesamtunternehmen ausgeführt oder ob überwiegend Waren zum Absatz an Dritte 
auf Bestellung hergestellt oder handwerkliche Leistungen auf Bestellung Dritter 
bewirkt werden (GewO. § 104oII). Das hamburgische Gesetz über die Gewerbe­
kammer vom 20. November 1922 enthält als Anhang einen lehrreichen Überblick 
über die Gruppen der Industriellen und der Handwerker. Mitten in die Streitfragen 
hinein führt eine Denkschrift der Industrie- und Handelskammer München vom 
März 1925 mit Nachtrag vom August 19258°. 

Betrachten wir als Beispiel für viele ähnliche Erscheinungen die preußischen 
Industrie- und Handelskammern81, so ist ihr Aufbau unmittelbarer als bei 
den Handwerkskammern. Die Mitglieder der Handelskammern werden von den 
als Inhabern einer Firma eingetragenen Kaufleuten, Handelsgesellschaften, Ge­
nossenschaften, Bergbautreibenden des Kammerbezirks und einigen andern Per­
sonen auf sechs Jahre gewählt. In Hamburg trägt diese Wählerschaft den schönen 
Namen "Versammlung Eines Ehrbaren Kaufmanns"82. Die Errichtung von Handels­
kammern und die Abgrenzung ihres örtlichen Wirkungsbereichs lag in Preußen 

80 Zuständigkeitsbereich der Handels- und Handwerkskammern, München 1925; vgl. auch 
BREIHOLDT Ein Beitrag zur Frage der Innungspflichtigkeit handwerklicher Großbetriebe, Neben­
betriebe und Regiebetriebe, PrVerwBl. 47 (1926) S.13f.; PrOVG. 9. Juni 02, Entsch.41. 341 ff. 

81 G. v. 24. Febr. 70/19. Aug. 97 (Fassung v. 22. Aug. 97); VO. Y. 1. Apr. 24. 
82 Hamb. G. v. 17. März 19 §§ 24ff. 
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bis vor kurzem im freien Entschlusse der Kaufleute; seit der Verordnung vom 
1. April 1924 hat83 der Minister für Handel und Gewerbe die Befugnis, die Bezirke 
der Handelskammern abzugrenzen und bestehende Kammern aufzulösen und zu· 
sammenzulegen. Die nach Maßgabe des Gesetzes gewählte Handelskammer tagt 
in Vollversammlungen. Zu Anfang jeden Jahres wählt sie den Präsidenten und 
einen oder zwei Stellvertreter. Die Aufsicht führt der Minister für Handel und 
Gewerbe; auf seinen Antrag kann das Staatsministerium die gewählte Versammlung 
auflösen und Neuwahlen ausschreiben. Zweck der Handelskammern ist Wahr· 
nehmung der Gesamtinteressen der Handel· und Gewerbetreibenden ihres Bezirkes; 
insbesondere haben sie die Behörden in der Förderung des Handels und der Gewerbe 
durch tatsächliche Mitteilungen, Anträge und Erstattung von Gutachten zu unter· 
stützen. Ähnlich wie die Handwerkskammern können sie innerhalb ihrer Aufgaben 
Anstalten, Anlagen und Einrichtungen begründen, unterhalten und unterstützen, 
z. B. Getreidespeicher im Freihafengebiet. Für diese ihre Zwecke können sie Bei· 
träge erheben und für deren Einziehung die Hilfe der Gemeinden und Gutsbezirke 
in Anspruch nehmen. Sie ernennen am Orte ihres Sitzes die Handelsmäkler, stellen 
Bücherrevisoren u. dgl. als privilegierte Gewerbetreibende an und beeidigen sie 
{§ 36 GewO.). Sie erteilen die dem Handelsverkehr dienenden Bescheinigungen. 
Auch kann ihnen die Aufsicht über die Börsen übertragen werden. Nach all"dem 
besteht kein Zweifel, daß auch die Industrie· und Handelskammer eine Körper. 
schaft des öffentlichen Rechts ist. Das Gesetz erklärt sie allerdings nur für eine 
juristische Person (§ 35 1 HKG.), ohne sich über die Art der juristischen Persönlichkeit 
auszulassen. Aber schon die Tatsache, daß sie ein den heraldischen Adler ent· 
haltendes Siegel führt (§ 351V), dentet auf die Absicht des Gesetzes hin, sie zu einer 
Körperschaft des öffentlichen Rechts zu machen. Die Rechtsprechung billigt denn 
auch den "Beamten" der Industrie- und Handelskammern die Eigenschaft mittel· 
barer Staatsbeamten ZU84, ähnlich wie es Ziff. 120 der preußischen Ausführungs. 
anweisung zur Gewerbeordnung für die Sekretäre und sonstigen beamtenmäßig 
Angestellten der Handwerkskammern tut. Doch handelt es sich hier um eine 
preußische, auf § 69 II 10 ALR. zurückgehende Eigentümlichkeit, die man nicht 
unbesehen auf außerpreußische Verhältnisse übertragen darf. Als private Gesamt· 
vertretung der Industrie· und Handelskammern besteht der Deutsche Industrie· 
und Handelstag in Berlin. 

Eine dritte wichtige rechtsfähige Berufsvertretung nach Art der Handwerks· 
und der Industrie· und Handelskammern sind die Land wirtschaftskammern 85, 

denen in Bayern die in eigentümlicher Stufenfolge gegliederten Bauernkammern 
(Bezirks-, Kreisbauernkammern, Landesbauernkammer) entsprechen 86. Auch 
Braunschweig hat neben einer Landwirtschaftskammer eine Anzahl landwirt· 
schaftlicher Amtsvereine mit der Besonderheit, daß in beiden Arten von Berufs· 
verbänden auch die Arbeitnehmer zu einem Drittel vertreten sind87• Besonders 
erfinderisch auf dem Gebiete der Berufsvertretungen sind Hamburg und Bremen. So 
gibt es in Hamburg eine Detaillistenkammer zur Vertretung der Interessen des 
Einzelhandels88 und eine Kammer der Vereinigung nicht gewerblicherVer . 
. braucher 89, in Bremen eine Kleinhandelskammer, eine Arbeiter· und eine 
Angestelltenkammer9o• Solche Vertretungen der Arbeiter und Angestellten bilden 

83 Trotz der Warnungen ZORNS in d. Bonner Festg. f. ZITELMANN 1923 S. 167ff. 
84 PrOVG. 21. März 90, Entsch. 19, 62ff. Vgl. auch WEISBART ZBeamtR. 1 (1928) S.167ff. 
85 Pr. G. v. 30. Juni 94. Vgl. dazu PrOVG. 6. Juli 14, Entsch. 68, 414ff. 
88 Bay. G. v. 20. März 20. 87 Braunschw. G. v. 10. Nov. 23. 
88 Ramb. G. v. 10. Dez. 20. 89 Ramb. G. v. 21. Juli 20. 
90 Bremische Gesetze v. 17. Juli 21. Wegen der gegen die Gültigkeit des Arbeiter· 

kammer· und des Angestelltenkammergesetzes zu erhebenden Bedenken ERWIN JACOBI Grund­
lehren des Arbeitsrechts 1927 S. 83 N. 6. 



174 § 8. Die Subjekte des Verwaltungsrechts. 

eine Vorstufe zu den von der RV. vorgesehenen Bezirksarbeiterräten (Art. 165 II• III ) 

und legen die Frage nahe, ob etwa auch die Betriebsräte oder die hinter ihnen stehende 
Gesamtheit der Arbeiter und Angestellten eines Betriebes juristische Persönlichkeit 
besitzen91• Die mehrfach erörterte Frage ist zu verneinen, da sich für uns Rechts­
fähigkeit und Fähigkeit, auch Privatrechtssubjekt zu sein, decken, und die Privat­
rechtsfähigkeit der "Belegschaft" oder dem Betriebsrat sicher nicht zusteht92 • End­
lich haben auch gewisse freie Berufe ihre Vertretungen. Reichsrechtlich geregelt 
ist die Vertretung der Rechtsanwälte durch die Anwaltskammern93 , landes­
rechtlich die Vertretung der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker durch be­
sondere Ärzte-, Zahnärzte-, Tierärzte- und Apothekerkammern94. Neben 
den wohlbekannten Befugnissen der Berufsvertretungen findet sich hier auch die 
Einrichtung von Ehrengerich ten, einer Art von Disziplinargerichten auf ge­
nossenschaftlicher Grundlage. So entscheidet über Verfehlungen des Rechtsanwalts 
im ersten Rechtszuge ein aus fünf Vorstandsmitgliedern der Anwaltskammer be­
stehendes Ehrengericht mit der Befugnis, Warnungen, Verweise, Geldstrafen oder 
Ausschließung aus der Rechtsanwaltschaft als Strafe auszusprechen (RAO. §§ 63, 67); 
im zweiten Rechtszuge entscheidet der Ehrengerichtshof, der aus dem Präsidenten, 
zwei Senatspräsidenten und sechs Mitgliedern des Reichsgerichts und sechs Mit­
gliedern der Anwaltskammer beim Reichsgericht besteht und in zwei siebenköpfige 
Senate geteilt ist (§ 90). Nach dem preußischen Gesetze vom 25. November 18~m 
wird für den Bezirk jeder Ärztekammer ein ärztliches Ehrengericht, für das ganze 
Land ein ärztlicher Ehrengerichtshof gebildet (§ 1). Das Ehrengericht besteht aus 
dem Vorsitzenden und drei Mitgliedern der Ärztekammer und aus einem vom Vor­
stande auf sechs Jahre gewählten richterlichen Mitglied (§ 7 1). Der Ehrengerichtshof 
besteht aus dem Leiter der Medizinalabteilung des Ministeriums für Volkswohl­
fahrt, vier Mitgliedern des aus Abgeordneten der Ärztekammern in Berlin gebil­
deten Ärztekammerausschusses und zwei vom Staatsministerium ernannten Ärzten 
(§ 43); er entscheidet in der Besetzung von sieben Mitgliedern (§ 44 1). Die zulässigen 
ehrengerichtlichen Strafen sind Warnung, Verweis, Geldstrafe, auf Zeit beschränkte 
oder dauernde Entziehung des aktiven Wahlrechts und der Wählbarkeit zur Ärzte­
kammer (§ 151). Die Strafe der Berufsuntersagung fehlt hier mit Rücksicht auf 
GewO. § 1431, wonach die Berechtigung zum Gewerbebetriebe weder durch rich­
terliche noch durch administrative Entscheidung entzogen werden kann. 

Neben all diesen den ganzen Beruf ergreifenden Verbänden gibt es auch Be­
rufskörperschaften mit Sonderzwecken. Am wichtigsten sind die Körper­
schaften der sozialen Versicherung: die Krankenkassen und dieBerufsgenossen -
schaften. Die Reichsversicherungsordnung unterscheidet Ortskrankenkassen, 
Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen und erwähnt noch den Reichsknapp­
schaftsverein (§ 225). Um nur die Ortskrankenkassen als Beispiel zu erwähnen, 
so sind sie öffentliche Körperschaften mit Zwangsmitgliedschaft und Beitritts­
berechtigung. Die Geschäfte der Kasse besorgen der Vorstand und der Ausschuß 
(§ 327). Der Ausschuß besteht, entsprechend der Beitragsverteilung, zu einem 
Drittel aus Vertretern der beteiligten Arbeitgeber und zu zwei Dritteln aus Ver­
tretern der Versicherten (§ 332). Im gleichen Verhältnis wählen die Vertreter der 
Arbeitgeber und der Versicherten im Ausschuß getrennt aus ihrer Gruppe die Vor-

91 Vgl. hierüber KAsKEL Arbeitsrecht3 1928 S.288ff. 
92 So mit Recht ERWIN JACOBI a. a. O. S.292ff. 
93 RAO. §§ 41ff. - Über die Eigenschaft der Anwaltskammern als Körperschaften des 

öffentlichen Rechts vgl. A. u. M. FRIEDLÄND.~R Kommentar z. RAO.2 1920 S. 235f. 
94 Preußische Gesetze v. 30. Dez. 26 (Arzte), 17. Apr. 23 (Zahnärzte), 21. Apr. 23 (Apo­

theker), 13. Apr. 28 (Tierärztekammern). - Vorbildlich als Kodifikation das württembergische 
G. ü. d. öff. Berufsvertretung der Ärzte, Zahnärzte, Tierärzte und Apotheker v. 29. Mai 25 
mit Ehrengericbtsordnung v. 1. Dez. 28 und neuestens das gleichartige bayerische Gesetz v. 
1. Juli 27. 
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standsmitglieder (§ 335). Die Merkmale der Körperschaft des öffentlichen Rechts 
finden sich bei den Ortskrankenkassen fast oder ganz ohne Ausnahmen verwirk­
licht: Daseinsnotwendigkeit (§ 232), positive Aufsicht (§§ 30ff.), Zwangsmitglied­
schaft (§§ 165ff.), Rechtsetzungsgewalt (z. B. § 192), vollstreckbare Verwaltungs­
akte (z. B. §§ 529\ 28 1, 1151). Verwaltung durch Angestellte ist zwar die Regel, 
doch konnte die Landesregierung den auf Lebenszeit, unwiderruflich oder mit 
Anrecht auf Ruhegehalt angestellten "Beamten" der Krankenkassen die Rechte 
und Pflichten der staatlichen oder gemeindlichen Beamten übertragen (§ 359Iva.F.), 
und als Übergangsrecht gilt diese Vorschrift auch heute noch; außerdem kennt 
auch das jetzige Recht Krankenkassenangestellte, die nach Landesrecht staatliche 
oder gemeindliche Beamte sind (§ 35P)95. Während bei den Krankenkassen der 
Schwerpunkt der Verwaltung auf den Versicherten (Arbeitern, Angestellten u. a.) 
ruht, sind die Berufsgenossenschaften körperschaftliche Zusammenschlüsse 
der Unternehmer versicherungspflichtiger Betriebe. In der Genossenschaftsver­
sammlung und dem von ihr gewählten Vorstand sitzen nur Unternehmer. Die 
versicherten Arbeiter usw. sind nicht vertreten, da die Unfallversicherung aus dem 
Gedanken einer Haftpflichtversicherung der Unternehmer gegen Inanspruchnahme 
nach dem Haftpflichtgesetz entstanden ist, die Arbeitnehmer auch keine Beiträge 
entrichten. Das Gesetz unterscheidet Berufsgenossenschaften der Gewerbe-Unfall­
versicherung (§§ 623ff.), der landwirtschaftlichen Unfallversicherung (§§ 956ff.) und 
der See-Unfallversicherung (§§ 1118ff.). Das Öffentlichrechtliche ist bei den Berufs­
genossenschaften ähnlich ausgeprägt wie bei den Krankenkassen, doch sieht das 
Gesetz Genossenschaftsbeamte im engen Wortsinne nicht vor96• 

ß) Sonderverbände örtlich Beteiligter finden wir vor allem auf dem Gebiete 
des Wasserrechts. Das preußische Wassergesetz vom 7. April 1913, um nur ein 
neues Beispiel zu nennen, sieht vierzehnerlei Zwecke vor, zu deren Verwirklichung 
Wassergenossenschaften gebildet werden können, so Unterhaltung und Ausbau 
von Wasserläufen, Unterhaltung der Ufer, Reinhaltung von Gewässer, Entwässe­
rung und Bewässerung von Grundstücken, Anlegung, Unterhaltung und Ausnutzung 
von Stauanlagen, also auch von Talsperren, und von Wasserversorgungsanlagen, 
Beseitigung von Hindernissen des Hochwasserabflusses, Aufhöhung und Aufspülung 
von Grundstücken im Interesse der Bodenkultur (§ 206). Außerdem kennt das 
Gesetz Deichverbände (§§ 294ff.). Besondere Gesetze regeln die Rechtsver­
hältnisse gewisser, für bestimmte Flußgebiete zu bildender Genossenschaften, so 
das Ruhrreinhaltungsgesetz vom 5. Juni 1913 und das Ruhrtalsperrengesetz und 
das Sesekegesetz vom gleichen Tage. Die Wassergenossenschaften des Wasser­
gesetzes sind entweder freie, durch einstimmigen Beschluß der Beteiligten zu 
gründende Genossenschaften oder auf Mehrheitsbeschluß beruhende Genossen­
schaften mit Beitrittszwang oder ohne Zustimmung der Mehrheit zu bildende 
Zwangsgenossenschaften (§ 207), doch können die beiden letzten Arten von 
Genossenschaften nicht für alle vierzehn Zwecke gebildet werden. Auch die freien 
Genossenschaften sind aber Körperschaften des öffentlichen Rechts. Denn sie 
unterstehen einer staatlichen Aufsicht, die darüber wacht, daß die genossenschaft­
lichen Anlagen ordnungsmäßig ausgeführt, unterhalten und wiederhergestellt werden 
(§ 217 U ), die also nicht rein negativ ist und sich bis zur Zwangseinschreibung der 
nötigen Ausgaben in den Haushaltsplan der Genossenschaft steigern kann (§ 219 1). 

Auch kann der Vorstand gegen den einzelnen Genossen Anordnungen erlassen und 
durch Ersatzvornahme durchsetzen oder ihnen durch Zwangsgeldstrafen Nachdruck 
verschaffen (§ 227), Verwaltungsakte, wie sie in reinerer Form auch im Polizeirecht 
nicht vorkommen. Rückständige Beiträge, durch Ersatzvornahme entstehende 

85 Vgl. üher die Rechtslage DERseR Die neue RVO. 1925 § 351 Anm. 1; FR. HOFFMANN 
RVO. 2. Buch17 1927 S. 400ff.; v. LOEWENSTEIN, PrVerwBl. 47 (1926) S. 272f.; RG. III 2. Fehr. 
28, RGSt. 62, 24ff. 86 Vgl. RG. III 18. Mai 26, RGZ. 114, 22ff. 
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Kosten und Zwangsgeldstrafen können im Verwaltungszwangsverfahren beigetrieben 
werden (§ 2291 ). Die Beamteneigenschaft der Vorstandsmitglieder wird bei den 
Zwangsgenossenschaften und den Deichverbänden allgemein bejaht, doch läßt sich 
kein durchschlagender Grund für die Unterscheidung zwischen den einzelnen Arten 
von Genossenschaften anführen97 • Die Deichverbände haben vor allem die Be­
sonderheit, daß sie immer Verbände mit Beitrittszwang oder Zwangsverbände sind 
(§ 294) und daß die Wahl des Deichvorstehers (Deichhauptmanns, Deichrichters, 
Deichgrafen, Deichgräfen usw.) der Bestätigung durch die Aufsichtsbehörde be­
darf (§ 299 II). Der Deichvorsteher nimmt neben seinen sonstigen hoheitlichen 
Befugnissen die örtliche Polizei zum Schutze der Deiche und der zugehörigen An­
lagen wahr (§ 307 I). Ebenfalls den Wassergenossenschaften nachgebildet sind die 
Fischereigenossenschaften nach §§ 36ff. des Fischereigesetzes vom 11. Mai 1916. 
Das Gesetz unterscheidet Genossenschaften zu geregelter Aufsichtsführung und 
gemeinschaftlichen Maßnahmen zum Schutze des Fischbestandes (Schutzgenossen­
schaften) und solche zu gemeinschaftlicher Bewirtschaftung und Nutzung der Fisch­
gewässer samt Fangverwaltung (Wirtschaftsgenossenschaften). Beide Arten von 
Genossenschaften können als freie Genossenschaften und als Genossenschaften mit 
Beitrittszwang gebildet werden. Nur Schutzgenossenschaften sind auch als Zwangs­
genossenschaften zulässig (§§ 65f.). 

Andere Sonderver bände örtlich Beteiligter sind z. B. die Wal d gen 0 s sen -
schaften nach dem preußischen Gesetz vom 6. Juli 1875, während die Jagd­
genossenschaften nach § 16 der Jagdordnung vom 15. Juli 1907 mehr den Charakter 
rechtsfähiger Zusammenfassungen wirtschaftlicher Werte haben. Auch die Boden­
verbesserungsgenossenschaften nach dem preußischen Gesetze vom 5. Mai 1920 
und die Landlieferungsverbände, die nach Maßgabe des Reichssiedelungs­
gesetzes vom 11. August 1919 in den einzelnen Ländern zu bilden sind98, gehören 
hierher. Die hamburgische Gesetzessprache nennt solche Sonderverbände örtlich 
Beteiligter ganz allgemein "Interessentschaften" 99. 

y) Die Gebietskörperschaften stellen die höchste Stufe der Körperschaften des 
öffentlichen Rechtes dar. Nach Ausscheidung des Staates als der obersten Ge­
bietskörperschaft sind es die bekannten, in ihrer Organisation schon früher (§ 4) 
geschilderten Gemeinden und höheren Kommunalverbände, die uns hier 
begegnen. Das den Gebietskörperschaften Eigentümliche ist die Gebietshoheit, 
kraft deren jedermann, der sich auf dem Gebiete aufhält, der Herrschaft der Körper­
schaft unterworfen ist. Auch die Sonderverbände örtlich Beteiligter allerdings 
bauen sich auf räumlicher Grundlage auf, aber nur die Beteiligten sind der Ver­
bandsgewalt unterworfen, nur der Anlieger am Wasserlauf z. B., nicht der zufällig 
am Wasser Weilende. Die örtliche Polizeigewalt des Deichvorstehers nach § 307 1 des 
preußischen Wassergesetzes bildet eine Ausnahme von der Regel. Auch die Er­
richtung der Berufsvertretungen für bestimmte Bezirke erhebt diese nicht zu Kom­
munalverbänden. Der Gewalt der Ärztekammern sind eben nur die Ärzte, nicht 
die Apotheker des Bezirks unterworfen, während die Ortsstatuten einer Stadt alle 
treffen können, die sich im Stadtgebiet aufhalten. Das preußische Kommunalabgaben­
gesetz vom 14. Juli 1893 erklärt u. a. die zu einem öffentlichen Dienste oder Ge­
brauche bestimmten, einem "kommunalen Verbande" gehörigen Grundstücke für 
grundsteuerfrei (§ 24 IC ). Als eine Landwirtschaftskammer das Steuervorrecht 
für sich in Anspruch nahm, wurde sie mit Recht abgewiesen100• 

97 Ebenso ROLTZ-KREUTZ Pr. Wassergesetz II 2 u. 3 1919 S.83ff. zu § 212, BOCHALLI 
Wassergenossenschafts- u. Deichrecht 2 1925 S. 23 und schon früher RG. IV 10. Dez. 85, 
PrVerwBI. 8 (1886/7) S. 182f. - Abweichend für das frühere Recht PrOVG. 23. Jan. 97, 
PrVerwBl. 18 (1897) S.23lf., und heute noch LENHARD-REICHAU Pr. Wassergesetz 1918 S.465. 

98 Vgl. z. B. pr. AG. v. 15. Dez. 19 § 14 IV. 

99 Ramb. LGemO. v. 2. Jan. 24 Art. 46; Bek. v. 19. Juli 26 Art. 1. 
100 PrOVG. 20. Juni 13, Entsch. 64, 257ff. 
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d) Die Rechtsstellung der juristischen Personen des öffentlichen 
H,echts außerhalb des Landes, kraft dessen Gesetzgebung sie juristische Per­
sonen des öffentlichen Rechtes sind, ändert sich nur, soweit die Ausübung von Hoheits­
befugnissen in Frage steht. Die statutarischen Vorschriften der württembergischen 
Ärztekammer gelten nur innerhalb Württembergs, die Zwangsmitgliedschaft für die 
braunschweigische Landwirtschaftskammer nur für die Besitzer braunschweigischer 
Grundstücke, der Vorstand einer preußischen Wassergenossenschaft kann Zwangs­
strafen nur gegen einen mit preußischem Grundbesitz Beteiligten androhen. Da­
gegen bleibt den juristischen Personen des öffentlichen Rechts das Öffentlichrecht­
liche als allgemeine Eigenschaft auch außerhalb der Landesgrenzen. Nach § 119 des 
Versicherungsaufsichtsgesetzes vom 12. Mai 1901 unterliegen die auf Grund landes­
gesetzlicher Vorschriften errichteten öffentlichen Versicherungsanstalten den Vor­
schriften des Gesetzes nicht. Eine preußische ]'euerversicherungsanstalt des öffent­
lichen Rechts betreibe außer in der Provinz, für deren Bereich sie errichtet ist, das 
Unternehmen auch im Nachbarlande. Wird sie für diesen Teilbetrieb eine juristische 
Person des Privatrechts, die der Genehmigung nach dem Gesetze bedarf 1011 Dies 
ist nicht anzunehmen. Vielmehr ist der Sinn des Gesetzes der, daß ein Versicherungs­
unternehmen, dem das Landesgesetz sogar juristische Persönlichkeit des öffentlichen 
Rechts beilegt, solche Gewähr für Zuverlässigkeit bietet, daß es einer weiteren Ge­
nehmigung nicht bedarf. 

4. Der Staat. Wenn uns als letzte juristische Person noch der Staat begegnet, 
so denken wir an ihn nicht als verwaltendes Subjekt, denn hiervon ist im ganzen 
Buche die Rede, sondern als eine der Verwaltung selbst unterworfene Persönlich­
keit. Unterliegt auch der Staat, wenn er bauen will, der polizeilichen Genehmigungs­
pflicht? Kann die Ortspolizeibehörde dem Militärbefehlshaber die Vornahme einer 
Nachtübung aus polizeilichen Gründen verbieten? Kann die Gemeinde zum Zwecke 
der Verbreiterung einer Straße ein staatliches Dienstgebäude enteignen? Die Fragen 
gelten entsprechend auch für Kommunalverbände oder sonstige Träger öffentlicher 
Gewalt, da auch hier ein Verwaltungszweig mit einem andern zusammenstoßen kann. 

Keine Schwierigkeit bereitet die passive Verwaltungsfähigkeit des Fiskus 
als reinen Privatrechtssubjekts. Hat der Fiskus ein Wohnhaus geerbt, so wird er beim 
Erlasse polizeilicher Anordnungen wegen Beseitigung ordnungswidriger Zustände, 
bei Enteignungen, bei Heranziehung zur Straßenreinigung, zum Feuerlöschdienst, 
zur Hergabe von Bauholz nicht anders behandelt als jeder Privatmann102• Auch 
die Zwangsvollstreckung gegen den Fiskus ist zulässig, mit den Einschränkungen 
allerdings, die auch im Zivilprozeßrecht hierfür gelten103• Besondere gesetzliche 
Bestimmungen können den Fiskus auch als Privatperson bevorrechten. So kommt 
es häufig vor, daß staatliche Neubauten der ortspolizeilichen Genehmigung nicht 
bedürfen, gleichgültig, zu welchen Zwecken sie errichtet werden104• Aber die Regel 
bleibt Gleichsetzung des Fiskus mit jedem anderen. Das Reichsgesetz über die 
gegenseitigen Besteuerungsrechte des Reichs, der Länder und der Gemeinden vom 
10. August 1925 bestätigt sie deutlich. Danach haben das Reich einerseits, die 
Länder und Gemeinden andererseits das Recht, den andern Teil zu Gebühren, Bei­
trägen und Steuern heranzuziehen, es sei denn, daß bei den Verwaltungsgebühren 
,.die Handlungen der Behörden in Ausübung einer öffentlichen Gewalt 
veranlaßt oder vorgenommen werden" (§ 1 I) oder bei den Verkehrssteuern "die 
Behörden mit den Handlungen, die den Anlaß der Besteuerung bilden, .. eine ihnen 

101 So ZEHNTER-BRANDSTÄTTER RGes. ü. d. privaten Versicherungsunternehmungen2 

1920 S.28. 
102 Vgl. PrOVG. 21.Dez.16, 29. Febr. 16, 12. Okt. 15 (Entsch. 72, 288ff.; 70, 238ff., 248ff.). 
103 Vgl. z. B. H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung in Preußen 1926 

S. 243ff.; sächs. G. v. 30. März 14; hamb. Verhältnisgesetz v. 23. April 79/10. Okt. 23 § 3a. 
104 Z. B. brem. BauO. v. 21. Okt. 06 § 13. 
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anvertraute öffentliche Gewalt ausüben" (§ 61) 'oder es sich bei den Grund­
und Gebäudesteuern "um Grundstücke handelt, die zu einem öffentlichen 
Dienste oder Gebrauche bestimmt sind" (§4 I ). 

Gerade diese Einschränkungen deuten aber darauf hin, daß der hoheitliche 
Staat anders zu behandeln ist als der Fiskus. Wohl wird das Gesetz auch ihn dem 
Privatmann gleichsetzen, wo die Billigkeit es erfordert. So macht das soeben er­
wähnte Besteuerungsgesetz bei der Heranziehung zu Beiträgen, insbesondere Straßen­
baubeiträgen (§ 21), keinen Unterschied zwischen hoheitlichen und nicht hoheit­
lichen Betrieben; bei der Heranziehung zu Zuschüssen an die Gemeinden wegen 
des ihnen erwachsenden Mehraufwandes nennt das Gesetz die H,eichsbetriebe, die 
der Ausübung der öffentlichen Gewalt dienen, sogar an erster Stelle (§ 81). Aber 
die Regel bildet Freiheit der hoheitlichen Staatsverwaltung von der 
Unterworfenheit unter die Verwaltungshoheit einer andern, dienst­
lich nicht vorgesetzten Behörde. So sind Eisenbahngrundstücke weder der 
baupolizeilichen Gewalt der Ortspolizeibehörde, noch dem Anschluß an eine Wasser­
genossenschaft im Wege des Zwangs, noch polizeilichen Entwässerungsmaßregeln, 
noch der gemeindlichen Fluchtliniengewalt unterworfen 105. Auch der Polizeibefehl 
zum Abtragen eines baufälligen, aber unter Denkmalschutz stehenden Giebels 
entbindet nicht von der Einholung der für die Beseitigung denkmalgeschützter 
Gebäude vorgesehenen behördlichen Erlaubnis106. Die Wegepolizeibehörde kann 
nicht zwecks Verbreiterung des Weges die Änderung der Anlage eines Ii'estungs­
tores anordnen, auch nicht einen über einen Truppenübungsplatz führenden \Veg 
für den öffentlichen Verkehr in Anspruch nehmen107. Selbst eine Polizeiverordnung 
über die Beleuchtung von Fuhrwerken zur Nachtzeit bindet einen Militärbefehls­
haber nicht, wenn er nach pflichtmäßigem Ermessen zu Übungszwecken un­
beleuchtetes Fahren befohlen hatte108. Wenn dessen ungeachtet die Zivilgerichte den 
Rechtsweg für Klagen gegen gefährdende Schießübungen für zulässig erklären und 
den Reichsmilitärfiskus sogar schon "zur Vermeidung einer Geldstrafe von 300 M 
für jeden Übertretungsfall" verurteilt haben, "sich in Zukunft der Störung des 
Klägers in dem Besitze seines Grundstückes durch Bewerfen desselben mit Ge­
schossen ... zu enthalten"109, so hängt dies mit der Unzulänglichkeit des Hechts­
schutzes im öffentlichen Rechte zusammen, vermöge deren der Bürger ganz schutz­
los wäre, wenn ihm nicht die ordentlichen Gerichte hülfen. 

Die sachgemäße Lösung derartiger Zusammenstöße zweier hoheitlicher Ver­
waltungen ist nicht der Kampf beider Verwaltungen gegeneinander, sondern die 
Anrufung der nächsten gemeinsamen vorgesetzten Behörde oder der beiden zu­
ständigen Minister. Wohl gibt es Fälle, wo rasche Abwehr nötig ist. So wollte 
ein Gerichtsvollzieher dem Bürgermeister mitten in der Beurkundung einer Geburts­
anzeige, die er als Standesbeamter entgegennahm, ein Schriftstüek zustellen; der 
Bürgermeister wußte sieh nicht anders zu helfen, als den zudringlichen Gerichts­
vollzieher gewaltsam aus dem Zimmer zu drängen; dem wegen Amtsnötigung 
angeklagten Bürgermeister bescheinigte das preußische OVG. die Innehaltung 
der Grenzen seiner Amtsbefugnisse, mit Recht, da er nur den Grundsatz der 
Unabhängigkeit zweier hoheitlieher Verwaltungen von einander gegen die Störung 
durch den Gerichtsvollzieher verteidigt hattellO . In der Hegel ist aber Zeit zum Bericht 
nach oben. Will also z. B. eine Stadt ein Universitätsgebäude enteignen, so berichtet sie 

lOS PrOVG. 8. Dez. 14, 6. Apr. 22, Entsch. 68, 446ff. u. 78, 343ff.; PrOVG. 14. März 18, 
PrVerwBl. 40 (1919) S. 120ff.; PrOVG. 10. Juli 14, Entsch. 68, 428ff. Vgl. auch WürttVGH. 
19. Nov. 24, WüRV. 19 (1926) S. 135ff.; ferner AO. § 202 v. 

106 HessVGH. 14. Juni 24, Entsch. 7, 1 ff. 
107 PrOVG. 2. Mai 12, Entsch. 61, 274ff.; PrOVG. 28. Jan. 26, Entsch. 80, 253ff. (mit wei­

teren Nachweisen). 
108 RG. I 23. Okt. 25, RGSt. 59, 404ff. 
109 RG. V 27. Mai 03, RGZ. 55, 55ff. 110 PrOVG. 9. Nov. 87, Entsch. 15, 439ft. 
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durch Vermittlung des Regierungspräsidenten an den Minister des Innern, und Sache 
des Ministers ist es, sich mit dem Unterrichtsminister zu einigen oder die Entscheidung 
des Staatsministeriums anzurufen. Bei einem Zusammenstoß zwischen Polizei und 
Militär sind der Innenminister des Landes und der Reichswehrminister die zu­
ständigen Partner der Verhandlungen. Kommt es hier zu keiner Einigung, so liegt 
eine Streitigkeit nichtprivatrechtlicher Art zwischen dem Reich und einem I_ande 
vor, über die, soweit es sich um eine Rechtsstreitigkeit handelt, auf Anrufen eines 
Teils der Staatsgerichtshof für das Deutsche Reich entscheidet (RV. Art. 191). 

§ 9. Die Rechtsverhältnisse in der Verwaltung. Öffentliche Pflichten 
und Rechte. 

OTTOMAYERI s. 103ff., 238; FLEINER S. 150ff., 164ff.; SCHOEN S. 275ff.; LOENING S.8ff.; 
G. MEYER-ANSCHÜTZ S. 946ff.; HERRNRITT S. 70ff.; MERKL S. 129ff.; KORMANN in AnnDR. 
1911 S. 912 ff. 

WALZ Über die sachartige Natur der auf Grund des Ortsstraßengesetzes zu leistenden 
Kostenbeiträge, BadVerwZ. 1899 S. Iff., 13ff.; LAMMFROMM Über Kanalbeitragslasten, 
WürttZ. 47 (1905) S.246ff.; HIRSCH über Baulasten, WüRV. 5 (1912) S.24lff., 265ff., 289ff.; 
SCHULTZENSTEIN Die recht!. Eigensch. d. Anspruchs a. d. Anliegerbeitrag, JW. HJl6 S.169ff., 
240ff.; K. FRIEDRICHS Über öffentliche dingliche Rechte, PrVerwB!. 39 (1918) S. 297ff.; 
KOSSMANN Die Dinglichkeit der Beiträge des § 9 Kommunalabgabengesetzes und des § 15 Bau­
fluchtliniengesetzes, PrVerwB!. 39 (1918) S.364ff., 375ff. (dazu LOEWE ebenda S. 565f.). 

O. BÄHR Der Rechtsstaat 1864 S. 34ff.; G. JELLINEK System der subjektiven öffentlichen 
Rechte 1892, 2. Auf!. 1905; G. MEYim Der Staat und die erworbenen Rechte 1895; MANs­
FELD Der publizistische Reaktionsanspruch und sein Rechtsschutz im Herzogtum Braun­
schweig 1895; DERSELBE Nochmals der publizistische Reaktionsanspruch, BraunschwZ. 45 (1898) 
S. 18ff.; GIESE Die Grundrechte 1905; FLEINER Einzelrecht und öffentliches Interesse, Staatsr. 
Abhandlungen, Festg. f. LABAND II 1908 S. Iff.; A. AFFOLTER Die individuellen Rechte nach 
der bundesgerichtlichen Praxis 1911; ANSCHÜTZ VerfUrkunde f. d. pr. Staat I 1912 S.91ff.; 
ECKHARDT Die Grundrechte vom Wiener Kongreß bis zur Gegenwart 1913; BÜHLER Die 
subjektiven öffentlichen Rechte und ihr Schutz in der deutschen Verwaltungsrechtsprechung 
1914 (dazu meine Besprechung im ArchÖffR. 32, 1914, S.580ff.); DERSELBE Zur Theorie des 
subj. öffentl. Rechts, Festg. f. FLEINER 1927 S.26ff.; OESCHEY Die Freiheitsrechte nach deut­
schem Reichs- und Landesstaatsrecht, BlAdmPr. 66 (1916) S.63ff., 81ff.; Fru:EDRICHS Sub­
jektive Rechte, AnnDR. 1921/22 S. 209ff.; DERSELBE Der Allg. Teil d. Rechts 1927 S. 252ff.; 
L. RICHTER Das subjektive öffentliche Recht, ArchÖffR. N. F. 8 (1925) S. Iff.; THOMA Grund­
rechte und Polizeigewalt, Festg. für d. PrOVG. 1925 S.183ff.; HOFACKER Grundrechte und 
Grundpflichten der Deutschen 1926 (dazu BÜHLER in der JW. 1927 S. 431f.); C. SCHMITT 
Verfassungslehre 1928 S. 157ff. - Kommentare zum zweiten Hauptteil der Reichsverfassung. 
- SECKEL Die Gestaltungsrechte des bürg Rechts, Festg. f. Koch 1903 S.205ff.; NAWIASKY 
Forderungs- und Gewaltverhältnis, Festschr. f. ZITELMANN 1913; H. RÜHL Zur Konstruktion 
der Rechtsbeziehungen zwischen staatlichen Behörden 1926. 

MORA WITZ Das subjektive öffentliche Recht und die Judikatur des VGH. in Braunschweig, 
BraunschwZ. 57 (1910) S. 2ff.; HAMPE Die baupolizeilichen und nachbarrechtlichen Abstands­
regeln der braunschw. BauO. und der Schutz des Grundstücksnachbarn gegen Verletzung dieser 
Vorschriften, BraunschwZ. 62 (1915) S. 67ff.; VON GEHE Inwieweit lassen sich aus dem Allg. 
Baugesetze subjektive öffentliche Rechte ableiten? FischersZ. 39 (1911) S. 97ff.; BRACH­
MANN Welche Vorschriften des sächsischen Baurechtes dienen dem Rechtsschutze Dritter? 
FischersZ. 42 (1913) S. 213ff. Aufsätze über das subjektive öffentliche Recht des Nachbarn 
in Württemberg von HOFACKER in der WürttZ. 64 (1922) S.27ff., 49ff.; 65 (1923) S. 103ff.; 
66 (1924) S.255ff., von GEIER WürttZ. 64 (1922) S. 145ff., von BÜHLER ebenda S. 150ff. -
GLUTH Genehmigung und subjektives Recht, ArchÖffR. 3 (1887) S.569ff.; KULISCH System 
des österreichischen Gewerberechtes J2 1912 S. 574ff.; v. LAUN Das Recht zum Gewerbe­
betrieb 1908; SALINGER Das Recht am eingerichteten und ausgeübten Gewerbebetriebe, 
GruchotsBeitr. 62 (1918) S. 289ff.; A. ROSENTHAL dsg!., GruchotsBeitr. 63 (1919) S. 715ff.; 
W ANNER Das Recht aus der Wirtschaftserlaubnis, unter Mitberücksichtigung der dinglichen 
Wirtschaftsgerechtigkeit, BlAdmPr. 71 (1921) S.161ff.; 72 (1922) S. Iff., 33ff., 65ff.; NEu­
BURGER Die rechtliche Bedeutung der Gewerbefreiheit, WüRV.16 (1923) S.21ff., 57ff.; HALLER 
Die Befugnis als besondere RechtsteIlung im Verwaltungsrecht, WüRV. 20 ,(1927) S. 157ff., 
a.uch S. 33 ff. 

TRIEPEL Das preußische Gesetz über die Einführung einer Altersgrenze, ArchÖffR. 40 
(1921) S.349ff.; CAHN Eingriff in wohlerworbene Rechte von Beamten durch Reichsgesetze, 
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BadVerwZ.1922 S.105ff.; ASSMANN Wohlerworbene Beamtenrechte2 1924; EICKEL Die wohl­
erworbenen Rechte der Beamten und ihr verfassungsmäßiger Schutz, Beamten-Jahrbuch 
1924 S. 127ff., 175ff., 223ff.; DERSELBE, ebenda 1926 S. 15ff.; F. MÖLLER Die wohlerworbenen 
Rechte der Beamten, ebenda 1925 S. 295ff.; ULLMANN Über wohlerworbene Beamtenrechte, 
ebenda 1925 S. 521ff., 561ff.; DERSELBE, ebenda 1926 S. 223ff.; FALCK Rechtsfragen der 
neuen Besoldung, ebenda 1928 S. 227ff.; STUMPF WohlerworbeneBeamtenrechte, BayVerwBI. 
74 (1926) S. 129ff., 166ff.; SCHNEIDER Wohlerworbenes Recht und Rückgruppierungen, Stusev. 
1926 S. 257ff.; PAHLKE Der Gesetzesvorbehalt in den neuen Besoldungsvorschriften, DJZ. 
1927 Sp. 1545ff. u. RVerwBI. 49 (1928) S. 391ff.; über die gleiche Frag€· EICKEL im 
BeamtJahrb. 16 (1929) S. 61ff. 

RADNITZKY Parteiwillkür im öffentlichen Recht 1888. - CALINICH Abtretung von Ge­
haltsforderungen, Pr. Volksschulareh. 26 (1928) S. 111f. - LUTHARDT Verzicht auf eine Ge­
werbeerlaubnis, BlAdmPr. 47 (1897) S. 149ff.; SCHOENBORN Studien zur Lehre vom Verzicht 
im öffentlichen Recht 1908; WASSERMANN Der Verzicht auf subjektive öffentliche Rechte, 
ArchÖffR. 28 (1912) S. 261ff.; RAGGI Contributo alla dottrina delle rinuncie nel diritto pubb­
lico 1914; SCHMID Der Verzicht auf eine Wirtschaftskonzession, WürttZ. 56 (1914) S.159ff., 
dann S.362ff.; ZIEGLER Zur Frage des Verzichts auf das Staatskonkursergebnis, BlAdmPr. 
64 (1914) S.34ff.; GNUSE Der Verzicht im Beamtenrecht, Beamten-Jahrbuch 1926 S.144ff.; 
JASCHKOWITZ Zur Frage des Verzichts auf vermögensrechtliche Ansprüche der Beamten, 
JW. 1927 S. 2843f.; MAuNz Zur Frage der Verzichtbarkcit öffentlicher Rechte, BayGemZ. 
37 (1927) Sp.241ff. 

I. Rechtsverhältnis und Rechtszustand. 
Die Lehre von den Rechtssubjekten war voranzustellen, da das Rechtsverhältnis 

Rechtssubjekte voraussetzt. Unter Rechtsverhältnis verstehen wir nämlich 
die Beziehung zwischen mindestens zwei Rechtssubjekten, kraft 
deren das eine Rechtssubjekt dem andern gegenüber etwas tun 
oder nicht tun soll, darf oder kann. Bis vor kurzem hatte die Wissen­
schaft des Verwaltungsrechts nur geringen unmittelbaren Anlaß, sich mit dem Wesen 
des Rechtsverhältnisses zu befassen. Während die ZPO. im § 256 von jeher Klagen 
auf Feststellung des Bestehens oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses 
vorsieht, gibt es verwaltungsgerichtliche Feststellungsklagen über Rechtsverhält­
nisse des öffentlichen Rechts in dieser Allgemeinheit erst seit kurzem und nur 
in Hamburg1 und Bremen2• Die hamburgischen Verwaltungsgerichte (VG. und 
OVG.) ließen z. B. die Klage eines Oberlehrers dahin zu, daß ihm nicht verboten 
werden könne, sich Professor zu nennen, mit Recht, da in Frage stand, ob das Rechts­
subjekt Staat dem Rechtssubjekt Oberlehrer gegenüber ein Verbot aussprechen 
dürfe oder nicht 3. Ebenso verlangte ein Kläger Feststellung eines Rechtsver­
hältnisses, als er geltend machte, die Friedhofsdeputation sei nicht berechtigt, 
die Aufstellung eines Kissensteines auf dem ihm gehörigen Grabe von besonderer 
Genehmigung abhängig zu machen4• Klage auf Feststellung eines Rechtsver­
hältnisses ist es aber auch, wenn ein Gastwirt Feststellung begehrt, daß das Dulden 
gewisser Tänze keine Abhaltung von Tanzlustbarkeiten im Sinne des § 33c GewO. 
darstelle, oder wenn jemand festgestellt wissen will, daß er nach Art seines Gewerbes 
eines Wandergewerbescheines nicht bedarf. Nur die Neuheit der Einrichtung ent­
schuldigt es, daß das hamburgische Verwaltungsgericht (nicht OVG.) in beiden Fällen 
die Klage als unzulässig abwies5• Denn im ersten Falle war zu entscheiden, ob der 
Staat gegen das Dulden der Tänze, im zweiten, ob er gegen den Betrieb des Ge­
werbes einschreiten könne, auf den Kläger bezogen, ob er das Tanzen dulden, das 
Gewerbe ausüben dürfe oder nicht. 

Trotzdem ist nicht jede denkbare Beziehung zwischen Staat und einzelnem ein 
Rechtsverhältnis, sowenig dies im Privatrecht zwischen Gleichgeordneten der 

1 G. ü. Verwaltungsgerichtsbarkeit v. 2. Nov. 21 § 20. 
2 G. ü. VeTWaltungsgerichtsbarkeit v. 6. Jan. 24 § 28. 
3 HambVG. 27. März 22 u. HambOVG. 4. Juli 22, HansRZ. 1923 Sp. 30ff. 
4 HambVG. 2. Juni 24, HansRZ. 1925 Sp.70ff. 
5 HambVG. 24. Apr. u. 11. Sept. 22, HansRZ. 1923 Sp.388. 
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Fall ist. Zwischen dem Kaufmann und mir besteht die entfernte Beziehung, daß, 
wenn ich bei ihm einen Füllfederhalter kaufe, er verpflichtet ist, ihn mir zu liefern. 
Trotzdem besteht zwischen ihm und mir noch kein Rechtsverhältnis, auch kein be­
dingtes, sondern bloß die Möglichkeit eines ganz in der ungewissen Zukunft liegen­
den. Ähnlich besteht zwischen dem Staate und mir noch kein Rechtsverhältnis 
des Inhalts, daß der Staat verpflichtet ist, mir auf Antrag die Genehmigung zum 
Betriebe einer Privatkrankenanstalt zu erteilen, solange ich den Antrag nicht gestellt 
habe oder überhaupt nicht daran denke, eine Krankenanstalt zu errichten; eine 
auf Feststellung meines künftigen Rechts erhobene Klage würde auch dort, wo es 
Feststellungsklagen gibt, nicht nur wegen mangelnden Interesses, sondern vor allem 
wegen Nicht-Vorhandenseins eines Rechtsverhältnisses abgewiesen werden. Die 
Abweisung hätte aber auch einen tieferen Sinn. Einmal soll der Staat nicht unnötig 
früh mit der Entscheidung von Klagen behelligt werden. Dann aber besteht für 
beide Teile ein Interesse daran, daß die Rechtskraft einer unrichtigen Entschei­
dung nach Möglichkeit eingeschränkt bleibt. Wird der Kläger mit dem Feststel­
lungsbegehren, daß ihm auf künftigen Antrag eine gewerbepolizeiliche Genehmi­
gung erteilt werden müsse, in der Sache rechtskräftig abgewiesen, so hat er für 
immer verspielt, jedem künftigen Antrag steht der Einwand der rechtskräftig ent­
schiedenen Sache entgegen. Wird er aber erst nach Stellung des Antrages abgewie­
sen, so erstreckt sich die Rechtskraft des verwaltungsgerichtlichen Urteils nur auf 
das durch Stellung des Antrags entstandene konkrete Rechtsverhältnis, hindert 
also bei Abweisung des Antrags nicht die Schaffung eines neuen RechtsverhäIt­
nisses durch Stellung eines neuen Antrages. Man nehme zur Verdeutlichung wieder 
das privatrechtliehe Gegenstück und bedenke, daß im Privatrecht als Begrün­
dungsakt für RechtsverhäItnisse nicht der einseitige Antrag wie im öffentlichen 
Recht, sondern der Vertrag vorherrscht. Die Klage des A gegen B auf Feststellung 
der Gültigkeit eines zwischen ihnen geschlossenen Vertrages werde rechtskräftig 
abgewiesen. Schließt A mit B einen zweiten Vertrag gleichen Wortlauts, so gilt 
die Rechtskraft des Urteils für diesen Vertrag nicht; ein zweites Urteil kann also 
die Gültigkeit des Vertrages bestätigen. Würde aber Feststellung begehrt werden 
können, daß, wenn A mit B einen Vertrag mit bestimmtem Wortlaut später ein­
mal schließen sollte, dieser Vertrag gültig wäre, so würde ein die Klage abweisendes 
Urteil alle später zu schließenden Verträge des angegebenen Wortlauts unmöglich 
machen. 

Man muß daher den dem Rechtsverhältnis vorangehenden Rechtszustand 
von dem RechtsverhäItnis selbst wohl scheiden. Rechtszustand ist die Möglichkeit 
künftiger Rechtsverhältnisse bezogen auf ein Rechtssubjekt, daher eine Eigenschaft 
des Rechtssubjekts oder, um einen Ausdruck des klassischen Rechts zu gebrauchen, 
ein Status von ihm 6. Diese enge Verbindung des Rechtszustandes mit der Persön­
lichkeit erklärt auch manche seiner Eigentümlichkeiten, vor allem seine Unverzicht­
barkeit7• Auf den durch Stellung eines Antrages entstandenen Anspruch auf 
Baugenehmigung kann man verzichten, dagegen nicht darauf, daß künftige Anträge 
dem Gesetze entsprechend beschieden werden. Auch die Verjährung trifft das 
konkrete Rechtsverhältnis anders als den Rechtszustand. Der Inhaber einer ge­
werblichen Genehmigung verwirkt sie durch Nichtgebrauch innerhalb einer be­
stimmten Frist (GewO. § 49 I. III); die Möglichkeit hingegen, Erteilung einer ge­
werblichen Genehmigung zu verlangen, geht durch Zeitablauf nie verloren. 

In der Rechtsprechung der Verwaltungsgerichte hat sich diese Unterscheidung 
zwischen Rechtsverhältnis und Rechtszustand mehr unbewußt als bewußt durch­
gesetzt. So mag die Zähigkeit, mit der das preußische OVG. Feststellungsklagen 

6 Bekanntlich liegt dem System der subjektiven Rechte G. JELLINEKS (2. Aufl. 1905) 
die Lehre von den Statusverhältnissen zugrunde. 

7 Näheres am Schlusse des Paragraphen. 
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über die Zulässigkeit gewisser noch nicht erlassener polizeilicher Verfügungen 
zurückweist 8, mit der unbewußten Erwägung zusammenhängen, daß damit die 
Grenze zwischen Rechtsverhältnis und Rechtszustand verschoben würde. Bei 
verbietbaren Handlungen achtet die Rechtsprechung scharf darauf, daß die Polizei 
keine Tätigkeit untersagt, die sich nicht schon verwirklicht hat oder wenigstens zu 
verwirklichen droht. So mag die Polizei an sich im Rechte sein, wenn sie meint, 
A dürfe sich nicht als "pensionierter Kriminalschutzmann" bezeichnen. Wenn aber 
A noch gar keine Anstalten getroffen hat, es zu tun, so fehlt das Rechtsverhältnis 
zwisehen Staat und ihm, und ein von der Polizei trotzdem erlassenes Verbot wird 
als unzulässig aufgehoben9• Ebensowenig darf die Polizei einen noch gar nicht 
begonnenen oder doch wenigstens in der Entstehung begriffenen oder einen dauernd 
aufgegebenen Gewerbebetrieb untersagen, selbst wenn feststeht, daß sie naeh 
Eröffnung oder Wiedereröffnung des Betriebes das Verbot erlassen dürfte; denn 
auch hier hat sich der Rechtszustand noch nicht zu einem Rechtsverhältnis ver­
dichtepo. Bei positiven Pflichten nennt man die Vorstufe des konkreten Pflicht­
verhältnisses "Pflichtigkeit". Die Zeugenpflicht eines jeden der Gerichtsgewalt 
Unterworfenen ist ein Beispiel für solche Pflichtigkeiten; erst durch die Ladung 
wandelt sich die Pflichtigkeit zu einer Pflicht. Für die Vorstufe einer konkreten 
J:i'reiheit oder eines konkreten Rechtes fehlt es an einem besonderen Worte, aber 
auch hier unterscheidet die Rechtsprechung mit feinem Verständnis. § 111 GewO. 
z. B. bestimmt, daß, wer beim Inkrafttreten der GewO. zum Betriebe eines Ge­
werbes berechtigt ist, vom Gewerbe nicht deshalb ausgeschlossen werden kann, weil 
er den Erfordernissen des Gesetzes nicht genügt. Wer also kann sich auf die Über­
gangsbestimmung berufen 1 Jeder vor 1869 Geborene 1 Die Rechtsprechung 
verneint mit Recht und billigt die Wohltat der Übergangsbestimmung nur dem 
zu, der bei Inkrafttreten der GewO. oder ihrer Novellen das Gewerbe schon be­
trieben hatlI. Nur das ist also eine konkrete Berechtigung, während die bloße 
Möglichkeit, den Gewerbebetrieb zu eröffnen, ein bloßer Status, ein Rechtszustand ist. 

H. Öffentliche Pflichten. 
1. Arten. Sind die Rechtsverhältnisse soviel wie Beziehungen über ein Sollen, 

Dürfen oder Können, so sind die Pflichten ihr erster Gegenstand. Denn die Pflich­
ten im eigentlichen Sinne sind Sollenspflichten, d. h. Auflagen, sich einem 
Gebote ("Du sollst") oder einem Verbote ("Du darfst nicht") zu fügen. Die so­
genannten Duld ungspflich ten sind, wenn sie nicht mit Sollenspflichten ver­
hunden sind, keine echten Pflichten, sondern rechtliche Machtlosigkeiten. Wenn 
ich "verpflichtet" bin, den Straßenlärm zu dulden, so besteht in Wahrheit kein 
Befehl für mich, sondern mir fehlt nur die Macht, auf Unterlassung des Straßen­
lärms zu klageIl. 

Die Unterscheidung der Sollenspflichten in Pflichten zu einem Tun und 
Pflich ten zu einem Unterlassen wird im öffentlichen Rechte nicht so klar 
durchgeführt wie im Privatrecht, wo die positive Leistungsklage namentlich bei 
der Zwangsvollstreckung andern Regeln unterliegt als die Klage auf Unterlassung 
(ZPO. §§ 888, 890). Trotzdem kann die Unterscheidung auch im öffentlichen Rechte 
wichtig sein. So war der Militärbefehlshaber nach dem preußischen Belagerungs­
zustandsgesetze vom 4. Juni 1851 § 9b nur zum Erlasse von Verboten besonders 
ermächtigt. Auch im Polizeirecht hat der Unterschied zwischen Geboten und Ver­
boten seine Bedeutung, da sich die Verbote an jedermann richten dürfen, die Ge-

S Z. B. PrOVG. 9. Juli 92, Entsch. 23, 401. 
9 SächsOVG. 17. Juli 09, Jahrb. 14, U2ff. 

10 PrOVG. 1. März 17, PrVerwBl. 39 (1918) S. 55f.; BraunschwVGH. 26. Nov. 24, 
BraunschwZ. 71 (1925) Beil. S. Uf.; BayVGH. 27. Nov. 25, Samml. 46, 8U. 

H PrOVG. 6. Okt. 84, Entsch. U, 307ff. 
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bote aber nur an bestimmte, für den polizeimäßigen Zustand verantwortliche Per­
sonen. Daher sei der in Einzelfällen mitunter zweifelhafte Unterschied zwischen 
Geboten und Verboten hier kurz erläutert 12• Die Erfüllung eines Gebots setzt Leben 
voraus, während ein Verbot niemand besser erfüllt als ein Lebloser. Daneben gibt 
es noch eine Unterscheidung nach Zwecken. Danach wäre Verbot eine Anordnung, 
die etwas Negatives, und Gebot eine Anordnung, die etwas Positives bezweckt. Das 
Verbot, Wasser laufen zu lassen, würde hiernach auch die Pflicht in sich begreifen, 
das fließende Wasser abzustellen. Es genügt, auf diese Doppeldeutigkeit des Sprach­
gebrauchs hinzuweisen. In welchem Sinne die Unterscheidung im einzelnen Ge­
setze gemeint ist, bedarf daher besonderer Untersuchung. Die erste Unterscheidung 
ist jedenfalls dann maßgebend, wenn das Gesetz den Ungehorsam gegen ein Gebot 
milder beurteilt als den gegen ein Verbot, da der Zwang zur Untätigkeit den ein­
zelnen in der Regel leichter drückt als der Zwang zur Betätigung, das Gebot also 
den im Verhältnis zum Verbot stärkeren Eingriff darstellt. 

Nach den Rechtssubjekten lassen sich die öffentlichen Pflichten gliedern 
in solche des Staates oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt und solche 
des einzelnen. Dabei kann eine unterstaatliche juristische Person des öffent­
lichen Rechts bald auf der einen, bald auf der anderen Seite erscheinen, je nachdem 
sie dem einzelnen oder dem Staate gegenüber verpflichtet ist. über die Verpflicht­
barkeit des Staates brauchen wir nach dem über die Möglichkeit eines Verwaltungs­
rechts Gesagten (S. 40f.) kein Wort mehr zu verlieren. In einem Punkte allerdings 
unterscheiden sich seine Pflichten wesentlich von denen des einzelnen: in ihrer Voll­
streckbarkeit. Wohl gibt es vermögensrechtliche Pflichten des Staates, auch auf 
dem Gebiete des öffentlichen Rechts, z. B. des Beamtenrechts, wegen deren die 
Zwangsvollstreckung gegen ihn zulässig ist, allerdings auch hier mit gewissen Vor­
behalten13• Aber außerhalb des Vermögensrechts kommt es nie zu einer Zwangs­
vollstreckung nach Art der zivilprozessualen. Die Behörde versagt z. B. die Auf­
nahme in den Staatsverband, das Verwaltungsgericht entscheidet zugunsten des 
Klägers und hebt die Versagung auf. Die Behörde ist jetzt verpflichtet, dem Kläger 
die Aufnahmeurkunde auszuhändigen, aber kein Gerichtsvollzieher, keine vom 
Verwaltungsgericht anzudrohende Strafe zwingt sie dazu. Weigert sie sich wider 
alles Erwarten, so bleibt nur die Anrufung der vorgesetzten Behörde übrig, und 
schreitet auch die nicht ein, kümmert sich auch der Landtag nicht um die An­
gelegenheit und macht auch die Reichsregierung von ihrer Aufsichtsbefugnis keinen 
Gebrauch, dann zeigt sich eben bedauerlicherweise eine jeder Rechtsordnung 
gesetzte Grenze. Denn auch der Gerichtsvollzieher kann einmal versagen, auch 
hier ist es theoretisch denkbar, daß die aufsichtführenden Gerichte, aus Rechts­
irrtum, nichts veranlassen. Solche unwahrscheinlichen Fälle muß man aber bei 
Betrachtung des unter der staatlichen Rechtsordnung sich abspielenden Verwaltungs­
rechts vernachlässigen in der überzeugung, daß die Verwaltungsbehörde genau 
so zuverlässig beim Vollzuge einer verwaltungsgerichtlichen Entscheidung sein 
wird wie ein Gerichtsvollzieher oder ein Vollstreckungsgericht im bürgerlichen 
Rechtsstreit. Das Beispiel zeigt übrigens, daß sich die Pflicht einer Behörde zur 
Unterlassung leichter erzwingen läßt als ihre Pflicht zur Vornahme eines Ver­
waltungsakts. Erläßt die Behörde einem gesetzlichen Verbote zuwider eine Ver­
fügung, so hebt das Verwaltungsgericht die Verfügung auf und vollstreckt damit 
zugleich seine Entscheidung. Unterläßt dagegen die Behörde die Vornahme eines 
Verwaltungsaktes, zu der sie verpflichtet ist, und erläßt sie einen versagenden Be­
scheid, so hat die Aufhebung der Versagung nicht die Wirkung der Vornahme 
des unterlassenen Aktes, sondern nur die Wirkung einer Verpflichtung der Behörde, 
ihn vorzunehmen. 

12 Näheres Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 123ff. Vgl. auch TRIEPEL Reichsaufsicht 
1917 S.483. 13 EG. ZPO. § 152• 
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2. Nachfolge in öffentliche Pflichten und Stellvertretung. Die Betrachtung der 
verpflichteten Rechtssubjekte führt zu der Frage, ob ein öffentlichrechtlich Ver­
pflichteter durch einen andern ersetzt werden kann, sei es so, daß die Pflicht auf den 
andern übergeht, sei es so, daß der andere den Erstverpflichteten vertritt. 

Bei den Trägern öffentlicher Verwaltung sind die praktisch wohl 
allein wichtigen Fälle einer Pflichtennachfolge die Änderung im Bestande des 
verpflichteten Subjekts und die Ausscheidung eines neuen Rechtssubjekts aus einem 
bereits bestehenden. Es ist klar, daß dem einzelnen, auch wenn der Träger öffent­
licher Verwaltung ihm gegenüber Pflichten hat, gegen derartige organisatorische 
Änderungen kein Widerspruchsrecht gegeben ist. So wurde einmal die Stadt­
sparkasse mit andern Sparkassen verbunden und zur Einrichtung eines neu gegrün­
deten Zweckverbandes gemacht. Der Sparkassengegenbuchführer glaubte der Über­
nahme in den Dienst des Zweckverbandes widersprechen zu können, wurde abE'l" 
in einer Disziplinarentscheidung des OVG. eines Besseren belehrt14• Für Eingemein­
dungen hat das Reichsgericht den gleichen Grundsatz ausgesprochen15• Die Frage 
der Vertretung eines öffentlichen Verbandes durch einen andern wird kaum prak­
tisch, während die Frage der Vertretung einer Behörde durch einen beauftragtE'1l 
Beamten an anderer Stelle zu erörtern sein wird (unten S.280). 

Bei der Nachfolge in die Pflichten eines Privaten und der Stell­
vertretung in deren Erfüllung muß man unterscheiden. Gewisse Pflichten sind 
ihrer Natur nach höchstpersönlich, d. h. derart, daß man annehmen muß, 
das Gesetz lege entscheidenden Wert auf die Erfüllung gerade durch den als ver­
pflichtet Bezeichneten. Dies ist der Fall bei Unentbehrlichkeit des einzelnen, so 
bei der Auskunftspflicht des Augenzeugen oder bei Berufung des einzelnen in eine 
besondere Vertrauensstellung, so bei Befehligung eines Soldaten auf Wache. 
Während des Krieges sollte ein Soldat wegen Ungehorsams gegen den Befehl eines 
Postens bestraft werden, mußte aber freigesprochen werden, als sich herausstellte, 
daß der Posten aus Freundschaft für den auf Posten Kommandierten die Obliegen­
heiten eines Postens ohne Befehligung dazu übernommen hatte. Auch die Pflicht, 
sich zum Antritt einer Haftstrafe zu melden, ist selbstverständlich rein persönlich. 
Jene Frau aus dem Volke, die erschien, um die Freiheitsstrafe ihres Sohnes ab­
zusitzen, konnte beim Juristen nur ein mitleidiges Lächeln erwecken. 

Pflichten, die ihrer Natur nach nicht höchstpersönlich sind, können durch 
geeignete Stellvertreter erfüllt werden. Die Steuer brauche ich nicht persönlich 
auf die Finanzkasse zu bringen, bei Schneefall brauche ich nicht persönlich zu 
schippen, es sei denn, daß Not an Mann ist. Von den Naturaldiensten sagt es 
das preußische Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 ausdrücklich: "Die 
Dienste können mit Ausnahme von Notfällen durch taugliche Stellvertreter ab­
geleistet werden" (§ 68III). 

Für die Pflich tennachf olge sind, wie im Privatrecht, die drei Formen 
der Gesamtrechtsnachfolge, der Dinglichkeit und der Pflichtenübernahme denkbar. 

a) Die Gesam trech tsnachfolge kommt nur bei vermögensrechtlichen Pflich­
ten vor, hier aber so ausgeprägt, daß sie sogar an sich höchstpersönliche Pflichten 
trifft. "In den Nachlaß kann eine Geldstrafe nur dann vollstreckt werden, wenn 
das Urteil bei Lebzeiten des Verurteilten rechtskräftig geworden war" (§ 30 StGB.). 
Nicht die Einschränkung ist das Besondere, sondern die Möglichkeit der Voll­
streckung einer Geldstrafe nach Ableben des Verurteilten überhaupt. Dagegen 
bietet die Nachfolge des Erben in die Steuerzahlungspflicht des Erblassers oder 
in die Pflicht zur Rückzahlung zuviel erhaltener Besoldung nichts Bemerkenswertes. 

b) Pflichtennachfolge kraft Dinglichkeit liegt vor, wenn das Pflichtsubjekt 
irgendwie mit dem Eigentume an einer Sache, insbesondere einem Grundstück, 

14 PrOVG. 21. Nov. 24, Entsch. 79. 430ff. 
16 RG. III 17. Jan. 08, GruchotsBeitr. 52 (1908) S. 1217ff. 
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wechselt. Eine allgemeine Regel über dingliche Pflichten des öffentlichen Rechts 
gibt es nicht. Nur die badische Verordnung über das Verfahren in Verwaltungs­
sachen vom 31. August 1884 bestimmt im § 6 allgemein: "Wenn das Interesse 
eines Beteiligten unmittelbar und ausschließlich auf dem Besitze einer bestimmten 
Liegenschaft beruht, so kann der Nachfolger im Besitze dieser Liegenschaft die 
in betreff dieser letzteren gepflogenen Verhandlungen und ergangenen Entschei­
dungen nicht auf den Grund des Mangels der an ihn erfolgten Zustellung anfechten". 
Wo eine solche Bestimmung fehlt, bedarf es der Ermittelung des mutmaßlichen 
Sinnes der einzelnen Gesetze. Geringe Schwierigkeiten bereiten die gesetzlichen, 
ein Grundstück betreffenden Unterlassungspflichten. Wenn ein Haus kraft 
ortsstatutarischer Bestimmung aus Gründen des Kunstschutzes nicht abgerissen, 
ein Grundstück mit Rücksicht auf eine Fluchtlinie nicht bebaut werden darf, so 
richtet sich diese Pflicht gegen jedermann, gleichgültig, wer Eigentümer des Hauses 
oder des Grundstückes ist. Von einer Pflichtennachfolge kraft Eigentumsüberganges 
kann man hier nicht einmal sprechen, da auch der Nicht-Eigentümer unter dem 
Verbote steht. Auch die mit der Genehmigung eines Baues, eines gewerb­
lichen Betriebes, einer Stauanlage verbundenen Beschränkungen und Ver­
pflich tungen treffen jeden Eigentümer, nicht nur den, dessen Antrag genehmigt 
wurde. Der trotz Durchbrechung durch den Vertrauensschutz noch immer zu­
treffende allgemeine Grundsatz kommt hier zur Geltung, daß niemand mehr Rechte 
übertragen kann als er selbst hat; hat also A die Genehmigung nur mit gewissen 
Maßgaben erhalten, so kann sich sein Nachfolger im Eigentume nicht auf eine um­
fassendere Genehmigung berufen als erl6. Ebenso sind die gesetzlichen Hand­
lungspflichten, die mit dem Zustande eines Grundstücks zusammenhängen, 
unabhängig von der Person des Eigentümers; die Pflicht des Eigentümers zur Er­
haltung seines Grundstücks im polizeimäßigen Zustande wirkt in dem Sinne ding­
lich, daß sie mit jedem Eigentumswechsel in der Person des Erwerbers neu ent­
steht. Dagegen bereitet die durch Verwaltungsakt oder durch freiwillige 
übernahme begründete Verpflieh tung des Eigentümers Schwierigkeiten. 
Die Baupolizeibehörde verfügt, das Haus sei grau anzustreichen, oder der Eigen­
tümer verpflichtet sich, die Hälfte seines Grundstücks unbebaut zu lassen, damit 
der Nachbar bauen kann; die Verfügung wird rechtskräftig, die Selbstverpflichtung 
sei nach geltendem Baurecht verbindlich. Später veräußert der Eigentümer sein 
Grundstück an einen andern. Wirkt die Verfügung, wirkt die Verpflichtung auch 
gegen den Erwerber ~ Oder kann dieser die Rechtmäßigkeit der Verfügung, die 
Verbindlichkeit der Verpflichtung in Frage stellen ~ Die soeben genannte badische 
Verordnung bejaht klar die erste Frage. Auch das sächsische Baugesetz 
vom 1. Juli 1900 spricht sich im § 21 für Dinglichkeit aus: "Verpflichtungen, die 
durch baugesetzliche Vorschriften unmittelbar oder auf Grund solcher von der 
Baupolizeibehörde einzelnen Grundstücken auferlegt, oder von Grundstücks­
eigentümern hinsichtlich ihrer Grundstücke in baupolizeilichen Angelegenheiten 
(lurch eine der Baupolizei- oder der Gemeindebehörde gegenüber abgegebene Er­
klärung übernommen werden, haften als öffentlichrechtliche Lasten auf den Grund­
stücken und gehen ohne weiteres auf den Nachfolger im Eigentum über"l? In 
Preußen dagegen neigt die Rechtsprechung nicht der Dinglichkeit ZUl8, und doch 
ist sie das Gegebene. Man bedenke, daß auch das rechtskräftige Urteil des Zivil­
prozesses gegen den Nachfolger im Eigentume wirkt (ZPO. § 3251) und daß dem vor 
Gericht abgeschlossenen Vergleiche über ein Grundstück wenigstens für die Zwangs-

18 Z. B. PrOVG. 20. Apr. 15, Entsch. 69, 395ff. (Widerrufsvorbehalt). Vgl. allgemein 
EISENTRAUT in Stusev. 1926 S.320ff. 

17 Andere Beispiele RG. 11 2. Nov. 25, RGSt. 59, 391ff.; BayVGH. 23. Nov. 88, Samml. 
10, 266ff.; BraunschwVGH. 17. Apr. 07, BraunschwZ. 54 (1907) Beil. I S.12ff. 

18 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 152f. Anm. 116. 
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vollstreckung die gleiche Bedeutung zukommt wie dem Urteil (§§ 794I1 , 795, 727). 
Die Ähnlichkeit zwischen Urteil und Verwaltungsakt springt aber in die Augen. 
Man vergegenwärtige sich auch die seltsamen Folgeerscheinungen bei Verneinung 
der Dinglichkeit. Die Polizei gibt dem A auf, eine Brücke instand zu setzen, 
und zieht, da sich A nicht rührt, zwecks Ersatzvornahme die Kosten vorschuß­
weise von ihm ein (LVG. § 1322). Inzwischen veräußert A das Grundstück an B. 
Die Behörde wiederholt ihre Verfügung B gegenüber. Da zwischen A und B keine 
Rechtsnachfolge bestehen soll, kann sich B nach Ansicht des OVG. nicht dar­
auf berufen, daß die Kosten für die Ersatzvornahme schon von A entrichtet 
sind19• Das einzige, was man für die Abgeneigtheit des preußischen OVG. gegen die 
Dinglichkeit der auf Grundstücke bezüglichen Pflichten anführen kann, ist das 
Fehlen einer dem Grundbuche ähnlichen Einrichtung für öffentliche dingliche 
Pflichten in Preußen. Wohl dachte man bei Beratung des preußischen W ohnungs­
gesetzes an die Einführung von Baulastenbüchern nach dem Vorbild anderer 
deutscher Länder, doch gab man den Plan wieder auf 20. Wo es Baulastenbücher 
gibt, wie in Württemberg, Baden oder, unter dem Namen "Oblastenbuch", in 
Sachsen21, kann sich der Erwerber eines Grundstücks nicht darüber beklagen, 
beim Erwerbe vom Vorhandensein einer öffentlichrechtlichen Beschränkung des 
Grundstücks nicht unterrichtet gewesen zu sein, da es ihm ja freistand, im Bau­
lastenbuch nachzusehen. Allerdings ist den Baulastenbüchern nicht immer der 
den Grundbüchern eigentümliche öffentliche Glaube beigelegt. Ist das Baulasten­
buch z. B. durch Brand zerstört und steht die Belastung versehentlich nicht im 
neuen Buche, so erlischt sie, vorbehaltlich abweichender ortsgesetzlicher Bestim­
mungen (Sachsen), nicht durch gutgläubigen Erwerb, wie dies für privatrecht­
liehe Lasten beim Grundbuch der Fall wäre, höchstens kann der Erwerber den 
Staat oder die Gemeinde aus Amtshaftung belangen. Das bei öffentlichen Pflich­
ten immer vorhandene öffentliche Interesse gestattet eben nicht dessen Gefährdung 
durch gutgläubigen Erwerb; das private Interesse des Erwerbers hat dem öffent-
lichen Interesse zu weichen. . 

Viel umstritten ist die Dinglichkeit gewisser Geldzahlungspflichten 
des öffentlichen Rechts. Um die Zweifelhaftigkeit zu verstehen, fragen wir, 
in welchen Bedeutungen von der Dinglichkeit einer Geldschuld überhaupt gespro­
chen werden kann. Da gibt es zunächst den Grundschuldtyp (BGB. § 119lff.): 
der Eigentümer scheidet mit seinem persönlichen Vermögen völlig aus, der Berech­
tigte kann sich nur aus dem Grundstück befriedigen, sei es durch Zwangsversteigerung, 
sei es durch Zwangsverwaltung, gleichgültig, wem das Grundstück gerade gehört22 . 

Eine andere Form der Dinglichkeit wäre der Reallastentyp (BGB. § 1108). 
Auch hier kann sich der Berechtigte aus dem Grundstück befriedigen, daneben 
haftet aber der Eigentümer für die während der Dauer seines Eigentums fällig 
werdenden Beträge auch persönlich derart, daß diese persönliche Haftung auf ihn 
beschränkt bleibt. Veräußert er also das Grundstück, so haftet der Erwerber 
nur mit dem Grundstück, der Veräußerer aber nach wie vor mit seinem ganzen 
Vermögen. Die dritte denkbare Abart der Dinglichkeit ist die volle persön­
liche Haftung kraft Eigentums neben der dinglichen, sei es mit, sei 
es ohne Mithaftung des Veräußerers. Ein privatrechtliches Gegenstück fehlt hier, 

19 PrOVG. 22. Jan. 25, Entsch. 79, 144ff. 
20 VgI. die Aufsätze im PrVerwBI. von LINDEMANN 37 (1916) S.273ff. U. REDLICH 38 

(1917) S.443ff. Auch der Entwurf eines Städtebaugesetzes v. 4. Nov. 26 (Landtagsdrucks. 
Nr. 4360 der 2. Wahlper.) sieht in den §§ 58ff. wieder Baulastenbücher vor. VgI. auch 
G. v. 28. Juli 26 § 2. 

21 Sächs. Allg. Bauges. v. 1. Juli 1900 § 4; württ. BauO. v. 28. Juli 10 Art. 99; bad. 
Ortsstraßenges. v. 15. Okt. 08 § 27. 

22 Eine Haftung dieser Art mit dem Schiffe allein sieht § 25 der StrandungsO. v. 17. Mai 74 
vor; vgI. PrOVG. 1. Juli 26, PrVerwBI. 48 (1927) S.557. 
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die Hypothek weist nur entfernt verwandte Züge auf. Der Eigentümer haftet 
mit dem Grundstück und mit seinem sonstigen Vermögen; mit der Veräußerung 
des Grundstücks wird er für die Zukunft immer, nach der zweiten Abart auch für 
die Vergangenheit von jeder persönlichen Haftung frei, der Erwerber haftet immer 
mit dem Grundstück und - auch für die Vergangenheit - mit seinem sonstigen 
Vermögen, ebenso der Zweiterwerber usw. Wie beim Grundschuld- und Real­
lastentyp, so würde auch hier die gegen den Veräußerer rechtskräftig gewordene 
Feststellung der Zahlungspflicht für die Haftung des Grundstücks auch gegen den 
Erwerber gelten, sO\veit nicht bei sinngemäßer Anwendung des § 325II ZPO. "die 
Vorschriften des bürgerlichen Rechts zugunsten derer, die Rechte von einem Nicht­
berechtigten herleiten", entsprechende Anwendung zu finden haben. Endlich gibt 
es noch die volle rein persönliche Haftung kraft Eigentums, sei es mit, 
sei es ohne Mithaftung des Veräußerers für die Vergangenheit. Die Geldschuld stellt 
in diesem Falle keine dingliche Last dar, es gibt daher auch keine Nachfolge in 
die Schuld im eigentlichen Wortsinne, vielmehr entsteht die Schuld in jedem Er­
werber kraft seines Eigentums neu. 

Zwischen diesen Möglichkeiten hatte die Rechtsprechung zu wählen, als sie 
der Rechtsnatur der preußischen Anliegerbeiträge nachging 23 • Nach 
§ 151 des preußischen Gesetzes vom 2. Juli 1875 kann ein Ortsstatut festsetzen, 

"daß bei der Anlegung einer neuen oder bei der Verlängerung einer sehon bestehenden 
Straße, wenn solche zur Bebauung bestimmt ist, sowie bei dem Anbau an schon vorhandenen 
bisher unbebauten Straßen und Straßenteilen . . . von den angrenzenden Eigentümern - von 
letzteren sobald sie Gebäude an der neuen Straße errichten - die Freilegung, erste Einrichtung, 
Entwässerung und Beleuchtungsvorrichtung der Straße in der dem Bedürfnisse entsprechenden 
Weise beschafft, sowie deren zeitweise, höchstens jedoch fünf jährige Unterhaltung, bzw. ein 
verhältnismäßiger Beitrag oder der Ersatz der zu allen diesen Maßnahmen erforderlichen Kosten 
geleistet werde". 

Das Gesetz bestimmt dann noch, daß die angrenzenden Eigentümer zu diesen Ver­
pflichtungen nicht für mehr als die Hälfte der Straßenbreite, und wenn die Straße 
breiter als 26 m ist, nicht für mehr als 13 m der Straßenbreite herangezogen werden 
können. Das Ortsstatut legt also keine unmittelbare Pflicht auf die Angrenzer, son­
dern nur eine Pflichtigkeit, die erst mit dem Akte der Heranziehung zur Pflicht wird. 
Wenn daher ein Hauseigentümer nach Fertigstellung der Straße, aber vor Heranziehung 
zum Beitrag, das Grundstück veräußert, so kann sich die Gemeinde nur an den Er­
werber halten24 • Die Frage nach der Rechtsnatur der Anliegerbeiträge wird erst vom 
Augenblick der Heranziehung an wichtig. Sicher entsprechen sie nicht dem Grund­
schuldtyp, denn das Gesetz beschränkt die Haftung mit keiner Silbe auf das Grund­
stück. Andererseits liegt mehr als rein persönliche Haftung kraft Eigentums vor, 
denn die Anliegerbeiträge sind im Zwangsversteigerungsverfahren, wie nicht be­
stritten wird, bevorrechtete öffentliche Lasten nach § 10 ll3 des Zwangsverstei­
gerungsgesetzes 25 • Manches für sich hätte der Reallastentyp 26. Der Erwerber 
könnte dann sicher sein, für etwaige Beiträge nur mit dem Grundstück zu haften, 
der Veräußerer bliebe, wenn er vor der Veräußerung herangezogen wurde, persön­
licher Schuldner der Gemeinde. Aber auch für diese Lösung bietet das Gesetz 
keine genügende Handhabe. Die Gemeinde hat innerhalb der Verjährungsfrist 
die Wahl, wann sie zur Abgabe heranziehen will; folglich ist nicht einzusehen, 
weshalb sie ihrer Heranziehungsbefugnis gegen den Erwerber dadurch verlustig 
gehen soll, daß sie den Beitrag zufällig früher anforderte, als noch der Veräußere I' 
Eigentümer wal'. So bleibt noch die volle persönliche Haftung kraft 

23 Vgl. V. STRAUSS UND TORNEy-SASS Straßen- u. Baufluchtengesetz6 1920 S.310ff. 
24 PrOVG. 22. Juni 16, Entsch. 71, 146ff. 
25 Vgl. V. STRAUSS UND TORNEy-SASS a. a. O. S. 315; RG. V 11. Juli 13, RGZ. 83, 87ff. 
26 SO Z. B. § 25 1 bad. Ortsstraßengesetz v. 15. Okt. 08; Art. 99 11 württ. BanO. v. 

28. Juli 10. 
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Eigentums neben der dinglichen, und es fragt sich nur, ob der Veräußerer 
mithaftet oder nicht, immer vorausgesetzt, daß die Gemeinde auch schon den 
Veräußerer herangezogen, dieser aber noch nicht bezahlt hat. Die Mithaftung 
ist das Gegebene. Denn die Schuld ist ihm gegenüber nun einmal zur Entstehung 
gelangt, und es wäre etwas ganz Außergewöhnliches, wenn eine bestehende Schuld 
durch die Heranziehung eines anderen sollte getilgt werden können. Die Bei­
tragspflicht hat also doch eine gewisse Verwandtschaft mit dem Reallastentyp 
mit der einzigen, aber wichtigen Abweichung, daß der Erwerber auch für die vor 
dem Erwerb anforderbar gewordenen Beiträge herangezogen werden kann. Die 
Rechtsprechung des OVG. geht in gleicher Richtung 27, nur daß die neben der per­
sönlichen Haftung bestehende Dinglichkeit der Last nicht genügend betont wird. 

c) Als dritte Form der Pflichtennachfolge ist die öffentlichrechtliche Pfli c h t­
übernahme denkbar. Öffentlichrechtlich aber ist sie, wenn der übernehmende, 
sei es ausschließlich, sei es neben dem ursprünglich Verpflichteten, dem Staate 
oder sonstigen Träger öffentlicher Gewalt unmittelbar in gleicher Weise haftet, 
wie vor der übernahme der ursprünglich Verpflichtete. Ein klares Beispiel für solche 
Pflichtübernahme bietet § 6 des preußischen Gesetzes über die Reinigung öffent­
licher Wege vom 1. Juli 1912 : 

"Hat für den zur polizeimäßigen Reinigung Verpflichteten ein anderer der Ortspolizci­
behörde gegenüber mit deren Zustimmung durch schriftliche oder protokollarische Erklärung 
die Ausführung der Reinigung übernommen, so ist er zur polizeimäßigen Reinigung öffentlich­
rechtlich verpflichtet. Die Zustimmung der Ortspolizeibehörde ist jederzeit widerruflich. 

Solange die Verpflichtung des anderen besteht, darf die Ortspolizeibehörde sich nur an ihn 
wegen der polizeimäßigen Reinigung halten." 

Würde ein Hauseigentümer mit einer gewerbsmäßigen Wegereinigungsanstalt. 
ohne Mitwirkung der Ortspolizeibehörde einen Vertrag über die ihm obliegende 
Reinigung schließen, so wäre der Vertrag gültig, hätte aber nur privatrechtliehe 
Wirkungen, würde also, selbst. wenn er ein Vertrag zugunsten des drittbeteiligten 
Staates wäre, dem Staate nur das Recht geben, die Wegereinigungsanstalt vor den 
ordent.lichen Gerichten zu belangen, unbeschadet seiner Befugnis, den Erstver­
pflichteten nach wie vor durch Verwaltungsakt zur Erfüllung seiner Pflicht an­
zuhalten. Fraglich ist nur, ob die Best.immung des preußischen Gesetzes etwas 
Selbstverständliches sagt., oder ob es ihrer zur Gültigkeit einer öffentlichrechtlichen 
Pflichtübernahme bedurfte. Die Antwort hängt aufs engste mit der uns bekannt.en 28 

Frage zusammen, ob die Erforderlichkeit des Gesetzes durch freiwillige Unter­
werfung des Bürgers ersetzt werden kann oder nicht. Es kommt auf die Eigenart 
der Pflicht an. St.euerpflichten sind so sehr beherrscht von dem Grundsatze der 
Gesetzmäßigkeit im vollsten Sinne des Wortes, daß die öffentlichrechtliche Steuer­
schuldübernahme als ein Fremdkörper im System empfunden würde. § 10011 AO. 
spricht es ausdrücklich aus: "Hat sich jemand durch Vertrag verpflichtet, eine 
Steuerschuld eines andern zu bezahlen oder dafür einzust.ehen, so ist der Anspruch 
des Reichs nach den Vorschriften des bürgerlichen Rechtes zu verfolgen." In andern 
Fällen deutet der ganze Inhalt eines Gesetzes darauf hin, daß eine öffentlichrechtliche 
Pflichtübernahme unzulässig sein soll. So gestattet die schleswig-holsteinische 
Wegeverordnung vom 1. März 1842 "kontraktliehe" Regelungen der Wegeunter­
haltungspflicht nur bei Nebenwegen (§ 225 II) und erlaubt daher den Schluß, daß eine 
rechtsgeschäftliehe Pflichtübernahme bei den Nebenlandstraßen und den Haupt­
landstraßen nicht zulässig sein so1l29. Auch aus andern Erwägungen ist der Schluß 
geboten: das Verkehrsinteresse verlangt bei den Landstraßen, daß unbedingt, 
ein öffentlicher Verband sich ihrer annimmt, außerdem würde die Aufbürdung dpf 

27 PrOVG. 7. Dez. 08, Entsch. 53, 108ff.; PrOVG. 10. Juli 13, Entsch. 65, 147f. 
28 Vgl. oben S.1l5f. 
29 PrOVG. 1. Okt. 25, Entsch. 80, 225ff. Vgl. auch RG. VIII. Apr. 21, RGZ. 102, 269ff.; 

ROTH Bad. LandesbauO.3 1925 S. 7. 
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Pflicht auf einen Privaten, selbst wenn er zustimmt, bei der Unübersehbarkeit 
der Verkehrsentwickelung unter Umständen gegen die guten Sitten verstoßen. 
Wo aber solche oder ähnliche Erwägungen nicht Pla.tz greifen, insbesondere, wo 
der Private von der Einrichtung, für die er Pflichten übernimmt, Vorteile hat, 
steht der öffentlichrechtlichen Pflichtübernahme nichts im Wege. Das preußische 
OVG. vertritt denn in solchen Fällen seit langem den Standpunkt, "daß, sofern 
nicht besondere Gesetzesbestimmungen dem entgegenstehen, durch eine der Wege. 
polizeibehörde gegenüber abgegebene und von ihr angenommene einseitige Er­
klärung, durch welche jemand an Stelle des nach gemeinem Rechte Wegebau­
pflichtigen die Pflicht der Unterhaltung eines Weges übernimmt, in der Regel 
ein öffentlichrechtlicher Titel für die Wegebaulast geschaffen wird". Wird die Ver­
pflichtung mit Rücksicht auf das Eigentum an einem Grundstück übernommen, 
so wirkt sie dinglich nach Art der Straßenanliegerbeiträge3o• 

III. Öffentliche Freiheit. 
Das Rechtsverhältnis mündet aus in ein Sollen, Dürfen, Können oder deren 

Gegenteil. Sollen bedeutet Pflicht, Dürfen und Nicht-Brauchen bedeuten Frei­
heit. Da die Verwaltungsbehörde nie im echten Wortsinne frei ist, sondern immer 
unter dem Gebote pflichtmäßigen Handeins steht, findet sich echte Freiheit nur 
beim einzelnen. 

Früher wurde lebhaft erörtert, ob die Freiheit ein subjektives Recht sei oder 
nicht. Das rein Negative steht der Annahme eines subjektiven Rechtes nicht im 
Wege, denn es gibt, wie jedem Juristen bekannt, auch negative Rechte, so das Recht 
des Besitzers auf Nicht-Störung, das Recht eines jeden Menschen auf Unterlassung 
des unbefugten Gebrauchs seines Namens. Wenn man trotzdem Bedenken tragen 
muß, die Freiheit ohne weiteres als Recht anzuerkennen, so hängt dies mit gewissen 
Sätzen der allgemeinen Rechtslehre zusammen. Das Recht setzt immer eine Viel­
heit von Menschen voraus. Für den einsamen Menschen gilt es nicht, aber gerade 
er ist am freiesten, ebenso das Tier, für das die Rechtsordnung überhaupt keine 
Pflichten festsetzen kann. Es wäre daher zum mindesten ein ungenauer Sprach­
gebrauch, die bloße Freiheit von staatlichen Befehlen, die für Robinson Crusoe 
ohne weiteres galt, als ein Recht zu bezeichnen. Auch dadurch wird eine Freiheit 
nicht zum Rechte, daß sie einer bestimmten Person besonders gewährt wird, etwa 
durch Erteilung einer Gewerbeerlaubnis. Denn die besondere Gewährung einer 
}'reiheit bedeutet an sich nur Aufhebung gewisser staatlicher Verbote oder Ge­
bote und eine Annäherung an die völlige Freiheit des einsamen Menschen. Selbst 
das mit einer allgemeinen oder besonderen Freiheitgewährung verbundene Ver­
bot an andere, in die Freiheit störend einzugreifen, erhebt die Freiheit noch nicht 
zum Rechte. Sonst hätte auch das Rind ein "Recht" auf Freiheit vom Stirnjoch, 
wenn Gesetz oder Verordnung die Anlegung von Stirnjochen bei Rindern aus 
Gründen des Tierschutzes verbietet. Auch der Unterschied zwischen staatlich 
gewollter und staatlich geduldeter Freiheit hilft daher für die Frage des subjektiven 
Rechts nicht viel, solange nicht das Merkmal gefunden ist, das auch die Freiheit 
zum subjektiven öffentlichen Rechte erhebt. Dann allerdings hat die Unterschei­
dung Bedeutung, da nur bei der staatlich gewollten, nicht schon bei der bloß gedul­
deten Freiheit (z. B. der Aufenthaltsfreiheit des Ausländers) die Schaffung eines 
subjektiven Rechtes beabsichtigt sein wird. Wenn trotzdem das BGB. die körper­
liche Freiheit zu den "Rechten" zählt (§ 823 U ), wenn unter den "Grundrechten 
der Deutschen" gerade die Freiheitsrechte die bedeutendsten sind, so hängt dies 
damit zusammen, daß die Freiheit des Menschen im Staate meist mehr ist als der 
Reflex nicht vorhandener Einschränkungen. 

30 PrOVG. 7. Okt. 96, Entsch. 30, 256 u. 26lf. 
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IV. Die subjektiven öffentlichen Rechte. 

Was vom möglichen Inhalt eines Rechtsverhältnisses noch übrig bleibt, ist 
das rechtliche Können. In ihm liegt auch der Schlüssel zur Erkenntnis des sub­
jektiven öffentlichen Rechts. 

1. Wesen. Nehmen wir ein ganz zweifelloses subjektives Privatrecht: das 
Eigentum an einem Grundstück. Der Eigentümer darf seine Sache gebrauchen, 
wie er will; diese Freiheit ist aber noch kein Recht, die gleiche Freiheit steht jeder­
mann am herrenlosen Gute zu. Der Eigentümer hat aber auch eine gewisse Wil­
lensmacht in Beziehung auf sie. So kann er das an sich verbotene Betreten des 
Grundstücks durch Gestattung erlaubt, das durch Gestattung erlaubt gemachte 
Betreten durch Widerruf der Gestattung unerlaubt machen. Er kann durch Er­
hebung der Unterlassungsklage das Gericht nötigen, eine von außen kommende 
Störung bei Strafe zu verbieten. Besitzt ein anderer zu Unrecht, so hängt es von 
seinem Willen ab, den Besitzer mit Hilfe des Gerichts und des Gerichtsvollziehers 
zu entfernen. Endlich kann er über das Grundstück verfügen, durch Aufgabe 
des Eigentums, durch Übertragung des Eigentums und durch Belastung. Diese 
verschiedenen Ausgestaltungen der Willensmacht sind es, die das Eigentum zum 
subjektiven Recht machen. Aber sie genügen nicht. Die gleichen Willensäuße­
rungen könnten auch von einem Stellvertreter oder einem gesetzlichen Vertreter 
ausgehen, und doch schreiben wir nicht ihm, sondern dem Vertretenen das Eigen­
tum zu. Zum subjektiven Recht gehört also noch, daß seinem Träger die Willens­
macht im eigenen Interesse verliehen ist. 

Diese beiden Merkmale - Willensmacht ul1d Interesse - lassen sich auch 
auf die subjektiven öffentlichen Rechte übertragen. Denn das subjektive öffent­
liche Recht ist jünger als das private und ist für manche Teile des Verwaltungs­
rechts sogar unmittelbar aus der Vorstellung des privaten subjektiven Rechts 
heraus erwachsen. Wir erinnern uns an den Polizeistaat, der trotz Allmacht der 
Verwaltung gerichtlichen Rechtsschutz für die Eingriffe in wohlerworbene Privat­
rechte gewährte. Auch die justizstaatlichen Bestimmungen der Hansestädte spra­
chen von der Verletzung von "Privatrechten" durch den StaaVl. Das subjektive 
öffentliche Recht wäre demnach eine dem öffentlichen Rechte angehörige 
Willensmacht, die dem Willensträger lin seinem eigenen Interesse 
verliehen ist. Der Fall der Vertretung eines Willensunfähigen ist hierbei der 
Einfachheit halber vernachlässigt. 

Wichtig ist die Besinnung auf das Wesen des subjektiven öffentlichen Rechts 
allemal, wenn das Gesetz diesen oder einen ähnlichen Ausdruck gebraucht und frag­
lich ist, ob eine Erscheinung dem Begriffe entspricht oder nicht. So setzt die Klage 
gegen polizeiliche Verfügungen nach preußischem und verwandten Rechten voraus, 
daß die Verfügung den Kläger "in seinen Rechten" verletzt (LVG. § 127III). Nach 
§ 43 1 der badischen Verfahrensverordnung vom 31. August 1884 ist die Abänderung 
oder Aufhebung einer Verfügung ohne weiteres zulässig, wenn durch sie eine Partei 
nicht bereits einen "gesetzmäßigen Anspruch" erworben hat. RV. Art. 1291 erklärt 
die "wohlerworbenen Rechte der Beamten" für unverletzlich. Hier und in ähn­
lichen Fällen ist also bei Geltendmachung eines angeblichen "Rechtes" immer zu 
fragen: Hat das Gesetz die Interessen dessen schützen wollen, der jetzt sein 
"Recht" geltend macht? Wenn ja: Hat ihm das Gesetz die Macht verleihen wollen, 
durch eigene Willensbetätigung seine Interessen maßgeblich wahrzunehmen? Am 
ersten Erfordernis fehlt es z. B., wenn die Gemeindeaufsichtsbehörde einen Gemeinde­
beschluß abändert und ein einzelnes Mitglied des Gemeinderats verwaltungsgericht-

31 Ramb. Verfassung v. 13. Okt. 79 Art. 89, brem. Verf. v. 21. Fübr. ;)4 § 15. 
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lichen Schutz dagegen anrufen Will32 ; denn in seinem Interesse sind die Vorschriften 
über die Grenzen der Kommunalaufsicht nicht erlassen worden. Eine sächsische 
Verordnung bestimmt, daß die Fleischbeschau durch approbierte Tierärzte zu ge­
schehen habe; selbst wenn dies eine bindende, durch keine Ausnahme durchbrochene 
Vorschrift wäre, was sie in Wirklichkeit nicht ist, würde .doch kein approbierter 
Tierarzt die Anfechtungsklage gegen die Bestellung eines Laienbeschauers erheben 
können; denn mag auch das Recht verletzt sein, sein Recht ist es nicht33• Aus dem 
gleichen Grunde versagt das sächsische OVG. der Gemeinde ein Recht auf Ein­
gemeindung eines selbständigen Gutsbezirkes, obgleich das Gesetz die Eingemein­
dung der selbständigen Gutsbezirke bindend vorschreibt; denn abgesehen von 
allem andern wird die Beseitigung der Gutsbezirke nicht im Interesse der Nachbar­
gemeinden angeordnet34. Der Verein "Naturschutzpark e. V." mag ein noch so 
großes Interesse daran haben, daß die Lüneburger Heide in ihrer Eigenart erhalten 
bleibt; aber in seinem Interesse ist die Verordnung zum Schutze der Heide nicht 
erlassen worden, daher hat er auch kein Klagerecht gegen die Erteilung eines 
Dispenses von den Vorschriften der Verordnung, selbst wenn der Dispens gesetz­
widrig wäre 35• Auch eine so bestimmt lautende Vorschrift wie die des § 13 der 
preußischen Verordnung vom 26. Februar 1919 ("Unmittelbare Staatsbeamte, die 
nach Vollendung des zehnten Dienstjahrs bis zum 31. Dezember 1920 infolge 
der Umgestaltung des Staatswesens ihre Versetzung in den Ruhestand nachsuchen, 
sind in den Ruhestand zu versetzen ... ce) braucht kein Recht auf Versetzung 
in den Ruhestand zu gewähren, wenn sie nämlich im Interesse des Staates und nicht 
in dem des Beamten erlassen wurde 36. In andern Fällen ist der Interessenschutz 
sicher gegeben, aber es fehlt die Absicht des Gesetzes zur Verleihung einer Willens­
macht an den Beteiligten. So sind die Vorschriften über die Sonntagsruhe sicher 
für den Arbeitnehmer erlassen worden, und doch ist die Auffassung möglich, daß 
er kein subjektives Recht auf Sonntagsruhe hat, weil es nicht Absicht des Gesetzes 
war, ihm Macht über die Sonntagsruhe zu geben; aus diesem Grunde wies der 
württembergische VGH. die Rechtsbeschwerde eines Arbeiters gegen eine behörd­
liche Befreiung von den Vorschriften über Sonntagsruhe zurück37 • Auch Staats­
verträge zugunsten einzelner binden möglicherweise nur die Regierungen, ohne 
daß beabsichtigt ist, dem Begünstigten ein subjektives Recht zu gewähren38• Bei 
der Armenfürsorge ist ziemlich allgemein anerkannt, daß sie zwar eine bindende 
Pflicht der Fürsorgeverbände zugunsten des Hilf8bedürftigen darstellt, daß aber 
letztem damit kein subjektives Recht auf Unterstützung verliehen ist39, schon 
damit der Empfang der Unterstützung für ihn jeden Reizes entbehrt. 

Länderweise verschieden ist die Auffassung über das Wesen der baupolizei­
lichen Vorschriften zugunsten des Nachbarn40• Ein Baugesetz oder 
eine Bauverordnung verbietet das Bauen unmittelbar an der Grenze oder in einer 
Höhe, die dem Nachbarn Licht und Luft nimmt. Die Baupolizeibehörde genehmigt 

32 WürttVGH. 11. Febr. 25, WüRV. 18 (1925) S.77f. Ähnlich WürttVGH. 16. Sept. 21, 
WüRV. 14 (1921) S.106ff., ThÜrOVG. 16. Sept. 21 u. 25. Apr. 28, Jahrb. 9, 48ff. u. Thür. 
Kommun. Rundschau 6 (1928) S. 44f. (keine Verletzung des subj. Rechts einer Behörde, 
wenn eine ihrer Verfügungen aufgehobcn wird). 

33 SächsOVG. 22. Apr. 25, Jahrb. 29, 9lf. 
34 SächsOVG. 17. Juni 25, Jahrb. 29, 106. 
35 PrOVG. 26. Apr. 23, Entsch. 78, 257ff. 
36 RG. III 15. Febr. 21, RGZ. 101, 328f. 
37 WürttVGH. 24. Juni 25, WüRV. 18 (1925) S. 159ff. Vgl. auch KG. 6. Juli 27, 

Entsch. Erg. 7, 285ff. 
38 BraunschwVGH. 7. Okt. 25, BraunschwZ. 71 (1925) Beil. S.25ff. 
39 OTTO MAYER II S. 386; HATSCHEK S. 291; BAATH VO. ü. d. Fürsorgepflicht6 1928 S. 46, 52; 

WürttVGH. 7. März 28, WüRV. 21 (1928) S. 166f. 
40 V gl. zum folgenden die im Eingang des Paragraphen genannten Schriften über diese 

Sonderfrage. 
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den geplanten Bau entgegen der Vorschrift. Ist der Nachbar in seinen "Rechten" 
verletzt oder kann er sich auf die Bauvorschrift nicht zu seinen Gunsten berufen? 
Und wenn er es kann, kann er sich klagend gegen die BaupoIizeibehörde wenden 
oder hat er nur einen privatrechtlichen Anspruch gegen den Bauenden aus dem 
Nachbarrecht? Die letztgenannte Lösung gilt für schadendrohende Anlagen in 
Baden. "Der Eigentümer eines Grundstücks kann verlangen, daß auf dem Nach­
bargrundstück schadendrohende Anlagen nicht hergestellt oder gehalten werden, 
ohne daß der Abstand, der nach polizeilichen Vorschriften zwischen der Anlage und 
der Grenze belassen werden soll, gewahrt ist, oder die durch polizeiliche Vorschriften 
vorgeschriebenen Schutzvorrichtungen getroffen sind 41". Hier hat das Gesetz die 
polizeilichen Vorschriften in subjektive Privatrechte umgeformt 42. Ein subjektives 
öffentliches Recht gewähren die Vorschriften dem bedrohten Nachbarn nach Ansicht 
des sächsischen OVG., des braunschweigischen und neuerdings vereinzelt auch des 
württembergischen VGH.43, während das preußische und das thüringische OVG. 
wie der badische VGH. die Anfechtungsklage des Nachbarn abweisen44, da es an 
der Verletzung eines öffentlichen Rechtes des Nachbarn fehle. Beim Mangel aus­
drücklicher Vorschriften entscheidet die Bedeutung der Bauerlaubnis über die 
Richtigkeit der einen oder der anderen Ansicht. Nach dem sächsischen Allgemeinen 
Baugesetz hat die Baupolizeibehörde, wenn von dritten Personen Widerspruch gegen 
den angezeigten Bau erhoben wird, hierüber nach Gehör des Anzeigenden zu ent­
scheiden (§ 1531), nur Widersprüche, die lediglich auf Privatrecht beruhen, sind 
zur Ausführung auf den Rechtsweg zu verweisen (§ 1541). Hier gilt also eine ähn­
liche Regel wie im Gewerberecht (GewO. § 1911), wie dort verliert der Nachbar sein 
Widerspruchsrecht, wenn er es nicht im Verwaltungs- oder Verwaltungsstreitver­
fahren durchficht45• Daher die Zulässigkeit der Anfechtungsklage durch den Nach­
barn. In Preußen dagegen berührt die Baugenehmigung das Recht des Nachbarn 
überhaupt nicht, sie ergeht nach ausdrücklicher Vorschrift der Einheitsbauord­
nung46 "unbeschadet der Rechte Dritter" (§ 3IV). Der Unterschied zwischen der 
preußischen und der sächsischen Rechtsprechung ist also in den Dingen selbst be­
gründet. 

2. Träger der subjektiven öffentlichen Rechte können alle Rechtssubjekte 
sein, der Mensch also, die juristischen Personen des Privatrechts und die des öffent­
lichen Rechts, einschließlich des Staates. Während früher die Möglichkeit sub­
jektiver öffentlicher Rechte dem Staate gegenüber geleugnet wurde, da der Staat 
sich selbst von allen Pflichten entbinden könne, ein Recht aber, das vom guten Willen 
des Verpflichteten abhänge, kein echtes Recht sei, findet heute die Bejahung solcher 
subjektiven Rechte kaum mehr Widerspruch. Da wir mit Rücksicht namentlich 
auf die Trennung der Gewalten die Möglichkeit eines Verwaltungsrechts als zwei­
seitig bindenden Rechts bejaht haben (S.40f.), bereitet das subjektive Recht des 
einzelnen gegen den Staat keine Schwierigkeit mehr. Ähnlich wie der Staat als 
Fiskus unter dem Privatrecht steht, ist der verwaltende Staat dem Verwaltungs-

41 Bad. AG. BGB., Fassung v. 13. Okt. 25 Art. 13 1• 

42 Daher keine verwaltungsgerichtliche Klage: BadVGH. 18. Febr. 14, BadVerwZ. 1914 
S. 146f.; vgl. auch •.. H Die Partei im baupolizeilichen Verwaltungsrechtsstreit, BadVerwZ. 
1900 S. lOlff.; ROTH Bad. LandesbauO.3 1925 S. 19f. 

u SächsOVG. 23. Febr. u. 24. Apr. 25, Jahrb.29, 30ff., 153 ff.; BraunschwVGH.1. Okt.19, 
BraunschwZ. 67 (1920) Beil. S. 43f.; WürttVGH. 12. Nov. 21, WüRV. 15 (1922) S.3lff., 45ff. 
Abw. (bei anderen Vorschriften der BauO.) WürttVGH. 16. Juni u. 7. Sept. 26, WürttZSpr.­
Beil. 70 (1928) S. 179ff., 175ff. 

" PrOVG. 11. Febr. 87, Entsch. 14, 378ff.; ThÜrOVG. 16. Mai 14 u. 22. Febr. 28, .Jahrb. 2, 
64ff. u. Thür. Kommun. Rundschau 6 (1928) S. 23f. Vgl.auchPrOVG.lO.MaiI2u.15. Febr.16, 
Entsch. 61, 175ff. u. 70, 377ff.; Regierungsrat Basel-Stadt 6. Jan. 28, SchwZBIStGemVerw. 
29 (1928) S. 142f. 

45 Ebenso braunschw. BauO. v. 13. März 99 § 92 1 u. württ. BauO. v. 28. Juli lO Art. 1131• 

46 Abgedruckt bei BALTZ-FISCHER Preußisches Baupolizeirecht5 1926 S.252ff. 
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recht unterworfen. Ebenso gibt es ohne Zweifel Rechte des einzelnen gegen unter­
staatliche juristische Personen des öffentlichen Rechts, vor allem gegen Kom­
munalverbände, und Rechte der Kommunalverbände gegen den einzelnen oder unter­
einander. Nur für die Rechte des Staates gibt es wieder Leugner, da der Staat 
zu mächtig sei, um mit den übrigen Rechtssubjekten auf eine Stufe gestellt wer­
den zu können4? Aber auch für ihn muß die Möglichkeit subjektiver öffentlicher 
Rechte anerkannt werden, denn auch für ihn gibt es eine dem öffentlichen Rechte 
angehörige Willensmacht, die ihm zum eigenen Vorteil verliehen ist. Der Staat 
hat ein "Recht" auf Zahlung von Steuern, Gebühren und Beiträgen, ein "Recht" 
auf Dienste, auf Enteignung, auf Strafe, auf Unterlassung polizeiwidrigen Ver­
haltens. Die Erkenntnis bedeutet keine theoretische Spielerei, sondern kann auch 
entscheidend für die Lösung von Rechtsfragen werden. So wurde einmal ein An­
geklagter von einem mitteldeutschen Gerichte verurteilt. Während die Sache vor 
dem Reichsgericht schwebte, schlug sie der Landesherr des verurteilenden Gerichts 
im Wege der Gnade nieder. Band die Begnadigung das Reichsgericht? Faßt man 
die Begnadigung als Befehl an die zuständigen Behörden auf, das Strafverfahren 
einzustellen, so reicht sie nicht über die Landesgrenzen, ist sie dagegen Verzicht 
auf ein subjektives Recht des Landes zu strafen, so muß auch das Reichsgericht 
sie berücksichtigen48• Jetzt, da die neueren Verwaltungsrechtspflegegesetze auch 
Feststellungsklagen des Staates zulassen, gewinnt die Erkenntnis von der Möglich­
keit subjektiver öffentlicher Rechte des Staates erhöhte Bedeutung. 

3. Stufen der öffentlichen Rechte des einzelnen 49 • Die Zweifler an der Möglich­
keit öffentlicher Rechte gegen den Staat haben insofern recht, als es gegen die 
höchste Äußerungsform der Staatsgewalt, gegen den in verfassungsmäßigen Formen 
sich betätigenden Verfassungsgesetzgeber eines souveränen Staates, subjektive 
Rechte nicht geben kann. Aber auch die übrigen Äußerungsformen der Staatsgewalt 
finden nicht notwendig eine Grenze an entgegenstehenden Rechten des einzelnen. 
Die bundesstaatliche Gestaltung des Reiches vermehrt die möglichen Stufenfolgen 
beträchtlich. Hier seien nur die wichtigsten Stufen aufgeführt. Dabei begreift die 
höhere Stufe die niedereren immer in sich; wer z. B. sogar gegen die Gesetz­
gebung geschützt ist, ist es erst recht gegen die Verwaltung. 

Die höchststufigen Rechte sind die gegen alle Gewalten mit Ausnahme 
des Reichsverfassungsgesetzgebers gerichteten. Das Recht des Deutschen 
auf Nicht-Auslieferung an das Ausland (RV. Art. 112m) gehört hierher; denn 
kein Verwaltungsakt, keine gerichtliche Verfügung, kein Landes-, kein gewöhn­
liches Reichsgesetz. keine Maßnahme des Reichspräsidenten nach RV. Art. 48 II 

darf die Vorschrift durchbrechen. 
Dann folgen die nur durch Ausnahmeverordnung außer Kraft 

setzbaren Grundrechte, also das Recht auf persönliche Freiheit, auf Wohn­
freiheit. auf Briefgeheimnis. auf freie Meinungsäußerung. die Versammlungs-. die 
Vereinsfreiheit und die Freiheit des Eigentums. Vielleicht befremdet diese Auf­
fassung zunächst, da doch gerade die Artikel 114, 115, 117, 118, 123, 153 der RV. 
Rechte gewähren, die schon durch gewöhnliches Reichsgesetz, zum Teil sogar durch 
Landesgesetz, eingeschränkt werden können. Indessen, Einschränkung ist nicht 
soviel wie Aufhebung. Am deutlichsten zeigt sich dies vielleicht beim Rechte auf 
Freiheit der Wohnung und beim Eigentum. "Ausnahmen sind nur auf Grund 
von Gesetzen zulässig" (Art. 115). "Eine Enteignung kann nur zum Wohle der 
Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grundlage vorgenommen werden" (Art. 153 II). 

Die Freiheit der Wohnung kann also der Gesetzgeber nicht im ganzen aufheben, 

47 Vgl. OTTO MAYER I S.104ff. 
48 RG. III 12. März 00, RGSt. 33, 204ft. 
49 Vgl. meine Ausführungen im JahrbÖffR. IX 1920 S. 113ff., THOMA in der Festg. f. d. 

PrOVG. 1925 S.183ff. und C. SCHMITT Verfassungslehre 1928 S. 175ff. 
JeJlinek, Verwaltungsrecht. 2. Aun. 13 
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er kann die Wohnungen der Bürger nicht ganz allgemein zu Kasernen machen, 
und bei der Enteignung bedarf es neben der gesetzlichen Grundlage auch noch des 
Zusammenhanges mit dem Wohle der Allgemeinheit. Die Eigenschaft des Eigen­
tums als eines Rechtes zweithöchster Stufe mußte bei der Frage der Fürstenent­
eignung klar werden. Ein gewöhnliches Reichsgesetz scheiterte nach Ansicht 
vieler daran, daß die bloße Wegnahme zugunsten des Staates noch keine 
Enteignung zum Wohle der Allgemeinheit darstellt. Der Reichspräsident aber 
konnte, wenn er die Voraussetzungen des Art. 48 II als gegeben ansah, den ganzen 
Artikel 153 suspendieren und damit der schrankenlosen Enteignung freie Bahn 
schaffen; er konnte also mehr als der Reichsgesetzgeber. 

Die dritte Stufe der öffentlichen Rechte bilden die durch gewöhnliches 
Reichsgesetz aufhebbaren. Dahin gehören die durch gewöhnlic~es Reichs­
gesetz gewährten, sofern ihnen nicht die Verfassung, wie bei den wohlerworbenen 
Beamtenrechten, Verfassungskraft beilegt, also z. B. das Recht der deutsch 
gewesenen Witwe eines Ausländers auf Wiedererwerb der deutschen Staatsangehö­
rigkeit (RStAG. § 10), das Recht auf Genehmigung einer Privat-Krankenanstalt 
nach § 30 GewO. Aber auch die Grundrechte der Reichsverfassung gehören hier­
her, soweit die Verfassung eine Einschränkung durch Reichsgesetz vorsieht. So 
ist das Briefgeheimnis unverletzlich. Ganz beseitigen kann es, wie soeben gezeigt, 
nur der Verfassungsgesetzgeber und - vorübergehend - der Reichspräsident 
nach Art. 48. Aber "Ausnahmen" können durch Reichsgesetz zugelassen werden 
(RV. Art. 117). Unter Reichsgesetz hat man hier auch die durch Reichsverfassung 
oder durch besonderes Reichsgesetz ermächtigten Verordnungen zu verstehen. 

Die schon durch Landesgesetz aufhebbaren Rechte kommen an 
vierter Stelle. Auch hier könnte man unterscheiden zwischen Landesverfassungs­
gesetzen und gewöhnlichen Landesgesetzen. Von den Grundrechten der Reichs­
verfassung ist das Recht der körperlichen Freiheit ein Recht dieser Art, denn "eine 
Beeinträchtigung oder Entziehung der persönlichen Freiheit durch die öffentliche 
Gewalt ist nur auf Grund von Gesetzen zulässig" (Art. 1141), gleichgültig, ob es 
Reichs- oder Landesgesetze sind. Auch die meisten durch Landesgesetz geschaf­
fenen Rechte gehören hierher, so das Recht auf Erteilung einer Bauerlaubnis, eines 
Jagdscheins, auf Besuch einer Schule. Bejahend ausgedrückt richten sich diese 
Rechte nur noch an den durch Justiz und Verwaltung sich betätigenden Staat, 
aber gerade diese Beziehung, vor allem die zur Verwaltung, ist für das Verwaltungs­
recht von Wichtigkeit. Auch die höherstufigen Rechte richten sich mit an die Ver­
waltung; diese oder das mit Klage angerufene Verwaltungsgericht sind es auch, 
die die Vereinbarkeit eines landesgesetzlichen Eingriffs mit dem Reichsrecht, eines 
verordnungsmäßigen Eingrüfs mit dem Gesetze und - soweit die Prüfungsbefugnis 
anerkannt ist - eines gesetzlichen Eingrüfs mit der Verfassung nachprüfen. 

Scheidet man die Frage von Eingriffen durch die Justiz aus, so bleiben noch 
übrig die durch einzelne Verwaltungsbehörden aufhebbaren Rechte. 
Würden sie schrankenlos durch jede Verwaltungsbehörde aufgehoben werden 
können, dann wären es überhaupt keine Rechte mehr, da jede wegen Verletzung 
des Rechtes belangte Verwaltungsbehörde einwenden könnte, sie habe den Ein­
griff machen dürfen. So liegen aber die Dinge nie. Vielmehr dürfen nur ganz be­
stimmte Behörden eine Haussuchung oder eine Wohnungsbeschlagnahme an­
ordnen, einen Beamten vorläufig seines Amtes entheben, eine Enteignung aus­
sprechen, zur Einkommensteuer heranziehen, und auch sie meist nur in bestimmten 
Formen. Gegen alle übrigen Behörden, genauer: gegen den Staat, vertreten durch 
alle übrigen Behörden, hat der einzelne einen Anspruch auf Unterlassung jedes 
ihnen nicht zukommenden Eingrüfs. Auch der Inhaber einer frei widerruflichen 
Polizeistundenverlängerung hat also ein Recht auf Ausübung der Vergünstigung, 
z. B. dem Magistrat oder dlilm Landrat gegenüber, nur der Ortspolizeibehörde 
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gegenüber fehlt das Recht, wenn sie zulässigerweise von ihrer Befugnis zum Wider­
rufe Gebrauch macht. Es kann auch vorkommen, daß sich ein Recht gegen eine 
bestimmte Art von staatlichen Stellen richtet, z. B. gegen das Militär, dem es 
nicht gestattet sein soll, ohne Requisition der Zivilbehörde· zur Unterdrückung 
innerer Unruhen einzuschreiten 60. Vor allem sind eine Reihe von Grundrechten 
nur gegen die Polizei gerichtet 51. So haben zwar alle Deutschen das Recht, 
zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine oder Gesellschaften 
zu bilden (RV. Art. 1241). Aber kraft Anstaltsrechts kann der Vorsteher einer 
Schule die Bildung einer Schülerverbindung verbieten. "Alle Deutschen haben 
das Recht, sich ohne Anmeldung oder besondere Erlaubnis friedlich und unbewaffnet 
zu versammeln" (RV. Art. 123 1). Aber kein Beamter darf daraus das Recht her­
leiten, vom Dienste fernbleiben zu dürfen. Denn das Vereins- und Versammlungs­
recht soll nur vor polizeilichen Eingriffen geschützt werden. Die Feststellung, 
ob ein Grundrecht nur polizeigerichtet ist oder mehr gewährt, ist daher sehr wichtig. 
Eine Vermutung für die bloße Richtung gegen die Polizei besteht für die Grund­
rechte in ihrer Gesamtheit keineswegs. So würde es den Verfall der deutschen 
Universitäten bedeuten, wenn der Satz: "Die Kunst, die Wissenschaft und ihre 
Lehre sind frei" (RV. Art. 142) nur der Polizei gegenüber und nicht auch der 
Unterrichtsverwaltung gegenüber Geltung hätte52• 

4. Arten der öHentlichen Rechte des einzelnen. Wenn das subjektive Recht 
soviel ist wie eine WiIlensmacht, die dem Träger der Willens macht in seinem eigenen 
Interesse vom Staate verliehen ist, so lassen sich die öffentlichen Rechte gliedern 
nach den Interessen, die der einzelne im Verhältnis zum Staate haben kann. Dieser 
Interessen aber gibt es drei: unmittelbare Teilnahme an der Staatsgewalt, Tätig­
werden des Staates im Interesse des einzelnen, Freiheit vom Staate. Also gibt es 
auch drei Arten von Rechten: Mitwirkungsrechte, positive Ansprüche und Frei­
heitsrechte. 

a) Von den Mitwirkungsrechten sind am bekanntesten die sog. politi­
schen Rechte, wie Wahlrecht, Stimmrecht beim Volksentscheid, Recht des 
Abgeordneten auf Teilnahme an den Sitzungen. Für das Verwaltungsrecht bedeut­
samer sind die Rechte auf Teilnahme an der Verwaltung. Das wichtigste Recht 
dieser Art ist das Recht der Gemeinden und sonstigen Kommunalver bände auf 
Selbstverwaltung. So hat die Gemeinde das Recht, Gemeindebeamte mit 
hoheitlichen Befugnissen anzustellen, die Einwohner zu gemeindlichen Gebühren, 
Beiträgen und Steuern zu veranlagen, Wohnungen zu beschlagnahmen, Orts­
statute zu erlassen. In diesen und in anderen Fällen nimmt sie teil an der vom 
Staate herrührenden öffentlichen Gewalt und hat ein Recht auf solche Teilnahme. 
Allerdings lassen sich alle Mitwirkungsrechte bei genauem Zusehen wieder auf­
lösen in positive Ansprüche und in Freiheitsrechte. Der Gemeindewähler z. B. 
hat einen Anspruch auf Eintragung in die Wählerliste, auf Abnahme des von ihm 
in den Umschlag gelegten Stimmzettels und auf Berücksichtigung seiner Stimme 
bei Ermittelung des Wahlergebnisses. Die Gemeinde hat dem einzelnen gegenüber 
das Recht auf Befolgung ihrer Befehle und dem Staate gegenüber auf Unterlassung 
jeder gesetzwidrigen Störung der Selbstverwaltung. Die Mitwirkungsrechte sind 
also nur in ihrem Vorstadium, dem "Rechtszustand" im oben (S.181 f.) entwickelten 
Sinne, dem Zustande der bloßen Mitwirkungsmöglichkeit, von den beiden andern 
Rechten verschieden; für das Verständnis der Beziehungen des einzelnen zum 

50 Pr. VcrfUrk. v. 31. Jan. 50 Art. 36. 
51 V gl. vor allem 'l'HOMA a. a. O. S. 200ff. 
52 So ANscHüTz RV. zu Art. 142; 'l'HOMA a. a. O. S.216f.; ThÜrOVG. 28. Juli 18, Jahrb. 

6, 47ff. - Dagegen ROTHENBÜCHER und SMEND auf der Münchener Tagung der Vereinig. d. 
Deutsch. Staatsreehtslehrer, Frühjahr 1927, VStaatsRL. 4 (1928) S. 32ff., 56ff.; ferner FRHR. 
MARSCHALL V.BIEBERSTEIN Vom Kampf des l{eehtes gegen die Gesetze 1927 S.178ff. 

13* 
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Staate aber ist ihre Behandlung als besondere Art der subjektiven öffentlichen 
Rechte unerläßlich. Nur vergesse man nicht, daß sie sich im Stadium der Ausübung 
in eine Anzahl positiver und negativer Ansprüche zerlegen lassen. . 

b) Die positiven Ansprüche des einzelnen brauchen nicht auf die Vor­
nahme hoheitlicher Handlungen gerichtet zu sein. Auch die Ansprüche des Be­
amten auf Besoldung, der Beamtenwitwe auf Hinterbliebenenversorgung , des 
Enteigneten auf Entschädigung, des Steuerpflichtigen auf Rückzahlung zuviel 
gezahlter Steuern, des Hausbesitzers auf Wasserversorgung aus einer öffentlichen 
Wasserversorgungsanstalt sind Ansprüche des öffentlichen Rechts. Aber wichtige 
Ansprüche gehören auch mit ihrem Gegenstande dem öffentlichen Rechte an, so 
vor allem die Ansprüche auf Bescheidung eines Antrags. Der Baulustige, 
der einen Antrag auf Baugenehmigung, der Wirt, der einen Antrag auf Geneh­
migung einer Gastwirtschaft stellt, der Jagdpächter, der einen Jagdschein begehrt, 
der von einer polizeilichen Verfügung Betroffene, der ihre Aufhebung durch die 
Verwaltungsgerichte verlangt, der Beamte, der- entlassen werden, der Preuße, 
der sich in Sachsen niederläßt und die sächsische Landesangehörigkeit erwerben 
will, sie alle begehren die Vornahme eines Verwaltungsaktes, auf den sie einen 
Anspruch haben. Man kann sogar sagen, daß die positiven Ansprüche die im Leben 
der Verwaltung wichtigsten subjektiven öffentlichen Rechte darstellen. Von der 
Auflösung der Mitwirkungsrechte in positive Ansprüche war soeben die Rede. 
Aber auch die Freiheitsrechte gelangen vielfach erst in dem Augenblicke ihrer 
Verletzung zur vollen Geltung und äußern sich dann in dem positiven Anspruch 
auf Beseitigung der rechtswidrigen Verfügung. Dies umfassende Anwendungs­
gebiet der positiven Ansprüche verleitet den einzelnen manchmal zur Geltend­
machung von Rechten, die keine sind. So gibt es grundsätzlich kein Recht 
des einzelnen auf Einschreiten der Polizei gegen einen Dritten, 
schon deshalb nicht, weil es meist vom freien Ermessen der Polizei abhängt, ob sie 
einschreiten will oder nicht, außerdem, weil die Polizei meist im öffentlichen Inter­
esse einzugreifen hat und nicht im Interesse Privater, endlich weil es nicht in der 
Absicht der Gesetze liegt, dem einzelnen eine so weitgehende Willensmacht zu ver­
leihen. Der das Einschreiten Wünschende mag die Aufsichtsbehörde anregen, 
der zuständigen Polizeibehörde das Einschreiten zu befehlen, aber klagen darauf 
kann er nicht. So verlangte einmal jemand, daß die Polizei dem Nachbarn die 
Schankerlaubnis entziehe, und focht den das Verlangen abweisenden Bescheid mit 
der verwaltungsgerichtlichen Klage an, wurde aber auch mit ihr wegen Fehlens 
eines subjektiven Rechts abgewiesen53• Ebensowenig gibt es ein Recht auf Über­
nahme in den Staatsdienst oder auf Übertragung eines Amtes. 
Die Auswahl der im Staatsdienst zu Verwendenden ist zu wichtig und sträubt sich 
zu sehr gegen bindende, eindeutig auf den Einzelfall anzuwendende Regeln, als 
daß es dem Staate einfallen dürfte, das freie Ermessen der Anstellungsbehörde 
durch subjektive Rechte der Anwärter einzuengen54• Selbst die Zusicherung der 
Übertragung eines Amtes bindet die Behörde nicht 55, begründet höchstens bei 
Leichtfertigkeit der Zusicherung einen Schadensersatzanspruch des auf die Zu­
sicherung Vertrauenden. Nur die Zusage an einen ausscheidenden Beamten, ihn 
auf Verlangen wieder einzustellen, hat bindende Kraft, da sie dem Beamten sein 
schon vorhandenes Recht auf DienststeIlung mit Einschränkungen vorbehält 56. 

63 LVG. Schwerin 22. Mai 25, MecklZ. 41 (1925) S. 383f. - Ähnlich PrOVG. 10. März 27, 
PrVerwBl. 48 (1927) S. 505; SächsOVG. 25. Juli 16 u. 28. Sept. 26, Jahrb. 24, Iff. u. 30, 111ff.; 
BadVGH. 2. Juli 24, BadVerwZ. 1925 S. 46ff.; ThürOVG. 18. Juni 24, Jahrb. 10, 4f.; OldOVG. 
26. Jan. 28, OldZ. 55 (1928) S. 131ff.; BraunschwVGH. 22. ,lan. 02, BraunschwZ.49 (1902) 
Beil. S. If. 

fi4 Vgl. HessVGH. 1. Aug. 22, Entsch. 6, 33f. 
55 RG. III 4. März 24, JW. 1924 S. 1361. 
56 OLG. München 10. Juni 26. JW. 1926 S. 2305ff. 
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Positive Ansprüche hat der einzelne auch den Gemeinden gegenüber, aller­
dings mehr auf wirtschaftlichem Gebiete als auf hoheitlichem. Der ganze Rechts· 
schutzanspruch fällt hier weg, da die Verwaltungsgerichtsbarkeit Staatssache ist. 
Zu häufigen Streitigkeiten führen die aus alter Zeit stammenden Ansprüche auf 
Bürgernutzung, Allmendgenuß. Neben dem von der Gemeinde selbst ge­
nutzten Grundbesitz gibt es in vielen Teilen Deutschlands Gemeindeländereien, 
die nach einem bestimmten Schlüssel den Gemeindebürgern zur eigenen Bewirt­
schaftung überlassen werden müssen. Der einzelne Bürger hat Anspruch auf über­
lassung des ihm zukommenden "Loses" und kann ihn vor den Verwaltungsgerichten 
verfolgen 57. 

c) Freiheitsrechte (Rechte auf Unterlassung) 58. Die Freiheitsrechte 
müssen, um echte Rechte zu sein, mehr sein als bloße Freiheiten. Auch sie müssen 
das Merkmal des subjektiven Rechtes an sich tragen: sie müssen eine Willens­
macht enthalten, die dem Willensträger in seinem eigenen Interesse verliehen ist. 
Das Merkmal des eigenen Interesses bereitet keine Schwierigkeit: die Preß-, Ver· 
eins-, Religionsfreiheit und viele andere Freiheiten sind dem einzelnen jedenfalls 
auch in seinem Interesse verliehen. Dagegen hapert es etwas mit der Willensmacht. 
Eine Unterlassungsklage gegen den Staat, gerichtet auf Nicht-Störung der Frei­
heit, gibt es heute vor den Verwaltungsgerichten nicht. Auch die negative Fest­
stellungsklage, daß nämlich der einzelne einen bestimmten Eingriff in seine Frei­
heit nicht zu dulden brauche, kennen nur die neuesten Verwaltungsrechtspflege­
gesetze. Endlich sind auch Verfügungen über die Freiheitsrechte nur in beschränk­
tem Umfange zulässig. Wohl kann der einzelne durch die Bitte, ihn in Schutzhaft 
zu nehmen, oder durch den Hilferuf an die Polizei, einmal in der Wohnung nach­
zusehen, einen an sich unstatthaften Eingriff zulässig machen, aber andere Frei­
heitsrechte, wie das Recht auf Gewissensfreiheit, sind schlechthin unangreifbar. 
Trotzdem haben wir das deutliche Gefühl, daß auch die Freiheitsrechte echte Rechte 
sind, Rechte auf Unterlassung. gesetzwidriger Eingriffe. Am besten 
kommt man mit einer hypothetischen Frage zum Ziele. Zugegeben, daß es zur Zeit 
keine Unterlassungsklagen gegen den Staat gibt, sondern nur Klagen auf Aufhebung 
gesetzwidriger Eingriffe, so lautet die Frage: würde wohl aus der allgemeinen Frei­
heit oder aus einer der bekannten gesetzlich gewollten, nicht bloß geduldeten Frei­
heiten auf Unterlassung eines drohenden Eingriffes geklagt werden können, wenn 
im Verwaltungsstreitverfahren die gleichen Klagen zulässig wären wie im Zivil­
prozeß? Erinnert man sich, daß das Reichsgericht kein Bedenken trug, die Unter­
lassungsklage gegen gesetzwidrige Schießübungen zuzulassen (S. 178), überlegt 
man weiter, daß doch kein allzugroßer Schritt ist z. B. von der Klage auf Unter­
lassung der Schließung eines Gewerbebetriebs zu der Klage auf Aufhebung der 
Schließungsverfügung, so muß man die hypothetische Frage nach der Zulässig­
keit der Unterlassungsklage bejahen. Es ist mehr ein Zufall, keine Notwendigkeit, 
daß die allgemeine Freiheit und die einzelnen Freiheiten heute noch nicht durch 
die verwaltungsgerichtliche Unterlassungsklage geschützt sind. Auch so entspricht 
es der allgemeinen Auffassung, daß der einzelne die Unterlassung eines gesetzwidri­
gen Eingriffs "verlangen" kann, da es sonst unverständlich wäre, warum ihm 
gegen den geschehenen Eingriff das Klagerecht zusteht. Schon jenes bescheidene 
unbewehrte Verlangenkönnen ist aber eine Willensmacht, die die Freiheit zum 
subjektiven Rechte erhebt. Bedenkt man noch, daß dem einzelnen eben doch in 
vielen Fällen die Macht gegeben ist, den an sich unerlaubten Eingriff erlaubt zu 
machen, und daß, wo ihm diese Macht fehlt, der gesetzgeberische Grund offenbar 
in einer gewollten Steigerung der Unantastbarkeit seiner Rechtsstellung liegt, so 

.7 Vgl. z. B. STAECKER in der MecklZ. 42 (1926) S. 147ff.; PrOVG. 22. Fehr. 21, Entsch. 
76, 122ff.; RG. V 13. Juni 27, RGZ. 117, 235ff. 

68 Von BÜHLER .. Rechte des Dürfens" genannt: Festg. f. FLEINER 1927 S. 50. 
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fällt jeder Zweifel über die Eigenschaft der Freiheitsrechte als echter subjektiver 
öffentlicher Rechte. 

Praktisch hat diese Erkenntnis keine große Bedeutung mehr, da die Recht­
sprechung schon längst im gleichen Sinne entschieden hat. Der von einer polizei­
lichen Verfügung Getroffene kann gegen sie nur klagen, wenn er "in seinen Rech­
ten" verletzt ist (z. B. LVG. § 127m); der Hauptanwendungsfall der Klage ist 
aber gerade der, daß der Kläger einen gesetzwidrigen Eingriff in seine Freiheit 
behauptet, und nie haben die Verwaltungsgerichte Bedenken getragen, eine solche 
Klage zuzulassen. Trotzdem machte der wissenschaftliche Streit über die 
Natur der Freiheitsrechte ein kurzes Eingehen auf die Gründe nötig, die ihr Wesen 
als so zweifelhaft erscheinen lassen. 

d) Anhang. Die wohlerworbenen Rechte der Beamten. Nach RV. 
Art. 129 sind "die wohlerworbenen Rechte der Beamten unverletzlich". Da die Be­
stimmung häufig die Gerichte beschäftigt hat, sei anhangsweise untersucht, zu 
welchen Arten der öffentlichen Rechte diese Rechte gehören. Die Stufenordnung 
dieser Rechte (oben S. 193ff.) macht keine Schwierigkeit, sie sind höchststufige 
Rechte, da sie nur durch verfassungsänderndes Reichsgesetz beseitigt werden können. 

Gehören Mitwirkungsrechte dazu? Die vielerörterte Frage des Rechtes 
am Amt, des Rechtes auf Ausübung des Amtes tritt hier entgegen59• Wir verneinen 
die Möglichkeit solcher Rechte, jedenfalls soweit hoheitliche Tätigkeiten des Beamten 
in Frage stehen. Der Staat gewährt heute solche Rechte juristischen Personen 
des öffentlichen Rechts, vor allem den Gemeinden, aber nicht seinen Beamten. 
Der Bejahung eines Rechts an einem bestimmten Amte steht schon die freie Ver­
setzbarkeit der Beamten im Wege. Wo diese fehlt, wie bei den Richtern, hat der 
Staat die Unversetzbarkeit im Interesse der Unabhängigkeit der Rechtsprechung 
eingeführt und nicht im Interesse der Beamten. Die Frage ist nur, ob sich ein 
Beamter über die Versetzung hinaus auch die völlige Kaltstellung gefallen lassen 
muß, sofern er keine Einbuße an seinen dienstlichen Einkünften erleidet. Mit der 
selbstverständlichen Einschränkung, daß auch im Beamtenrecht Willkür verboten 
ist, bejahen wir die Frage für hoheitliche Betätigungen; nur bei Künstlern, die als 
Beamte angestellt sind, bei Gelehrten und in ähnlichen Fällen mag es anders sein, 
da hier die bürgerlichrechtliche Analogie mit dem Rechte auf Beschäftigtwerden 
zu nahe liegt. Der Staat kann sich nicht der Gefahr aussetzen, durch unfähige 
Beamte, gegen die aber kein gesetzlicher Grund zur Versetzung in den Ruhestand 
oder zur strafweisen Entfernung aus dem Amte vorliegt, sein Dasein aufs Spiel 
zu setzen. Wenn er also kein passendes Amt findet, in das er den Beamten versetzen 
kann, dann erteilt er ihm Zwangsurlaub und verbittet sich jede weitere Betäti­
gung 60• Die Vorschrift in der RV. Art. 129U über die gesetzlich bestimmten Voraus­
setzungen und Formen, die gegeben sein müssen, damit ein Beamter vorläufig 
seines Amtes enthoben, einstweilen oder endgültig in den Ruhestand versetzt wer­
den kann, bezieht sich nur auf gewisse, im Beamtenrecht herkömmliche, mit Rechts­
minderungen verbundene förmliche Verwaltungsakte und nicht auf die eine Vor­
stufe zur jedenfalls zulässigen Versetzung bildende Zwangsbeurlaubung. 

Dagegen können die wohlerworbenen Rechte der Beamten sowohl positive 
Ansprüche als auch Rechte auf Unterlassung sein. Positive Ansprüche 

69 Vgl. TRIEPEL im ArchÖffR. 40 (1921) S. 367ff.; ThürOVG. 28. Juni 16, Jahrb. 4, lO3ff. 
Könnte ein Machtspruch des Gesetzgebers wissenschaftliche Streitfragen entscheiden. so 
gäbe es ein "Recht auf das Amt" in Württemberg: BeamtG. v. 21. Jan. 29 Art. 45 (Über­
schrift); vgl. jedoch Art. 22, 23. 

60 Gegen die Zulässigkeit der Zwangsbeurlaubung WürttVGH. 14. Juli 25, JW. 1925 
S. 2512f.; FRrEDRlCHS Pr. Kommunalbeamtenrecht 1926; für die Zulässigkeit ARNDT in der 
Anmerkung zur Entscheidung des WürttVGH. Das württ. BeamtG. v. 21. Jan. 29 läßt sie 
jetzt bis zu drei Monaten ausdrücklich zu (Art. 45 In). Der Fall einer Zwangsbeurlaubung 
bei SächsOVG. 9. März 27, Jahrb. 31, 226ff., betraf eine Sonderfrage. 
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sind vor allem die Ansprüche auf Besoldung, Tagegelder, Fahrtkostenersatz. Das 
wichtigste Recht auf Unterlassung ist das Recht auf die allgemeine Dienststellung, 
d. h. das Recht auf die erreichte Dienststellengruppe, und bedeutet, daß der Staat 
den Beamten gegen seinen Willen ohne besondere gesetzliche Ermächtigung nicht 
in eine für ihn ungünstigere Dienststellung bringen darf, also z. B. nicht von einem 
Amte einer höheren Besoldungsgruppe in ein solches einer niedrigeren. Wenn 
es also auch kein Recht am Amte gibt, so gibt es doch ein Recht auf Verbleiben in 
der Dienststellengruppe61• Ein Recht auf Unterlassung ist auch das Recht auf 
Freiheit von übeI;mäßiger oder unwürdiger Beanspruchung, ein positiver Anspruch 
das Recht auf Urlaub, allerdings nicht im Sinne eines wohlerworbenen Rechtes 
höchster Stufe, da ein Gesetz, vielfach sogar eine Verordnung die bestehenden 
Urlaubsvorschriften ändern kann. Auch beim Rechte auf allgemeine DienststeI­
lung ist nicht immer gesagt, daß es zu den höchststufigen Rechten gehört. So darf 
man aus der Zulassung von Altersgrenzen selbst für Richter (RV. Art. 1041) schließen, 
daß ganz allgemein die Einführung von Altersgrenzen für Beamte nicht als Verletzung 
wohlerworbener Rechte aufgefaßt werden darf, da es nicht in der Absicht der Ver­
fassung liegen konnte, jene Bestimmung nur für die nach Inkrafttreten der Ver­
fassung ernannten Richter wirken zu lassen62• Eine Reihe von weiteren Fragen 
über den Umfang der wohlerworbenen Rechte steht im Zusammenhang mit der 
Neuordnung der Beamtenbesoldung im Jahre 1920 und mit dem Übergang von 
der Inflationszeit in die Zeit der Währungsfestigung. Um nur eine von diesen Fragen 
herauszugreifen, so hat kein Beamter, auch kein vor dem Kriege angestellt gewe­
sener, ein wohlerworbenes Recht darauf, daß er immer im gleichen Verhältnis 
zu andern Beamtengruppen besoldet werde, da sonst die einmal vorhandenen Be­
soldungsordnungen ewig unveränderlich wären63• Ja, selbst wenn alle andern 
Beamtengruppen verhältnismäßig besser gestellt würden als seine, so würde er 
sich doch nicht beklagen können, sofern er nur mindestens den gleichen Goldmark­
betrag erhielte wie bei Weitergeltung der vor dem Kriege gültig gewesenen Besol­
dungsordnung und die Maßregel keinen Willkürakt und somit keine Verletzung 
der Gleichheit vor dem Gesetze darstellte. 

Kann ein Gesetz die Beamtenrechte dadurch zu Rechten dritter oder vierter 
Stufe maehen, daß es, z. B. in einem Besoldungsgesetz, jederzeitige Änderung 
der Besoldungsbezüge durch einfaches Gesetz vorsieht 641 Dann wären nur die 
vor Inkrafttreten der Reiehsverfassung angestellten Beamten unbedingt vor gesetz­
geberisehen Überraschungen, solche des Reichsverfassungsgesetzgebers ausgenommen, 
sicher und auch sie nur, wenn sie sich dem neuen Besoldungsgesetze mit der Än­
derungsklausel nicht unterworfen haben. Mehr für den Beamten kann man aber 
aus RV. Art. 1291 auch nicht herauslesen65• Die Bestimmung sollte das damals 
im Dienste befindliche Beamtentum vor Abbaugelüsten radikaler Kreise schützen, 
an die zukünftigen Beamten dachte man weniger. Doch sind die einmal erdienten 
Bezüge, d. h. die fällig gewordenen, unter allen Umständen "wohlerworben" ; über 
sie kann der Gesetzgeber auch beim Vorbehalt gesetzlicher Änderungen nicht ver­
fügen, anders ausgedrückt: der Vorbehalt gilt nicht für rückwirkende Gesetze. 

61 EICKEL BeamtJahrb. 1924 S. 182. 62 Vgl. RG. In 14. März 22, RGZ. 104, 58ff. 
83 RG. In 24. Juni 24, RGZ. 108, 314ff. 
84 Vgl. z. B. BesoldG. des Reichs v. 16. Dez. 27 § 39; pr. BesoldG. v. 17. Dez. 27 § 39. 
85 RG. In 18. Febr. 27, Jur. Rundschau 3 (1927) Rechtspr.Nr. 1064. Ebenso für die 

Schweiz BundGer. 6. Okt. 28, SchwZBlStGemVerw. 29 (1928) S. 521ff. Auch der gesetzes­
k.räftige Beschluß des RG. In 5. Dez. 27, RGZ: 120, 374ff., steht nicht entgegen, da er auf 
emer dem Beamten günstigen Auslegung der Änderungsklausei, nicht einer Prüfung ihrer 
Zulässigkeit beruht (So 394). Anders Obergericht Danzig 25. Sept. 28, RVerwBI. 50 (1929) 
S.1l2f.; BRAND i. DRiZ. 20 (1928) S. 328ff. u. JW. 1928 S. 3257. Folgerichtig müßten dann 
aber die Gegner der Zulässigkeit des Gesetzesvorbehalts das unter der Voraussetzung von 
dessen Gültigkeit erlassene ganze Gesetz für ungültig erklären. 
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5. Subjektives Recht und freies Ermessen. Willensmacht bedeutet, daß der 
mit ihr Beliehene durch Erklärung des Willens eine rechtliche Wirkung erzielt, 
insbesondere einen andern Willensträger zum Handeln nötigt. So besteht die 
Willensmacht des um eine baupolizeiliche Genehmigung Nachsuchenden darin, 
daß er durch Stellung des Antrags die Baupolizeibehörde zwingt, den Antrag zu 
prüfen und, bei Erfüllung der gesetzlichen Voraussetzungen, zu genehmigen. 
Solche Wirkung ist aber nur möglich, wenn der begehrte Verwaltungsakt ein ge­
setzlich gebundener Akt ist. Ist er ein Akt des freien Ermessens, so besteht keine 
eindeutige Bindung, es fehlt also an der Willensmacht des Antragstellers und damit 
am subjektiven Recht. 

Trotzdem bedeutet freies Ermessen nicht in jeder Beziehung die Verneinung 
eines subjektiven Rechtes. Auch die "Kann"-Genehmigungen, d. h. die Genehmi­
gungen, die erteilt werden "können", nicht müssen, sind gebundener als etwa 
Entschließungen eines Privatmanns. Das Verbot der Willkür, die Pflicht zur sorg­
fältigen Prüfung, das Verbot, sich nicht durch rechtsirrige Erwägungen beeinflussen 
zu lassen, steht über jedem Akt des freien Ermessens. Soweit die Überprüfung 
derartiger Ermessensfehler reicht, reicht auch das subjektive Recht des einzelnen66• 

In gewissen Fällen "kann" eine Gewerbegenehmigung zurückgenommen werden. 
Wird sie es, so kann der Betroffene sich an sich nicht wegen Verletzung eines 
Rechtes beklagen. Wohl aber hat er ein Recht darauf, daß die Behörde nicht aus 
Schikane gegen ihn vorgeht oder ihm die Genehmigung entzieht, in der irrigen Mei­
nung, hierzu verpflichtet zu sein. Die früher (S.35ff.) entwickelte Lehre von den 
Ermessensfehlern hat ihre Bedeutung gerade auch für den Anwendungsbereich 
des subjektiven Rechtes des einzelnen. Auch ein Akt des freien Ermessens, der sich 
an sich innerhalb der dem Ermessen gesetzten objektiven Grenzen hält, also so, wie 
er erlassen wurde, auch erlassen werden durfte, kann den einzelnen in seinen Rechten 
verletzen, wenn für seinen Erlaß Erwägungen mitspielten, die das Gesetz verbietet. 

6. Nachfolge in öffentliche Rechte und Stellvertretung. Für die Nachfolge in 
öffentliche Rechte des Staats und anderer Träger öffentlicher Verwaltung 
gilt das über die Nachfolge in öffentliche Pflichten Gesagte. Den Hauptanwendungs­
fall bildet die Neuschaffung oder die Änderung im Bestande von Rechtsträgern des 
öffentlichen Rechts. Das Reich zweigt z. B. aus seinem eigenen Bestande die 
Reichsbahngesellschaft als selbständige Persönlichkeit aus und überträgt auf sie 
die bisher dem Reiche gehörigen Rechte. Oder cin deutsches Land geht in einem 
andern deutschen Lande auf, oder zwei Gemeinden vereinigen sich zu einer neuen 
Gemeinde. In solchen Fällen wird der neue oder der in seinem Bestande vergrößerte 
Rechtsträger Rechtsnachfolger des oder der alten Rechtsträger. Auch die bekannte 
völkerrechtliche Frage der Staatensukzession kann hier hereinspielen67• 

Auch die öffentlichen Rechte des einzelnen unterliegen ähnlichen Regeln wie 
seine öffentlichen Pflichten. Gewisse Rechte sind kraft ausdrücklicher Bestimmung 
oder ihrer Natur nach höchstpersönlich. So steht der durch AntragsteIlung 
erworbene Anspruch auf Verleihung einer deutschen Landesangehörigkeit, auf 
Erteilung eines Wandergewerbescheins, auf Aufnahme in eine Schule nur dem 
Antragsteller zu. Der Anspruch des Reichstagsabgeordneten auf freie Eisenbahn­
fahrt ist ebenfalls höchstpersönlich. Bei den jedermann zustehenden Rechten 
wieder, z. B. den durch Gesetz allen verliehenen Freiheitsrechten, hat die Frage 
der Nachfolge keinen Sinn, da der Nachfolger auch kraft Nachfolge nicht mehr 
Befugnisse hätte als ohne sie. Im übrigen gibt es hier, wie bei den Pflichten, die 
drei Formen der Nachfolge: Gesamtrechtsnachfolge, Dinglichkeit und - statt 
Pflichtenübernahme - rechtsgeschäftliche Übertragung, die letzte ergänzt durch 
den Einzelübergang kraft Gesetzes. 

66 Vgl. z. B. SächsOVG. 26. Okt. 16, Jahrb. 23 (1916) S. 332ff. 
67 Vgl. hierüber SOHOENBORN Staatensukzessionen 1913. 
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a) Die Gesamtrechtsnachfolge ist eine grundsätzlich bei allen vermögens­
rechtlichen Ansprüchen gegebene Form des Übergangs von einem Rechtsträger 
auf einen andern. Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, gelten hier für die 
Nachfolge in die öffentlichen Rechte des Verstorbenen die erbrechtlichen Vor­
schriften des BGB. Doch kann das Gesetz, das Landesgesetz mit gleicher Freiheit 
wie das Reichsgesetz, für öffentlichrechtliche Ansprüche eine davon abweichende 
Folgeordnung festsetzen oder wenigstens die Berechtigung zur Entgegennahme 
der Leistung anders regeln. So kann im Falle des Todes eines preußischen Land­
tagsabgeordneten die Zahlung der Aufwandsentschädigung an den Ehegatten 
geschehen, ohne daß dessen Erbrecht nachgewiesen zu werden braucht68• Auch 
die Reichsversicherungsordnung hat ihr eigenes Erbrecht. Ist beim Tode des Emp­
fängers die fällige Invalidenrente noch nicht abgehoben, so sind nacheinander 
bezugsberechtigt der Ehegatte, die Kinder, der Vater, die Mutter, die Geschwister, 
wenn sie mit dem Empfänger zur Zeit seines Todes in häuslicher Gemeinschaft ge­
lebt haben (§ 1302). Ohne solche Vorschriften würde das BGB. wie bei privat­
rechtlichen Ansprüchen zur Anwendung kommen. Der Anspruch auf Erstattung 
zuviel gezahlter Steuern, auf Auszahlung der Enteignungsentschädigung z. B. 
geht ohne weiteres auf die bürgerlichrechtlichen Erben über. Eine Besonderheit 
gilt für die Nachfolge in einen stehenden, einer persönlichen Genehmigung be­
dürftigen Gewer be betrie b69• An sich ist die einem Gewerbetreibenden nach Prü­
fung seiner persönlichen Eignung erteilte Genehmigung höchstpersönlich. Aus 
Billigkeitsgründen aber läßt das Gesetz sie über den Tod hinaus wirken. § 46 GewO. 
bestimmt: "Nach dem Tode eines Gewerbetreibenden darf das Gewerbe für Rech­
nung der Witwe während des Witwenstandes, oder, wenn minderjährige Erben 
vorhanden sind, für deren Rechnung durch einen nach § 45 qualifizierten Stell­
vertreter betrieben werden, insofern die über den Betrieb einzelner Gewerbe be­
stehenden besonderen Vorschriften nicht ein anderes anordnen." Der Stellvertreter 
muß nur tauglich, er muß persönlich so beschaffen sein, daß, wenn er für seine 
Person den Antrag auf Gewerbegenehmigung stellen würde, die Behörde den An­
trag nicht aus Gründen, die in der Person des Antragstellers liegen, abweisen dürfte; 
aber einer Genehmigung bedarf er nicht. Auch die Witwe selbst kann bei sinn­
gemäßer, in der Rechtsprechung anerkannter Auslegung des Gesetzes den Gewerbe­
betrieb fortsetzen7o• Da sie nicht Erbin zu sein braucht, ist auch hier der Fall 
einer öffentlichrechtIichen Sonderregelung der Nachfolge von Todes wegen ge­
geben. 

b) Nachfolge kraft Dinglichkeit liegt bei allen Rechten vor, die der Staat 
ohne Betrachtung der Person des Berechtigten mit Rücksicht auf eine Sache ge­
währt. So erteilt er Staurechte für bestimmte Anlagen, die gewerbepolizeiliche 
Genehmigung für eine bestimmte Fabrik, die Baugenehmigung für ein bestimmtes 
Gebäude, er läßt bestimmte Kraftfahrzeuge zum Verkehre zu. Auch wo man der 
Dinglichkeit zweifelnd gegenübersteht, wie in Preußen, wird die unlösliche Ver­
bundenheit der in Vollzug gesetzten Genehmigung mit dem Gegenstand, für den 
sie erteilt wurde, nicht bestritten71• Die Gewerbeordnung spricht die Dinglichkeit 
sogar ausdrücklich aus (§ 25 1). "Die Genehmigung zu einer der in den §§ 16 und 24 
bezeichneten Anlagen bleibt solange in Kraft, als keine Änderung in der Lage oder 
Beschaffenheit der Betriebsstätte vorgenommen wird, und bedarf unter dieser 
Voraussetzung auch dann, wenn die Anlage an einen neuen Erwerber übergeht, 

68 Pr. G. v. 13. Mai 27 § 5ill• 

68 SCHULTZENSTEIN Persönliche gewerbliche Konzession und Erbrecht, VerwArch. 10 
(1902) S. 113ff. 

70 v. LANDMANN-RoHMER Komm. z. GewO. 18 1928 S. 617f.; PrOVG. 30. Jan. 13, El'ltsch. 
64, 515ff. 

71 Vgl. z. B. SCHOLZ Zur Lehre von der Bauerlaubnis. VerwArch. 24 (1916) S. 208ff. 
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einer Erneuerung nicht." Nur darf man die Genehmigungen dieser Art nicht mit 
solchen verwechseln, die jemand persönlich, wenn auch mit Rücksicht auf ein be­
stimmtes Grundstück, erhält, z. B. die Genehmigung zum Betriebe einer Privat­
Krankenanstalt oder einer Gastwirtschaft (GewO. §§ 30, 33). Hier bedarf der 
Erwerber des Grundstückes, wenn er das Gewerbe selbst betreiben will, einer 
neuen Genehmigung mit allen damit verbundenen Unannehmlichkeiten und Ge­
fahren. Selbst die in den §§ IOII, 48 GewO. genannten Realgewerbeberechti­
gungen wirken, auch wenn sie mit einem Grundstücke unzertrennlich verbunden 
sind, nicht in dem Maße dinglich, daß ihr Erwerber ohne weiteres das vom Ver­
äußerer betriebene Gewerbe ausüben darf. Allerdings können nach § 48 "Real­
gewerbeberechtigungen . . . auf jede, nach den Vorschriften dieses Gesetzes zum 
Betriebe des Gewerbes befähigte Person in der Art übertragen werden, daß der Er­
werber die Gewerbeberechtigung für eigene Rechnung ausüben darf". Aber das 
Befähigungserfordernis verlangt, daß der Erwerber auch die für den fraglichen 
Betrieb erforderliche polizeiliche Genehmigung erhalten hat. Der einzige un­
bestrittene Vorteil einer Realgewerbeberechtigung gegenüber einer gewöhnlichen 
Berechtigung ist der, daß in dem für den Erwerber eingeleiteten Genehmigungs­
verfahren die Bedürfnisfrage und unter gewissen Voraussetzungen auch die sog. 
Lokalfrage ausscheidet72• 

c) Auch rechtsgeschäftliche Übertragungen subjektiver öffentlicher 
Rechte außerhalb des Falles der Dinglichkeit kommen vor, allerdings wohl nur auf dem 
Gebiete der Vermögensrechte. So kann der Anspruch auf Erteilung eines Patentes 
ebenso übertragen werden wie das Patent selbst73, der Anspruch auf Entschädigung 
für Enteignung, die Schadensforderung aus Amtshaftung, Rückzahlungsrechte 
des öffentlichen Rechts unterliegen ohne Bedenken der Abtretung. Nur wo der 
Staat dem einzelnen ein Vermögensrecht mit gewissen geschriebenen oder un­
geschriebenen Auflagen erteilt, wie bei den Aufwandsentschädigungen dcr Abgeord­
neten und bei den Besoldungen der Beamten, ist es anders. Die Aufwandsent­
schädigung soll den Abgeordneten instandsetzen, seinen Pflichten als Abgeord­
neter nachzugehen, die Besoldung ist für die allermeisten Beamten die unumgäng­
liche Voraussetzung ihrer Tätigkeit. Daher die Unübertragbarkeit des dem Reichs­
tagsabgeordneten zustehenden Anspruchs auf Aufwandsentschädigung74 und der 
Besoldungsansprüche des preußischen Beamten in Altpreußen und im Rheinland76, 

eine Regelung, die das Interesse des Staates an einem wirtschaftlich sorgenfreien 
Beamtentum besser berücksichtigt als § 6 des Reichsbeamtengesetzes, der für den 
pfändbaren Teil der Beamtenbesoldung auch die Abtretung zuläßt. Ebenso hat der 
Staat ein Interesse daran, daß die Fürsorge für den wirtschaftlich Schwachen nicht 
durch unüberlegte Abtretungen der Fürsorgeansprüche geschädigt werde. Dahcr 
läßt § 119 RVO. die Abtretung der Ansprüche auf die Versicherungsleistungen der 
Krankenkassen, Berufsgenossenschaften und Landesversicherungsanstalten nur in 
engen Grenzen zu, und es ist verständlich, daß auch die Rechtsprechung ähnliche 
Ansprüche, wie die eines Straßenwärters an die landesrechtliche Fürsorgekasse 
auf Rückerstattung von Eintrittsgeldern und Beiträgen, ohne ausdrückliche ge­
setzliche Bestimmung für unabtretbar erklärt76• Mit der rechtsgeschäftlichen 
Übertragung verwandt ist der Übergang kraft Gesetzes, der sich als Folge 
einer Rechtshandlung einstellt. Auch solche Übergänge gibt es, z. B. beim Ein­
springen eines Versicherungsträgers für einen andern (RVO. § 151811). Als ein 
anderes Beispiel sei die gewohnheitsrechtliche Befugnis der Frau genannt, den Titel 
ihres Ehemannes zu führen. Durch die Heirat geht also ein dem Manne zustehendes 

72 Vgl. v. LANDMANN-ROHMER a. a. O. S. 622ff. 
73 Vgl. KrSOH Handbuch des deutschen Patentrechts 1923 S. 132. 
74 G. v. 25. April 27 § 7. 75 BRAND Beamtenrecht 3 1928 S. 147f. 
76 HessVGH. 7. Mai 21, Entsch. 5, 115ff. 
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Recht mit auf sie über. Würde die Polizei es ihr streitig machen, so würden ihr die 
Verwaltungsgerichte sicher recht geben. 

Die Stell vertretung im Rechte endlich ist eine abgeschwächte Form seiner 
"Öbertragung. Wo diese zulässig ist, ist es daher im Zweifel auch jene. Die Ver­
mutung, daß es darüber hinaus weitere Stellvertretungsfälle gibt, bestätigt die Ge­
werbeordnung in ihrer bekannten Bestimmung über die Stellvertretung im stehenden 
Gewerbebetrieb (§ 45). "Die Befugnisse zum stehenden Gewerbebetriebe können 
durch Stellvertretcr ausgeübt werden; diese müssen jedoch den für das in Rede 
stehende Gewerbe insbesondere vorgeschriebenen Erfordernissen genügen." Ge­
meint sind die Erfordernisse tatsächlicher Art; einer besonderen Genehmigung 
bedarf der Stellvertreter nicht. Doch muß es sich um eine wirkliche Stellvertretung 
handeln und darf keine verschleierte "Öbertragung sein, namentlich muß das Unter­
nehmen auf Rechnung des Vertretenen gehen. Der Pächter einer Wirtschaft ist 
daher kein Stellvertreter, sondern ein selbständiger Gewerbetreibender, der einer 
auf seinen Namen lautenden gewerblichen Erlaubnis bedarF7. Die naheliegende 
Frage, ob sich beim Mangel ausdrücklicher Vorschriften die Stellvertretung auf die 
Fälle der Übertragbarkeit beschränkt, muß, ähnlich wie im Privatrecht, verneint 
werden. Schon die Tatsache, daß vermögensrechtliche Ansprüche, auch unab­
tretbare, unter Umständen vor Gericht geltend zu machen sind, beweist mit Rück­
sicht auf die Zulässigkeit oder gar Notwendigkeit der Prozeßvertretung, daß bei ver­
mögensrechtlichen Ansprüchen die Zulässigkeit der Stellvertretung das Gegebene 
ist. Ganz allgemein ist die Frage dahin zu stellen, ob es für das Gesetz wohl einen 
einleuchtenden Grund geben kann, in diesem oder in jenem Falle die Stellvertre­
tung zu verbieten; bei Verneinung der Frage ist die Stellvertretung zulässig. Die 
Art der Bestellung eines Stellvertreters richtet sich nach dem BGB., wenn nicht 
unmittelbar, so doch in dessen sinngemäßer Anwendung. 

7. Verzicht auf öffentliche Rechte. Unter Verzicht versteht die Rechtssprache 
die einseitige Aufgabe eines Rechts durch Willenserklärung des Berechtigten78. 
Doch kann man in weiterem Sinne auch die zweiseitige oder zustimmungsbedingte 
Aufgabe eines Rechts zum Verzichte rechnen. Ob letztes zulässig ist, hängt mit der 
Frage der Möglichkeit von Verträgen und zweiseitigen Verwaltungsakten im öffent­
lichen Rechte zusammen, eine Frage, auf die noch zurückzukommen sein wird 
(§ II II 2). Hier sei nur der Verzicht im engeren Sinne, der einseitige Verzicht, 
betrachtet, zumal er im öffentlichen Rechte nach dessen ganzer Eigenart vor­
herrscht 79. 

Einem Verzicht des Staates oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Ge­
walt auf Rechte, die das Stadium des Rechtszustandes überschritten haben, steht 
grundsätzlich nichts im Wege. So kann der Staat auf die ihm gegen einen bestimm­
ten Beamten erwachsenen Disziplinarbefugnisse durch Verzeihung verzichten, 
ebenso die Polizeibehörde auf die Befolgung eines von ihr erlassenen Befehls dadurch, 
daß sie den Befehl zurücknimmt oder von seiner Befolgung für gewisse Fälle ent­
bindet. Die Begnadigung ist nach herrschender Ansicht der Verzicht des Staates 
auf den ihm erwachsenen Strafanspruch80• Vor allem gibt es Verzichte im Ab­
gabenrecht. § 1081 AO. ermächtigt den Reichsfinanzminister ganz allgemein zum 
Erlasse von Steuern aus Billigkeitsgründen, auch die Rechtsprechung des preußi­
schen OVG. hat den Grundsatz entwickelt, daß öffentliche Verbände auf ein­
zelne bereits entstandene oder doch in der Entstehung nahe bevorstehende Ab-

77 Vgl. v. LANDMANN-RoHMER, a. a. O. S. 610. 
78 Vgl. Z. B. Reichswahlges. v. 27. April 20 § 5n• 
78 RG. III 13. März 23, JW. 1923 S. 988 (Verzicht auf Rückgriffsrecht). 
80 Vgl. v. LISZT-E. SOHMIDT Lehrb. d. deutsch. Strafreohts § 75; MEYER-ALLFELD Lehrb. d. 

deutsoh. Strafreohts 8 1922 S. 313. 
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gaben verzichten können8l• Allerdings können· dem Verzicht auf öffentliche Ab­
gaben Vorschriften über Gleichmäßigkeit der Besteuerung und solche der Haushalts­
ordnungen im Wege stehen82 , jedoch nicht in dem Sinne, daß der vorschrifts­
widrig ausgesprochene Verzicht nichtig wäre. 

Für Verzichte des einzelnen auf ihm zustehende öffentliche Rechte liegt 
die Frage der Zulässigkeit etwas schwieriger, da der einzelne als der im Verhältnis 
zur öffentlichen Gewalt schwächere vor übereilten Entschließungen auch hier ge­
schützt werden muß. Daß man grundsätzlich nicht auf noch gar nicht entstandene 
Rechte verzichten kann, ist uns bereits bekannt (oben S. 181). Gewisse Rechte 
ferner sind vom Gesetze so unbedingt gewollt, daß auch die Einwilligung des Be­
troffenen an der Unzulässigkeit eines Eingriffs nichts ändert. So kann ein Deut­
scher auch mit seiner Einwilligung nicht ausgeliefert oder wegen einer zur Zeit 
der Tat noch nicht unter Strafe gestellten Handlung bestraft werden, weil auch die 
Allgemeinheit ein Interesse daran hat, daß derartiges nicht geschieht. Ebenso mag 
es ein subjektives Recht des einzelnen sein, daß gewisse ihm nachteilige Verfügungen 
nach der Tat- und der Rechtsseite begründet werden; da aber der Zweck einer sol­
chen Bestimmung gerade der ist, den einzelnen vor behördlichen Mißgriffen zu 
schützen, so ist sie unverzichtbar83• Bei andern Rechten steht vielleicht an sich 
der Verzichtbarkeit nichts im Wege, doch fehlen Vorschriften über die zur Ent­
gegennahme des Verzichts zuständige Behörde, ein Umstand, der auch hier den 
Verzicht als unzulässig erscheinen läßt; aus diesem Grunde vPT'sagt das preußische 
OVG. dem Verzicht des Eigenjagdberechtigten auf sein Rech' Jic Anerkennung84• 

Sucht man über solche Einzelfälle hinaus nach allgemeinen Regeln, so findet 
man, vorbehaltlich anderweiter gesetzlicher Bestimmungen, folgendes: U n­
verzichtbar sind die Rechte, zu deren Ausübung der Berechtigte 
verpflieh tet ist. Die Mitwirkungsrechte haben samt und sonders diese Eigentüm­
lichkeit. Beim Selbstverwaltungsrecht der Gemeinden und sonstigen Verbände 
ist es ohne weiteres klar. Aber auch das Gemeindewahlrecht des einzelnen, selbst 
wenn es nicht ausdrücklich als Wahlpflicht bezeichnet wird, ist zugleich Pflicht, 
da die Gemeindevertretung nach dem Gesetze gewählt werden muß, aber, um 
nur einen Grenzfall zu nehmen, nicht gewählt werden kann, wenn sich niemand 
an der Wahl beteiligt. Daher war auch der Verzicht des meistbegüterten Grund­
eigentümers auf die ihm durch die rheinische Gemeindeordnung beigelegte Eigen­
schaft als sog. geborenes Mitglied des Gemeinderats unzulässig oder ist es der Ver­
zicht der Stimmberechtigten einer hannoverschen Landgemeinde auf vorherige 
Bekanntmachung der geplanten Gemeindeversammlung85. Dagegen sind verzieht­
bar alle übertragbaren Rechte. Denn der Verzieht ist bei Forderungsrechten, 
wirtschaftlich gesehen, nichts anderes als die Übertragung des Rechts auf den 
Schuldner. Allerdings muß das Recht ein völlig entstandenes Recht sein, kein bloß 
zukünftiges. Der Beamte kann demgemäß z. B. jedenfalls auf den übertragbaren 
Teil des erdienten Gehalts verzichten, der Reichsbeamte also auf den pfändbaren 
Teil. Darüber hinaus muß aber dem Beamten auch freistehen, auf das ganze er­
diente Gehalt zu verzichten, wobei die Frage offen bleiben soll, ob hierzu oder zum 
Verzicht auf den übertragbaren Teil des Gehalts die Zustimmung des Staates 
nötig ist oder nicht. Denn da der Beamte das erdiente Gehalt bar verschenken 
kann, ist kein Grund für ein Verbot des Verzichts zu sehen. Erdient ist das Gehalt 
allerdings erst nach Ablauf der Zeit, für die es im voraus gezahlt wurde86• Auf 

81 PrOVG. 1. Mai 14, Entsch. 67, 277ff.; weitere Nachweise bei PrOVG. 19. No". 08, 
Entsch. 53, 120f. 82 Z. B. ReichshaushaltsO. v. 31. Dez. 22 § 54. 

83 KG. 31. Okt. 25, PrVerwBJ. 47 (1926) S. 260. 
84 PrOVG. 22. Dez. 21, Entsch. 77, 397ff. 
83 PrOVG. 20. Nov. 13 u. 3. Juni 15, Entsch. 66, 95ft. u. 69. 164ff. 
S6 SächsOVG. 29. Dez. 20, Jahrb. 26, 64ff., steht nicht entgegen, da hier der Verzicht 

wt'-Sentliche Bedingung für die Anstellung war. 
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Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung kann der Beamte, solange er im 
Dienste ist, nicht verzichten, denn diese Rechte sind für ihn noch nicht voll ent­
standene Rechte. Da er aber das Recht hat, aus dem Dienstverhältnis ganz aus­
zuscheiden, hat er als Ruhegehaltsempfänger das Recht, diesen Rest seiner Be­
ziehungen zum Staate nachträglich durch Verzicht aufzugeben87• § 100 des Reichs­
beamtengesetzes setzt es denn als selbstverständlich voraus, daß ein Reichsbeamter 
um seine Entlassung aus dem Reichsdienste "mit Verzicht auf Titel, Gehalt und 
Pensionsanspruch" nachsuchen kann. Das einzige, was man gegen die Möglichkeit 
eines Verzichts auf den entstandenen Ruhegehaltsanspruch anführen könnte, wäre, 
daß der Verzichtende damit einen Druck auf andere ausüben kann, seinem Bei­
spiel zu folgen. Aber wo das Gesetz einen solchen Druck befürchtet, verbietet es 
den Verzicht ausdrücklich, so bei der Aufwandsentschädigung des Reichstags­
abgeordneten. Verzichtbar sind ferner die durch Antrag entstandenen 
Rechte auf behördliche Tätigkeit. Wer frei ist, einen Antrag auf eine 
bau-, feuer-, wasser-, gewerbepolizeiliche Genehmigung, auf Entlassung aus dem 
Staatsverbande oder dem Staatsdienst zu stellen, kann, jedenfalls solange nichts 
erfolgt ist, den Antrag zurückziehen und damit das bereits entstandene Recht 
auf behördliche Tätigkeit zum Erlöschen bringen. Verzicht bar sind endlich im 
Zweifel die Rechte, die durch Untätigkeit während einer gewissen 
Zeit verloren gehen. So wie man nie bezweifelt hat, daß der Reichsrat vor Ab­
lauf der Einspruchsfrist beschließen kann, gegen die vom Reichstag beschlossenen 
Gesetze keinen Einspruch zu erheben, so wie der Rechtsmittelverzicht88 dem Ver­
streichenlassen der Rechtsmittelfrist gleichkommt, so gibt es auch rechtsgültige 
Verzichte auf die durch Nichtgebrauch erlöschenden Gewerbegenehmigungen 
(GewO. § 49). Die Gewerbeordnung nennt zwar die Möglichkeit eines Verzichts 
nicht ausdrücklich, aber man nimmt sie ziemlich allgemein an89. Sinngemäß be­
steht die Verzichtbarkeit auch bei den nicht befristeten Gewerbegenehmigungen, 
sofern sie wirkliche Genehmigungen sind und nicht lediglich Befähigungsnachweise. 
Denn man würde nicht verstehen, daß zwar der Schauspielunternehmer (§ 32) 
auf seine Genehmigung soll verzichten können, nicht aber der Pfandleiher und 
Pfandvermittler (§ 34), die den Beginn ihrer Tätigkeit beliebig weit hinausschieben 
können. Endlich sind Ehrungen verzichtbar. Es gehört mit zu den Persön­
lichkeitsrechten, nicht gezwungen zu sein, dauernd eine nicht genehme Ehrung 
mit sich herumzutragen. So können also der Ehrenbürger, der Ehrendoktor, der 
Kommerzienrat auf die ihnen verliehenen Ehren rechtsgültig verzichten. Der 
durch Prüfung erworbene Doktorgrad dagegen ist unverzichtbar, denn er enthält 
den Befähigungsnachweis für seinen Träger, nach Erfüllung weiterer Voraussetzun­
gen sich habilitieren zu können. Fähigkeitsverleihungen aber galten von jeher 
als unzerstörbar 90 • 

Weitere allgemeine Sätze über den Verzicht lassen sich kaum aufstellen. Ist 
aber der Verzicht einmal gültig ausgesprochen worden, dann bindet er den Ver­
zichtenden. Ein Rücknahme des Verzichtes gibt es nicht. 

87 Vgl. DR. SCHMIDT im PrVerwBI. 42 (1921) S. 32f. (Versorgungsgebührnisse). 
88 Über ihn SCHULTZENSTEIN im PrVerwBl. 37 (1916) S. 129ff., 161ff.; WürttVGH. 

24. Juni 25, WüRV. 18 (1925) S. 192ff. 
89 Vgl. V. LANDMANN-RoHMER a. a. O. S. 633ff.; HessVGH. 25. Jan. 13, HessStaats­

GemZ.38 (1913/14) S. 2lf.; LVG. Schwerin 16. Dez. 27, MecklZ. ~4 (1928) Sp. 353ff. Vgl. 
ferner die am Kopfe des Paragraphen genannten Schriften. 

DO Die vielumstrittene (vgl. ZIEGLER in BlAdmPr. 64, 1914, S. 34ff.) Bestimmung des 
§ 55 1I der bayerischen "\'0. über die Vorbedingungen für den höheren Justiz- und Verwaltungs­
dienst v. 4. Juli 99/18. Okt. 10, wonach der sog. "Dreier-Jurist", um die zweite Staatsprüfung 
wiederholen zu können, auf das frühere Prüfungsergebnis ausdrücklich verzichten mußte. gilt 
nicht mehr. 
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FLEINER s. 180f.; LOENING S.397f., 652ff.; G. MEYER-DOCHow S.246, 391ff., 396ff.; 
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A. HOFMANN Die Karfreitagsfeier, BayVerwBl. 76 (1928) S. 49ff. - KORMANN Art. "Ver­
jährung" im WStVR. III; HOLTZMANN Die Verjährung im öffentlichen Recht, BadVerwZ. 
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- KNAPp Staatliche Theorie des Geldes3 1921; BENDIXEN Das Wesen des Geldes3 1922; Nuss­
BAUM Das Geld 1925; H. GERBER Geld und Staat 1926; SCHACHT Die Stabilisierung der Mark 1927. 
- KOCH-SCHACHT Die Reiehsgesetzgebung über Münz- und Notenbankwesen7 1926; NEU FELD 
Bankgesetz und Privatnotenbankgesetz 1925. - Über Aufwertung der Enteignungsentschädigung 
BENKARD JW. 1924 S.190M., GORDAN JW. 1925 S.2663ff., 1929 S. 166f., LEVIN JW. 1927 
S. 945ff., TIETZ und GENEST JW. 1928 S.456ff., 2809ff.; über Aufwertung der Anliegerbeiträge 
SEYDEL PrVerwBl. 47 (1926) S. 548ff., GUILLAUME l'rVel'wBl. 48 (1927) S. 25f., LoEWE 
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(1924) S. 28ff., REINHOLD JW. 1925 S. 215, PROST ebenda S. 1367f., BARING FischersZ. 59 (1926) 
S. 208ff.; über sonstige Aufwertungsfragen SPECOVIUS, JOSEF und FRIEDRICHS im PrVerwBI. 4(j 
(1925) S. 91f., 18lf., 575f., DÖMEL in Thür. Kommun. Rundschau 5 (1928) S. 170ff. - ALBERS 
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Mit den rechtserheblichen Tatsachen schließt sich der beim H,cchtsl5atz begin­
nende Kreis. Der Rechtssatz ordnet Rechtsverhältnisse zwischen Rechtsträgern 
für den Fall, daß gewisse Tatsachen eintreten. Vom Rechtssatz, den Rechtsträgern 
und den Rechtsverhältnissen ist das Notwendige gesagt. Es bleiben also nur noch 
die Tatsachen, deren Verwirklichung Einfluß auf die H,cchtsträger und die zwischen 
ihnen bestehenden Rechtsverhältnisse ausübt. Für das Verwaltungsrecht überragt 
alle übrigen Tatsachen an Bedeutung der Verwaltungsakt. Er sei daher auf 
zuletzt aufgespart. Daneben gibt es noch mancherlei anderes für das V crwaltungs­
recht Bedeutsame. Als Wirklichkeiten aber spielen sich die Tatsachen notwendig 
in den beiden Voraussetzungen aller Wirklichkeiten ab: in Zeit und Raum. Von 
ihnen sei zunächst die Rede. 

I. Die Zeit. 
Die Zeit hat gegenüber dem Raume die Eigentümlichkeit voraus, daß sie schon 

für sich betrachtet, ohne andern Inhalt, allein durch ihren Ablauf Rechtsfolgen 
nach sich zieht. Der Sta,at wird daher schon aus diesem Grunde für eine einheitliche 
Zeitmessung Sorge tragen. 

1. Zeitbestimmung und Zeitberechnung. Die Zeitbestimmung gibt Ant­
wort auf die Fragen: welches Jahr, welchen Monat, welchen Tag, welche Stunde 
haben wir jetzt? Für die ersten drei Fragen verweist der Staat einfach auf den Kalen­
der Gregors XIII. Ohne Zustimmung des Papstes wird es auch kaum möglich sein, 
den Gregorianischen Kalender für die ganze Erde dureh einen besseren, das Oster­
fest und die von ihm abhängigen Feste auf einen bm,timmten Tag legenden zu er-
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setzen. Bestrebungen in dieser Richtung sind im Gange. Dagegen hat das Reich 
die Uhrzeit durch Gesetz vom 12. März 1893 geregelt. Danach ist die gesetzliche 
Zeit in Deutschland die mittlere Sonnenzeit des fünfzehnten Längengrades öst­
lich von Greenwich, also der Linie Stargard-Görlitz, die mittlere Sonnenzeit, 
und nicht einfach die Zeit der Sonnenuhr, weil die Sonnentage wegen der elliptischen 
Form der Jahresbahn der Erde ungleich lang sind. Diese sogenannte mitteleuro­
päische Zeit hat namentlich für die westlichen Gebiete den Nachteil eines starken 
Auseinanderfallens zwischen ihr und der Ortszeit, in Aachen z. B. beträgt der Unter­
schied etwa 36 Minuten. Daher gestattet ein Reichsgesetz vom 31. Juli 1895 der 
höheren Verwaltungsbehörde, wegen der Zeitbestimmungen im Titel VII der GewO. 
(Arbeiterschutz) für einzelne Betriebe oder Betriebsteile Abweichungen von der 
gesetzlichen Zeit bis zu einer halben Stunde zuzulassen, wenn der Unterschied zwi­
schen der gesetzlichen Zeit und der Ortszeit mehr als eine Viertelstunde beträgt. 
Das Kinderschutzgesetz vom 30. März 1903 enthält eine ähnliche Bestimmung 
(§ 19). Solche Festlegung der Uhrzeit durch Gesetz macht die Einführung der sog. 
Sommerzeit mittels einfacher, nicht gesetzesvertretender Verordnung unmög­
lich, und es bleibt der Sitte überlassen, ob man für die gesetzlich nicht geregelten 
Verhältnisse die Uhr im Sommer um eine Stunde vorrücken will oder nicht. Auch 
die Anordnung der Vierundzwanzigstundenzählung ist ohne gesetzliche Grundlage 
nur für den Bereich einer Dienst- oder Anstaltsgewalt zulässig l • Um die Bedeutung 
der Glockenzeichen der großen Uhren kümmert sich das Gesetz ebenfalls nicht, 
doch überwiegt der Uhrmacherbrauch, den Beginn und nicht das Ende des Glocken­
schlags auf die volle Stunde zu legen, so sehr, daß sich der Gewerbetreibende straf­
bar macht, wenn er den Laden erst mit dem letzten Glockenschlage sieben Uhr 
abends 2 schließt statt mit dem ersten. Ebenso zeigen die elektrischen Minuten­
uhren nur die vollendeten Minuten an. Die Frage der Ermittelung der richtigen Zeit 
regelt kein Gesetz, man ist hier auf die Auskunft der Sternwarten angewiesen. 
Eine Reichsuhr , die in maßgeblicher Weise die Zeit für das ganze Reich angibt, 
ist noch nicht vorhanden. Allerdings hat die Pendeluhr der Sternwarte in Bergedorf, 
wenn nicht rechtlich, so doch tatsächlich nahezu die Bedeutung einer Reichsuhr3. 

Die Zeitbestimmung ist die Grundlage für die Zeitberechnung, d. h. die Be­
rechnung des Anfangs und des Endes einer Frist und des Zeitpunkts eines Termins. 
Einige Gesetze des öffentlichen Rechts verweisen einfach auf das BGB. (§§ 186ff.), 
so § 64 AO. für das Steuerrecht. Andere, wie die RVO., die möglichst volkstümlich 
gefaßt ist und daher Verweisungen vermeidet, bringt die Vorschriften des BGB. 
fast wörtlich wieder (§§ 124ff.). Aber auch wo die Gesetze schweigen, gilt das BGB. 
sinngemäß, da nur so die bei der Gesetzesanwendung immer als Ziel vorschwebende 
Einhelligkeit der Entscheidung erreicht wird (vgl. S. 144). 

2. Die Tages- und Jahreszeiten sind insofern verwaltungsrechtlich bedeutsam, 
als der einzelne in der Nachtzeit größeren Schutz genießt als am Tage, Schutz 
gegenüber der Allgemeinheit, dem Arbeitgeber und der öffentlichen Gewalt. So 
schützen unsere gegen Geräusche überaus duldsamen Gerichte (S. 127) wenigstens die 
Nachtruhe des einzelnen. Die Gewerbeordnung, das Kinderschutzgesetz, gewerbe­
rechtliche Nebengesetze enthalten Verbote der Nachtarbeit. Vor allem aber ist der 
einzelne in seinem Heime zur Nachtzeit vor polizeilichen Eingriffen sicherer als am 
Tage. Nach § 8 des preußischen Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit 
vom 12. Februar 1850 ist das Eindringen in die Wohnung während der Nachtzeit 
verboten. Nur ganz bestimmte Ausnahmen sind zugelassen. Die Nachtzeit im 
Sinne der Vorschrift umfaßt für die Zeit von 1. Oktober bis 31. März die Stunden 
von 6 Uhr abends bis 6 Uhr morgens und für die Zeit von 1. April bis 30. September 

1 Vgl. z. B. RdErl. d. pr. M. d. I. v. 15. Juli 27, MBliV. 1927 Sp. 7llf. 
2 VO. v. 18. März 19 § 9. 
a Nautisches Jahrbuch für das Jahr 1929 S.206f., 21Of. 
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die Stunden von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens. Seit Inkrafttreten der Straf­
prozeßordnung gilt das preußische Gesetz nicht mehr für die Durchsuchung einer 
Wohnung zwecks Ermittlung eines Verbrechens oder Ergreifung des Verbrechers, 
sondern in der Hauptsache für das rein polizeiliche Einschreiten, z. B. für die über­
wachung einer unter Polizeiaufsicht stehenden Person, die Festnahme eines aus­
zuweisenden Ausländers, die Verbringung eines gefährlichen Menschen in Schutzhaft. 
Man muß dies betonen, da die Nachtzeit der StPO. im Winter kürzer ist als nach 
preußischem Recht, nämlich von neun Uhr (nicht sechs Uhr) abends bis sechs Uhr 
morgens reicht (StPO. § 104m). 

Die J ahreszei ten können noch Bedeutung für Zuständigkeitsregelungen 
und Erlaubniserteilungen haben. So kann in Bädern die Ortsverwaltung für die 
Bade-Saison einem bestimmten Beamten übertragen sein, ausländischen Arbeitern 
pflegt die Beschäftigungserlaubnis nur für die gute Jahreszeit gegeben zu werden. 
Wird einem Gastwirt die Gewerbeerlaubnis nur für den Betrieb einer Sommerwirt­
schaft erteilt, da für eine Winterwirtschaft kein Bedürfnis anzuerkennen sei, so liegt 
hierin eine dauernde, wenn auch mit einer Einschränkung versehene Genehmigung, 
keine nach § 4()l GewO. unzulässige Genehmigung "auf Zeit". Seltsamerweise 
bedurfte es zur Feststellung dieser Selbstverständlichkeit erst eines verwaltungs­
gerichtlichen Urteils4• 

3. Sonn- und Feiertage. Nach RV. Art. 139 bleiben der Sonntag und die staat­
lich anerkannten Feiertage als Tage der Arbeitsruhe und der seelischen Erhebung 
gesetzlich geschützt. Unbedingt geschützt ist also nur der Sonntag, die Bestimmung 
der übrigen Feiertage ist der gewöhnlichen Gesetzgebung überlassen. Hierbei liegt 
der Schwerpunkt der Zuständigkeit bei den Ländern, aber auch das Reich darf 
Bestimmungen treffen, soweit sie Zubehör eines von ihm zuständigerweise erlassenen 
anderen Gesetzes sind, z. B. der Gewerbeordnung, oder soweit sie sich im Rahmen 
seiner ungeschriebenen Hoheit zur Regelung seiner eigenen Wahrzeichen bewegen. 
Wie das Reich sein eigenes Wappen bestimmen kann, ohne besondere Grundlage, 
so könnte es auch ein Gesetz über einen deutschen Nationalfeiertag erlassen. Vor­
erst sind die einzigen von Reichs wegen und auch nur für das Gewerberecht anerkann­
ten Feiertage das Weihnachts-, Oster- und Pfingstfest (GewO. § 105b I ), im übrigen 
haben die Länder freie Hand. 

Als Eingriff in die Rechtssphäre des Bürgers bedarf die Bestimmung eines 
Tages zum Feiertag der Gesetzesform oder wenigstens der gesetzlichen 
Grundlage. Zur Bestimmung der "Festtage" im Sinne der GewO. ermächtigt 
diese im § 105aU die Landesregierungen unmittelbar. Als Reichspräsident EBERT 
starb, mußte sich das preußische Staatsministerium auf RV. Art. 48 IV berufen, um 
für vier Tage öffentliche Musik, öffentliche Lustbarkeiten und Schauspielveranstal­
tungen verbieten zu können5• Preußen ist überhaupt sparsam mit der Regelung 
der äußeren Heilighaltung der Sonn- und Festtage durch Gesetz; es gibt nur eine 
KabO. vom 7. Februar 1837 und ein Gesetz vom 9. Mai 1892, auf Grund deren 
der Oberpräsident und der Regierungspräsident Polizeiverordnungen über die äußere 
Heilighaltung der Sonn- und Festtage erlassen können. Die Verordnung kann auch 
bestimmen, welche Tage Festtage sein sollen, doch mit der stillschweigenden Ein­
schränkung, daß sich der Verordnende auf eine Auswahl unter den christlichen 
Festtagen beschränkt und auf das Stärkeverhältnis der Katholiken und Protestan­
ten Rücksicht nimmt. Es steht sogar nichts im Wege, daß ein Landesgesetz ein­
fach auf die kirchliche Regelung des Feiertagwesens verweist und die kirchlichen 
Feiertage zugleich weltliche Feiertage sein läßt. Ganz frei von der Kirche macht 
sich der Staat nur beim politischen Feiertag. Nach der Revolution haben 
einige Länder den 1. Mai oder den 9. November oder beide Tage zu Feiertagen 

4 PrOVG. 10. Okt. 77, Entsch. 3, 245ff. 
6 VO. v. 28. Febr. 25, GS. S. 13. 
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erklärt. Sobald eine bürgerliche Mehrheit in den Landtag kam, beseitigte sie 
diese ihr verhaßten l!'eiertage, eine sozialistische Mehrheit führte den einen oder 
den andern wieder ein. Das Reich hat durch Gesetz vom 17. April 1919 die 
Einführung eines allgemeinen Feiertags verheißen, "der dem Gedanken des Welt· 
friedens, des Völkerbundes und des internationalen Arbeiterschutzes geweiht ist 
und für den der Charakter eines Weltfeiertags erstrebt wird". Für 1919 bestimmte 
das Gesetz den 1. Mai als diesen Feiertag. Doch blieb es dabei. Bis heute harrt 
die Verheißung der Erfüllung. Wo es an derartigen Gesetzen oder gesetzlichen Er· 
mächtigungen fehlt, kann die Regierung nur kraft besonderer Gewaltverhältnisse 
Feiern anordnen, so kraft der Anstaltsgewalt in den Schulen, kraft der Dienst­
gewalt für die Behörden und Beamten. Der Tag der Verkündung der Weimarer 
Verfassung, der 11. August, pflegt zur Zeit nur auf Grund dienstlicher Anordnung 
gefeiert zu werden, nur in Baden ist er kraft einer Verordnung gesetzlicher Feiertag6• 

Die landesrechtliche Regelung hat eine ziemliche Buntheit der Vorschriften 
über die Feiertage zur Folge. Aber nicht einmal innerhalb eines Landes selbst 
sind die Vorschriften einheitlich, und auch dies nicht etwa nur in räumlicher Be­
ziehung mit Rücksicht auf die Verteilung der Bekenntnisse im Lande, sondern auch 
in Beziehung auf verschiedene Lebensverhältnisse nicht. Namentlich muß man 
sich vor dem naheliegenden Irrtum hüten, die Feiertage der landesrechtlichen 
Vorschriften über die äußere Heilighaltung der Feiertage seien notwendig auch 
"Festtage" im Sinne der GewO. oder "allgemeine Feiertage" im Sinne des BGB. 
oder der ZPO. So ist der Gründonnerstag in Schleswig-Holstein neben dem Neu­
jahrstag, Karfreitag, Ostermontag, Himmelfahrtstag, Pfingstmontag, Bußtag und 
den beiden Weihnachtstagen ein Feiertag im Sinne der Polizeiverordnung des Ober­
präsidenten über die äußere Heilighaltung der Sonn- und Feiertage vom 20. Februar 
1896, aber in Altona und Wandsbek und in einigen Landgemeinden kein "Festtag" 
im Sinne der §§ 105aff. der GewO. Auch im Sinne des BGB. und der ZPO. ist er 
in Preußen kein "allgemeiner Feiertag"? Württemberg unterscheidet daher in 
glücklicher Prägung eine polizeiliche und eine bürgerliche Sonntagsordnung7a• 

Die Rechtserheblichkeit der Tatsache, daß ein Sonn- oder Feiertag angebrochen 
ist, zeigt sich im Wirksamwerden gewisser Einschränkungen störender Tätig­
keiten. Nach dem sächsischen Gesetz über Sonntagsruhe vom 24. Dezember 1921 
'Z. B. sind an Sonn- und Festtagen mit einigen Ausnahmen jede gewerbliche Arbeit 
und jede landwirtschaftliche Arbeit außerhalb der landwirtschaftlichen Gehöfte 
verboten, andere Arbeiten, z. B. Hausarbeit, dann, wenn sie ein Dritte störendes 
Geräusch verursachen. Nach Ablauf der Polizeistunde des Vortages, mindestens 
aber von 2 bis 11 Uhr vormittags, sind alle die Nachbarschaft störenden Lustbar­
keiten, Schaustellungen, sowie unter der gleichen Voraussetzung alles Singen und 
Musizieren unzulässig. Besondere Vorschriften schützen den Gottesdienst. Eine Ver­
ordnung über "geschlossene Zeiten" vom 16. Februar 1926 verbietet überdies an be­
sonders ernsten Sonn- und Festtagen, an gewissen hohen Festtagen oder den V or­
abenden vor ihnen: öffentliche und private Tanzveranstaltungen, öffentliche Musik­
darbietungen außer ernster Musik und öffentliche geräuschvolle Vergnügungen, 
endlich theatralische und kinematographische Vorstellungen, die nicht dem Ernste 
des Tages entsprechen, wie die Aufführung von Possen, Schwänken und Revuen. 
Diese sächsischen Bestimmungen veranschaulichen im großen und ganzen den in 
Deutschland herrschenden Rechtszustand. Hingegen ist es wohl eine sächsische 
Eigentümlichkeit 8, daß es dort für das ganze Land gültige "regelmäßige Tanz­
tage" gibt, d. h. Tage, an denen öffentliche Tanzvergnügungen ohne orts­
polizeiliche Erlaubnis 9 gestattet sind, so die gesetzlichen Sonn· und Feiertage mit 

6 VO. v. 21. Juli 23, GVBl. S. 177. 7 KOCH ALR. JB 1884 S. 133. 7& VO.en v. 15. Dez. 28. 
B Ähnlich old. Bek. v. 31. Mai 26 §9. 8 Vgl. hierzu WOLZENDORFFArt. "Tanzlustbarkeiten" 

im WStVR. III; KRÜGER Tanzwesen und Reichsvereinsgesetz, FischersZ. 39 (1911) S. Hf. 
Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Aufl. 14 
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Ausnahme des Palmsonntags, des Karfreitags, des Bußtags, des Totenfestsonntags 
und des 24. Dezember, den Fastnachtsdienstag, den Montag des Kirchweihfestes, 
soweit eine zweitägige Feier herkömmlich ist. Von diesen Tagen hatte vor dem 
Kriege der Fastnachtsdienstag in ganz Deutschland kraft ungeschriebenen 
Rechtes die Bedeutung einer Erlaubnis zur Narrenfreiheit. Was unter gewöhn. 
lichen Umständen strafbarer grober Unfug gewesen wäre, war am Fastnachts· 
dienstag geduldet, namentlich durfte man sich maskiert auf der Straße sehen 
lassen. Mit dem Kriege haben sich die Anschauungen gewandelt und mit ihnen 
die Erlaubtheit des Karnevaltreibens in der Öffentlichkeit. In einigen Gegenden 
wurden Karnevals-Veranstaltungen unter freiem Himmel durch Rechtsverord­
nungen verboten1o• Aber auch ohne solch grobes Geschütz konnte die Polizei 
einfach in den Tageszeitungen bekanntgeben, daß sie Maskeraden auf der Straße 
nicht dulden werde. Denn schon die veränderten Zeitverhältnisse hatten einen 
Zustand, der früher ordnungsmäßig war, zu einem polizeiwidrigen gemacht. 

4. Rechtsbegründende und rechtsvernichtende Fristen gibt es im Verwaltungs­
recht ebenso wie im Privatrecht. 

a) Eine rechtsbegründende Frist ist z. B. die für die Ruhegehaltsberechti­
gung des Beamten erforderliche Dienstzeit oder die Wartezeit der Invaliden- und 
Angestelltenversicherung. Früher war der einjährige zum Erwerb des Unterstützungs­
wohnsitzes führende Aufenthalt in einer Gemeinde eine rechtsbegründende Frist, 
"Recht" allerdings, da der Arme keinen Anspruch auf Unterstützung hat, hier nicht 
im Sinne von "Berechtigung" genommen, anders als beim Erwerbe des Bürger­
rechts in einer Gemeinde durch Wohnsitz von einjähriger Dauer oder darunter 
(RV. Art. 17 II). Auch die Dienstaltersstufen der Besoldungsordnungen ge­
hören hierher, da mit ihrem Ablauf dem Beamten ein Anspruch auf die höhere 
Besoldung erwächst. Einzelheiten sind ohne Belang. Wichtiger ist die Frage, 
ob es allgemein rechtsbegründende Fristen im Verwaltung~recht gibt, ent· 
sprechend den Ersitzungsfristen des Privatrechts. Kann die Offentlichkeit eines 
Weges, die juristische Persönlichkeit einer Körperschaft, die Staatsangehörigkeit, 
das Recht zu einem genehmigungspflichtigen Gewerbebetrieb u. dgl. "ersessen" 
werden ~ Das Allgemeine Landrecht bejaht die Möglichkeit der Ersitzung von 
Regalien oder, nach seiner Ausdrucksweise, des Erwerbs von Regalien durch 
"Verjährung". Nach § 629 I 9 findet "gegen den Fiskus, die Kirchen und 
solche Korporationen, welchen vermöge ihrer Privilegien gleiche Rechte beigelegt 
sind, ... die ungewöhnliche Verjährung von vierundvierzig Jahren statt". Von 
der Verjährung der Regalien aber "gilt alles, was von der Verjährung gegen den 
Fiskus überhaupt verordnet ist" (§ 35 II 14). Zu den Regalien, die auf diese Weise 
erworben werden können, rechnet das Gesetz z. B. die Nutzungen an Land- und 
Heerstraßen, den von Natur schiffbaren Strömen, dem Ufer des Meeres und den 
Häfen (§§ 21,24,26). So führte denn das Reichsgericht vor Erlaß des neuen preu­
ßischen Wassergesetzes aus, daß das Recht zum Halten einer Badeanstalt in einem 
öffentlichen Flusse durch Ersitzung erworben werden könne 11. Auch die Ersitzung 
des Rechts einer Gemeinde auf staatliche Zuschüsse für Schulzwecke ist nach dem 
ALR. möglich12• Nach einem andern alten Gesetze, dem zweiten badischen Kon­
stitutionsedikt vom 14. Juli 1807, bedarf eine "Staatsgesellschaft", d. h. eine 
dem Staatszweck dienende Gesellschaft, um nicht strafbar zu sein, und zur Erlangung 
der Rechtsfähigkeit der staatlichen Bestätigung (Ziff. 9). "Das zehnjährige Dasein 
einer solchen Staatsgesellschaft, wenn es von der Staatsobrigkeit gekannt und ge­
duldet wurde, gilt für eine stillschweigende Bestätigung" - also keine Ersitzung 
im gewöhnlichen Wortsinn, aber eine, die ihr sehr nahe kommt. Gerade die Tatsache, 

10 Vo. d. brem. Senats v. 18. Dez. 24. 
11 RG. V 26. Apr. 11, GruohotsBeitr. 55 (1911) S. 1153ff. 
12 RG. IV 16. Juni 10, GruchotsBeitr. 54 (1910) S. 1179ff. 
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daß sich solche Ersitzungsmöglichkeiten nur in sehr alten Gesetzen finden aus einer 
Zeit, die den Unterschied von Privatrecht und öffentlichem Recht noch nicht 
so stark betonte wie die unsrige, legt die Vermutung nahe, daß es sich um eine ab­
sterbende Rechtseinrichtung handelt. Als allgemeiner Erwerbsgrund für öffentliche 
Rechte besteht die Ersitzung jedenfalls heute nicht mehr. So war es einmal frag­
lich, ob die Teilgemeinde einer zusammengesetzten Gemeinde das Recht zum 
Halten eines Zuchtstiers durch Ersitzung erwerben könne. Die Frage wurde mit 
Recht verneint1 3• Ebensowenig gibt es eine Ersitzung der Staatsangehörigkeit 
oder des Rechts zum Gewerbebetrieb. Selbst die nach dem ALR. doch zulässige 
Ersitzung einer Dienstbarkeit an öffentlichen Wegen, z. B. des Rechts, Holz auf­
zustapeln, schränkt das OVG. dahin ein, daß die Ersitzung nur mit ausdrücklicher 
oder stillschweigender Genehmigung der Wegepolizeibehörde möglich sein soll14. 

Trotzdem kommt zweierlei der Ersitzung im Ergebnis sehr nahe: die Unvor­
denklichkei t und das für alle Behörden geltende Ver bot der Willkür. A hat 
einen deutschen Namen und ist in Deutschland geboren, auch seine Vorfahren wohn­
ten alle in Deutschland. Mit dieser Feststellung ist die Staatsangehörigkeit des A, 
genau genommen, noch nicht erwiesen, soweit nicht etwa in dem fraglichen Lande 
vor Inkrafttreten des Staatsangehörigkeitsgesetzes vom 1. Juni 1870 die Staats­
angehörigkeit durch Wohnsitz erworben wurde. Trotzdem wird der Regierungs­
präsident oder die sonst zuständige Behörde kein Bedenken tragen, eine Staats­
angehörigkeitsbescheinigung auszustellen, da die Unvordenklichkeit des Wohn­
sitzes in Deutschland nahezu mit Sicherheit die Annahme rechtfertigt, daß A Deut­
scher ist. Die Öffentlichkeit eines Weges entsteht durch Widmung. Ist aber einmal 
ein Weg seit Menschengedenken als öffentlicher benutzt worden, so darf vermutet 
werden, daß eine Widmung vorliegt15• Man braucht also der Unvordenklichkeit 
keine rechtsbegründende Wirkung für die Öffentlichkeit eines Weges zuzuschreiben, 
wie dies neuerdings geschieht16, und kann doch auf Grund der Widmungslehre 
zum gleichen Ergebnis kommen wie auf Grund der neuen Lehre. Auch bei Bauten 
übt die Unvordenklichkeit diese ihre Aufgabe als schwer widerlegliehe Vermutung 
aus. Das preußische OVG. ist nach seinen eigenen Worten "stets davon ausgegangen, 
daß eine wohlbegründete Vermutung dafür spricht, daß Einrichtungen, insbesondere 
solche baulicher Natur, die seit unvordenklichen Zeiten unter den Augen der Be­
hörden bestanden haben und von diesen fortdauernd als zu Recht bestehend behan­
delt worden sind, seinerzeit auch ordnungsmäßig und in Übereinstimmung mit den 
bestehenden Gesetzen zustande gekommen sind"l? Darüber hinaus kann im Rechts­
gebiete des gemeinen Rechts die Unvordenklichkeit als ein achtzig Jahre um­
fassender Zeitraum auch die Bedeutung eines "besonderen Titels" annehmen, der 
Befreiung von gewissen Gemeindeabgaben begründet18• Auch das Verbot der 
Willkür hat ähnliche Wirkungen wie die Ersitzung. So war in Baden eine Wirt­
schaft jahrelang bei jedem Genehmigungsverfahren als Realwirtschaft anerkannt 
worden. Plötzlich änderte die Behörde ihre übung, da die Entstehung des Real­
rechts nicht nachzuweisen sei. Der VGH. mißbilligte, da die Änderung der lang­
jährigen übung "gegen Treu und Glauben verstoßen" würdel9. 

b) Bei den rechtsvernichtenden Fristen sind, wie auch sonst, Ausschluß-
fristen und Verj'ährungsfristen zu unterscheiden. Die Ausschlußfristen be-

lS BadVGH. 19. Okt. 97, BadVerwZ. 1898 S. lOOff. 
14 PrOVG. 4. Jan. 23, Entsch. 78, 290ff. 
15 SächsOVG. 19. März 27, Jahrb. 31, 51ff.; WürttVGH. 24. Nov. 26, WüRV. 21 (1928) 

S. 59f.; ThÜrOVG. 25. Mai 21, Jahrb. 9, 30 ff. 
16 So im Grunde SCHULTZENSTEIN Die Widmung zum öffentlichen Wege, VerwAreh. 28 

(1921) S. 179ff. 
17 PrOVG. 4. Mai 15, Entsch. 68, 369. 
18 PrOVG. 15. Febr. 18, Entsch. 74, 218f. 
19 BadVGH. 12. Nov. 06, BadVerwZ. 1907 S.209f. 
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seitigen das Recht vollständig, höchstens gewährt das Gesetz bei außergewöhn. 
lichen Entschuldigungsgründen eine Wiedereinsetzung in den vorigen Stand. Die 
Rechtsmittelfristen des Verwaltungsstreitverfahrens gehören hierher, deren Ab­
lauf das Recht des Beteiligten auf Verhandlung und Entscheidung der Sache im 
höheren Rechtszuge beseitigt, ebenso die Fristen zur Anfechtung polizeilicher 
Verfügungen, zur Anrufung der ordentlichen Gerichte gegen die Entschädigungs­
beschlüsse der Enteignungsbehörden oder die Entscheidungen des Ministers über 
Gehaltsansprüche. Nach § 49 m GewO. erlischt eine Gewerbegenehmigung, wenn 
deren Inhaber seinen Gewerbebetrieb während eines Zeitraums von drei Jahren 
eingestellt hat, ohne eine Fristung nachgesucht und erhalten zu haben; auch diese 
Frist ist eine Ausschlußfrist, desgleichen die vierzehntägige Frist zur Anbringung 
von Einwendungen gegen eine geplante neue gewerbliche Anlage nach § 17u 
GewO. Das Gesetz nennt sie ausdrücklich "präklusivisch". Im Gegensatze dazu 
zerstören die Verjährungsfristen das Recht nicht vollständig, sondern hindern 
den Berechtigten nur an der Durchführung seines Anspruchs. Zwar erklärt § 125 
AO., durch Verjährung erlösche der Steueranspruch mit seinen Nebenansprüchen. 
Doch fährt das Gesetz fort: "Was zur Befriedigung oder Sicherung eines verjährten 
Anspruchs geleistet ist, kann jedoch nicht zurückgefordert werden." Auch die Ver­
jährung des Steuerrechts also führt keine völlige Rechtsvernichtung herbei. Aller­
dings wirkt sie stärker als die privatrechtliche, da diese nur auf Einrede (BGB. 
§ 2221), jene von Amts wegen berücksichtigt wird. Für alle Gebiete des Verwaltungs­
rechts gültige Vorschriften über Verjährung fehlen. Viele Gesetze regeln die Ver­
jährung für ihr beschränktes Gebiet. So verjähren die Ansprüche des Reichs auf 
die Zölle und Verbrauchssteuern in einem Jahre, auf die übrigen Steuern in fünf 
Jahren, bei hinterzogenen Beträgen läuft die Verjährungsfrist zehn Jahre (AO. § 121). 
Die Abgabengesetze der Länder sind dieser Regelung noch nicht überall gefolgt. 
So unterscheidet das preußische Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 1893 eine 
wohl als Ausschlußfrist gedachte Frist von drei Jahren für die Nachforderung von 
indirekten Steuern, Gebühren und Beiträgen (§ 8712) und eine Verjährungsfrist 
von vier Jahren für Gemeindeabgaben, die zur Hebung gestellt wurden (§ 88 1 ). 

Das Rückgriffsrecht des Reichs gegen den Beamten, für den cs aus Amtshaftung 
belangt wird, verjährt nach § 2 des Gesetzes vom 22. Mai 1910 in drei Jahrcn, eine 
Frist, die an die dreijährige Verjährungsfrist für Schadensersatzansprüchc aus 
unerlaubten Handlungen erinnert (BGB. § 8521 ) und die Frage nahelegt, ob nicht 
ganz allgemein beim Schweigen des Gesetzes die Verjährungslehre des BGB. sinn­
gemäß heranzuziehen ist. Die Frage ist für rein vermögensrechtliche Ansprüche 
zu bejahen. Die vierjährige Verjährungsfrist für Rückstände von Besoldungen 
u. dgl. nach BGB. § 197 gilt sogar unmittelbar für die doch dem öffentlichen Rechte 
angehörigen Beamtenbezüge2o• Die Regel bildet aber auch für öffentlichrechtliche 
Forderungen die dreißigjährige Verjährungsfrist (BGB. § 195). Ein Wegebau­
pflichtiger weigert sich z. B., die Straße herzustellen; die Wegepolizeibehörde 
veranlaßt das Nötige selbst, vergißt aber, die Kosten beim Pflichtigen beizutreiben; 
nach Ablauf von dreißig Jahren kann , der Wegebaupflichtige die Zahlung wegen 
Verjährung verweigern. Aber nur vermögensrechtliche Ansprüche haben eine 
die sinngemäße Anwendung des BGB. rechtfertigende Ähnlichkeit mit privatrecht­
lichen Rechtsverhältnissen; anders .geartete Ansprüche unterliegen daher beim 
Mangel besonderer Bestimmungen der Verjährung überhaupt nicht. So hat der 
vorläufig verpflichtete Fürsorgeverband, der einen Hilfsbedürftigen Jahr aus, 
Jahr ein unterstützt, auch nach dreißig Jahren noch einen Anspruch auf Übernahme 
des Hilfsbedürftigen durch den endgültig verpflichteten Fürsorgeverband 21. Nur gilt 

20 Zu schließen aus § 19618• 

21 Vgl. BadVGH. 9. März 01, BadVerwZ. 1901 S.127. 



11 1. Raumbestimmung und Raummessung. 213 

das von der Unvordenklichkeit Gesagte auch hier. Bei einem Anspruch, der zwar 
bestand, aber Menschenalter hindurch nicht geltend gemacht wurde, spricht eine 
starke Vermutung dafür, daß irgendein gültiger Erlöschungsgrund dazwischen liegt. 

11. Der Raum und auf den Raum zurückgeführte Einheiten. 
1. Raumbestimmung und Raummessung. Ähnlich wie sich der Staat bei der 

Zeitbestimmung auf außerrechtliche Regeln verläßt und nur bei Bestimmung der 
Uhrzeit selbst eingreift, so überläßt er auch die Raum bestimmung im allgemeinen 
der Wissenschaft und der Sitte. Das durch Meridiane und Breitengrade geschaffene 
Koordinatensystem findet der Staat vor, bedient sich auch bisweilen der sinnreichen 
Ordnung, bceinflußt sie aber in keiner Weise. Auf die Frage: wo befinde ich mich 
augenblicklich geographisch? erteilt die Wissenschaft und nicht der Staat die Ant­
wort. Und doch gibt es auch staatlich geschaffene, zunächst der Kartenaufnahme 
dienende Punkte, die eine Ortsbestimmung nach ihnen zulassen: die trigonometri­
schen Punkte, die sich in einem feinmaschigen Netze über das ganze Landgebiet 
erstrecken. Ein preußisches Gesetz vom 7. Oktober 1865 für die sechs östlichen Pro­
vinzen und eines vom 7. April 1869 für die neuen Provinzen verpflichten die Grund­
stückseigentümer zur Duldung von Vermessungsarbeiten auf ihren Grundstücken 
und zur Abtretung der für die Festlegung der trigonometrischen Punkte erforderlichen 
Bodenflächen. Andere deutsche Gesetze begnügen sich damit, den Eigentümer zur 
Duldung der Grenzsteine des Dreiecknetzes zu verpflichten 22. Das Landesver­
messungswesen liegt jetzt in der Hand des Reichsamts für Landesaufnahme. 
Der Staat kümmert sich aber auch um die kleineren räumlichen Abgrenzungen. 
Jene Frage, wo man sich augenblicklich befinde, ist mit der Angabe von Meridian 
und Breitengrad nur auf hoher See zufriedenstellend beantwortet, auf dem festen 
Lande wünscht man mit der Frage den Namen der Ortschaft, der Straße, die Haus­
nummer zu wissen. Für diese Benennungen und Numerierungen gibt es geschrie­
bene und ungeschriebene Zuständigkeitsbestimmungen; die Benennung der Ort­
schaften 23 ist meist eine gemeinsame Angelegenheit der Gemeinden und der Auf­
sichtsbehörde, die Benennung der Straßen und die Numerierung der Häuser 
bestimmt die Gemeinde als Herrin der Straße, es besteht sogar eine polizeiliche 
Pflicht hierzu. In reinerer Form bringt die Abgrenzung der Grundstücke 
Ordnung in die räumlichen Verhältnisse. Die Vorschriften hierüber beruhen auf 
Landesrecht. In Baden z. B. dürfen nur verpflichtete "Steinsetzer" Grenzsteine 
setzen und können neue Eigentumsgrenzen ohne "Versteinung" nicht entstehen 24• 

Durch das Reich einheitlich geregelt sind dagegen die Längenmaße und die 
sich hieraus ergebenden Flächen- und Körpermaße. Die Maß- und Gewichts­
ordnung für den Norddeutschen Bund vom 17. August 1868 machte den Anfang. 
Heute gilt die Maß- und Gewichtsordnung vom 30. Mai 1908. Danach ist die Grund­
lage des Maßes das Meter (§ 11). Das Meter, ursprünglich gedacht als der zehn­
millionste Teil des Abstandes zwischen Äquator und Pol, ist jetzt losgelöst von sei­
nem Ursprung und wird vom Gesetze bezeichnet als "Abstand zwischen den End­
strichen des internationalen Meterprototyps bei der Temperatur des schmelzenden 
Eises" (§ l II ). Von diesem in Paris aufbewahrten Urmaß 25 gibt es aber Ausferti­
gungen für die beteiligten Staaten. "Als deutsches Urmaß gilt derjenige mit dem 
Prototyp für das Meter verglichene Maßstab aus Platin-Iridium, welcher durch die 
Internationale Generalkonferenz für Maß und Gewicht dem Deutschen Reiche als 

22 Bad. G. v. 20. Apr. 54 Art. 6. 
23 Vgl. FRIEDRICHS Ortsnamenpolizei, Stusev. 1924 S.235ff., 296ff.; MOSHEIM, RVerwBI. 

49 (1928) S.663ff. 
"' G. v. 20. Apr. 54 Art. 5, G. v. 26. März 52 Art. 9. - Neuere Gesetze über das Vermessungs­

wesen gibt es in Anhalt (19. Mai 22), Thüringen (2. Juni 23) und Hessen (9. Jan. 26). 
26 Internationale Meterkonvention v. 20. Mai 75 (RGBl. 1876 S. 191) Art. 8. 
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nationales Prototyp überwiesen worden ist" (§ 2). Es befindet sich in Berlin bei der 
Physikalisch-Technischen Reichsanstalt, Abteilung für Maß und Gewicht. Im Gegen­
satze zu dem unbedingt maßgebenden internationalen Prototyp unterliegen die 
nationalen Prototypen periodisch wiederkehrenden Vergleichungen mit ihm26 

und daher unter Umständen kleinen Abänderungen. Aus dem Meter wird bekannt­
lich die Einheit des Flächenmaßes - das Quadratmeter - und die Einheit des Kör­
permaßes - das Kubikmeter - gebildet (§ 31). Die Bezeichnungen für die Teile 
und die Vielfachen der Maßeinheiten - Dezi-, Zenti-, Millimeter, Kilometer, dann 
Quadratdezi-, -zenti-, -millimeter, Ar, Hektar, Quadratkilometer, endlich Kubik­
dezi-, -zenti-, -millimeter - sind bekannt. Zunächst auffallenderweise wird das 
Liter nicht unmittelbar dem Kubikdezimeter gleichgesetzt, sondern auf dem Um­
wege über das Kilogramm, von dem noch zu sprechen sein wird. Es hängt dies damit 
zusammen, daß sich die Gewichtseinheit ähnlich vom Raummaß losgelöst hat, 
wie das Meter vom Erdquadranten. Die Bestimmung über das Liter lautet: "Dem 
Kubikdezimeter wird im Verkehre der von einem Kilogramm reinen Wassers bei 
seiner größten Dichte unter dem Drucke einer Atmosphäre eingenommene Raum 
gleichgeachtet. Diese Raumgröße heißt das Liter. Der tausendste Teil des Liters 
heißt das Milliliter_ Hundert Liter heißen das Hektoliter" (§ 311C). Das Gesetz be­
gnügt sieh aber nicht mit der Schaffung und Bezeichnung von räumlichen Einheiten, 
sondern ordnet auch deren Gebrauch im Verkehr an. "Zum Messen und Wägen im 
öffentlichen Verkehre, sofern dadurch der Umfang von Leistungen bestimmt werden 
soll, dürfen nur geeichte Maße, Gewichte und Wagen angewendet und bereit gehalten 
werden" (§ 61). "Auch zur Ermittelung des Arbeitslohns in fabrikmäßigen Betrieben 
dürfen nur geeichte Maße, Gewichte und Wagen angewendet und bereit gehalten 
werden" (§ 611 ). Bei der entgeltlichen Abgabe von Gas sind geeichte Gasmesser 
anzuwenden und bereitzuhalten (§ 8). "Wein, Obstwein und Bier dürfen bei faß­
weisem Verkaufe dem Käufer nur in solchen Fä'lRern überliefert werden, welche auf 
ihren Raumgehalt geeicht sind" (§ 91). Das Eichgeschäft liegt in der Hand staat­
licher oder, kraft Übergangsrechts, gemeindlicher Eichämter, die wieder Auf­
sichtsbehörden der Länder, in Preußen den Eichungsdirektionen, unterstellt 
sind (§§ 15ff.). Die Oberaufsicht im Reiche führte früher die Kaiserliche Normal­
Eichungskommission, die nach der Revolution die Bezeichnung Reichsanstalt für 
Maß und Gewicht annahm und jetzt nur noch eine Abteilung der Physikalisch­
Technischen Reichsanstal tin Berlin bildet; Bayern hat ein besonderes Landes­
amt für Maß und Gewicht (§ 251). Neben anderm liegt der Reichsanstalt die Verab­
folgung der Normale an die Aufsichtsbehörden und deren periodisch wiederkehrende 
Vergleichung mit dem Urmaß ob (§ 191). Die Eichungsdirektionen statten die Eich­
ämter mit den erforderlichen Eichnormalen, Apparaten und Stempeln aus und sor­
gen für die Ordnungsmäßigkeit und die Richtighaltung der Eichmittel (§§ 15, 17). 
Die Eichung besteht in der vorschriftsmäßigen Prüfung und Stempelung der Meß­
geräte; sie ist entweder Neueichung oder Nacheichung (§ 10). Mit Ausnahme der 
Gasmesser sind die dem eichpflichtigen Verkehre dienenden Meßgeräte innerhalb 
bestimmter Fristen, meist zwei bis drei Jahren, zur Nacheichung zu bringen (§ 11). 
Zur Eichung werden aber nur gewisse Maße mit einer glatten Maßzahl zugelassen, 
nämlich das Meter oder ein ganzes Vielfaches von ihm oder 1/10, 2/10 , Yz m, bei den 
Körpermaßen ein ganzes oder ein halbes Kubikmeter, ein ganzes oder ein halbes 
Hektoliter oder ein ganzes Vielfaches dieser Maßgrößen oder 1, 2, 5, 10, 20, Yz, 
1/" 1/6 , 1/10' 1/20, 1/60 , 1/100 I (§ 141). Die Eichung ist eine staatliche Beurkundung 
der Richtigkeit des geeichten Gegenstandes und hat, wie alle staatlichen Beurkun­
dungen, die Vermutung der Richtigkeit für sich. Außerdem bewirkt sie bei den 
eichungspflichtigen Gegenständen die Befreiung von dem vor der Eichung be­
stehenden Benutzungsverbote. 

26 Int. Meterkonv. Art. 6 Ziff. 3. 
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Andere räumliche Maße als die mit einfacher Rechnung auf das Metermaß 
zurückzuführenden kennt das Recht nicht mehr. Die namentlich auf dem Lande 
übliche Flächenberechnung nach Morgen ist eine rein private Gewohnheit und stört, 
wo der Morgen nicht ein glattes Vielfaches des Ar ist, die Rechnung nach den gesetz­
lichen Maßen empfindlich. Von den sonstigen üblichen, aber gesetzlich nicht aner­
kannten Maßen hat die Seemeile wenigstens insofern eine gewisse Verwandtschaft 
mit dem Metersystem, als man bei ihr ebenfalls von der Entfernung Äquator-Pol 
ausgeht, diesen Quadranten in neunzig Breitengrade, den Breitengrad in sechzig 
Bogenminuten einteilt und die Seemeile einer solchen Bogenminute gleichsetzt 
(etwa 1852 m). 

Einen besonderen Anwendungsfall der Meterrechnung stellt das Reichsgesetz 
über die Bezeichnung des Raumgehaltes der Schankgefäße vom 20. Juli 1881/ 
24. Juli 1909 dar. Schankgefäße zur Verabreichung von Wein, Obstwein, Most 
oder Bier in Gast- und Schankwirtschaften müssen mit einem Füllstrich versehen 
sein. Der Füllstrich ist nur zulässig zur Bezeichnung von 0,051, 0,11, 0,151 usw., 
0,51, 0,61 usw., 11, 1,51, 21, 2,51 usw. Die Füllstriche bedürfen nicht der Eichung, 
doch haben die Wirte gehörig gestempelte Flüssigkeitsmaße von einem zur Prüfung 
ihrer Schankgefäße geeigneten Einzel- oder Gesamtinhalt bereit zu halten. 

Die Frage liegt nahe, ob die Verwaltung auch amtliche Messungen nach 
dem Metersystem vorzunehmen hat. Die Gesetzgebung schweigt hierüber. Tat­
sache ist jedoch, daß in den verschiedensten Verwaltungen kraft Dienstvorschrift 
Messungen dieser Art ausgeführt werden, so bei der Heeresverwaltung zur Bestim­
mung der Flugbahn der Geschosse, bei der Landesvermessung zur Bestimmung der 
Höhe der Berge27, bei der Marine zur Bestimmung der Seetiefe. Auch die Setzung 
von Kilometersteinen an den Straßen beruht auf Dienstvorschrift. 

2. Auf den Raum zurückgeführte Einheiten. Es ist eine menschliche Eigen­
tümlichkeit, möglichst alles Meßbare in räumliche Verhältnisse zu verwandeln. 
Schon die Uhr hätte als Beispiel hierfür angeführt werden können, da sie aus einem 
räumlichen Verhältnis - der Zeigerstellung - die Ablesung der Zeit gestattet. 
In engstem Zusammenhange mit dem Metersystem steht aber vor allem die Ge­
wichts ordnung. 

Der ursprüngliche Gedanke bei Einführung des Kilogramms war der, ein 
kg dem Gewichte eines Kubikdezimeters Wasser von 4° Celsius unter dem Drucke 
einer Atmosphäre gleichzusetzen. Wäre man dabei geblieben, so wäre das internatio­
nale Meterprototyp auch maßgeblich für die Gewichtsbestimmung. Statt dessen 
hat man neben das Meterprototyp ein Gewichtsprototyp in Gestalt eines Kilogramms 
aus Platin-Iridium gestellt, das ebenfalls in Paris aufbewahrt wird und von dem, 
wie beim Meter, nationale Prototype für die einzelnen Staaten ausgefertigt werden28• 

Für die Gewichte gelten ähnliche Vorschriften wie für die Maße, namentlich sind 
für die Eichung der Gewichte die gleichen Behörden zuständig wie für die 
Eichung jener. 

Auch die elektrischen Maßeinheiten gehen nach dem Reichsgesetz vom 
1. Juni 1898 auf räumliche Beziehungen zurück, daneben auf solche der Zeit und des 
Gewichts. Das Ohm als Einheit des elektrischen Widerstandes wird durch eine 
Quecksilbersäule bestimmter Länge, Masse und bestimmten Querschnitts dar­
gestellt, das Am pere als die Einheit der elektrischen Stromstärke durch eine be­
stimmte Menge Silbers, die der Strom beim Durchgang durch eine Lösung von 
Silbernitrat in einer Sekunde niederschlägt. Aus Ohm und Ampere errechnet sich 
dann das Volt als die Einheit der elektromotorischen Kraft. Die Einheiten gehen 
auf ein sehr einfaches Verhältnis zu den Längen-, Gewichts- und Zeiteinheiten 

27 Vgl. z. B. bay. VO. über das Höhenmessungswesen v. 20. Juli 25. 
28 :\laß. und GewichtsO. v. 30. Mai 08 § 4. 
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zurück29 und sind nur zwecks besserer Meßbarkeit durch umständlichere Angaben 
umschrieben worden. Die amtliche Prüfung und Beglaubigung elektrischer Meß­
geräte liegt der Physikalisch-Technischen Reichsanstalt ob. Der Reichsminister des 
Innern kann aber die Befugnis auf andere Stellen übertragen. Doch müssen alle 
der amtlichen Prüfung dienenden Normalgeräte von der Reichsanstalt selbst be­
glaubigt sein. Die im Verkehr so wichtige Kilowattstunde hat erst durch Reichs­
gesetz vom 7. August 1924 eine gesetzliche Erläuterung gefunden (§ 2 I1I). Sie ist 
gleichwertig dem Tausendfachen der Wärmemenge, die ein Gleichstrom von 1 gesetz­
lichen Ampere in einem Widerstande von 1 gesetzlichen Ohm während einer Stunde 
entwickelt, und ist 860 Kilokalorien 30 gleich zu erachten. 

Die Temperaturskala steht im großen und ganzen selbständig neben den 
Einheiten der Zeit, des Raumes und des Gewichts, da sie von der normalen Schmelz­
temperatur des Eises und der normalen Siedetemperatur des Wassers ausgeht. 
Doch liegt in dem Worte "normal" eine Beziehung zum Luftdruck, außerdem sind 
die gebräuchlichen Thermometer auf den Raum bezogen; daher sei das Reichsgesetz 
über die Temperaturskaie (so!) und die Wärmeeinheit vom 7. August 1924 ebenfalls 
an dieser Stelle erwähnt. Das Gesetz legt die Rechnung nach Celsius bindend 
fest, die Schmelztemperatur des Eises wird mit 0°, die Siedetemperatur des Wassers 
mit 100° bezeichnet. Außerdem definiert es die Kilokalorie als die Wärmemenge, 
durch die ein Kilogramm Wasser bei Atmosphärendruck von 14,5° auf 15,5° er­
wärmt wird. Auch hier ist für die Prüfung und Beglaubigung der Meßgeräte grund­
sätzlich die Physikalisch-Technische Reichsanstalt zuständig. Im geschäftlichen 
Verkehr, und soweit Behörden oder der Öffentlichkeit dienende Einrichtungen in 
Erfüllung ihrer Aufgaben Temperaturen oder Wärmemengen zu bE'stimmen oder zu 
messen haben, sind für die Bestimmung und Messung von Temperaturen und Wärme­
mengen die gesetzlichen Einheiten maßgebend. Die Verwendung von Meßgeräten 
mit größeren als den von der Reichsanstalt zugelassenen Fehlern ist strafbar. Be­
glaubigung der Meßgeräte schreibt das Gesetz selbst nicht vor, doch kann sie durch 
Verordnung eingeführt werden (§ 4III ). Nur Fie berthermometer, die verkauft 
oder sonstwie in den Verkehr gebracht werden sollen, müssen nach dem am 10. Sep­
tember 1924 neu verkündeten Reichsgesetz über die Prüfung und Beglaubigung 
der Fieberthermometer amtlich geprüft und für den Vertrieb im Inland außerdem 
durch amtliche Stempel als den Prüfungsbedingungen genügend beglaubigt sein. 
Zuständig für die amtliche Prüfung und Beglaubigung sind neben der Physikalisch­
Technischen Reichsanstalt zur Zeit das Thüringische Landesamt für Maß und Ge­
wicht in Ilmenau und das Anhaltische Staatsprüfamt in Zerbst 31. 

3. Das Geld als Preisanzeiger insbesondere. Jenes menschliche Bestreben, alles 
Meßbare auf räumliche Größen zurückzuführen, zeigt sich auch in der Be­
stimmung eines Stückehens Edelmetalls als Preisanzeigers. Wohl läßt sich 
eine Geldverfassung denken, die vom metallenen oder sonstigen gegenständlichen 
Untergrunde sich völlig loslöst und sich einzig auf dem Grundsatze der Knappheit 
der in den Verkehr gebrachten Geldzeiehen aufbaut. Solange aber Goldwährung 
besteht, sei die Anknüpfung des Geldwesens an die Bestimmungen über Maß und 
Gewicht gestattet. 

a) Das Münzgesetz vom 30. August 1924 gehört zu den im Zusammen­
hange mit der Londoner Konferenz und dem Dawes-Gutachten erlassenen Ge­
setzen. Es stellt wieder die Verbindung mit der bis zum Kriege in Kraft ge­
wesenen Gold währung her. Die Rechnungseinheit bildet die in 100 Reichs­
pfennige eingeteilte Reichsmark. Als Reichsmünzen sind vorgesehen Goldmünzen 
über 20 und 10 Reichsmark, Silbermünzen über Beträge von 1 bis 5 Reichsmark 

29 FR. KOHLRAUSCH Lehrbuch der praktischen Physik Ziff. 80. 
30 V gl. nächsten Absatz. 
31 VO. v. 27. Jan. 25 Ziff. 1. 
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und Stücke über 1, 2, 5, 10 und 50 Reichspfennigen. Nur bei den Goldmünzen 
entspricht der Metallwert dem Nennwert, da eben die Reichsmark einem be­
stimmten Gewichte Goldes gleichgesetzt ist; Abweichungen sind daher nur mög­
lich, soweit das tatsächliche Gewicht mit dem Sollgewicht nicht übereinstimmt; 
über die zulässigen Abweichungen enthält das Gesetz besondere Bestimmungen 
(§ 11). Aus 1 kg feinen Goldes werden 139Yz Stücke über 20 Reichsmark oder 
279 Stücke über 10 Reichsmark ausgeprägt. Das Mischungsverhältnis beträgt 
900 Teile Gold und 100 Teile Kupfer. Die zunächst etwas befremdenden Zahlen 
139Yz und 279 erklären sich aus dem Wertverhältnis zwischen Silber und Gold 
zur Zeit des Gesetzes vom 4. Dezember 1871 über die Ausprägung von Reichs­
goldmünzen. Man nahm damals ein Verhältnis von 1 : 15Yz an. Beim Silbertaler 
aber bestand ein einfaches Verhältnis zwischen Nennwert und Gewicht: auf ein 
Pfund Silber fein gingen 30 Taler. Also mußte man ein Pfund Gold 90 mal 
15Yz Mark gleichsetzen, d. h. 1395 Mark, ein Kilogramm Gold betrug das Doppelte 
oder 2790 Mark, also die gleichen Zahlen, auf die auch das Münzgesetz von 1924 
zurückgreift. Der Ausprägung von Goldmünzen sind gesetzlich keine Schranken 
gesetzt. Um die Wertgleichheit zwischen Gold und Geld unbedingt zu wahren, 
gibt das Gesetz, ebenso wie das frühere Münzgesetz, jedermann das Recht, in sei­
nem Besitze befindliches Gold in Stücke von 20 Reichsmark ausprägen zu lassen 
(§ 7II). Die hierfür zu zahlende Gebühr darf höchstens 14 Reichsmark für das Kilo­
gramm feinen Goldes betragen. Doch steht diese Vorschrift vorläufig auf dem 
Papiere, da zur Zeit keine Goldmünzen ausgeprägt werden, der Reichsminister 
der Finanzen auch noch nichts über die Gestalt der Münzen bestimmt hat (§ 31). 

Trotzdem ist das Wertverhältnis zwischen Gold und Reichsmark gesichert, da 
die Reichsbank verpflichtet ist, Barrengold zum festen Satze von 1392 Reichsmark 
für das Pfund fein mittels ihrer Noten anzukaufen, also mit einem geringeren 
Abzuge als dem bei der etwa künftigen Ausprägung von Goldmünzen zulässigen32• 

Bis auf weiteres gelten auch die seit dem Reichsgesetze vom 4. Dezember 1871 
ausgeprägten Goldmünzen als Reichsgoldmünzen, da sie ja nach Gewicht und Zu­
sammensetzung genau den neu auszuprägenden Goldmünzen entsprechen (§ 41). 

Demgegenüber sind die übrigen Münzen nur sogenannte Scheidem ünzen, d. h. 
unterwertige Münzen, die nach Maßgabe noch zu erörternder Bestimmungen die 
Aufgaben des Geldes nur unvollkommen erfüllen. Auch hier läßt das Gesetz bis auf 
weiteres die Weitergeltung älterer Münzsorten zu, nämlich der unter der Herrschaft 
der Rentenmark ausgeprägten, auf "Mark" lautenden Reichssilbermünzen von 1924, 
der Rentenpfennigmünzen und der alten Kupferpfennige, die auf diese Weise eine 
völlige Aufwertung erfahren haben. Für die neuen Silbermünzen gilt nach Be­
kanntmachungen vom 17. April und 10. August 1925, 21. und 25. Juli 1927, daß sie 
auf 1, 2, 3 und 5 Reichsmark lauten, zur Hälfte aus Silber, zur andern Hälfte aus 
Kupfer bestehen, bestimmte Durchmesser haben und so stark sind, daß aus 1 Kilo­
gramm Silbers 400 Reichsmark ausgeprägt werden. EineReichsmark enthält dem­
nach 2Yz Gramm Silber und ebensoviel Kupfer, wiegt also 5 Gramm. Damit hat sich 
der Silbergehalt gegenüber den Vorkriegsmünzen um die Hälfte verschlechtert; 
unter Berücksichtigung des gegenwärtigen Metallwertes von Silber und Kupfer 
ist eine Reichsmark in Silber nur etwa 20 Reichspfennige wert. Die Ausprägung der 
kleinen Münzen im Nennbetrage von 1, 2, 5, 10 und 50 Reichspfennigen regelt eine 
Bekanntmachung vom 4. November 1925 unter Hinweis auf die für die Renten­
pfennige erlassenen Vorschriften. Hiernach bestehen die Ein- und Zweipfennig­
stücke aus 95 Teilen Kupfer, 4 Teilen Zinn und 1 Teil Zink, die Stücke zu 5, 10 und 
50 Reichspfennigen aus 91,5 Teilen Kupfer und 8,5 Teilen Aluminium. Die Ein­
und Zweipfennigstücke wiegen 2 und 3Yz Gramm, die Stücke zu 5, 10 und 50 Reichs-

32 Bankges. v. 30. Aug. 24 § 22 1• 
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pfennigen 2Yz, 4 und 5 Gramm. Kraft einer Bekanntmachung vom 15. Juli 1927 
sind auch Nickelmünzen im Nennbetrage von 50 Reichspfennig geprägt worden, die 
eine Beimischung fremden Metalls höchstens im Betrage von 2 vom Hundert ent­
halten. Die Spannung zwischen Metallwert und Nennwert ist bei diesen kleinen 
Münzen noch bedeutender als bei den Silbermünzen. Die selbstverständliche Folge 
davon ist, daß niemand das Recht haben kann, in seinem Besitze befindliches Sil­
ber, Kupfer, Zinn, Zink, Nickel und Aluminium in Scheidemünzen ausprägen zu 
lassen. Auch mußte das Gesetz zur Vermeidung einer Scheidemünzeninflation dem 
Gesamtbetrag aller Münzen zu 5 Reichsmark und darunter eine Höchstgrenze setzen; 
er darf 20 Reichsmark für den Kopf der Bevölkerung des Reichs nicht übersteigen 
(§ 8 1), also zur Zeit nicht den Betrag von etwa 1250000000 Reichsmark. 

Durch Erlaß des Münzgesetzes hat das Reich, wenn auch unter aUiSwärtigem 
Druck, von seiner ausschließlichen Gesetzgebung über das Münzwesen (RV. Art. 6.5), 
seiner sog. Münzhoheit 33 Gebrauch gemacht. Die Ausführung des Gesetzes, die 
Prägung, überläßt es nach wie vor den Ländern, die Münzstätten haben und sich zur 
Ausprägung für Rechnung des Reiches bereit erklären (§ 71). Man nennt diese Befugnis 
der Länder in Erinnerung an die ehemaligen landesherrlichen Hoheitsrechte biswcilpn 
noch Münzregal. Hoheitlich am Akte der Ausprägung ist nicht Rowohl die AUR­
schließlichkeit der Befugnis, sonst wären alle Privilegien, alle Zwangt;- und Bannrechte, 
alle Urheberrechte hoheitlicher Natur, als vielmehr die besondere Wirkung, die der 
Prägeakt nach sich zieht. Er ist einmal eine öffentliche Beurkundung, ähnlich der 
Eichung eines Gewichts, durch die strafrechtlichen Vorschriften über Münzverbrechen 
stärker geschützt als andere öffentliche Beurkundungen. Jedes von einer staatlichen 
Münzstätte geprägte Goldstück trägt also die Vermutung in sich, an Gewicht und 
Zusammensetzung den gesetzlichen Vorschriften zu entsprechen. Dies iRt aber nocl! 
nicht einmal das Wesentliche. Größere Bedeutung hat es, daß die Prägung aus den 
Rohstoffen Gold und Kupfer Geld im rechtlichen Sinne macht. Mag man im 
volkswirtschaftlichen Sinne auch andere Gegenstände als Geld bezeichnen, im recht­
lichen Sinne ist doch nur das Geld, was der Staat als solches schafft oder anerkennt. 
Wohl sind unentwickelte Zustände denkbar, wo es überhaupt kein Gcld gibt, wo 
Ware gegen Ware, Arbeit gegen Ware, Arbeit gegen Arbeit getauscht wird. Für solche 
Zeitalter ist die Volkswirtschaft frei in ihrer Begriffs bestimmung; hier mag sie dem 
Korn, dem Stück Vieh die Bedeutung von Geld beilegen. Sobald aber die Gesetz­
gebung die Geldschuld, die Geldleistung, das Geld selbst andern Regeln unterwirft 
als sonstige Schulden, Leistungen und Gegenstände, ist Geld nur noch das, was das 
Gesetz als solches meint;, wenn es von "Geld" spricht. So sind dic Steuern nach 
§ 1 AO. "Geldleistungen", die Entschädigung für Enteignungen wird nach den Ent­
eignungsgesetzen in "Geld" gewährt, der Anspruch des Beamten auf Besoldung 
ist eine Geldforderung, das bekannte Verbot des "Truck"-Systcms bei der Entloh­
nung der gewerblichen Arbeiter bedeutet gerade, daß die Löhne in "Reichswährung" 
zu berechnen und bar auszuzahlen sind (GewO. § 1151), auch bei den Geldstrafen 
ist an das Geld im gesetzlichen Sinne gedacht. Nur eine von vielen Besonderheiten 
des Geldes gegenüber anderen Gegenständen ist es, daß es das gesetzliche Zah­
l ungsmittel ist, d. h. daß es allein die Kraft hat, eine fällige Geldschuld auch gegen 
den Willen des Berechtigten zu tilgen. In diesem Sinne sind vollkommene gesetz­
liche Zahlungsmittel nur die beiden Goldmünzen und die auf Reichsmark lautenden 
Noten der Reichsbank (Münzges. § 5). Die übrigen Münzen sind zwar ebenfalls 
gesetzliche Zahlungsmittel, doch unbeschränkt nur den Reichs- und Landeskassen 
gegenüber (§ 911); sonst ist niemand verpflichtet, Silbermünzen im Betrage von mehr 
als 20 Reichsmark und die kleineren Münzen im Betrage von mehr als 5 l~eichs­
mark in Zahlung zu nehmen (§ 91); dafür gibt es öffentliche Kassen, die gegen Ein-

33 Vgl. LABAND Staatsr. d. Deutsch. Reiches' III 1913 S. lüg. 
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zahlung von Silbermünzen im Werte von mindestens 200 Reichsmark oder von klei­
neren Münzen im Werte von mindestens 50 Reichsmark auf Verlangen unbeschränkt 
gesetzliche Zahlungsmittel verabfolgen (§ 9III). Die Welt der Tatsachen kennt 
allerdings noch andere Zahlungs arten als die im Münzgesetz genannten. Das Münz­
gesetz regelt nur den Barverkehr, nicht den sogenannten bargeldlosen durch 
Bank- oder Postschecküberweisung. Und doch gibt das Münzgesetz die 
Rechtslage vollkommen richtig wieder; denn von Fällen des Rechtsmißbrauches 
abgesehen braucht sich niemand Bank- oder Postschecküberweisung gefallen zu 
lassen. Es bedurfte einer ausdrücklichen Vorschrift im § 1021 AO., um für Zahlungen 
und Rückzahlungen im Bereiche der Reichssteuern den bargeldlosen Verkehr der 
Barzahlung gleichzusetzen. 

b) Wenn das Münzgesetz auch die auf Reichsmark lautenden Reichsbanknoten 
zum unbeschränkten gesetzlichen Zahlungsmittel erklärt, so verweist es still­
schweigend auf das Bankgesetz vom gleichen Tage (30. August 1924), das den 
Zusammenhang mit den Londoner Abmachungen deutlicher aufweist als das Münz­
gesetz. Nicht nur, daß das Reich an den Inhalt des Bankgesetzes, wie auch beim 
Münzgesetz, völkerrechtlich gebunden ist, auch an der Verwaltung der Reichsbank 
ist das Ausland je durch das britische, französische, italienische, belgische, ameri­
kanische, holländische und schweizerische Mitglied des Generalrats beteiligt. am 
augenfälligsten durch den einem der sieben Staaten angehörigen "Kommissar 
für die Notenausgabe" (§§ 14, 19). "Die Mitwirkung des Kommissars an der An­
und Ausfertigung der Noten wird durch einen besonderen Ausfertigungskontroll­
stempel beurkundet, der nach Anweisung des Kommissars angebracht werden soll. 
Jede Note, die die Bank in Umlauf setzt, muß diesen Stempel tragen" (§ 27 IV). Es 
ist übrigens ein Trockenstempel, der nur das Wort "Ausfertigungs-Kontroll-Stem­
pel" enthält, die Ausländereigenschaft des Kommissars also nicht erkennen läßt. 

Die Reichsbank hat auf die Dauer von fünfzig Jahren das ausschließliche 
Recht, in Deutschland Banknoten mit der Eigenschaft eines unbeschränk­
ten gesetzlichen Zahlungsmittels auszugeben (§ 21). Allerdings verbleibt 
der Bayerischen Notenbank, der Sächsischen Bank, der Württembergischen Noten­
bank und der Badischen Bank das Recht zur Notenausgabe. Doch unterliegt dies 
Recht nach dem Privatnotenbankgesetz vom 30. August 1924 einer an zehnjährige 
Stichtage gebundenen Kündigung durch die Reichsregierung (§ P) und beschränkt 
sich auf gewisse Höchstbeträge, die das Gesetz bei den beiden erstgenannten Banken 
auf je 70 Millionen, bci den beiden anderen Banken auf je 27 Millionen Reichsmark 
festsetzt (§ 31). Die SchlechtersteIlung der Privatbanknoten kommt im § 5 zum Aus­
druck, wonach Privatbanknoten nicht gesetzliche Zahlungsmittel sind, auch nicht 
durch Landesgesetz zu solchen erklärt werden können, nicht einmal ein Annahme­
zwang für öffentliche Kassen begründet werden kann. Das einzige, was sie in be­
scheidenen Grenzen den Reichsbanknoten annähert, ist die Pflicht der Reichsbank 
in Berlin und der Zweiganstalten der Reichsbank in Städten von mehr als 100000 
Einwohnern oder am Sitze der Privatnotenbank, die Privatbanknoten zum vollen 
Nennwert in Zahlung zu nehmen. Innerhalb des Ausgabelandes tauscht die Reichs­
bank die Privatbanknoten sogar gegen Reichsbanknoten ein, soweit es die Noten­
bestände und die Zahlungsbedürfnisse gestatten (§ 22). Daneben besteht die Ein­
lösungspflicht der Privatnotenbank selbst (§ 9II). Trotz allem wird sich die Privat­
banknote außerhalb ihres Ausgabelandes überhaupt nicht, innerhalb des Landes 
nur schwer neben der Reichsbanknote behaupten können. Dagegen werden die Ren­
tenbankscheine tatsächlich den Reichsbanknoten gleich geachtet; bis zum Jahre 
1934 muß aber die Reichsbank alle Rentenbankscheine aus dem Verkehr ziehen34• 

Die innere Berechtigung für die Erklärung der Reichsbanknote zum gesetz­
lichen Zahlungsmittel liegt in ihrer wirtschaftlichen Unentbehrlichkeit, zum voll-

34 G. ü. d. Liqu. d. Umlaufs an Rentenbankscheinen v. 30. Aug. 24 § 5. 
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wertigen Zahlungsmittel in den strengen Deckungsvorschriften. Die Reichs­
bank ist verpflichtet, für den Betrag ihrer im Umlauf befindlichen Noten jederzeit 
zu halten: eine Deckung von mindestens 40% in Gold oder Devisen (Golddeckung), 
davon mindestens drei Vierteile in Gold, und für den Restbetrag gute Handels­
wechsei mit einer Verfallzeit von höchstens drei Monaten, aus denen drei als zahlungs­
fähig bekannte Verpflichtete haften, oder Schecks mit der gleichen Zahl und Gattung 
von Verpflichteten; ausnahmsweise genügen unter bestimmten Voraussetzungen 
zwei Unterschriften (Bankges. §§ 28, 2p2). Unter außergewöhnlichen Umständen 
kann der Generalrat auf Vorschlag des Direktoriums die Golddeckung unter 40 % 
herabsetzen; der Beschluß erfordert Einstimmigkeit bis auf eine Stimme. Die Reichs­
bank hat dann eine Notensteuer an das Reich zu zahlen (§ 29). Außer der Deckungs­
pflicht besteht nach § 31 eine Einlösungspflicht, doch ist die Bestimmung noch nicht 
in Kraft getreten, kann auch ohne übereinstimmenden Beschluß der Reichsregierung, 
des Reichsbankdirektoriums und des Generalrats nicht in Kraft treten (§ 52), daher 
Deutschland z. Zt. nur ein sog. Goldkernwährung, keine Goldwährung hat. Die 
Reichsbanknote hat dadurch nach jeder Richtung die Eigenschaft von Geld an­
genommen. Denn sie ist nicht nur unbeschränktes gesetzliches Zahlungsmittel, 
sondern hat auch die Eigenschaft der Endgültigkeit. Wenn sie im Gegensatze zur 
Papiermark unerfreulichen Angedenkens dem Golde gleich geachtet wird, so beruht 
dies auf der durch die Deckungsvorschriften hervorgerufenen Knappheit der Reichs­
banknoten und einer Golddeckung, die nach den Erfahrungen der Vorkriegszeit 
zur Erfüllung der Einlösungspflicht ausreichen würde, wenn diese geltendes Recht 
wäre. 

c) Ist somit zu hoffen, daß die neue Reichsmark keiner Entwertung verfällt, so 
besteht doch für die nächsten Jahre auch für das Verwaltungsrecht das Rechtsproblem 
der Geldentwertung zwischen 1914 und 1923. In privatrechtlichen Streitigkeiten 
haben die Gerichte auch jetzt noch häufig mit der Frage der Aufwertung zu tun. 
Für das öffentliche Recht fehlt es fast völlig an Vorschriften des geschriebenen 
Rechts, die öffentlichrechtlichen Ansprüche gehören zu den im Aufwertungsgesetz 
vom 16. Juli 1925 § 62 genannten "anderen" Ansprüchen, deren Aufwertung sich 
"nach den allgemeinen Vorschriften" richtet, soweit gesetzliche Bestimmungen 
fehlen. Für einzelne Gebiete hat das Landesrecht eingegriffen. So gibt es ein 
sächsisches Gesetz vom 16. April 1925 über die Aufwertung von Gebäudeschäden­
vergütungen der Landes-Brandversicherungsanstalt35 und eine preußische Ver­
ordnung vom 7. November 1923 über Aufwertung von Abgaben36• Mit dem Satze 
"Mark = Mark" hatte schon vorher das Reichsgesetz vom 23. Juni 1923 zur 
Änderung des Landessteuergesetzes gebrochen, als es durch Art. I 7 die, zu­
gleich eine authentische Auslegung bedeutende und daher rückwirkende 37, Vor­
schrift einsetzte: "Werden von den Ländern und Gemeinden (Gemeindeverbänden) 
Steuern vom Wertzuwachs beim Übergang des Eigentums an Grundstücken erhoben, 
so bildet zur Feststellung des steuerbaren Wertzuwachses bei dem Erwerbs- und 
Verkaufspreis die innere Kaufkraft der Mark an den beiden Zeitpunkten die Grund­
lage der Wertbemessung." Am deutlichsten beleuchtet § 3III des Bankgesetzes die 
völlige Abkehr von der Gleichung "Mark = Mark": "Die Reichsbank ist verpflich­
tet, ihren gesamten bisherigen Notenumlauf aufzurufen und gegen Reichsmarknoten 
umzutauschen. Eine Billion Mark bisheriger Ausgabe ist durch eine Reichsmark 
zu ersetzen." Doch sind dies alles nur Einzeläußerungen des Gesetzgebers. Ver­
sucht man darüber hinaus zu allgemeinen Regeln zu gelangen, so muß man zu­
nächst die scheinbaren Aufwertungsfälle von den echten trennen. Ein scheinbarer 
Aufwertungsfall ist gegeben, wenn der Tatbestand nicht abgeschlossen in der In-

35 Ebellilo bay. G. v. 28. Juli 27. 
36 Dazu RG. VI 21. Nov. 24, RGZ. 109, 263ff. Vgl. auch hamb. G. v. 15. Okt. 26. 
37 PrOVG. 25. Sept. 23, Entsch. 78, 27ff. 
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flationszeit liegt, sondern in die Zeit der Währungsfestigung hineinragt. War z. B. 
das Enteignungsverfahren in der Inflationszeit eingeleitet worden, liegt aber der 
Zeitpunkt des über die Entschädigung zu fällenden Urteils in der Zeit nach Eintritt 
der Währungsfestigung, so braucht das Gericht zur Aufwertungsfrage keine Stellung 
zu nehmen, sondern ermittelt einfach den Grundstückswert zur Zeit der Urteils­
fällung 38. Bei den echten Aufwertungsfällen lautet der Grundsatz wie im Privat­
recht, daß der Schuldner nicht den Währungsverfall benutzen darf, um sich auf 
Kosten des Gläubigers zu bereichern. Daher ist die für Enteignungen zu zahlende 
Entschädigung, auch wenn der auf Papiermark lautende Entschädigungsbeschluß 
der Verwaltungsbehörde vor der Währungsfestigung erging und rechtskräftig 
wurde, dergestalt aufzuwerten, daß der Enteigner durch Erlangung des Grundstücks 
sich nicht unangemessen zuungunsten des Eigentümers bereichert. Zahlreiche Ent­
scheidungen bestätigen diesen Grundsatz 39. Ebenso ist volle Aufwertung geboten 
bei der Erstattung von Auslagen. Baut also eine Gemeinde eine Straße und veraus­
lagt sie hierfür eine Summe in Papiermark, so sind die Anliegerbeiträge nach dem 
Goldwert der Auslagen umzurechnen und nach der Gleichung 1 Goldmark = 
1 Reichsmark zu zahlen40• Das gleiche gilt für den Erstattungsanspruch des zu Un­
recht zum Brückenbau herangezogenen Privatmanns gegen den wegebaupflichtigen 
Kreisverband41 , vor allem für die Erstattungsansprüche der Fürsorgeverbände 
untereinander42• Auch die Ansprüche der Gemeinden gegen das Reich auf Erstat­
tung der für die Kriegswohlfahrtspflege gemachten Aufwendungen nach § 60 des 
Finanzausgleichsgesetzes sind aufwertungsfähig43• Denn in all diesen Fällen 
hat der Fordernde durch seine Aufwendungen eine Vermögenseinbuße erlitten; 
die Auffassung, das Geld wäre doch verloren gegangen, ist irrig, da sich der Private 
oder der öffentliche Verband, jeder in seiner Weise, vermutlich in die Sachwerte, 
z. B. Grundstücke, geflüchtet hätte. Andrerseits würde der Verpflichtete unbillig 
bereichert sein, wenn er von der Aufwertung verschont bliebe. Ist das Reich der 
Verpflichtete und eine Gemeinde forderungsberechtigt, spielt noch der Gedanke 
mit, daß die Inflation eine vom Reiche herbeigeführte Enteignung der Geldbesitzer 
und der Geldgläubiger war, die nach Art. 153 II RV., wenn sie bestimmte Gemeinden 
traf, unter allen Umständen zur Entschädigung verpflichtet. Auch die Erwägung 
wäre unzulässig, daß sich der Schuldner bei früherer Zahlung die damals noch an­
erkannte Gleichung Mark = Mark hätte zunutze machen können, vielmehr bedeutet 
die Entdeckung des in jener Gleichung liegenden Irrtums das Inkrafttreten eines 
neuen Rechtssatzes, der kein Weitergelten des alten Rechtssatzes duldet (s. oben 
S.118). Für Einzelheiten gibt das Aufwertungsgesetz wertvolle Fingerzeige. Nament· 
lich ist der Umrechnung der Papiermark in Goldmark im Zweifel die Umrechnungs­
tafel des Gesetzes zugrunde zu legen, da nur so die Entscheidung eindeutig gefällt 
werden kann. 

Besondere Schwierigkeiten bereitet die Aufwertung im Beamtenrecht 44. 

Schon Art. 7 der Reichsverordnung vom 12. Dezember 1923 über die zwölfte Er-

3B RG. VI 20. Febr. 25, JW. 1925 S. 1l05f.; vgl. auch SächsOVG. 3. Febr. 26, Jahrb. 29, 
23ff. 

39 Z. B. RG. VI 21. Nov. 24, RGZ. 109, 258ff.; RG. VI 5. Mai 25, JW. 1926 S. 2364f.; 
RG. VII 22. Nov. 27, RGZ. 119, 27f.; HansOLG. 9. Juni 26, HansRZ. 1926 Sp. 628ff. Vgl. 
auch Zusammenstellung in JW. 1925 S. 2664f. 

40 Vgl. SEYDEL im PrVerwBI. 47 (1926) S.548ff.; GUILLAUME im PrVerwBl. 48 (1927) 
S.25f. 

41 PrOVG. 1. Okt. 25, Entsch. 80, 225ff. 
42 BayVGH. 28. Jan. 24, PrVerwBI. 47 (1926) S.313. 
43 Vgl. GRAF VON HARDENBERG im PrVerwBI. 47 (1926) S.415ff.; Pr. Min. d. 1. 16. März 28, 

MinBliV. Sp. 339ff. 
44 Vgl. die am Kopfe des Paragraphen genannten Aufsätze. Zusammenstellung der Recht­

sprechung in JW. 1925 S. 2661. Vgl. noch RG. III 17. Nov. 25 u. 16. Jan. 26, PrVerwBl. 47 
(1926) S. 296. 
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gänzung des Besoldungsgesetzes, wonach wegen verspäteter Auszahlung des Ge­
halts kein Rechtsanspruch auf Verzinsung oder Schadensersatz besteht, wurde ver­
schieden gedeutet45• Wichtiger als diese kaum mehr praktisch werdende Bestim­
mung ist die Frage, ob ein Beamter unter Berufung auf sein wohlerworbenes Recht 
verlangen kann, daß sein jetziges Gehalt in einem bestimmten Mindestverhältnis 
zu seinem Vorkriegsgehalt stehen muß. Eines ist hierbt>i sicher: ein über den Gold­
wert des Vorkriegsgehaltes hinausgehendes wohlerworbenes Recht gibt es nicht 46, 

denn auch unter Wegdenkung der Inflation würde der das Vorkriegsgehalt empfan­
gende Beamte nicht über Verletzung wohlerworbener Rechte klagen können. Auch 
das ist sicher, daß ein Beamter nicht dadurch verletzt wird, daß eine andere Gruppe 
von Beamten, die bisher der seinigen gleichstand, nach Wiedereinführung der Gold­
gehälter besser gestellt wurde als seine Gruppe. Weiterhin hat kein Beamter einen 
Anspruch auf Erhöhung seines Gehalts bis zum Goldwert des Vorkriegsgehaltes, 
da die Aufwertung nur eine unbillige Bereicherung des Schuldners verhindern will, 
an der es fehlt, wenn Reich, Staat und Gemeinde aus wirtschaftlichen Gründen 
die vollen Goldgehälter nicht mehr aufbringen können. Unter den genannten 
Einschränkungen besteht aber ein Aufwertungsanspruch und zwar, soweit die rich­
terliche Prüfungsbefugnis reicht, ein vor den ordentlichen Gerichten auch gt>gen 
abweichende gesetzliche Bestimmungen geltend zu machender. Der vom Reichs­
gericht gelegentlich ausgesprochene Grundsatz, die Aufwertung im Beamtenbesol­
dungsrecht müsse dem Gesetzgeber überlassen werden, enthält eine offenbare 
Verkennung des im Art. 1291 RV. niedergelegten Grundsatzes, daß der Beamte 
wohlerworbene, d. h. auch gegenüber dem Gesetzgeber wohlerworbene Rechte hat. 
Man braucht nur den Grenzfall zu nehmen, daß ein neues Besoldungsgesetz einem 
Beamten nur sein in ein Nichts zerronnenes Papiermarkeinkommen in Höhe der 
Vorkriegszahlen beläßt, um zu erkennen, daß in der Auffassung des Reichsgerichts 
etwas nicht stimmt. Die Frage wurde wichtig, als Art. 8 der Verordnung vom 
12. Dezember 1923 vor dem 1. April 1920 erworbene Zulagen als abgegolten durch 
die neu festgesetzten Goldmarkbezüge erklärte. Dadurch wurden z. B. die Marine­
zahlmeister, die durch Seefahrt eine Seefahrtzulage erworben hatten, den übrigen 
Marinezahlmeistern gleichgestellt. Nun könnte man an sich sagen, die seefahrenden 
Zahlmeister seien dadurch nicht schlechter, sondern die andern Zahlmeister seien 
besser gestellt worden, und gegen Besserstellungen gibt es, wie gezeigt, keinen Ein­
wand der Rechtsverletzung. Eine solche Auffassung ist aber nur dann möglich, 
wenn bei einer Vergleichung mit verwandten Besoldungsgruppen der Vorkriegs­
und der Jetztzeit sich wirklich feststellen läßt, daß die nicht seefahrenden Zahl­
meister eine verhältnismäßige Erhöhung ihrer Bezüge erfahren haben. Ergibt da­
gegen die Rechnung, daß die den Zahlmeistern verwandten Beamtengruppen 
z. B. des Post-, Eisenbahn- und Justizdienstes 75 vom Hundert ihrer Vorkriegs­
gehälter beziehen und daß die nicht seefahrenden Zahlmeister etwa den gleichen 
Hundertsatz erhalten, so liegt offenbar keine Höherstufung der nicht seefahrenden 
Zahlmeister vor, sondern eine glatte Streichung der wohlerworbenen Zulage, und 
es ist Sache des Gerichts, dem klagenden Beamten die Zulage im Verhältnis der 
heutigen zur früheren Besoldung zuzusprechen47 • 

IH. Die Zahlen. 
Zeit und Raum bilden den Rahmen für die Tatbestände des Rechts. An sich 

wäre es möglich, jetzt zu den Gegenständen des Verwaltungsrechts überzugehen, 
an denen und durch die sich Tatbestände des Verwaltungsrechts verwirklichen. 

46 Vgl. BRAND Beamtenrecht 3 1928 S.136f. N. 2. 
46 Vgl. RG.III 20. Jan. 25, RGZ. UO, 96ff. 
47 Sehr bedenklich daher RG. III 30. Apr. 26, RGZ. U3, 78ff., in dem verwandten Falle 

der Tropenzulage, ebenso RG. III 6. Dez. 27 u. 6. Jan. 28, JW. 1928 S. 1036, 1044ff. 
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Doch ist es zweckmäßig, sich vorher noch eines dritten Allgemeinen zu erinnern, 
unter dem wir die Dinge zu betrachten pflegen: der Zahl. 

Es wäre von Wichtigkeit, einmal die Bedeutung der Zahl für das Recht um­
fassend zu untersuchen, weniger vielleicht in dogmatischer, als in funktioneller 
Hinsicht. Welche Möglichkeiten öffnen sich z. B. dadurch, daß für die Wahl des 
Reichspräsidenten einfache Mehrheit genügt, daß also im Absetzungsverfahren 
seine Gegner durchdringen können, wenn er nicht die unbedingte Mehrheit der Wahl­
berechtigten hinter sich hatte? Oder wie wirkt sich die Bestimmung der preußischen 
Verfassung (Art. 57V ) aus, daß für ein Mißtrauensvotum die Mehrheit der gesetz­
lichen Mitglieder des Landtags erforderlich ist, für die Ablehnung einer Regierungs­
vorlage aber schon Stimmengleichheit genügt? Hier, im Rahmen der verwaltungs­
rechtlichen Tatbestände, sind nur einige wenige Fragen kurz zu berühren. 

Die Gesetze bedienen sich vielfach unbestimmter Zahlwörter 48 • Nach 
§ 13a des preußischen Gesetzes vom 10. August 1904 über die Gründung neuer An­
siedlungen ist die staatliche Genehmigung zur Umwandlung eines Landguts in 
"mehrere" ländliche Stellen nötig, § 35 IV GewO. gestattet die Untersagung des Klein­
handels mit Bier, wenn der Gewerbetreibende "wiederholt" wegen Zuwiderhand­
lungen gegen die Vorschriften des § 33 bestraft worden ist, Gesetze und Verordnungen 
gegen das Zigeunerunwesen verbieten das Wandern der Zigeuner in "Horden". 
Vielfach hat der Gesetzgeber selbst die Mißlichkeit solcher unbestimmten Begriffe 
eingesehen und sie durch bestimmtere Angaben ersetzt. So kommt der Ausdruck 
"Fabrik" zwar immer noch in der GewO. vor, ist aber durch Gesetz vom 28. Dezem­
ber 1908 für die Arbeiterschutzbestimmungen ersetzt worden durch den Ausdruck: 
"Betriebe, in denen in der Regel mindestens zehn Arbeiter beschäftigt werden" 
(vor § 133g). Vor "versammelter Mannschaft" ist nach § 7 des Militärstrafgesetz­
buchs (Fassung v. 16. Juni 1926) eine strafbare Handlung begangen, wenn außer 
dem Vorgesetzten und dem einzelnen Beteiligten noch mindestens sieben andere 
zu militärischem Dienste versammelte Soldaten gegenwärtig gewesen sind. Fehlt 
es an derartigen gesetzlichen Erläuterungen, so hilft die Rechtsprechung nach; wenn 
es irgend geht, wird dann die Zahl "zwei" als Grenzzahl genommen. So sind schon 
zwei ländliche Stellen "mehrere" im Sinne des Ansiedlungsgesetzes 49, eine zwei­
malige Bestrafung genügt dem Erfordernis der "wiederholten" Bestrafung 50, die 
Abnutzung eines Weges ist "dauernd", wenn sie in mindestens zwei Kalenderjahren 
stattgefunden hat51• Auch dort, wo die Zahl "zwei" offenbar nicht ausreicht, liegt 
sie doch wenigstens auf der anderen Seite der Grenze: tres faciunt collegium, also 
mehr als zwei machen ein Kollegium aus. Die Mindestzahl, bei deren Erreichung 
man von einer "Horde" oder einer "Rotte" denkbarerweise sprechen kann, ist daher 
drei 52. In sonstigen Fällen entscheidet die Durchschnittsauffassung der Gesell­
schaft. 

Eine weitere, meist nicht sehr bedeutende, aber für den das Gesetz hand­
habenden Beamten doch wichtige Frage ist die nach der Aufrund ung von Bruch­
teilen. Die Inflationszeit hat insofern eine sonst ungewohnte Schwierigkeit in die 
Frage gebracht, als es nicht immer sicher ist, ob während der Inflationszeit ein­
geführte Aufrundungsvorschriften für Ruhegehaltsberechnungen als dauernde 
oder nur für die Zeit der Geldentwertung gültige Vorschriften gedacht waren. Wo 
Gesetze und Verordnungen schweigen, darf man annehmen, daß die in der Schule 
gelehrte Aufrundungsregel gilt, daß Bruchteile von Y2 und darüber nach oben, klei-

48 Vgl. auch oben S.30. 
49 PrOVG. 4. Fcbr. 09, Entsch. 54, 240f. 
50 PrOVG. 18. Jan. 06, Entsch. 48, 296f. 61 PrOVG. 19. Nov. 08, Entsch. 53, 309ff. 
62 Im Gegensatze dazu will die MinEntschl. z. bay. Zigeuner- und Arbeitsscheuengesetz 

v. 16. Juli 26 unter A 7 als Horde "auch die Vereinigung von zwei einzelstehenden Personen" 
gelten lassen. 
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nere Bruchteile nach unten aufgerundet werden. Doch untersteht auch diese Regel 
dem Gebote sinngemäßer Anwendung. So bedurfte es eines verwaltungsgericht­
lichen Urteils 53 zur Feststellung, daß beim D'HoNDTschen Verhältniswahl verfahren 
keine Aufrundung zulässig ist, daß also, wenn z. B. an letzter Stelle die Höchst­
zahlen 60 4/. und 60% stehen, die erste zum Zuge kommt und nicht etwa das Los 
zwischen den aufgerundeten Zahlen 61 und 61 entscheidet. 

Endlich besteht noch die Frage, was unter den im Gesetze genannten, erst 
durch Zählung zu ermittelnden Einwohnerzahlen zu verstehen ist. Ein preu­
ßisches Gesetz vom 10. Februar 1923 z. B. bestimmt, daß für gewisse Genehmigungen 
in Städten mit mehr als 10000 Einwohnern der Gemeindevorstand, im übrigen der 
Landrat zuständig sein soll. Kann die Zuständigkeitsfrage von einer Beweiserhebung 
darüber abhängig gemacht werden, ob die in Frage stehende Stadt augenblick­
lich 10000 Einwohner zählt oder nicht1 Mit Recht verneint das OVG54. Maß­
gebend ist vielmehr hier wie in ähnlichen Fällen die durch die jedesmalige letzte 
Volkszählung ermittelte Zahl der ortsanwesenden Bevölkerung. .Für solche Volks­
zählungen und für sonstige statistische Aufnahmen bedarf es keines Gesetzes, 
soweit jeder Auskunftszwang fehlt und soweit andererseits die haushaltsmäßigen 
Ausgabeposten nicht überschritten werden. Da aber ohne Auskunftspflicht des ein­
zelnen keine ordnungsmäßige Statistik möglich ist, pflegen derartige Erhebungen 
durch Gesetz angeordnet zu werden55. Nur bei statistischen Erhebungen inner­
halb der Behördenordnung oder sonstiger Gewaltverhiiltnisse genügt der Verord­
nungsweg56 • 

IV. Die Gegenstände des Verwaltungsrechts. 
Nach den Erörterungen über Zeit, Raum und Zahlen ist es angebracht, sich den 

Gegenständen des Verwaltungsrechts zuzuwenden. Wie im Privatrecht können 
auch im Verwaltungsrecht körperliche und nicht körperliche Gegenstände Beziehung 
zu einem Tatbestand haben. So kann der Staat ein Grundstück enteignen, er kann 
aber auch eine Erfindung für sich in Anspruch nehmen. Wie im Privatrecht ist auch 
hier der Unterschied zwischen beweglichen und unbeweglichen Sachen 
wichtig. Wieder sei auf die Enteignungsgesetze der Länder verwiesen, die meist 
nur die Enteignung von Grundstücken regeln, dann an die Grundsteuergesetze, 
die Gesetze über die Beitragspflicht der Straßenanlieger. Eine besondere Art für 
das öffentliche Recht bedeutsamer Sachen sind die öffentlichen Sachen, wie 
Wege, Flüsse, Meeresstrand. Die Darstellung der an ihnen bestehenden Rechts­
verhältnisse sei einem Abschnitt des Besonderen Teils vorbehalten (§ 22). Allgemeine 
Bedeutung für das Verwaltungsrecht hat aber die Form, in der wir die Gegenstände 
betrachten, nämlich als eine Einheit oder eine Vielheit, als zusammengehörig 
oder nicht zusammengehörig. Beispiele werden alsbald zeigen, wie wichtig es 
ist, sich immer dieser durch den Zweckgedanken geschaffenen .Formen zu erinnern. 

Nach dem bereits vielfach erwähnten § 15 des preußischen Fluchtliniengesetzes 
vom 2. Juli 1875 kann die Gemeinde nach Anlegung einer Ortsstraße den angren­
zenden Eigentümer zu den Straßenherstellungskosten heranziehen, sobald er ein 
Gebäude an der neuen Straße errichtet. Die Kosten werden meist nach der :Front­
länge des bebauten Grundstücks bemessen. Hier ist es offenbar von großer Wich­
tigkeit, zu wissen, ob ein mit einem Gebäude versehener Streifen für sich betrachtet 
werden darf oder ob er mit noch unbebautem Gartenland eine räumliche Ein­
heit bildet. Entscheidend ist die wirtschaftliche Zweckbestimmung. Baut der 
Eigentümer zweier bemLChbarter Grundstücke, von denen eines mit einem Wohn-

53 BraunschwVGH. 12. Okt. 21, BraunsehwZ. 69 (1924) Beil. S. 3f. 
54 PrOVG. 24. Juni 24, Entseh. 79, 23ff. 
55 Vgl. RGes. über die Volks-, Berufs- u. Betriebszählung 1925 v. 13. März 25. 
58 Vgl. säehs. VO. über Neuregelung der Statistik der Todesursaehen v. 12. Juli 26. 
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hause bebaut ist, auf dem andern Grundstücke dicht daneben einen Schuppen 
für Kraftwagen, dann ist auch das zweite Grundstück bebaut, aber nicht ganz, 
sondern nur mit dem Streifen, auf dem der Schuppen steht, da nur dieser Streifen 
mit dem ersten Grundstück eine räumliche Einheit bildet. Liegt der Schuppen so 
weit zurück, daß die Straße für ihn keinen Vorteil hat, vielleicht weil er an eine andere 
Straße grenzt, so ist auch der Streifen frei von der Beitragspflicht57• Auch wenn 
der Eigentümer eines katastermäßig einzigen Grundstücks nur einen Teil des Grund­
stücks bebaut, kann es vorkommen, daß er nicht mit der ganzen Frontlänge bei­
tragen muß, dann z. B., wenn der unbebaute Teil des Grundstücks Bauland für ein 
zweites selbständiges Gebäude ist. Das Gesetz selbst spricht von "wirtschaftlicher 
Vereinigung" mehrerer Grundstücke (§ 15III) und deutet damit den Begriff der 
wirtschaftlichen Einheit an, der jetzt in der AO. (§ 137 II) und dem Reichs­
bewertungsgesetz vom 10. August 1925 von so großer Wichtigkeit geworden ist 58. 

Aber nicht nur für die Anliegerbeiträge und das Bewertungsrecht, auch für das 
Gewerberecht und sonstige Gebiete ist der Einheitsgedanke fruchtbar. So hatte 
einmal ein Schankwirt seinen Gewerbebetrieb in einem Teile der Wirtschaft über 
drei Jahre nicht ausgeübt. An sich hatte er dadurch das Recht zum Gewerbe­
betrieb nach § 49 III GewO. verloren. Da aber die Schankwirtschaft eine wirtschaft­
liche Einheit bildet, nützte die Ausübung des Betriebs in den übrigen Teilen auch dem 
unbenutzten Teile und hinderte das Erlöschen des Gewerberechts auch in diesem 59. 

Neben solchen auf den Raum bezogenen Einheiten gibt es zeitliche Einheiten. 
Ein Gebäude z. B. brennt ab und wird wieder aufgerichtet. Ist der Ersatzbau ein 
Neubau oder bildet er, im rechtlichen Sinne, mit dem abgebrannten Bau eine Ein­
heit? Von der Beantwortung der Frage kann, je nach dem geltenden Baurecht, ab­
hängen, ob die für Neubauten vorgesehene Genehmigung nötig ist oder nicht. Na­
mentlich spielt das Straßenanliegerrecht auch hier herein. Eine Gemeinde wollte 
einen Grundeigentümer zu den Kosten der Straßenherstellung heranziehen, weil 
er ein "Gebäude errichtet" habe; allerdings habe er nur ein älteres Gebäude in ein 
neues umgebaut, da jedoch das neue Gebäude über 90% neue Baustoffe gegenüber 
d~m alten enthalte, komme das Vorhandensein des früheren Gebäudes nicht in Be­
tracht. Mit Recht trat das preußische OVG. diesen Ausführungen entgegen60• 

Denn der Einheitsbegriff ist nicht sachgebunden. Wenn ich ein Haus Stein für Stein 
abtrage und mit denselben Steinen ein ganz anders gestaltetes neues Haus baue, 
dann liegt keine Einheit vor trotz Nämlichkeit des Stoffes. Wenn ich aber ein 
Haus derart ausbessere, daß im Laufe der Zeit die ursprünglichen Baustoffe alle 
verschwunden und durch neue ersetzt worden sind, ist trotzdem das Haus das näm­
liche wie vorher. Auch die Auffrischung eines alten Reklameschilds ist für die Frage 
der Genehmigungspflicht der Anbringung eines neuen Schildes nicht gleich zu achten6l• 

Eine zeitliche Einheit liegt vielmehr immer vor, wenn sich das neue, verglichen mit 
dem alten, nicht wesentlich geändert hat, das Wort "wesentlich" nach dem Durch­
schnittsurteil der Allgemeinheit genommen62• 

Wichtiger noch, weil nicht so sehr in die Augen springend, ist die Erkenntnis, 
daß gewisse Gegenstände kraft Zu behörs an der rechtlichen Behandlung des Haupt­
gegenstandes teilnehmen, ja der Zubehörgedanke ist nicht auf Gegenstände be-

57 Über solche und ähnliche Fragen vgl. die umfangreiche Rechtsprechung des PrOVG., 
z. B. 7. März, 21. März, 13. Mai, 19. Dez. 12, Entsch. 62, 179ff., 18lff., 194ff., 226ff.; 21. Juni, 
4. Okt.17, Entsch. 73, 126ff., 351ff. Vgl. auch SächsOVG. 13. Okt. 25, Jahrb. 29, 207ff. 

58 Für das frühere Steuerrecht vgl. PrOVG. 4. Juli 16\ Entsch. 71, 31ff. 
59 PrOVG. 29. Apr. 26, JW.1926 S. 2314. Vgl.auchPrOVG. 22. Nov. 17, Entsch. 74, 414f. 

(Eigenjagdbezirk). 
60 PrOVG. 19. Dez. 18, Entsch. 74, 107ff. Vgl. auch PrOVG. 12. Juni 14 u. 23. Sept. 20, 

PrVerwBI. 37 (1916) S. 184ff. u. 42 (1921) S.463f. 
61 PrOVG. 11. März 26, PrVerwBI. 47 (1926) S. ~;48. 
62 Vgl. PrOVG. 13. Juli 22, Entsch. 78, 385ff. (Anderung eines Wirtschaftslokals). 
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schränkt, sondern kann auch für Tätigkeiten fruchtbar werden63• In einigen Fällen 
hat das Gesetz ausdrücklich die Zubehöreigenschaft für wesentlicher erklärt als die 
dem Gegenstande für sich zukommende Eigenschaft, so bei den Fabriken, die land­
wirtschaftliche Nebenbetriebe sind und deshalb nicht der gewerblichen, sondern der 
landwirtschaftlichen Unfallversicherung unterliegen (RVO. § 959). Wichtiger sind 
die im Gesetze unausgesprochenen, aber von der Rechtsprechung herausgearbeiteten 
Wirkungen des Zubehörgedankens. So findet die GewO. nach deren § 6 auf den Betrieb 
der Eisenbahnunternehmungen keine Anwendung. Zunächst denkt man hier 
nur an den Eisenbahnbetrieb selbst, also Schalterverkehr, Fahren der Züge. Zum 
Eisenbahnbetrieb gibt es aber noch allerlei Zubehör. Namentlich könnte man sieh 
heute einen Eisenbahnbetrieb ohne Speisewagen und ohne Bahnhofswirt­
schaften kaum vorstellen. Die Speisewagen und Bahnhofswirtschaften sind also 
Zubehör des Eisenbahnbetriebs und nehmen als solches teil an dessen :Freiheit von 
der GewO. Namentlich unterliegen sie nicht der gewerbepolizeiliehen Genehmigung. 
Bei den Speisewagen ist dies unbestritten, bei den Bahnhofswirtschaften jedenfalls 
dann, wenn sie von der Eisenbahnverwaltung selbst betrieben werden und nur für 
die Fahrgäste bestimmt sind64• Ebensowenig gelten die Ladenschlußbestimmungen 
der Verordnung vom 18. März 1919 für Verkaufsstände innerhalb der Betriebs­
räume einer Eisenbahnverwaltung, wenn der Verkauf, z. B. von Zeitungen, Zeit­
schriften und Büchern, ein Zubehör des Eisenbahnunternehmens bildet65• Bei der 
Verabfolgung von Likör in einem kleinen Bahnhofskiosk hat der bayerische VGH. 
die Zubehöreigenschaft verneint und daher Genehmigung verlangt66 • Aber auch 
innerhalb der GewO. selbst hat der Zubehörgedanke wichtige rechtliche Wirkungen. 
Da z. B. Musikunterhaltung herkömmlicher Weise zum Gast- und Schankwirt­
schaftsbetrieb gehört, ist sie mit Genehmigung des Wirtschaftsbetriebs ohne 
weiteres gestattet 67. Filmaufführungen bedürfen nicht der theaterpolizeilichen 
Erlaubnis nach § 32 GewO.; anders, wenn sie mit schauspielerischen Vorträgen 
durchzogen sind, aber auch dann nur, wenn diese mehr sind als eine bloße Zutat 68• 

Da der Inhaber eines Selterswasserhäuschens nach der allerdings sehr anfechtbaren, 
den Sprachgebrauch vergewaltigenden Rechtsprechung 69 zu den Schankwirten im 
Sinne der GewO. zählt, darf er an seine Gäste auch außerhalb der für offene 
Verkaufsstellen freigegebenen Verkaufszeit Rauch- und Genußwaren in kleiner 
Menge zum sofortigen Gebrauch an Ort und Stelle verabreichen; denn derartige 
Verkäufe sind im Schankwirtschaftsbetrieb üblich, sind Zubehör von ihm. Aus dem 
gleichen Grunde kann das Blumenmädchen Sonntags in Gast- und Schankwirt­
schaften Blumen verkaufen, ohne gegen die Vorschriften über Sonntagsruhe zu ver­
stoßen70• Unternehmer von Privat-Krankenanstalten sind an sich Gewerbetrei­
bende. Wenn aber ein approbierter Arzt für die Zwecke seiner ärztlichen Tätigkeit 
eine Krankenanstalt einrichtet und in Betrieb setzt, vor allem, um überhaupt sich 
chirurgisch betätigen zu können, dann ist der Krankenhausbetrieb nur Zubehör 

63 Viele Beispiele in der Kieler Dissertation von C. ALmJRS Bestandteil und Zubehör im 
deutschen Verwaltungsrecht 1923. 

64 Vgl. zu dieser neuerdings wieder viel erörterten Frage PrOVG. 10. ])ez. 25, EntHch.80, 
365ff.; OLG. Naumburg 26. Juli 26, JW. 1926 S. 2779f.; BANDMANN im PrVerwBl. 47 (1926) 
S. 343f.; ferner Richtlinien des Reichsrats vom 2. Dez. 26 f. d. Behandlung d. BahnhofHwirt­
schaften u. Bahnhofsverkaufsstellen, RTagsdrucks. IH. Wahlper. Nr.2889, dazu STmR-SoMLoiln 
ArchÖffR. N. F. 14 (1928) S.262ff. 

65 OLG. Dresden 18. März 25, SächsThürArchR. 2 (1925) S.283ff. 
66 BayVGH. 11. Jan. 24, Samml. 45, 27ff. 67 PrOVG. 22. März 17, Entsch. 72, 380ff. 
68 PrOVG. ll. Juli 18, Entsch. 74, 453. 
69 PrOVG. 21. Jan. 26, Entsch. 80, 386ff.; BayObLG. 20. Febr. 28, BayGemZ. 38 (1928) 

Sp. 498f. Hiergegen GIESE u. HEYLAND Die gewerberceht1. Stellung d. Selterswasserhäusehpll 
1928 u. Änderungsantrag Dr. SCHOLZ u. Gen. v. 6. Juli 28, R'l'agsdrucks. IV. Wahlper. Nr.201. 

70 KG. 26. Okt. 08, Reger 29, 362f.; dagegen v. LANDMANN-RoHMElt GcwO. IF 192;, 
S.275. 
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zum freien ärztlichen Berufe und daher z. B. steuerlich entsprechend zu behandeln?!. 
Allerdings muß auch hier immer der Zweck des Gesetzes beachtet werden. So wollte 
einmal ein nicht approbierter Naturdoktor, der als Zubehör seines Gewerbes eine 
Badeanstalt betrieb, gegen die Schließung der Badeanstalt nach § 35 GewO. ein­
wenden, sein Heilberuf sei unverbietbar und damit auch der Badebetrieb. Damit 
wäre ein approbierter Arzt durchgedrungen, da sich die Approbation auch auf sol­
ches Zubehör der ärztlichen Tätigkeit erstreckt. Aber die bloße Freiheit des un­
geprüften Arztes kann nicht soweit reichen, auch Tätigkeiten zu decken, die einer 
besonderen polizeilichen Aufsicht unterliegen. Er fand daher vor dem preußischen 
OVG. mit Recht kein Gehör 72. Außerhalb der GewO. finden sich Zubehörfragen 
namentlich im Wegerecht. Brücken z. B., die im Zuge eines öffentlichen Weges 
liegen, gehören vielfach zum Wege und teilen dessen Rechtsverhältnisse73• Rinn­
steine gehören in der Regel zum Fahrdamm und nicht zum Bürgersteig, brauchen 
daher vom Bürgersteigbaupflichtigen nicht mit angelegt zu werden74, während wieder 
Vorgärten Zubehör des Hausgrundstücks, und nicht der Straße, darstellen und 
daher zum Zuständigkeitsgebiete der Bau-, nicht der Wegepolizei gehören75• 

Ähnliche Erwägungen finden sich im Wasserrecht. So teilen die künstlichen Neben­
läufe eines natürlichen Wasserlaufs, die keinem selbständigen Sonderzwecke dienen, 
die rechtliche Eigenschaft des Hauptlaufes wegen Unterhaltungspflicht, verwaltungs­
gerichtlicher Zuständigkeit u. dgl.76• Im Baurecht verneinte einmal das OVG. die 
Zubehöreigenschaft von Glasdächern zu Balkonanlagen77• Der Bauherr hatte 
die polizeiliche Genehmigung für die Herstellung von Balkons erhalten. Er brachte 
Glasdächer über den Balkons an und berief sich darauf, daß mit der Genehmigung 
der Balkons auch die Glasdächer als Zubehör des Balkons genehmigt seien, drang 
aber mit seiner Behauptung nicht durch. Das Beispiel zeigt zugleich, wie sehr der 
Zubehörbegriff von den allgemeinen Anschauungen abhängt. In sonnigen Gegenden 
wird man vermutlich weniger streng über die Bedachung eines Balkons denken. 

Die Beispiele ließen sich leicht vermehren. Aber auch sie schon zeigen, zu welch 
unerwarteten Ergebnissen - Bahnhofswirtschaft, Krankenanstalt des Arztes! -
bisweilen der Zubehörgedanke führt. 

V. Zustände und Begebenheiten. 
Nun erst, da der Raum mit Gegenständen angefüllt ist, ist die Grundlage für 

die Verwirklichung aller denkbaren Tatbestände geschaffen. Der Tatbestand kann 
ein Zustand sein, d. h. etwas in zwei sich folgenden Zeitpunkten Gleichbleibendes, 
oder eine Begebenheit. So sind die Baufälligkeit eines Hauses, der grelle Anstrich 
einer nach Süden gerichteten Wand, das Bemaltsein eines Bretterzaunes mit frie­
denstörenden Farben, die Nähe eines Schornsteins bei einer Pulverfabrik Zustände, 
die die Polizei zum Einschreiten berechtigen. Noch häufiger sind Begebenheiten als 
Tatbestände: Ausbruch eines Löwen, Herumlaufen eines Hundes ohne Maulkorb, 
Feuersbrünste, Hochwasser, Verbringung von zollpflichtigen Gegenständen über die 
Grenze, Spielen eines Orchestrions an Sonntagen usw. Auch der Mensch kann seine 
Würde als Rechtssubjekt verlieren und reiner Gegenstand eines verwaltungsrecht­
lich bedeutsamen Zustands oder einer solchen Begebenheit werden. Das Verlaust­
sein eines Menschen z. B. berechtigt den Staat u. U. zur Einleitung der Zwangs-

71 RG. VII 8. Nov. 18, RGZ. 94, 109ff.; PrOVG. 21. Juni 27, PrVerwBl. 49 (1928) 
S. 200; WürttVGH. 3. Fehr. 04, WürttJ.16 (1904) S. 127ff. Vgl. auch PrOVG. 15. März 27, 
Entsch. 82, 33ff. 

72 PrOVG. 14. Apr. 19, Entsch. 75, 424ff. 
73 Z. B. PrOVG.17.Mai 00, Entsch. 37, 257ff.Vgl.auch PrOVG. 5. Okt.16, Entsch.71,347ff_ 
74 PrOVG. 29. März 17, Entsch. 73. 328ff. 
76 PrOVG. 17. Fehr. 14, Entsch. 67, 432ff. 
76 PrOVG. 20. März 24, Entsch. 79, 149ff., 183ff. 
77 PrOVG. 5. Dez. 13, Entsch. 66, 422ff. 
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entlausung gegen ihn, das Auffinden eines ausgesetzten Kindes verpflichtet die 
Polizei zu Fürsorgemaßnahmen, der Tod eines Menschen zieht Meldepflichten 
und, wie früher gezeigt, unter Umständen auch eine Leichenablieferungspflicht 
nach sich. 

Die verwaltungsrechtliche Erheblichkeit eines Zustands oder einer Begeben­
heit zu erkennen, ist nicht immer leicht. Namentlich ist es möglich, daß der mehr 
an das begriffliche Denken gewöhnte höhere Beamte über Dinge hinwegsieht, die 
ihn nahe angehen. So hat er vielleicht die Vorschriften über unerlaubte Glückspiele 
gut im Kopfe, geht aber doch ahnungslos an einem Ringwurfspiel oder einem Kegel­
spiel mit Schwebekugel vorbei, da er nicht weiß, welche Bewandtnis es mit diesen 
Spielen hat. Oder er hat persönlich eine Verordnung über den Maulkorbzwang 
für Hunde mit Ausnahme der Jagdhunde erlassen, weiß aber nicht, ob er den Wolfs­
hund zu den Jagdhunden rechnen soll oder nicht, oder kennt vielleicht nicht einmal 
die äußere Gestalt der Jagdhunde. So bedauerlich solche Weltfremdheit ist, so 
wird sie doch durch eine gewisse Arbeitsteilung ausgeglichen. Das "Auge des Ge­
setzes", also der Polizeibeamte im Außendienst und der jetzt "Landjäger" benannte 
Gendarm, sieht, was dem höheren Beamten entgangen ist. Eine besondere Schulung 
befähigt jene mittleren und unteren Beamten, die für ihren Bereich bedeutsamen 
Tatsachen aus der Welt der Anschauung in die der Begriffe überzuleiten. 

. Zu den Begebenheiten gehören vor allem auch menschliche Handlungen, SeI 

es des einzelnen, sei es des Staates. Von jenen sei zuerst die Rede. 

VI. Handlungen des einzelnen. 
Wenn die Handlungen zu den Tatbeständen gehören, die ein H,echtsverhält­

nis begründen, ändern und aufheben, und wenn die Rechtsverhältnisse ein Sollen, 
Dürfen und Können zum Gegenstande haben, so ist es das Gegebene, die Handlungen 
zu jenem Sollen, Dürfen und Können in Beziehung zu setzen. Nimmt man das 
Dürfen vorweg, so erhält man die rechtlich gleichgültigen Handlungen. 
Handlungen dagegen, die einem Sollen entsprechen, sind Erfüllungshandlungen, 
solche, die ihm widersprechen, unerla u bte Handlungen. Endlich gibt es 
Handlungen, durch die der einzelne eine ihm verliehene Rechtsmacht ausübt, und 
die nach dem Vorbilde des BGB. Willenserklärungen genannt seien. 

1. Rechtlich gleichgültige Handlungen sind alle in der dem einzelnen gewährten 
freien Sphäre sich abspielenden Handlungen und Unterlassungen. Die Wohnungs­
freiheit bedeutet neben anderm, daß der Wohnungsinhaber innerhalb seiner vier 
Wände in den Grenzen des Erlaubten tun und lassen kann, was er will, die Wid­
mung einer Straße für den freien Verkehr, daß man auf der Straße beliebig rasch 
gehen oder auch stehen bleiben kann, soweit man dadurch den Verkehr nicht stört, 
die Preßfreiheit, daß man veröffentlichen kann, was einem behagt. Eben deshalb 
sind die rechtlich gleichgültigen Handlungen keine verwaltungsrechtlichen Tat­
bestände, sondern deren Verneinung. Sie bedeuten, daß die Polizei oder die Finanz­
behörde, oder wer sonst etwa in Betracht kommt, nicht befugt sind, eine Hand­
lung dieser Art als Anlaß zum Einschreiten zu benutzen. 

2. Erfüllungshandlungen sind die einer wirklichen oder angenommenen Rechts­
pflicht entsprechenden Handlungen. Soweit sie in der Unterlassung allgemein 
verbotener Betätigungen bestehen, fällt ihre Beziehung zum l~echte nicht auf. 
Millionen von Menschen erfüllen tagtäglich die Pflicht, auf der Straße nicht zu rasch 
zu fahren, dadurch, daß sie zu Hause bleiben. Erst die Erfüllung einer positives 
Handeln erfordernden Pflicht macht die Handlung rechtlich bedeutsam. Hierbei 
begegnet uns zunächst 

a) die Beendigung eines Rechtsverhältnisses durch Erfüllung. 
A soll seinen Ofen einen Meter von der Wand entfernen und tut es, B zahlt die Steuern, 
zu denen er veranlagt worden ist, C schippt den Schnee vor seinem Hause, D verläßt, 
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dem Ausweisungsbefehl gehorchend, das Staatsgebiet, die Gemeinde E übernimmt 
den von ihr zu unterstützenden Hilfsbedürftigen von der vorläufig unterstützenden 
Gemeinde in eigene Fürsorge, die Gemeinde F setzt den vom Regierungspräsidenten 
verlangten Ausgabeposten in den Haushaltsplan ein. In all diesen Fällen bringt 
die Erfüllungshandlung das Rechtsverhältnis zum Erlöschen, die bisher Verpflich. 
teten Abis :F werden von ihrer Verpflichtung frei. 

Neben der Erfüllung kennt das bürgerliche Recht die Hingabe an Erfüllungsstatt. 
Es ist klar, daß sie auch im öffentlichen Rechte nur mit Zustimmung des Forderungs­
berechtigten zulässig ist, soweit es überhaupt in dessen Macht liegt, einer anderen 
Erfüllungsart zuzustimmen. Nur darf man nicht übersehen, daß gewisse dem ein­
zelnen auferlegte Pflichten solche mit anderweitiger Befreiungsmöglichkeit 
sind. So bestimmte § 42 des Reichsnotopfergesetzes vom 31. Dezember 1919, daß 
der Abgabepflichtige die Steuer außer in bar durch Hingabe anderer Vermögenswerte, 
namentlich von Kriegsanleihe, entrichten konnte. Vor allem sind viele Polizei­
befehle so gemeint, daß der Pflichtige ihnen auch in anderer als in der von der Be­
hörde angegebenen Weise nachkommen kann. Ein Schlachtermeister z. B. hat außen 
an seinem Laden einen Fleischhaken so tief angebracht, daß die Hunde das daran 
hängende lfleisch beschnuppern können. Die Polizei befiehlt daher, den Haken höher 
anzubringen. Offenbar ist diesem Befehle auch dann Genüge geschehen, wenn der 
Schlachtermeister den Haken ganz entfernt. Der im Polizeirecht so wichtige Grund· 
satz, daß zwischen zwei einen polizeimäßigen Zustand herbeiführenden Mitteln die 
Wahl dem Verpflichteten zusteht78, kommt in der anderWeitigen Befreiungsmög­
lichkeit klar zum Ausdruck. 

Eine besonders geartete Erfüllungshandlung ist die Aufrechnung, und es 
erhebt sich die wichtige Frage, ob der zu einer öffentlichrechtlichen Geldzahlung 
Verpflichtete mit einer ihm zustehenden Gegenforderung aufrechnen kann. Ein 
Buchhändler hat z. B. 100 RM an Einkommensteuer zu zahlen, hat aber aus Bücher­
lieferungen an das Finanzamt eine Gegenforderung von ebenfalls 100 RM. Kann 
er die Steuerschuld durch Aufrechnung mit der Gegenforderung tilgen? Die Frage 
ist jetzt für den Bereich der Reichsabgabenordnung durch ausdrückliche gesetz­
liche Bestimmung entschieden (§ 103). "Die Steuerpflichtigen sind berechtigt, 
gegen Steueransprüche des Reichs mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestell­
ten Gegenansprüchen aufzurechnen". Anders als im BGB. (§ 395) ist Voraussetzung 
der Aufrechnung hier nicht, daß die Leistung an dieselbe Kasse zu erfolgen hat, 
aus der die Forderung des Aufrechnenden zu berichtigen ist79• Weshalb bedurfte 
es einer ausdrücklichen Bestimmung in der AO. über die Aufrechnung, da es doch 
selbstverständlich zu sein scheint, daß die bargeldlose Aufrechnung dem umständ­
lichen Hin- und Herreichen der Geldscheine oder der überweisung und Rücküber­
weisung der geschuldeten Beträge vorzuziehen ist? Der Grund liegt auf dem Ge­
biete des Prozeßrechts. Die Gegenforderung ist ja möglicherweise bestritten. Wie 
nun, wenn der Steuerpflichtige mit der bestrittenen Forderung aufzurechnen sucht 1 
Dann müßten das Finanzamt oder die sonst zuständigen Finanzbehörden über die 
Begründetheit der Gegenforderung entscheiden. Vielleicht ergeht sogar eine Ent­
scheidung des Reichsfinanzhofs darüber. Nun bestimmt aber § 322 11 ZPO.: "Hat 
der Beklagte die Aufrechnung einer Gegenforderung geltend gemacht, so ist die Ent­
scheidung, daß die Gegenforderung nicht besteht, bis zur Höhe des Betrags, für 
welchen die Aufrechnung geltend gemacht worden ist, der Rechtskraft fähig". 
Es besteht also bei sinngemäßer Anwendung dieser Vorschrift die Gefahr, daß der 
für privatrechtliche Ansprüche unzuständige Reichsfinanzhof doch rechtskräftig 
über das Vorhandensein der privatrechtlichen Gegenforderung entscheidet. Daher 
enthält § 103 AO. jedenfalls für alle jene Fälle eine allgemeine Regel, in denen über 

78 Vgl. unten S. 423. 
79 Vgl. O. BÜHLER Lehrbuch des Steuerrechts I 1927 S.217. 
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Forderung und Gegenforderung verschiedene Behörden zu entscheiden haben 80. 

Die Stadtgemeinde hat z. B. aus ortspolizeilicher Ersatzvornahme - zwangsweise 
Geradebiegung eines in die Straße hereinragenden Gitters - einen Ersatzanspruch 
an den Eigentümer des Gitters; der Eigentümer glaubt, die Gemeinde wegen Ab­
sperrung des Wassers auf Schadensersatz belangen zu können. Da über die For­
derung der Polizei der Verwaltungsweg oder der Verwaltungsrechtsweg offensteht, 
über die Gegenforderung aber die ordentlichen Gerichte entscheiden, ist auch hier 
die Aufrechnung nur zulässig, wenn die Gegenforderung unbestritten oder rechts­
kräftig festgestellt ist. Der Fall, daß über Forderung und Gegenforderung die glei­
chen Verwaltungsbehörden und -gerichte zu entscheiden haben mit der Wirkung, 
daß auch mit bestrittenen Gegenforderungen aufgerechnet werden kann, wird beim 
gegenwärtigen Zustande unserer Verwaltungsgerichtsbarkeit nur selten vorkommen, 
da meist zum mindesten das Verfahren für die Geltendmachung der Gegenforderung 
anders sein wird als das Verfahren zur Abwehr der Forderung. Nehmen wir an, 
im letztgenannten Falle sei die Gegenforderung auf Rückerstattung zuviel gezahlter 
Gebühren gerichtet, so entscheidet zwar in Preußen im höchsten Rechtszug beidfl 
Male das OVG. Aber über die Heranziehung zu Gebühren findet erst das Ein­
spruchsverfahren statt, während gegen polizeiliche Verfügungen entweder unmittel­
bare Anrufung der Verwaltungsgerichte gestattet ist oder nach Erledigung des Be­
schwerdewegs das OVG. im ersten und letzten Rechtszug entscheidet 81• Auch hier 
also würde es bei der Regel der AO. bewenden. 

b) Die Begründung eines RechtsverhältniHses durch Erfüllung 
ist dort möglich, wo der Erfüllende nicht endgültig verpflichtet ist. Der Fürsorge­
verband unterstützt z. B. einen erkrankten Arbeiter und erwirbt dadurch einen Er­
satzanspruch an die Krankenkasse, bei der der Arbeiter versichert ist (RVO. §§ 153lff.). 
Oder der vorläufig verpflichtete Fürsorgeverband zahlt pflichtgemäß die Begräb­
niskosten für einen Unterstützungsbedürftigen und begründet dadurch eine Ersatz­
verpflichtung des endgültig verpflichteten Fürsorgeverbandes82• Die Gründe, die 
dazu führen, auch solche Ersatzverbindlichkeiten zwischen Gleichgeordneten dem 
öffentlichen Rechte zuzuweisen, wurden an anderer Stelle entwickelt (oben 
S.49f.). 

Einen besonderen ]'all der Begründung eines Rechtsverhältnisses durch Er­
füllung bildet die Erfüllung einer Nichtschuld. Ein Vater zahlt Schulgeld, 
obgleich er wegen Kinderreichturns von der Verpflichtung frei war, ein Hausbesitzer 
Anliegerbeiträge, die zu Unrecht von ihm gefordert wurden, ein Steuerzahler eine 
Abgabe, die er schon einmal entrichtet hatte, ein Beamter den Beitrag zu einer 
ohne sein Wissen aufgehobenen Witwenkasse. Auch ohne besondere gesetzliche Vor­
schrift kann das zu Unrecht Gezahlte zurückgefordert werden. Nach klassischer 
Auffassung ist es ein Satz des natürlichen Rechts, daß niemand zum Schaden 
eines andern ohne Rechtsgrund bereichert werde83. Der Satz entspricht so sehr 
dem natürlichen Rechtsempfinden, daß er auch im Verhältnis des einzelnen zum 
übergeordneten Staate gilt. Auch der Grundsatz von der Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung, wonach keine Leistung dem Staate geschuldet wird, es sei denn auf Grund 
eines Gesetzes, rechtfertigt den Rückforderungsanspruch dessen, der irrtümlicher­
weise gezahlt hat. Der Anspruch gehört, wie wir wissen (oben S. 48), kraft Um­
kehrung dem öffentlichen Rechte an, unterliegt also der ordentlichen Gerichtsbar­
keit im allgemeinen nur dann, wenn das ganze Rechtsverhältnis den ordentlichen 
Gerichten zur Entscheidung zugewiesen ist. In diesem Sinne regelt besonders 
eingehend die AO. den Erstattungsanspruch (§§ 127 ff.) ; sie schließt den ordentlichen 

80 Vgl. PrOVG. 18. ,Tan. 21, Entsch. 76, 139ff.; Wiirtt.VGH. 27. Okt. 09, WürttJ. 22 
(1911) S.227f. 

81 KAbgG. v. 14. Juli 93 § 69; LVG. §§ 127f. 
82 FürsorgepflichtVO. v. 13. Febr. 24 § 141• 83 I. 206 D. 50, 17. 
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Rechtsweg ausdrücklich aus (§ 227). Aber auch ohne solche gesetzlichen Bestim­
mungen kann der angeblich Geschädigte eine Verwaltungssache nicht auf dem Um­
weg über die Erstattungsklage zur Justizsache machen. Ja, selbst wenn über die 
ursprüngliche Zahlungspflicht die Verwaltungsgerichte zu entscheiden haben, 
wie bei den Straßenkostenbeiträgen, versteht es sich angesichts der engen für die 
Verwaltungsgerichtsbarkeit geltenden Zuständigkeitsbestimmungen nicht von 
selbst, daß der Geschädigte Klage auf Rückerstattung vor den Verwaltungsgerichten 
erheben kann. Hat er im Heranziehungsverfahren Recht bekommen, so ist es ein­
fache Amtspflicht der städtischen Behörde, das zu Unrecht Erhobene zu erstatten84• 

Vor allem kann der Herangezogene nicht auf dem Umweg über den Erstattungs­
anspruch eine im Heranziehungsverfahren versäumte Rechtsmittelfrist nachholen. 
Ist der, wenn auch zu Unrecht ergangene, Heranziehungsbeschluß rechtskräftig 
geworden, dann entfällt die Erstattungspflicht der Gemeinde. Auch die Aufsichts­
behörde kann sie nicht mehr zur Erstattung anhalten85• 

Endlich ist in diesem Zusammenhange noch die Erfüllung eines nicht gegebenen, 
bloß vermuteten Auftrags, bekannt unter dem Namen der Geschäftsführung 
ohne Auftrag, zu erwähnen. Gibt es derartiges im öffentlichen Recht und hat es, 
wenn ja, Ersatzansprüche zur Folge? Das Verhältnis des vorläufig unterstützenden 
Fürsorgeverbandes zum endgültig verpflichteten, das man schon als Beispiel für 
Geschäftsführung ohne Auftrag angeführt hat86, gehört nicht hierher, da der vor­
läufig unterstützende Verband eine eigene gesetzliche Pflicht erfüllt und nicht im 
vermuteten Auftrage des endgültig verpflichteten Verbandes handelt. Zur Ge­
schäftsführung ohne Auftrag gehört aber Freiwilligkeit auf seiten des Geschäfts­
führenden. Hierbei ist ohne weiteres klar, daß der einzelne nie in die Lage kommen 
kann, für die Vornahme hoheitlicher Handlungen Ersatz zu verlangen; hoheitliche 
Handlungen einer Privatperson ohne staatlichen Auftrag gibt es nicht. Also bleiben 
nur Handlungen übrig, die für sich betrachtet nichts Öffentlichrechtliches an sich 
haben und nur deshalb dem öffentlichen Rechte angehören, weil sie Gegenstand einer 
öffentlichrechtlichen Pflicht sind. Die Regierungskasse hat z. B. augenblicklich 
kein Geld zur Bezahlung der Beamtengehälter; um der dringendsten Not zu steuern, 
zahlt ein Privatmann einen Teil der Gehälter vorschußweise. Oder eine Gemeinde 
ist verpflichtet, die Dienstwohnung des Volksschullehrers wohnlich einzurichten; 
bei Beginn des Winters fehlen noch die Öfen, und der Lehrer läßt selbst einen 
Ofen setzen. Der Arzt findet einen Menschen bewußtlos auf der Straße liegen 
und nimmt sich seiner an; der Bewußtlose gehört zu den Hilfsbedürftigen, für die 
der Fürsorgeverband sorgen muß. Mein Nachbar ist verreist; da ich höre, daß er 
wegen einer Steuerschuld gepfändet werden soll, zahle ich die Steuer für ihn. In 
all diesen Fällen verlangt doch offenbar die Billigkeit, daß der Geschäftsführer 
für seine Auslagen oder seine Tätigkeit oder seinen Schaden Ersatz erhält. So ist 
es auch. Aber der Ersatzanspruch gehört nicht dem öffentlichen, sondern dem bür­
gerlichen Rechte an87• Es handelt sich nicht um die sinngemäße Anwendung des 
bürgerlichen Rechts auf öffentlichrechtliche Verhältnisse, sondern um die unmittel­
bare Anwendung des bürgerlichen Rechts. Dies wird deutlich, wenn jene 
Regierungskasse d~m Privaten, der Magistrat dem Volksschullehrer, der Fürsorge­
verband dem Arzt, mein Nachbar mir einen Auftrag zur Auszahlung der Gehälter, 
zum Setzen des Ofens, zur ärztlichen Behandlung des Kranken, zur Entrichtung der 
Steuer erteilt hätten. Hier würde niemand an der Privatrechtlichkeit der Aufträge 
zweüeln. Also leuchtet ein, daß auch die Geschäftsführung ohne Auftrag keiner 
höheren Sphäre des Rechts angehören kann. 

84 PrOVG. 7. März u. 8. Okt. 18, Entsch. 74-, 72ff. u. 137ff. 
85 PrOVG. 18. Febr. 15, Entsch. 69, 75ff. 
86 FLEINER3 S. 173f. N. fl, in der 8. Aufl. S. 181 f. N. 4 nur noch für die Schweiz behauptet. 
87 Vgl. auch oben S.49f. 
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3. Unerlaubte Handlungen und Unterlassungen. Das Gegenstück zur Erfüllung 
als der einem Sollen entsprechenden Handlung bildet die einem Sollen wider­
sprechende Handlung und Unterlassung. Wie sich der Staat in der Verwaltung 
zu ihnen verhält, wie er ihnen mit Strafe, mit Verhütungsmaßregeln, mit 
Geltendmachung von Schadensersatz ansprüchen begegnet, dies zu zeigen, 
bleibt späteren Teilen der Darstellung vorbehalten. Hier sei nur auf die eine all­
gemeine Folge alles verwaltungsrechtlich Unerlaubten hingewiesen: die Auslösung 
verwaltungsrechtIichen Zwanges. Unvollkommene Gesetze, leges imper­
fectae, in dem Sinne, daß der Staat etwas bindend vorschreibt, aber die Durehsetzung 
des Befohlenen mittels Zwanges nicht gestattet, gibt es im Verwaltungsrecht nicht. 
Dagegen sind nicht alle verwaltungsrechtlich unerlaubten Handlungen und Unter­
lassungen strafbar. Es ist etwas zur Zeit in Deutschland noch Ungewohntes, wenn 
§ 377 AO. eine Ordnungsstrafe gegen alle die androht, die "den im Interesse der 
Steuerermittlung oder Steueraufsicht erlassenen Vorschriften der Steuergeset7.e 
oder der dazu ergangenen und öffentlich oder den Beteiligten besonders bekannt­
gemachten Verwaltungsbestimmungen durch andere als die in den Steuergesetzen 
unter Strafe gestellten Handlungen oder Unterlassungen zuwiderhandeln". Ver­
allgemeinert würde der Satz lauten: "Bestraft wird, wer einer verwaltungsrecht­
lichen Pflicht durch Handlungen oder Unterlassungen zuwiderhandelt". Allein 
eine solche Vorschrift gibt es noch nicht. 

4. Willenserklärungen und Entgegennahme von solchen. Nach Betrachtung 
der rechtlich gleichgültigen, der unerlaubten und der Erfüllungshandlungen bleiben 
nur noch die mit einem rechtlichen Können in Verbindung stehenden Handlungen 
übrig, aktiv die Willenserklärungen, passiv die Entgegennahme von solchen. 

Um mit den letzten zu beginnen, so sind Beispiele dafür die Beteiligung des 
Beamtenanwärters, des Steuerpflichtigen, des ein Patent Begehrenden bei Zustellung 
der Anstellungsurkunde, des Steuerbescheids, der Patenterteilung an sie. Auf ihrer 
Seite sind die einzigen Voraussetzungen für die Gültigkeit der Zustellung Ge­
schäftsfähigkeit in dem früher dargelegten Sinne oder, wenn sie nicht persönlich 
sich beteiligen, Gültigkeit der Vertretung. Mehr als passiv beteiligt ist der einzelne 
bei der Entgegennahme amtlicher Verfügungen nicht. Er braucht, um die Zustellung 
gültig zu machen, nicht einmal Kenntnis von ihr zu nehmen. Es genügt, daß das 
Schriftstück vorschriftsmäßig in seinen Machtbereich gelangt ist. 

Willenserklärungen des einzelnen dem Staate gegenüber sind namentlich 
die auf allen Verwaltungsgebieten vorkommenden Anträge, dann Zustimmungen, 
Verzichte, Amtsniederlegungen, Zurücknahmeerklärungen88 • Im Beamtenrecht z. B. 
ist es die Erklärung der Bereitwilligkeit zum Eintritt in den Staatsdienst, im Finanz­
recht der Einspruch gegen einen Steuerbescheid oder der Antrag auf Erstattung 
einer zu Unrecht erhobenen Steuer, im Enteignungsverfahren der Abschluß eines 
sog. Enteignungsvertrages, im Rechte der öffentlichen Lasten die Übernahme der 
Straßenreinigung für einen andern, im Polizeirecht der Antrag auf Gewerbe­
genehmigung, im Rechte der öffentlichen Sachen die Zustimmung des Eigen­
tümers zur Widmung seines Grundstücks für den öffentlichen Verkehr, bei den 
öffentlichrechtlichen Anstalten das Gesuch um Aufnahme in eine höhere Schule, 
bei den Körperschaften des öffentlichen Rechts der Antrag auf Gewährung der Mit­
gliedschaft in ihnen. In diesen und in ähnlichen Fällen erhebt sich die Frage, nach 
welchen Bestimmungen sich die Wirksamkeit solcher Erklärungen richtet. Die 
Frage begegnete schon einmal im Zusammenhange mit der Geschäftsfähigkeit 
(oben S. 156f.). Doch versteht sich keineswegs von selb,t, daß die sinngemäße An­
wendbarkeit der Vorschriften des BGB. über Geschäftsfähigkeit auch die Anwendung 

88 Vgl. PrOVG. 19. Juni 13, Entsch. 65, 134ff.; BraunschwVGH. 10. Dez. 13, BraunschwZ. 
61 (1914) Beil. S. 9ff.; WürttVGH. 21. Dez. 04, WürttJ. 17 (1906) ~. 24-3f. Vgl. auch die am 
Kopfe des Paragraphen genannte Schrift von BÜRGER, ferner oben S. ISSf. (Pflichtübernahme). 
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der übrigen Vorschriften des BGB. über die privaten Willenserklärungen, wie die 
über Anfechtbarkeit und Nichtigkeit, nach sich zieht. Schon das Eherecht mit 
seiner anders gearteten Eheanfechtbarkeit und Ehenichtigkeit gibt zu denken. 
Auch im Zivilprozeß unterliegt die Erhebung der Klage, doch auch eine private 
Willenserklärung, andern Regeln als private Rechtsgeschäfte89 • Ebenso hat die 
kraft ungeschriebenen Rechtes zulässige89& Zurückweisung einer Eingabe wegen 
Ungehörigkeit des Tones kein privatrechtliches Gegenstück. Die sinngemäße 
Anwendung des BGB. ist vielmehr nur dann gegeben, wenn die Ähnlichkeit mit 
bürgerlichrechtlichen Verhältnissen in die Augen springt, wie beim Abschluß eines 
Enteignungsvertrags, bei der letztwilligen Anordnung der Feuerbestattung, bei 
der Frage der Zulässigkeit stillschweigender Willenserklärungen 90. Bei den ein­
seitigen Anträgen dagegen, diesen wichtigsten privaten Willenserklärungen dem 
Staate gegenüber, sind die Vorschriften des BGB. über NichtIgkeit und Anfecht­
barkeit meist unnötig, da der gesetzwidrige Antrag, statt nichtig zu sein, abgewiesen 
werden wird, der irrtümliche Antrag aber in den meisten Fällen den Antragsteller 
nicht bindet, sondern zurückgenommen werden kann. Es ist also jedesmal zu unter­
suchen, ob das Gesetz nicht einen Ausweg zeigt, der dem öffentlichen Rechte mehr 
gemäß ist als der vom BGB. gewiesene. Auch '"0 noch bleibt das BGB. für öffent­
lichrechtlich weniger ausgeprägte Fragen die letzte Zuflucht, wenn mit seiner Hilfe 
Einhelligkeit der Entscheidung zu erzielen ist. Ganz klar ist dies beim Erklärungs­
widerruf. Nach § 1301 BGB. wird die einem andern gegenüber abzugebende Wil­
lenserklärung nicht wirksam, wenn ihm vorher oder gleichzeitig ein Widerruf zu­
geht. "Diese Vorschriften finden auch dann Anwendung, wenn die Willenserklärung 
einer Behörde gegenüber abzugeben ist" (§ 130III). Gedacht ist nur an die mit dem 
Privatrecht zusammenhängenden Erklärungen, z. B. die Anfechtung der Ehelich­
keit eines Kindes durch Erklärung gegenüber dem Nachlaßgerichte nach § 1597 1, 

doch findet die Vorschrift sinngemäß auch im Verwaltungsrecht Anwendung, z. B. 
bei der Rücknahme eines an sich unwiderruflichen 91 Rechtsmittelverzichts. Auch 
die Vorschriften des BGB. über Vertretung, Vollmacht und Genehmigung können 
für das öffentliche Recht von Nutzen sein. übernimmt z. B. ein Vertreter ohne Ver­
tretungsmacht der Polizeibehörde gegenüber für den Vertretenen die Straßenrei­
nigungspflicht oder der angebliche Eigentümer einer Fabrik als Eigentümer die 
Kosten für die Herstellung und Unterhaltung eines öffentlichen Weges, so sind 
ru.e übernahmeerklärungen schwebend bedingt und werden durch die Genehmigungs­
erklärungendes Vertretenen und des wirklichen Eigentümers voll wirksam (§§ 180,185). 

Der Vollständigkeit halber sei darauf hingewiesen, daß nicht alle Erklärungen 
Privater dem Staate gegenüber Willenserklärungen sind. Es gibt auch Wissens­
erklärungen, wie die Steuererklärung oder die Anzeige von der Geburt eines 
Kindes, dem Ausbruch einer Krankheit, dem Inhalt eines verschlossenen, über die 
Zollgrenze zu bringenden Behälters. Für sie gelten die Vorschriften des BGB. 
über Rechtsgeschäfte noch weniger. Ihre wesentliche Beziehung zum Rechte ist, 
daß sie fast immer Erfüllungshandlungen sind und daß dann ihre Unterlassung 
oder ihre Abgabe trotz inhaltlicher Unrichtigkeit unerlaubte Handlungen dar­
stellen. 

VII. Handlungen des Staates oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Gewalt. 
Von den Handlungen des Staates oder eines sonstigen Trägers öffentlicher Ge­

walt überragt alle andern an Bedeutung der Verwaltungsakt als die hoheitliche 
Willensäußerung. Ihm wird daher ein besonderer Paragraph (§ 11) gewidmet. 

89 Vgl. HELLWIG System des deutschen Zivilprozeßrechts I 1912 S.455ff. 
89& Vgl. OldOVG. 11. Dez. 15, OldZ. 43 (1916) S.93f. 
90 Z. B. PrOVG. 21. Okt. u. 12. Dez. 18, Entsch. 74, 420ff. u. 425ff. 
91 VgI. auch PrOVG. 4. Jan. 16, Entsch. 70, 461ff. (Unwiderruflichkeit desKlagewiderrufs). 
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Daneben gibt es noch andere Betätigungen des Staates, die hier vorwegzunehmen 
sind. Wir folgen der bei den Handlungen des einzelnen eingeschlagenen Reihenfolge. 

Rechtlich gleichgültige Handlungen des Staats im strengen Wortsinne 
gibt es nicht, da jede Staatshandlung zum mindesten unter dem Gebote der Pflicht­
mäßigkeit steht. Auch die Selbstverwaltungskörper dürfen innerhalb der ihnen 
gewährten Freiheit nicht willkürlich verfahren. 

Dagegen gibt es Erfüllungshandlungen auf seiten des Staats genau so 
wie auf seiten des einzelnen. Auch die Frage der Erfüllung einer Nicht­
schuld begegnet hier häufig. Die Landesversicherungsanstalt zahlt z. B. Renten­
beträge, obgleich sie hierzu laut einer späteren rechtskräftigen Entscheidung nicht 
verpflichtet war. Oder die Staatskasse zahlt versehentlich ein zu hoch berechnetes 
Beamtengehalt aus. Wenn das Gesetz nichts anderes bestimmt, hat der Zahlende 
einen Anspruch auf Rückzahlung 92• § 1320 der Reichsversicherungsordnung erkennt 
einen solchen Anspruch als selbstverständlich an, wenn es dort heißt: "Die Ver­
sicherungsanstalt braucht Rentenbeträge nicht zurückzufordern, die sie vor rechts· 
kräftiger Entscheidung nach dem Gesetze zahlen mußte." Daher sind es nur Billig­
keitserwägungen, wenn im Beamtenrecht das zuviel gezahlte Gehalt vielfach wenig­
stens von den Hinterbliebenen nicht zurückverlangt wird 93. Wie aber, wenn der Staat 
Rückzahlung verlangt und der Empfänger nicht mehr bereichert ist 1 Der Beamte 
hat z. B. im Vertrauen auf die Richtigkeit der Zahlung eine Auslandsreise gemacht, 
die ihm zwar Anregungen und Erholung, aber nichts Geldwertes gebracht hat. 
Das BGB. entscheidet in solchen Fällen zugunsten des Empfängers (§ 818 IlI): "Die 
Verpflichtung zur Herausgabe oder zum Ersatze des Wertes ist ausgeschlossen, 
soweit der Empfänger nicht mehr bereichert ist." Grundsätzlich steht der sinn­
gemäßen Anwendung der Bestimmung im Beamtenrecht nichts im Wege 94• Doch 
können die Beamtengesetze der Länder die Rückforderung auch in solchen Fällen 
zulassen95• Eine dahingehende Bestimmung enthält z. B. § 391II des preußischen 
Besoldungsgesetzes vom 17. Dezember 1927: "In allen übrigen (d. h. nicht durch 
Gesetzesänderung hervorgerufenen) Fällen sind zuviel erhobene Dienstbezüge, 
Wartegelder, Ruhegehälter, übergangsgebührnisse und Hinterbliebenenbezüge, 
auch soweit eine Bereicherung nicht mehr vorliegt, zurückzuzahlen". Der Anspruch 
auf Zurückzahlung gehört dem öffentlichen Rechte an, wenn der Zahlungsanspruch 
ihm angehört. Klar und folgerichtig verfährt auch hier die AO.: die gegen Steuer­
bescheide gegebenen Rechtsmittel sind auch gegen Bescheide zugelassen, "durch 
die erstattete oder vergütete Beträge zurückgefordert werden" (§ 223). 

Die wenig fruchtbare Frage nach der Möglichkeit unerlaubter Handlungen 
des Staa ts96 bedarf hier keiner Beantwortung. Jedenfalls gibt es unerlaubte Hand­
lungen der Beamten, die sie in dieser ihrer Eigenschaft begehen und die Rechtsfolgen 
zum Nachteile des Staates nach sich ziehen. Die Amtshaftung nach RV. Art. 131 
ist sogar ein wichtiger Teil der zugunsten des einzelnen vorgesehenen Rechtsschutz­
einrichtungen. 

Bei der Entgegennahme von Erklärungen seitens des Staats muß 
man unterscheiden, ob die Behörde völlig untätig dabei ist oder den einzelnen 
zuvor irgendwie ermächtigt, die Erklärung abzugeben. Ist das letzte der Fall, 

92 Vgl. z. B. RG. III 12. Juni 23, RGZ. 107, 189ff. 
93 BRAND Beamtenrecht3 1928 S. 144. 
91 BRAND a. a. O. S. 145 (Reichsbeamte). Vgl. über die bestrittene Frage auch die Aufsätze 

von BOETERS, DELIUs, MENZEL und ApPELIUs im PrVerwBl. 48 (1927) S:.39ff., 123f., 448, 527f., 
sowie die Anmerkung von FRIEDRICHS in der JW. 1928 S. 2452f. Uber beamtenrechtliche 
Erstattungsansprüche allgemein LASSAR Erstattungsanspruch 1921 S.210ff. 

95 Das Reich ging bisher mit Beispiel voran: § 341V des alten BesoldG. (Bek. v. 26. Okt. 22) 
i. d. Fassung d. PersAbbauVO. Art. 9 Ziff. V, sieht at,er heute die Rückforderung nicht 
mehr vor: § 39 BesoldG. v. 16. Dez. 27. 

96 Vgl. KELSEN Über Staatsunrecht, GrÜnhutsZ. 40 (1914) S. Hf. 
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wie bei der Abnahme von Eiden und mündlichen eidesstattlichen Versicherungen 
und bei dem "Bereitsein" des Standesbeamten zur Entgegennahme der Heirats­
erklärungen der Verlobten (BGB. § 13171), so gehören die Betätigungen der 
Behörde zu den behördlichen Willenserklärungen. Die reinen Entgegennahmen 
von Erklärungen finden sich vor allem bei der Einlegung von Rechtsmitteln. 
Schwierigkeiten bereitet hier die Frage des wirksamen Zugehens. Erste Vor­
aussetzung ist dabei die sachliche Zuständigkeit der Behörde97• Der Satz 
der RVO., daß eine Reehtsmittelfrist auch dann gewahrt ist, "wenn das 
Rechtsmittel bei einer anderen inländischen Behörde ... eingegangen ist", als der zu­
ständigen (§ 12911), erklärt sich nur aus dem außergewöhnlich freundlichen Geiste 
der für die arbeitende Bevölkerung erlassenen RVO. und darf auf andere Verhält­
nisse nicht ausgedehnt werden. Weitere Voraussetzung ist, daß die abgegebene 
Erklärung in den Machtbereich der Behörde gelangt. Einwurf in den Briefkasten 
der Behörde vor der letzten billigerweise zu erwartenden Leerung 98 genügt, ebenso 
Abgabe bei einem zur regelmäßigen Empfangnahme der Eingänge im Amtsgebäude 
ermächtigten Beamten nach Schluß der Dienststunden außerhalb des Gebäudes 99, 

nicht aber beim Kastellan oder der im Amtsgebäude nach Schluß der Dienststunden 
beschäftigten Aufwartefrau. Telegraphische Einlegung genügt dem Erfordernis 
der Schriftlichkeit, doch muß das Telegramm als Stück Papier rechtzeitig bei der 
Behörde oder wenigstens dem zur Empfangnahme ermächtigten Beamten anlangen; 
fernmündliche Mitteilung des Telegramms innerhalb der Frist genügt nicht1oo. 

Endlich gibt es auch Wissenserklärungen des Staats, die anders zu be­
urteilen sind als seine Willenserklärungen, Auskünfte über die Wohnung bestimm­
ter Personen, Mitteilungen über das Ergebnis einer Versteigerung, Nachweise von 
Arbeits- oder Wohnungsgelegenheiten. Doch sind nicht alle Wissenserklärungen 
reine Wissenserklärungen wie die soeben genannten. Vielfach sind sie mit einem 
Willen verbunden, allerdings nicht mit dem Willen, etwas Neues zu schaffen, aber 
doch mit dem Willen, die Erklärung mehr sein zu lassen als eine unmaßgebliche 
Äußerung. Die Gemeindebehörde, die eine Wählerliste aufstellt, gibt damit auch 
zunächst nur eine Wissenserklärung dahin ab, daß die als Wähler Eingetragenen 
alle für das Wahlrecht nötigen Eigenschaften im Gegensatze zu den Nichteingetrage­
nen besitzen. Und doch ist ein großer Unterschied, ob sie diese Liste dem statistischen 
Landesamt für dessen Zwecke mitteilt oder sie "auslegt" und "abschließt". Denn 
durch dies Auslegen und Abschließen verleiht die Behörde der Liste die Eigenschaft 
einer öffentlichen Beurkundung. Auch bei rechtlichen Feststellungen mit 
oder ohne vorangehendem Streitverfahren ist das Ziel der Behörde, nur festzustellen, 
was bereits Rechtens ist. Die Behörde, die die Öffentlichkeit eines Weges feststellt, 
will nicht den privaten Weg zu einem öffentlichen machen, sondern nur aussprechen, 
was auch ohne ihr Zutun Rechtens wäre. Aber sie will die Maßge blichkei t 
ihrer Entscheidung und hebt sie dadurch über die bloßen Wissenserklärungen 
hinaus. Deshalb seien die Beurkundungen und Entscheidungen den Verwaltung,.;­
akten zugerechnet, deren Darstellung wir uns nunmehr zuwenden. 

§ 11. Fortsetzung. Die Verwaltungsakte, ihre Gültigkeit und 
Ungültigkeit. 

OTTO MAYER I S. 59ff., 92ff., 226ff., 239ff., II S. 360f., 381, 389f.; FLEINER S. 180ff.; 
SCHOEN S. 257ff.; HATSCHEK S. 5ff., 86ff., 95ff., 144ff., 146ff.; LOENING S. 226ff., 240ff.; 

97 Vgl. RG. II 9. Dez. 24, JW.1925 S. 2444; PrOVG.lS. Dez. 13, Entsch. 66, 75ff.; PrOVG. 
14. Dez. 16, Entsch. 72, 416ff. 

98 ThÜrOVG. 1. Dez. 20, Jahrb. 8, 114 u. JW. 1921 S.294f. (dazu ausführliche Anmer­
kungen von KNAUTH und KANN); BadVGH. 28. Mai 18, BadVerwZ. 1918 S. 149f. 

99 RG.FerSen. 6. Sept. 26, RGSt. 60, 329ff. 
100 RFinH. 2. Juli 26, RZollBl. 1926 S.265. 
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G. MEYER-ANSCHÜTZ S. 757ff.; G. MEYER-DoCHow S. 44ff.; LABAND StR. d. D. R. 5 1911 I 
S. 446ff., 11 S. 188ff.; HERRNRITT S. 264ff.; MERKL S. 174ff., 191ff., 20lff., 213ff. 

BERNATZIK Rechtsprechung und materielle Rechtskraft 1886; THoMA Der Polizeibefehl 
im badischen Recht I 1906 S. 51ff.; W. JELLINEK Der fchlerhafte Staatsakt und seine Wir­
kungen 1908; KORMANN System der rechtsgeschäftlichen Staatsakte 1910; DERSELBE AnnDR. 
1912 S. 39ff., 114ff.; DERSELBE Art. "Verwaltungsakte" im WStVR. 111; W. JELLINEK Ge­
setz, Gesetzesanwendung und Zweckmäßigkeitserwägung 1913, insbes. S. 20lff.; KELSEN 
Zur Lehre vom öffentlichen Rechtsgeschäft, ArchÖffR. 31 (1913) S. 53ff., 190ff.; TEZNER 
System der obrigkeitlichen Verwaltungsakte, ÖZÖffR. I (1914) S. Iff., 360ff.; WEYR Zur 
Lehre von den konstitutiven und deklaratorischen Akten, ÖZÖffR. 3 (1918) S. 490ff.; RAucH­
BERG Zur Lehre von der Rechtskraft der Verwaltungsakte, Tschecho-slov. JZ. 6 (1925) S. 3f., 
auch 4 (1923) S. 145ff.; BEETSCHEN Die materielle Rechtskraft der Verwaltungsvcrfügungen 
1925; R. COESTER Die Rechtskraft der Staatsakte 1927; BÜHLER Lehrbuch des Steuerrcchts I 
1927 S. 323ff.; DERscH VerwaltungRakte und sonstige öffentlich -rechtliche Rechtsgcschäfte 
in der Sozialversicherung, VerwArch. 33 (1928) S. 99ff.; STAINoFF L'acte administratif, 
Sofia 1928 (bulgarisch. das Resurne französisch). - SCHOLZ Zur Lehre von der BauerIaubnis. 
VerwArch. 23 (1915) S.2l1ff.,24(1916) S. 184ff.; EIsENTRAuT Wesen der Bauerlaubnis, Stusev. 
1926 S. 223ff., 320ff.; REuss Die Konzession. Rechtsnatur und Rechtsfragen, Stuscv. 1926 
S. 375ff., 413ff.; SCHANZE Die PatenterteiIung, ArchÖffR. 9 (1894) S. 173ff.; DERSELBE Die 
rechtliche Natur der PatenterteiIung, VerwArch. 25 (1917) S. Iff.; DERSELBE Deklarative und 
konstitutive Entscheidungen, ZBlFG. 17 (1917) S. 361ff., 409ff. - FRIEDRICHS Wirksamkpit 
der Beschlüsse, RVerwBl. 49 (1928) S. 360ff. - SCHMID Befristung, Bedingung, Auflage bei 
Wirtschaftskonzessionen, WürttZ. 55 (1913) S. 309ff. 

OTTO MAYER Zur Lehre vom öffentlichrechtlichen Vertrage, ArchÖffR. 3 (1887) S. Hf.; 
G. JELLINEK System der subj. öff. Rechte 2 1905 S. 204ff.; KUNTZE Der Gesamtakt, Festg. f. 
O. MÜLLER 1892 S. 27ff.; TRIEPEL Völkerrecht und Landesrecht 1899 S. 49ff.; LAYER Zur 
Lehre vom öffentlich-rechtlichen Vertrag 1916; APELT Der verwaltungsrechtliche Vertrag 
1920; WITTMAACK Die Verträge auf dem Gebiete des sächsischen Verwaltungsrechts, FischersZ. 
49 (1919) S. Hf.; W. BURCKHARDT Der Vertrag im Privatrecht und im öffentlichen Recht, 
Berner Festg. f. d. Bundesgericht 1924 S. Iff.; JOSEF Die clausula rebus sic stantibus bei Ver­
trägen des öffentlichen Rechts, PrVerwBI. 45 (1924) S. 436f.; TH.BuDDESBERG Rechtssoziologie 
des öffentlich-rechtlichen Vertrages, ArchÖffR. N. F. 8 (1925) S. 85ff.; G. HUSSERL Rcchts­
kraft und Rechtsgeltung 11925 S.76ff.; W. JELLINEK Zweiseitiger Verwaltungsakt und Ver­
waltungsakt auf Unterwerfung, Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 84 ff. (dazu ANSCHÜTZ in der 
JW. 1927 S. 427f.); W. SCHWERTFEGER Die Theorie der Beamtenanstellung unter besonderer 
Berücksichtigung der Lehre vom zweiseitigen Verwaltungsakt, Göttinger Diss. 1927; B. BEYER 
Die Bedeutung der Zustimmung eines Beteiligten zu Verwaltungsakten, VerwArch. 32 (1927) 
S. 226ff.; FRIEDRICHS Die Anstellung der Beamten, DJZ. 19~8 Sp. 87f.; G. A. WALZ Die 
,.Vereinbarung" als Rechtsfigur des öffentlichen Rechts, ArchÖffR. N. F. 14 (1928) S. 161ff. 
- ULLMANN Straßenbenutzungsverträge zwischen Kleinbahnunternehmern und Wegeunter­
haltungspflichtigen, GruchotsBeitr. 56 (1912) S.250ff.; FLEISCHMANN Grenzen der Rechtswirk­
samkeit einer Tarifabrede in Straßenbenutzungsverträgen, GruchotsBeitr. 61 (1917) S. 689ff.; 
K. HEYLAND Unternehmervertrag und Ortsstatut. Ein Beitrag zur Auslegung des § 15 des pr. 
Fluchtlinienges. v. 2. Juli 1875, VerwArch. 29 (1922) S. 294ff.; ERWIN JACOBI Öffentlichrecht­
liche Vereinbarungen bei der Vereinigung der Rittergüter mit den benachbarten Gemeinden, 
FischersZ. 53 (1921) S. 82ff.; BÜHLER Lehrbuch des Steuerrechts 11927 S.35Hf.; G. LAMMERS 
Der öffentlich-rechtliche Vertrag im Hamburger Baurecht, HansRGZ. A 11 (1928) Sp.478ff. 

Aus dem Schrifttum über den fehlerhaften Staatsakt seien außer W. JELLINEK Fehlerh. 
Staatsakt 1908, Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 und KORMANN System der rechtsgeschäft­
lichen Staatsakte 1910 genannt: KORMANN Zustellung von Verwaltungsakten an den falschen 
Adressaten, VerwArch.19 (19l1) S. 166ff.; ALCINDOR Des differentes especes de nullites des 
actes administratifs, Paris 1912; KELSEN Über Staatsunrecht, GrÜnhutsZ.40 (1914) S.1ff.; 
E. JOSEF mit vielen kleinen Aufsätzen, wie ArchÖffR. 34 (1915) S.324ff., BadVerwZ. 1918 
S.153ff., 1923 S. 21ff., JheringsJ. 70 (1921) S.70ff., Stusev.1924 S. 56f .• l17f., PrVerwBl. 46 
(1925) S.147ff.; B. BEYER Die Erfordernisse des rechtgemäßen Staatsaktes, ZStaatsw. 71 
(1915) S. Iff.; DERSELBE Zustellung einer Erklärung an eine unrichtige Person, VerwArch.24 
(1916) S. 246ff.; BETTSAK Die Bestellung eines Vormundes für einen Nicht.vormundschafts­
bedürftigen, ArchÖffR. 35 (1916) S. 382ff.; DE VALLES La validita degli atti amministrativi, 
Rom 1917; FRIEDRICHS Amtshandlungen von unberufenen Beamten, "Gesetz und Recht" 19 
(1918) S. 147ff.; SAUER Grundlagen des Prozeßrechts2 1929 S. 437ff.; CALLSEN Fehlerhafte 
militärische Verwaltungsakte während des Krieges. Kieler Diss.1921; NEUHÄUSER Die Erschlei­
chung rechtsgeschäftlicher Verwaltungsakte durch Täuschung dcr Behörden 1921; HARTMANN 
Das Nachprüfungsrecht der ordentlichen Gerichte gegenüber Maßnahmen des Bezirkswohnungs­
kommissars, HansRZ. 1923 Sp. 779ff. (über die gleiche Fragc EWALD, ebenda Sp. 393ff., 471ff.); 
RIEss Der fehlerhafte Staatsakt, Stusev. 1924 S. 292ff.; E. v. HIPPEL Untersuchungen zum 
Problem des fehlerhaften Staatsakts 1924 (dazu meine Besprechung im ArchÖffR. N. F. 9, 1925, 
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S. 36lff.); DERscH Die neue Schlichtungsverordnung 1924 S. 235ff., 272ff.; P. ANDERSEN Om 
ugyldige Forvaltningsakter, Kopenhagen 1924; dasselbe unter dem Titel "Ungültige Verwal­
tungsakte" mit einem Geleitwort von THoMA ins Deutsche übertragen von W. PAPPENHEIM 
1927; ANSCHÜTZ Die Gültigkeit und richterliche Überprüfbarkeit von Zwangsbeischlüssen auf 
Grund des Kohlenwirtschaftsgesetzes vom 23. März 1919, Kartell-Rundschau 24 (1926) S. 580ff. ; 
W. PAPPENHEIM Die Konversion fehlerhafter Staatsakte, FischersZ.60 (1927) S. Iff.; WEYEL 
Die öffentlichrechtliche Natur der Vormundsbestellung unter besonderer Berücksichtigung des 
fehlerhaften Bestellungsakts, Gruchots Beitr. 68 (1927) S.38ff.; FRIEDRICHS Der Allg. Teil 
d. Rechts 1927 S. 107ff.; SIEVERS Verwaltungsakt und Prüfungsrecht, FischersZ. 62 (1928) 
S. 273ff.; KRONSTEIN Das Prüfungsrecht des Richters über Verwaltpngsakte in der reichs­
deutschen Praxis, JBl. 57 (1928) S. 165ff.; LAYER u. E. V. HIPPEL Überprüfung von Ver­
waltungsakten durch die ordentlichen Gerichte, VStaatsRL. 5 (1929) S. 124ff., 178ff., nebst an­
schließender Aussprache; FRIEDMANN Widersprechende Staatsakte, Z. f. deutsch. Zivilprozeß 
54 (1928/29) S. 199ff.; MANIGK Art. "Unwirksamkeit. Ungültigkeit" im HWBRW. VI 1929 
S. 292ff. - VERVIER Der Begriff der unmittelbaren Beteiligung aus Privatinteresse bei einer 
gemeindlichen Beschlußfassung, BayVerwBl. 74 (1926) S. 369ff.; GUILLAUME Persönliche Be­
teiligung des Amtsvorstehers, PrVerwBl. 48 (1927) S. 181ff. - BURKART Die Dispensehe, 
ZVerw.54(1921) S.99ff.; WEBHOFER Die Überprüfbarkeit des Ehedispenses 1923; KLEZL Die 
sog. Dispensehe und ihre rechtl. Beurteilung 1928. Vgl. ferner über die Dispensehe KÖSSLER 
ZVergiR. 42 fl926) S. 8ff., DERSELBE GerZ. 1927 S. 49ff., EHRENZWEIG JBl. 1927 S.65ff., 
PETSCHEK ÖZBl. 45 (1927) S. 255 ff., 753 ff., sowie zahlreiche Aufsätze von EHRENZWEIG, 
WAHLE, KELSEN, STRICKER, TSCHADESCH, SATTER, RATZENHOFER, WEISS, BACHRACH in JBI., 
GerZ., ÖAnwZtg. 1928 und die Wiener Tagung der StaatsrechtslEhrer Frühjahr 1928, 
VStaatsRL. 5 (1929). - FRITSCHE Beginn und Ende der Anfechtbarkeit von Verwaltungsakten, 
FischersZ. 24 (1902) S. 145ff. 

SCHOEN Der Widerruf der Verfügungen nach der Rechtsprechung des OVG., Festg. f. d. 
PrOVG. 1925 S. 118ff.; Jos. MAYER Ein Beitrag zur Frage des Widerrufs von Verwaltungs­
akten, BayVerwBI. 75 (1927) S. 129ff., 147ff., 168ff., 195ff., 213ff., 229ff. - E. ALEXANDER­
KATZ Der Widerruf von Verwaltungsakten bei vorgefallener Bestechung, VerwAreh. 24 (1916) 
S. 497ff. - E. BRAUN Die Zurückziehung von Titeln, Orden und Ehrenzeichen nach dem Ver­
waltungsrecht Preußens, ArchÖffR. 16 (1901) S. 528ff.; DERSELBE Die Entziehung staatlicher 
Orden und Ehrentitel in Preußen, ArchÖffR. 37 (1917) S. 129ff.; HUBRICH Die Entziehung 
verliehener Ehrentitel in Preußen, ArchÖffR. 22 (1907) S. 327ff.; V. MARTITZ Die staatlich ver­
liehenen Ehrentitel, Berl. Festg. f. GIERKE I 1910 S. 169ff.; BÜRKER Bericht, betreffend Ent­
ziehung des Doktortitels, Mitt. d. Verbandes d. deutsch. Hochschulen 6 (1926) S. 19ff.; REICHEL 
Aberkennung des Doktortitels wegen Erschleichung der Zulassung, DJZ. 1927 Sp. 941f. -
VOGELS Willensmängel bei der Beamtenanstellung, VerwAreh. 27 (1919) S. 247ff.; E. JOSEF 
dsgl., PrVerwBl. 41 (1920) S. 588ff.; DERSELBE Anfechtung der Beamtenanstellung wegen Irr­
tums und Täuschung, Stusev. 1924 S. 93f. 

I. Begriff des Vel'waltungsakts. 
Nach ÜTTO MAYER ist der Verwaltungsakt ein der Verwaltung zugehöriger 

obrigkeitlicher Ausspruch, der dem Untertanen im Einzelfall bestimmt, was für ihn 
Rechtens sein soll I. Er soll das Gegenstück zum gerichtlichen Urteil sein, das 
ebenfalls ein Rechtsverhältnis bindend feststellt. So viel man gegen die enge Be. 
grenzung des ÜTTO MAYERSchen Verwaltungsaktes eingewandt hat, so hat sich der 
Sprachgebrauch unter ÜTTO MAYERS Einfluß jedenfalls dahin gewandelt, daß man 
die nicht hoheitlichen Handlungen des Staats nicht mehr als Verwaltungsakte 
zu bezeichnen pflegt. Trotzdem ist die von ÜTTO MAYER vorgeschlagene Definition 
zu eng, wenn verlangt wird, daß das Urteilsmäßige in jedem Verwaltungsakte zum 
Ausdruck kommen muß; denn es gibt Verwaltungsakte, die hoheitliche Willens­
äußerungen sind, wie Widmung eines Weges für den öffentlichen Verkehr, Fest­
nahme zwecks Verbringung in Schutzhaft, Beurkundung einer Geburt oder eines 
Todesfalls, und doch keine urteilsmäßigen Verwaltungsakte. Da der weitere Be­
griff "Staatsakt" den Justizakt mitumfaßt, bleibt nichts übrig, als den Verwal­
tungsakt etwas weiter zu fassen als ÜTTO MAYER und als Verwaltungsakt jede 
hoheitliche Willensäußerung für den Einzelfall innerhalb der Verwal­
tung zu bezeichnen. Mit dem Worte "hoheitlich" ist aber nach früheren Darle-

lOTTO MAYER I S. 93. Wie OTTO MAYER das SächOVG., z. B. 4. Dez. 25, Jahrb. 29, 268ff., 
eine Entscheidung, von der das OVG. allerdings im Urteil vom 11. Mai 27 abrückt: Jahrb.31, 
198ff. 
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gungen (§ 21) gesagt, daß der den Verwaltungsakt Erlassende über dem Privat­
mann insofern steht, als er die Macht hat, dem Akte mindestens die Vermu­
tung der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit zu geben 2, darüber hinaus 
aber dessen Wirksamkeit vielfach unabhängig zu machen von der 
Gesetzlichkeit der Vornahme. 

Wenn wir daher aus einem gewissen Ordnungsbedürfnis heraus, aber auch mit 
Rücksicht auf die sich ergebenden rechtlichen Klärungen, zunächst an die Eintei­
lung der Verwaltungsakte gehen, so werden wir auch auf die größere oder geringere 
Urteilsähnlichkeit oder, was vielfach auf das gleiche hinausläuft, auf die größere oder 
geringere Überprüfbarkeit Gewicht legen müssen. 

11. Einteilung der VerwaltungsaIde. 
Es gibt verschiedene Möglichkeiten für eine Einteilung der Verwaltungsakte : 

förmliche und nicht förmliche, freie und gebundene, Verwaltungsakte im ersten 
und solche im höheren Rechtszug, Verwaltungsakte des Staats und Verwaltungs­
akte einer unterstaatlichen juristischen Person des öffentlichen Rechts. Die bedeut­
samste Einteilung ist wohl die inhal tliche. Daneben ist noch wichtig, ob am Zu­
standekommen des Aktes der einzelne mitzuwirken hat oder nicht. Voran­
zuschicken ist aber die soeben berührte Frage der Kraft des Verwaltungsakts, 
ob er nämlich grundsätzlich überprüfbar oder grundsätzlich unüberprüfbar ist. 

1. Grundsätzlich überprüfbare und grundsätzlich unüberprüfbare Verwal­
tungsakte, Alle Verwaltungsakte haben die Vermutung der Rechtmäßigkeit und 
Gültigkeit für sich, aber bei den einen kann die Vermutung widerlegt werden, bei 
den andern nicht. So begründet z. B. ein Heimatschein die Vermutung, daß der, 
auf dessen Namen er ausgestellt ist, die preußische oder die sonstwie bescheinigte 
Landesangehörigkeit besitzt, doch kann der angeblichc Preuße, kann jeder be­
teiligte Dritte den Beweis antreten, daß der Heimatschein auf Irrtum beruht. 
Man nehme dagegen die Einbürgerungsurkunde. Auch sie kann auf Irrtum 
beruhen, sie kann z. B. im Widerspruch mit den gesetzlichen Bestimmungen einem 
schwer vorbestraften, überdies mittellosen Ausländer, der außerdem in Deutsch­
land kein Unterkommen gefunden hat, erteilt worden sein. Trotzdem ist die Ein­
bürgerung, wenn nicht einer der seltenen, alsbald zu besprechenden Unwirksam­
keitsgründe vorliegt, gültig. Niemand, weder ein Privatmann, noch eine Behörde, 
darf die deutsche Staatsangehörigkeit des Eingebürgerten in Frage stellen. 

Sucht man nach allgemeinen Regeln, die. erkennen lassen, ob ein Verwaltungs­
akt zu der einen oder der anderen Abart gehört, so gibt es deren zwei. 

Einmal bezeichnet das Gesetz mit den Ausdrücken: Beurkundung, Be­
Hcheinigung u. dgl. im Zweifel überprüfbare Akte. "Der Beweis, daß der Vor­
gang" in einer öffentlichen Urkunde "unrichtig beurkundet sei, ist zulässig" (ZPO. 
§415 11). "Der Beweis der Unrichtigkeit der (in einer öffentlichen Urkunde) bezeugten 
Tatsachen ist zulässig, sofern nicht die Landesgesetze diesen Beweis ausschließen 
oder beschränken" (§ 41811). Auch § 151 des Personenstandsgesetzes vom 6. Februar 
1875 läßt den Nachweis der Fälschung, der unrichtigen Eintragung oder der Un­
richtigkeit der Anzeigen und Feststellungen zu, auf Grund deren die Eintragung 
stattgefunden hat. Es hat eben schon seinen Wert, daß die Umlicherheit über das 
Bestehen von Tatsachen und Rechtsbeziehungen fürs erste beseitigt wird, vor­
behaltlich der Nachprüfung im Falle der Bestreitung. Daß nicht alle öffentlichen 
Beurkundungen überprüfbar sind, sagt schon die ZPO. selbst (§ 41811). Bekannt 
ist auch die außerordentliche Beweiskraft des Sitzungsprotokolls, gegen dessen 
Inhalt, soweit er sich auf die Förmlichkeiten des Verfahrens bezieht, nur der Nach­
weis der Fälschung zulässig ist (§ 164). Streitig ist in diesem Punkte die Bedeutung 

2 Vgl. z. B. PrOVG. 18. Sept. 13 u. 29. Mai 14, Entsch. 66, 68ff. u. 67, 229ff., auch KG. 
26. Nov. 20, PrVerwBJ. 42 (1921) S. 294ff. 
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der Wählerliste. Sicher ist allerdings ihre negative Bedeutung: wer nicht ein­
getragen ist oder keinen Wahlschein besitzt, kann nicht wählen. Aber hat sie auch 
die positive Bedeutung, daß der Eingetragene unbedingt wählen darf, selbst wenn 
er zu Unrecht eingetragen wurde? Schon die negative Wirkung der Liste zeigt, 
daß die Eintragung mehr ist als eine bloße Bescheinigung nach Art des Staats­
angehörigkeitsausweises. Bedenkt man ferner, daß die Liste zur öffentlichen Ein­
sicht aufgelegt wird, daß die Möglichkeit besteht, Einspruch gegen ihre Richtigkeit 
zu erheben, so muß man zum mindesten den auf Grund einer Streitentscheidung 
ergangenen Eintragungen Maßgeblichkeit in dem Sinne beimessen, daß der Ein­
getragene wählen darf, ohne befürchten zu müssen, sich strafbar zu machen, und in 
dem Sinne, daß die Eintragung auch im Wahlprüfungsverfahren als richtig aner­
kannt werden muß. Denn es wäre zum mindesten etwas Außergewöhnliches, wenn 
eine endgültige Streitentscheidung in einem späteren Verfahren nochmals auf ihre 
Richtigkeit geprüft werden dürfte. Die Rechtsprechung des preußischen OVG. 
ging aber von jeher, im Einklange mit der des braunsehweigischen VGH. und des 
thüringischen OVG.3, aber im Gegensatze zu der des bayerischen, badischen und 
hessischen VGH.4, weiter und billigte der ordnungsmäßig abgeschlossenen Wähler­
liste unbedingte Unüberprüfbarkeit zu. Die neuere Gesetzgebung gibt dem preu­
ßischen OVG. rccht. Nach § SI! des preußischen Wahlgesetzes für die Provin­
ziallandtage und Kreistage vom 7. Oktober 1925 z. B. ist für die Rechtsgültigkeit 
der Stimmabgabe allein die Eintragung in die Wählerliste oder der Besitz eines 
Wahlscheins maßgebend. § 26 VI! der thüringischen Gemeinde- und Kreisordnung 
vom S. Juli 1926 enthält die gleiche Bestimmung. 

Sodann ist cin Verwaltungsakt grundsätzlich überprüfbar, wenn es ohne 
die Übcrprüfbarkeit an genügendem Rechtsschutz fehlen würde 5 • 

Dies wird namentlich bei dringlichen, sofort auszuführenden Anordnungen der Fall 
sein. Nach § 36010 StGB. wird bestraft, "wer bei Unglücksfällen oder gemeiner 
Gefahr oder Not von der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur Hilfe auf­
gefordert, keine Folge leistet, obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche eigene 
Gefahr genügen konnte". Hier ist die Aufforderung ein grundsätzlich überprüf­
barer Verwaltungsakt. Der wegen Ungehorsams Angeklagte kann z. B. nachweisen, 
daß der Wasserlauf, wegen dessen drohenden Steigens eine Uferwache angeordnet 
wurde, schon seit Stunden im Fallen begriffen war, oder daß die persönliche Mit­
wirkung des Angeklagten an den Deichungsarbeiten nicht verlangt werden durfte, 
da er leicht ins Schwitzen gerate und dann fast immer an Lungenentzündung er­
kranke. Wollte man den Aufgeforderten hier auf den Beschwerde- oder Klage­
weg verweisen, so käme er mit seinen Einwendungen zu spät. Besonders reich 
entwickelt ist dieser "Schutz des Strafrichters" in Bayern6, da es hier keine all­
gemeine verwaltungsgerichtliche Klage gegen polizeiliche Verfügungen gibt, die von 
der Polizei innezuhaltenden Grenzen daher, wenn überhaupt einer gerichtlichen 
Nachprüfung, der durch den Strafrichter bei Anklagen aus dem Polizeistrafgesetz­
buch unterliegen müssen. Ebenso hat sich in Braunschweig die weitgehende 
Überprüfbarkeit der Verwaltungs akte trotz dreißigjährigen Bestehens der Ver­
waltungsgerichtsbarkeit bis auf den heutigen Tag erhalten. Dies kam S07: Nach 

" PrOVG. 6. März 95 u. 11. Fehr. 13, Entsch.27, 16ff. u. 63, 20ff.; ThÜrOVG. 2. März 
u. 20. Juni 14, Jahrh. 2, 41ff., 90ff.; BraunschwVGH. 26. März 13, BraunsehwZ. 60 (1913) Beil. 
S. 12ff. 

4 BayVGH. 23. Nov. 06, Samml. 28, 12; BadVGH. 21. Febr. 99, BadVerwZ. 1899 S. 206; 
HessVGH. 31. Jan. 20 u. 15. Mai 26, Entsch. 4, 146ff. u. 7, 54ff. 

5 Vgl. MORAWITZ BraunschwZ. 66 (1919) S. 105f.; THOMA ArchÖffR. N. F. 4 (1922) 
S. 275; E. v. HIPPEL Unters. z. Probl. d. fehlerh. Staatsakts 1924 S. 79ff. 

6 Vgl. v. SEYDEL-V. GRASSMANN Bay. Staatsrecht II 1913 S. 220; BRAUNWART in der 
BayGemZ. 31 (1921) Sp. 315f.; ROTTMANN ebenda 33 (1923) Sp. 591. 

7 Vgl. RHAMM Die Verfassungsgesetze des Herzogtums Braunschweig2 1907 S. 287f.; 
MORAWITZ a. a. O. Siehe auch oben S.46. 
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dem auch heute noch geltenden § 195 der Neuen Landschafts-Ordnung für das 
Herzogtum Braunschweig vom 12. Oktober 1832 gehören "die Verfügungen aller 
nicht gerichtlichen, d. h. der Verwaltungs-Behörden und Beamten innerhalb des 
denselben angewiesenen, von der Rechtspflege getrennten Wirkungskreises, ... 
nicht zur Kompetenz der Gerichte und können in ihrer Ausführung von denselben 
nicht gehemmt werden". Hieraus machte die braunschweigiilche Rechtsprechung 
unter Einführung der Gleichung "Rechtswidrigkeit gleich Inkompetenz" den Satz, 
daß jeder Verwaltungsakt auf Gesetzmäßigkeit überprüft werden könne, da sich 
eben ein gesetzwidriger Akt nicht innerhalb des Wirkungskreises der Verwaltungs­
behörden halte. Da sich diese Auffassung zum Gewohnheitsrecht verdichtet hat, 
hält man an ihr trotz Verwaltungsgerichtsbarkeit grundsätzlich auch heute noch 
fest. Man darf daher die braunschweigischen Entscheidungen nicht ohne weiteres 
für das gemeindeutsche Verwaltungsrecht verwerten. Auf dem gleichen Blatte 
steht die Rechtsprechung des ReichEgerichts zum Widerstand gegen die 
Staatsgewal t, wonach der Widerstand straflos sein soll, wenn die Vollzugsbeamten 
auf Grund rechtsirriger Amchauungen vorgehen8• Die Rechtsprechung ist zu wenig 
staatlich gedacht, beruht aber wohl mit auf der Erwägung, daß es ohne Zubilligung 
des Selbsthilferechts am genügenden Rechtsschutz des Bürgers fehlen würde. Auch 
die in Preußen dem Beamten zugebilligte Befugnis, gegen rechtswidrige 
Dienstbefehle auf eigene Verantwortung ungehorsam zu sein 9, hängt mit dem 
Mangel eines geordneten Anfechtungsverfahrens zusammen. 

2. Einseitige und zweiseitige Verwaltungsakte10• Unter einem einseitigen 
Verwaltungsakt verstehen wir einen Verwaltungsakt, bei dem handelnd nur der 
Staat oder ein sonstiger Träger öffentlicher Gewalt auftritt, unter einem zwei­
seitigen Verwaltungsakt einen solchen, der zu seiner Wirksamkeit der Mitwirkung 
eines einzelnen bedarf, der also unwirksam ist, wenn die Mitwirkung fehlt. ZwiEchen 
beiden liegt der von OTTO MAYER (I S.98) so benannte Verwaltungsakt auf 
Unterwerfung, d.h.ein Verwaltungsakt, der nur auf Antrag oder mit Zustimmung 
des einzelnen ergehen darf, der aber nicht unwirksam, sondern höchstens anfechtbar 
oder zurücknehmbar ist, wenn er versehentlich ohne diese Mitwirkung erlassen wurde. 

Der einsei tige Verwal tungsakt ist die der Vorstellungswelt des öffentlichen 
Rechts angemessenste Art von Verwaltungsakten. Meist ist er empfangsbedürftig. 
Die Polizeiverfügung, der Steuerbescheid, die vorläufige Amtsenthebung, die Ent. 
eignung, die Zwangseinschreibung im Gemeindeaufsichtsrecht sind Beispiele für 
solche einseitigen Akte. Wo ein Verwaltungsakt durch Verkündung in öffent­
licher Sitzung wirksam wird, wie unter Umständen die im förmlichen Verfahren 
ergehende Entziehung einer Gewerbegenehmigung im zweiten Rechtszuge (GewO. 
§ 213), liegt ein streng einseitiger, nicht einmal empfangsbedürftiger Verwaltungs­
akt vor. 

Die OTTO MAYERsche Lehre vom Verwaltungsakt auf Unterwerfung 
in jener besonderen Bedeutung eines Aktes, der zwar für seine Gesetzmäßigkeit, 
nicht aber für seine Wirksamkeit antrags- oder zustimmungsbedingt ist, hat nicht 
die Tragweite, die ihr Schöpfer und eine Reihe von Schriftstellern ihr zuschreiben. 
Der Verwaltungsakt auf Unterwerfung soll nämlich nach OTTO MAYERS und seiner 
Anhänger Meinung die einzige Form der Zweiseitigkeit eines Verwaltungs aktes 
sein. Erhalte ich z. B. eines Tages die Ernennung zum Gemeindefeldhüter, ohne 
mich um die Stelle beworben zu haben, so bin ich nach dieser Lehre Gemeindefeld-

8 RG. IV 26. Nov. 97, RGSt. 30, 350. VgI. auch unten S. 283f. 
9 V. RHEINBABEN Die preußischen Disziplinargesetze2 1911 S. 75ff. VgI. auch unten S.283. 

10 Zum folgenden vgI. meinen Beitrag zur Festgabe für das PrOVG, 1925 "Zweiseitiger 
Verwaltungsakt und Verwaltungsakt auf Unterwerfung". Zustimmend u. a. BANDMANN, "Das 
Mietgericht" 1 (1926) S. 80; H. PETERS in GRAF HUE DE GRAlS Hdbch. d. Verf. u. Verw. 24 

1927 S. 8; A. MÖLLER im BeamtJahrb. 1928 S. 476f.; HEYLAND in ZBeamtR. 1 (1928) S.159. 
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hüter geworden und muß sehen, wie ich die Rückgängigmachung der Ernennung 
zu Wege bringe. Ebenso verliere ich nach der Lehre meine deutsche Staatsangehö­
rigkeit, wenn der Regierungspräsident mir ohne meinen Antrag eine Entlassungs­
urkunde zustellt. :pie offensichtliche Unmöglichkeit solcher Rechtsauffassung 
führt zur Anerkennung zweiseitiger Verwaltungsakte. Trotzdem gibt es Verwal­
tungsakte auf Unterwerfung, wenn auch in bescheidenerem Umfange, als es die 
Lehre ursprünglich wollte. Das Hauptbeispiel bildet der Verwaltungsakt, der im 
allgemeinen einseitig erlassen werden darf und nur im besonderen Falle von der 
Zustimmung des Betroffenen abhängt. So ist ein polizeiliches Bauverbot als ein­
seitiger Akt an sich das Gegebene. Dabei muß sich die Polizei innerhalb ihrer Gren­
zen halten, sie darf sich namentlich nicht an den wenden, der nicht stört. Nun 
sehen aber einige Baugesetze vor, daß sich der unbeteiligte Eigentümer freiwillig 
einem Bauverbote zugunsten des Nachbarn unterwirft. Merkt die Polizeibehörde, 
daß der unbeteiligte Eigentümer bauen will, und ist sie irrigerweise der Ansicht, 
er habe sich einem Bauverbot unterworfen, so wird sie eine Polizeiverfügung an ihn 
richten und ihm das Bauen untersagen. Trotz der fehlenden Unterwerfung des 
Eigentümers ist die Verfügung nicht unwirksam, da die Behörde einseitige Verfü­
gungen solcher Art erlassen kann, wenn auch gerade in diesem Falle nicht erlassen 
darf. Nach AO. § 7612 kann das Finanzamt einen Steuerbescheid über Steuern, 
die nicht Zölle oder Verbrauchsabgaben sind, zurücknehmen oder ändern, wenn 
der Steuerpflichtige zustimmt. Ändert das Finanzamt einmal einen Steuerbescheid 
ohne Zustimmung des Pflichtigen, etwa in der Form, daß es einen abgeänderten 
neuen Bescheid erläßt, so ist auch dieser Bescheid nicht unwirksam, sondern nur 
anfechtbar, da Steuerbescheide an sich einseitige Verwaltungsakte sind. Um­
gekehrt kann auch die Herabsetzung einer Gemeindesteuer durch die Kommunal­
aufsichtsbehörde über den Antrag des Steuerpflichtigen hinaus zwar gesetzwidrig 
und daher aufhebbarll, und doch rechtswirksam sein, wenn die Behörde Verfügungen 
dieser Art auch einseitig erlassen kann. Ganz allgemein darf man an die begün­
stigenden Verwaltungsakte weniger strenge Anforderungen stellen als an die be. 
lastenden. Wenn kein stichhaltiger Gegengrund vorhanden ist, sind die rein be­
günstigenden, namentlich auch mit keiner Gebührenpflicht belasteten, nur auf An­
trag zu erlassenden Akte nicht unwirksam, wenn der Antrag fehlt. 

Der Möglichkeit zweiseitiger Verwaltungsakte zwischen Staat und 
einzelnem begegnet man gern mit dem Einwand, sie widersprächen dem Wesen der 
hoheitlichen Verwaltung, da im Falle der Zweiseitigkeit der Staat vor dem einzel­
nen nichts mehr voraus habe. Der Einwand ist aber offenbar unstichhaltig. Auch 
beim zweiseitigen Verwaltungs akt ist der Staat mehr als der ihm gegenüberstehende 
einzelne. Der zweiseitige Verwaltungsakt Qelilteht nämlich _ aus zwei ungleichen 
Stücken: einer privaten Willenserklärung des einzelnen, die im großen und ganzen 
der sinngemäßen Anwendung des bürgerlichen Rechts unterliegt, und der nach 
öffentlichem Rechte lebenden, also mindestens die Vermutung der Rechtmäßig­
keit und Gültigkeit in sich tragenden Willenserklärung des Staates. Er bereitet 
daher für die Eingliederung in das öffentliche Recht keinedei Schwierigkeiten, ist 
auch der Sache, wenn auch nicht dem Namen nach, in der Rechtsprechung an­
erkannt. Die Hauptbeispiele liefert der Staatsdienst. Wenn die Gerichte die An­
stellung eines Beamten bisweilen als einen "einseitigen Hoheitsakt" bezeichnen12, 

so wollen sie damit nur den Unterschied gegenüber dem bürgerlichrechtlichen 
Dienstvertrag betonen, nicht aber die Wirksamkeit einer versehentlich ohne Zustim­
mung des Anzustellenden vorgenommenen Ernennung behaupten. In andern Ent­
scheidungen kommt denn auch der Ausdruck "Vertrag" vor, der doch die voll· 

11 Vgl. PrOVG. 1. Mai 14. EntAch. 67, 277ff. 
12 PrOVG. 18. Nov. 15, Entsch.70, 117; vgl. auch RG. III 22. März 21, GruchotsBeitr. 

65 (1921) S. 490ff. 
Jellinek. Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 16 
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endetste Form der Zweiseitigkeit darstellt13• Zweiseitige Verwaltungs akte sind daher 
vor allem die Anstellung im- Staatsdienst und die Entlassung aus dem 
Staatsdienst auf Antrag. Tritt also z. B. ein Minderjähriger ohne Zustimmung 
seines gesetzlichen Vertreters in die Reichswehr ein, so wird er nicht Soldat im 
Rechtssinne, kann sich also auch nicht eines militärischen Vergehens schuldig 
machenl4• Ein Revierwachtmeister bat einmal im Zustande geistiger Umnachtung 
um Entlassung aus dem Staatsdienst, dem Gesuch wurde entsprochen; ein Kom­
munalbeamter erklärte seine Zustimmung zu seiner Entlassung, widerrief aber recht­
zeitig, trotzdem wurde ihm ein die Entlassung aussprechender Magistratsbeschluß 
zugestellt. In beiden Fällen lag keine rechtswirksame Entlassung vor. Der Revier­
wachtmeister konnte daher sein Gehalt einklagenl5, und der Kommunalbeamte 
unterstand nach wie vor der staatlichen Disziplinargewalt16• Zum mindesten 
dreimal ist es vorgekommen, daß ein Beamter um seine Entlassung mit Ruhegehalt 
bat, die Entlassung aber dann ohne Gewährung von Ruhegehalt ausgesprochen 
wurde. In zwei Fällen klagte der auf diese Weise gegen seinen Willen gänzlich Ent­
lassene sein Gehalt ein und drang mit der Klage durchl7• Im dritten Falle gab der 
Entlassene seiner Überzeugung von der Unwirksamkeit der Entlassung in der Weise 
Ausdruck, daß er sich nach wie vor mit seinem Amtstitel "Regierungsrat" bezeich­
nete und es auf ein polizeiliches Einschreiten dagegen ankommen ließ. Ein polizei­
liches Verbot, den Titel weiter zu führen, erging auch, wurde aber vom preußischen 
OVG. aufgehobenl8• Ähnlich wie im Beamtenreeht liegen die Verhältnisse im Rechte 
der Staatsangehörigkeit. Eine~inbürgerung ohne rechtsgültig gestellten Antrag 
ist ebenso unwirksam wie eine ohne solchen Antrag ergehende Entlassung 
aus dem Staatsverbande19• Die Ehelichkeitserklärung eines Unehelichen 
ist zwar nicht wegen jeder Fehlerhaftigkeit nichtig, doch ist das Fehlen eines vom 
Vater gestellten rechtswirksamen Antrags unter allen Umständen Unwirksamkeits­
grund 20. Lehrreich waren auch die landrätlichen Genehmigungen eines Grund­
stückskaufes zur Zeit des Grundstückssperrgesetzes. Es kam vor, daß der 
Landrat die erbetene Genehmigung zunächst versagte, dann aber ungebeten er­
teilte. Das Reichsgericht erklärte die nachträgliche Genehmigung mehrfach für 
unwirksam21, da mit der Versagung der Antrag auf Genehmigung hinfällig geworden 
war - wieder eine Anerkennung der Zweiseitigkeit gewisser Verwaltungsakte. 
Auch die Patenterteilung, auch polizeiliche Genehmigungen sind zwei­
.,;eitige Verwaltungsakte. So hatte jemand den Antrag auf Erteilung eines Patentes 
ge.,;tellt; am 23. April beschloß das Patentamt antrag~gemäß, am 1. Mai wurde 
der Beschluß zur Post gegeben, am 3. Mai zugestellt, aber schon am 1. Mai hatte 
der Antragsteller den Antrag widerrufen. Die Anmeldeabteilung des Patentamts 
mußte sich wegen der Gebührenfrage mit der Gültigkeit des Patcnts befassen 
und sprach aus, daß es an unheilbarer Nichtigkeit leide 22• Ähnlich war der Anlaß, 

13 RG. UI 14. März 19, RGZ. 95, 144ff.; RG. IV 8. März 21, RGSt. 56, 10ff.; HessVGH. 
29. Jan. 21, Entsch. 6, 43ff. - Nach Art. 97 der bayerischen GemO. v. 17. Okt_ 27 geschieht die 
Anstellung des berufsmäßigen Bürgermeisters und der berufsmäßigen Gemeinderatsmitglied<,r 
"durch Dienstvertrag". 

14 RG. IV 8. März 21, RGSt. 56, 19ff.; OLG. Dresden 10. De?. 23. SächsThürArchR. 1 
(1924) S. 182ff. 

15 HansOLG. 20. März 26, HansRZ. 1926 Sp. 349ff.; ebenso RG. In 13. Febr. 12, ZBlFU. 
13. (1913) S. 803ff. 

16 PrOVG. 19. Dez. 24, Entsch. 79. 434ff. 
17 RG. In 10. Okt.19, RGZ.96, 302ff.; OLG. Karlsruhe 30. Okt. 21, BadRpr.1922 S. 25ff. 

Vgl. auch RG. In 19. Juni 28, "Recht und Leben" (Voss. Ztg.) v. 6. Sept. 28. 
18 PrOVG. 5. Okt. 22, Entsch. 78, 25lff. 
19 WürttMin. d. I. 28. Nov. 96, ABI. d. württ. Min. d. 1. 1897 S. 10ff. 
20 BIRKENBIHL i. d. Festschr. f. HAGENS 1906 S. 226. • 
21 RG. V 20. Okt. 21 u. 19. Okt. 27, RGZ.103, 104ff. u. 118, 230ff. 
22 PatA. 25. Juni 09, PatMustZeichBI. 1909 S. 302f. 
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der das preußische OVG. dazu brachte, die Unwirksamkeit einer ohne Antrag pr­
teilten gewerbepolizeilichen Genehmigung anzunehmen. Jemand hatte den An­
trag auf Genehmigung zum Vermieten von Zimmern gestellt, der Kreisausschuß 
erteilte aber die Genehmigung zum Betrieb einer Gast- und Schankwirtschaft. 
Als nun der Zimmervermieter zur Steuer wegen Erlangung der Erlaubnis zum 
Betriebe einer Gast- und Schankwirtschaft herangezogen wurde, stellte ihn das 
OVG. frei, da er die gar nicht erbetene Erlaubnis auch nicht "erlangt" habe 23• 

Die Beispiele mögen genügen. Sie zeigen, daß die Rechtsprechung mit sicherem 
Takte der Mitwirkung des einzelnen beim Zustandekommen eines Verwaltungs­
aktes größere Bedeutung beimißt als sonstigen gesetzlichen Erfordernissen 24• Be­
denkt man, daß auch das Zivilprozeßrecht die mangelnde oder mangelhafte Mit­
wirkung des Klägers oder des Beklagten besonders schwer nimmt (ZPO. §§ 57914, 

586 1II), so entspricht deutscher Rechtsauffassung der Satz, daß die mitwirkungs­
bedingten Verwaltungsakte im Zweifel nicht Verwaltungsakte auf 
Unterwerfung, sondern zweiseitige Verwaltungsakte sind. Die Haupt­
regel für den zweiseitigen Verwaltungsakt ist aber die, daß der Verwaltungsakt 
zwar immer die Vermutung der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit für sich hat, daß 
er jedoch unwirksam ist, wenn es an der im Gesetze vorgesehenen Mitwirkung des 
einzelnen fehlt. Außerdem hat sich auf verschiedenen Gebieten eine Regel ent­
wickelt, die dem Umstande gerecht wird, daß der zweiseitige Verwaltungsakt aus 
zwei weniger innig verbundenen Stücken besteht als der Vertrag, nämlich die, 
daß der Antrag oder die Zustimmungserklärung des einzelnen bis zum rechts­
wirksamen Erlasse des Verwaltungsakts zurückgenommen werden kann. Wir er­
innern uns des Kommunalbeamten, der seinen Antrag auf Entlassung, und des 
Erfinders, der seinen Antrag auf Erteilung des Patents rechtzeitig zurückzog. 
In einem Falle der Lastenübernahme durch einen Gutsbesitzer widerrief dieser 
erst nach Erlaß des die übernahme gutheißenden Beschlusses des Kreisausschusses ; 
das OVG. ließ hier den Widerruf mit Recht nicht mehr zu2S• 

Der zweiseitige Verwaltungsakt erklärt manches, was man, ohne der zwischen 
Staat und einzelnem bestehenden Verschiedenheit gerecht zu werden, als öffentlich­
rechtlichen Vertrag bezeichnet hat. Denn das Wort "Vertrag" setzt nach un­
serm Sprachgebrauch Gleichwertigkeit der beiderseitigen Willenserklärungen vor­
aus, die bei der Aufnahme in den Staatsdienst, den Staatsverband u. dgl. eben 
doch fehlt. Trotzdem ist die Frage gestattet, ob es neben dem zweiseitigen Ver­
waltungsakt auch noch das Rechtsgebilde des öffentlichrechtlichen Vertrages 
gibt. Die Frage ist zu bejahen, wenn man mit dem Worte "öffentlichrechtlich" 
alle Tatbestände benennt, die ein öffentlichrechtliches Rechtsverhältnis begründen 
oder sonstwie beeinflussen. Die Gleichwertigkeit der beiderseitigen Willens­
erklärungen kann hierbei entweder darin bestehen, daß beide nach öffentlichem 
Rechte zu beurteilen sind, oder darin, daß auf beide sinngemäß das bürgerliche 
Recht Anwendung findet. Vielfach werden die sogenannten Verträge nichts anderes 
sein als zweiseitige Verwaltungsakte, so wenn einem Beamten bei vorzeitigem, dem 
Wunsche des Dienstherrn entsprechenden Ausscheiden ein Ruhegehalt gewährt 
wird26, oder wenn die Gemeinde jemand vorzugsweise eine Wohnung zuweist, sofern 
sich der andere Teil zur Herstellung von Wohnungen verpflichtet27• Auch die "Ver-

23 PrOVG. 19. Mai 14, Entsch. 67, 64ff. 
24 Auch die Entscheidung des BayVGH. v. 15. März 89, Samml. 11, 115ff., auf die sich 

JOB. MAYER BayVerwBl. 75 (1927) S. 229 zum Nachweise des Gegenteils beruft, hält sich im 
Rahmen der allgemeinen Rechtsprechung, da der VGH. ausdrücklich feststellt, daß die man­
gelnde Zustimmung zur Heimatsrechtsverleihung durch nachträgliche Genehmigung behoben Rei. 

25 PrOVG.13. Apr. 16, Entsch. 71, 109ff. Ähnlich OLG. Jena 19. Mai 26, SächsThürArchR. 3 
(1926) S. 381 f. 

28 RG.III 14. Nov. 13, PrVerwB1.37 (1916) S. 169ff.; RG. III 13. März 25, RGZ.llO, 293ff. 
27 OLG. Stuttgart in WüRV. 19 (1926) S. 51ff. 
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einbarungen", die gewisse Steutlrgesetze, z. B. § 43 des preußischen Kommunal­
abgabengesetzes 28, zwischen Steuerbehörde und Steuerpflichtigem vorsehen, sind 
wohl als zweiseitige Verwaltungsakte gedacht, da nicht einzusehen ist, warum dpr 
Staat oder die Gemeinde bei der Änderung bestehender Stcuerpflichten als bloße 
Privatpersonen auftreten sollen. Die "Vereinbarungen" haben also dip Vermutung 
der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit für ~ieh, ja sind sogar nach dem mutmaßlichen 
Willen des Gesetzes selbst bei unterlaufenen Gesetzwidrigkeiten grundsätzlich 
unü berprüfbar. Aber es gibt auch Firkliehe öffentlichrechtliche Vertrüge, selten 
zwischen zwei Privatleuten oder einem Privatmann und einem Träger öffentliel]('i· 
Gewalt, häufiger zwischen zwei Rechtssubjekten der letzten Art. Zu den ül'Ht­
genannten Verträgen gehören z. B. gewisse Anstaltsbenutzungsverträge, bei denen 
die hoheitliche Natur des zweiten Vertragsteils ganz zurücktritt, beim Fernsprech­
anschlußvertrag z. B.29 oder einem Vertrage über die Gewährung eincs an sieh 
nicht bestehenden Rechts zur Benutzung eines städtischen Elektrizitätswerkes:lo. 
Auch die Straßenbenutzungsverträge zwischen Kleinbahnunternehmern und \Vege­
lInterhaltungspflichtigen, die während der Geldentwertung zum Gegenstande ein­
gehender wissenschaftlicher Untersuchungen gemacht wurden31, gchören hierher. 
Ebenso sind die zwischen einer Gemeinde und einem Unternehmer nach § ] [j des 
preußischen Fluchtliniengesetzes abgeschlossenen Straßenherstellungsverträge sol­
che des öffentlichen Reehts 32, da sie der Gemeinde dem Unternehmer gegenüber 
die gleichen hoheitlichen, im Verwaltungszwangsverfahren durchzusetzenden Be­
fugnisse einräumen wie die gesetzlichen gegenüber den Anliegern. Häufiger kommen 
öffentlichrechtliche Verträge zwischen zwei Trägern öffentlichcr Gewalt vor. Bei­
spiele sind die Konkordate zwischen Staat und Kirche, die Vereinbarungen zwischen 
Heieh und Ländern, die Eingemeindungsverträge zwischen zwei Gcmcinden33, 
soweit sie mehr sind als eine unmaßgebliche Unterlage für ein Gesetz oder einen 
einseitigen, die Eingemeindung aussprechenden VerwaltungHakt, die Verträge 
zwischen Kreisverband und Provinzialverband über die Unterhaltung öffcntlicher 
Wege 34. Die öffentliehrechtlichen Verträge beidür Art bringen ähnliche Fmgen 
mit sich wie die Verträge des Völkerrechts und deH Privatrechts. Namentlich 
hat die dausula rebus sie stantiblls auch im Ver\\'altungsrecht Bedelltung3ii . 

3. Inhaltliche Unterschiede. Durch alle Ver\\'altllngsakte hindurch geht die 
große Zweiteilung in begünstigende und belastende Akte. EH ist ohne wei­
teres klar, wird aber doeh mitunter übersehen, daß die Erforderni88e eine:,; rein 
begünstigenden Aktes, z. B. einer Erlaubniserteilung, weniger streng sind alt; die 
eines belastenden Aktes. Bei der Erteilllng einer Polizeierlaubnis z. B. kann Hieh die 
Polizei von Beweggründen leiten lassen, die beim Erlaß eines Polizeibefehls llll­

statthaft sind 36. Auch gilt der bekannte Grundsatz von der Gesetzmäßigkeit deI' 
Verwaltung nurfür die belastenden Akte. Gesetzlich nicht verbotene Zusagen , z. B. 
übel' die Zahlung einer Beihilfe an eine vom Hoehwasscr heimgesuchte Gemeinde 

28 V gl. z. B. PrOVG. 3. Mai 21, Entsch. 76, 256ft W ~gcn des Reichssteuerrechts vgI. 
O. BÜHLER Lehrbuch des Steuerrechts I 1927 S. 351ft - Über die sog. "Loskaufvcrträge" 
siehe oben S. 25. 

29 RG. III 20. Apr. 20, RGZ. 98, 341ft 
30 BayKompGH. 11. März 22, BayObLGZiv. 22 B, 23ff. 
31 Vgl. FLEISCHMANN in GruchotsBeitr. 61 (1917) S. 689ff. 
32 PrOVG. 7. März 18, Entsch. 74, 72ft; vgl. auch KIEFEBSAUER in BayCemZ. 36 (192ti) 

Sp. 805. 
33 Vgl. Z. B. PrOVG. 22. Jan. 12, Entsch. 62, 385ft; SächsOVG. 13. März 131l. 30. Juli 24, 

Jllhrb. 20, 266ff. u. 28, 204ff. 
34 Vgl. z. B. PrOVG. 19. Jan. 99, Entsch. 35, 245f.; vgl. auch PrOVO. 8. März 17 u. 

26. Juni 24, Entseh. 72, 31Off. u. 79, 225ft 
35 APELT Der verwaltungsrechtliche Vertrag 1920 S. 217ff. VgI. au eh SächsOVU. 

22. Apr. 27, Jahrb. 31, 32 ff. (Anfechtung wegen Irrtums). 
36 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 300ft 
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oder über Zulagen zum Beamtengehalt 37, bedürfen nicht der gesetzlichen Grund­
lage. 

Sieht man von dieser das ganze Reeht der Verwaltungsakte durchziehenden 
Zweiteilung ab, so liegt eine andere Zweiteilung nahe. Die Verwaltungsakte sind 
zumeist auf die Schaffung neuer Verhältnisse gerichtet, daneben gibt es aber auch 
Akte, bei denen sich die Behörde mit der Feststellung bestehender VerhältnisRe 
begnügt. Diese Zweiteilung in ändernde Verwaltungs akte und feststellende 
Verwaltungsakte liegt der folgenden Darstellung zugrunde. Aber sie erschöpft 
noch nicht alle Möglichkeiten staatlicher Betätigung. Auch das Gegenteil eines Ein­
greifens im Sinne einer Änderung oder einer Feststellung, auch das ablehnende 
Verhalten bedarf der Erwähnung. 

a) Das ablehnende Verhalten äußert sich entweder in Untätigkeit oder 
in einer ausdrücklichen Weigerung. 

Die Untätigkeit einer Behörde rückt in dem Augenblicke in den }3n­

reich des Rechts, in dem die Behörde verpflichtet ist> _~ic.h zu betätiKen. Der 
nach dem heutigen Stande der Verwaltungsgerichtsbarkeit in den meisten 
Ländern einzige Rechtsbehelf gegen behördliche Untätigkeit ist die Anrufung 
der vorgesetzten Behörde, bei Untätigkeit des Ministers eine Eingabe an die 
Volksvertretung. Der so naheliegende Gedanke, die Untätigkeit während einer be­
stimmten Frist wenigstens der Ablehnung der Vornahme eines Verwaltungsaktes 
gleichzusetzen, ist in Deutschland noch kaum verwirklicht. So steht dem Beamten 
für seine vermögensrechtlichen Ansprüche der Rechtsweg offen, aber erst nach 
Ablehnung seines Anspruchs durch die zuständige Behörde, meist den Minister. 
Der Minister kann aber die Entscheidung monate- und jahrelang hinauszögern, 
ohne daß hiergegen ein Gericht angerufen werden könnte, es sei denn auf dem Um­
wege über die Amtshaftung nach RV. Art. 131. Ein französisches Gesetz vom 
17. Juli 1900 setzt daher in vernünftiger Weise ein viermonatiges Schweigen einem 
ablehnenden Bescheide gleich. Das bayerische Gesetz über den Staatsgerichtshof 
vom 11. Juni 1920 enthält für die Zulässigkeit der Anbringung einer Verfassungs­
beschwerde gegen ein Ministerium eine ähnliche Bestimmung (§ 42). Auch das 
künftige Beamtenrecht wird vielleicht der französischen Regelung folgen 38• Vor­
läufig hilft sich die Rechtsprechung, wenn irgend möglich, mit der Annahme still­
schweigender Verwaltungsakte. Der Oberpräsident gibt z. B. eine weitere Beschwerde 
an den Landwirtschaftsminister ab; darin liegt nach Ansicht des OVG. ein still­
schweigender, die eigene Zuständigkeit verneinender Bescheid des Oberpräsidenten, 
der die Klage vor dem OVG. eröffnet 39, sehr wichtig, da die Klage gegen den Bescheid 
des Ministers unzulässig wäre. Das preußische Tumultschadengesetz vom 11. März 
1850 ließ die gerichtliche Geltendmachung des Schadens binnen vier Wochen 
nach dem Tage zu, an welchem dem Beteiligten der Bescheid des Gemeindevor­
stands zugegangen war (§ 5). Das Reichsgericht40 ließ aber die Klage auch dann 
zu, "wenn der Wille des Gemeindevorstandes, dem erhobenen Anspruche nicht Zll 

genügen, aus der gesamten Sachlage hervorging". 
Eine andere Bedeutung hat die behördliche Untätigkeit, wenn die Behörde 

nur die Befugnis, nicht die Pflicht zur Äußerung hat, und nach Ablauf einer be­
stimmten Frist die Befugnis verliert41 . Hier braucht man nicht die Vorstellung 
von einem stillschweigenden Verwaltungs akte zu Hilfe zu nehmen, auch wenn das 
Gesetz etwa sagt, das behördliche Schweigen innerhalb dreier Wochen gelte als Ge­
nehmigung, vielmehr ist hier die Zulässigkeit des zu Genehmigenden aufschieben<l 

37 V gl. z. B. RG. III 3. Apr. 25, RGZ. llO, 385ff. 
38 Vgl. vorerst § 446 der Reichstagsdrucksache 24 der IV. Wahlperiode. 
39 PrOVG. 25. Sept. 17, Entsch. 73, 374ff.; vgl. auch PrOVG. 10. Okt. 16, PrVerwBI. 38 

(1917) S. 493f. 
40 RG. VI 24. :vIärz 22, RGZ. 105, 122. 41 Vgl. z. B. pr. G. v. 10. Fehr. 23 § 7IV• 
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bedingt von der Erteilung der Genehmigung oder der Nichtversagung der Geneh­
migung innerhalb der angegebenen Frist. Die Frist ist im Grunde eine Einspruchs­
und keine Genehmigungsfrist. 

Außer der Untätigkeit gibt es als ablehnendes Verhalten noch die Weigerung. 
Die am häufigsten vorkommende Form der Weigerung ist die Versagung 

eines vom einzelnen beantragten, für ihn günstigen Verwaltungsaktes : Versagung 
der Bauerlaubnis, der Erteilung eines Wandergewerbescheins, der Entlassung aus 
dem Staatsverbande, des Urlaubs. Im Gegensatze zur Untätigkeit ist die Ver­
sagung ein der Anfechtung im Verwaltungsstreitverfahren unterliegender Verwal­
tungsakt. Allerdings erweist sich das rein Negative der Versagung gerade hierbei: 
das die Versagung aufhebende Urteil des Verwaltungsgerichts setzt nicht etwa den 
beantragten Verwaltungsakt an die Stelle der Versagung, sondern stellt nur den 
vor der Versagung vorhanden gewesenen Rechtszustand wieder her, verpflichtet 
also die Behörde zur nochmaligen Prüfung des Antrags. 

Besteht die Versagung in der Weigerung zur Vornahme eines begünstigen­
den Aktes, so enthält die Nichtbeanstandung die Erklärung, gegen einen Zu­
stand oder eine Begebenheit nicht einschreiten zu wollen42 • Mitunter bittet der 
des Rechts unkundige Bürger um die Erlaubnis zu einer gar nicht erlaubnispflich­
tigen Betätigung, z. B. der Gründung eines Vereins. Die Behörde muß dann, wenn 
sie sich nicht ungehörigerweise eine ihr nicht zustehende Befugnis anmaßen will, 
antworten, daß das Vorhaben nicht zu beanstanden sei. Unter Umständen kann es 
wichtig sein, die Nichtbeanstandung von der Erteilung einer Erlaubnis zu scheiden. 
Die Nichtbeanstandung will dem Antragsteller keine Freiheit verleihen, die ihm 
nicht ohnedies zusteht. Beruht sie auf irriger Gesetzesauslegung, so kann sie ohne 
weiteres richtiggestellt werden, während die Zurücknahme einer rechtsirrig erteilten 
Erlaubnis unter Umständen nicht zulässig ist. Die Nichtbeanstandung kann aber 
auch den Entschluß bedeuten, keinen rechtsvernichtenden Akt, keine "Bean­
standung" mit Einspruchswirkungen vornehmen zu wollen, und kommt in diesem 
Sinne vor allem im Kommunalrecht vor. So hat der Gemeindevorstand nach § 15 
des preußischen Zuständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 gesetzwidrige Be­
schlüsse der Gemeindevertretung zu beanstanden; die gleiche Befugnis steht dem 
Gemeindevorsteher gegen gesetzwidrige Beschlüsse des kollegialen Gemeinde­
vorstandes zu (§ 29). Wie nun, wenn der zu beanstandende Beschluß des kolle­
gialen Gemeindevorstands in der Nichtbeanstandung eines Beschlusses der Ge­
meindevertretung besteht? Das OVG. steht in solchen und ähnlichen Fällen auf 
dem Standpunkt, daß gegen rein negative Beschlüsse eine Beanstandung un­
zulässig sei 43, da sie hier doch nichts erreiche, namentlich die vom Verwaltungs­
gericht etwa aufgehobene Nichtbeanstandung nicht gleichbedeutend mit einer 
Beanstandung wäre. Hier scheint ein durch die Häufung von Negationen er­
klärlicher Irrtum des OVG. vorzuliegen. Die Aufhebung der Nichtbeanstandung 
hätte allerdings keine unmittelbare positive Wirkung, sie würde aber den kolle­
gialen Gemeindevorstand zur nochmaligen Beratung und Beschlußfassung zwingen. 
Namentlich springt die Verwandtschaft der Nichtbeanstandung mit der Versagung 
ins Auge. Da das OVG. die Anfechtung von Versagungen zuläßt, ist seine abwei­
chende Stellungnahme zur Anfechtbarkeit sonstiger negativer Beschlüsse nicht 
recht erklärlich. 

b) In die ändernden, insbesondere gestaltenden Verwaltungs akte läßt 
sich durch Anlehnung an die Arten der Rechtssätze - befehlende, freiheitgewährende, 
machtverleihende und -entziehende, aufhebende - eine gewisse Ordnung bringen. 

42 Über die Weigerung zum Einschreiten gegen einen Dritten vgl. oben S. 196. 
43 PrOVG. 12. Juni 13, Entsch. 65, 138ff.; vgl. auch PrOVG. 20. Mai 24 u. 29. Mai 25, 

PrVerwBl. 45, 469 u. 46, 488. Wegen der Besonderheit des Falles richtig SächsOVG. 14. Juli 26. 
Jahrb. 30, 50ff. 
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Es begegnet also zunächst der Befehl in seinen beiden Spielarten Ge bot und 
Ver bot. Den Unterschied kennen wir bereits (oben S. 182f.), das Gebot setzt Leben 
voraus, das Verbot würde auch vom Leblosen erfüllt werden. Die Vorladung der 
Auskunftsperson, die Aufforderung zur Abgabe einer Steuererklärung, die an den 
Beamten ergehende Anordnung zur Bearbeitung einer Angelegenheit, der Befehl 
an den ansteckend Kranken, sich heilen zu lassen, sind Beispiele für Gebote, die 
Anordnung, einen geplanten Gewerbebetrieb nicht zu eröffnen, über ein bestimmtes 
Vorkommnis strengstes Stillschweigen zu beobachten, auf dem eigenen Grund­
stück keinen Bretterzaun zu errichten, Beispiele von Verboten. Die Unterschei­
dung ist wichtig, wenn das Gesetz nur zum Erlasse von Verboten ermächtigt, oder 
wenn der Polizei vorgeworfen wird, sie habe mehr angeordnet als nötig war, da 
sie ein Gebot, z. B. die Anordnung zum Neubau einer Treppe, erlassen habe, wo 
doch ein Verbot, z. B. das Gebäude vor Neubau der Treppe als Versammlungs­
lokal zu benutzen, ausgereicht hätte. 

Das Gegenstück zum Befehle bildet die Freiheitgewährung. Wird die 
Freiheit von einem Verbote erteilt, so spricht man von Erlaubnis, bei einer außer­
gewöhnlichen Erlaubniserteilung von Dispens, einem Worte, das übrigens auch 
für außergewöhnliche Machtverleihungen üblich ist. Für die Gewährung der Frei­
heit von einem Gebote fehlt ein allgemein eingebürgerter Ausdruck, doch kann 
man hier von Pflichtentbindung oder besser von Befreiung sprechen 44. Da die 
Polizei sich vor allem in Verboten, die Finanzbehörden in positiven Anordnungen 
betätigen, ist der Hauptsitz der Erlaubnis das Polizeirecht, der Befreiung das 
Finanzrecht. Statt Erlaubnis findet sich auch häufig der Ausdruck "Genehmi­
gung", für Bauerlaubnis der Ausdruck "Baukonsens" . Auch das Wort "Kon­
zession" kommt im Sinne von "Erlaubnis" vor, so bedürfen Unternehmer von 
Privat-Kranken-, Privat-Entbindungs- und Privat-Irrenanstalten einer "Kon­
zession", die nichts anderes ist als eine Erlaubnis (GewO. § 30), doch wird es besser 
für die machtverleihenden Verwaltungsakte vorbehalten. Zu den Erlaubnisertei­
lungen gehören ferner Bescheinigungen, die zunächst nur feststellen, daß der beab­
sichtigten Betätigung nichts im Wege steht, die aber doch mehr sind als gewöhn­
liche Feststellungen, da ohne sie die beabsichtigte Betätigung unerlaubt bleibt. 
So ist die "Bescheinigung", daß ein Bauvorhaben den gesetzlichen Bestimmungen 
entspricht, keine bloße Nichtbeanstandung, sondern, da ohne sie das Bauen un­
erlaubt wäre, eine Erlaubnis. Auch die Befähigungszeugnisse der Seeschiffer, See­
steuerleute, Maschinisten der Seedampfschiffe und Lotsen, die Prüfungszeugnisse 
der Hebammen und Hufschmiede (GewO. §§ 31 I, 30m , 30a) sind zwar an sich 
bloße Feststellungen, haben aber daneben noch die Bedeutung von Erlaubnis­
erteilungen, da ohne diese Zeugnisse die Ausübung der genannten Berufe unzulässig 
ist. Um der Eigenart solcher Zeugnisse gerecht zu werden, kann man sie Beschei­
nigungen mit Erlaubniswirkungen nennen. Die Erlaubniserteilungen be­
gründen subjektive Rechte nur in dem Maße, als man die Freiheitsrechte als echte 
subjektive Rechte anerkennt, also nach dem von uns früher (S. 197) Ausgeführten 
insofern, als der Erlaubnisempfänger einen Unterlassungsanspruch gegen den Staat 
erwirbt. Nur in besonderen Fällen hat die Erlaubnis die weitergehende Wirkung 
einer Machtentziehung gegen dritte Personen, daher diesen in solchen :Fällen 
vorher Gelegenheit zur Erhebung von Einwendungen gegeben werden muß. Der 
bekannteste Fall ist die Genehmigung gewerblicher Anlagen der im § 16 GewO. 
bezeichneten Art. Ist z. B. eine Fabrik rechtskräftig genehmigt worden, dann 
können die Nachbarn nicht mehr die ihnen vielleicht sonst zustehende Klage auf 
Einstellung des Gewerbebetriebs erheben, sondern nur noch auf Herstellung 
von Schutzvorrichtungen oder auf Geldentschädigung klagen (GewO. § 26). 

H OTTO MAYER I S. 357 schlägt "Gestattung" vor, doch macht der gewöhnliche Sprach­
gebrauch zwischen Erlaubnis und Gestattung keinen Unterschied. 
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Diese Abart nicht ganz reiner Erlaubniserteilungen leitet über zu den Macht­
verleihungen und Machtentziehungen, bekannter unter dem Namen rechts­
begründender und rechtsvernichtender oder auch "konstitutiver" Verwaltungs­
akte. Wir vermeiden jede Anspielung auf die Schaffung und Beseitigung sub­
jektiver Rechte absichtlich, da der berechtigte Einwand, auch die Erlaubnis, auch 
die Befreiung begründe subjektive Rechte, sei also ein rechtsbegründender Akt, 
allzu nahe liegt. Machtverleihende Akte sind z. B. die Anstellung im Staatsdienst" 
die Schaffung einer juristischen Person, die Verleihung eines Patents, des Berg­
werkseigentums, die Volljährigkeitserklärung, die Verbindlichkeitserklärung eirlPS 
Schiedsspruchs45 • Für die Verleihung eines Rechts an einer öffentlichen Sache, z. B. 
einer Straße, einem Wasserlauf, einem Stück des Meeresstrandcs, und für die Am.;­
stattung eines Privatmanns oder einer Privatgesellschaft mit den Befugnissen 
einer öffentlichen Unternehmung ist der Ausdruck "Konzession" üblich; eben deH­
halb vermeidet man, wie oben gezeigt, den Ausdruck besser bci der Bezeichnun~ 
einer Erlaubnis, denn die "Konzession" des mit bahnpolizeilichen Befugnissen ver­
bundenen Eisenbahnbetriebs für eine Aktiengesellsehaft enthält offcnbar mehr als 
die sog. Gastwirtschaftskonzession, die dem Inhaber der Wirtschaft nur seine 
natürliche Freiheit wiedergibt, aber keinerlei hoheitliche Befugnisse vcrleiht. Bei­
spiele für machtentziehende Verwaltungsakte sind die Kündigung eincs auf KÜll­
digung angestellten Beamten46, die Auflösung einer juristischen Person, die Ent­
eignung, die Beschlagnahme47, die Auflösung eines privatrechtlichen Vertrags 
durch staatliche Verfügung48, die Entmündigung, die Entziehung der Staats­
angehörigkeit. Zu den machtentziehenden Verwaltungsakten gehören auch solche, 
die das Wirksamwerden eines Beschlusses oder einer sonstigen Willenserklärung 
hindern, z. B. die Beanstandungen eines Gemeindebeschlusses, Einsprüche mannig­
facher Art. Die Androhung einer Strafe ist ebenfalls für den einzelnen ein macht­
entziehender Verwaltungsakt, für den Staat eine Machtverleihung, beides bedingt 
durch den Eintritt des mit Strafe bedrohten Ereignisses. 

Dami~ ist, abgesehen von den Verwaltungsakten tatsächlicher Art, von denen 
noch zu sprechen sein wird, der Kreis möglicher positiver Verwaltungsakte geschlos­
sen. So wie es nur befehlende, freiheitgewährende, machtverleihende und macht­
entziehende Gesetze gibt außer den aufhebenden, so gibt es auch für den Einzel­
fall nur Befehle, Freiheitgewährungen, Machtverleihungen und MachtentziehungCll. 
Nun fehlt nur noch der den früheren Verwaltungsakt wieder beseitigende, der 
a ufhe bende Verwaltungsakt im weiteren Sinne, deshalb im weiteren Sinm" 
weil man im engeren Sinne unter Aufhebung die Rückgängigmachung eincs Ver­
waltungsakts durch die höhere Behörde versteht. Der allgemeine Ausdruck für 
die Aufhebung eines Verwaltungsakts durch die Behörde, die ihn erlassen hat, 
ist Zurücknahme, der Ausdruck Widerruf wird meist für die Zurücknahme 
eines begünstigenden Aktes gebraucht. Wann der Widerruf zulässig ist" sei am Ende 
des Paragraphen erörtert. Hier begegnet nur die Frage, ob die Einführung der auf­
hebenden Verwaltungsakte neben den positiven wirklich nötig ist, ob nicht ins­
besondere di~ Zurücknahme einer erteilten Erlaubnis einem Verbotc gleichkommt. 
Die Frage ist zu verneinen. Schon wenn die Erlaubnis nötig war, ist ihre Zurück­
nahme weniger als ein Verbot, ist namentlich keine genügende Grundlage für den 
Verwaltungszwang, die Zurücknahme müßte denn mit einem Verbote verbunden 
sein. Vor allem aber zeigt sich der Unterschied bei der unnötigerweise erteilten 

45 Vgl. ERWIN JACOBI Grundlehren des Arbeitsrechts 1927 S. 416ff. 
46 SächsOVG. 4. Febr. 25, Jahrb. 28, 177ff. 
47 über die Wohnungsbeschlagnahme vgl. AUERBACH und HEIN im PrVcrwBl. 45 (1924) 

S. 87f., 239 ff. 
48 ReichsVO. v. 2. Nov. 23 § 7; für die Kriegszeit vgl. J. GOLDSCHMTDT lind KÖPPEL im 

ArchZivPrax. 117 (1919) S. Iff. u. S. 229ff. 
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und dann widerrufenen Erlaubnis49 • Mit dem Widerruf wird der vor der Erteilung 
vorhanden gewesene Zustand hergestellt, das ist aber die Erlaubtheit kraft Gesetzes 
und eben nicht das Verbotensein kraft Verwaltungsaktes 50• 

So bleiben nur noch die Verwaltungsakte tatsächlicher Art, d. h. 
körperliche Betätigungen, die einen Eingriff in die Rechtssphäre des Bürgers oder, 
wie bei der Übergabe der Rettungsmedaille, eine Vorteilsgewährung für ihn dar­
stellen. Rechtlich bedeutsam sind vor allem die Eingriffe. Die Verbringung 
des Trunkenen oder der Dirne auf die Waehe, des gefährlichen Massenführers 
in Schutzhaft, des lästigen Ausländers an die Grenze, die Zwangsimpfung, Zwangs­
heilung, Zwangscntlausung, das Eindringen in eine Wohnung, die Vornahme von 
Arbeiten auf einem Privatgrundstück, die Plombierung des Bierhahns sind offen­
bar solche Eingriffe tatsächlicher Art. Was sie zu Verwaltungsakten macht, die 
bei behauptcter Rechtswidrigkeit dem geordneten Anfechtungsverfahren vor den 
Verwaltungsgerichten unterliegen, ist der in ihnen steckende Duldungsbefehl 
der Verwaltungs behörde , den tatsächlichen Eingriff über sich ergehen zu lassen 51. 

Aber auch Akte, die nicht so deutlich in die Sphäre des einzelnen eingreifen wie die 
genannten, können bei verfeinerter Anschauung über die Grenze der persönlichen 
Rechtssphäre als Eingriffe tatsächlicher Art angesehen werden, so die räumliche 
Nähe des Polizeibeamten, der eine Frau vor einer unsanften ehelichen Aussprache 
schützen oder der kraft Auftrags des Bürgermeisters einen Lehrer daraufhin über­
wachen soll, ob er nicht die Polizeistunde überschreite 52. Selbst ehrenkränkende 
Äußerungen der Polizeibehörde, wie Warnungen vor dem Geschäftsgebaren eines 
bestimmten Kaufmanns, können kraft des ihnen zugrunde liegenden Duldungs­
befehls Verwaltungsakte sein, die der Betroffene vor den Verwaltungsgerichten 
anfechten kann (vgl. S.22f.). 

Diese Verwaltungsakte tatsächlicher Art legen die Frage nahe, ob es sich 
empfiehlt, die andern Verwaltungsakte, wie Befehle, Erlaubniserteilungen, Macht­
verleihungen u. dgl., als "rechtsgeschäftliche" Verwaltungsakte zu bezeichnen, 
zumal KORMANN sein bekanntes Buch "System der rechtsgeschäftlichen Staats­
akte" genannt hat. Wir verneinen die Frage mit Rücksicht auf das Sprachgefühl. 
So mannigfach die Ähnlichkeiten zwischen den privaten und den öffentlichrecht· 
lichen Willenserklärungen sein mögen, so sind es doch keine "Geschäfte", die der 
Staat bei Betätigung seiner hoheitlichen Gewalt abschließt. Die Sprache wird nie 
zulassen, daß man die Enteignung, die Steuerveranlagung, das Polizeiverbot, den 
Widerruf einer polizeilichen Genehmigung als "Rechtsgeschäft" bezeichnet. Die 
Sprache hat aber mit ihrer Unterscheidung auch recht. Denn das Verhältnis des 
Verwaltungsaktes zum Gesetze ist ein anderes als das des privaten Rechtsgeschäfts. 
Das private Rechtsgeschäft, z. B. ein Vertrag, ist nur gültig, weil ein frei erlassenes 
und frei wieder aufhebbares Gesetz sein "ita ius esto" dahintersetzt. Auch die 
Gültigkeit eines Verwaltungsaktes allerdings läßt sich nur erklären ver mittels eines 
Rechtssatzes, daß eben die Vornahme jenes Aktes rechtliche Wirkungen nach sich 
zieht, aber dieser Rechtssatz hängt so eng mit dem Staate zusammen, daß der 
Staat aufgehoben wird, wenn man alle Rechtssätze dieser Art streicht. Ein Staat, 
der keine Verwaltungsakte vornehmen kann, ist kein Staat mehr, und umgekehrt: 
sobald ein Staat da ist, ist auch mindestens eine Stelle da, die hoheitliche Akte im 
Einzelfall vornehmen kann. Daher ist die Ermächtigung zum Erlasse von Ver-

49 Beispiele für unnötigerweise erteilte Genehmigungen bei PrOVG. 14. Apr. 16 u. 8. Nov. 
17, Entsch. 70, 176ff. u. 73, 322ff. 

50 Anders OldOVG. 21. Mai 08, OldZ. 36 (1909) S. 31, für den gleichliegenden Fall der 
Versagung. 

51 PrOVG. 10. Apr. 24, Entsch. 79, 400ff. (gewaltsames Eindringen in die Wohnung); 
vgl. auch PrOVG. 28. Okt. 10, Entsch. 58, 264ff. 

52 Vgl. den Disziplinarfall PrOVG. 28. Juni 12, Entsch. 63, 464ff. 
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waltungsakten anders geartet als die zur Vornahme privater Rechtsgeschäfte, 
und auch aus diesem Grunde empfiehlt sich der Ausdruck "rechtsgeschäftlicher 
Verwaltungsakt " nicht. Der "rechtsgeschäftliche Staatsakt" bildet bei 
KORMANN noch einen Gegensatz zum "rechtshandlungsmäßigen Staatsakt" 53. 

Der Unterschied soll darin bestehen, daß sich bei den Rechtshandlungen, anders 
als bei den Rechtsgeschäften, rechtliche Wirkungen ohne Rücksicht auf den Willen 
des Handelnden ergeben. Als Beispiel nennt KORMANN die öffentliche Urkunde 
im Gegensatze zum richterlichen Urteil (S. 23f.). "Wenn ein Beamter innerhalb 
der Grenzen seiner Amtsbefugnisse in der vorgeschriebenen Form eine Urkunde 
aufgenommen hat, so hat er damit eine öffentliche Urkunde geschaffen und sie 
ist ein taugliches Objekt zu einer Urkundenfälschung nach StGB. §267, auch wenn 
der Beamte erklärt haben sollte, sein Machwerk solle keine öffentliche Urkunde 
sein." Beim richterlichen Urteil soll es anders liegen. Aber gerade dies Beispiel 
zeigt, welch geringen Wert die Unterscheidung zwischen Rechtshandlungen und 
Rechtsgeschäften im öffentlichen Rechte hat. Denn offenbar ist das, was KOR­

MANN von der öffentlichen Urkunde sagt, nicht richtig. Die im Scherz aufgenom­
mene öffentliche Urkunde ist ebensowenig eine öffentliche Urkunde wie das im 
Scherz, etwa ironisch, ausgesprochene Urteil ein Urteil ist. Ein Unterschied zwi­
schen öffentlicher Urkunde und richterlichem Urteil in dem von KORMANN an­
gedeuteten Sinne besteht nicht. Bedenkt man noch, daß auch die Rechtsprechung 
ohne die Unterscheidung der Verwaltungsakte in rechtsgeschäftliehe und anders­
geartete auskommt, so liegt für uns keinerlei Grund vor, uns des Ausdrucks "rechts­
geschäftlicher Verwaltungs akt" zu bedienen. 

c) Feststellende Verwaltungsakte sind nicht so häufig wie ändernde, 
da eben das Lebenselement der Verwaltung die Handlung ist. Daher versteht eB 
sich keineswegs von selbst, daß die zur Vornahme eines ändernden Verwaltungs­
aktes befugte Behörde auch zuständig für Feststellungen verwandter Art sein 
soll. So konnte früher der Regierungspräsident auf Antrag Familiennamen ändern ; 
daraus durfte er aber nicht die Befugnis zur Feststellung zweifelhafter Namen 
herleiten 54. Ebensowenig folgt aus der Befugnis, einen Weg zu einem öffentlichen 
zu machen, die Zuständigkeit zur Feststellung der bestrittenen Öffentlichkeit 
eines Weges. Auch die bindende Auslegung eines Verwaltungsaktes steht 
nicht der Behörde zu, von der der Akt stammt; wohl wird sie darüber gehört, 
ob sie z. B. mit der Genehmigung eines "Schalterverkaufs" nur den Verkauf über 
die Straße oder auch den Ve kauf zum Genuß auf der Stelle gemeint hat, aber bin­
dend ist ihre Auskunft nicht55• Ja, der Gedanke der Trennung der Gewalten ist 
uns so sehr in Fleisch und Blut übergegangen, daß wir es als einen schweren Mangel 
empfinden, wenn endgültige, unüberprüfbare Feststellungen den Behörden der ak­
tiven Verwaltung und nicht den Verwaltungsgerichten zugewiesen werden. Gerade 
das gab der Verwaltung der Kriegs- und Nachkriegszeit den Anstrich des Polizei­
staatlichen, daß es bei den Maßnahmen der Kriegs- und übergangswirtschaft 
immer wieder hieß, die oder jene Verwaltungsbehörde entscheide endgültig. Vor 
allem machte die schon früher erwähnte Abgeltungserweiterungsverordnung vom 
24. Oktober 1923 böses Blut, die nicht nur die Abgeltungssachen den Gerichten 
entzog, sondern auch die Entscheidung der Vorfrage, ob etwas eine Abgeltungs­
sache ist, dem Reichsminister der Finanzen übertrug. Aber auch in gewöhnlichen 
Zeiten sind noch nicht alle Feststellungen verwaltungsrechtlicher Art den Ge­
richten übertragen. So entscheidet über die Öffentlichkeit eines Weges in Baden 

53 Über die Unterscheidung im Privatrecht vgl. H. NEUMANN Studie über Rechtshandlung 
und Rechtsgeschäft, Festg. f. WILKE 1900 S. 207ff. 

54 PrOVG. 5. Mai 13, Entsch. 65, 264ff. 
55 PrOVG. 29. Apr. 15, Entsch. 69,368ff. Über die Auslegung polizeilicher Verfügungen 

allgemein vgl. SCHULTZENSTEIN im PrVerwBl. 44 (1923) S. 236ff. 
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und in Mecklenburg-Schwerin bis auf den heutigen Tag das Ministerium des 
Innern endgültig 56. 

Die wichtigste Einteilung innerhalb der feststellenden Verwaltungsakte ist 
die in Beurkundungen und Entscheidungen. Gegenstand der Beurkundung 
ist meist eine Tatsache, der Entscheidung meist ein Rechtsverhältnis, doch gibt 
es auch Urkunden über Rechtsverhältnisse, wie den Heimatschein, und Entschei­
dungen über Tatsachen, wie die über die Echtheit einer Urkunde. Besser sind Ur­
kunden und Entscheidungen dadurch gekennzeichnet, daß die Beurkundung ein 
grundsätzlich überprüfbarer, die Entscheidung ein grundsätzlich unüberprüfbarer 
Verwaltungs akt ist. 

d) Zusammengesetzte Verwaltungsakte. Nebenbestimmungen. Die 
möglichen Arten von Verwaltungsakten sind uns jetzt bekannt. Aber nicht imII\er 
treten sie so rein auf, wie im vorstehenden dargestellt wurde. Verbote können mit 
Geboten, Machtentziehungen mit Verboten, Gebote mit Erlaubniserteilungen ver­
bunden sein. Für einen mathematisch geschulten Kopf wäre es eine dankbare Auf· 
gabe, alle nur denkbaren Kombinationsmöglichkeiten zu ermitteln. Wir begnügen 
uns' mit den am häufigsten vorkommenden Verbindungen, nämlich denen, in 
denen ein zweiter Verwaltungsakt oder eine sonstige Maßgabe als Nebenbestimmung 
auftritt. 

Durch OTTO MAYERS Sprachprägung bekannt ist das Verbot mit Erlaubnis­
vorbehalt 5?, indessen stellt es mehr die Verbindung einer Rechtsnorm mit einem 
Verwaltungsakt dar als die Verbindung zweier Verwaltungsakte miteinander. 
So verbietet die Gewerbeordnung zunächst den gewerbsmäßigen Betrieb einer Gast­
wirtschaft, sieht aber eine Entbindung von dem Verbote durch Erteilung einer 
Erlaubnis vor. Doch sind auch verbietende Verwaltung;akte mit Erlaubnisvor­
behalt denkbar. Die Polizeibehörde verbietet z. B. einem bestimmten Ausländer 
den Wechsel seiner Arbeitsstätte ohne vorhergehende polizeiliche Erlaubnis. Hier 
ist der Hauptverwaltungsakt, das Verbot, auflösend bedingt durch die zu er­
teilende Erlaubnis. 

In gewissem Sinne das Gegenstück hierzu bildet die Erlaubnis mit Wider­
rufsvorbehalt. Wenn die Erteilung der Erlaubnis im freien Ermessen der Be­
hörde steht, ist es ihr im Zweifel unbenommen, als auflösende Bedingung den 
freien Widerruf beizufügen. Die Auffassung des preußischen OVG., der Vorbehalt 
freien Widerrufs sei umzudeuten in einen Vorbehalt polizeilich gebundenen Wider­
rufs, läßt sich nicht halten 58. Die neue Landesverwaltungsordnung für Thüringen 
vom 10. Juni 1926 läßt denn auch den zulässigerweise vorbehaltenen Widerruf 
ohne Einschränkung zu (§§ 142f.). 

Durch den Widerruf einer Erlaubnis mit Widerrufsvorbehalt wird das Er­
laubte wieder zu etwas kraft Gesetzes Verbotenem. Eine Verbindung zwischen 
Erlaubnis und Ge bot bildet die Erlaubnis mit Auflage. Jemand erhält die 
Erlaubnis zum Neubau eines Hauses mit der Auflage, ein Gartengitter zu errichten. 
Der Verwaltungsakt setzt sich hier zusammen aus einer unbedingten Erlaubnis 
zu bauen und einem bedingten Befehle zur Errichtung des Gartengitters, falls 
nämlich von der Bauerlaubnis Gebrauch gemacht wird. Tritt die Bedingung ein, 
so hat die Behörde die Möglichkeit zur Erzwingung der jetzt unbedingt gewor­
denen Pflicht 59. Auch mit andern begünstigenden Akten, wie Konzessionen, können 

56 Bad. Straßenges. v.14. Juni 84 § 37 Ib, AusfVO. v.17. Jan. 85 §2 la, § 31 V; meckl.-schw. 
WegeO. v. 17. Febr. 97 § 38. - Andere Beispiele für bindende Verwaltungsentscheidungen 
bpi PrOVG. 31. Mai 12, Entsch. 62, 94ff., u. OldOVG. 7. Okt. 09, OldZ. 37 (1910) S. 290ff. 

57 OTTO MAYER I S. 239. 
58 V gl. unten S. 270f. 
69 Anderes Beispiel bei PrOVG. 27. Febr. 17, Entsch. 72, 4lOff. (Genehmigung zur Ab­

deckung eines Daches mit der Auflage, es später durch ein anderes zu ersetzen). 
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Auflagen verbunden werden. Nicht zu verwechseln mit der auflagebeschwerten 
Erlaubnis ist die den Antrag in gewissen Einzelheiten abändernde Erlaubnis. Der 
Bauherr will so bauen, daß der Kamin in die Ecke kommt, in d('r Baugenehmi­
gung verlangt die Behörde, daß er in die Mitte der Wand eingebaut werde. Hier 
liegt keine Erlaubnis mit Auflage vor, sondern eine Erlaubnis mit Versagung einer 
Einzelheit. Denn der Bauherr kann das Zimmer auch ganz ohne Kamin laHs('n, 
der Baupolizeibehörde lag nur daran, daß der Kamin nicht in dic Ecke kam, das 
andere war nicht mehr als ein Vorschlag. 

Nicht zu verwechseln mit der auflagebeschwertcn Erlaubni,; iHt auch die be­
dingte Erlau bnis60 • Die vorgesetzte Dienstbehörde erteilt z. B. Urlaub unter 
der Bedingung, daß vor Beginn des Urlaubs ein anderer Beamter Heinen Dienst 
wieder angetreten hat, oder die Ortspolizeibehörde erteilt die Genehmigung zur 
Lagerung von Benzin in der Nähe eines WaldeR, wenn außerdem noch die :Forst­
behörde ihre Einwilligung dazu erklärt. Vor Eintritt der Bedingung bleibt hier 
das bedingt Erlaubte nach wie vor verboten, und die Behörde hat es, im GegenRatze 
zur Auflage, nicht in der Hand, den Erlaubnisempfänger zur Erfüllung der Bedin­
gung, also im zweiten Beispiel zur Einholung der Genehmigung der Forstbehördl', 
zu nötigen. Außer der bedingten Erlaubnis gibt es noch andere bedingte Verwal­
tungsakte, wie Befehle6! und Befreiungen. Doch sind gewisse Verwaltungsakk, 
namentlich unter den machtverleihenden und machtentziehemlen, ausgesprOChl'1l 
bedingungsfeindlich. So kennt das Recht keine bedingte Einbürgerung oder 
Entziehung der Rechtsfähigkeit; auch eine bedingte Doktorpromotion wäre un­
zulässig. 

Endlich gibt es noch Erlaubniserteilungen mit ZeitbestimmungeIl. 
Dem Karussellbesitzer wird die Erlaubnis zum Karm;sellbetrieb für Sonntag, den 
24., und Montag, den 25. Oktober, erteilt. Oder die Polizeistunde wird bis zum 28. Fp­
bruar auf zwei Uhr verlängert. Nach Ablauf der bestimmten Tage oder deR End­
termins verliert die Erlaubnis ohne weiteres ihre Gültigkeit; einpr ausdrücklich(,ll 
Mahnung von seiten der Polizeibehörde bedarf es nicht. Ob die Behörde eine allf 
dreißig Tage erbetene, aber nur für fünfzehn Tage erteilte Genehmigung innerhalb 
der fünfzehn Tage ohne neuen Antrag auf dreißig Tage erHtrecken kann, läßt Hieh 
nicht mit Sicherheit sagen. Es kommt darauf an, ob dip Behörde mit der erHtell 
Genehmigung den weitergehenden Antrag endgültig oder llur vorläufig hat a h­
weisen wollen62 • 

IH. Gültigkeit und Ungültigkeit der Vel'waltnngsakte. 

Voranzuschicken ist etwas Sprachliches. Untcr G ül tigkei teines Verwaltung,.;­
aktes versteht man dessen unbedingte Wirksamkeit. DieH j"t der Fall beim fehler­
los zustande gekommenen Verwaltungsakt und dem nur mit geringen Fehkl'll 
behafteten. Ungültigkeit dagegen bedeutet nach dem vielleicht bedauerlichen, 
aber in der Verwaltungsrechtswissenschaft nun einmal eingehürgerten Sprach­
gebrauch nicht einfach soviel wie UnwirkRamkeit, sondern, die Unwirksamkeit 
allerdings mit umfassend, soviel wic nicht unbedingte Wirksamkeit. Sowohl 
der schlechthin unwirkHame als auch der bedingt unwirksame Verwaltungsakt 
ist also "ungültig". Gerade dies "Nicht-unbedingt-wirksam-sein" deutet aber an, 
daß hier mannigfache Unterscheidungen nötig sind und viele Schwierigkeiten 
verborgen liegen. 

60 Über den Unterschied vgl. z. 13. PrOVG. 10 .• Tuni 12, Entsch. H4, 481ff. 
61 Vgl. PrOVG. 18. Dez. 19, PrVerwBl. 41 (1920) S. 829f. 
62 V gl. einen ähnlichen Fall bei PrOVG. 22. Sept. 21, Entsch. 77. 167ff. - Über eine 

andere Frage der zeitlichen Nebenbestimmungen (Rüekdatierung) vgl. I~G. III 21. Nov. 24, 
.JW. 1925 S. 62lf. 
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1. Die Hauptunterscheidung der Ungültigkeit ist die in Unwirksamkeit einer­
seits, Anfechtbarkeit, Widerruflichkeit andererseits. 

Unwirksamkeit ist die von sich aus bestehende Unbeachtlichkeit eines 
Verwaltungsaktes. Die Straßenbaubehörde z. B. erteilt die Genehmigung zum 
Bau eines Wohnhauses; die Genehmigung ist ohne weiteres unwirksam. Weitere 
Beispiele werden uns später begegnen. Innerhalb der Unwirksamkeit kann man 
wieder Stärkegrade unterscheiden. So ist die empfangsbedürftige Anordnung, 
die versehentlich unausgefertigt bei den Akten geblieben ist, noch nicht wirk­
sam geworden. Die Anordnungen des Hauptmanns von Köpenick waren noch we­
niger, da sie nicht einmal den Keim der Wirksamkeit in sieh trugen, sie waren 
nichtig. Dagegen ist der soeben als Beispiel genannte Verwaltungsakt einer 
gänzlich unzuständigen Behörde unwirksam im engeren Sinne, da er doch, 
einmal erlassen, wenigstens die Vermutung der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit 
für sich hat. Endlich gibt es noch unvollziehbare Akte, z. B. die Ausweisung 
eines früheren Deutschen, den kein Deutschland benachbarter Staat über die Grenze 
läßt. Die Unterscheidung der Unwirksamkeit nach solchen Stärkegraden ist an 
sich fruchtbar; um aber die an sich schon nicht unerheblichen Schwierigkeiten 
nicht noch mehr zu steigern, sprechen wir in all diesen Fällen von Unwirksamkeit 
schlechthin. 

Anfechtbarkeit bedeutet im Gegensatze zum privatrechtlichen Sprach­
gebrauch nicht einfach Unwirksamwerden eines Verwaltungsakts auf eine An­
(eghtungserklärung hin, sondern die Pflicht einer Behörde zur Aufhebung eines 
dem einzelnen ungünstigen Verwaltungsaktes auf dessen Antrag. In einem wei­
teren Sinne nennt man schon die Möglichkeit, eine Behörde zur Prüfung eines Ver­
waltungsakts zu zwingen in der Erwartung, sie werde ihn aufheben, Anfechtbarkeit 
des Aktes. 

Widerruflichkeit endlich ist die Möglichkeit der Rücknahme eines Aktes, 
vor allem eines begünstigenden Aktes gegen den Willen des Begünstigten. 

Der Unwirksamkeit, der Anfechtbarkeit und der Widerruflichkeit wird ihrer 
Wichtigkeit wegen ein besonderer Abschnitt gewidmet werden. Hier ist nur ihr 
Verhältnis zu einander zu betrachten. Da läßt sich zunächst als ErfahrungR­
satz aussprechen, daß Unwirksamkeit die typische Fehlerfolge bei der Verord­
nung und der statutarischen Vorschrift ist, während Gesetzwidrigkeiten 
beim Erlasse von Ver wal tungsakten meist nur deren Anfechtbarkeit oder Wider­
ruflichkeit zur Folge haben. Der Grund hierfür liegt in der Losgelöstheit der Ver­
ordnung und der statutarischen Vorschrift von der Wirklichkeit. Der gesetzwidrigen 
Verordnung und statutarischen Vorschrift steht die Mangelhaftigkeit auf der Stirn 
geschrieben, den gesetzwidrigen Verwaltungsakt deckt vielfach ein möglicher Tat­
bestand63 • So wäre eine Verordnung, die alle Versammlungen verbietet, unwirk­
sam wegen offenbaren Widerspruchs mit RV. Art. 123, eine Verfügung dagegen, 
die eine ganz bestimmte Versammlung verbietet, ist nicht unwirksam, da möglicher­
weise unmittelbare Gefahr für die öffentliche Sicherheit vorliegt, in welchem Falle 
die RV. das Verbot gestattet. Eben deshalb ist auch eine Verfügung unwirksam, 
wenn kein, wie immer gearteter, Tatbestand imstande ist, sie zu decken. Gestattet 
z. B. eine Behörde jemand die Eingehung einer zweiten Ehe trotz Bestehens der 
ersten, ein Fall, der in Österreich bei den sogenannten Dispensehen berühmt ge­
worden ist64, so erläßt llie einen bei Völkern christlicher Gesittung unter allen Um­
ständen unzulässigen Verwaltungsakt, der daher ebenso unwirksam ist wie im ersten 
Beispiele die Verordnung. Unwirksamkeit einerseits, Anfechtbarkeit und Wider­
ruflichkeit andererseits sind also nicht restlos zwischen Verordnung und Verfügung 
verteilt. Das typische Verhältnis wird außer durch die unwirksame Verfügung auch 

63 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 1913 S. 209; hierzu PrOVG.24.Apr. 28,Bntsch. 82, 57. 
64 V gl. z. B. KÖSSLER in der ZVerglR. 42 (1926) S. 8 ff. Näheres unten S. 265. 
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noch durch die anfechtbare Verordnung gestört, die allerdings in 'Deutschland heut.e 
noch zu den großen Seltenheiten zählt65• 

Unwirksamkeit einerseits, Anfechtbarkeit und Widerruflichkeit andererseits 
schließen sich aber auch nicht aus. Hier kann allerdings die Unterscheidung 
der Unwirksamkeit nach Stärkegraden von Bedeutung werden. Der "noch nicht 
wirksam gewordene" Verwaltungsakt und der Verwaltungsakt des Nicht-Beamten, 
also der "nichtige" Verwaltungsakt, unterliegen einer Anfechtung nicht. Aber der 
unwirksame Verwaltungsakt im engeren Sinne hat doch wenigstens die Vermutung 
der Gültigkeit für sich, und diese Gefahr rechtfertigt die Möglichkeit der Anfechtung 
und des Widerrufs. So ist der Ehedispens vom bestehenden Ehebande rechtlich 
unwirksam, aber, wie die Erfahrung in Österreich gelehrt hat, tatsächlich sehr 
wirksam, denn auf Grund solcher Dispense sind tausende von Zweitehen geschlossen 
worden. Folglich hat die Behörde allen Grund, den erteilten Dispens zu wider­
rufen, und der erste Ehegatte des heiratslustigen andern Teils allen Grund, den 
Dispens beim VGH. anzufechten66• In Frankreich besteht kein Zweifel darüber, 
daß gesetzwidrige Verordnungen trotz ihrer Anfechtbarkeit vom Richter auch als 
unwirksam behandelt werden können6? Auch das preußische OVG. hat den Ein­
wand, eine wegen Faksimilierung der Unterschrift beanstandete Verfügung könne, 
wenn die Beanstandung zu Recht bestehe, nur unwirksam und daher nicht Gegen­
stand einer Anfechtungsklage sein, unter Hinweis auf die Gefährlichkeit einer 
solchen, wenn auch formungültigen, Verfügung verworfen 68. Ebenso ließ der 
württembergische VGH. die Rechtsbeschwerde gegen einen wegen Unzuständig­
keit unwirksamen Berufungsentscheid zu 69. 

2. Anfechtbarkeit und wegen Fehlerhaftigkeiten zugelassene Widerruflich­
keit sind Formen bedingter Unwirksamkeit. Eine andere Form bedingter Un­
wirksamkeit ist die Heilbarkeit. 

Im Gegensatze zu Verordnungen und ortsstatutarischen Vorschriften, die, 
einmal unwirksam erlassen, es auch ohne Heilungsmöglichkeit bleiben?O, ausgenom­
men den Fall, daß ein Gesetz den unwirksam erlassenen Rechtssätzen nachträgliche 
Gültigkeit verleiht71, kommt bei den Verwaltungs akten Heilung vor, jedenfalls 
bei den anfechtbaren und wegen Gesetzwidrigkeit widerruflichen. Der häufigste 
Fall einer solchen Heilung ist das Verstreichenlassen der Anfechtungs­
frist oder der, allerdings nur sehr selten vorgesehenen, Widerrufsfrist. Erhält 
jemand einen geRetzwidrigen Steuerbescheid und legt er ihn im Vertrauen auf 
sein gutes Recht beiseite, so ist die Gesetzwidrigkeit nach Monatsfrist geheilt, da 
die Einspruchsfrist dann verstrichen ist. Nicht minder bedeutsam ist die Heilung 
durch nachträgliches Vorbringen. Die Polizei ordnet z. B. die Beseitigung 
eines Düngerhaufens an, da die Jauche durch den Boden sickere und so das Grund­
wasser verunreinige. Die Beweisaufnahme ergibt, daß der Boden unter dem Dünger­
haufen und in dessen Umgebung undurchlässig ist, also müßte der Anfechtung 
Htattgegeben werden. Die Polizei kann aber vor dem Verwaltungsgericht ihren 
Standpunkt retten, wenn sie wahrheitsgemäß auf die unerträgliche Fliegenplage 
hinweist, die jener Düngerhaufen mit sich bringt. Durch dies nachträgliche Vor-

65 Wie die anfechtbare statutarische Vorschrift: WürttVGH. 16. Juni 26, WiiRV. 20 
(1927) S. Uf.; HessVGH. 26. März 27, Entsch. 7, 109ff. Eine von den seltenen Ausnahmen 
enthält * 12012 bad. Wasserges. v. 8. Apr. 13. 

66 ÖVGH. 19. März 21, Samml. (Adm. Teil) 45, 3Uf. 
67 P. DARESTE Les voies de recours 1914 S. 179. 
68 PrOVG. 2. Dez. 96, Entsch. 31, 428ff. Dazu W. JELLINEK Fehlerh. Staatsakt S. 118; 

Gesetz, Gesetzesanwendung S. 208; KORMANN System S. 207, 26lf.; vgJ. auch TRIEPEL Reichs­
aufsicht 1917 S. 490ff. 

69 WürttVGH. 9. Dez. 25, WüRV. 19 (1926) S. 139ft Vgl. noch SächsOVG. 17. Aug. 27, 
Jahrb.31, 167ff.; OldOVG. 13. Febr. 28, OldZ. 55 (1928) S.61. 

70 PrOVG. 27. Sept. 23, Entsch. 78, 417ft 
71 Vgl. z. B. pr. G. v. 4. Aug. 22 § 3. 
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bringen zwingt sie das Verwaltungsgericht zur Abweisung der Klage. Oder die Poli­
zei verbietet das Abholzen einer Baumreihe auf einer Straße mit der Begründung, 
die Baumreihe wirke besonders angenehm auf das Auge. Wenn der Polizei nicht 
besondere Gesetze über den Schutz von Baumbeständen zu Hilfe kommen, ist 
die Begründung unhaltbar. Aber sie kann nachträglich geltend machen, daß die 
Baumreihe auch den Fußgängersteig vom Fahrdamm trenne und daher aus ver­
kehrspolizeilichen Gründen stehen bleiben müsse, und dringt damit durch72• Nur 
wenn der Tatbestand abgeschlossen in der Vergangenheit liegt, wenn also die Polizei 
nicht in der Lage wäre, die Verfügung mit verbesserter Begründung zu wiederholen, 
wenn das nachträgliche Vorbringen keine Einrede, sondern eine Ausrede wäre, 
nützt ihr die Änderung des rechtlichen Gesichtspunktes nicht. Sie verbietet z. B. 
eine Versammlung, weil Ausschreitungen zu befürchten seien. Die Verfügung wird 
angefocht!'ln, die Begründung als unhaltbar dargetan. Jetzt, vielleicht ein Jahr nach 
der geplanten Versammlung, kann die Polizei vor dem Verwaltungsgericht nicht 
mit der Behauptung kommen, die Treppe zum Versammlungsraum sei zu eng 
gewesen; dieser "Treppenwitz" rettet die Verfügung nicht vor der Aufhebung. 
Das mindeste aber, was verlangt werden muß, ist die Geltendmachung der heilenden 
Begründung. Aus der Fassung des Landesverwaltungsgesetzes, eine polizeiliche 
Verfügung sei aufzuheben, wenn die tatsächlichen Voraussetzungen nicht vorhanden 
gewesen seien, "welche die Polizeibehörde zum Erlasse der Verfügung berechtigt 
haben würden" (§ 127III 2), hat man schon gefolgert, es gelte auf dem Gebiete der 
Polizeiverfügungen der Grundsatz der Konversion in dem Sinne, daß der Ver­
waltungsrichter verpflichtet sei, die Verfügung aufrechtzuerhalten, wenn sie sich 
aus irgendeinem, auch einem von der Polizei nicht geltendgemachten, Grunde 
aufrechterhalten lasse73• Die Auffassung ist nicht haltbar, da die Geltendmachung 
eines Grundes eine Ermessenssache ist und der Verwaltungsrichter kein Ermessen 
walten lassen darf, das der Polizeibehörde fern lag. Auf einem Wege z. B. liegt ein 
großer Stein, die Polizeibehörde verlangt Beseitigung, da der Weg ein öffentlicher 
Weg sei, das OVG. teilt diese Ansicht nicht. Nun kann die Polizei auch die Be­
seitigung von Steinen auf Privatwegen verlangen, wenn diese Wege tatsächlich 
dem allgemeinen Verkehre dienen. Das OVG. erkennt selbst diese Möglichkeit an, 
hebt aber die Verfügung auf, da sie als wegepolizeiliche und nicht als "sicherheits­
polizeiliche" - zum Schutze von Leben und Gesundheit - erlassen sei74• 

Solche Beispiele legen die Frage nahe, ob es eine Konversion bei unwirk­
samen Verwaltungs akten gibt70, ob also eine behördliche Willensäußerung, 
die unter dem von der Behörde selbst angenommenen Gesichtspunkte unwirksam 
ist, unter einem andern Gesichtspunkte aufrechterhalten werden kann nach der 
vom BGB. § 140 so gefaßten Regel: "Entspricht ein nichtiges Rechtsgeschäft 
den Erfordernissen eines anderen Rechtsgeschäfts, so gilt das letztere, wenn an­
zunehmen ist, daß dessen Geltung bei Kenntnis der Nichtigkeit gewollt sein würde." 
Da das öffentliche Recht nach Möglichkeit unwirksame Verwaltungsakte vermeidet, 
liegt es ganz im Zuge dieser Richtung, daß die Rechtsprechung die Konversion 
auch im öffentlichen Recht anerkennt. Namentlich im Beamtenrecht kommt 
der Fall vor. Zu dessen ungeschriebenen Grundregeln gehört es, daß kein Privat­
angestellter hoheitliche Befugnisse ausüben kann. Nun ereignet es sich häufig, 
daß eine Gemeinde jemand auf Privatdienstvertrag anstellt, aber mit hoheitlichen 
Befugnissen ausstattet, z. B. einen Hafenmeister mit hafenpolizeilichen Befugnissen. 

72 PrOVG.ll. Sept. 86, PrVerwBI. 8 (1886/87) S.23f. Weitere Beispiele in Gesetz, Gesetzes­
anwendung S. 212ff. 

73 FRIEDRICHS im PrVerwBI. 45 (1924) S. 456. 
74 PrOVG. 9. Nov. 16, Entsch. 72, 307ff. Besonders klar PrOVG. 30. Jan. 03, Entsch. 

42, 391. 
76 Vgl. W. PAPPENHEIM Konversion fehlerh. Staatsakte, FisehersZ. 60 (1927) S. lff. 
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Vor die Wahl zwischen Nichtigkeit und Konversion gestellt, entsehcidet sich die 
Rechtsprechung für die letzte. Sowohl das H,eiehsgericht als auch in gewissen 
Fällen das preußische OVG. deuten den Privatdienstvertrag in eine Anstellung 
des Dienstverpflichteten als Beamten um76 • 

H. Weitere Schwierigkeiten bietet die 'l'eilunwirksamkcit eines Verwaltungs. 
akts77• Ein Verwaltungs akt kann in mannigfacher Beziehung hinter der Voll· 
gültigkeit zurückbleiben, namentlich in Beziehung auf Bdlürden, in Beziehung 
auf Reehtsfolgen und dem Inhalte naeh. 

In Bezieh ung auf Behörden leidet ein Verwaltungsakt an Teilllllwirksamkpit, 
wenn er für die einen Behörden gültig ist, für andere unwirksam. Bei Verordnungen, 
namentlich Verwaltungsverordnungen, findet Illan derartiges htLufig; die mit 
richterlicher Unabhängigkeit ausgestatteten Behörden können Holehe Verordnllngen, 
wenn sie gesetzwidrig sind, als nicht vorhanden betrachten, die übrigen Behörden 
haben sich an die Verordnungen zu halten. "Die AlISHchüsse (bei den Finanzämtern) 
sind an die Ausführungsbestimmungen gebunden" (AO. § 25 II). .Für die 1I1H1b· 
hängigen Finanzgerichte und den H,eichsfinanzhof gilt die Vorschrift nicht. Bei Ver· 
waltungsakten kommen derartige Teilunwirksamkeiten in Beziehung auf Behiirden 
seltener vor. Der wichtigste Fall ist der Eingriff einpr Verwaltungsbehörde oder 
eines Verwaltungsgerichts in die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte. Ein 
Verwaltungsgericht verurteilt z. B. einen Privatmann zur Zahlung von Wegebau· 
kosten an einen andern Privatmann, ohne zu bemerkpn, daß es damit in die Zu· 
ständigkeit der ordentlichen Geriehte eingreift. Da ein Zahlungsurteil an sich 
nieht außerhalb der Befugnisse des Verwaltungsgeric:hts liegt, ist das Urteil wirk· 
sam, bindet namentlich die Verwaltungs behörden und .gerichte, vor allem kann es 
vollstreekt werden. Aber es bindet nicht das ordentliche Gericht, wenn dieses 
zur nochmaligen Entscheidung des Streites angerufen wird (vgl. S. 52). Denn "die 
Gerichte entscheiden über die Zulässigkcit des H,echtswegs" (GVG. § 17). 

Teilweise unwirksam für gewisse Rechtsfolgen ist ein Verwaltungs. 
akt z. B., wenn er zwar an sich wirksam ist, etwa eine gültige Grundlage für die 
Einleitung der Zwangsvollstreckung bildet, a1)('r wegen Fehlem; der ]{echtsmittP[· 
belehrung die Rechtsmittelfrist nicht in Lauf setzt7ß . Die AU. behandelt diest'll 
Fall ausdrücklich (§ 231 III). Wie früher gezeigt (S. 242), ist die EntlaHsung eiIws 
Beamten auf Antrag ein zweiseitiger Verwaltungsakt und daher unwirksam, ,"VClIll 

der Antrag des Beamten fehlt. Aber in der Entlassung steckt auch die vielfach 
zulässige einseitige Entziehung des Amtes, so daß man Hagen muß: die Entziehung 
des Amtes ist gültig, ungültig aber die Lösung des Dienstverhältnisses. 

Bei der Teilunwirksamkeit dem Inhalte nach iHt dip Hauptfrage die, 
ob der unwirksame Teil nur selbst unwirksam ist oder den ganzen Verwaltungs. 
akt unwirksam macht. Die Frage wird bei Verordnungen lIlHl statlltarü,chen 
Steuerordnungen von den Gerichten ebenso häufig erörtert wie bei Verwaltungs. 
akten. Die bekannte H,egel des BGB. § 139: "Ist ein Teil eines Hechtsw'sehäfts 
nichtig, so ist das ganze l{echtsgeschäft nichtig, wenn nicht anzunehmen ü,t, daß 
es auch ohne den nichtigen Teil vorgenommen sein würde", findet him begreiflicher. 
weise keine unmittelbare Anwendung, führt aber zu einer fruchtbaren Überlegung. 
Die Gültigerklärung des Verwaltungsaktes trotz Nichtigkeit eiues seiner Teile 
darf dem Willen der verfügenden Behörde keinen Zwang antun. Dies wird aber 
stets dann der Fall sein, wenn der nichtige Teil den Verwaltungsakt 
einengt, die Behörde also hei Wegdenkung des nichtigen Teils Ilwhr gewollt haben 

76 RG. III 23. Apr. 26, PrVerwßI. 48 (1927) S. 467f.; PrOVU. H. Jan. 13, Entsch. li2, 
501ff. Dagegen KÖTTGEN Z. f. Selbstverwaltung 12 (1929) S. 30. 

77 Zum folgenden Gesetz, Gesetzesanwendung S. 215ff. 
78 Vgl. PrOVG. 10. Jan. 07, Entsch. 50, 290ff.; RG. V 16. ]<'cbr. 21, JW. Hl21 S. 574f.; 

DYROFF, ßayGemZ. 31 (1921) Sp. 97ff., 121ff. 
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würde, als sie wirklich gewollt hat. So dürfen die wichtigeren gewerblichen Ge­
nehmigungen nicht auf Zeit erteilt werden (GewO. § 40 1). Geschieht es dennoch, 
80 hat die Behörde offenbar weniger gewollt als eine zeitlich unbeschränkte Ge­
nehmigung, und vor die Wahl zwischen Wegfall der zeitlichen Beschränkung und Un­
wirksamkeit der ganzen Genehmigung gestellt, würde sie sich vermutlich für die 
Unwirksamkeit entscheiden, da sie durch den Zusatz ja deutlich zu erkennen ge­
geben hat, daß sie eine unbeschränkte Genehmigung nicht will. So hieß es einmal 
in einer Genehmigungsurkunde : "Wir haben beschlossen, Ihnen in den Räumen des 
Grundstücks H.straße Nr. 42 hier die Erlaubnis zum Betriebe der Gast- und Schank­
wirtschaft zu erteilen, solange Sie eine Herberge zur Heimat betreiben." Später 
klagte die Polizeivcrwaltung auf Zurücknahme der Erlaubnis, die in Preußen 
vorgeschriebene ~~orm der Geltendmaehung der im § 53 GewO. vorgesehenen Zu­
rücknahmebefugnis. Das preußische OVG. wies die Klage als gegenstandslos ab, 
da es an einer rechtsgültigen Genehmigung überhaupt fehle79 • "Bezieht sich eine 
solche unzulässige Beschränkung nicht nur auf einen Nebenpunkt, sondern auf die 
Konzession an sich derart, daß die Erlaubnis nur unter dieser als wesentlich erach­
teten Beschränkung erteilt werden sollte und ohne sie überhaupt nicht erteilt sein 
würde, so ist es nicht zulässig, die Beschränkung als nicht beigefügt und die Kon­
zession als unbeschränkt erteilt anzusehen. In diesem Falle muß die unzulässige 
Beschränkung die Ungültigkeit der erteilten Erlaubnis zur Folge haben .... 
Dagegen ist die Polizeibehörde selbstverständlich befugt, die Einstellung des vom 
Beklagten ausgeübten nichtkonzessionierten Gewerbebetriebs zu erzwingen". Das 
sächsische OVG. und das württembergische Ministerium des Innern stehen auf dem 
gleichen Standpunkt80 , der bayerische VGH. nur insofern nicht, als er den Fehler 
nicht für so stark hält, daß er die stärkste Fehlerfolge, Unwirksamkeit der Genehmi­
gung, nach sich ziehen müßte; auch er bekämpft im übrigen die Ansicht, wonach 
die unzulässige Nebenbestimmung als nicht geschrieben zu gelten habe81. Anders, 
wenn der nichtige Teil den Verwaltungs akt nicht einengt, sondern 
erwei tert. Da in dem Mehr auch das Weniger enthalten ist, schadet der über­
schießende nichtige Teil dem übrigbleibenden gültigen nicht. Die Polizeibehörde 
verbindet z. B. ein gültiges Verbot mit einem ungültigen, sie untersagt jemand 
gültigerweise den selbständigen Handel und ungültigerweise die Betätigung als 
Arbeitnehmer im Handelsgewerbe. Hier läßt sich der ungültige Teil vom gültigen 
trennen, ohne daß man dem Willen der Behörde Gewalt antut, folglich bleibt der 
gültige Teil gültig82• Wenn trotzdem das Kammergericht bisweilen zu weit gehende 
Polizeiverordnungen im ganzen für ungültig erklärt, z. B. eine Verordnung, die das 
Betreten hölzerner Schuppen mit Zigarren verbietet, während nur das Betreten 
mit brennenden Zigarren hätte verboten werden können83, so läßt sich solch eine 
strenge Ansicht allenfalls dadurch rechtfertigen, daß im Polizeirecht ungenügende 
Bestimmtheit eine Verordnung ungültig macht und eine inhaltlich teils gültige, teils 
ungültige Verordnung an diesem Fehler der Unbestimmtheit leidet. 

4. Nur der Vollständigkeit halber sei erwähnt die wahlweise eintretende Un­
wirksamkeit, die damit zusammenhängt, daß niemand zwei sich gegenseitig aus­
schließende Befehle gleichzeitig erfüllen kann. Vielfach wird es klar sein, wel­
chem von zwei Befehlen der Vorrang gebührt. Wird ein Beamter während seiner 
Dienststunden vor Gericht als Zeuge geladen, so überwiegt die Gerichtspflicht, 
schon weil sie eine Sonderpflicht gegenüber der allgemeinen Dienstpflicht darstellt. 
Ebenso wiegt die Pflicht des Professors, sich an der Prüfung für Referendare zu betei-

79 PrOVG. 16. Okt. 11, Entsch. 61, 345f. 
80 SächsOVG. 17. März 11, Jahrb. 17, 36ff.; Württ. Min. d. 1. 8. März 02, l~EGER 24, 44f. 
81 BayVGH. 10. Nov. 22 u. 1. Mai 25, Samml. 44, 8ff. u. 46, 8ff. 
82 RG. II 2. Nov. 25, RGSt. 59, 391ff.; vgl. auch PrOVG. 6. Dez. 17, Entsch.73, 396ff. 
83 KG. 2. Juni 10, v. KAMPTZ-DELIUS Rspr. d. RG. u. KG. ErgBd. 1911 S. 217f. 
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ligen, schwerer als seine Pflicht zur Abhaltung von Vorlesungen. Beim Militär gilt der 
Grundsatz, daß der spätere Befehl zu befolgen ist, selbst wenn er von einem 
Vorgesetzten niedrigeren Dienstgrades ausgeht als der frühere, nur daß der später 
Befehlende auf den früheren Befehl aufmerksam zu machen ist. Aber es gibt auch 
unlösbare Fälle dieser Art: zwei Zeugenladungen auf den gleichen Tag und die 
gleiche Stunde, Heranziehung zu zwei gleichzeitigen Prüfungen, Vorladung eines 
Lehrers vor die Polizeibehörde oder das Finanzamt auf einen Vormittag, an dem er 
dem Schulaufsichtsbeamten eine Klasse vorführen soll. Hier entscheidet die Wich­
tigkeit und die schwierigere Verlegbarkeit der befohlenen Handlung, und es ist 
Sache der beiden befehlenden Stellen, sich über die Verlegung zu einigen. Kommt 
aber eine Einigung nicht zustande, so muß notwendig einer von beiden Befehlen un­
wirksam sein, und die Wahl, welcher es sein soll, steht dem Empfänger des Befehles zu. 

5. Endlich ist noch der außergewöhnlichen Gültigkeit zu gedenken, die aller­
dings mehr bei Verordnungen als bei Verfügungen vorkommt. Gewisse wichtige 
Anordnungen sind an strenge Verfahrensvorschriften gebunden, Zustimmung des 
Bezirksausschusses z. B., Abstimmung im Kollegium u. dgl., von deren Inne­
haltung das Gesetz befreit, wenn ein dringlicher ji'all vorliegt. So sind nach 
§ 139 LVG. der Oberpräsident und der Regierungspräsident in Ii'ällen, die keinen 
Aufschub zulassen, befugt, Polizeivorschriften vor Einholung der Zustimmung des 
Provinzialrats oder des Bezirksausschusses zu erlassen. Nach der Rechtsprechung 
des preußischen OVG. ist vor Erlaß einer Polizeiverfügung der Beteiligte zu hören, 
doch nicht bei Dringlichkeit des Falles 84. Die allein wichtige Frage hierbei ist, 
ob das Gegebensein der Dringlichkeit von den Gerichten nachgeprüft werden 
darf oder nicht. Sie ist zu bejahen. Zum mindesten muß sich die Behörde bei Vor­
nahme des Aktes der Dringlichkeit bewußt gewesen sein. Darüber hinaus aber hat der 
Richter auch nachzuprüfen, ob die Behörde einen Dringlichkeitsfall als gegeben 
9;war nicht ansehen mußte, aber durfte, ob sich also die Behörde innerhalb der 
äußersten Grenzen zulässigen Ermessens gehalten hat. Sonderbestimmungen, 
die selbst diese Nachprüfung ausschließen, sind möglich; § 2249 II BGB., wonach 
der Gültigkeit des Dorf testaments nicht entgegensteht, daß die Besorgnis vorzeitigen 
Sterbens unbegründet war, ist ein Beispiel hierfür. Als allgemeine Eegel aber gilt 
die Unüberprüfbarkeit nicht. Nach Art.44 des bayerischen Polizeistrafgesetz­
buchs werden Anordnungen zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ruhe, Ordnung 
und Sicherheit bei öffentlichen Festlichkeiten durch ober- oder bezirkspolizeiliche 
Vorschrift, in dringenden Fällen durch Verfügung der Bezirks- oder Ortspolizei­
behörde erlassen. Die Ortspolizeibehörde beruft sich auf die Dringlichkeitsklausel 
und trifft am 26. Mai eine Anordnung für die am 1. Juli, also fünf Wochen darauf 
beginnende Festlichkeit. Hier hatte die Behörde etwas als dringlich angesehen, 
was mit dem besten ViTillen nicht als dringlich angesehen werden konnte. Der 
Strafrichter sprach daher mit Recht von der wegen Übertretung der Anordnung 
erhobenen Anklage frei85 . 

IV. Fortsetzung. Unwirksamkeit, Anfechtbarkeit uml Widerruflichkeit 
von Verwaltungsakten. 

1. Der unwirksame Verwaltungsakt. Nach diesen vorbereitenden Erörterungen 
sei endlich der Frage nähergetreten, welche Fehler einen Verwaltungsakt unwirk­
sam machen. Daß nicht jedem Fehler diese Eigenschaft innewohnen kann, ist klar, 
da der Gesetzgeber offenbar damit rechnet, für gewöhnlich mit der Anfechtbarkeit 
oder Aufhebbarkeit eines Verwaltungs aktes auszukommen. Nicht minder sicher 

84 PrOYG. ll. Okt. 06 u. 27. Mai 07, Entsch. 49, 290ff. H. 51, 284ff. 
86 OLG. München 21. Mai 95, OLGMÜnchenSt. 8, 335ff. Ygl. auch HambOVG. 3. Okt. 28, 

HansRGZ. A 1928 Sp. 738f. 
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ist aber, daß bei Fehlern ganz grober Art die Rechtsfolge Unwirksamkeit sein muß, 
man denke etwa an die Erteilung eines Patents durch ein Finanzamt oder die münd­
liche Verleihung der Staatsangehörigkeit. Trotzdem ist es zur Abhebung des Ver­
waltungsakts vom privatrechtlichen Rechtsgeschäft zweckmäßig, am Eingang 
der Untersuchung zu unterstreichen, daß ein Verwaltungsakt, er mag noch 
so fehlerhaft sein, im Zweifel nicht unwirksam ist. Dies gilt nicht 
nur für die Verletzung sogenannter "Soll"-Vorschriften, d. h. solcher Vorschriften, 
deren Übertretung nach dem ausgesprochenen Willen des Gesetzes keine Fehler­
folgen haben soll 86 , sondern auch solcher, die als unbedingt bindend gemeint sind 
und deren Übertretung entweder Anfechtungsgrund ist oder doch Anfechtungs­
grund sein könnte, wenn eine allumfassende Verwaltungsgerichtsbarkeit bestände. 
So ist die Einreihung eines Grabens in das Verzeichnis der Wasserläufe zweiter 
Ordnung87, die Verleihung von Korporationsrechten88, der Ausschluß eines Ge· 
meindeangehörigen von der Ausübung des Gemeindebürgerrechts89 für den in an­
derer Sache entscheidenden Verwaltungsrichter selbst dann bindend, wenn diese 
Akte auf Gesetzwidrigkeiten beruhen sollten. Die mehrfach erwähnte (S. 46, 239f.) 
braunschweigische Auffassung, daß Gesetzwidrigkeit gleich Inkompetenz sei, In­
kompetenz aber den Akt nichtig mache, gilt in dieser Allgemeinheit im übrigen 
Deutschland nicht. Nur bei Bedrohung der richterlichen Unabhängigkeit gehen die 
Gerichte weiter, da diese sonst auf dem Papiere stände. So prüft das Reichsgericht 
die Zulässigkeit der Ernennung eines Hilfsrichters oder der Versetzung eines Land­
gerichtsrats nach, ohne sich durch den Akt der Justizverwaltung für gebunden zu 
halten90, während es gesetzwidrigen Gerichtsbeschlüssen weitgehend Unüberprüf­
barkeit zubilligt91. 

Als Unwirksamkeitsgründe sind aber an sich vier denkbar. Der Verwaltungs­
akt bedarf meist eines gewissen Mindestmaßes an Form, um wirksam zu werden. 
Nicht alles, was äußerlich wie ein gültiger Verwaltungsakt aussieht, ist es auch wirk­
lieh; er könnte, um nur den gröbsten Fehler zu nennen, von einem Nichtbeamten 
erlassen sein. Nennt man die Vorschriften über die Mitwirkung der zur Mitwirkung 
Berufenen Verfahrensvorschriften, so gibt es demgemäß neben den Formfehlern 
noch die Verfahrensmängel. Nun erst ist der Verwaltungsakt auf seinen Inhalt 
zu prüfen mit der Maßgabe, daß er möglicherweise unwirksam ist wegen Macht­
überschrei tung. Sehr unwahrscheinlich ist, daß der noch mögliche vierte Fehler, 
die Sachwidrigkeit, zur Unwirksamkeit des Aktes führt, d. h. die Erlassung des 
Verwaltungs aktes trotz Nichtvorhandenseins der Tatsachen, deren Vorhandensein 
nach dem Willen des Gesetzes oder nach Ansicht der Behörde den Akt gerechtfertigt 
haben würde. 

a) Unwirksamkeit wegen Formfehlers ist im Zweifel dann anzunehmen, 
wenn das Gesetz für den Verwaltungs akt eine besondere Form ausdrücklich vor­
schreibt und die Form nicht gewahrt ist. "Die Aufnahme oder Einbürgerung 
wird wirksam mit der Aushändigung der von der höheren Verwaltungsbehörde 
hierüber ausgefertigten Urkunde"92. Es ist klar, daß ohne Aushändigung der Ur­
kunde die etwa beschlossene Einbürgerung unwirksam bleibt. Ebenso legt das 
OLG. Jena das thüringische Staatsbeamtengesetz dahin aus, daß ohne Behändigung 
einer Anstellungsurkunde ein Beamtenverhältnis nicht entsteht93 • Auch die Er­
nennung zum preußischen Notar ist ein empfangsbedürftiger, förmlicher Verwal-

86 Vgl. hierüber PrOVG. 12. Juni 23 u. 21. Jan. 25, Entseh. 78, 148ff. u. 79, 4lff. 
87 PrOVG. 23. Jan. 17, Entsch. 72, 336ff. 
88 PrOVG. 18. März 19, Entsch. 75, 278ff. 
89 LVG. Schwerin 8. Juni 23, MecklZ. 41 (1925) S. 456ff. 
90 RG. I. StrSen. 1. Juni 26, JW. 1926 S. 2449f.; RG.III 30. März 26, RGZ. 113, 207ff. 
91 RG. IV 19. Okt. 20 u. 5. Jan. 22, RGSt. 55, 100f. u. 56, 35lf. 
92 RStAngGes. v. 22. Juli 13 § 161• 

93 OLG. Jena 23. Dez. 25, SäehsThürArehR. 3 (1926) S. 22lff. 
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tungsakt, vor dessen formgerechter Vollziehung Notariatsgebühren für den zu Er­
nennenden nicht entstehen können94. Trotz Bestehens der Doktorprüfung und trotz 
Erfüllung der sonstigen Promotionsleistungen darf sich niemand Doktor nennen, 
dem nicht das Doktordiplom ausgehändigt ist. Aber Zustellungs- und sonstige 
Bekanntgabefehler95 sind nicht die einzigen das Wirksamwerden des Verwal­
tungsakts hindernden Formfehler. Ein UnwirksamkeitHgrund wäre z. B. auch die 
Fremdsprachigkeit. Auch Unverständlichkeit kann einen Verwaltung:-;­
akt nichtig machen, namentlich die durch Unvollständigkeit hervorgerufene. 
So wurde einmal ein Grundstückseigentümer zu einer Kanalisationsbenutzungs­
gebühr in bestimmter Höhe herangezogen, doch ohne daß gesagt war, für welche 
Zeit. Naeh Ansicht des preußischen OVG.96 läßt eine derartige Hcranziehungs­
verfügung "eine wirksame, d. h. eine zur Entstehung eincr konkrcten Forderung 
führende Heranziehung gar nicht zustande kommen". Der Herangezogene braucht 
daher - ein sicheres Zeichen für die Unwirksamkeit der Verfügung - keinen Ein­
spruch zu erheben, kann es aber nach dem früher Gesagtcn tun, um den ihm un­
günstigen Schein aus der Welt zu schaffen. Zu dcn wesentlichen ErfordernisKen 
eines schriftlich zu erlassenden Verwaltungsaktes gehört ferncr die Unterschrift, 
zum mindesten der Behörde, darüber hinaus, wenn nichts anderes bestimmt oder 
üblich ist, auch die mit dem Eigennamen eines Beamten, der dann wenigHteml 
die Urschrift mit dem vollen Namen oder dem Anfangsbuchstaben odcr ähnlich 
unterzeichnet haben muß97. Die Begründung dagegen, auch wo sie vorgesehen 
ist, ist kein unumgängliches Erfordernis für die Gültigkcit des Verwaltungsakts, 
die Rechtsmittelbelehrung, wo sie wesentlich ist, nur insofern, als eine ohne 
sie erlassenc Verfügung den Lauf der Rechtsmittelfrist nicht in Bewegung setzt 
(z. B. § 231 III AO.). Außerachtlassung der für die Erlassung des Verwaltungs­
aktes vorgeschriebenen Begleitumstände, wie Öffentlichkeit der Verhandlung98 , 

hat im Zweifel keine Niehtigkeitsfolge, zumal auch im Zivilprozeßrecht zwar das 
überhaupt nicht verkündete Urteil als nicht vorhanden gilt, nicht aber das unter 
Verletzung der Vorschriften über die Öffentlichkeit der Verhandlung verkündete 
(§ 5516 ZPO.). 

Unwirksamkeit eines Verwaltungsaktes wegen FormfehlerH Hetzt immer :Form­
vorsehriften voraus, und es erhebt Rich die Frage, ob es nicht auch f ormlmw, ins­
besondere stillschweigende Verwaltungsakte gibt. Die RechtHprechung 
bejaht namentlich dort, wo der Verwaltungs akt keinen Eingriff enthält und zu einer 
anderweit vorbereiteten Rechtslage bloß hinzutritt. So gehört zur gültigen Wid­
mung eines Weges außer der Widmung die Zustimmung der Wegepolizeibehörde, 
ebenso zur Einziehung eines öffentliehen Weges. Hier haben die Geriehte mehr­
Eaeh entschieden, daß 8tillsehweigende Zustimmung genügt99 . l%enso ist die still­
tlehweigende Genehmigung einer Vereinbarung über die Unterhaltung eines Wasser­
laufs oder die Zerstückelung einer Gemeindenutzung oder die Aufstapelung von Holz 
auf einem öffentlichen Wege möglich 100. Der Grund liegt hier in der Verwandt-

94 RG. III 8 . .Febr. 21, RGZ. 101, 29tH.; vgl. auch ApPELIUs im PrVnrwBl. 47 (1926) 
S. 283ff.; OLG. Stuttgart 30. Apr. 24, WüRV. 17 (1924) S. 189ff.; RG. HI. ZivHen. 20. Sept. 27, 
RVerwBl. 49 (1928) S. 634f.; BayObLG.1. StrSen. 24. Apr.28, BayGemZ. 38 (1928) Sp. 544f. 

95 Vgl. noch RG. V W. Febr. 21, RGZ. 102, Hf.; PrOVO. 2. März 15, Entsch. 69, 260ff. 
96 PrOVG. 19. März 12, EntHch. 62, 132ff.; vgl. auch PrOVO. 28. Mai 14, Entsch. ti7, 

15lf.; RG. III 20. März 25, RGZ. HO, 322ff. 
97 KG. 31. März 26, PrVerwBl. 47 (1926) S. 565f.; KG. 23. Jan. 25, PrVerwBl. 48 (1927) 

S. H7; BadVGH. 12. Febr. 24, BadVerwZ. 1924 S. 67f. 
98 Vgl. RG. III 24. Febr. 20, RGZ. 98, 190ff. 
99 RG. VII 19. Jan. 12, GruchotsBeitr.57 (1913) S. 186H.; PrOVO. 7. ükt. 20 u. 1. .Febr. 

17, Entsch. 76, 364ff. u. 72, 329ff. 
100 PrOVG. 26. Juni 24, Entsch. 79, 225ff.; BayVGH. 21. Okt. 25, Samml. 46, 44ff.; 

PrOVG. 4. Jan. 23, Entseh. 78, 290ff. Vgl. auch ThÜrOVG. 14. Apr. 28, Thür. Kommun. 
Rundschau 6 (1928) S. 57f. 
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schaft zwischen stillschweigender Genehmigung und Nichterhebung eines Ein­
spruchs; die Einziehung eines öffentlichen Weges könnte ohne wesentliche sach­
liche Änderung auch so geregelt sein, daß sie gültig wird, wenn die Wegepolizei­
behörde nicht innerhalb einer bestimmten Frist Einspruch erhebt. In anderen 
Fällen lassen die Gerichte stillschweigende Verwaltungsakte zu, wenn ohne die 
Annahme solcher Akte die Rechtsstellung des Bürgers unbillig schlecht gestaltet 
würde. So gibt es in Preußen verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutz nur gegen 
polizeiliche Verfügungen vom Amtsvorsteher an aufwärts; soll daher das Vorgehen 
eines Gemeindevorstehers vor die Verwaltungsgerichte gebracht werden können, 
so ist dies u. U. nur zulässig, wenn man aus dem Verhalten des vorgesetzten Amts­
vorstehers auf eine stillschweigende Genehmigung des Vorgehens des Gemeinde­
vorstehers schließen kann, da dann erst eine anfechtbare polizeiliche Verfügung 
des Amtsvorstehers vorliegP01. Ebenso kann der Rat einer Stadt die von .einem 
Polizeikommissar einem Wächter unzuständigerweise versprochene Besoldungs­
erhöhung stillschweigend zu der seinigen machen und ihr dadurch Gültigkeit ver­
leihen 10 2. Die Polizeibehörde gibt dem Hauseigentümer aus gesundheitspolizei­
lichen Gründen die Instandsetzung der Wohnung auf; darin liegt stillschweigend 
die selbstverständliche Maßgabe, daß der Behörde statt der Instandsetzung auch die 
Nichtbewohnung der Wohnung recht isp03. Dagegen würden stillschweigende 
Verwaltungsakte zuungunsten des Bürgers den Idealen des Rechtsstaates wider­
sprechen und sind daher unwirksam. So gibt es keine stillschweigenden Genehmi­
gungen ortsstatutarischer Vorschriften 104, keine stillschweigenden Entziehungen 
gewerbepolizeilieher Genehmigungen. Ganz allgemein, also auch bei begünsti­
genden Akten, ist die Form des Stillschweigens ausgeschlossen, wenn das Gesetz 
ein besonders geregeltes Verfahren vorschreibt, wie das Verfahren bei Genehmigung 
von Gast- und Schankwirtschaften105. Im übrigen bedeutet Ausschluß des Still­
schweigens noeh nieht strenge Förmliehkeip06. Namentlich genügt im Zweifel 
Mündlichkeit den Formvorschriften. So kann die Wohnungsbehörde, wenn die 
landesrechtliehen Vorschriften nichts anderes sagen, eine Wohnung, die Zollbehörde 
eine dem Einfuhrverbot unterliegende Sache mündlich beschlagnahmen107. Münd­
liche Ablehnungen eingereichter Gesuche sind an sich gültige Verfügungen und bil­
den eine hinreichende Grundlage für die Anfechtung im Verwaltungsstreitverfahren. 
Nur wegen der nahen Verwandtschaft des Dienststrafverfahrens mit dem ordent­
lichen Strafverfahren durfte daher das preußische OVG. die Wirksamkeit eines 
Verweises davon abhängig machen, daß er schriftlich oder zu Protokoll erteilt war108. 

b) Von den Verfahrensmängeln führen nur solche zur Unwirksamkeit 
des Verwaltungsaktes, die in einer mangelnden oder mangelhaften Beteiligung der 
zur Mitwirkung am Verwaltungsakt selbst Berufenen bestehen. Weiter zurück­
liegende Fehler haben keine Nichtigkeitsfolge. Wo man trotzdem einmal in der 
Rechtsprechung einen wegen zurückliegenden Verfahrensmangels als unwirksam 
behandelten Verwaltungsakt findet, ist es sehr wahrscheinlich ein Fall aus Braun­
schweig, wo jede Gesetzwidrigkeit der Unzuständigkeit gleichgesetzt wird und jede 
Unzuständigkeit Nichtigkeit des erlassenen Aktes nach sich ziehp09. 

101 PrOVG. 19. Febr. 20, Entsch. 75, 339ff. 
102 OLG. Rostock 10. Dez. 24, MecklZ. 42 (1926) Sp. 305ff. 
103 PrOVG. 6. März 24, Entsch. 79, 371ff. 
104 OLG. Darmstadt 5. Aug. 25, DJZ. 1926 Sp. 9lf. 
105 PrOVG. 27. Okt. 21, Entsch. 77, 4IOff.; vgl. auch PrOVG. 14. Okt. 26, Entsch.81, 

417ff.; ThÜrOVG. 15. Mai 13, Jahrb.l, 109ff. 
106 PrOVG. 28. Sept. 23, PrVerwBl. 44 (1923) S. 148; RG.V. ZivSen. 9. Apr. 24, JW.1924 

S.1988ff.; RG. H. StrSen. 18. Sept. 24, JW. 1925 S. 60f. 
107 LVG. Schwerin 13. Nov. 25, MecklZ. 42 (1926) Sp. 29lf.; BayObLG. 9. Aug. 20, 

JW. 1921 S. 115. 
108 PrOVG. 24. Okt. 24, Entsch. 79, 421ff. 
1ü9 Vgl. oben S. 259; Belege in meiner Besprechung ArchÖffR. N. F. 9 (1925) S. 369f. 
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a) Daß beim zweiseitigen Verwaltungsakt die fehlende Mitwirkung des Bürgers 
den Akt unwirksam macht, wurde schon an anderer Stelle gezeigt 110. 

ß) Im übrigen ist zunächst der von einem Einzelbeamten zu erlassende Akt 
zu betrachten. Er ist sicher unwirksam, wenn er von einem Privatmann a.us­
geht, wie die Anordnungen des Hauptmanns von Köpenick. Ausnahmsweise ge­
nügt beim Standesbeamten, der eine Ehe schließt, daß er, "ohne Standesbeamter 
zu sein, das Amt eines Standesbeamten öffentlich ausübt, es sei denn, daß die Ver­
lobten den Mangel der amtlichen Befugnis bei der Eheschließung kennen" (§ 1319 
BGB.). Gedacht ist vor allem an den Stadtsekretär, den der Bürgermeister ungül­
tigerweise mit seiner Vertretung betraut hat; denn dem Privatmann steht der 
in einer anderen als der ihm zukommenden Eigenschaft handelnde Beamte gleich. 
Die Vorschrift des § 1310 BGB. ist eine unbedingte Ausnahme, die teils mit ge­
wissen berühmten Fällen, teils mit dem unbedeutenden Anteil des Standesbeamten 
an der Eheschließung - passive Assistenz - zusammenhängt. Eine Strafverfügung 
z. B., die ein zur Vertretung des Polizeipräsidenten nicht ermächtigter Polizei­
Obersekretär erläßt, ist unwirksam und bildet keine Grundlage für ein gerichtliches 
Verfahren111• Nur in revolutionären Zeiten tritt an die Stelle der ordnungsmäßig 
besetzten Behörde der Inhaber der tatsächlichen Gewalt. In zahlreichen Ent­
scheidungen hat das Reichsgericht die Mitglieder der revolutionären Arbeiter- und 
Soldatenräte jedenfalls in dem Sinne als "Beamte" anerkannt, daß es Reich, 
Staat und Gemeinde für deren Amtshandlungen haften ließ 11 2. Außerdem findet 
man vereinzelt die zum Zwecke des Vertrauensschutzes erlassene Vorschrift, daß 
Handlungen, die Beamte nach Beendigung ihres Dienstverhältnisses vornehmen, 
gültig sein sollen, wenn sich die Beamten tatsächlich noch im DienRte befinden113 . 

Sonst gilt kraft selbstverständlichen ReehtR der Satz deR ALR., daß Handlungen 
"unkräftig" sind, die jemand vornimmt, der sich eigenmächtig die Verwaltung 
eines Amtes angemaßt hat (§§ 76f. II 10). Trotzdem darf man nicht vorschnell 
meinen, die Akte eines Beamten, z. B. eines Bürgermeisters, müßten unwirksam sein, 
wenn er Wahl und Bestätigung erschlichen hat. Denn Wahl und Bestätigung sind trotz 
der Täuschung wirksame Akte und haben den GewähltenzumBürgermeis tergemacht114. 

Behält der Beamte seine amtlichen Befugnisse auch außerhalb seines 
Amtssprengels? Die Zweifelhaftigkeit der Frage spiegelt sich in einer badiRehen 
und einer preußischen Bestimmung. Nach § 45 III des badischen Landesgesetzes 
über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 13. Oktober 1025 gelten "Urkunden, 
welche ein Notar den bestehenden Bestimmungen zuwider außerhalb seines Amts­
bezirks aufnimmt, ... nicht als öffentliche Urkunden". Nach Art. 39 des preußi­
schen Gesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit vom 21. September 1899 da­
gegen ist eine Beurkundung "nicht deshalb ungültig, weil der beurkundende Be­
amte sie außerhalb der Grenzen seines Bezirkes aufgenommen hat". Aus der Recht­
sprechung ist ein Beschluß des Kammergerichts vom 5. April 1882 bekannt, wonach 
ein Standesbeamter außerhalb seines Bezirkes keine rechtswirksame Ehe schließen 
kann116, und ein Urteil des preußischen OVG., das den sog. Konflikt zugunsten 
eines Bahnwärters, der eine Frau in angeblicher Betätigung seines Amtes am Arme 
gepackt hatte, mit der Begründung für unzulässig erklärte, daß sich der Bahn­
wärter außerhalb des Bahngebietes und daher nicht in Am;übung seines Amtes be-

110 Oben S. 241ff. Über die Bedeutung der sog. "Unfähigkeit" des Bürgel'H zur Bekleidung 
eines öffentlichen Amtes u. dgl. siehe oben S. 158. 

111 KG. 5. Febl'. 26, PrVerwBl. 47 (1926) S. 564f. 
112 Vgl. z. B. RG. III 4. Apr., 19.Mai, 23.Mai 22, HGZ. 104-, 257ff., 346ff., 362ff.; HG. III 

15. Dez. 22, JW. 1925 S. 2434ff. 
113 Vgl. thür. Gern. u. KrO. v. 8. Juli 26 § 62 II (Verlust der Wählbarkeit). 
11& BHW. 10. Juni 14, Entsch. 48, 172 (berühmh-r Fall des falschen Bürgermeisters 

"Dr. Alexander"). 
115 KGJ. 4, 349f. Vgl. dazu ALR. § 72 I 12. 
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funden habe 1l6• Man kann beide Entscheidungen billigen, ohne darum die Be­
tätigung außerhalb des Amtssprengels als allgemeinen Unwirksamkeitsgrund für 
Verwaltungs akte anzuerkennen. Die Bahnpolizei ist gesteigertes Hausrecht und 
endigt daher an der Grenze des Bahngebiets. Beim Falle der Eheschließung, der 
übrigens heute wegen § 1319 BGB. anders zu entscheiden wäre, mag der Gedanke 
mitgespielt haben, daß das Heiratsregister über alle im Bezirke vorgekommenen Ehe­
schließungen Auskunft geben muß und nur über diese, und daß der außerhalb seines 
Bezirkes tätig gewesene Standesbeamte die Eheschließung überhaupt nicht beur­
kunden kann, in seinem Heiratsregister nicht, weil es für außerhalb des Bezirkes 
geschlossene Ehen nicht bestimmt ist, im Heiratsregister des Ortes der Verehelichung 
nicht, weil nicht er, sondern ein anderer Standesbeamter es zu führen hat. Die ganze 
Frage, die wohl zu scheiden ist von der Frage der örtlichen Unzuständigkeit, bedürfte 
einmal einer gründlichen Untersuchung 116a . 

Nicht unwirksam ist der von einem beurlaubten Beamten vorgenommene 
Verwaltungsakt, da der Urlaub nur vom Dienste befreit, aber die Vornahme von 
dienstlichen Handlungen nicht verbietet. So drang einmal ein beurlaubter Beamter 
unzulässigerweise in eine Wohnung zwecks Vornahme von Nachforschungen ein. 
Lag Mißbrauch der Amtsgewalt oder Amtsanmaßung vor? Das Reichsgericht 
entschied sich mit Recht für das erste1l7 . 

Nicht unwirksam ist auch der Akt eines geisteskranken Beamten 118. 

Wohl kann der von einem Geisteskranken vorgenommene Verwaltungsakt so un­
sinnig und unklar sein, daß er aus diesem Grunde an unheilbarer Unwirksamkeit 
leidet. Aber die Geisteskrankheit seines Urhebers allein macht ihn nicht unwirk­
sam. So wie im monarchischen Staatsrecht erst die Einsetzung einer Regent­
schaft den geisteskranken Monarchen regierungsunfähig machte, so bietet in der Ver­
waltung das Zwangspensionierungsverfahren die einzige geeignete Grundlage für 
die Feststellung der Dienstunfähigkeit. Einen Fingerzeig bietet auch das GVG., 
wonach "unfähig" zum Amte eines Schöffen nur Personen sind, die eine gerichtliche 
Anordnung in der Verfügung über ihr Vermögen beschränkt (§ 32 3), während Per­
sonen, die "wegen geistiger oder körperlicher Gebrechen zu dem Amte nicht ge­
eignet sind", zum Amte eines Schöffen nur nicht berufen werden "sollen" (§ 334). 

Nicht unwirksam endlich ist ein Verwaltungs akt wegen zu naher persön­
licher Beteiligung des ihn erlassenden Beamten. Nach § 7 FGG. sind gerichtliche 
Handlungen nicht aus dem Grunde unwirksam, weil sie von einem Richter vor­
genommen sind, der von der Ausübung des Richteramts kraft Gesetzes ausgeschlos­
sen ist. Das gleiche bestimmt § 48 AO. für Handlungen einer Steuerbehörde, die 
ein Beamter vorgenommen hat, der nicht mitwirken sollte. So mag es im Dienst­
strafverfahren ahndbar sein und sonstige Fehlerfolgen haben, wenn der Vorsteher 
eines Finanzamts seinen Vater zu einer Steuer heranzieht, wirksam ist die Ver. 
anlagung doch. Auch die Ernennung eines Beamtenanwärters durch dessen 
Vater zum Beamten ist trotz der darin liegenden offenbaren Ordnungswidrigkeit 
rechtsgültig. Nur bei Verwaltungsakten, die eine Verfügung über Vermögen ent­
halten, kann die Verwandtschaft mit dem bürgerlichen Recht so augenfällig sein, 
daß man sich gezwungen sehen kann, das Verbot des Selbstkontrahierens nach 
§ 181 BGB. sinngemäß anzuwenden. Würde z. B. durch Einziehung eines öffentlichen 

116 l'rOVG. 20. f:lept. 12, Entsch. 63, 453ff. Ähnlich OLG. Darmstadt 15. Okt. 26, Ress.­
StaatsGemZ. 50 (1927) S. 158. 

116& Über mündliche Verhandlungen deutscher Gerichte außerhalb der Landesgrenzen 
vgl. BREETzKE in Jur. Rundschau 1928 S. 66ff. 

117 RG. I 9. Febr. 22, H,GSt. 56, 429ff. 
118 Nicht unbestritten; vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 237 N. 46. Nach RG.1. StrSen. 

2. Dez. 27, DJZ. 1928 Sp. 522f., ist Geiste8krankheit eines Richters Revisionsgrund, mehr 
nicht. Daß hier die Vorschriften des bürgerlichen Rechts nicht ohne weiteres maßgeblich sind, 
deutet schon ALR. § 810 II 18 (Gültigkeit der Akte minderjähriger Beamten) an. 
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Weges das Wegegelände freies Eigentum des die Einziehung aussprechenden Be­
amten, so würde die von ihm verfügte Einziehung rechtsunwirksam sein1l9. 

y) Der von einem Einzelbeamten zu erlassende Vcrwaltungsakt hat zwei 
Gegenstücke: den von mehreren Einzelbeamten und den von einem Kollegium 
zu erlassenden Verwaltungsakt. Hier gibt es eine Menge denkbarer Fehlerhaftig­
keiten120, von denen nur die wichtigsten berührt werden sollen. 

Der von mehreren Einzelbeamten gemeinsam zu erlassende Verwal­
tungsakt ist unwirksam, wenn nur einer von den zuständigen Beamten mitgewirkt 
hat. So sprach einmal der preußische Minister des Innern die vorläufige Amts­
enthebung eines Regierungsrates mit Kürzung des Gehaltes allein aus, obgleich 
der Finanzminister hätte mitwirken müssen. Der Regierungsrat klagte unter 
Behauptung der Nichtigkeit seiner Amtsenthebung das volle Gehalt ein, und das 
Reichsgericht mußte ihm recht geben121• 

Bei Verwaltungsakten kollegial beschließender Behörden liegt Un­
wirksamkeit jedenfalls dann vor, wenn kein einziges Mitglied des Kollegiums den 
an einen Einzelbeamten zu stellenden Mindestanfordcrungen genügt. Ein Kolle­
gium von lauter Privatleuten, die sich die Gewalt einer kollegialen Behörde anmaßen, 
kann, von revolutionären Zeiten abgesehen, keinen rechtswirksamen Verwaltungsakt 
vornehmen. Deswegen hat auch die versehentliehe Ausfertigung eines angeblichen 
Beschlusses des Bezirksausschusses, der aber in Wirklichkeit vom Kollegium gar 
nicht beschlossen war, keinerlei rechtliche Wirkungen122• Dagegen versteht sich 
nicht von selbst, daß die Mitwirkung einzelner Privater oder daß mangelnde Voll­
zähligkeit den Akt des Kollegiums nichtig machen. Sofern nur der Vorsitzende des 
Kollegiums oder der sonstwie als Vertreter des Kollegiums Auftretende in seiner 
Person nicht an rechtlicher Unfähigkeit krankt 122", sind Beteiligungsfehler vielfach 
unerheblich. So prüft das Reichsgericht nur nach, ob der Schlichtungsausschuß 
der Zahl nach richtig zusammengesetzt war123, der hessische VGH. geht auf die 
Behauptung, das Mieteinigungsamt habe unter Zuziehung zweier Hausbesitzer, 
statt eines Hausbesitzers und eines Mieters, getagt, nicht ein124. Eine Doktor­
promotion würde gültig sein, auch wenn sich an der Beschlußfassung nur drei, 
statt der vorgesehenen vier, Fakultätsmitglieder beteiligt hätten. Aber allerdings 
muß von einem Kollegium überhaupt noch gesprochen werden können, die vom De­
kan allein ausgesprochene Promotion wäre unwirksam. So ist es mehrfach vor­
gekommen, daß in einer Gemeindesteuersache ein einzelnes Magistratsmitglied 
unter der Firma des Magistrats einen Einspruchsbescheid erließ. Das preußische 
OVG. setzte zwar derartige Bescheide außer Kraft1 26, aber nur, um den Magistrat 
zur erneuten Beschlußfassung zu zwingen, nicht, weil es den Bescheid als gültig 

119 PrOVG. 27. Mai 20, PrVerwBI. 43 (1922) S. 31ff. 
120 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S.238ff. Aus der neueren Rechtsprechung: Brcm.­

VG. 21. März 27, HansRZ. 1927 Sp. 351ff. (Kollegium statt des Vorsitzenden; dazu auch 
FmEDRICHS im PrVerwBI. 47,1926, S. 212f.); PrOVG. 18. Dez. 17, Entsch. 73, 99ff. (Magistrat 
und Stadtverordnetenversammlung statt des Magistrats allein); BraunschwVGH. 23. Apr. 13, 
BraunschwZ. 60 (1913) Beil. S. H. u. HessVGH. 24. Okt.f7. Nov. 25, Entseh. 7, 33ff. (Ab­
stimmung durch Aktenumlauf statt nach mündlicher Beratung). 

121 RG. In 23. Jan. 25, RGZ. 110, 103ff. Vgl. auch HambOVG. 27. Apr. 28, HansRGZ. 
All (1928) Sp.428ff. (Unwirksamkeit der Beeidigung eines von der Handelskammer nieht 
angestellten Wägers). 

122 PrOVG. 6. Juli 20, Entseh. 76, 512ff. 
122& OldOVG. 13. Febr. 28, OldZ.55 (1928). S. 65. 
123 RG. In 30. Juni 25, RGZ. 111, 166ff. 
124 HessVGH. 10. Dez. 21, Entseh. 5, 108ff. Andere Beispiele aus der Rechtsprechung 

über Gültigkeit eines Verwaltungsakts trotz Verfahrensmangels : BadVGH. 5. Dez. 23, Bad.­
VerwZ. 1924 S. 33ff. (Mieteinigungsamt) ; RG. In 18. ,Jan. 27, RGZ. 116, 9ff. (Betriebs­
vertretung - dabei bleibe dahingestellt, ob das RG. die Vorschriften über Verwaftungsakte 
hier überhaupt anwenden durfte); PrOVG. 25. Nov. 26, JW 1927 S. 2551 (Provinzialrat). 

125 PrOVG. 16. Okt. 14. n. 3. März 16, Entseh. 68, 37ff. u. 72, 48ff. 
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ansah. Wir wissen ja von früher, daß sich Unwirksamkeit und Anfechtbarkeit 
nicht ausschließen (S. 254). 

c) Machtüberschreitung. Ein ohne Formfehler und ohne Verfahrens­
mangel zustande gekommener Akt kann doch wegen Machtüberschreitung unwirk­
sam sein. Dabei genügt es nicht, daß die Behörde nach Sachlage nicht so vorgehen 
durfte, wie geschehen, sondern der Akt muß in seinem wesentlichen Teile, also 
nicht in der Begründung, sondern in der Verfügung selbst, derart sein, daß man 
unter keinem denkbaren Gesichtspunkt eine Ermächtigung zur Erlassung des Aktes 
im Gesetze findet. Mag man noch so sehr bestrebt sein, die Unwirksamkeit von 
Verwaltungsakten einzuengen, so gibt es doch solch offenbare Überschreitungen 
der den Behörden anvertrauten Machtbefugnisse, daß man nur mit der Annahme 
völliger Unwirksamkeit hoffen kann, eine von der überwiegenden Mehrzahl der 
Rechtsgenossen gebilligte Lösung zu finden. 

Den gröbsten Fehler stellt der Verwaltungsakt mit schlechthin unmöglichem 
Inhalt dar, also ein Verwaltungsakt, der überhaupt von keiner Behörde erlassen 
werden darf, für dessen Erlassung es höchstens eine zuständige Stelle gibt: den 
Gesetzgeber. Ein vielerörtertes Beispiel bietet die österreichische Dispensehe. 
In Österreich gibt es zwischen Katholiken keine Ehescheidung, sondern nur die 
Trennung von Tisch und Bett. Folglich kann ein getrennter Ehegatte bei Lebzeiten 
des anderen Teils sich nicht wieder verheiraten. Da verfiel man nach dem Kriege 
auf den Ausweg, den Teil, der eine neue Ehe eingehen wollte, vom Ehehindernis 
des bestehenden Ehebandes zu dispensieren. Einige Jahre nach Einführung des 
Brauches erklärten aber sowohl der Verwaltungsgerichtshof als aueh der Oberste 
Gerichtshof die Dispensehe für unzulässig, der letzte zugleich in dem Sinne, daß 
der erteilte Dispens unwirksam sei126• Da der Dispens nicht etwa die alte Ehe auf­
löst - dies könnte er auch gar nicht -, sondern die Zweitehe gestattet, also genau 
genommen eine strafbare Handlung zuläßt, liegt der Fall eines Verwaltungsaktes 
mit absolut unmöglichem Inhalte vor; der Akt ist unwirksam. Ebenso ist es der 
auf ein Verbrechen oder Vergehen gerichtete militärische Dienstbefehl (MiIStGB. 
§ 47). Auch würde die Gestattung der Zuhälterei oder des gewerbsmäßigen Glück­
spiels an absoluter Unmöglichkeit und daher Unwirksamkeit kranken. Doch 
braucht das absolut Unmögliche nicht etwas Strafbares zu sein. So galt schon vor 
§ 76III AO. der Satz, daß Rechtsmittelentscheidungen nicht zurückgenommen 
werden können. Geschah dies dennoch, wurde z. B. einmal ein Einspruchsbescheid 
zurückgenommen, so war die Zurücknahme unwirksam127 • Die Kündigung lebens­
länglich angestellter Beamter ist eine unbedingte rechtliche Unmöglichkeit, daher 
setzt sich das Reichsgericht bei der Entscheidung von Gehaltsansprüchen über sie 
als nicht vorhanden hinweg128 • Ebenso ist unwirksam wegen absoluter Unmöglich­
keit der Widerruf der Wartezeitabkürzung durch die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte 129, der Widerruf einer rechtskräftigen landrätlichen Grundstücks­
kaufgenehmigung130, die Rücknahme der Entlassung aus dem Staatsverbande131, 

126 ÖVGH. 19. März 21, Samml. (Adm. Teil) 45, 31ff.; ÖObGH. 7. Febr. 22, Entsch. 4,47ff.; 
ÖObGH. Gutachten von 1921 u. vom 3. Apr. 28, Entsch.4, 406ff. u. Gerichtshalle 72 (1928) 
S. 61 ff. Gegen die Zulässigkeit der Nachprüfung des Dispenses durch die Zivilgerichte der 
österr. Verfassungsgerichtshof als KompGH. am 5. Nov. 27 u. 27. Febr. 28, Samml. 1927 
S. 193U. u. JBl. 57 (1928) S. I50f. Der an sich klare Fall liegt deshalb nicht ganz einfach, 
weil der Ehedispens in Zehntausenden von Fällen, also so häufig erteilt wurde, daß man 
verRucht ist, von einer geglückten Revolution im Eherecht zu sprechen. Vgl. W. JELLINEK 
Schöpferische Rechtswissenschaft 1928 S. 13f., 18. 

127 PrOVG. 20. Juni 19, Entsch. 75, 35ff. 
128 RG. III 5. Jan. 23 u. 13. Febr. 25, RGZ. 106, 154ff. u. llO, I89ff.; vgl. auch RG. 

III. ZivSen. 20. Apr. 28, JW. 1928 S.245lff. 129 RVA. 11. Dez. 25, JW. 1926 S. 734. 
180 RG. III 12. Dez. 24, GruchotsBeitr. 68 (1927) S. 318ff. 
181 BadVGH. 19. Juni 17, BadVerwZ. 1917 S. 194ff.; vgl. auch PrOVG. 23. Juni 86, 

Entsch. 13, 408ff. 
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die Einsetzung einer Vormundschaft über einen nicht entmündigten Volljährigenl32, 
die mit auflösender Bedingung erteilte Erlaubnis z~m Betrieb einer Gastwirtschaft133, 
die Betrauung eines Staatsanwalts mit richterlichen Geschäften134, die Übertragung 
der den Gemeinden als Selbstverwaltungskörpern anvertrauten Dispensations­
befugnis für ortsstatutarische Bauverbote auf die Ortspolizeibehörde135 oder die 
Betrauung einer Stelle mit einer im Gesetze nicht vorgesehenen Stellvertretungl36. 
Unwahrscheinliche Beispiele, wie Erteilung eines Patcnts auf hundert Jahre oder 
Entziehung des Urheberrechts durch Verwaltungsakt, brauchen gar nicht an­
geführt zu werden. 

Unwirksamkeitsgrund kann aber auch die unbedingte sachliche Unzu­
ständigkeit einer Behörde seinl37. Nicht jede sachliche Unzuständigkeit genügt. 
Erläßt z. B. das Hauptzollamt statt des Finanzamts eine Anordnung zur Zahlung 
einer bestimmten Geldsumme, so liegt zwar Unzuständigkeit, aber nicht Unwirk­
samkeit vor, da derartige Anordnungen sich im l~ahmen der allgemeinen Befug­
nisse des Hauptzollamtes halten. Würde sich dagegen das Finanzamt heraus­
nehmen, einen Jagdschein zu erteilen oder eine Baugenehmigung zu widerrufen, 
so würde niemand an der Unwirksamkeit derartiger Verfügungen zweüeln. Wenn 
§ 78 AO. die sachliche Unzuständigkeit unter den Zurücknahmegründen aufführt, 
so beweist dies nichts gegen die Unwirksamkeit sachlich unbedingt unzuständig 
erlassener Verfügungen, zumal, wie schon häufig betont, Unwirksamkeit und 
Zurücknehmbarkeit sich nicht ausschließen, die AO. außerdem nur der örtlichen 
Unzuständigkeit Unwirksamkeitsfolgen abspricht (§ 48). Ausdrücklich anerkannt 
wird die sachliche Unzuständigkeit als Unwirksamkeitsgrund z. B. im § 32 des 
Reichsgesetzes über die freiwillige Gerichtsbarkeit. "Ist eine Verfügung, durch dip 
jemand die Fähigkeit oder die Befugnis zur Vornahme eines Rechtsgeschäfts . . er­
langt, ungerechtfertigt, so hat, sofern nicht die Verfügung wegen MangelH 
der sachlichen Zuständigkeit des Geriohts unwirksam ist, die Auf­
hebung der Verfügung auf die Wirksamkeit der inzwischen von ihm ... vor­
genommenen Rechtsgeschäfte keinen Einfluß." Bemerkenswert ist die Selbstver­
ständlichkeit, mit der das Gesetz die Unwirksamkcit sachlich unzuständig erlassener 
Verfügungen in einem Nebensatze abtut. Auch nach § 27 der Vollzugsverordnung 
vom 16. November 1901 zum württembergischen Wassergesetz ist die "von der OrtH­
polizeibehörde unzuständigerweise erteilte Erlaubnis. . . ungültig und unwirk­
sam". Aber die Frage bedarf keiner ausdrücklichen Regelung, die Unwirksamkeit 
versteht sich von selbst,. Ein Gemeindevorstand setzt eine Ordnungsstrafe fest, 
zu deren Verhängung nur die Amtshauptmannschaft bcfugt gewescn wäre: die 
Festsetzung ist unwirksam und kein geeigneter VollstreckungstitcP38. Der würt­
tembergische VGH. läßt gegen sachlich völlig unzuständig erlas'>ene Entschei­
dungen, da sie unwirksam sind, nicht einmal die Rechtsbeschwcrde ZU 139. Ebenso 
ist nach einer Entscheidung des Landesverwaltungsgerichts in Schwerin die Beeidi­
gung eines Auktionators durch die sachlich unbedingt unzuständige Landdrostei 
ohne rechtliche Wirkungen 140. Auch das Reichsgericht prüft die Entscheidungen der 
Mieteinigungsämter und der Schlichtungsausschüssc auf Innchaltung der sach­
lichen Zuständigkeit nach 141. 

132 Vgl. BETTSAK im ArehÖffR. 35 (1916) S. 382ff. 
133 PrOVG. 16. Okt. 11, Entseh. 61, 345ff. 134 RG. 1. StrSen. 11. Dez. 25, .1\'V. 1926, 1228f. 
135 PrOVG. 7. Dez. 15, Entseh. 70, 422ff. 136 RG. I 6. März 23, RGSt. 57, 269f. 
137 Abstrakte Unzuständigkeit im Gegensatze zur konkreten. 
138 SäehsOVG. 25. Mai 21, Jahrb.26, 260ff. 
139 WürttVGH. 30. Dez. 25, WüRV. 19 (1926) S. 78ff. 
140 LVG. Sehwerin 28. Juni 24, MeeklZ. 42 (1926) Sp. 49f. 
141 RG. III 9. Dez. 2l, 4. März 22, 30. Jan. 23, RGZ. 103, 271ff.; 104, 153ff.; 106, 238ff. 

_ Andere Beispiele BadVGH. 18. März 13, BadVerwZ. 1913 S. 106f.; BremVG. 21. März 27, 
HansRZ. 1927 Sp. 35lff.' KG. 29. Nov. 27, RVerwBl. 49 (1928) S. 623f. 



IV 1. Der unwirksame Verwaltungsakt. 267 

Dagegen denkt das Gesetz über die örtliche Unzuständigkeit meistens 
milder, wohl aus der Erwägung heraus, daß immerhin eine der zuständigen Be­
hörde gleichgeartete Behörde den Verwaltungsakt erlassen hat. Gerichtliche Hand­
lungen sind nach § 7 FGG. "nicht aus dem Grunde unwirksam, weil sie von einem 
örtlich unzuständigen Gericht .. , vorgenommen sind". Das gleiche bestimmt 
§ 61 1 AO. über die Handlungen der Finanzämter. Die Regel gilt unbedingt, wenn 
man dem Akte nicht sofort ansehen kann, ob er örtliche Zuständigkeitsvorschriften 
verletzt, wenn also z. B. die Zuständigkeit vom Wohnsitz, vom gewöhnlichen Aufent­
halt, von der Staatsangehörigkeit des Betroffenen abhängt. Hängt dagegen die 
örtliche Zuständigkeit mit der Lage eines Grundstücks zusammen, so bedarf es 
schon ausdrücklicher gesetzlicher Bestimmung, wenn die Außerachtlassung der 
Zuständigkeitsvorschrift ohne Unwirksamkeitsfolge bleiben soll. So würde es 
kaum jemand begreifen, daß eine ostpreußische Ortspolizeibehörde einen Hausbau 
in Köln sollte auch nur vorläufig rechtswirksam genehmigen können. Denn eine 
solche Genehmigung stellt eine Art öffentlichrechtlicher Verfügung über ein Grund­
stück dar, und es ist im öffentlichen Interesse begründet, daß eine Behörde in der 
ihr anvertrauten Sorge über die Gestaltung der Gemarkung nicht durch fremdes 
Hineinregieren gestört wird. Als daher einmal der Polizeipräsident von Berlin 
die gewerbepolizeiliche Genehmigung zum Betriebe einer außerhalb Berlins ge­
legenen Irrenanstalt erteilt hatte und die Frage entstand, ob diese unzuständiger­
weise erteilte Genehmigung, um hinfällig zu werden, erst förmlich aufgehoben 
werden müsse, verneinte das OVG. die Frage mit Recht; die Erlaubnis sei "in dem 
Sinne unwirksam und nichtig, daß aus ihr das Recht auf Fortsetzung des Gcwerbe­
betriebs von dem Kläger nicht in Anspruch genommen werden" könne142• Einc 
unbedingte Schranke für die örtliche Zuständigkeit bietet die Landesgrenze. 
So wie ein Enteignungsgesetz nicht über die Landesgrenze hinaus wirkt 143, sowenig 
könnte ein Verwaltungsakt die Enteignung eines außerhalb des Landes liegenden 
Grundstücks aussprechen144• Nur können gewisse über die Landesgrenzen wir­
kende Anordnungen bedingt gemeint sein; so war einmal die Auflage einer preußi­
schen Behörde, eine Kläranlage auf hessischem Gebiet zu errichten, so zu verstehen, 
daß sie nur gelten sollte, wenn die hessische Behörde ihre Zustimmung gab, und daher 
nicht zu beanstanden145. 

d) Neben den drei bisher erörterten Unwirksamkeitsgründen - Formfehlern, 
Verfahrensmängeln, grober Machtüberschreitung - tritt die vierte in Betracht 
kommende Fehlerhaftigkeit, die Sachwidrigkeit, an Bedeutung für die Unwirk­
samkeitslehre erheblich zurück. Die allgemeine Regel ist sogar die, daß ein in der 
Form einwandfreier, im vorgeschriebenen Verfahren ergangener Verwaltungsakt, 
der sich innerhalb der dem Wirken der Behörde überhaupt gesetzten Grenzen hält, 
nicht deshalb unwirksam ist, weil er nach Sachlage nicht hätte erlassen werden 
sollen oder weil ihn die Behörde bei fehlerfreier Entschließung nicht hätte erlassen 
wollen. Die Verleihung der preußischen Staatsangehörigkeit an einen Ausländer, 
den der Regierungspräsident für einen Württemberger hielt, ist ebensowenig un­
wirksam, wie die Heranziehung eines Steuerpflichtigen zu einer ungesetzlich hohen 
Steuer oder die Zwangsversetzung eines Beamten in den Ruhestand auf Grund 
eines irrigen ärztlichen Zeugnisses. Wenn schon im Privatrecht der Irrtum kein 
Nichtigkeitsgrund, sondern nur Anfechtungsgrund für Rechtsgeschäfte ist, und auch 
das nur in beschränktem Umfange, so macht um so mehr im öffentlichen Rechte 

142 PrOVG. 14. Nov. 01, Entsch. 40, 301; dazu meine Besprechung im ArchÖffR. N. F. 
9 (1925) S. 367. 

143 RG. VII 7. Juni 21, RGZ. 102, 251ff. 
144 Vgl. auch SCHULT Besteuerung eines außerhalb des Stadtgebietes liegenden Grund­

stückes durch eine städtische Steuerbehörde, MecklZ. 43 (1927) Sp.497ff., dagegen Me.-Schw. 
Min. d. I. 30. Juni 28, MecklZ. 44 (1928) Sp. 662. 

145 PrOVG. 28. Nov. 16, Entsch. 72, 277ff. 
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der Irrtum des den Verwaltungsakt erlassenden Beamten den Akt nicht unwirksam. 
Nur wo aus dem Grunde sonst mangelnden Rechtsschutzes, wie im Beamtenrechte 
beim Ungehorsam gegen einen unzulässigen Dienstbefehl oder im bayerischen Polizei­
recht beim Ungehorsam gegen polizeiliche Verfügungen (oben S. 239), die Nachprü­
fung eines Verwaltungsaktes in weitem Umfange zugelassen ist, kann schon bloße 
Unzulässigkeit nach Sachlage, bloßer Irrtum Unwirksamkeitsgrund sein. 

Auch der durch unlautere Mittel, vor allem durch unwahres Vorbringen er­
schlichene Verwaltungs akt ist nicht unwirksam. Allerdings kannte das 
~emeine Recht und kennt noch heute das kanonische Recht146 die unter Wahrheits­
bedingung erteilte Bewilligung. Mit einigen Ausnahmcn sind alle kirchlichen He­
skripte so zu verstehen, als sei ihnen die Bedingung beigefügt: "Si preces vcri­
tate nitantur". Dem weltlichen Rechte ist eine solche Bedingung fremd. Wohl 
ist die Erschleichung mehrfach ausdrücklich als Grund für die Zurücknahme des 
Verwaltungsaktes anerkannt, so im badischen und thüringischen Rechte ganz all­
gemein147, im Reichssteuerrechte148, in einzelnen Sondergcsetzcn149, abcr Un­
wirksamkeitsgrund ist sie nie. Auch hier gestattet ein Verglcich mit dem Privat­
recht einen fruchtbaren Schluß. Bekanntlich sind Verwaltungsakte gegen Unwirk­
samkeit besser geschützt als private Rechtsgeschäftc. Wenn nun selbst diese 
bei arglistiger Täuschung nur anfcchtbar sind, um wicviel mehr muß dies bei er­
schlichenen Verwaltungsakten der Fall sein. So hatte das preußische OVG. einmal 
den berühmten Fall zu entscheiden, daß sich ein Russe, um nicht aus Preußen aus­
gewiesen zu werden, scheinbar in Gotha niederließ, daraufhin die Naturalisation 
erbat und erhielt und so als Deutscher nach Preußen zurückkehrte. Die Polizei­
behörde wies ihn trotzdem als lästigen Ausländer aus, das OVG. hob aber unter 
Verwerfung der exceptio sub-vel obreptionis auf, da dic Naturalisation trotz Er­
schleichung nieht unwirksam sei150• Vor einiger Zeit berief sich eine Partei in 
einer privatrechtlichen Streitsache darauf, daß die Gegenpartei eine Vcrfügung dcs 
Demobilmachungskommissars erschlichen habe, die Verfügung dahcr nichtig sei; 
das Reichsgericht ließ aber die Behauptung nicht ZU151. 

Anders liegen die Dinge bei dem mit schweren Drohungen erzwun­
genen Verwaltungsakt152• Liest man nämlich die Gründe, die zur Wiedcraufnahme 
eines durch rechtskräftiges Zivilurteil geschlossenen Verfahrens führen, aufmerksam 
durch, so findet man, daß zwar einem durch die Nötigungshandlung eincr Partei 
erzwungenen Urteil mit der Restitutionsklage beizukommen ist (§ 5804 ZPO.), 
nicht aber einem von anderer Seite erzwungenen Urteil, sofern nur die Drohung 
so ernst war, daß der Richter ihr nachgeben durfte, ohne sich der Bestrafung wegen 
Rechtsbeugung auszusetzen (§ 52 StGB.). Da die Unanfeehtbarkeit eines solchen 
Urteils jedes Rechtsempfinden verletzen würde, bleibt nur übrig, es als unwirksam 
zu bezeichnen, und was von einem Urteil gilt, muß erst recht für einen Verwaltungs­
akt richtig sein. Auch der Gedanke liegt nahe, daß es gegen die Würdc des Staats­
gedankens verstößt, wenn man sich vorstellen soll, dic dem cinzelnen übergeord­
nete Staatsgewalt solle auch dann noch Staatsgewalt sein, wcnn sie nach dem 
Willen Privater gelenkt wird. Stürmt also eine Horde Ausländer das Gebäude 
einer preußischen Regierung, ein Fall, der nicht weniger im Bereiche der Möglich­
keit liegt als das Revolverattentat im Reichsgcricht am 16. Novembcr 1908153, 

und zwingt sie den Regierungspräsidenten durch Drohung mit Erschießcn zur Aus-

146 Codex iuris canonici can. 40. Die Einrede der Erschleichung ist bekannt unter dem 
Namen der exceptio sub-vel obreptionis; Anklänge im can. 42. Vgl. zur ganzen Frage Fehlerh. 
Staatsakt S. 106ff. 

147 Bad. VO. v. 31. Aug. 84 § 4312 ; thür. LVO. §§ 14215, 143 6• 148 AO. § 7812, H. 

149 Z. B. IÜb. G. ü. d. Hengstkörung v. 21. Juni 22 § 3Il• 

160 PrOVG. 23. Juni 86, Entsch. 13, 408ft. 151 RG. VII 24. Okt. 22, RGZ. 106, 115ft 
152 Vgl. Fehlerh. Staatsakt S. 114ff.; NEuBEcKERZwang und Notstand I 1910 S. 164ff. 
153 V gl. DJZ. 1908 Sp. 1326. 
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stellung von Einbürgerungsurkunden an alle Beteiligten, und gibt der Regierungs­
präsident der Drohung nach, so sind die von ihm vollzogenen Einbürgerungen 
rechtlich unwirksam, eine nicht unwichtige Erkenntnis, da nach der Rechtsprechung 
des OVG.154 die einmal wirksam gewordene Einbürgerung nicht mehr widerrufen 
werden kann. 

2. Der anfechtbare Verwaltungsakt. Anfechtbarkeit eines Verwaltungsaktes 
kann in einem doppelten Sinne gemeint sein: formelle Möglichkeit der Anfechtung 
und Anfechtung mit der rechtlichen Notwendigkeit eines Erfolges. Nur die An­
fechtbarkeit in dieser zweiten Bedeutung sei untersucht. 

Hierbei können wir uns kurz fassen, da die Anfechtbarkeit die für den fehler­
haften Verwaltungsakt näher liegende Rechtsfolge ist als die Unwirksamkeit. Ein 
dem einzelnen ungünstiger Verwaltungsakt ist trotz aller Fehlerhaftigkeit im Zweifel 
nur anfechtbar und nicht unwirksam, und selbst wenn er unwirksam ist, kann er 
nach früher Gesagtem (oben S. 254) außerdem angefochten werden, falls sein Be­
stehen durch den Schein der Gültigkeit den von ihm Betroffenen in seinen Inter­
essen verletzt. Ist gegen einen Verwaltungsakt überhaupt ein Rechtsmittel ge­
geben, so sind im Zweifel alle unterlaufenen Fehler Anfechtungsgründe ; nur die 
Vernachlässigung der als "Soll" -Vorschrift oder ähnlich bezeichneten Regeln bildet 
eine Ausnahme15s. Formfehler, VerfahrensmängePS6, Unzuständigkeiten, Rechts­
widrigkeiten in der Sache, Verkennung der Tatsachen führen demnach zur Auf­
hebung des Verwaltungsaktes auf Anfechtung hin. Selbst bloße Mängel innerhalb 
der Zweckmäßigkeitserwägungen können Anfechtungsgrund sein. Bei der Darstel­
lung des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes und der Grenzen der Polizei­
gewalt wird auf alle diese Fragen zurückzukommen sein. 

3. Widerruflichkeit von Verwaltungsakten. Wie sich der einzelne durch An­
fechtung vor gesetzwidrigen Verwaltungsakten sehützen kann, so muß auch der 
Verwaltungsbehörde die Möglichkeit gegeben sein, fehlerhafte Verwaltungsakte 
zurückzunehmen. Die nächstliegende Frage ist die, ob nicht der Akt vielleicht schon 
nach seiner ganzen Natur zu den frei widerruflichen gehört. Denn wenn dies zu­
trifft, bedarf es keines Eingehens auf die Besonderheit des Fehlers. Erst beim nicht 
frei widerruflichen Akt erhält die Eigenart des Fehlers Bedeutung. Wir fragen daher 
zunächst naeh den allgemeinen, von Fehlern unabhängig,en Gründen des Widerrufs. 

a) Frei widerrufliche Verwaltungs akte. über die Frage, wann ein 
Verwaltungsakt frei widerruflich ist, lassen sich zunächst zwei allgemeine Sätze 
aufstellen, beide mehr negativer als positiver Art. 

Ein Verwaltungsakt ist nicht frei widerruflich, wenn er erlassen 
werden mußte, wenn er also ein gebundener Verwaltungsakt ist. Sonst würden 
Erlassung und Widerruf dauernd hin - und herpendeln. Hat also jemand auf Er­
teilung eines Jagdscheins einen Anspruch, so kann ihm der erteilte Schein nur aus 
besonderen Gründen und nicht nach freiem Ermessen entzogen werden. 

Der zweite allgemeine Satz lautet: daraus, daß ein Verwaltungs akt 
frei erlassen werden konnte, folgt nicht notwendig seine freie Wider­
ruflichkei t 157. Obgleich der Satz etwas Selbstverständliches sagt, findet man 
doch hin und wieder in einer Entscheidung die Bemerkung, da die Erteilung oder 
Versagung der Erlaubnis, z. B. zur Darbietung von Lustbarkeiten auf öffentlichen 
Straßen, dem Ermessen der Polizeibehörde anheimgegeben sei, seien ihr auch 
bei Zurücknahme der Erlaubnis keine Schranken gesetzt158. Der Schluß ist offen-

154 Vgl. die oben erwähnte Entscheidung v. 23. Juni 86. 
155 Vgl. z. B. PrOVG. 5. Jan. u. 10. Juli 14, Entsch. 66, 336ff. u. 68, 428ff. 
156 Vgl. z. B. PrOVG. 8. Juli 15, Entsch. 69, 332ff. 
157 PrOVG. 25. Apr. 02, Entsch. 41, Hf.; SächsOVG. 21. Juni 05, Jahrb. 7, 290ff.; Thür.­

OVG. 25. Nov. 25, Jahrb. 10, 104ff. 
158 Z. B. BayObLG. 24. Apr. 06, SammiSt. 6, 423ff. 
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bar unrichtig. Was würde man wohl sagen, wenn ein Gericht die freie Entlaßbarkeit 
eines Beamten damit begründen wollte, daß auch die Anstellung ein freier Akt 
gewesen sei, oder die Auflösbarkeit einer nach Landesrecht genehmigten juristischen 
Person des öffentlichen Rechts damit, daß kein Anspruch auf Genehmigung be­
stand! 

Geht man den Gründen des zweiten Satzes nach, so findet man als Schranke 
des freien Widerrufs das durch den Verwaltungs akt geschaffene subjektive öf­
fentliche Recht. Allerdings liegt vielfach ein Fehlzirkel vor159, wenn man sagt, 
ein Verwaltungs akt könne deshalb nicht zurückgenommen werden, weil er ein 
subjektives Recht geschaffen habe; denn das subjektive Recht ist unter Um­
ständen gerade auf Beibehaltung der. durch den Verwaltungs akt geschaffenen 
Rechtslage gerichtet, besteht also in dem, was erst bewiesen werden soll, daß näm­
lich der Verwaltungs akt nicht zurückgenommen werden darf. Aber ganz nichts­
flagend ist der Hinweis auf das subjektive Recht doch nicht. Vielleicht verleiht der 
Verwaltungsakt dem einzelnen ausdrücklich ein "Recht" oder der Verwaltungs­
akt gehört zu denen, die nicht nur zwischen Staat und einzelnem, sondern auch 
zwischen diesem und dritten Personen Rechtsbeziehungen begründen, wie Ver­
leihung des Bergwerkseigentums, Genehmigung einer Namensänderung, Einweisung 
eines Zwangsmieters. Außerdem kann in dem Hinweis auf das subjektive Recht 
auch der Gedanke stecken, daß der vom Verwaltungsakt Begünstigte ein Recht 
auf dessen Weiterbestehen erst hat, wenn der Akt formell rechtskräftig geworden 
ist. Dies führt zu der weiteren Erkenntnis der Widerruflichkeit eines Ver­
waltungsaktes vor Ablauf der etwa vorhandenen Anfechtungsfrist, 
allgemeiner: vor Abschluß des gerade schwebenden Verfahrens. So 
ist die Rückgängigmachung eines Gemeindebeschlusses bis zur Bestätigung durch 
die Aufsichtsbehörde zulässig 160, der Widerruf der landrätlichen Genehmigung 
eines Grundstückskaufes bis zur Auflassung161• § 43 Il der lange Zeit vorbildlich 
gewesenen badischen Verordnung vom 31. August 1884 über das Verfahren in Ver­
waltungssachen drückt den Gedanken so aus: "Die Behörde, von welcher eine 
Verfügung oder Entscheidung erlassen ist, oder die ihr vorgesetzte höhere Behörde, 
kann solche abändern oder ganz aufheben: 1. wenn durch die Verfügung oder Ent­
scheidung nicht eine Partei einen gesetzmäßigen Anspruch bereits erworben hat, 
und in diesem Falle schon wegen geänderter oder abweichender Ansicht" 162. 

Keine Schwierigkeit, sollte man meinen, bereitet ferner der Fall des Wider­
rufsvorbehaltes. Die Polizei genehmigt z. B. die Polizeistundenverlängerung 
"auf jederzeitigen Widerruf", oder sie gestattet in widerruflicher Weise die Er­
richtung eines Schuppens vor der Fluchtlinie. Später nimmt Rie die Genehmigungen 
zurück, die Polizeistundenverlängerung, weil sie ihre Ansicht über die Zweckmäßig­
keit des langen WirtshauRbesuches geändert hat, die zur Fluchtlinienüberschreitung, 
weil der Inhaber sich weigert, entgegen seinem Versprechen eine Anerkennungs­
gebühr an die Stadtgemeinde zu entrichten. Während hier nach Ansicht aller 
unbefangen Urteilenden alles in Ordnung ist, hat das preußische OVG. Bedenken 
gegen die freie Widerruflichkeit163. Auch bei Widerrufsvorbehalt soll der Widerruf 

159 So mit Recht O. BÜHLER in VStaatsRL. 3 (1927) S. 110. 
160 Vgl. H. PETERS Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung 1926 13. 235f.; auch 

SächsOVG. 8. Febr. 23, Jahrb. 27, 188f. 
161 RG. V 3. Jan. 23, RGZ. 106, 142ff. Vgl. auch Pr. DiszH. f. nichtricht. Beamte 

11. Juni 28, DJZ. 1928 Sp. 1088f. (Widerruflichkeit der Entlassung eines Beamten bis zum 
Zeitpunk~ des Wirksamwerdens der Entlassung). 

162 Ahnlieh österr. Allg. Verwaltungsverfahrensgesetz v. 21. Juli 25 § 68 11 • 

163 Z. B. PrOVG. 22. Fcbr. 06 u. 10. Okt. 16, Entsch. 50, 361ff. u. 71, 428ff. - Vgl. hier­
gegen meinen Aufsatz "Polizeiliche Genehmigungen auf jederzeitigen Widerruf" im PrVerwBl. 47 
(1926) S. 574f. - Beginn einer Abkehr von dieser Rechtsprechung wohl PrOVG. 3. Mai 28, 
RVerwBl.49 (1928) S. 892f. 
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an die Schranken der Polizeigewalt gebunden sein, also nur zur Aufrechterhaltung 
der öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit und zur Abwendung 'der dem 
Publikum oder einzelnen seiner Mitglieder drohenden Gefahr ergehen dürfen. Diese 
Rechtsprechung übersieht, daß bei frei zu erteilenden Genehmigungen auch andere 
Beweggründe für die Versagung maßgebend sein dürfen als polizeiliche und daß 
der Widerrufsvorbehalt nahe verwandt ist mit einer in die Zukunft verlegten Ver. 
sagung. Vor allem aber will die Behörde mit ihrem Vorbehalt mehr als eine nur 
nach polizeilichen Gesichtspunkten auszuübende Widerrufsmöglichkeit. Ist dies 
nach Ansicht des OVG. unzulässig, so ist nach früher Gesagtem (oben S. 256f.) der 
ganze Vorbehalt unwirksam und mit ihm die Erlaubniserteilung. Auf keinen Fall 
ist es zulässig, den nach Ansicht der Behörde freien Widerrufsvorbehalt gegen ihren 
Willen zu einem gebundenen zu machen. Neuere Gesetze, die den Widerrufsvor­
behalt regeln, folgen denn auch dem preußischen OVG. in dessen bedenklicher 
Rechtsprechung nichP64. 

Wir haben mit Absicht bisher vermieden, die Unwiderruflichkeit eines Ver­
waltungsaktes mit dem Worte "Rechtskraft" zu bezeichnen, da der Ausdruck für 
Verwaltungs akte im allgemeinen so w~nig paßt wie für Handlungen des Privat­
rechts165. So wenig die Anstellung eines Dienstboten mit dem Abschluß des Dienst­
vertrages "rechtskräftig" wird, so wenig wird es die Anstellung eines Beamten 
deshalb, weil die Anstellung nicht mehr einseitig zurückgenommen werden kann. 
Rechtskraft ist vielmehr eine typische Eigenschaft der richterlichen E nt s c h e i­
dung und bedeutet, daß die Anwendung des Rechts auf einen konkreten Tat­
bestand in ihrer Richtigkeit nicht mehr in Frage gestellt werden kann; da der 
durch die Entscheidung geschlichtete Streit endlich zur Ruhe kommen muß, steht 
es auch den Gerichten nicht mehr frei, die Entscheidung umzustoßen. Um Streit­
entscheidungen, überhaupt um Entscheidungen handelt es sich aber bei Verwal­
tungsakten meistens nicht, sondern um Neues schaffende Verfügungen. Enthält 
aber einmal ein Verwaltungsakt eine Entscheidung, dann besteht die Vermutung 
für seine Unwiderruflichkeit nach Analogie des gerichtlichen Urteils. Für Rechts­
mittelentscheidungen ordnet § 76 m AO. die Unwiderruflichkeit ausdrücklich an. 
Kraft ungeschriebenen Rechts kam das Reichsgericht für die Entscheidung des 
Reichsfinanzministers, daß eine Sache nicht dem Abgeltungsverfahren unterworfen 
ist, zum gleichen Ergebnis166. 

Bei zweiseitigen Verwaltungsakten spricht schon das Wesen der Zwei­
seitigkeit für eine gewisse Beschränkung der Rücknehmbarkeit. Ist ein Antrag 
abgelehnt worden, so ist die zwischen Staat und einzelnem angebahnte Rechts­
beziehung erloschen, und es wäre ein Verstoß gegen die vom Gesetze gewollte 
Zweiseitigkeit, wenn die Behörde ohne erneuten Antrag die ablehnende Verfügung 
sollte zurücknehmen und damit die Rechtsbeziehung ohne Willen des Antragstellers 
sollte neu begründen dürfen. § 18 1 FGG. und § 75 AO. 'bestätigen die Regel. 

Endlich ist es im Grunde der Widerwille des menschlichen Geistes gegen 
doppelte Verneinungen, der zur Unzulässigkeit eines Widerrufs des Wider­
rufs führP67. Denn es wäre nicht einzusehen, warum dann nicht auch der Wider­
ruf des Widerrufi'l des Widerrufs möglich sein sollte und so fort bis zur völligen 
Verwirrung. Ist ein Verbot widerrufen und die Behörde bereut den Widerruf, 
dann mag sie das Verbot erneut erlassen. Stehen solchem Vorhaben rechtliche 
Bedenken im Wege, dann ist dies ein Beweis mehr für die Unzulässigkeit des auf 
den gleichen Erfolg abzielenden Widerrufs des Widerrufs. 

Die bis hierher gefundenen Sätze entheben nicht von der Beantwortung der 

164 AU. § 71;1, Thür. LVO. §§ 142f. 
165 V gl. ncucstenR zu dieser Frage R. COESTER Rechtskraft uer Staatsakte 1927 S. 100ff. 
166 RG. III 18. Dez. 25, RGZ. 112, 233ff. 
167 Vgl. PrOVG. 29. l'därz 17, Entsch. 73, 328ff. 
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grundsätzlichen Frage, ob die Vermutung für oder gegen die Widerruf­
lichkei t begünstigender 168 Verwaltungsakte spricht. Da das Haupthindernis für 
die freie Widerruflichkeit ein entgegenstehendes subjektives gecht bildet und in 
diesem Falle der freie Widerruf unzulässig ist, kann man der Rechtsprechung, 
die Widerruflichkeit sonst im Zweifel bejaht169, beipflichten. Das FGG. (§ 18 1 ) und 
die AO. (§ 75) stehen auf dem gleichen Standpunkt. Der einem Beamten erteilte 
Urlaub, die Erlaubnis zur Aufstellung von Tischen und Stühlen auf der Straße, Aul'­
nahmebewilligungen von den Vorschriften über die Sonntagsruhe sind aho ohne 
weiteres widerruflich. Die H,egel bedarf aber einer wichtigen Einschränkung. 
Abgesehen von dem ausdrüeklichcn Ausschlusse der Widerruflichkeit durch gCi:letz­
liehe Bestimmung ist der Widerruf nicht mehr zulässig, wenn der Empfänger der 
Genehmigung im Vertrauen auf ihren Bestand daR genehmigte Werk zu ver­
wirklichen begonnen hat170. Hat er z. B. einen Baudispem; erhalten und das 
zu bebauende Grundstück ausgeschachtet oder gar den Bau fertiggestdlt, ;;0 ist 
klar, daß der Dispens nicht nachträglich frei widerrufen werden kann. Aueh die 
Genehmigung zur VeranRtaltung einer Zirkm;aufführung ist nicht mehr widerruf­
lich, wenn der Veranstalter seinen Zirkus nach dem Orte der Veranstaltung ver­
laden hat. 

b) Widerruf nicht frei widerruflichPr VerwaltungHakte. En;t wenn 
feststeht, daß ein Verwaltungsakt nicht zu den frei widerruflichen gehört, gewinnt 
die Frage, aus welchen besonderen Gründen er dcnn()(~h widerrufen werden kann, 
Bedeutung. Bloße Sinnesänderung in der Ermessensfrage kann kein Widerrufs­
grund sein, denn dann wäre der Verwaltungs akt frei widerruflich. So bleiben nur 
zwei WiderrufRgründe: Fehlerhaftigkeit bei der Vornahme und nachträgliche Um­
stände. 

a) Fehlerhaftigkeit bei der Vornahme des Verwaltungsakle6 macht ihn im Zweifel 
jedenfalls dann widerruflich, wenn der Fehler die Aufhebung odor Änderung selbst 
eines rechtskräftigen Zivilurteils rechtfertigen würde. Da die Verwaltungsakte 
als zum Teil rasch vorzunehmende Handlungen des Staats vom GesetJl;(, vermutlich 
weniger widerstandsfähig gewollt sind als die mit aller erdenklichen Sorgfalt um­
gebenen gerichtlichen Entscheidungen, enthalten die Vorschriften über die Antast­
barkeit rechtskräftiger Zivilurteile im Zweifel das Mindestmaß des auch Verwaltungs­
akten gegenüber Erlaubten. Doch enthält der Vergleich nur den leitenden Gesichts­
punkt, der Widerruf von Verwaltungsakten ist im allgemeinen an weniger scharf 
umrissene Voraussetzungen gebunden als die Beseitigung eines rechtskräftigen 
Urteils. 

Um mit einem weniger wichtigen Punkt zu beginnen, HO ü;t die Berichtigung 
von Schreibfehlern, Rechenfehlern und ähnlichen offenbaren Un­
richtigkeiten (§ 319 ZPO.) auch bei Verwaltungsakten zulässig. § 14III AO. 
bestimmt dies ausdrücklich für Steuerverwaltungsakte. Aber auch l'onst gilt der 
Grundsatz kraft ungeschriebenen Rechte;;171. Die Unrichtigkeit muß aber wirklich 

168 Der Aufhebung ungünstiger Verwaltungsakte zum Vorteil des Betrof­
fenen stehen grundsätzliche Bedenken überhaupt nicht im \Yege; daher die Möglichkeit, 
eine formell rechtskräftige Verfügung dieser Art aufzuheben und dann neU zu erlassen, um dem 
Betroffenen die Möglichkeit zur Anfechtung vor den VerwaltungHgerichten Z\I geben. V gl. 
hierüber SCHULTZENSTEIN Die Verwaltungsklage gegen wiederholte polizeiliche Verfügnngen, 
VerwAreh. 9 (1901) S. 95ff.; PIOVG. 10. Febr. 27, Entsch. 81, 466ff. 

169 Über die Rechtsprechung des PrOVG. vgl. vor allem SCHOEN in der Festg. f. d. PrOVG. 
1925 S.118ff. Vgl. ferner SächsOVG. 2. Nov. 11, Jahrb. 18, 141ff.; LVG. Schwerin 18. Mai 28, 
MeeklZ. 45 (1928) Sp. 63ff. 

170 Vgl. Z. B. PrOVG. 7. Apr. 93, Entsch. 24, 344ff., insbes. 350; OldOVG. 27. Juni 12, 
OldZ. 40 (1913) S. 27ff.; LVG. Schwerin 7. Dez. 23, MecklZ. 42 (1926) Sp. 44ff. 

171 PrOVG. 1. Nov. 06, Entsch. 49, 436ff.; Pr. Landeswasseramt 2. März 17, PrVerwBI. 
38 (1917) S. 550f. Über hiermit zusammenhängende Fragen PrOVG. 17. Juni 13, Entseh. 64, 
578ff. 



IV 3. Widerruflichkeit von Verwaltungsakten. 273 

offenbar sein. So ist die Berichtigung zulässig, wenn der Bezirksausschuß die Höhe 
der Entschädigung für die Enteignung eines Grundstücks auf 29000 RM fest­
setzt und dabei 100000 qm Bodens zu 27 Pfennigen angenommen, dagegen nicht, 
wenn er bei einem Preise von 29 Pfennigen fälschlicherweise 100000 qm, statt wirk­
lich vorhandener 95000 qm der Berechnung zugrunde gelegt hat. 

Widerruflich sind unwirksame Verwaltungsakte, bei denen die Gefahr 
besteht, daß sie als gültig angesehen werden. So ist die Erteilung eines Patents 
ohne rechtswirksam gestellten Antrag nichtig, aber nichts steht im Wege, diese 
Rechtslage durch Zurücknahme des Patents klarzustellen. Das über das Verhältnis 
zwischen Unwirksamkeit und Anfechtbarkeit Gesagte (S. 254) gilt auch hier. Wich­
tig ist dieser Widerrufs grund namentlich bei Nichtigkeit von Nebenbestimmungen. 
Die Behörde erteilt z. B. eine Theatergenehmigung auf ein Jahr statt zeitlich un­
beschränkt. Das geht nach § 40 1 GewO. nicht. Die Nichtigkeit der Nebenbestim­
mung hat aber, wie früher gezeigt, Nichtigkeit des ganzen Aktes zur Folge. Um 
Klarheit zu schaffen, kann die Behörde die Genehmigung zurücknehmen. Der Unter­
schied zwischen diesem nur erläuternden und dem rechts ändernden Widerruf 
;kommt allerdings dann zum Ausdruck, wenn für den rechts ändernden Widerruf ein 
förmliches verwaltungsgerichtliches Verfahren vorgesehen ist. In solchen Fällen 
müßte die Klage auf erläuternden Widerruf als unerheblich abgewiesen werden. 

Da sachliche Unzuständigkeit der den Akt erlassenden Behörde bei 
absoluter Unzuständigkeit Unwirksamkeit des Aktes nach sich zieht, versteht sich 
die Möglichkeit ausdrücklicher Zurücknahme solcher Akte von selbst. Die häufige 
ausdrückliche Hervorhebung dieses Widerrufsgrundes, so im § 4312 der badischen 
Verordnung vom 31. August 1884, im § 7811 AO. und in den §§ 14212, 1431 der thürin­
gischen LVO., bezieht sich vor allem auf die keinen Nichtigkeitsgrund bildende 
Unzuständigkeit nach Sachlage und verleiht in diesem Falle dem Widerrufe rechts­
ändernde Bedeutung. 

Vornahme eines Verwaltungsaktes trotz sachlicher Unzuständigkeit der Be­
hörde ist eine grobe Gesetzwidrigkeit. Einigen Gesetzen, so § 4312 der badischen 
Verordnung, §§ 14213, 143 2 der thüringischen LVO., § 126 des preußischen LVG., 
kann man darüber hinaus den Rechtsgrundsatz entnehmen, daß überhaupt Gesetz­
widrigkeit der Vornahme des Verwaltungsakts einen Grund für dessen 
Zurücknehmbarkeit bildet172• So ist die Ernennung eines Zuchthäuslers zum Beamten, 
wie früher gezeigt (S. 158), nicht nichtig, aber auch ohne besondere gesetzliche Be­
stimmung zurücknehmbar. Die Polizei gestattete einmal einen Hausbau in der 
Nähe einer Sprengstoffabrik, nahm aber später die Genehmigung zurück, das preu­
ßische OVG. bestätigte l73• Den gegen die Entscheidung erhobenen Bedenken174 

zum Trotze hatte das OVG. recht. Denn der Bau eines Wohnhauses in der Nähe 
einer Pulverfabrik bringt solch große Gefahren mit sich, daß er nicht gestattet wer­
den durfte; die Genehmigung war also gesetzwidrig und daher zurücknehmbarl75 . 

Hiernach müßte auch eine Doktorpromotion von der Fakultät oder dem vorgesetzten 
Minister zurückgenommen werden können, wenn der Promovierte z. B. nur fünf 
statt der vorgeschriebenen sechs Semester studiert hatte. Aber bei Fähigkeitsprü­
fungen müssen vernünftigerweise andere Grundsätze gelten als bei sonstigen Ver­
waltungsakten. Durch Bestehen der Prüfung hat der Promovierte bewiesen, daß 
er genügend studiert hat, so daß es ein Schildbürgerstreich wäre, ihm wegen des 
fehlenden Semesters die Doktorwürde zu entziehen. 

172 Z. B. PrOVG. 18. Jan. 16, PrVerwBI. 37 (1916) S. 679ff.; HambVG. 28. Nov. 27, 
HansRGZ. A 11 (1928) Sp.299. über die Einschränkung des Grundsatzes bei Verstößen nur 
formeller Art BadVGH. 11. Juni 18, BadVerwZ. 1919 S.29ff. 

173 PrOVG. 25. Jan. 96, Entsch. 29, 390ff. 
174 KORMANN System S. 389f., SCHOEN a. a. O. S. 140f. 
175 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 268 N. 3; siehe ferner unten S. 417. 

Jellinek, Verwaltung.recht. g. Auf!. 18 
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Soweit Gesetzwidrigkeit Widerrufsgrund ist, kommt es nicht darauf an, ob 
sich die Behörde im Rechte oder in den Tatsachen geirrt hat. Auch wenn ihr die 
Zuchthausstrafe des zu Ernennenden oder das Bestehen der Sprengstoffabrik 
in der Nähe des Neubaues nicht bekannt war, sind die im Widerspruche damit vor­
genommenen Verwaltungsakte gesetzwidrig. Eine besondere Bedeutung erlangt 
die Tatfrage erst im Rahmen des freien Ermessens. Wegen bloßen Irrtums in der 
Beurteilung der tatsächlichen Verhältnisse kann die Behörde, soweit sie nach 
freiem Ermessen zu handeln hatte, den Akt nicht widerrufen. Sie verweehselte den 
Beamtenanwärter z. B. mit einem andern, der schon Proben besonderer Tüchtigkeit 
abgelegt hatte; dies wäre kein Widerrufsgrund 175a. Erst 'die Erschleich ung des 
Verwaltungsaktes berechtigt zum Widerrufe176• Erschleiehung aber bedeutet Herbei­
führung eines begünstigenden Verwaltungsaktes durch bewußt unwahres Vorbrin­
gen, darüber hinaus durch unlautere Mittel, wie Bestechung, überhaupt. Der Wider­
ruf wegen Ersehleichung ist das Gegenstück des Restitutionsurteils des Zivilpro­
zesses (§ 580 ZPO.). Manche Gesetze gehen weiter und lassen den Widerruf sehon 
bei bloßer objektiver Unrichtigkeit der Nachweise zu, auf Grund deren der Ver­
waltungsakt vorgenommen wurde, so § 53 GewO. (Unrichtigkeit der Nachweise), 
§ 7812 AO. und §§ 1421 4, 1435 Thür. LVO. (unrichtige oder irreführende Angaben 
des Beteiligten). Würde sich also jemand mit einem falschen Titel bei einer Fakul­
tät einführen und es durch Stiftungen erreichen, daß er zum Ehrendoktor pro­
moviert wird, so würde die getäuschte Fakultät berechtigt sein, die Promotion 
zu widerrufen. Die Ungültigkeitserklärung einer Prüfung wegen "Mogelns" steht 
auf dem gleichen Blatte. Ebenso braucht man sich nicht den Kopf zu zerbrechen, 
wie man einen Beamten aus dem Amte disziplinarisch entfernen kann, in das er auf 
Grund gefälschter Zeugnisse berufen wurde. Denn wenn auch die dienstliche Straf­
barkeit vor der Ernennung liegender Handlungen zu verneinen sein mag, so hat 
die Behörde es doch in der Hand, die Ernennung wegen Erschleichung zu wider­
rufen177• 

ß) Der Widerruf wegen nachträglich eintretender Umstände ist der zweite Fall 
des Widerrufs nicht frei widerruflicher Verwaltungsakte. 

Der nachträgliche Umstand kann die Einwilligung des Beteiligten 
sein. Nicht alle, aber doch viele Verwaltungsakte können auf diese Weise rück­
gängig gemacht werden, namentlich Erlaubniserteilungen auf dem Gebiete des 
Polizeirechts. 

Der nachträgliche Umstand kann vor allem die Nichterfüllung der mit 
dem begünstigenden Verwaltungsakte verbundenen Auflagen sein178. 

Wird also z. B. die Genehmigung zur Aufstellung einer Reklametafel erteilt mit der 
Auflage, die Farben neu zu tönen, sobald sie durch die Witterung häßlich geworden 
sind, und kommt der Erlaubnisempfänger dieser Pflicht nicht nach, so kann die 
Behörde widerrufen, aueh wenn die Genehmigung im allgemeinen unwiderruflich 
sein sollte. 

Darüber hinaus jeden Verwaltungsakt als unter der cla,usula rebus sie 
stantibus ergangen zu betrachten, schreibt für steuerliche Anerkennungen, Ge­
nehmigungen, Bewilligungen und Erlaubniserteilungen § 78 12 AO., für alle Ver­
waltungsakte dieser Art § 1434 der thür. LVO. vor, hier allerdings verbunden 

176 .. Z. B. SächsOVG. 30. Nov. 27, Jahrb. 31, UHH. (Bürgermeisterwahl). VgI. auch 
RG. !II. ZivSen. 27. Jan. 28, JW. 1928 S. 1038f. (keine "Anfechtung" einer Beamtenanstellung 
wegen versehentlicher Weglassung der Widerrufsklausel). 

176 So ausdrücklich § 43 12 der bad. VO. v. 31. Aug. 84. In dieRen Zusammenhang gehört 
auch die Anfechtbarkeit einer Wahl wegen unzulässiger Wahlbeeinflussung: württ. GcmO. v. 
28. Juli 06 Art. 23 IV• 

177 Pr. Disziplinarhof f. nichtrichterl. Beamte 28 .• Tuni 26, DJZ. 1926 Sp. 1784f. - RG. III 
3. Jan. 14, RGZ. 83, 429ff., sucht in einem solchen Falle unnötigerweise Anschluß an das BGB. 

178 KORMANN System S. 403ff. nennt dies den Fall des "Widerrufs kraft Verwirkung". 
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mit einer Entschädigungspflicht des Staates (§ 144II). Schon diese Maßgabe deutet 
darauf hin, daß der Widerrufsgrund in seiner Allgemeinheit aus dem üblichen Rah­
men fällt und daher nicht allgemein geltendes Recht darstellt. In beschränktem 
Sinne erkennt § 53II GewO. die Klausel an, da er Zurücknahme der Gewerbe­
genehmigungen zuläßt, "wenn aus Handlungen oder Unterlassungen des Inhabers 
der Mangel derjenigen Eigenschaften, welche bei der Erteilung der Genehmigung 
oder Bestallung nach der Vorschrift dieses Gesetzes vorausgesetzt werden mußten, 
klar erhellt". Bei näherem Zusehen paßt aber die Vorschrift nicht recht hierher, 
sie enthält vielmehr einen eigenartigen Fall des Widerrufs wegen Gesetzwidrigkeit, 
da die Erlaubnis dem Inhaber bei Kenntnis seiner schlechten Eigenschaften gar 
nicht hätte erteilt werden dürfen. Eher unter die Klausel fallen Vorschriften wie 
die des § 36 des sächsischen Jagdgesetzes vom 1. Juli 1925, wonach die Jagd­
karte zu entziehen ist, wenn bei einer mit Jagdkarte versehenen Person später 
ein Grund eintritt, aus dem die Ausstellung der Karte zu versagen gewesen wäre. 
Doch auch diese Vorschrift enthält keinen allgemein gültigen Rechtssatz. 

c) Der Widerruf von Verwaltungsakten nach der thüringischen 
Landesverwaltungsordnung vom 10. Juni 1926. Während bis vor kurzem 
§ 43 der badischen Verordnung vom 31. August 1884 die umfassendste Regelung des 
Widerrufsrechtes enthielt und daneben § 53 GewO. und § 126 des preußischen LVG. 
wichtig waren, hat im Jahre 1919 § 78 der AO. die Frage neu zu regeln unternommen. 
Auf der AO. und sonstigen Vorläufern fußend, hat dann die thüringische LVO. 
vom 10. Juni 1926 so umfassend, wie kein Gesetz vor ihr, die Widerrufslehre gesetz­
lich geordnet. Die Tragweite und die Güte dieser Neuordnung lassen sich heute 
noch schwer übersehen. Doch sind die thüringischen Bestimmungen schon als Ver­
such einer Kodifikation der Widerrufsgründe so lehrreich, daß sie eine besondere 
Darstellung verdienen. 

Sitz der Vorschriften sind' die §§ 141ff. Zunächst bekennt sich das Gesetz 
zur Regel der grundsätzlichen Zurücknehmbarkeit und Abänderbarkeit einer Ver­
fügung (§ 141). Die Regel gilt aber, wie die folgenden Paragraphen zeigen, nur für 
Zurücknahmen und Abänderungen, die den davon Betroffenen nicht benachteiligen. 
Denn nach § 142 1 kann 

"zuungunsten des Beteiligten ... eine Verfügung ohne seine Zustimmung nur aus über­
wiegenden Gründen des gemeinen Wohles zurückgenommen oder geändert werden, es sei denn, 

1. daß und insoweit in ihr ein gesetzlich nicht ausgeschlossener Widerruf vorbehalten 
worden ist, 

2. daß sie von einer sachlich unzuständigen Verwaltungsstelle erlassen worden ist, 
3. daß sie dem zur Zcit ihres Erlasses geltenden Rechte widerspricht, 
4. daß das Vorhandensein der für die Verfügung maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse 

auf Grund unrichtiger odcr irreführender Angaben des Beteiligten irrig angenommen worden ist, 
5. daß sie durch unlautere Mittel veranlaßt worden ist oder 
6. daß die Gesetze sonstige Gründe für die Zurücknahme oder Änderung zulassen." 

§ 142II enthält dann die uns bereits bekannte Bestimmung, daß eine antrags­
bedürftige Verfügung nach Zurückweisung des Antrags nur auf erneuten Antrag 
ergehen darf. Nicht in den Rahmen paßt Absatz 3, wonach eine Verfügung, durch 
die ein Zwangsmittel festgesetzt worden ist, nur zugunsten des Betroffenen zurück­
genommen oder geändert werden kann. Denn es ist schwer zu glauben, daß dies 
Verbot auch für eine sachlich unzuständig erlassene oder eine durch Bestechung 
milde ausgefallene Zwangsstrafe Geltung haben soll. Die AO., aus der die Vorschrift 
stammt, vermeidet den Fehler, da sie die Bestimmung in einem besonderen Para­
graphen (§ 77) aufgenommen hat und nicht als Anhang etwa zu § 78. 

Der nun folgende § 143 regelt, allerdings vielfach mit den gleichen Worten, 
den Sonderfall, daß durch eine Verfügung "eine Erlaubnis, Genehmigung, Bewilli­
gung oder Anerkennung ausgesprochen worden ist, die dem Beteiligten eine Befug­
nis oder eine Vergünstigung gewährt oder ihn von einer Pflicht befreit". Der soeben 

18* 
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besprochene § 142 bezieht sich also nur auf belastende Akte und solche begünsti­
genden Akte, die nicht in Erlaubniserteilungen, Genehmigungen, Bewilligungen 
oder Anerkennungen der im § 143 genannten Art bestehen. Einc Verfügung der im 
§ 143 genannten Art 
"kann, soweit in ihr nicht ein gesetzlich nicht ausgeschlossener Widerruf vorbehalten worden ist, 
zuungunsten des Beteiligten ohne seine Zustimmung nur zurückgenommen oder geändert werdcn. 

1. wenn sie von einer sachlich unzuständigen Verwaltungsstelle erlassen worden ist, 
2. wenn sie dem zur Zeit ihres Erl.l!-sses geltenden Rechte widerspricht, 
3. wenn und soweit im Falle der Anderung des zur Zeit ihres Erlasses geltenden Rechts 

von der Erlaubnis usw. noch kein Gebrauch gemacht worden ist und Tatsachen vorliegen. die 
nach dem neuen Rechte ihre Versagung rechtfertigen würden, 

4. wenn sich die tatsächlichen Verhältnisse geändert haben, die für die Verfügung maß­
gebend waren, 

5. wenn das Vorhandensein der für die Verfügung maßgebenden tatsächlichen Verhält­
nisse auf Grund unrichtiger oder irreführender Angaben des Beteiligten irrig angenommcn 
worden ist, 

6. wenn sie durch unlautere Mittel veranlaßt worden ist, 
7. wenn derjenige, zu dessen Gunsten die Verfügung erlassen worden ist, die ihm darin bei 

Gewährung der Erlaubnis usw. auferlegten Verpflichtungen nicht erfüllt oder 
8. wenn einer Polizeibehörde ohne ihr Verschulden Tatsachen erst nachträgiich bekannt 

werden, die zur Versagung der von ihr erteilten Erlaubnis usw. berechtigt hätten, und polizei­
lich zu schützende Interessen gefährdet sind, 
und wenn in den Fällen der Ziffern 3 und 4 zugleich die Zurücknahme oder die Änderung 
zur Verhütung oder Beseitigung von überwiegenden Nachteilen oder Gefahren für das gemeine 
Wohl notwendig ist. U~perührt bleiben die gesetzlichen Vorschriften, die die Möglichkeit der 
Zurücknahme oder der Anderung weiter beschränken." 

Wieder der AO. § 78 11 entnommen ist die Bestimmung des § 1441, wonach 
"die Verfügung auch mit rückwirkender Kraft zurückgenommen oder geändert 
werden" kann, wenn "in den Fällen des § 142 Abs. I Ziffer 5 und des § 143 Ziffer 6 
derjenige, zu dessen Gunsten die Verfügung erlassen worden ist, die Anwendung 
des unlauteren Mittels gekannt" hat. Dagegen enthält § 14411 einen neuartigen Ge­
danken: 

"Soweit nicht gesetzliche Vorschriften in weiterem Umfang Schadenersatz zubilligen, ist in 
den Fällen des § 143 Ziffer 1, 2 und 4 
- also bei Zurücknahme oder .Änderung wegen sachlicher Unzuständigkeit, Gesetz­
widrigkeit oder .Änderung der tatsächlichen Verhältnisse -
dem Betroffenen für den ihm durch die Zurücknahme oder Änderung entstehenden Schadcn im 
Rahmen der Billigkeit Ersatz zu leisten. Wegen der Entschädigung steht der Rechtsweg offcn." 

Offenbar soll das Vertrauen des Beteiligten auf die Rechtsbeständigkeit der 
Verfügung geschützt werden, die Entschädigungspflicht, so muß man auslegen, 
tritt also nicht ein, wenn der Beteiligte den Ungültigkeitsgrund des § 143 1,2 

kannte; auch auf dem Wege über die Billigkeit kommt man zum gleichen Ergebnis. 

§ 145 enthält noch Vorschriften über die von einem Beteiligten ausgehende 
Anregung zur Rücknahme einer für ihn unanfechtbar gewordenen Verfügung, 
für die ein Widerrufsgrund vorliegt. Nach § 146 unterliegen rechtskräftige Ent­
scheidungen der Verwaltungsgerichte in Rechtsstreitigkeiten nur der Wieder­
aufnahme des Verfahrens nach den Bestimmungen der ZPO. 

Es wäre eine dankbare Aufgabe, den soeben besprochenen Abschnitt der thü­
ringischen LVO. einer rechtsvergleichenden systematischen Einzeluntersuchung zu 
unterziehen. 

d) Am Schlusse sind noch der Geltendmachung des Widerrufs einige 
Worte zu widmen. 

über die Form des Widerrufs enthalten die Gesetze fast keine Bestimmung, 
doch muß man als Regel annehmen, daß für den Widerruf die gleichen Formvor­
schriften gelten wie für den zu widerrufenden Akt. Die preußische Gesetzgebung 
allerdings erschwert in einigen Fällen den Widerruf dadurch, daß sie Erhebung 
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einer verwaltungsgerichtlichen Klage auf Rücknahme des Verwaltungsaktes ver­
langt, so bei den wichtigeren Gewerbegenehmigungen179 nach §§ 119, 120 des Zu­
ständigkeitsgesetzes vom 1. August 1883 und bei endgültigen machtüberschreitenden 
oder sonstwie rechtswidrigen Beschlüssen des Provinzialrats, des Bezirksausschusses 
und des Kreis-(Stadt-)ausschusses nach § 126 LVG. 

Auch die Frage der Rückwirkung und Nichtrückwirkung des Wider­
rufs regeln die Gesetze nur selten. Natürlicher Anschauung entspricht es, daß der 
Widerruf nur für die Zukunft gilt, sofern er nicht etwa einen unwirksamen Akt be­
trifft. Wie der Abgeordnete trotz Fehlerhaftigkeit seiner Wahl erst mit deren 
Ungültigkeitserklärung den Abgeordnetensitz verliert, ohne damit aufzuhören, 
Abgeordneter gewesen zu sein, also z. B. ohne Verlust der erdienten, aber noch 
nicht ausgezahlten Tagegelder, so macht auch die Zurücknahme einer gesetz­
widrigen Verleihung der juristischen Persönlichkeit die inzwischen vorgenommenen 
Rechtsgeschäfte der juristischen Person nicht unwirksam. Nach einer Entscheidung 
des Großen Senats des Reichsfinanzhofs vom 15. Dezember 1924 wirkt auch die Auf­
hebung eines Verbotes, sich als Steuerberater zu betätigen, nicht zurück, beseitigt 
also nicht die inzwischen eingetretenen Ungehorsamsfolgenl80• Nur bei erschliche­
nen oder sonstwie durch unlautere Mittel erwirkten Verwaltungsakten verlangt 
man, daß sich der durch die Zurücknahme ins Unrecht gesetzte Beteiligte nicht auf 
die Gültigkeit des Aktes soll berufen können. Jemand erschleicht seine Anstellung 
im Kommunaldienst, später wird die Anstellung als erschlichen "für nichtig er­
klärt". Damit kommt zum Ausdruck, daß die Anstellung mit rückwirkender 
Kraft beseitigt werden sollte, und kein Richter würde in diesem Falle einer Klage 
auf Auszahlung rückständigen Gehaltes stattgeben. Der von OTTO MAYER stam­
mende glückliche Vergleich mit der exceptio doli spielt hier hereinlSI. § 78 II AO. 
und § 1441 thür. LVO., die in solchen Fällen Rückwirkung ausdrücklich zulassen, 
sprechen einen allgemeingültigen Grundsatz aus. 

Seltsamerweise findet sich nirgends eine zeitliche Begrenzung der Wider­
rufsbefugnis1s2. Die Verwaltungsbehörde, die die Fehlerhaftigkeit des Verwal­
tungsaktes erkannt hat, z. B. nachträglich erfährt, daß der zum Beamten Ernannte 
vor der Ernennung falsche Zeugnisse vorgelegt hat, kann ihn noch Jahre lang im 
Dienste lassen und dann bei einer ihr passenden Gelegenheit auf die Straße setzen183. 
Diese Lösung befriedigt aber nicht. Soweit irgend möglich, muß hier der stillschwei­
gende Verwaltungsakt (oben S. 260f.) herhalten. Die Behörde kann einen erschliche­
nen Akt ausdrücklich bestätigen und begibt sich dadurch der Widerrufsbefugnis. 
Sie kann ihn aber auch stillschweigend bestätigen, so daß es gegen Treu und Glauben 
verstoßen würde, wenn sie auf die längst verziehene Fehlerhaftigkeit zurückgreifen 
wollte. In der Rechtsprechung hat man es sogar als gegen Treu und Glauben ver­
stoßend bezeichnet, wenn die Behörde einmal in den Akten nachprüft, ob die bisher 
immer als Realwirtschaft behandelte Gastwirtschaft wirklich eine solche isps4. 
Das gleiche muß von einem Widerruf gelten, den die Behörde unverhältnismäßig lange 
nach dem Zeitpunkt verfügt, in dem sie ihn erstmals hätte aussprechen können. 

179 Nicht z. B. in den Fällen des § 36 GewO.: PrOVG. 3. März 27, Entsch. 81, 399ff. 
180 Samml. 15, 180ff. Dagegen BÜHLER Lehrb. d. Steuerrechts I 1927 S. VII, 345ff. Die 

Entscheidung befindet sich aber im Einklang mit der herrschenden Handhabung der Ungehor­
samsstrafe der ZPO.: STEIN-JONAS ZPO. II14 1928 S.464 (§ 717114) u. 901 (§890 1113); 
RG. IV. ZivSen. 29. März 20, SeuffA. 75, 3Uf. Ebenso BAUK inJW. 1928 S. 949f. 

181 OTTO MAYER I S. 256. 
182 Auch § 791 thür. Staatsbeamtenges. v. 14. März 23 gilt nur für die Verjährung von 

Dienstvergehen. 
183 Vgl. den Fall in La Giustizia amministrativa 1922 S. 158ff. (Ital. Staatsrat 7. Apr. 22, 

dazu Anmerkung von DE VALLES). 
184 BadVGH. 12. Nov. 06, BadVerwZ. 1907 S. 210. 
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§ 12. Schutz gegen Übergriffe der Verwaltung. 
OTTO MAYER I S.122ff.; FLEINER S.228ff.; SCHOEN S.288ff.; HATSCHEK S.415ff.; 

LoENING S. 794ff.; G. MEYER-DoCHow S. 66; HERRNRITT S.454ff.; MERKL S. 363ff.; KORMANN 
in AnnDR. 1912 S. 206ff.; STIER-SOMLO Art. "Beschlußverfahrcn" und "Beschwerde" im 
WStVR I. - VgI. ferner die im § 13 genannten Schriften. 

W. JELLINEK, Der Schutz des öffentlichen Rechts durch ordentliche und durch Verwaltungs­
gerichte, VStaatsRL.2 (1925) S.8ff.; LASSAR ebenda S.81ff.; FRIEDRICHS Selbsthilfe und 
Amtsschutz. AnnDR. 1923/25 S. 72ff.; SCHMÖLDERS Die Radikalisierung unserer Gesetz­
gebung, PrVerwBI. 49 (1927/28) S. Iff.; v. NOSTIZ Verwaltungsreform und Rechtsschutz, 
JahrbSächsOVG. 31 (1928) S. 362ff. - P. DAREsTE Les voies de recours contre les actcs de 
la puissance publique 1914; O. RANELLETTI Lezioni di diritto amministrativo (Le guarantigie 
della legalita. nella pubblica amministrazione) 12, II, III, 1923/25. 

JOLAS Juristen und Techniker in der öffentlichen Verwaltung, BlAdmPr. 69 (1919) S. 41ff.; 
CHR. ECKERT Der Eintritt der erfahrungswissenschaftlichen Intelligenz in die Verwaltung 1919. -
STIER-SOMLO Die Ausbildung der höheren Verwaltungsbeamten 1906; FRIEDR. VON SCHWERIN 
Die Befähigung zum höheren Verwaltungsdienst 1908; WANDERSLEB desgI. 1927. - HUE DE 
GRAlS Vorbildung der Verwaltungsbeamten, PrVerwBI. 40 (1919) S.513ff.; GRAESSNER Die 
Vorbildung der Richter und höheren Verwaltungsbeamten, PrVerwBl. 47 (11)26) S. Iff.; BROSSOK 
deRgI., ebenda S. 285ff.; v. BATOCKI, W. F. BRUCK u. a. Staatsreferendar und Staatsassessor 
1927; SATTELMACHER Das juristische Studium, der Vorbereitungsdienst der Referendare und 
die juristischen Prüfungen in den deutschen Ländern, JW. 1928 S. lOff.; weitere Übersichten 
S.19ff.; NORDEN Zur Ausbildungsfrage der höheren Verwaltungsbeamten, ZStaatsW. 86 (1929) 
S. 107 ff. - Über die Ausbildung der preußischen Regierungsreferendare CUNO im Pr Verw BI. 41 
(1920) S.364ff., 506f., 42 (1921) S.75f., 43 (1922) S. 366f., 44 (1923) S.42f., 46 (1925) S. 302f.; 
LAMMERS im PrVerwBI. 41 (1920) S.461f.; LOTZ ebenda S.559f. Über die Vorbildung der 
badischen Verwaltungsbeamten BUCH in der BadVerwZ. 1916 S. H3ff., 1917 S. Iff.; HEBTINU 
ebenda 1916 S.141ff. VgI. ferner GERLAND Zur Fortbildung der Polizei beamtenschaft, JW. 
1925 S. 2723ff.; ROEMER Das Polizeischulwesen in Württemberg, WüRV. 19 (1926) S. lff. 

Zum Wesen des Rechts gehört, daß es gilt. Die Lehren von den Rechtsquellen, 
Rechtsverhältnissen und Tatbeständen ständen auf dem Papiere, wenn es nicht 
Einrichtungen gäbe, um die Vorschriften der Gesetze zur Geltung zu bringen. 
Da im Verhältnis zwischen einzelnem und Staat offenbar der erste der schwächere 
Teil ist, ist vor allem darzutun, durch welche Mittel und Wege ihn das Gesetz vor 
Übergriffen der Verwaltung schützt. Dabei wird es die wichtigste Erscheinungs­
form des Rechtsschutzes sein, daß sich der einzelne der Verwaltung gegenüber 
seiner Haut wehrt. Aber der Rechtsschutz beschränkt sich nicht auf den Konflikts­
fall. Der heutige Staat ist zu sehr vom Werte des Rechts überzeugt, als daß er 
sich nicht bemühte, den einzelnen auch ohne dessen Zutun vor Rechtswidrigkeiten 
zu bewahren. 

I. Schutz durch Behördenordnung und Verfa,hren. 
Ein wirksamer Rechtsschutz kann schon in der Behördenordnung und im 

Verfahren liegen. 
Die in neuerer Zeit vielfach aufgeworfene Frage: Techniker oder Jurist? 

erhält im Rahmen des Rechtsschutzes ihre besondere Bedeutung. So sicher der 
Techniker auf dem Gebiete des Städtebauwesens und der Verwaltung von Betrieben 
dem Juristen überlegen ist, so sicher kommt die Verwaltung im Verkehr mit dem 
Bürger ohne ein Mindestmaß juristischer Kenntnisse nicht aus. Daher ist eine 
Reihe von Stellen innerhalb der Verwaltung juristisch ausgebildeten Beamten 
vorbehalten. In den meisten deutschen Ländern wird diese Befähigung zum 
höheren Verwaltungsdienst durch Ablegung der beiden juristischen Staats­
prüfungen erworben. Nur in Preußen, Sachsen, Württemberg und Anhaltl gibt 
es neben der auch hier gemeinsamen ersten juristischen Staatsprüfung eine be­
sondere zweite Prüfung für die Erlangung der Befähigung zum höheren Verwaltungs­
dienst. Der künftige Regierungsassessor wird z. B. in Preußen nach Bestehen der 

1 Pr. G. v. 10. Aug. 06/8. Juli 20, sächs. VO. v. 22. Dez. 02, württ. VO. v. 7. Dez. 03, 
anh. YO. v. 27. Dez. 99. 
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ersten Prüfung zunächst sechs Monate bei Gerichtsbehörden tätig, dann zum Re­
gierungsreferendar ernannt und mindestens zweieinhalb Jahre im Verwaltungs­
dienste beschäftigt. Dies ist aber nicht der einzige zum Regierungsassessor führende 
Weg, wenn auch bisher der übliche. Die Minister der Finanzen und des Innern sind 
nämlich ermächtigt, auch Gerichtsassessoren als befähigt zum höheren Verwaltungs­
dienste zu erklären (pr. G. vom 10. August 1906 § 13). Doch besteht in der Ver­
waltung, anders als in der Justiz, kein unbedingtes Assessorenmonopol. In Preußen 
sind im wesentlichen nur die Stellen der Abteilungsdirigenten und der Mitglieder einer 
Regierung und die dem Oberpräsidenten und dem Regierungspräsidenten zugeord­
neten höheren Verwaltungsbeamten mit Ausnahme der Justitiare und der technischen 
Beamten den Regierungsassessoren vorbehalten (§ 10). Landräte also, Regierungs-, 
Oberpräsidenten, vor allem die höheren Beamten der Gemeinden, Kreise, Pro­
vinzen brauchen weder Gerichts-, noch Regierungsassessoren zu sein. Ja, seit 1920 
können die Minister der Finanzen und des Innern von dem Erfordernis einer Prü­
fung überhaupt absehen und bewährte Praktiker zu Regierungsassessoren ernennen, 
so daß nicht einmal die wenigen ausdrücklich genannten Stellen notwendig dem stu­
dierten Juristen vorbehalten sind. Die Frage lautet dann weniger: Techniker oder 
Jurist? als: Politiker oder Jurist? Die Verwaltung als die in allen Stufen der 
Behördenordnung einheitlich handelnde Staatsgewalt hat das Bestreben nach einer 
politischen Gleichförmigkeit des Beamtentums, um die Anordnungen von oben nicht 
durch Lässigkeit oder Widerstände der unteren Stellen durchkreuzt sehen zu müssen. 
Aber auch diesem Bestreben sind Grenzen gesetzt, da die heutige Verwaltung viel 
zu schwierig ist, als daß man des Juristen entbehren könnte, der ausgebildete Jurist 
aber, selbst wenn er gleichzeitig als politischer Beamter auf seinen Posten berufen 
wurde, in Rechtsfragen Hemmungen empfinden wird, die Politik vor das Recht 
zu stellen. Der Gefahr einer parteipolitischen Verwaltung dem einzelnen gegenüber 
begegnet außerdem das für einige Behörden vorgesehene kollegiale System, 
da sich erfahrungsgemäß in einer mehrköpfigen Behörde eine einheitliche politische 
Richtung weniger leicht durchsetzen läßt als in einer von einem einzigen Beamten 
geleiteten. Namentlich können hier Ehrenbeamtentum und sonstige Zuziehung 
von Laien der einseitig politisierenden Handhabung staatlicher Machtmittel 
entgegenwirken 2• 

Außer der Behördenordnung kann das Verfahren mit Einschluß der 
Formvorschriften eine Rechtsschutzeinrichtung bilden. Das preußische Recht 
kennt für wichtige Angelegenheiten ein besonderes, dem Verwaltungsstreitverfahren 
angenähertes Beschlußverfahren vor dem Kreis-(Stadt-)ausschuß, dem Bezirks­
ausschuß und dem Provinzialrat (LVG. §§ 54, 115ff.). Auch die AO. spricht von 
einem "Beschlußverfahren" vor dem Reichsfinanzhof (§ 284), ebenso enthält die 
RVO. einen Unterabschnitt über das Beschlußverfahren im Gegensatze zum ver­
waltungsgerichtlichen Spruchverfahren (§§ 1780ff.). Wichtiger als solche Sonder­
regelungen ist die Selbstverständlichkeit, mit der sich gewisse Form- und Ver­
fahrensvorschriften in der Rechtsprechung auch für das gewöhnliche Verwaltungs­
verfahren entwickelt haben. Namentlich das preußische OVG. hat hier im Rechts­
schutzinteresse bahnbrechend gewirkt. So gilt auch für einfache Polizei verfügungen 
der Begründungszwang. "Polizeiliche Verfügungen sind ... nach ihrer recht­
lichen und tatsächlichen Seite hin so zu begründen, daß dem Betroffenen die Mög­
lichkeit gewährt wird, die Verfügung in ihren Grundlagen durch das ihm zustehende 
Rechtsmittel anzugreifen"3. Auch die Pflicht des befangenen Beamten zur 
Amtsenthaltung ist für das OVG. eine der besonderen gesetzlichen Regelung 

2 Vgl. über diese Fragen oben S. 58. 
a PrOVG. 21. Dez. 10, Entsch. 58, 407f. Über die Regelung in anderen Ländern: Gesetz, 

Gesetzesanwendung S.233f.; ferner SächsOVG. 7. März 28, Jahrb. 31, 284ff.; HambOVG. 
27. Apr. 28, JW. 1928 S. 3290ff. 
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nicht bedürftige Selbstverständlichkeit. So sperrte einmal ein Apotheker einen 
Fußpfad mit einem Stacheldraht. Der Bürgermeister, mit dem der Apotheker 
wegen des Drahtes in einen Privatrechtsstreit verwickelt war, ordnete Beseitigung 
des Drahtes an. Das OVG. hob wegen persönlicher Beteiligung des Bürgermeisters 
auf, denn nicht er, "sondern der für den Fall seiner persönlichen Beteiligung be­
rufene Stellvertreter mußte die erforderlichen Maßnahmen treffen"4. Ein weiterer 
Verfahrensgrundsatz ist die Notwendigkeit des rechtlichen Gehörs. Die Ver­
waltungsbehörde darf, außer bei Gefahr im Verzuge, keinen belastenden Verwal­
tungsakt erlassen, ohne dem Betroffenen vorher Gelegenheit zur Äußerung ge­
geben zu haben. Die Polizei will z. B. zwecks Reinigung eines Wasserlaufes einem 
Triebwerksbesitzer die Stauung des Wassers verbieten; das darf sie nicht ohne 
weiteres tun, muß vielmehr den Besitzer mit seinen Einwendungen hören, ob ihm 
nicht ein anderer Tag oder eine andere Stunde besser paßt als die geplanten 5• Auch 
das grundsätzliche Verbot der Stellvertretung im Amte gehört in den 
Rahmen der dem Rechtsschutz dienenden Vorschriften. Die Gesetze sehen vielfach 
Stellvertretungen für Behinderungsfälle ausdrücklich vor, hier ist die Handlung 
des Stellvertreters, z. B. des dem Landrat beigegebenen Regierungsassessors, gültig, 
ohne daß die Nachprüfung des Verhinderungsfalles zulässig wäre6• Aber außerhalb 
der gesetzlich vorgesehenen Fälle sind Stellvertretungen im Amte oder, was große 
Ähnlichkeit hiermit hat, Weiterübertragungen der Amtsgewalt unzulässig7• Denn 
wenn das Gesetz ein Stück Amtsgewalt einem bestimmten Beamten anvertraut, 
will es vermutlich, daß nicht ein organisatorisch weniger wertvoller Beamter die 
Amtsgewalt ausübt, und dieser Wille kommt auch dem Rechtsschutze zugute. 
So ist das Recht in der Hand des Landrats im allgemeinen sicher besser aufgehoben 
als in der des Kreissekretärs, genau wie beim Militär der noch so strenge Haupt­
mann ein besserer Disziplinarvorgesetzter ist als der Feldwebel. 

Aber all diese in der Behördenordnung und im Verfahren liegenden Schutz­
maßnahmen können behördliche Übergriffe nicht hindern. Für die Verwaltung 
besteht eine zu große Verlockung, das öffentliche Interesse gesetzwidrig über das 
des einzelnen zu stellen. Der Finanzbeamte handelt leicht "fiskalisch", der Dienst­
vorgesetzte befiehlt oft mehr als er von seinem Untergebenen verlangen darf, die 
Polizeibehörde erklärt aus grundsätzlicher Abneigung gegen das Reklamewesen 
unter rücksichtsloser Mißachtung des Rechts große Teile ihres Bezirks für eine 
"landschaftlich hervorragend schöne Gegend"8, oder die zuständige Regierungs­
abteilung versteigt sich zu der Behauptung, die Bezeichnung "Private Handels­
schule" errege in der Bevölkerung die Vorstellung einer staatlichen Handelsschule 
und sei daher für einen privaten Schulbetrieb unzulässig. Solche Fälle des täglichen 
Lebens beweisen, daß weitere Gewährleistungen des Rechts dringend nottun. 

11. Einschreiten der höheren Bellörde. 
Während in der Justiz das höhere Gericht gegenüber dem unteren keinerlei 

Befehlsbefugnisse hat und grundsätzlich nur auf ein Rechtsmittel hin, nicht von 
Amts wegen, ein Urteil, einen Beschluß, eine Verfügung des unteren Gerichts be­
seitigen oder ändern kann, besteht in der Verwaltung meist ein strenges Abhängig­
keitsverhältnis zwischen vorgesetzten und nachgeordneten Behörden, kraft dessen 
die vorgesetzte Behörde auch von Amts wegen einzugreifen befugt ist. § 50 IlI des 
preußischen LVG. gibt eine allgemeine Regel wieder, wenn er bestimmt: "Unberührt 

4 PrOVG. 1. Okt. 00, Entsch. 38, 226. Vgl. auch PrOVG. 7.l\Tai 23, Entsch.78, 381ff.; 
PrOVG. 14. Febr. 24, PrVerwBI. 46 (1925) S. 19f. 

5 PrOVG. 27. Mai 07, Entsch.51, 284ff. 
6 PrOVG. 5. März 12, Entsch.61, 450ff.; RG. IV 10. Nov. 22. ROSt. 57, 143f. - ÜbPT 

solche Stellvertretungsfragen v. LYMPIUS im PrVerwBI. 48 (1927) S.8, 2!i1. 
7 Vgl. z. B. RG. I 6. März 23, RGSt. 57, 269f. 
8 Vgl. KG. 2. März II u. 23. Sept. 12. KGJ. 41, 439ff. u. 43, 444ff. 
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bleibt in allen Fällen die Befugnis der staatlichen Aufsichtsbehörden, innerhalb ihrer 
gesetzlichen Zuständigkeit Verfügungen und Anordnungen der nachgeordneten 
Behörden außer Kraft zu setzen, oder diese Behörden mit Anweisungen zu ver­
sehen." Wie aber § 1311 AO., der diese Vorschrift für das Steuerrecht übernimmt, 
mit Recht einschaltet, können "Verfügungen ... nur dann außer Kraft gesetzt 
werden, wenn sie von den nachgeordneten Behörden zurückgenommen werden 
könnten"; eine neue Eingriffsmöglichkeit soll durch die den Behörden anvertraute 
Dienstaufsicht nicht geschaffen werden, auch steht es ihnen nicht frei, eine zur 
Zuständigkeit einer nachgeordneten Stelle gehörige Angelegenheit in vollem Um­
fange an sich zu ziehen. §!Iv des hamburgischen Verwaltungsaufbaugesetzes vom 
19. November 1926, der dies vorsieht, bildet eine Ausnahme. 

Der Weg, auf dem die vorgesetzte Behörde Kenntnis von der zu beanstandenden 
Tätigkeit der nachgeordneten Behörde erhält, ist vielfach eine Pressenachricht. 
Daher ist es eine ganz falsche Vorstellung, wenn die Bevölkerung glaubt, der Ver­
waltungsbeamte verletze immer seine Dienstpflicht, wenn er während der Dienst­
stunden Zeitungen liest. Die Presse erhebt z. B. einmal großes Geschrei über das 
Verbot eines angeblich unsittlichen Theaterstücks. Der Regierungspräsident läßt 
den Artikel ausschneiden und schickt ihn dem zuständigen Polizeipräsidenten 
zum Bericht; nach Eingang des Berichts macht sich der Regierungspräsident schlüssig, 
ob er das Theaterverbot aufheben will oder nicht. 

III. Formlose Beschwerde und Gegenvorstellung. 
Die Anregung zum Einschreiten kann auch von irgendeinem Beteiligten aus­

gehen, namentlich von dem, der sich beschwert fühlt. Im eben genannten Beispiele 
wäre dies der Inhaber des Theaters, aber auch der bloß in seinen Interessen Be­
rührte, wie der Zuschauer, kann sich beschwerdeführend an den Regierungspräsi­
denten wenden. Da diese Art von Beschwerde an keine Voraussetzungen der Zeit 
oder der Person gebunden ist, nennt man sie formlose Beschwerde, auch Verwal­
tungsbeschwerde, Aufsichtsbeschwerde oder besser Dienstaufsichtsbeschwerde. 
Der Regierungspräsident kann sie einfach zu den Akten legen lassen. Bei einiger Er­
heblichkeit des Vorbringens kann er dem Beschwerdeführer auch antworten, doch 
ohne hierzu verpflichtet zu sein. Wendet sich der mit der Verfügung nicht Zu­
friedene statt an die vorgesetzte Behörde an die Behörde, von der die Verfügung 
au"ging, mit der Bitte um Zurücknahme oder Änderung der Verfügung, so spricht 
man von Gegenvorstellung9• Auch hier hängt es von dem Ermessen der Behörde 
ab, ob sie auf die Anregung eingehen will oder nicht. Vielfach wird Gegenvorstellung 
und formlose Beschwerde nur ein Laufen von Pontius zu Pilatus sein. Trotzdem 
darf man die Rechtsbehelfe nicht unterschätzen, da sie in eine Beschwerde an den 
Minister ausmünden können, der sich darüber klar sein wird, daß ihm die Beschwerde 
bei Ablehnung als "kleine Anfrage" im Landtag oder Reichstag wieder zu Gesicht 
kommen kann. Denn die Eingabe an den Landtag oder Reichstag ist ein 
weiterer Rechtsbehelf, der den Beteiligten zur Verfügung steht (RV. Art. 126). 

IV. Selbsthilfe: Ungehorsam und Widerstand gegen die Staatsgewalt. 
Im Privatrecht ist die Selbsthilfe ein Rechtsschutzmittel sowohl in der Form 

des Angriffs als auch in der der Verteidigung. Es ist klar, daß der Angriff im Ver­
hältnis zwischen einzelnem und Staat .nicht in Frage kommt. Der Staat ist nie 
"fluchtverdächtig" (BGB. § 229). Vor allem ist der Staat mit seinen Machtmitteln 
auch der stärkere und für den Regelfall in der Lage, jeden Angriff zurückzuschlagen. 
Würde z. B. jemand seine bei einer Behörde aufbewahrten Papiere gewaltsam an 
sich nehmen, so würde er sich des strafbaren Bruches amtlichen Gewahrsams und 

9 OTTO MAYER I S. 124. - § 1311 AO. gebraucht den Ausdruck allerdings im Sinne von 
Dienstaufsichtsbeschwerde. 
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vielleicht auch der strafbaren Beamtennötigung (§§ 133, 114 StGB.) schuldig machen, 
selbst wenn ihm ein Recht auf Aushändigung der Papiere zustände. Die Selbsthilfe 
des einzelnen gegen den Staat kann vielmehr, abgesehen vielleicht von der Be­
hörden beleidigung1o, nur als Verteidigung vorkommen, einem ungesetzlichen 
Befehle gegenüber als Ungehorsam und einem körperlichen Vorgehen gegenüber 
als Widerstand gegen die Staatsgewalt. Die weitere Möglichkeit einer Ver­
teidigung durch Flucht bietet nichts rechtlich Belangreiches. Zu vollwertigen 
Rechtsschutzeinrichtungen aber werden jene beiden VerteidigungHformcn dadurch, 
daß über ihre Zulässigkeit nachträglich die Gerichte entscheiden. 

1. Der Ungehorsam ist die typische Form der Selbsthilfe gegen ungültige 
Polizei verordnungen. Da es, von seltenen Ausnahmen abgesehen, noch keine 
gerichtliche Anfechtung von Polizeiverordnungen gibt, ist er, neben der Aufforderung 
zum Ungehorsam, die einzige Möglichkeit, ein Gericht zur Prüfung der Gültigkeit 
einer Polizeiverordnung zu veranlassen, es sei denn, daß die Polizeibehörde auf 
Grund der Verordnung eine Verfügung erläßt und auf diese Weise den Weg zu den 
Verwaltungsgerichten eröffnet. Eine Polizeiverordnung verbietet z. B. das Ab­
springen vom fahrenden Straßenbahnwagen. Jemand hält sie für ungültig, da es 
Privatsache eines jeden sei, sich in Gefahr zu begeben. Er springt daher ab und läßt 
es darauf ankommen, daß eine polizeiliche Strafverfügung gegen ihn erlassen wird. 
Wird sie erlassen, so beantragt er gerichtliche Entscheidung. Hält das Gericht 
die Verordnung für ungültig, so spricht es ihn frei und bestätigt ihm damit zugleich 
die Rechtmäßigkeit seines Ungehorsams. Wo es für Polizeiverfügungen keine ge­
richtliche Anfechtung gibt, wie in Bayern, ist der vom Strafrichter als rechtmäßig 
bestätigte Ungehorsam auch gegen rechtswidrige Polizeiverfügungen zu­
lässigll. Es braucht sich aber gar nicht um Ungültigkeiten zu handeln. Auch die 
falsche Handhabung einer gesetzlichen Bestimmung kann zum Un­
gehorsam reizen. Die Polizei behörde warnt z. B. die verheirateten Frauen vor dem 
Gebrauche ihres Mädchennamens Behörden gegenüber; eine Frau nennt sich doch so. 
Oder die Postverwaltung vertritt die Ansicht, daß gewisse Sendungen zwischen 
dem Magistrat in Berlin und den Bezirksämtern dem Postzwange unterliegen; der 
Oberbürgermeister von Berlin ist anderer Ansicht und kehrt sich nicht an die Auf­
fassung der Postverwaltung. Auch in solchen Fällen ist der Freispruch im darauf 
folgenden Strafverfahren die gerichtliche Bestätigung der Unrichtigkeit der be­
hördlichen Auffassung. Dieser uns bereits als "Schutz des Strafrichters" bekannte 
Rechtsschutz (S. 239) hat allerdings den Nachteil, daß der Ungehorsame, wenn er 
im Unrecht ist, bestraft wird, daß er also seinen Kampf ums Recht, um mit v. SEYDEL 
zu sprechen12, mit dem Schwerte des Damokles über sich führen muß. Die Straf­
gerichte pflegen daher in solchen Fällen auf die Mindeststrafe zu erkennen. So 
war das gegen den Obersten GÄDKE gefällte Urteil ein Eine-Mark-Urteil. G. war 
durch ehrengerichtlichen Spruch die Befugnis zum Tragen der Uniform abgesprochen 
worden13• Er hielt den Spruch für ungültig und zeigte dem Polizeipräsidenten an, 
er werde an einem bestimmten Tage zu einer bestimmten Stunde Unter den Linden 
in Uniform auf- und abfahren. Nach Ausführung des Planes wurde er angeklagt 
und schließlich zu einer Mark Geldstrafe nach § 3608 StGB. verurteilt, da das Gericht 
den Spruch des Ehrengerichts für gültig ansah14• 

10 Vgl. meine Ausführungen in VStaatsRL. 2 (1925) S. 53f. 
11 Vgl. z. B. R. HERGT Polizeibefehle und richterliches Prüfungsrecht, BIAdmPr. 62 (1912) 

S.378ff. 
12 V. SEYDEL-V. GRASSMANN Bay. Staatsr. 11 1913 S.220. Vgl. zu der Frage auch die 

kritischen Ausführungen von HOFACKER Die Staatsverwaltung und die Strafrechtsreform 1919 
S.302ff. 

13 Vgl. hierüber ZORN, DJZ. 1906 Sp.669ff. 
14 KG. 25. Febr. 08, KGJ. 36 C 120ff. (dies Urteil behandelt die Befugnis G.s zur Führung 

des Titels "Oberst"). 
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Ungehorsam ist auch die Selbsthilfe des Beamten gegen unzulässige Dienst­
befehle. Da der Beamte seine Bedenken gegen die Gültigkeit des Befehls, ab­
gesehen von der auch hier bedeutsamen Regelung in Thüringen15, nicht klagend 
oder beschwerdeführend vor ein Gericht bringen kann, bleibt ihm, wenn er sich 
nicht alles gefallen lassen will, nur der Ungehorsam übrig. In Preußen gilt denn un­
bestritten der Satz, daß der Beamte einen Befehl, der ihm nach seiner Ansicht nicht 
zugemutet werden kann, unausgeführt lassen darf, allerdings auf seine eigene 
Gefahr16• Den gerichtlichen Rechtsschutz kann er damit aber nur dann erzwingen, 
wenn über seine dienstliche Bestrafung ein Disziplinargericht oder das OVG. zu 
entscheiden haben, und nicht, wie vielfach bei Ordnungsstrafen, die Verwaltungs­
behörden. Ein Stadtsekretär weigert sich z. B., eine ihm übertragene, nach 
seiner Ansicht bloß mechanische und daher seiner unwürdige Schreibarbeit zu ver­
richten; das OVG. bestätigt die wegen Ungehorsams gegen ihn verhängte Ordnungs­
strafe 17• Ein andermal verbietet der Amtsvorsteher einem Polizeiwachtmeister 
den Verkehr mit einem früheren Polizeisergeanten; der Polizeiwachtmeister gehorcht 
nicht, wird bestraft, erreicht aber, daß das OVG. die Strafe aufhebt18• 

2. Der körperliche Widerstand gegen die Staatsgewalt ist die bei unrechtmäßigen 
staatlichen Eingrüfen tatsächlicher Art mögliche Form der verteidigenden Selbst­
hilfe. Da Hauptsitz des Gegenstandes § 113 StGB. ist, hat sich seiner fast aus­
schließlich die Strafrechtswissenschaft bemächtigt. Aber auch ein System des 
Rechtsschutzes im Verwaltungsrecht darf nicht achtlos an ihm vorübergehen. 

Bestraft wird nach § 113, wer einem zur Vollstreckung von Gesetzen, von 
Befehlen und Anordnungen der Verwaltungsbehörden oder von Urteilen und Ver­
fügungen der Gerichte berufenen Beamten in der rechtmäßigen Ausübung 
seines Amtes durch Gewalt oder durch Bedrohung mit Gewalt Widerstand leistet. 
Verwaltungsrechtlich bedeutsam ist nur die Frage, wann Rechtmäßigkeit der Amts­
ausübung vorliegt. Der so wichtige Satz, daß der Staat das große Vorrecht hat, 
sich irren zu dürfen, bewährt sich auch hier. Auch Privatpersonen sind z. B. zur 
vorläufigen Festnahme eines Verbrechers berechtigt (§ 127 1 StPO.). Irren sie sich 
aber dabei in der Person des zu Ergreifenden, so handelt der fälschlicherweise Fest­
genommene, wenn er die Festnehmenden niederschlägt, in berechtigter Notwehr. 
Widerfährt dagegen einem Polizeibeamten das Mißgeschick einer Personenver­
wechselung, so darf sich der Festgenommene nicht zur Wehr setzen19• Denn da der 
Beamte festnehmen muß, wenn er überzeugt ist, den gesuchten Verbrecher oder 
den in Schutzhaft zu bringenden Aufwiegler vor sich zu haben, ist seine der Ül;er­
zeugung entsprechende Handlung rechtmäßig im Sinne des Gesetzes. Wie nun 
aber, wenn der Beamte sich nicht in den tatsächlichen Verhältnissen, sondern 
im Rechte geirrt haM Hat er es schuldhaft getan, durch pflichtwidrige Miß­
achtung der gesetzlichen Vorschriften, besteht gegen die Verneinung der Recht­
mäßigkeit seiner Handlung kein Bedenken. So kann jedermann einen Polizei­
beamten gewaltsam aus der Wohnung entfernen, der zur Nachtzeit prüfen will, 
ob sich die Öfen in feuersicherem Zustande befinden; denn die Vorschriften des 
Wohnungsschutzes zur Nachtzeit muß er kennen. Ebenso sind unrechtmäßig die 
völlig aus dem Rahmen des Üblichen fallenden Akte, wie die Miß­
handlung eines Festgenommenen, selbst wenn der Beamte sich hierzu für berechtigt 
hielt. Daneben gibt es aber auch Rechtsirrtümer geringerer Art. Auf Grund einer 
ohne Verschulden falsch ausgelegten Körordnung will ein Landjäger einen Pferde­
besitzer gewaltsam hindern, seinen Hengst in einen Stutenstall zu führen; der 

15 Thür. Staatsbeamtengesetz v. 28. Dez. 23 § 72v1 ; vgl. unten S.364f. 
16 Vgl. oben S.240. 17 PrOVG. 1. Dez. 21, PrVerwBl. 43 (1922) S.272f. 
18 PrOVG. 13. Okt. 13, Entsch. 65, 436ff. 
19 Vgl. z. B. RG. II 23. Juni 82, RGSt.6, 400ff.; s. auch RG. III 12. Mai 27, RGSt. 61, 

297ff. 
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Pferdebesitzer stößt den Landjäger zurück; macht er sich strafbar? Man sollte 
meinen: ja, da einem Landjäger nicht zugemutet werden kann, schwierige Rechts­
fragen zu lösen. Die Rechtsprechung hat aber, wie früher gezeigt, kein genügendes 
Verständnis für die Notwendigkeiten des Staates und läßt den Widerstand bei 
jedem Rechtsirrtum zu 20 • Mit Recht erklären demgegenüber die mit der Vorent­
scheidung bei der strafrechtlichen Verfolgung von Beamten betrauten Verwaltungs­
gerichte (§ 11 EG.GVG.), daß eine Überschreitung der Amtsbefugnisse auch dann 
nicht vorliegt, wenn der Beamte zwar im Rechte geirrt, aber nicht schuldhaft geirrt 
hat 21 . "Rechtmäßige "Ausübung des Amtes bedeutet eben "pflichtmäßige" Aus­
übung des Amtes. Bei gefährlichen Mißgriffen kann der Widerstand immer noch 
kraft Notstandes gestattet sein. 

V. Fijrmliche Beschwerde und Einspruch. 

Selbsthilfe ist schon im Privatrecht ein Notbehelf, sie ist es noch viel mehr 
im Verhältnis zwischen einzelnem und Staat. Aber auch formlose Beschwerde und 
Gegenvorstellung sind keine vollwertigen Rechtsbehelfe. Das mindeste, was man 
für den durch einen Verwaltungsakt Beschwerten verlangen kann, ist, daß er einen 
Anspruch auf Nachprüfung des Verwaltungsaktes hat, wenn er sieh dieserhalb 
an die höhere Behörde oder auch an die Behörde selbst wendet. :Für diesen Zweck 
sind die Einrichtungen der förmlichen Beschwerde und des Einspruchs geschaffen 
worden. 

1. Die förmliche Beschwerde, vielfach auch Rekurs oder Beschwerde schlecht­
hin genannt, während der Ausdruck "Rechtsbeschwerde" wegen seiner Mehrdeutig­
keit 22 besser vermieden wird, unterscheidet sich von der formlosen Beschwerde 
durch eine Reihe von Merkmalen. 

Das hervorstechendste Merkmal ist die Fristgebundenheit23• So ist dpr 
vielfach auch in anderen Gesetzen als der GewO. für maßgeblich erklärte gewerbp­
rechtliche "Rekurs" an eine Ausschlußfrist von vierzehn Tagen gebunden (§ 20 1 

GewO.), ebenso die "Beschwerde" im preußischen Beschlußverfahren und als erster 
Rechtsbehelf gegen polizeiliche Verfügungen (§§ 121 I, 129 III LVG.). Wiederein­
setzung in den vorigen Stand wegen unverschuldeter l<'ristversäumnis ist in dem 
einen Gesetze in das Ermessen der Behörde gestellt (§ 52 II LVG.), nach anderen 
Gesetzen hat der Beschwerdeführer einen Anspruch auf ]<~ristennachsicht (§ 68 AO.). 
Die Frist beginnt mit der Bekanntgabe an den Beteiligten durch mündliche Er­
öffnung oder durch Zustellung. Für einen Anfechtungsberechtigten, an den die 
Verfügung nicht gerichtet ist, beginnt die Rechtsmittelfrist mit Kenntnis der Ver­
fügung (§ 63 IlI thür. LVO.). 

Eine zweite Eigentümlichkeit der förmlichen Beschwerde ist die Beschrän­
kung des Beschwerderechts auf den rechtlich Beteiligten. Die form­
lose Beschwerde gegen eine Ausweisung kann auch ein Freund des Ausgewiesenen 
einlegen, die förmliche nur der Ausgewiesene selbst. Ordentlicher Beschwerde­
führer ist der von einer Verfügung Getroffene oder mit einem Antrag Abgewiesene, 
also bei schriftlichen Verwaltungs akten deren Empfänger. Solche Verfügungen 
können aber auch in die Rechte Dritter eingreifen und berechtigen dann auch diese 
zur Anfechtung. Die Polizeibehörde verbietet z. B. einem Wirte, einen als Trunken-

20 RG. IV 26. Nov. 97, RGSt.30, 350. Über den tieferen Grund dieser Rechtsprechung 
vgI. oben S. 240. 

21 HessVGH. 6. Jan.23,HessStaatsGemZ. 48(1924/25) S.34f. Vgl.auC'h HessVGH. 2. Nov. 12, 
22. März u. 12. Apr. 13, Entsch. 1, 108ff., 171ff.; 2, 1ff. 

22 Das württembergisehe VRPflG. v. 16. Dez. 76, Überschrift vor Art. 59, gebraucht den 
Ausdruck im Sinne von verwaltungsgerichtlicher Anfechtungsklage , die AO. in den §§ 265ff. 
etwa im Sinne von Revision. 

23 Vgl. über dieses Unterschcidungsmerkmal PrOVG. 15. März 17, Rntsch.72, 396ff. 
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bold bezeichneten Mann zu bewirten24 ; sie verbietet dem Inhaber einer Drogerie, 
die Heilerde einer bestimmten Firma zu verkaufen 25; sie befiehlt dem Eigentümer 
eines Brunnens, an dem der Nachbar ein dingliches Nutzungsrecht hat, Schließung 
des Brunnens wegen Verunreinigung des Wassers26 ; in Österreich befreit die Behörde 
den von Tisch und Bett getrennten Ehemann vom Ehehindernis des bestehenden 
Ehebandes 27 • In derartigen Fällen kann der, an den die Verfügung gerichtet ist, 
soweit er sich beschwert fühlen kann, die Verfügung anfechten, aber außer ihm 
auch der mittelbar Getroffene, nämlich der Tr,unkenbold, die Firma, der Nachbar, 
die Ehefrau28• Gerade für solche Verkoppelungen der Rechte gilt die oben wieder­
gegebene Bestimmung der thüringischen LVO. Wo die förmliche Beschwerde jeder­
mann aus dem Volke zustehen soll, muß das Gesetz es ausdrücklich sagen. 

Häufig hat die förmliche Beschwerde die weitere Eigenart, daß erst sie das 
Einschreiten der höheren Behörde ermöglicht. Bei polizeilichen Ver­
fügungen allerdings kann in Preußen neben der förmlichen auch die formlose Be­
schwerde zum Ziele führen, da z. B. der Regierungspräsident die polizeiliche Ver­
fügung eines Landrats auch von Amts wegen außer Kraft setzen kann. Aber der 
Bezirksausschuß kann den Beschluß eines Kreisausschusses nur auf rechtzeitig 
erhobene Beschwerde abändern oder aufheben. Dies ist der tiefere Grund, weshalb 
das Gesetz bisweilen auch dem überstimmten Vorsitzenden der unteren Be­
hörde das Beschwerderecht zugesteht, da ohne diese Möglichkeit ein dem einzelnen 
günstiger Beschluß überhaupt nicht geändert werden könnte (§ 123 LVG.). 

Das Förmliche der hier erörterten Beschwerde besteht in der N otwendigkei t 
ihrer Anbringung bei einer bestimmten Behörde. Da sich die untere 
Behörde im Besitze der Akten befindet, ist die Regel die Einlegung der Beschwerde 
bei der Behörde, gegen die sie sich richtet (§§ 1221, 1291 LVG., § 2341 AO.), doch 
schadet die Anbringung bei der für die Beschwerdeentscheidung zuständigen Be­
hörde meistens nicht (§§ 122v, 129v LVG., § 2341 AO.). Wohl aber würde die Ein­
legung beim Minister, der nicht Beschwerdeinstanz ist, die Beschwerdefrist nicht 
wahren. So weitherzig wie die RVO., die, wie schon früher einmal gezeigt (S.235), 
in sozialem Geiste die Rechtsmittelfrist auch dann als gewahrt gelten läßt, wenn 
das Rechtsmittel rechtzeitig bei irgendeiner anderen inländischen Behörde ein­
gegangen ist (§ 129 II), sind die meisten Verwaltungsgesetze nicht, § 116III der 
thüringischen LVO. kommt aber dieser Vorschrift ziemlich nahe. 

Die förmliche Beschwerde hat im Gegensatze zur formlosen bisweilen auf­
schiebende Wirkung, ohne allerdings der Behörde die Möglichkeit der vor­
läufigen Ausführung zu nehmen (§ 53 LVG., § 117 thür. LVO.). Auch wo die auf­
schiebende Wirkung nicht kraft Gesetzes eintritt, sehen die Gesetze ausdrücklich 
die Möglichkeit einer Aussetzung der. Vollziehung vor (§ 235 AO.). 

Vor allem gibt die förmliche Beschwerde dem Beschwerdeführer einenAnspruch 
auf Prüfung und Bescheidung, während die formlose Beschwerde nur aus 
Höflichkeit, nicht kraft Rechtspflicht beantwortet zu werden pflegt. Der Be­
schwerdebescheid kann auf Abweisung der Beschwerde lauten. Von den be­
sonderen gesetzlichen Bestimmungen hängt es ab, ob hiergegen die weitere Be­
schwerde oder ein sonstiges Rechtsmittel gegeben ist. Oder der Beschwerdeführer 
dringt mit der Beschwerde durch. Dies kann wieder zweierlei Formen annehmen: 
entweder A ufhe bung und endgültige Erledigung oder A ufhe bung und 
Zurückverweisung. Bei belastenden Verfügungen, ,z. B. bei Heranziehung zu 

24 PrOVG. 9. Mai 76, Entsch. 1, 327ff. 
25 BadVGH.17. März 25, BadVerwZ.1925 S.151ff. 
26 SächsOVG. 6. Mai 05, Jahrb. 7, 195ff. 
27 OVGH. 19. März 21, Samml. (Adm. Teil) 45, 3lff. 
28 Weitere Beispiele Gesetz, Gesetzesanwendung S. 249 N. 23 u. 24; ferner PrOVG. 29. Apr., 

26. Juni 13, 9. März 22, 4. Nov. 26, Entsch.65, 409ff.. 288ff.; 77,45lff.; PrVerwBl.48 (1927) 
S.358f. Engherzig HambOVG. 14. Okt. 25, Entsch. d. hamb. Verwaltungsgeriehte 1, 177ff. 
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Beiträgen, ist die Aufhebung schon Erledigung. Bei Versagungen dagegen bedarf 
es außer der Aufhebung noch der Erteilung der erbetenen Erlaubnis, Genehmigung 
oder der sonstigen beantragten Vergünstigung. Die beiden Möglichkeiten, deren 
Zulässigkeit aber nach den einzelnen Gesetzen erst zu prüfen ist, sind Erteilung 
im Beschwerdebescheid und Zurückverweisung an die untere Behörde zur noch­
maligen Prüfung. Die Abweisung der Beschwerde hat keine weitere Wirkung, als 
wenn die angefochtene Verfügung durch Zeitablauf unanfechtbar geworden wäre. 
Ein Antrag auf Baugenehmigung z. B. wird abgewiesen. Erneuert der Bau­
lustige einige Zeit darauf den Antrag, so steht die Behörde dem Gesuche frei gegen­
über selbst dann, wenn der ablehnende Bescheid durch Beschwerdebescheid be­
stätigt worden war. 

2. Der Einspruch ist die Gegenvorstellung ins Förmliche übertragen. Er unter­
scheidet sich von der förmlichen Beschwerde nur dadurch, daß die Urhcbcrin des 
angefochtenen Bescheids selbst über die Anfechtung zu entscheiden hat. 

Der Einspruch ist ein Mittel zur Entlastung der Behörde. Müßte sie schon 
bei der ersten Verfügung mit peinlicher Genauigkeit verfahren, so müßte ihr ein 
Heer von Beamten zur Verfügung stehen. Da dies nicht der l!'all ist, kann man 
von der ersten Verfügung nicht verlangen, daß sie immer dem Rechte gemäß ist.. 
Von den 50000 Empfängern der ersten Verfügung werden sich die damit Unzu­
friedenen, vielleicht 1000, schon rühren. Dann ist Zeit genug zur genaueren Prüfung, 
für 49000 Fälle ist die Arbeit gespart. Man findet daher den Einspruch meistens 
dort, wo Verfügungen im Massenbetrieb erlassen werden: Veranlagung zu den 
sog. Besitzsteuern (§§ 217f. AO.), zu Gemeindeabgaben (§ 69 pr. KommAbgG.). 
Neuestens hat § 126 thür. LVO. den Einspruch ganz allgemein als das erste Rechts­
mittel zur Anfechtung einer Verfügung eingeführt. Aber dieser thüringische Ein­
spruch unterscheidet sich wesentlich von dem, was man sonst als Einspruch be­
zeichnet. Will nämlich die Behörde dem Einspruch nicht stattgeben, so darf sie 
keinen ablehnenden Bescheid erlassen, vielmehr gilt der Einspruch dann je nach Eigen­
art des Einzelfalls als Beschwerde oder als verwaltungsgerichtliche Klage (§ 134I •ll). 

VI. Anrufung des Verwaltungsgerichts. 
Die vollendetste Form des Rechtsschutzes bildet die Anrufung des zuständigen 

Verwaltungsgerichts. Ihre Wichtigkeit rechtfertigt die Darstellung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit in einem besonderen Abschnitt. Dabei wäre denkbar der Einwand, 
die Verwaltungsgerichtsbarkeit sei nicht ausschließlich eine Rechtsschutzeinrichtung 
zugunsten des einzelnen. Für eine Betrachtung des Typischen ist sie es aber. Es 
ist kein Zufall, daß RV. Art. 107 Verwaltungsgerichte gerade "zum Schutze der 
einzelnen gegen Anordnungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden" ein­
gesetzt wissen will. 
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Die Feststellungsklage im Verwaltungsprozeß, ArchÖffR. 24 (1909) S.202ff.; EISENTRAUT 
Gestaltungsklagen im Verwaltungsstreitverfahren, Stusev. 1926 S. 493ff. - BERNA'l'ZJK Recht­
sprechung "und materielle Rechtskraft 1886; E. LOENING Die Rechtskraft verwaltungsgericht­
licher Urteile, VerwArch. 7 (1899) S. Iff.; SCHULTZENSTEIN Die Verwaltungsklage gegen wieder­
holte polizeiliche Verfügungen, VerwArch. 9 (1901) S.95ff.; DERSELBE Die Rechtskraft der 
Entscheidungen der Verwaltungsbehörden, 26. DJT. (1902) 1, 86ff.; DERSELBE Rechtskraft 
und reformatio in peius im preußischen Verwaltungsstreitverfahren, VerwArch. 11 (1903) 
S. 365ff.; ... H Zur Lehre von der Rechtskraft auf dem Gebiete des öffentlichen Rechts, Bad. 
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VerwZ. 1902 S. Iff, 9ff.; PRAiAK Die Bedeutung der res judicata im österreichischen Verwal­
tungsrechte, ÖVerwArch. 2 (1905) S. 129ff.; OTTO MAYER Zur Lehre von der materiellen 
Rechtskraft in Verwaltungssachen, ArchÖffR. 21 (1906) S. Iff.; RUMPELT Zur Frage der Rechts­
kraft im Verwaltungsstreitverfahren, FischersZ. 30 (1906) S. Iff.; W. MÜLLER Rechtskraft 
im Verwaltungsstreitverfahren 1910; TEzNER Das Rechtskraftproblem im Verwaltungsrechte, 
VerwArch. 19 (1911) S. 128ff., 442ff.; 20 (1912) S. 102ff.; B. BEYER Die Rechtskraft der Amts­
handlungen, VerwArch. 26 (1918) S. 164ff.; FR. WALTHER Die Rechtskraft der Entscheidungs­
gründe nach der Rechtsprechung des (bay.) VGR., BIAdmPr. 69 (1919) S. 222ff.; MERKL Die 
Lehre von der Rechtskraft 1923; RENRICH Zur Theorie der Rechtskraft, ArchÖffR. N. F. 7 
(1924) S. 329ff.; l'ITAMIC Zur neuesten Rechtskraftlehre, ZÖffR. 4 (1925) S. 160ff.; R. COESTER 
Die Rechtskraft der Staatsakte 1927. - KUNZE Die Beiladung im Verwaltungsstreitverfahren, 
VerwArch. 1 (1893) S. 198ff.; WEISE Die Beiladung im preußischen Verwaltungsprozeßrechte, 
AnnDR. 1904 S. 454ff.; SCHULTZENSTEIN Die Gültigkeit der Entscheidung gegenüber dem Bei­
geladenen nach dem LVG., VerwArch. 19 (1911) S. Iff.; HORWITZ Die Beiladung im Verwaltungs­
streitverfahren, RansRZ. 1920 Sp. 666ff. 

SCHULTZENSTEIN Die Untersuchungs- und die Verhandlungs maxime in Vergleichung nach 
den einzelnen Prozeßarten 1913; REINE Die Untersuchungs maxime im Verwaltungsstreit­
verfahren, VerwArch. 26 (1918) S. 431ff.; BERNER Die Untersuchungsmaxime, VerwArch. 31 
(1926) S. 428ff.; MENZINGER Die Offizialmaxime im verwaltungsrechtlichen Verfahren, BlAdmPr. 
58 (1908) S.209ff. 

über die Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Deutschland und ihre 
Organisation war schon im geschichtlichen Abschnitt die Rede (S. 87ff.). Wie ge­
zeigt, ist die Betrauung der ordentlichen Gerichte mit der Entscheidung von Streitig­
keiten des öffentlichen Rechts seit 1863 im Abnehmen begriffen. Seit 1863 gibt es 
eine rechtsstaatlichen Forderungen genügende Verwaltungsgerichtsbarkeit in Baden, 
heute hat nur noch das kleinste deutsche Land, Schaumburg-Lippe, kein Verwal­
tungsgericht. Allerdings ist die Zuständigkeit der ordentlichen Gerichte für Fragen 
des öffentlichen Rechts auch heute noch wichtig genug. Die drei justizstaatlichen 
Artikel der Reichsverfassung - Art. 129 über die vermögensrechtlichen Ansprüche 
der Beamten, Art. 131 über die Amtshaftung und Art. 153 über die Entschädigung 
bei Enteignungen - haben im Rechtsleben eine sehr große Bedeutung, die Straf­
gerichte entscheiden ebenfalls häufig öffentlich-rechtliche Fragen. Auch deutet der, 
jedenfalls noch vor kurzem gehegte, Plan einer Eingliederung des Reichsverwaltungs­
gerichts in das Reichsgericht durch Schaffung besonderer Verwaltungssenate darauf 
hin, daß die alten Gegensätze: Justizstaat und Staat mit Verwaltungsgerichtsbar­
keit im Begriffe sind, sich zu überbrücken. 

Verwaltungsgerichtsbarkeit ist soviel wie Zuständigkeit von Verwal­
tungsgerichten. Die Tätigkeit der Verwaltungsgerichte auf Anstoß einer Partei 
nennt man Verwaltungsrechtspflege. Jedenfalls empfiehlt es sich heute, 
das Wort in dieser engen, den Rechtsschutz durch gewöhnliche Verwaltungsbehörden 
ausschließenden Bedeutung zu gebrauchen, zumal auch der Gesetzgeber die Gesetze 
über Ordnung und Tätigwerden der Verwaltungsgerichte bald "Gesetz über Ver­
waltungsgerichtsbarkeit" , wie in Hamburg und Bremen, bald "Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege", wie in Sachsen, bezeichnet. Für das Verfahren vor den 
Verwaltungsgerichten aber hat sich der Ausdruck Verwaltungsstreitverfahren 
eingebürgert. 

I. Wesen der Verwaltungsrechtspflege. 
Da der Gedanke einer Ausgestaltung der Verwaltungsgerichtsbarkeit den justiz­

staatlichen Gedanken ersetzte, wird immer ein naher Zusammenhang zwischen 
Verwaltungsrechtspflege und ordentlicher Rechtspflege bestehen. Man kltnn daher 
die Verwaltungsrechtspflege zunächst umschreiben als N ac h bild ung der orden t­
lichen Rechtspflege für Strei tigkei ten des Verwaltungsrechts. 

1. Die Verwaltungsrechtspflege ist Nachbildung der ordentlichen Rechtspflege, 
fällt also nicht mit ihr zusammen. Wo die ordentlichen Gerichte zur Entscheidung 
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eines Verwaltungsrechtsstreites berufen sind, bleiben sie ordentliche Gerichte, das 
Verfahren vor ihnen ist kein Verwaltungsstreitverfahren, die von ihnen gehandhabte 
Rechtspflege keine Verwaltungsrechtspflege. Bis vor kurzem konnte man noch 
hinzusetzen: "Nachbildung innerhalb der Verwaltung." Bei den unteren Verwal­
tungsgerichten, die in den meisten Ländern zugleich Behörden der aktiven Verwal­
tung sind, ist die Bedeutung des Zusatzes ohne weiteres klar. Aber auch die ober­
sten Verwaltungsgerichte der Länder waren bis vor kurzem der inneren Verwaltung 
stets insofern eingegliedert, als sie nicht zum Geschäftsbereich des Justizministeriums, 
sondern des Ministeriums des Innern gehörten. Die richterliche Unabhängigkeit 
der Mitglieder des OVG., VGH., LVG. macht allerdings eine Einflußnahme des 
Innenministers auf den Inhalt der zu erlassenden Entscheidung unmöglich. Aber 
bei der Ernennung und bei der Dienstaufsicht wirkt er maßgeblich mit. Die 
neueste Entwicklung der Verwaltungsgerichtsbarkeit in Hamburg und Bremen 
macht jedoch den Zusatz "innerhalb der Verwaltung" unmöglich, auch die geplanten 
oder geplant gewesenen Verwaltungssenate am Reichsgericht widersprechen dem 
älteren Typus. Da das hamburgische Verwaltungsgericht und das hamburgische 
OVG. aufs engste mit dem Landgericht Hamburg und dem hanseatischen OLG. 
verbunden sind, der Senatskommission für die Justizverwaltung und der Dienst­
aufsicht des Landgerichts- und OLG.-Präsidenten unterstehen, andererseits eine 
zu wertvolle Bereicherung unserer Verwaltungsrechtspflege darstellen, als daß 
man sie als regelwidrig vernachlässigen dürfte, muß man sich mit dem Gedanken 
abfinden, daß zum Wesen der deutschen Verwaltungsrechtspflege die Eingliede­
rung der Verwaltungsgerichte in die Behördenordnung der inneren Verwaltung oder 
auch der Finanzverwaltung nicht gehört. 

Die Hauptaufgabe der ordentlichen Rechtspflege ist die Entscheidung 
eines Rechtsstreits. Ist die Entscheidung eines Rechtsstreits auch Endziel 
der Verwaltungsrechtspflege ? 

2. Die Entscheidung als typische Aufgabe der Verwaltungsrechtspflege. Wenn 
irgendwo, so ist auf dem Gebiete der deutschen Verwaltungsrechtspflege die Be­
trachtungsweise nach typischen, nicht die nach überall zutreffenden Merkmalen 
geboten. Nur so erhält man ein Bild von ihrem Wesen. Mit diesem Vorbehalt ist 
die Fällung einer Entscheidung das typische Endziel des verwaltungsgericht­
lichen Verfahrens. 

Den klarsten Fall einer reinen Entscheidung bildet das Feststellungsurteil. 
Aber nur wenige Gesetze haben die Notwendigkeit der Ermöglichung einer all­
gemeinen Feststellungsklage erkannt. Hamburg und Bremen führen auf diesem Ge­
biete in Erinnerung an ihre justizstaatliche Vergangenheit. Hier kann vor dem Ver­
waltungsgericht, wie nach § 256 ZPO., ganz allgemein auf Feststellung des Bestehens 
oder Nichtbestehens eines Rechtsverhältnisses Klage erhoben werden, wenn der 
Kläger ein berechtigtes Interesse daran hat, daß das Rechtsverhältnis durch richter­
liche Entscheidung alsbald festgestellt werdel. Auch Mecklenburg-Strelitz ordnet 
die sinngemäße Anwendung des § 256 ZPO. an2• So haben vor kurzem das ham­
burgische und das bremische Verwaltungsgericht Urteile über das Bestehen der 
hamburgischen und der bremischen Staatsangehörigkeit erlassen3• Hamburgische 
Oberlehrer können Klage dahin erheben, daß ihnen nicht verboten werden dürfe, 
sich "Professor" zu nennen', in Bremen Offiziere der Heilsarmee, daß die Polizei 
nicht berechtigt l'lei, für das Verteilen von Druckschriften den Besitz eines Legitima-

1 Hamb. G. v. 2. Nov. 21 § 20, brem. G. v. 6. Jan. 24 § 28. Vgl. dazu oben S.180. 
2 G. v. 17. Aug. 22 § 42. 
8 HambVG. 11. Apr. 25 u. 23. Juni 26, HansRZ. 1925 Sp.754, 1927 Sp. 32f.; BremVG. 

5. Juli 26, HansRZ. 1926 Sp.697ff. 
" HambVG. 27. März 22 u. HambOVG. 4. Juli 22, HansRZ. 1923 Sp.30ff. 

Jellinek, Verwaltnngsrecht. 2. Anfl. 19 
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tionsscheines zu verlangen5• In Preußen wären alle diese Klagen unzulässig. Damit 
soll nicht gesagt sein, daß es in Preußen überhaupt keine Feststellungsklagen 
gibt. So entscheiden die Verwaltungsgerichte über die Zugehörigkeit zu einer 
Wasser-, zu einer Fischereigenossenschaft, über die Nichtigkeit von Fischereipacht­
verträgen, über Streitigkeiten der Beteiligten, wem von ihnen die öffentlichrecht­
liche Verpflichtung zur Unterhaltung eines Wasserlaufs oder seiner Ufer, zur 
polizeimäßigen Reinigung, zur Anlegung oder Unterhaltung eines öffentlichen 
Weges obliegt, aber nur, weil in diesen besonderen :Fällen die Feststellungsklage 
ausdrücklich gesetzlich vorgesehen ist6• Im allgemeinen weist aber das OVG., 
gebunden durch die allzu zurückhaltende Gesetzgebung, Feststellungsklagen als 
unzulässig ab, z. B. die Klage auf Feststellung der Gemeindewählbarkeit, die Klage 
auf Feststellung, daß der Regierungspräsident die Aufsicht über einen Forst nieht 
ausüben dürfe, die Klage des Vorstands einer Wassergenossenschaft auf Feststel­
lung der Beitragspflicht des Beklagten oder die Klage auf :Feststellung der Befug­
nis zur Führung eines bestimmten Namens7• Geht man dem tieferen Grund für die 
Abneigung der Gesetzgebung gegen die Feststellungsklage nach, so liegt er in dem 
allgemeinen Bestreben, die Verwaltungsgerichte nicht unnötig früh in Tätigkeit 
treten zu lassen (vgl. S. 181). Erst sollen sich die Behörden der aktiven Verwaltung 
mit dem Falle beschäftigen, und nur wenn es dann zu belastenden Verwaltungs­
akten kommt, soll als letzte Rettung das Verwaltungsgericht angerufen werden 
können. Dies Bestreben des Gesetzgebers würde aber durchkreuzt werden, wenn 
der Beteiligte' das Verwaltungsgericht vor Erlassung des Verwaltungsaktes anrufen 
könnte. Hamburg und Bremen beweisen, daß derartige Bedenken nicht allzu schwer 
wiegen können. 

Auch das Leistungsurteil, also das Urteil, das den Beklagten zu einer 
Handlung, Duldung oder Unterlassung verurteilt, ist eine Entscheidung in jenem 
hier gebrauchten engen Sinne als eines Ausspruches dessen, was auch ohnehin 
Rechtens wäre. Die dem LeistungsurteiI innewohnende Vollstreckbarkeit ist nur 
eine Zutat zu der in ihm liegenden Feststellung. Solche Leistungsurteile gibt es 
im Verwaltungsstreitverfahren vor allem zwischen gleichgeordneten Parteien. 
Die Verurteilung eines }'ürsorgeverbandes zur Übernahme eines Hilfsbedürftigen, 
eines Landkreises zur Erstattung verauslagter Wegebaukosten sind Beispiele für 
Leistungsurteile im Verwaltungsstreitverfahren. 

Auch das verneinende Gestaltungsurteil, jenes Urteil, das eine poli­
zeiliche Verfügung, einen Steuerbescheid, die Verhängung einer Dienststrafe, eine 
Zwangseinschreibung auf Klage aufhebt, kommt der reinen Entscheidung noch 
sehr nahe. Denn der ihm zugrunde liegende Gedanke ist doch der, daß die Fehler­
haftigkeit des erlassenen Verwaltungsaktes festgestellt wird; die Aufhebung ist 
nur eine notwendige Schlußfolgerung aus dieser :Feststellung. Die Richtigkeit sol­
cher Auffassung zeigt sich, wenn die angefochtene Verfügung zur Zeit der Urteils­
fällung gegenstandslos geworden ist. Die Polizeibehörde verbietet z. B. eine am 
20. Februar 1926 geplante Versammlung. Der Fall wird erst im Herbst 1926 für 
das mit Klage angerufene OVG. spruchreif. Obgleich die Aufhebung des Verbotes 
in diesem Zeitpunkt keine unmittelbar praktische Bedeutung mehr haben kann, 
läßt das OVG. die Klage dennoch zu, entscheidet also nur über die H,echtmäßigkeit 
des Verbotes. Früher brachte das OVG. die Notwendigkeit eines solchen Fest­
stellungsurteils mit der Amtshaftung in Zusammenhang, die vor dem gesetzes-

5 BremVG. 2. Nov. 25, HansRZ. 1925, Sp. 955ff. 
8 Wasserges. v. 7. Apr. 13 §§1301, 226; Fischereiges. v. 11. Mai 16 §§ 291V, 551 ; Wegereini­

gungsges. v. 1. Juli 12 § 11 II, hierzu PrOVG. 28. Apr. 21, Entseh. 76, 349ff. V gl. auch ZustG. 
§ 565, dazu PrOVG. 3. Mai 17, Entsch. 73, 335ff. 

7 PrOVG. 6. Mai 15, PrVerwBl. 37 S. 73ff.; PrOVG. 19. Nov. 14,27. Apr. 17, 5. Mai 13, 
Entsch. 68, 53ff.; 72, 369ff.; 65, 264ff. Vgl. auch BayVGH. 1. Okt. 26, BayVerwBl. 75 (1927) 
S. 415; HessVGH. 18. Sept. 26, Entsch. 7, 113ff.; RG. III U. März 24, RGZ. 108, 117ff. 
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kräftigen Beschlusse des Reichsgerichts vom 20. Februar 1923 nur dann geltend 
gemacht werden konnte, wenn die schädigende Verfügung als gesetzwidrig oder 
unzulässig aufgehoben worden war8 . Doch war dieser Gesichtspunkt nicht wesent­
lich. Auch heute würde das OVG. die Klage des Artisten gegen das polizeiliche Ver­
bot des Lassowerfens sachlich entscheiden, selbst wenn in der Zwischenzeit die Ge­
nehmigung zur Vorführung dieser Fertigkeit erteilt worden wäre 9 • 

Erst das bejahende Gestaltungsurteil, das Neues schaffende, nicht bloß 
Geschaffenes zerstörende Urteil, fällt aus dem Rahmen der Entscheidungen. Ein 
berühmtes Beispiel bietet die Behandlung der gewerblichen Genehmigungen im 
preußischen Recht nach ZustG. §§ 114ff. Versagt z. B. der Bezirksausschuß im 
Beschlußverfahren die Erlaubnis zum Betriebe einer Privatkrankenanstalt, so findet 
hiergegen innerhalb zweier Wochen der Antrag auf mündliche Verhandlung im 
Verwaltungsstreitverfahren statt (§ 1151 ,11). Der Verwaltungsrichter hat in diesen 
und ähnlichen Fällen nicht nur die Versagung aufzuheben, sondern gegebenenfalls 
die Erlaubnis selbst zu erteilen 10. Ein derartiges Urteil ist keine Entscheidung mehr, 
sondern ein Neues schaffender Verwaltungsakt in Urteilsform. Trotzdem ändert 
es nichts an unserer Behauptung, daß typische Aufgabe der Verwaltungsrechts­
pflege die Entscheidung ist. Denn die Erlaubniserteilungen durch Urteil sind 
in mehr als einer Beziehung regelwidrig. Im außerpreußischen Recht finden sich 
derartige Urteile überhaupt kaum, auch im preußischen Recht haben sie nur in 
seltenen Fällen Bedeutung. Das einzige reine Verwaltungsgericht in Preußen, 
das OVG., kann hier überdies nur als Revisionsgericht tätig werden, wird also, 
da gerade bei Gewerbegenehmigungen die Tatfrage die Hauptschwierigkeiten 
bereitet, nur selten in die Lage kommen, die Genehmigung selbst zu erteilen, viel­
mehr bei Begründetheit der Revision die Sache an den Bezirksausschuß zurück­
verweisen. Aber auch mit einer anderen typischen, noch später zu besprechenden 
Eigenschaft des verwaltungsgerichtlichen Urteils hapert es: mit der materiellen 
Rechtskraft. Nach § 53 11 ,1 GewO. kann die Gewerbegenehmigung schon dann 
zurückgenommen werden, "wenn die Unrichtigkeit der Nachweise dargetan wird, 
auf Grund deren solche erteilt worden" ist, also weit über die Gründe für die Wieder­
aufnahme des Verfahrens (§ 100 LVG.) hinaus. Nimmt man dies alles zusammen, 
so darf man allerdings an der besprochenen Sonderregelung nicht achtlos vorbei­
gehen, aber man darf sie als eine Ausnahme bezeichnen, die vermutlich in dem Augen­
blicke verschwinden wird, in dem auch die unteren Rechtszüge reine Verwaltungs­
gerichte sein werden. 

3. Rechtsstreitigkeiten als typischer Gegenstand der VerwaItungsrcchtspflege. 
"Rechtsstreitigkeit" kann in einem doppelten Sinne gemeint sein: Streitig­
keit über Rechts- und Tatfragen im Gegensatze zu Ermessensfragen und 
Streitigkeit über subjektive Rechte im Gegensatze zu Streitigkeiten rein objek­
tiven Rechts. 

a) Der Ausschluß von Ermessensfragen in der Verwaltungsgerichts­
barkeit ist zum mindesten die Regelll . Ganz klar sagt es das bayerische Recht12 : 

"Die Zuständigkeit des Verwaltungsgerichtshofes erstreckt sich nicht ... auf An­
gelegenheiten und Fragen, in welchen die Verwaltungsbehörden nach ihrem 
Ermessen zu verfügen berechtigt sind." "Verwaltungsrechtssachen sind all~ 
bestrittenen Rechtsansprüche und Verbindlichkeiten in nachbenannten An­
gelegenheiten ... ". Auch Württemberg13, das jetzt nur noch einen verwal-

B Vgl. PrOVG. 29. Apr. 13, 1. Juli 15, 9. März 22, Entsch. 65, 409ff.; 69, 314ff.; 77, 451ff. 
9 Vgl. auch PrOVG. 7. Jan. 26, Entsch. 80, 337ff. (Zulässigkeit der Klage gegen Ver­

sagung einer gar nicht nötigen Genehmigung). Aus der thür. Rechtsprechung ThÜrOVG. 
10. Dez. 19, Jahrb. 7, 169ff. 

10 Vgl. PrOVG. 9. März 22, Entsch. 77, 444ff. 
11 über das Wesen des freien Ermessens vgl. oben S.29.ff. 
12 G. v. 8. Aug. 78 Art. 1313, 8. 13 G. v. 16. Dez. 76 Art. 13. 

19* 
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tungsgerichtlichen Rechtszug hat und nur noch die Rechtsbeschwerde an den 
Verwaltungsgerichtshof kennt, schließt die Anrufung des VGH. aus, "wenn und 
soweit die Verwaltungsbehörden durch das Gesetz nach ihrem Ermessen zu 
verfügen ermächtigt sind". In Baden 14 findet sich eine wörtlich fast überein­
stimmende Ermessensklausel bei der Regelung der Anfechtung polizeilicher Ver­
fügungen, ohne daß damit gesagt sein soll, daß die Klausel im übrigen nicht gilt, 
ähnlich in Thüringen15, Mecklenburg-Schwerin16 und Hamburg17, während Bremen18 

wieder, ähnlich wie Bayern und Württemberg, die Begründung einer verwaltungs­
gerichtlichen Klage damit, daß eine Behörde von ihrem Ermessen einen unrich­
tigen Gebrauch gemacht habe, ganz allgemein ausschließt. Auch Österreich bestimmt 
in seiner Verfassung, daß eine Rechtsverletzung nicht vorliege und daher die Be­
schwerde beim Verwaltungsgerichtshof nicht erfolgreich erhoben werden könne, 
"soweit die Behörde nach den Bestimmungen des Gesetzes zur Entscheidung oder 
Verfügung nach freiem Ermessen befugt war und von diesem Ermessen im Sinne 
des Gesetzes Gebrauch gemacht hat" (Art. 129 III). Aber auch dort, wo das Wort 
"Ermessen" nicht vorkommt, kann der Wille des Gesetzes zum Ausschluß von Er­
messensfragen klar erkennbar sein. Da die Ermessensfrage im Gegensatze steht 
zur Rechtsfrage und zur Tatfrage, so bedeutet die Einschränkung der Befugnis des 
Verwaltungsgerichts auf die Prüfung der Rechts- und Tatfrage zugleich den Aus­
schluß der Ermessensfrage. Wir finden diese Form des Ausschlusses namentlich 
bei dem wichtigsten Rechtsschutzmittel für den einzelnen, bei der sog. Anfech­
tungsklage. In Preußen19 kann die Klage gegen polizeiliche Verfügungen "nur 
darauf gestützt werden: 1. daß der angefochtene Bescheid durch Nichtanwendung 
oder unrichtige Anwendung des bestehenden Rech ts, insbesondere auch der von 
den Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen V crordnungen den Kläger 
in seinen Rechten verletze; 2. daß die tatsächlichen Voraussetzungen nicht vor­
handen seien, welche die Polizei behörde zum Erlasse der Verfügung berechtigt haben 
würden." Ähnlich lautet die Formel für die Anfechtungsklage in Mecklenburg­
Strelitz 20 und in einigen Ländern, die überdies die Prüfung von Ermessensfragen 
ausdrücklich verbieten, wie Thüringen21 und Mecklenburg-Schwerin 22 • Die siich­
sische Bestimmung23 erinnert mehr an die Vorschriften über die Revision, sagt aber 
inhaltlich doch dasselbe wie die preußische 24• Die Anfechtungsklage kann hier niim­
lieh "nur darauf gestützt werden: 1. daß das bestehende Recht nicht oder nicht 
richtig angewendet worden sei und die angefochtene Entscheidung hierauf beruhe; 
2. daß in dem Verfahren, welches der angefochtenen Entscheidung vorangegangen 
ist, eine wesentliche Form vorschrift unbeachtet gelassen worden sei". Abs. 2: 
"Dahei unterliegen auch die tatsächlichen Feststellungen der Nachprüfung des 
Oberverwaltungsgerichts, soweit sie auf die rechtliehe Beurteilung der Sache von 
Einfluß sind". Ähnlich kann endlich in Hessen die Klage "nur darauf gestützt 
werden, daß die angegriffene Verfügung oder die ausgeführte Zwangsmaßregel ge­
setzwidrig oder unzulässig war". 

Die glücklichste Form der Regelung der Ermessensfrage ist die in Österreich 
geltende 25. Denn durch die doppelte Betonung der Grenzen des freien Ermessens -
"soweit die Verwaltungsbehörde nach den Bestimmungen des Gesetzes nach 
freiem Ermessen vorzugehen befugt war und von diesem Ermessen im Sinne 
des Gesetzes Gebrauch gemacht hat" - bringt das Gesetz zum klaren Ausdruck, 

14 G. v. 14. Juni 84 § 4IV• 

15 LVO. § 128Il1• 16 G. v. 3. März 22 § 33 IV• 17 G. V. 2. Nov. 21 § 46. 
18 G. v. 6. Jan. 24 § 9. 19 LVG. § 127 lI1• 

20 G. v. 17. Aug. 22 § 7I • 21 LVO. § 1281 • 22 G. v. 3. März 22 § 33UI • 

23 G. v. 19. Juli 00 § 76. 
24 Gleiches gilt von Hessen: StädteO. v. 8. Juli 11 Art. 129b II 3 III , G. betr. d. inn. Ver­

waltung v. 19. Juli 11 Art. 66 VII. 
25 Bundes. Verfassungsgesetz, F. v. 26. Sept. 25, Art. 129 v. 
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daß die Überschreitung der Grenzen des freien Ermessens und Rechtswidrigkeiten 
oder Rechtsirrtümer bei Bildung des freien Ermessens (letztes die von uns so benannten 
"Ermessensfehler"26) nicht zur Ermessensfrage, sondern zur überprüfbaren Rechts­
oder Tatfrage gehören. Es ist also kein stichhaltiger Einwand gegen die Behauptung 
der typischen Ausschließung der Ermessensfragen von der Verwaltungsrechtspflege, 
wenn das preußische OVG. z. B. die Anfechtung der Versagung einer "Kann"-Ge­
nehmigung zuläßt, falls der Behörde unsachliche Beweggründe für die Versagung 
vorgeworfen werden27. 

Der Ausschluß von echten Ermessensfragen ist aber in der Tat eine typische, 
also in der Regel, aber nicht unbedingt zutreffende Eigentümlichkeit der Verwaltungs­
rechtspflege. Auch ist nicht recht einzusehen, warum subjektive Zweckmäßigkeits­
erwägungen unabhängigen Gerichten anvertraut werden sollen, da doch die Poli­
tik, auch die im kleinen, Sache des Innenministers ist. GNEIST, den man gerne als 
Kronzeugen für die Betrauung der Verwaltungsgerichte mit Zweckmäßigkeits­
fragen anführt, hat ihr in Wirklichkeit gar nicht das Wort geredet. Die Verwaltungs­
gerichte sollten nach seiner Ansicht vor allem einen Schutz gegen die "parteiische 
Maßbestimmung" bilden, die "den Sinn der Verwaltungsgesetze dem Einen zu Lieb, 
dem Andern zu Leid verkehrt", also gegen Verstöße gegen den Grundsatz der 
Gleichheit vor dem Gesetze 28. Ein solcher Verstoß ist aber, wie früher gezeigt 
(S. 154), eine Rechtswidrigkeit, keine bloße unrichtige Anwendung des freien Er­
messens. Wenn es trotzdem echte Ermessensurteile der Verwaltungsgerichte gibt, 
so bilden sie doch durchaus die Ausnahme, und es zeigt sich, daß der Gesetzgeber 
dabei selbst gewisse Bedenken hat. So ist nach herrschender, auch von uns gebillig­
ter Lehre die Bedürfnisfrage bei der Genehmigung von Gast- und Schankwirtschaf­
ten eine Ermessensfrage; dennoch entscheidet der Kreisausschuß oder der Stadt­
ausschuß im Streitfalle als Verwaltungsgericht darüber; aber im Gegensatze zu früher 
kommt der Fall nie bis zum OVG.29, denn der Bezirksausschuß entscheidet auf 
Berufung endgültig (§ 114 ZustG.). In andern Fällen entscheidet das OVG. nur als 
Revisionsgericht 30, so daß die Ermessensfrage auch hier bei den Verwaltungsgerich­
ten bleibt, die zugleich Verwaltungsbehörden sind. Wenn das sächsische OVG. 
gegen alle Regel in Sachen der Staatsaufsicht über juristische Personen auch die 
Ermessensfrage, z. B. die Zweckmäßigkeit des Einspruchs der Verwaltungsbehörde 
gegen die Eintragung eines politischen Vereins, nachgeprüft hat, ein Fall, der sich 
übrigens nach RV. Art. 124II nicht mehr ereignen kann, so hing dies mit einer 
reichsrechtlichen Nötigung zusammen31, da § 62II BGB. zum mindesten den ge­
werberechtIichen Rekurs gegen den Einspruch eröffnet, dem Rekursverfahren aber 
die Beschränkung auf die Rechts- und die Tatfrage fremd ist. Vereinzelt kommen 
auch sonst noch Ermessenszuständigkeiten der obersten Verwaltungsgerichte vor, 
aber so vereinzelt, daß bei Auslegung zweifelhafter Vorschriften die Vermutung gegen 
sie spricht. Nach § 126 LVG. können Oberpräsident, Regierungspräsident, Landrat 
endgültige Beschlüsse des Provinzialrats, Bezirksausschusses, Kreisausschusses 
wegen Gesetzwidrigkeit durch Klage vor dem OVG. anfechten; ebenso entscheidet 
das OVG. über die in gewissen Fällen zulässige Zurücknahme einer Kleinbahn­
konzession auf Klage der zuständigen Behörde 32. Hat das OVG. in diesen Fällen 
auch die Zweckmäßigkeit der Klagerhebung nachzuprüfen? Augenscheinlich nicht, 
da es doch etwas ganz Außergewöhnliches wäre, wenn der Richter auch übpr die 

26 Vgl. oben S.35ff. 27 Vgl. PrOVG. 13. Apr. 16, Entsch. 71, 331ff. 
28 Der Rechtsstaat2 1879 S.272; 12. DJT. 3 (1875) S.237ff. 
29 Anders heute noch z. B. in Hessen: VGH. 6. Okt. 23, Entsch. 6, 66ff.; doch liegt hier, 

wie in Braunschweig, eine reichsrechtliche Notwendigkeit vor, vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung 
S. 200 N. 104. 

30 Z. B. PrOVG. 20. Juni 13, Entsch. 64, 148ff. 
31 Vgl. G. v. 19. Juli 00 §§ 76III, 74; SächsOVG. 30. Mai 07, Jahrb. 11, 52ff. 
32 Kleinbahnges. v. 28. Juli 92 §§ 24, 25. 
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Zweckmäßigkeit der Klage sich schlüssig machen müßte. "Auf Klage entscheiden" 
heißt nach dem gewöhnlichen Sprachgebrauch: "über die Begründetheit der Klage 
entscheiden". Das Gesetz hätte sich deutlich ausdrücken müssen, wenn es der 
Wendung einen anderen Sinn hätte geben wollen33. Bedenkt man noch, daß die 
Verwaltungsrechtspflegegesetze vieler Länder die Ermessensfrage den Verwaltungs. 
gerichten durchweg entziehen, so ist in der Tat der Ausschluß der Ermessens­
frage eine typische Eigentümlichkeit der Verwaltungsrech.tspflege34. 

b) Aber auch in dem Sinne handelt es sich im Verwaltungsstreitverfahren 
um Rechtsstreitigkeiten, als die Entscheidung typischerweise subjektive Rechte 
zum Gegenstande hat. Streitigkeiten über rein objektives Recht gehören nach dem 
geltenden Rechte im allgemeinen nicht vor die Verwaltungsgerichte. Dabei muß 
man sich allerdings erst darüber klar sein, was man unter Streitigkeiten über rein 
objektives Recht verstehen will. Ganz sicher gehört das Rechtsnormenrecht eines 
und desselben Rechtserzeugers hierher, also die Frage der Gültigkeit eines Gesetzes 
im Verhältnis zur Verfassung, einer Verordnung im Verhältnis zu einer höheren 
Rechtsnorm, während an der Frage der Gültigkeit eines Ortsstatuts meist zwei 
Rechtsträger, die Gemeinde und der die Aufsicht führende Staat, beteiligt sind. 
Auch die allgemeinverbindliche Auslegung einer Rechtsnorm würde reines ob­
jektives Recht darstellen. Nicht mehr unbedingt gehören hierher Fragen über den 
Bestand eines Staatsorgans, namentlich Wahlanfechtungen35, da hier bereits das 
subjektive Recht des seine Eigenschaft als Staatsorgan Behauptenden oder des 
Wählers mit hineinspielt, wohl aber Zuständigkcits-, Gültigkeits- und sonstige 
Rechtsstreitigkeiten zwischen den Behörden des gleichen Rechtsträgers, sofern sie 
ohne Beteiligung eines Privaten ausgetragen werden. Sieht man sich daraufhin 
unsere Verwaltungsrechtspflegegesetze und die dazu ergangene Rechtsprechung 
an, so ist die Ausbeute an Entscheidungen rein objektiven Rechtes sehr gering. 
Ganz vereinzelt nur kennt das geltende Recht die Anfechtung von Polizeiverord­
nungen durch verwaltungsgerichtliche Klage, so im badischenWasserrecht, aber auch 
hier nur von seiten eines "Beteiligten", nicht als Popularklage36. Ebenso ist die 
allgemeinverbindliche Auslegung einer Rechtsnorm durch Verwaltungsgerichte 
eine große Seltenheit; das württembergische Gesetz vom 31. Mai 1922 über die Aus­
legung des § 63 Abs. 3 Satz 2 der württembergischen Verfassung durch den württem­
bergischen VGH. hat bisher keinen Nachfolger gefunden. Auch abstrakte Zustän­
digkeits- und sonstige Rechtsstreitigkeiten zwischen mehreren Behörden des gleichen 
Rechtsträgers sind in Deutschland nicht üblich. Allerdings kann in Preußen der 
Oberpräsident endgültige Beschlüsse des Provinzialrats, der Regierungspräsident 
endgültige Beschlüsse des Bezirksausschusses durch Klage vor dem OVG. anfechten, 
wenn die Beschlüsse die Befugnisse der Behörden überschreiten oder das bestehende 
Recht verletzen (§ 126 LVG.), und alle vier Behörden sind rein staatliche Be­
hörden, nicht zugleich noch Behörden eines Kommunalverbandes. Sieht man sich 
aber die umfangreiche Rechtsprechung des OVG. zu § 126 LVG. einmal an, so findet 
man kaum einen Beschluß der Beschlußbehörde, durch dessen Erlaß oder durch 
dessen Aufhebung nicht die Rechte eines Dritten in Mitleidenschaft gezogen worden 
wären. So wurden durch Klage angefochten ein Enteignungsbeschluß37, ein die 
Bestätigung eines Gemeindebeamten versagender38, ein eine Gewerbegenehmigung 
erteilender 39, die Schonzeit auf Antrag des Jagdberechtigten aufhebender 40, ein 

33 Ebenso GLEIM Klcinbahnges. 4 1907 S. 193, andr. Ans. EGER Kleinbahnges. 3 1913 
S.367. 

34 Weitere Ausführungen hierüber Gesetz, Gesetzesanwendung S. 196ff. 
35 Vgl. Z. B. LVG. Schwerin 6. Juni 24, MecklZ. 41 (1925) S. 426ff. 
36 WasserG. v. 8. Apr. 13 § 12012• 37 PrOVG. 21. Dez. 16, Entsch. 72, 428ff. 
38 PrOVG. 30. Sept. 15, Entsch. 70, 91ff. 
39 PrOVG. 7. Nov. 04 u. 18. Juni 08, Entsch. 46, 355ff.; 52, 374ff. 
40 PrOVG. 8. Okt. 00, Entsch. 50, 350ff. 
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Ortsstatut bestätigender Beschluß 41. Da derartige Beschlüsse das Recht des Ent­
eigneten, der Gemeinde, des Gewerbetreibenden, des Jagdberechtigten unmittelbar 
treffen, kann man das Verfahren über ihre Aufhebung nicht mehr dem rein objek­
tiven Rechte zurechnen, wenn auch zuzugeben ist, daß der subjektiv Berechtigte 
stark in den Hintergrund tritt, da er im Anfechtungsverfahren überhaupt nicht als 
Partei zu Worte kommt. Ähnlich verhält es sich z. B. mit der Beanstandung eines 
Beschlusses der Gemeindevertretung durch den Bürgermeister nach § 15 ZustG. 
und dem sich anschließenden Verwaltungsstreitverfahren zwischen der Gemeinde­
vertretung und ihm. Der Bürgermeister übt hier Staatsaufsicht aus, so daß auch hier 
das subjektive Recht der Gemeinde gegen staatliche Eingriffe in Frage steht. 

Zweifelloser Schutz subjektiven Rechtes liegt demgegenüber vor, wenn dem 
Beteiligten zu seinem Vorteil die Macht verliehen ist, durch Klage ein ihm günstiges 
Urteil zu erzwingen. In den wichtigsten Fällen, dem Steuerrecht und dem Polizei­
recht, ist dies auch ausdrücklich vorgesehen, und wenn es nicht ausdrücklich vor­
gesehen ist, wie in Sachsen, so wird die Voraussetzung einer Verletzung subjektiven 
Rechtes von der Rechtsprechung doch als selbstverständlich betrachtet42• "Dem 
Abgabepflichtigen steht gegen die Heranziehung (Veranlagung) zu Gebühren, 
Beiträgen, Steuern und Naturaldiensten der Einspruch" und dann Klage im Ver­
waltungsstreitverfahren zu, also nur dem in seinem Rechte auf nicht übermäßige 
Heranziehung Gekränkten43• Voraussetzung für die Erhebung der Klage gegen 
eine polizeiliche Verfügung ist, daß sie den Kläger "in seinen Rechten verletze" 
(§ 127 III 1 LV G.) 44. Daß diese Voraussetzung nur im Zusammenhang mit der "Nicht­
anwendung oder unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts" genannt wird, 
nicht auch mit der unrichtigen Würdigung der. Tatsachen, ist längst als Redak­
tionsversehen erkannt worden45• Thüringen vermeidet den Fehler dadurch, daß es 
die Verletzung des Klägers in seinen Rechten als allgemeine Voraussetzung für die 
Erhebung der Anfechtungsklage vor die beiden Anfechtungsgründe : Gesetzwidrig­
keit und Sachwidrigkeit gesetzt hat (§ 1281 LVO.). 

4. Eine das subjektive Recht eines einzelnen berührende Rechtsfrage ent­
scheiden kann auch der Minister oder eine sonstige Verwaltungsbehörde, ohne daß 
sie dadurch zu Verwaltungsgerichten würden. Zur Verwaltungsrechtspflege ge­
hört noch das Streitverfabren, in dem die Entscheidung ergeht. Damit es zum 
Streitverfahren kommen kann, bedarf es aber einer Mehrheit von Trägern 
des Streites. Innere Meinungsverschiedenheiten einer Behörde eignen sich 
nicht für den Austrag vor den Verwaltungsgerichten. 

Von der im Zivilprozeß üblichen Dreizahl von Streitbeteiligten: Kläger, Be­
klagter, Gericht, gibt es im Verwaltungsstreitverfahren sicher immer den ersten 
und den letzten. Ohne Kläger kein Verwaltungsstreitverfahren, das Verwaltungs­
gericht bedarf immer eines förmlichen Anstoßes-Klage, Antrag, Rechtsbeschwerde-, 
um tätig werden zu können. Auch ein Gericht gehört unbedingt zum Verwaltungs­
streitverfahren. Allerdings steht es dem Gesetze frei, eine Behörde der aktiven 
Verwaltung als Verwaltungsgericht zu bezeichnen, aber die Rechtsstaatsidee ver­
langt organisatorische Trennung des Verwaltungsgerichts von der Verwaltung 
wenigstens im höchsten Rechtszuge, vor allem dann, wenn die Verwaltung selbst 
Partei ist. Wenn § 11112 EG.GVG. die Vorentscheidung über Beamtendelikte dem 
Reichsgericht übertragen wissen will, es sei denn, daß in dem in Betracht kommenden 
Lande "ein oberster Verwaltungsgerichtshof" besteht, so genügt ein ausschließ­
lich aus Beamten eines Ministeriums zusammengesetzter "Verwaltungsgerichtshof" 

41 PrOVG. 16. Mai 88, Entsch. 16, 48ff. 
42 Vgl. K. APELT Sächs.G. ü. VRPf1.2 1911 S.51ff. 
43 Pr. KommunalabgG. v. 14. Juli 93 § 691• 

" Wegen des Kreises der hiernach Beteiligten v~l. oben S. 28!f. 
45 Gesetz, Gesetzesanwendung S. 117f. N. 28; BÜHLER Subj. Rechte 1914 S.308ff. 
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diesem Erfordernis nicht. So bleibt noch die Frage nach dem Beklagten. Sicher 
gibt es Verwaltungsstreitsachen, wo die Annahme des Vorhandenseins eines Beklag­
ten keinem Bedenken begegnet. Ein zu Unrecht zum Brückenbau Herangezogener 
klagt seine Ersatzforderung gegen den wegebaupflichtigen Kreisverband ein, oder ein 
Fürsorgeverband verlangt klagend die Übernahme eines Hilfsbedürftigen durch den 
endgültig verpflichteten Fürsorgeverband. Hier haben wir offenbar Kläger und 
Beklagten. Wie aber, wenn Klage auf Aufhebung einer behördlichen Verfügung 
erhoben wird? Wenn jemand im Zivilprozeß Berufung gegen ein ihm ungünstiges 
Urteil einlegt, ist das Landgericht, dessen Urteil er anficht, nicht Partei, auch nicht 
der Staat, in dessen Namen das Landgericht das Urteil gefällt hat. Also liegt der 
Gedanke nahe, auch bei den Anfechtungsklagen die Parteieigenschaft des Staates 
zu leugnen. OTTO MAYER tut es aus seiner Abneigung gegen die Anerkennung 
subjektiver Rechte des Staates heraus; er räumt der als Vertreterin des Staates 
auftretenden Behörde nur Zuständigkeiten, keine Parteirechte ein46• Einige Staaten 
kennen denn auch bei Klagen gegen den hoheitlichen Staat keinen Beklagten, sondern 
nur einen Vertreter des öffentlichen Interesses, in Bayern einen Staats­
an wal t, der, am gleichen Tisehe wie die Richter sitzend, schon äußerlich den Abstand 
von einer gewöhnlichen Partei wahrt. Preußen und ihm folgend eine Reihe anderer 
Länder schrecken aber vor der Möglichkeit eines Verklagens der Staatsbehörde, 
die den anzufechtenden Akt erlassen hat, nicht zurück. Bei der Anfechtung einer 
ortspolizeilichen Verfügung ist also die Klage gegen den Bürgermeister, Polizei­
präsidenten oder Amtsvorsteher zu richten, und diese Behörden treten im Ver­
waltungsstreitverfahren auch wie sonstige Parteien auf; namentlich können sie 
Rechtsmittel einlegen "ie jeder andere Beklagte. Daneben gibt es auch in Preußen 
die Einrichtung eines Kommissars zur Wahrnehmung des öffentlichen Interesses, 
der einer Behördenpartei beigegeben werden kann und dann in der mündlicnen 
Verhandlung zu hören ist (LVG. § 7411). Bezeichnet das Gesetz die Behörde nicht, 
"welche die Rolle des Klägers oder des Beklagten wahrzunehmen hat", so ist ein 
solcher Kommissar mit vollen Parteirechten zu bestellen (§ 74 III). Dies Ver­
handeln der Behörde auf gleich und gleich mit dem Bürger wird von allen Beteiligten 
als eine glückliche Einrichtung empfunden. Denn der Amtsvorsteher kennt die Ver­
hältnisse meist besser als ein vom Regierungspräsidenten zu ernennender Kommissar, 
kann auch leichter einlenken als ein die Dinge nur aus den Akten kennender 
Beamter. 

Für die Prozeßvertretung der Parteien gelten im allgemeinen die gleichen 
Regeln wie im Zivilprozeß, doch gilt der Anwaltszwang auch beim höchsten Ver­
waltungsgericht des Landes nicht überall, z. B. auch in Preußen nicht. Seit kurzem 
sind im preußischen Verwaltungsstreitverfahren den Rechtsanwälten die so benann­
ten Verwaltungsrechtsräte gleichgestellt47 , Personen, welche die Befähigung 
zum preußischen höheren Verwaltungsdienst oder zum Richteramt erlangt haben, 
danach zwei Jahre in der Verwaltung des Preußischen Staates, preußischer Ge­
meinden oder Gemeindeverbände oder in einer Kirchenverwaltung oder als preu­
ßische Verwaltungsrichter tätig gewesen und in eine beim OVG. zu führende Liste 
der Verwaltungsrechtsräte eingetragen sind. Die Eintragung kann nur aus bestimm­
ten Gründen versagt werden. Da der Anwaltszwang fehlt, bedeutet ihre Zulassung 
nur, daß sie von den Verwaltungsgerichten nicht z1!rückgewiesen werden dürfen. 

Auch andere Vorschriften der ZPO. über Rechte und Pflichten der Parteien 
gelten im Verwaltungsstreitverfahren sinngemäß oder kraft ausdrücklicher An­
ordnung. So gibt es auch hier die Einrichtung der notwendigen Streitgenossen -
schaft (§ 62 ZPO.) mit der Folge, daß bei Versäumung einer Frist der säumige 

u OTTO MAYER I S.147ff. 
47 G. v. 25. Mai 26. Dazu GÖRRES, FRIEDLÄNDER u. a. in JW. 1926 S. 2264ff.; GLÜCKSMANX, 

DJZ. 1927 Sp.353ff.; FRHR. v. DUNGERN, RVerwBl. 49 (1928) S.373ff. 
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Streitgenosse als durch den nicht säumigen vertreten anzusehen ist. Die Polizei 
untersagt einem Paare das Zusammenleben in wilder Ehe, der Mann ficht an, die 
Frau läßt die Anfechtungsfrist verstreichen. Da die Zulässigkeit der Verfügung nur 
einheitlich festgestellt werden kann, kann sich die Frau auch nachträglich noch am 
Verfahren beteiligen 48. 

o. Den Schlußstein des bürgerlichen Rechtsstreits bildet das rechtskräftige 
Urteil. Es ist eine viel erörterte Frage, ob auch das verwaltungsgerichtliche Urteil 
der Rechtskraft im vollen Umfange fähig ist. 

a) Rechtskraft. Ein Gericht verurteilt z. B. den Beklagten, dem Kläger 
eine Sache als ihm gehörig herauszugeben. Welche Wirkungen des Urtcils hat 
man im Auge, wenn man von dessen Rechtskraft spricht? Einmal seine Voll­
streckbarkeit; da es aber auch vorläufig vollstreckbare, nicht rechtskräftige 
Urteile gibt, ist die Vollstreckbarkeit kein die Rechtskraft kennzeichnendes Merk­
mal. Dann seine Unanfechtbarkeit; ein rechtskräftiges Urteil kann nur im Wie­
deraufnahmeverfahren beseit.igt werden (ZPO. §§ 578ff.). Auch die Verwaltungs­
rechtspflegegesetze lassen es hier meist einfach bei den Vorschriften der ZPO. 
über die Nichtigkeits- und die Restitutionsklage bewenden (z. B. LVG. § 100, 
thür. LVO. § 1461). Diese Gründe für eine Wiederaufnahme des Verfahrens aber 
sind Verfahrensmängel schwerster Art, verbrecherische Einwirkungen auf das 
Urteil und nachträgliches Auffinden eines älteren Urteils oder einer Beweisurkunde. 
Eine Partei wird z. B. versehentlich auf 11 Y:! Uhr statt 9Y:! Uhr geladen. Als sie, 
nach der Ladung rechtzeitig, erscheint, ist das Urteil gegen sie schon ergangen. 
Hier kann sie die Nichtigkeitsklage erheben, weil sie "in dem Verfahren nicht nach 
Vorschrift der Gesetze vertreten war" {ZPO. § 57914)49. 

Diese grundsätzliche Unanfechtbarkeit wirkt aber auch auf das dem Urteile 
zugrunde liegende "materielle" Rechtsverhältnis zurück und führt dann zur sog. 
materiellen Rechtskraft. Angenommen, der Beklagte habe in jenem Beispiel 
die Sache urteilsgemäß an den Kläger herausgegeben, so könnte er auf den Gedanken 
kommen, seinerseits Klage auf Rückgabe der Sache zu erheben, da sie in Wahrheit 
ihm gehöre. Da auf dicse Weise der Streit nie zur Ruhe kommen würde, erwägt man 
RO: die Unanfechtbarkeit des ersten Urteils darf nicht dadurch umgangen werden, 
daß man die streitig gewesene Frage in einem neuen Prozesse aufrollt, vielmehr 
darf ein später urteilendes Gericht keine Entscheidung fällen, die inhaltlich, "mate­
riell", vom ersten Urteil abweicht. In unserem Beispiel bedeutet dies, daß der Kläger, 
~elbst wenn er früher nicht Eigentümer dcr Sache war, es durch das Urteil geworden 
ist vorbehaltlich der Möglichkeit einer Wiederaufnahme des Verfahrens. Die Frage 
ist dann nur noch, ob die Rechtskraft unbedingt, " absolut " wirkt, ohne Rücksicht 
auf den Willen der Parteien, oder ob sie der siegreichen Partei nur ein Recht 
gibt, auf das sie nach Gutdünken verzichten kann ("relative" Rechtskraft). Die 
herrschende Lehre spricht sich im Zivilprozeß für die absolute Rechtskraft 
aus50 . 

Ähnliche Erwägungen führen auch im Verwaltungsstreitverfahren zur Be­
jahung der materiellen Rechtskraft des Urteils, selbst wenn die Gesetze darüber 
Rchweigen51 • Wenn nach mühseligen Verhandlungen der beklagte Kreisverband 
zur Erstattung der von einem Privaten verausgabten Wegeunterhaltungskosten 
verurteilt worden ist, wenn das Verwaltungsgericht die Öffentlichkeit eines Weges, 
das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein der hamburgischen oder bremischen 
Staatsangehörigkeit festgestellt hat, so können derartige Urteile eine gleiche Wir-

48 SächsOVG. 24. Jan. 24, Jahrb. 29, 162f. 
49 Anders merkwürdigerweise PrOVG. 6. Fehr. 13, Entsch.63. 473 f. 
50 Vgl. HELLWIG System d. Deutschen Zivilprozeßrechts I 1912 S.782. 
61 Nach WürttVGH. 21. Sept. 10, WüRV. 3 (1910) S.387, ist die Bejahung eine Selbst­

verständlichkeit. 
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kung auf das materielle Rechtsverhältnis beanspruchen wie Urteile der ordentlichen 
Gerichte. Die Rechtsprechung verfährt auch demgemäß. Eine Kirchengemeinde 
klagt z. B. gegen den Patron auf Tragung der Kosten für die Herstellung eines Brun­
nens auf dem Küsterschulgehöfte ; der Patron legt ein älteres rechtskräftiges Fest­
stellungsurteil vor, das seine Baulast verneint, und erzwingt dadurch Abweisung der 
zweiten Klage62• Nach § SII der preußischen Jagdordnung vom 15. Juli 1907 hat 
der Inhaber eines Jagdbezirkes einen Anspruch darauf, daß ihm gewisse Grund­
flächen zur Abrundung seines Jagdbezirkes angeboten werden. Ist aber der An­
spruch einmal rechtskräftig abgewiesen worden, dann steht der erneuten Geltend­
machung der Einwand der rechtskräftig entschiedenen Sache entgegen63 • Auch die 
rechtskräftige Freistellung von einer für eine Schankerlaubnis zu entrichtenden 
Steuer macht die nochmalige Heranziehung zur gleichen Steuer für den gleichen 
Vorfall unmöglich54• Darüber, ob die Rechtskraft unbedingt wirkt oder nur auf 
Geltendmachung hin berücksichtigt wird, hatte das OVG. keinen Anlaß, sich aus­
zusprechen. Das Gegebene ist auch hier die absolute Rechtskraft. Das sächsische 
Gesetz über die Verwaltungsrechtspflege vom 19. Juli 1900 (§ 61) und ihm folgend die 
thüringische LVO. (§ 112) enthalten scheinbar Anklänge an die relative Rechtskraft, 
wenn es dort heißt: "Das rechtskräftige Urteil bindet für den Streitgegenstand 
außer den Parteien sowohl die Verwaltungsgerichte als auch die Verwaltungsbehör­
den, und zwar diese mit der Wirkung, daß sie gegen den Willen der Parteien 
nichts verfügen können, was davon abweicht." Doch läßt der Satz auch die Deu­
tung zu, daß ein rechtskräftiges Urteil späteren Änderungen des Rechtsverhält­
nisses nicht im Wege stehen soll, wenn alle Beteiligten damit einverstanden sind. 
Jedenfalls ist es gut, der sächsischen Vorschrift nicht allzu großes Gewicht bei­
zulegen, da sich ihre Verfasser der Problematik der ganzen Frage nicht voll bewußt 
gewesen sein dürften. 

Nicht ganz einfach liegt die Frage der Rechtskraft des auf Anfechtungs­
klage ergehenden Urteils. Betrachten wir die vier Hauptfälle. Die Polizei­
behörde befiehlt, das Verwaltungsgericht weist die dagegen erhobene Klage ab. 
Hier steht rechtskräftig fest, daß die Polizeibehörde die Verfügung erlassen durfte; 
eine spätere Aufhebung der Verfügung durch die Behörde selbst ist zulässig, 
ähnlich wie der im Zivilprozesse siegreiche Kläger auf die ihm rechtskräftig zu­
gesprochene Forderung verzichten kann. Zweiter Fall: die Polizeibehörde versagt die 
beantragte Erlaubnis, das Verwaltungsgericht hebt auf. Bei der erneuten Prüfung 
und Entscheidung darf die Polizeibehörde nicht aus dem vom V G. mißbilligten Grunde 
noch einmal versagen. Dritter Fall: die Polizeibehörde befiehlt, das VG. hebt auf. 
Soweit die Behörde mit Rücksicht auf bestimmte, in der Vergangenheit liegende 
Tatsachen eingeschritten war, die nach Ansicht des VG. das Einschreiten nicht 
rechtfertigen, bindet das Urteil die Behörde. Beim Einschreiten gegen fortdauernde 
polizeiwidrige Zustände dagegen entsteht die Befugnis der Polizei zum Einschreiten 
von Tag zu Tag neu, das Urteil hindert daher nicht ein erneutes Einschreiten. 
Endlich der vierte Fall: die Behörde versagt die beantragte Erlaubnis, das VG. 
weist die gegen die Versagung erhobene Klage zurück. Jetzt steht rechtskräftig nur 
fest, daß die Behörde zur Versagung der einen beantragten Erlaubnis befugt war. 
Einem erneuten Antrag kann sie ohne weiteres stattgeben. Ja sie kann, wenn sie 
wieder ablehnen will, sich nicht einmal auf die Rechtskraft der ersten Ablehnung 
berufen, sofern sie nicht wegen einer bestimmten vor der ersten Ablehnung liegenden 
Tatsache abgelehnt hatte, da mit Stellung des zweiten Antrags ein neues Rechts­
verhältnis entsteht, das noch nicht Gegenstand des ersten Verwaltungsstreitver-

52 PrOVG. 6. Febr. 14, Entsoh. 66, 244ff. 
53 PrOVG. 23. Apr, 14, Entsoh.67, 359ff.; vgl. auch PrOVG. 27. Mai 20 u. 8. Apr. 26, 

Entsch. 76, 397f1. u. 81, 363ff. 
54 PrOVG. 31. März 14, Entsch. 66, 55ff. 
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fahrens war 55• Das erste Urteil hat nur ausgesprochen, daß z. B. am 1. April 1926 
kein Anspruch auf Baugenehmigung bestand, nicht aber, daß ein solcher Anspruch 
bei erneutem Antrag auch am 1. November 1926 nicht bestehen wird. An anderer 
Stelle (S. 181) wurde gezeigt, daß im öffentlichen Rechte neue Rechtsverhältnisse 
vielfach durch einseitigen Antrag entstehen, und daß man Parallelen zum Privatrecht 
nur ziehen darf, wenn man hier einen späteren privatrechtlichen Vertrag die Funktionen 
ausüben läßt, die im öffentlichen Recht dem einseitigen Antrag zukommen. 

Die Rechtskraft des verwaltungsrechtlichen Urteils legt die Frage nahe, ob 
es auch eine Rechtskraft von Verfügungen der Verwaltungs behörden 
gibt. Die Frage ist mit der früher erörterten (oben S. 269ff.) der Unwiderruflichkeit 
von Verwaltungsakten nicht zu verwechseln. Es handelt sich vielmehr darum, ob 
die Behörde, die eine anfechtbare Verfügung erlassen hat, nach Ablauf der An· 
fechtungsfrist sich auf die Rechtskraft der Verfügung ebenso berufen kann, wie 
wenn sie durch verwaltungsgerichtliches Urteil bestätigt worden wäre. Sie befiehlt 
z. B. Zudeckung eines Brunnens. Der Eigentümer rührt sich nicht, ficht auch die 
Verfügung nicht an. Später erläßt die Behörde eine Verfügung gleichen Inhalts, 
ohne die erste damit zurückzuziehen. Gegen diese "wiederholte" Verfügung er­
hebt der Eigentümer verwaltungsgerichtliche Klage. Wenn die Festsetzung von 
Anfechtungsfristen überhaupt einen Sinn haben soll, so kann die Behörde Abweisung 
der Klage wegen Rechtskraft der ersten Verfügung verlangen56• Der Fall liegt also 
nicht anders, als wenn die erste Verfügung nicht durch Zeitablauf, sondern durch 
verwaltungsgerichtliche Bestätigung rechtskräftig geworden wäre. Der Unterschied 
zeigt sich erst bei der begünstigenden Verfügung. Die Behörde erteilt eine Erlaub­
nis, später ist sie der Ansicht, sie habe dies nicht tun dürfen, und will die Erlaubnis 
zurücknehmen. Das darf sie im allgemeinen (oben S. 273), wenn sich kein Ver­
waltungsgericht mit der Sache befaßt hatte. Hat sie dagegen die Erlaubnis auf 
Grund eines die Versagung aufhebenden verwaltungsgerichtlichen Urteils erteilt, 
so darf sie nicht widerrufen, da das Verwaltungsgericht an seine frühere Auffassung 
gebunden wäre und auf erneute Klage den Widerruf aufheben müßte. 

b) Grenzen der Rechtskraft. Das verwaltungsgerichtliche Urteil hat 
gleich dem zivilprozessualen Rechtskraftwirkungen nur im Verhältnis zu einem be­
stimmten Gegenstand und zu bestimmten Personen (objektive und subjektive 
Grenzen der Rechtskraft). 

Die objektiven Grenzen der Rechtskraft sind durch den Satz gegeben, 
daß dieselbe Sache vorliegen muß, wenn die Rechtskraft Platz greifen soll 57 • 

Die Entscheidungsgründe nehmen an der Rechtskraft hier ebensowenig teil wie 
im Zivilprozeß. Verlangt z. B. ein zum Straßenbau Herangezogener von der Ge­
meinde Erstattung der .Kosten einer bestimmten Ausbesserung und wird er mit der 
Klage abgewiesen, da er und nicht die Gemeinde baupflichtig sei, so ist doch 
nur die eine Erstattungsfrage rechtskräftig entschieden, nicht die Frage der Wege­
baupflicht überhaupt. Diese Frage kann also in einem späteren Verfahren erneut 
geprüft werden58 • Auch ein Wechsel im Gesichtspunkt macht die Sache zu einer 
anderen. Nach § 53 GewO. können Gewerbegenehmigungen wegen Aberkennung 
der bürgerlichen Ehrenrechte auf Zeit, wegen berufswidriger Handlungen und Unter-

56 Vgl. PrOVG. 26. Febr. u. 9. Juli 25, JW. 1926 S. 1069 u. 265lf.; ThÜrOVG. 14. Okt. 22, 
Jahrb. 9, 88f.; OldOVG. 13. Juli 11, OldZ.38 (1911) S.414ff. - Abweichend BraunschwVGH., 
z. B. 20. Sept. 11, BraunschwZ. 59 (1912) Beil. S.3lf. 

66 V gl. SCHULTZENSTEIN Die Verwaltungsklage gegen wiederholte polizeiliche Verfügungen, 
VerwArch. 9 (1901) S. 95ff.; PrOVG. 14. März 12, Entsch. 61, 185ff.; WürttVGH. 29. Jan. 02 
u.4.Mai 27, WürttJ.14 (1903) S. 103ff. u. WüRV.21 (1928) S.90ff.; Braunschw. VGH.28. Juni 05, 
BraunschwZ. 52 (1905) Beil. I S. 63f.; BremVG. 25. Apr. 27, HansRZ.1927 Sp. 433 f. Vgl. auch 
RG. III 9. Okt. 28, RGZ. 122, 94ff. (Beschluß des BezAussch. nach § 7 PrKommBeamtG.). 

57 Vgl. PrOVG. 27. Mai 20, Entsch.76, 397ff.; BadVGH. 7. Juli 14,BadVerwZ.1914 S.217ff. 
58 PrOVG. 26. Sept. 12, Entsch. 64, 484ff. 
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lassungen dauernd zurückgenommen werden. In Preußen geschieht die Zurück­
nahme im Verwaltungsstreitverfahren (§§ 119 f. ZustG.). Der Polizeipräsident 
erhebt Klage aus dem zweiten Grunde und wird rechtskräftig abgewiesen, dann 
erhebt er Klage wegen Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte. Da nicht eadem 
causa vorliegt, steht der zweiten Klage die Rechtskraft des ersten Urteils nicht 
im Wege 59. Endlich kann die Neuheit des Gegenstandes auch darin liegen, daß 
ein neues, das Rechtsverhältnis berührendes Gesetz rückwirkend eingeführt wird. 
So war jemand durch das OVG. von einer Gemeindesteuer freigestellt worden, 
daraufhin wurde eine Steuerordnung rückwirkend beschlossen; das OVG. verwarf 
im zweiten Verfahren die Einrede der rechtskräftig entschiedenen Sache60 • 

Für die subjektiven Grenzen der Rechtskraft gilt auch im Verwaltungs­
streitverfahren der Satz, daß das Urteil bindende Wirkung nur zwischen den 
Parteien hat. Allerdings kann diese zwischenparteiliche Bindung auch nach außen 
wirken, wenn nämlich das zwischen den Parteien bestehende Rechtsverhältnis 
den Tatbestand für weitere Rechtsverhältnisse bildet. So ist das zwischen Staat 
und einzelnem ergangene Urteil über den Besitz der von diesem behaupteten Staats­
angehörigkeit seiner Natur nach in seinen Wirkungen nicht auf die beiden Parteien 
beschränkt6oa, da alle gesetzlichen Bestimmungen, die von der Staatsangehörigkeit 
eines Menschen Rechte und Pflichten abhängig sein lassen, eben auf dieses zweiseitige 
Rechtsverhältnis : Zugehörigkeit eines Menschen zu einem Staate verwcisen. Doch 
sind solche Fälle die Ausnahme. Klagt ein Privatmann gegen den Kreisverband 
auf Erstattung verauslagter Wegebaukosten, und weist ihn das Verwaltungsgericht 
rechtskräftig ab, da nicht der Kreis, sondern die Provinz erstattungspflichtig sei, 
so bindet das Urteil die Provinz nicht. Erhebt der Private Klage gegen sie, so kann 
das VG. die Klage abweisen, da der Kreis und nicht die Provinz oder da der Kläger 
selbst wegebaupflichtig sei. Dem Kläger muß daher daran gelegen sein, die Provinz 
durch das erste Urteil zu binden. Er kann dies dadurch erreichen, daß er den Kreis 
und die Provinz als Streitgenossen verklagt, allerdings auf die Gefahr hin, wcnig­
stens dem einen Beklagten gegenüber mit der Klage abgewiesen zu werden. Tritt 
die Möglichkeit einer Erstattungspflicht der Provinz erst im Laufe des Verfahrens 
zu Tage, so würde im Zivilprozeß die Rechtseinrichtung der Streitverkündung 
von Bedeutung werden (ZPO. § 72). Im Verwaltungsstreitverfahren gibt es diese 
Möglichkeit nicht, doch ist es wenigstens in das Ermcssen des Gerichts gcstellt, 
auf Antrag oder von Amts wegen die Beiladung Dritter, deren Interesse durch 
die zu erlassende Entscheidung berührt wird, zu verfügen61 • "Die Entscheidung 
ist in diesem Falle auch den Beigeladenen gegenüber gültig" (LVG. § 70). Darüber 
hinaus kennt die thüringische LVO. zwar nicht dem Namen, aber der Sache nach 
die Einrichtung der Nebenintervention. "Ist die Ent'lcheidung für einen an 
dem Verfahren nicht beteiligten Dritten von rechtlicher Bedeutung, HO kann dieser 
durch schriftliche Erklärung dem Verfahren als Kläger oder Beklagter beitreten" 
(§ 82 1 ). Auch die Beiladung oder, wie sie hier heißt, die "Einbeziehung" ist in Thü­
ringen anders geregelt als in Preußen, sofern der Widerspruch des Klägers die Ein­
beziehung eines weiteren Beklagten unmöglich macht. 

6. Grundzüge des verwaltungsgerichtlichen Verfallfcns. Das verwaltungs­
gerichtliche Verfahren hat eine gewisse Ähnlichkeit mit dem in der ZPO. geregelten 
Verfahren. Auf eine Reihe von Vorschriften der ZPO. weisen die VerwaltungR­
rechtspflegegesetze sogar ausdrücklich hin, andere gelten sinngemäß62. Namentlich 

59 Ein ähnlicher :Fall in PrOVG. 26. Jan. 22, Entsch. 77, 435ff. 
60 PrOVG. 30. Mai 16, Entsch. 71, 158ff. 
6)& Rechtszeugnis des HansOLG. in HansRGZ. A 1928 Sp. 742f. 
61 Vgl. BHW. 21. Jan. 28, Entseh. 67, 208ff. Über die Stellung des BeigeladenC'1l 

PrOVG. 22. Dez. 13, Entsch. 66, 394ff. 
62 Vgl. z. B. PrOVG. 10. Apr. 24, Entsch. 79, 280ff. (WiderklagC'); BadVGH. 15. Jan. 18, 

BadVerwZ. 1918 S.88f. (Zwischenurteil). 
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unterscheidet sich das Verfahren von dem die freiwillige Gerichtsbarkeit beherr­
schenden Beschluß- und Beschwerdeverfahren dadurch, daß die Parteien bis zur 
Fällung des Urteils an der Herausarbeitung des für die Entscheidung wesentlichen 
Rechts- und Tatsachenstoffes tätig beteiligt sind oder wenigstens, wenn sie es wollen, 
tätig beteiligt sein können. Die mündliche Ver handl ung gilt nämlich nicht als 
unbedingter Grundsatz im Verwaltungsstreitverfahren. So kann z. B. in Preußen 
der Kreisausschuß oder der im ersten Rechtszuge tätige Bezirksausschuß die Ent­
scheidung ohne Anberaumung eines Termins in der Form eines mit Gründen ver­
sehenen Bescheids fällen. Aber keine Partei braucht sich dies gefallen zu lassen. Hat 
auch nur eine Partei die Anberaumung der mündlichen Verhandlung gefordert, 
so muß das Gericht dem Antrage stattgeben (LVG. §§ 67, 68). Im Gegensatze zum 
Zivilprozeß fehlt aber den Parteien die volle Verfügungsgewalt über den Prozeß­
stoff, das Verfahren ist viel mehr Amtsverfahren als Parteiverfahren63• 

Zwar wird niemand zur Klage gezwungen; hat er aber einmal Klage erhoben, 
dann ist er nur noch in beschränktem Maße Herr des Verfahrens. Schon bei 
der Zustellung der Klage an den Beklagten zeigt es sich; sie wird durch­
weg vom Gerichte verfügt, der Parteibetrieb scheidet hier völlig aus. Das sächsische 
Gesetz, das z. B. auch in der Gestattung der Änderung einer Entscheidung zum 
N ach teil des Rech tsmi ttelklägers den Amtsbetrieb ungewöhnlich stark 
betont (§ 251), läßt bei Vorliegen eines öffentlichen Interesses die Klagezurück­
nahme nur mit Einwilligung des Gerichtes zu (§ 351). Vor allem prüft das Gerich t 
alles Vorgebrachte von Amts wegen. Behauptet im Zivilprozeß der Kläger 
eine Tatsache und widerspricht der Beklagte nicht, so muß das Gericht die Behaup­
tung des Klägers als wahr hinnehmen; im Verwaltungsstreitverfahren kann das 
Gericht, wenn es von der Wahrheit des Vorgebrachten nicht überzeugt ist, un­
geachtet des Einverständnisses der beiden Parteien Beweis erheben. Und doch gibt 
es auch im Verwaltungsstreitverfahren Regeln über die Beweislast, da auch hier 
Regeln für ein non liquet erforderlich sind, wenn der Richter gezwungen sein soll, 
ein Urteil zu fällen64• Ein angeblich öffentlicher Weg führt über ein privates Grund­
stück, das Gericht ist nach Sachlage weder überzeugt, daß der Weg öffentlich, 
noch, daß er nichtöffentlich ist. Da das Gericht nicht einfach Einstellung des Ver­
fahrens wegen Zweüelhaftigkeit der Rechts- und Sachlage beschließen kann, muß 
es eine Regel geben, wer die Zweifelhaftigkeit gegen sich gelten lassen muß: der 
sich auf die Öffentlichkeit oder der sich auf die Nichtöffentlichkeit Berufende. 
Wenn das preußische OVG. sich für die erste Möglichkeit entscheidet, so heißt 
das nichts anderes, als daß die Beweislast den trüft, der sich auf die Öffentlichkeit 
beruft65 • Der Amtsbetrieb verbietet ferner die bindende Kraft eines Parteieides66 , 

eines Anerkenntnisses67, bei einer gegen die Versagung einer Ansiedelungsgeneh­
migung gerichteten Klage das Hinweggehen über die Frage, ob die Genehmigung 
überhaupt nötig war68• Auch der für das Urteil des Zivilprozesses notwendige 
"Tatbestand", der "rücksichtlich des mündlichen Parteivorbringens Beweis liefert" 
{ZPO. § 314), ist eben wegen der geringen Erheblichkeit des Parteivorbringens kein 
Erfordernis des verwaltungsgerichtlichen Urteils69• Vor allem aber kennt das Ver­
waltungsstreitverfahren keine Versäumnis urteile. Wohl "können" beim Aus­
bleiben einer Partei oder in Ermangelung einer von ihr abgegebenen Erklärung, 
die von der Gegenpartei vorgebrachten Tatsachen für zugestanden erachtet werden 

63 Eine tabellarische übersicht der Abweichungen des Steuerverwaltungsstreitverfahrens 
von der ZPO. bei BÜHLER Lehrbuch des Steuerrechts I 1927 hinter S.416. 

64 Vgl. FRIEDRICHS VRPfI.II 1921 S.850ff. 
65 PrOVG. 25. Sept. 16, PrVerwBI. 38 (1917) S.447f. Ebenso WürttVGH. 14. Mai 24, 

WüRV. 17 (1924) S.124fi. 
66 Hierzu die kritischen Bemerkungen von FRIEDRICHS a. &. O. S. 915fi. 
67 PrOVG. 20. Mai 15, Entsch. 69, 447fi. 68 PrOVG. 7. Dez. 11, Entsch. 61, 112ff. 
6B PrOVG. 15. Okt. 14, Entsch. 69, 439f!. 
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(LVG. § 79). Das dem Versäumnisurteil Eigentümliche ist aber der den Richter 
treffende formale Zwang zur Verurteilung oder Klagabweisung auf Antrag der er­
schienenen Partei, während er hier unter Umständen verpflichtet ist, im entgegen­
gesetzten Sinne zu entscheiden, falls er nämlich von der Unrichtigkeit dessen 
überzeugt ist, was die erschienene Partei vorbringt. Auch braucht der nicht er­
schienene Kläger nicht zu besorgen, die Klage werde schon wegen seines Nicht­
erscheinens abgewiesen werden. 

11. Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte. 
Das gläubige Vertrauen des Bürgers darauf, daß es für alle Rechtsstreitigkeiten 

einen gerichtlichen Rechtsschutz geben müsse, kommt darin zum Ausdruck, daß 
er immer und immer wieder versucht, eine öffentlichrechtliche Streitigkeit auch 
dann vor die Verwaltungsgerichte zu bringen, wenn deren Zuständigkeit nicht 
gegeben ist. Denn dem Laien will der heute noch in dem größten Teile Deutsch­
lands geltende Satz nicht einleuchten, daß sich auch in unzweifelhaft verwaltungs­
rechtlichen Angelegenheiten die Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte 
durchaus nicht von selbst versteht. Wohl müssen im Reich und in den Län­
dern nach Maßgabe der Gesetze Verwaltungsgerichte zum Schutze der einzelnen 
gegen Anordnungen und Verfügungen der Verwaltungsbehörden bestehen (RV. 
Art. 107). Aber das "nach Maßgabe der Gesetze" läßt für die Ausführung des Grund­
satzes einen weiten Spielraum. 

Die neueren Verwaltungsrechtspflegegesetze begannen mit der Aufzählung 
einzelner, engbegrenzter, den Verwaltungsgerichten zuzuweisender Angelegenheiten 
(sog. Enumerationsmethode). So nannte das badische Gesetz vom 5. Oktober 
1863 Streitigkeiten über Heimatrecht, Bürgernutzungen, Beitragspflichten, Boden­
kultur, Jagd, Fischerei, Wassernutzung, Wahlrecht, Verbringung in eine polizei­
liche Verwahrungsanstalt (§ 5), Teilnahme an Witwenkassen, Staatsabgaben, 
Staatsbürgerrecht, Kostenersatz bei polizeilichen Maßnahmen (§ 15). Im großen 
und ganzen herrscht diese Zuständigkeitsregelung durch Einzelaufzäh­
I ung, wenn auch vielfach verbessert und namentlich durch die Einrichtung der 
an den Staatsgerichtshof zugelassenen Verfassungsbeschwerde gemildert 70, in 
Bayern. Das künftige Reichsverwaltungsgericht sollte nach den bisherigen Ent­
würfen ebenfalls mit nur spärlichen Zuständigkeiten ausgestattet werden. 

Auch in Preußen gilt der Grundsatz der Einzelaufzählung, wie schon das 
Vorhandensein eines besonderen Zuständigkeitsgesetzes (vom 1. August 1883) 
vermuten läßt. Trotzdem ist der Rechtsschutz hier bedeutend besser geregelt als 
in den Ländern des soeben genannten Typs, weil es eine allgemeine Zuständigkeit 
der Verwaltungsgerichte bei Anfechtung polizeilicher Verfügungen gibt 
(LVG. § 127). Man nennt das System daher das gemischte System. Es gilt 
auch in Baden, Hessen, den beiden Mecklenburg, Oldenburg, Braunschweig, Anhalt 
und Lippe. Daß es noch nicht die bestmögliche Lösung des Rechtsschutzgedankens 
darstellt, beweisen die zahlreichen Enttäuschungen, die das preußische OVG. dem 
Kläger durch Klagabweisung wegen Unzulässigkeit des Verwaltungsrechtsweges 
bereiten mußte. So gibt oder gab es keine Klage gegen die Abweisung einer berg­
rechtlichen Mutung, gegen den über einen Feuerwehrmann verhängten Strafdienst, 
über die Gültigkeit der Wahlen zu Mitgliedern des Vorstandes eines Deichverbandes, 
die Anordnung der Briefsperre durch das Oberkommando in den Marken, die 
Zwangseinquartierung von Flüchtlingen durch den Gemeindevorsteher, die Strei­
chung des Adelsprädikats in einer Einbürgerungsurkunde 71. Man braucht nur 

70 Bay. VerfUrk. § 93. Beispiele aus der Rechtsprechung des bay. StGR. in BayGemZ. 
1927 Sp. 721ff.; BayVerwBl. 75 (1927) S.423f. 

71 PrOVG. 26. Apr. 23, 29. März 17, 4. Juli 16, 28. Juni 17, 20. Dez. 17,6. Mai 26, Entsch. 
78, 399ff.; 72, 427f.; 71, 376ff.; 73, 431ff.; 436ff.; DJZ. 1926 Sp.I714f. 
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die Rechtsprechung in Ländern mit allgemeiner Zuständigkeitsklausel durchzulesen, 
um zu merken, wie rückständig der Rechtsschutz in Preußen auch heute noch ist. 
Die Klage eines Schülers auf Aufnahme in die Sexta72, die Klage eines Gelehrten 
gegen die Zurückweisung von der Habilitation73, die Klage auf Feststellung der 
Staatsangehörigkeit74, gegen Entziehung der Doktorwürde75 z. B. würden in Preußen 
unzulässig sein76 • Die Verwaltungsgerichte können auch nicht durch Verabredung 
der Parteien zuständig gemacht werden; eine solche vereinbarte Zuständigkeit 
sieht ganz vereinzelt § 3 der Verordnung über das Reichswirtschaftsgericht vom 
21. Mai 1920 vor, für andere Verwaltungsgerichte hätte die Vereinbarung keine 
Wirkung 77. 

Den Forderungen des Rechtsstaates wird allein die dritte mögliche Zustän­
digkeitsregelung gerecht: das System der Generalklausel. Mag es daneben auch 
noch einzeln aufgezählte Zuständigkeiten geben, den Kern des Gesetzes bildet nach 
den Gesetzen dieses Systems eine Vorschrift, derzufolge gegen Anordnungen der 
Verwaltungsbehörden die Anrufung der Verwaltungsgerichte gegeben ist, wenn 
nicht das Gesetz für bestimmte Fälle etwas anderes vorsieht. Die älteste Gene­
ralklausel in Deutschland findet sich im württem bergischen Gesetz über die 
Verwaltungsrechtspflege vom 16. Dezember 1876 Art. 131 : Der VGH. entscheidet 
"vorbehältlich der hienach bezeichneten Ausnahmen über Beschwerden gegen Ent­
scheidungen oder Verfügungen der Verwaltungsbehörden, wenn Jemand, sei es eine 
einzelne Person, ein Verein oder eine Korporation, behauptet, daß die ergangene 
auf Gründe des öffentlichen Rechts gestützte Entscheidung oder Verfügung recht­
lich nicht begründet, und daß er hiedurch in einem ihm zustehenden Recht ver­
letzt oder mit einer ihm nicht obliegenden Verbindlichkeit belastet sei". Da es 
seit 1924 keine Kreisregierungen und folglich keine Verwaltungsgerichte im unteren 
Rechtszuge mehr gibt, ist die Bedeutung des Art. 13 als einer Generalklausel noch 
gesteigert worden. Ähnlich vollkommen ist der Rechtsschutz in Österreich, in 
Thüringen und in Lübeck. Auch Sachsen hat für die Erhebung der An­
fechtungsklage eine, allerdings durch verschiedene Wenn undAber stark abgeschwächte, 
Generalklausel, so daß Sachsen mehr in der Mitte zwischen Preußen und Württem­
berg steht 78. Dagegen gilt in Hamburg und Bremen die Generalklausel in 
der denkbar vollendetsten Form. Während nämlich die bisher besprochenen 
Generalklauseln nur die Anfechtung behördlicher Verfügungen zulassen, ent­
scheiden die Verwaltungsgerichte in Hamburg und Bremen79 außerdem "in son­
stigen Streitigkeiten des öffentlichen Rechts". Nur in Hamburg und Bremen 
also hat § 13 GVG., wonach vor die ordentlichen Gerichte grundsätzlich alle bürger­
lichen Rechtsstreitigkeiten gehören, ein vollwertiges öffentlichrechtliches Gegenstück. 
Es hängt dies bekanntlich damit zusammen, daß bis vor kurzem in Hamburg und 
Bremen zwischen öffentlichrechtlichen und privatrechtlichen Streitigkeiten über­
haupt nicht unterschieden wurde, vielmehr beide Arten von Streitigkeiten vor 
die ordentlichen Gerichte kamen. Auch die segensreiche Einrichtung der all­
gemein zugelassenen Feststellungsklage (oben S.289f.) erklärt sich daraus. 

72 HambOVG. 3. Okt. 23, HansRZ. 1924 Sp. 112ff. 
78 OVGH. 14. Mai 24, Samml. (Adm. T.) 48, 194ff. 
74 BremVG. 5. Juli 26, HansRZ. 1926 Sp.697ff. 
75 HambOVG. in HansRZ. 1927 Sp. 195f. 
76 über das Bestreben des PrOVG., die Unerfreulichkeit dieses Zustands nach Möglichkeit 

zu mildern, vgl. oben S. 245 zu N. 39 und unten § 19 am Ende. 
77 PrOVG. 23. Mai 16, Entsch. 71, 364ff. 
78 Ost. Bundesverfassung, Bek. v. 26. Sept.25, Art. 129, thür. LVO. § 1131, lüb. G.·v. 

6. Dez. 16 § 4, sächs. VRPflG. v. 19. Juli 00 §§ 73ff. Das ThÜrOVG. hat allerdings das unver­
kennbare Bestreben, seine Zuständigkeit möglichst eng auszulegen: 22. Dez. 26, 25. Mai u. 
5. Okt. 27, Thür. Kommun. Rundschau 4 (1926/27) S. 15lf.; 5 (1927/28) S. 109, 12lf. 

79 Hamb. G. v. 2. Nov. 21 § 9, brem. G. v. 6. Jan. 24 § 8. 
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III. Arten der Verwaltungsrechtspflege. 
1. Die Unterscheidung in Parteistreitigkeiten und einseitige Verwaltungsrechts­

pflege hat nur dort Bedeutung, wo bei Anfechtung behördlicher Verfügungen die 
Behörde nicht wie eine Partei behandelt wird. Parteistreitigkeiten sind dann 
die Streitigkeiten zwischen Gleichgeordneten, z. B. Klagen eines Fürsorge- oder 
Wegeverbandes gegen einen andern auf Erstattung verauslagter Beträge. Aber 
auch wo das Zweiparteiensystem unbedingt gilt, bestehen für die Anfechtung 
behördlicher Verfügungen durch Anrufung der Verwaltungsgerichte besondere Vor­
schriften. OTTO MAYER und gelegentlich vor ihm schon HÄNEL habcn dies den Fall 
der Anfechtungsklage genanntSo. Das preußische Recht spricht einfach von 
"Klage" (LVG. §§ 127,128), das württembergische RechtS1 von "Rechtsbeschwerde". 
Das Wort "Anfechtungsklage" findet sich erstmals im sächsischen Gesetz (§ n) 
und ist auch von der thüringischen LVO. aus früheren thüringischen Bestimmungen 
übernommen (§ 128). 

2. Nahe verwandt mit der soeben gemachten Unterscheidung ist die in ur­
sprüngliche und nachträgliche Verwaltungsrechtspflege. 

Bei der ursprünglichen Verwaltungsrechtspflege kann der Beteiligte 
das Verwaltungsgericht ohne vorgängige Entscheidung einer Verwaltungsbehörde 
anrufen. Bei den Parteistreitigkeiten zwischen Gleichgcordneten ist dies die Regel, 
die Generalklausel in Hamburg und Bremen begünstigt die ursprüngliche Verwal­
tungsrechtspflege ganz allgemein. Meist ist es ein Privater, der die Klage erhebt. 
In Fällen, wo dem Gesetzgeber der Eingriff besonders hart erscheint, zwingt er aber 
mitunter auch die Verwaltungsbehörde zur Klage und bietet dadurch dem einzelnen 
einen vorgängigen gerichtlichen Rechtsschutz. So wäre es an sich das dem Staate 
Angemessene, wenn die Zurücknahme einer Gewerbegenehmigung oder einer Klein­
bahnkonzession durch Verwaltungsakt einer Behörde ausgesprochen und die Rolle 
des Klägers dem Gewerbetreibenden oder der Kleinbahngesellschaft überlassen 
würde. In Preußen hat das Gesetz in diesen Fällen den Privaten ausnahmsweise 
günstiger gestellt; die Verwaltungsbehörde kann die Zurücknahme der Genchmi­
gung und der Konzession nur durch Erhebung der verwaltungsgerichtlichcn Klage 
erreichen S2. 

Bei Streitigkeiten aus einem Überordnungsverhältnis bildet sonst die nach. 
trägliche Verwaltungsrechtspflege die Regel. Erst soll sich die Verwaltungs. 
behörde mit der Sache befassen, vielleicht entscheidet sie so, daß jeder Anlaß für 
eine Klage fortfällt. Die Regel gilt in Deutschland so sehr, daß, wie an anderer 
Stelle gezeigt (S. 245), nicht einmal das Schweigen der Behörde innerhalb einer 
längeren Frist den Beteiligten zur Erhebung der Klage berechtigt, währcnd in Frank­
reich in solchen Fällen viermonatiges Schweigen einem ablehnendcn Bescheide 
gleichkommt. Die Voraussetzungen der Anfechtungsklagc, denn um diese Klage 
handelt es sich hier wieder, sind in den einzelnen Ländern verschieden geregelt. 
Den für die Entwickelung der Rechtsprechung bedeutendsten Fall der Anfechtungs­
klage enthalten die preußischen Vorschriften über die Anfechtung polizeilicher 
Verfügungen (LVG. §§ 127ff.): 

,,§ 127. Gegen polizeiliche Verfügungen der Orts- und Kreispolizeibehörden findet, soweit 
das Gesetz nicht ausdrücklich anderes bestimmt, die Beschwerde statt, und zwar: 

a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem 
Landkreise gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 10000 Einwohnern beträgt, an den 
Landrat und gegen dessen Bescheid an den Regierungspräsidenten; 

b) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden eines Stadtkreises, mit Ausnahme von 
Berlin, einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern, oder des 

80 OTTO MAYER I S. 158; HÄNEL im preußischen Abgeordnetenhause am 4. Nov. 80, Steno 
Berichte S. 38. 

81 G. V. 16. Dez. 76, Überschrift vor Art. 59. 
82 ZustG. §§ 119, 120; Kleinbahnges. V. 28. Juli 92 § 25. 



111 2. u. 3. Arten der Verwaltungsrechtspflege. 305 

Landrats an den Regierungspräsidenten, und gegen dessen Bescheid an den Oberpräsidenten; 
c) gegen ortspolizeiliche Verfügungen in Berlin an den Oberpräsidenten. 
Gegen den in letzter Instanz ergangenen Bescheid des Regierungspräsidenten beziehungs­

weise des Oberpräsidenten findet die Klage bei dem Oberverwaltungsgerichte statt. 
Die Klage kann nur darauf gestützt werden: 
1. daß der angefochtene Bescheid durch Nichtanwendung oder unrichtige Anwendung 

des bestehenden Rechts, insbesondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zuständig­
keit erlassenen Verordnungen den Kläger in seinen Rechten verletze; 

2. daß die tatsächlichen Voraussetzungen nicht vorhanden seien, welche die Polizeibehörde 
zum Erlasse der Verfügung berechtigt haben würden. 

§ 128. An Stelle der Beschwerde in allen Fällen des § 127 findet die Klage statt und zwar: 
a) gegen die Verfügungen der Ortspolizeibehörden auf dem Lande oder einer zu einem 

Landkreise gehörigen Stadt, deren Einwohnerzahl bis zu 10000 Einwohnern beträgt, bei dem 
Kreisausschusse ; 

b) gegen die Verfügungen des Landrats oder der Ortspolizeibehörden eines Stadtkreises 
oder einer zu einem Landkreise gehörigen Stadt mit mehr als 10000 Einwohnern bei dem Be· 
zirksausschusse. 

Die Klage kann nur auf die gleichen Behauptungen gestützt werden, wie die Klage bei dem 
Oberverwaltungsgerichte (§ 127 Abs.3 und 4)." 

§ 129 enthält Vorschriften über die Form der Anfechtung; die Anfechtungsfrist beträgt 
durchweg zwei Wochen. Von den polizeilichen Verfügungen des Regierungspräsi­
denten handelt § 130. 

Die Zusammenstellung der §§ 127, 128 beleuchtet eine preußische Eigentüm­
lichkeit. Der von einer polizeilichen Verfügung Getroffene hat die Wahl, ob er zu­
nächst den Beschwerdeweg durchlaufen und dann klagen oder ob er sofort klagen 
Will B3• Welcher Weg für ihn vorteilhafter ist, wird sich noch zeigen. 

Trotz des offensichtlichen Bestrebens, dem Bürger in seinem Kampfe gegen die 
Polizei zu helfen, kann der Gesetzgeber es nicht verhindern, daß die Klage bis­
weilen ungeprüft abgewiesen werden muß. Es müssen nämlich eine ganze Reihe 
von Voraussetzungen erfüllt sein. Eine Verfügung muß vorliegen, d. h. ein binden­
der Verwaltungsakt, der z. B. einen Befehl, eine Versagung oder eine Strafandrohung 
enthält. Bloße Warnungen oder Belehrungen genügen nicht (oben S. 22f.). Polizei­
lich muß die Verfügung sein, das sind aber nicht alle von einer Polizeibehörde 
erlassenen Verfügungen, sondern nur solche, die es auch ihrem Gegenstande nach 
sind (unten S. 41lf.); Anordnungen über die Verpflichtung zum Schulbesuch z. B. 
fallen nicht darunter84 • Die Verfügung muß mindestens von einer Ortspolizei­
behörde ausgegangen sein, also in den östlichen Provinzen und in Schieswig-Hol­
stein auf dem Lande vom Amtsvorsteher. Für Verfügungen des Gemeindevor­
stehers gelten die Vorschriften nicht. Auch muß der'Anfechtende in seinen Rech­
ten verletzt sein, ein nur mit seinem Interesse Beteiligter ist nicht anfechtungs­
berechtigt. Der oben (S. 284f.) für die förmliche Beschwerde gezogene Kreis von Be­
teiligten scheidet auch hier die Anfechtungsberechtigten von Nichtberechtigten. 

3. Die Verwaltungsrechtspflege kann man endlich einteilen in volle und be­
schränkte Verwaltungsrecbtspflege. 

Die Unterscheidung hängt vor allem zusammen mit den drei Fragen, die ein 
Gericht möglicherweise zu prüfen hat: Rechtsfrage, Tatfrage, Ermessens· 
frage. Hat das Gericht ausnahmsweise alle drei Fragen zu prüfen, so liegt volle 
Verwaltungsrechtspflege vor. Dies ist in Preußen bei den nach Ermessen zu er­
teilenden Gewerbegenehmigungen der Fall (ZustG. § 114), auch sonst sind, wie früher 
gezeigt (S. 293), den Verwaltungsgerichten vereinzelt Zweckmäßigkeitserwägungen 
anvertraut. 

Meist beschränkt sich aber die Tätigkeit des Verwaltungsgerichts auf die Prü-

83 FRIEDRICHS, LVG. 1910 S. 299,303, schlägt für die erste Art von Klagen den Ausdruck 
"Schlußklage", für die zweite Art den Ausdruck "Wahlklage" vor. 

84 Über Anordnungen der Polizeibehörde auf Ersuchen einer anderen Behörde vgl. unten 
S.405. 
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fung der Rechtsfrage und der Tatfrage. Dies trifft vor allem für die preußische 
Klage gegen polizeiliche Verfügungen und für die sonstigen Anfechtungsklagen zu. 
Soll man daher einem von einer preußischen polizeilichen Verfügung Getroffenen 
raten, ob er besser zuerst den Beschwerdeweg beschreiten und dann beim OVG. 
klagen oder lieber sofort beim Kreisausschuß oder Bezirksausschuß Klage erheben 
soll (LVG. §§ 127, 128), so muß man sich für die erste Möglichkeit entscheiden. 
Denn im Beschwerdeverfahren wird auch die Ermessensfrage geprüft. Der Polizei­
präsident ordnet z. B. die Schließung eines mit einem Universitätsinstitut verbun­
denen Kaffeeausschankes an, der Leiter des Instituts erhebt Beschwerde an den 
Regierungspräsidenten. Hier kann der Regierungspräsident erwägen, daß die Rechts­
lage zweifelhaft ist, daß aber vor allem eine von der gesamten Universität als sehr 
zweckmäßig empfundene Gelegenheit zur Aussprache und zur Erholung bei Auf­
rechterhaltung des Verbotes beseitigt würde, und aus diesem letzten Grunde das 
Verbot aufheben. Der unter Vermeidung des Beschwerdeweges als Verwaltungs­
gericht angerufene Bezirksausschuß würde solche Erwägungen nicht anstellen dür­
fen, sondern müßte das Verbot bestätigen, wenn es sich nach Sachlage durch das 
Gesetz rechtfertigen läßt. Die Gesetze der andern Länder unterscheiden sich vom 
preußischen Gesetze einmal dadurch, daß sie dem Beteiligten nicht die Wahl zwischen 
Beschwerde mit angehängter Klage und sofortiger Klage lassen, dann aber in einzel­
nen Ländern durch eine Beschränkung in der Nachprüfung der Tatfrage. So findet 
vor dem bayerischen VGH. überhaupt keine Beweisaufnahme statt; doch bleibt es 
dem Gerichtshof unbenommen, die Vervollständigung des Beweismaterials durch 
die Vorinstanzen zu veranlassen85• Im Rechtsbeschwerdeverfahren vor dem württem­
bergischen Verwaltungsgerichtshof können neue tatsächliche Behauptungen nur 
berücksichtigt werden, wenn die Behörde, gegen die sich die Beschwerde richtet, 
damit einverstanden ist; sonst steht es im Ermessen des VGH., entweder unter 
Nichtberücksichtigung des tatsächlichen Vorbringens zu entscheiden oder den Be­
schwerdeführer an die Behörde zurückzuverweisen86• 

Eng beschränkte Verwaltungsrechtspflege liegt vor, wenn das Verwaltungs­
gericht nur die Rechtsfrage nachprüft. In den meisten deutschen Ländern gibt 
es eine solche Beschränkung nicht, schon aus dem einfachen Grunde nicht, weil, 
von Hamburg abgesehen, nur das oberste Verwaltungsgericht des Landes ein voll­
wertiges Gericht ist, und daher die Verwaltungsrechtspflege wesentlich an Wert ver­
lieren würde, wenn nicht wenigstens ein vollwertiges Gericht die Tatfrage über­
prüfen könnte. Nur in Preußen und vereinzelt auch andersw087 ist das OVG. in eini­
gen besonderen Fällen im zweiten verwaltungsgerichtlichen Rechtszuge88 und grund­
sätzlich im dritten Rechtszuge89 auf die Prüfung der Rechtsfrage beschränkt. Hat 
also ein Kreisausschuß ein verwaltungsgerichtliches Urteil erlassen, so geht die 
Berufung an den Bezirksausschuß, aber die Revision an das OVG. Die Revision 
kann aber nur darauf gestützt werden: ,,1. daß die angefochtene Entscheidung 
auf der Nichtanwendung oder auf der unrichtigen Anwendung des bestehenden Rechts, 
insbesondere auch der von den Behörden innerhalb ihrer Zuständigkeit erlassenen 
Verordnungen beruhe; 2. daß das Verfahren an wesentlichen Mängeln leide" ( LV G. § 94). 
Der Revisionskläger kann also nur Rechtswidrigkeit der Entscheidung und H,echts­
widrigkeit des der Entscheidung zugrunde liegenden Verfahrens rügen. Dabei gehört 
die Würdigung der als wirklich angenommenen Tatsachen noch zur Rechtsfrage 
und nur die Feststellung der Wirklichkeit zur Tatfrage90• Maeht sich also z. B. der 

86 G. v. 8. Aug. 78 Art. 40. 
86 G. v. 16. Dez. 76 Art. 62. 
87 Hessen, G. v. 8. Juli 11 Art. 84; Anhalt, G. v. 27. März 88 § 60. 
88 Vgl. z. B. ZustG. § 118. 89 LVG. § 93. 
90 V gl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 329f., l60f.; vgl. auch MANNHEIM Beiträge zur Lehre 

von der Revision 1925 S. 33ff. 
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Bezirksausschuß ein richtiges Bild vom Roulette-Spiel un~ gewinnt er die Überzeu­
gung, daß wirklich Roulette gespielt wurde, so ist diese Überzeugung auch für den 
Revisionsrichter bindend. Läßt aber der Bezirksausschuß durchblicken, daß er 
das Halma-Spiel mit dem Roulette-Spiel verwechselt, so liegt dieser Irrtum nicht 
mehr auf tatsächlichem Gebiete, denn er bezieht sich nicht auf die Wirklichkeit 
eines bestimmten Vorganges, sondern auf die Verästelung des gesetzlichen Begriffes 
"Glückspiei" in seine verschiedenen Erscheinungsformen; der Revisionsrichter hat 
daher einzugreifen. 

Es sind Bestrebungen im Gange, das preußische OVG. ganz allgemein von der 
Prüfung der Tatfrage zu befreien, doch wird es solange nicht dahin kommen, als es 
noch keine "echten" Verwaltungsgerichte in den unteren Rechtszügen gibt91 . Selbst 
dann wird aber das Rechtsmittel vermutlich nicht die dem bürgerlichen Gerichts­
verfahren entnommene Revision, sondern die Rechtsbeschwerde der AO. sein, 
mit der, ähnlich wie mit der Revision der Reichsversicherungsordnung (§ 1697), 
auch Verstoß "wider den klaren Inhalt der Akten", die sog. Aktenwidrigkeit, 
geltend gemacht werden kann (AO. § 267 1)92. Diese Rechtsbeschwerde, die mit der 
gleichnamigen des württembergischen Rechtes nicht verwechselt werden darf, ge­
stattet also in engen Grenzen auch Überprüfung der Tatfrage, nur daß die Tatsachen 
nicht mit der Wirklichkeit selbst, sondern nur mit den Aufzeichnungen in den Akten 
verglichen werden dürfen. Eine andere Verquickung von Revision und Berufung 
sieht der letzte Entwurf über das Reichsverwaltungsgericht vor 93. Die Rechts­
beschwerde berechtigt den Beschwerdeführer nur, die Prüfung der Rechtsfrage 
zu verlangen; doch kann das RVG. nach freiem Ermessen auch in eine Prüfung 
der Tatfrage eintreten. 

Die Scheidung der zu prüfenden Fragen in die Rechts-, die Tat- und die Er­
messensfrage bedeutet aber nicht die einzige Möglichkeit für die Einteilung in volle 
und beschränkte Verwaltungsrechtspflege. Auch die Art des Urteils kann dem Ge­
danken des Rechtsschutzes bald mehr, bald weniger gerecht werden. Am besten ge­
dient ist dem siegreichen Kläger, wenn das Urteil den Streitfall endgültig zu seinen 
Gunsten entscheidet. Bei den sog. Parteistreitigkeiten ist dies die Regel; der Wege­
baupflichtige z. B. wird auf Klage zur Erstattung der Wegebaukosten verurteilt, 
seine Wegebaupflicht außerdem für die Zukunft festgestellt. Auch die Anfechtungs­
klage führt dann unmittelbar zum Ziele, wenn ein belastender positiver Verwaltungs­
akt angefochten und vom Gericht aufgehoben wird. In Ausnahmefällen endlich ist 
das Gericht in der Lage, den von der Verwaltungsbehörde verweigerten begünstigen­
den Verwaltungsakt, z. B. die Wirtschaftsgenehmigung in Preußen, selbst vorzuneh­
men (ZustGes. § 114). Die Anfechtung von Versagungen führt aber in der Regel 
nicht unmittelbar zur Befriedigung des Klägers, da das Gericht hier nur Kassa tions­
instanz ist, die Kassierung (Aufhebung) aber nur bei belastenden positiven Ver­
waltungsakten den Rechtsstreit beendigt. Ist z. B. eine Ansiedelungsgenehmigung 
zu Unrecht versagt worden, so darf der Bezirksausschuß als Verwaltungsgericht die 
Genehmigung nicht selbst erteilen, sondern nur die Versagung aufheben 94• Behält 
eine Behörde einen angeblich Geisteskranken zu Unrecht zurück, so kann die Klage 
auch hier nur dahin gehen, daß die Weigerung, den angeblich Geisteskranken zu ent­
lassen, aufgehoben werde 95 • Das Gericht kann den begehrten Verwaltungsakt nicht ein­
mal anordnen, sondern muß dessen Vornahme der Verwaltungsbehörde überlassen; 
allerdings darf die Verwaltungsbehörde ihre Weigerung nicht aus Gründen wieder­
holen, die vom Verwaltungsrichter für unstichhaltig erklärt worden sind. Eine Z w a n gs­
vollstreckung aus einem Aufhebungsurteil gibt es demgemäß nicht. Weigert 

91 Vgl. DREWS in ZStaatsW. 78 (1924) S.599ff. 
92 Vgl. übrigens schon jetzt PrOVG. 24. Nov. 10, Entsch. 65, 351. 
"" Amt!. Entwurf 1926 §§ 16, 38. 94 PrOVG. 16. Mä.rz 22, Entsch. 77, 319ff. 
96 PrOVG. 20. Apr. 14, Entsch. 67, 311ff. 
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sich die Behörde trotz Aufhebung ihres Weigerungsbescheides weiter, z. B. den angeb­
lich Geisteskranken zu entlassen, so hilft nur die Anrufung der vorgesetzten 
Behörde96• 

IV. Kosten des verwaltungsgerichtlichen Verfahrens. 
Die Güte des Rechtsschutzes hängt im wesentlichen auch· von der Billigkeit 

des Verfahrens ab. Welche Kostenlast dem unterliegenden Kläger droht, ist in 
den einzelnen Gesetzen verschieden geregelt. In Preußen97 z. B. muß, wer nach Er­
schöpfung des Beschwerdeweges Klage gegen eine polizeiliche Verfügung beim OVG. 
erhebt, bei einem Streitwert von 10000 RM gewärtigen, daß er im Falle des Unter­
liegens nach mündlicher Verhandlung an Gerichtsgebühren 450 RM und, wenn eine 
Beweisaufnahme stattfindet, noch weitere 225 RM, zusammen also 675 RM, zu zahlen 
haben wird. Dazu kommen noch etwa nötig gewordene Zeugen- und Sachverstän­
digengebühren, vor allem aber die Kosten des gegnerischen Anwalts, falls sich die 
Behörde durch einen solchen vertreten läßt, nämlich ohne Beweisaufnahme 307,50 RM 
Gebühren nebst den erforderlichen Auslagen. Mindestens den gleichen Betrag 
kann der eigene Anwalt verlangen, doch besteht, wie gezeigt, in Preußen kein An­
waltszwang. 

§ 14. Fortsetzung. Amtshaftung und öffentlichl'echtliche Entschädigung 
für schuldlos rechtswidrige Eingriffe. 

OTTO MAYER I S. 183ff., 11 S. 295ff., 311ff.; :FLEINER S.275ff., 289ff.; SCHOEN S. 279f.; 
HATsCHEK S. 313ff.; G. MEYER-ANscHüTz S. 608ff., 968ff.; HERRNRITT S. 160ff.; W. JELLINEK 
Schutz des öffentlichen Rechts, VStaatsRL.2 (1925) S. 69ff. 

O. GIERKE Gutachten über die Haftung des Staates, 28. DJT. 1 (1905) S. 102ff.; MORA­
WITZ Zur Haftung des Staat.es für in Ausübung der öffentlichen Gewalt zugefügte Schädigungen, 
BraunschwZ.57 (1910) S.36ff.; DELlUs Die Beamtenhaftpflichtgesetze des Reiches und der 
Länder 31921; DERSELBE im PrVerwBI. 45 (1924) S.347ff.; KRöNER Die Beamtenhaftpflicht 
im Reiche und in den Bundesstaaten 1911; SALMANN Haftung für Beamte in Preußen und im 
Reich 1911; NAWIASKY Die Haftung des Staats für das Verhalten seiner Organe 1912; HEIMER 
Beiträge zur Lehre von der AmtshaftpfIieht in Preußen und im Reich, Heft 1-3. 1919-20; 
HARTMANN Das hamburgische Gesetz betr. Haftung des Staates für seine Beamten vom 26. Ja­
nuar 1920, HansRZ. 1920 Sp. 241 ff.; FRIEDRICHS Schadensersatzansprüche gegen Reichs-, Staats­
und Kommunalbehörden nach Heiehs- und preußischem Hecht 1925; DERSELBE Haftung der 
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97 LVG. §§ 102ff.; RdErI. d. M. d. I. u. anderer Ministerien v. 24. Dez. 2U, MinBliV. 1927 

Sp. 3ff.; RAGebO., Bek. v. 5. Juli 27, §§ 9, 43. 
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I. Amtshaftung. 
Der bisher geschilderte Rechtsschutz reicht nicht immer aus, um dem von der 

öffentlichen Gewalt zu Unrecht Getroffenen volle Genugtuung zu verschaffen. 
Er hatte vielleicht auf polizeiliche, sofort vollstreckbare Anordnung hin sein Ge­
bäude niederreißen müssen, das OVG. hebt die Verfügung auf, aber er hat den 
Schaden. Oder er war unter Mißhandlungen zur Polizeiwache geführt worden 
und hat jetzt den begreiflichen Wunsch, den schuldigen Beamten bestraft zu sehen. 
In keinem der beiden Fälle läßt ihn die Rechtsordnung im Stiche. Die Rechts­
einrichtung zu seinen Gunsten ist aber die Amtshaftung, die vermögensrecht­
liche sowohl als auch die strafrechtliche. 

1. Vermögensrechtliche Haftung. Da der Staat und die sonstigen öffentlichen 
Verbände auch dem bürgerlichen Rechte unterstehen, gibt es neben der öffentlich­
rechtlichen Haftung eine Reihe privatrechtlicher Haftungsgründe. Ein Beispiel 
mag zeigen, daß der Staat unter vier verschiedenen Gesichtspunkten haftbar ge­
macht werden kann. 

A besucht seinen kranken Freund B in der staatlichen Nervenklinik. Eine 
Schwester bringt heißen Tee herein, verschüttet ihn und verbrüht dabei A und B. 
Für das Versehen der Schwester 'haftet der Fiskus rein privatrecht.Iich, dem B 
gegenüber aus BGB. § 278, weil ihm gegenüber die Schwester Erfüllungsgehilfin 
ist!, dem A gegenüber nur aus BGB. § 83P, weil zwischen dem Fiskus und A kein 
Vertragsverhältnis besteht 2. A gegenüber kann sich also der Fiskus darauf berufen, 
daß er bei Anstellung der Schwester die erforderliche Sorgfalt beobachtet habe, 
während B gegenüber dieser Entschuldigungsgrund wegfällt. Auf das Schmerzens­
geschrei des A eilen Wärter herbei und bringen ihn vor den auf Privatdienstvertrag 
angestellten Chefarzt der Klinik. Dieser, in der Meinung, einen Tobsüchtigen vor 
sich zu haben, ordnet die Unterbringung des A in einer Einzelzelle an. Da der Arzt 
vermutlich fahrlässig gehandelt und somit schuldhaft die Freiheit eines anderen 
widerrechtlich verletzt hat (BGB. § 8231) und da er ein "verfassungsmäßig be­
rufener Vertreter" des Fiskus ist, haftet der Fiskus für ihn nach BGB. §§ 31, 89, 
ohne daß sich dieser auf seine Sorgfalt bei Bestellung des Chefarztes berufen könnte 3. 

Dem angeblich Tobsüchtigen gelingt es, einen Brief an den Polizeipräsidenten ge­
langen zu lassen, in dem er ihn bittet, ihn aus seiner peinlichen Lage zu befreien. 
Der Polizeipräsident prüft den Fall überhaupt nicht, sondern ordnet im Gegenteil 
an, daß A in der Nervenheilanstalt bis auf weiteres verbleiben müsse. Hier spielt 
zum erstenmal das öffentliche Recht hinein, denn hier hat ein Beamter fahrlässig 
in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt einem Dritten 
Schaden zugefügt. Das BGB. behandelt diesen Fall anders als die früher genannten. 
Wenn es nach dem BGB. allein ginge, würde der Beamte nur persönlich haften, 
nicht der Staat für ihn. Auch haftet der Beamte bei Fahrlässigkeit nur aushilfs­
weise, wenn nämlich der Verletzte nicht auf andere Weise Ersatz zu erlangen ver­
mag, und die Ersatzpflicht tritt überhaupt nicht ein, wenn der Verletzte vorsätzlich 
oder fahrlässig unterlassen hat, den Schaden durch Gebrauch eines Rechtsmittels 
abzuwenden (BGB. § 8391, III). Schon das EG.BGB. sah aber im Art. 77 "landes­
gesetzliche Vorschriften über die Haftung des Staates, der Gemeinden und anQerer 

1 "Der Schuldner hat ein Verschulden . .. der Personen, deren er sich zur Erfüllung seiner 
Verbindlichkeit bedient, in gleichem Umfange zu vertreten wie eigenes Verschulden." 

2 "Wer einen anderen zu einer Verrichtung bestellt, ist zum Ersatze des Schadens ver­
pflichtet, den der andere in Ausführung der Verrichtung einem Dritten widerrechtlich zufügt. 
Die Ersatzpflicht tritt nicht ein, wenn der Geschäftsherr bei Auswahl der bestellten Person ... 
die im Verkehr erforderliche Sorgfalt beobachtet ... " 

3 § 31: "Der Verein ist für den Schaden verantwortlich, den der Vorstand . •. oder ein 
anderer verfassungsmäßig berufener Vertreter durch eine in Ausführung der ihm zustehenden 
Verrichtungen begangene, zum Schadensersatze verpflichtende Handlung einem Dritten zu­
fügt." Nach § 89 findet die Vorschrift auf den Fiskus entsprechende Anwendung. 



310 § 14. Amtshaftung und öffentlichrechtliche Entschädigung. 

Kommunalverbände (Provinzial-, Kreis-, Amtsverbände) für den von ihren Be­
amten in Ausübung der diesen anvertrauten öffentlichen Gewalt zugefügten Schaden" 
vor mit der Maßgabe, daß die Landesgesetze dann die unmittelbare Haftung des 
Beamten ganz ausschließen konnten. Von diesem Vorbehalte haben viele Länder 
Gebrauch gemacht, Preußen z. B. durch Gesetz vom 1. August 1909. Das Reich 
hatte die Haftung für Versehen des Grundbuchrichters schon im § 12 der Grund­
buchordnung vom 24. März 1897 eingeführt; für seine eigenen Beamten begrün­
dete es die Haftung des Reichsfiskus erst durch das Reichsgesetz vom 22. Mai 1910. 
Doch ist der frühere Rechtszustand vielfach überholt durch den vom Reichsgericht 
mit außerordentlicher Tragweite ausgestatteten Art. 131 der RV.: 

"Verletzt ein Beamter in Ausübung der ihm anvertrauten öffentlichen Gewalt die ihm 
einem Dritten gegenüber obliegende Amtspflicht, so trifft die Verantwortlichkeit grundsätzlich 
den Staat oder die Körperschaft, in deren Dienste der Beamte steht. Der Rückgriff gegen den 
Beamten bleibt vorbehalten. Der ordentliche Rechtsweg darf nicht ausgeschlossen werden. 

Die nähere Regelung liegt der zuständigen Gesetzgebung ob." 

Dieser unscheinbare Artikel wird vom Reichsgericht in einer Weise gehandhabt, 
daß man ihn als die ultima ratio des RechtsRtaates bezeichnen kann. 

Zunächst, sollte man meinen, gehört der Artikel zu den Bestimmungen der 
RV., die sich nur an den Gesetzgeber wenden, aber von einer unmittelbaren Rege­
lung absehen. Absatz 2 legt eine solche Auslegung besonders nahe. Das l~eichs­
gericht ist anderer Ansieht4 : Der Artikel ist unmittelbar geltendes Recht, gilt also 
in vollem Umfange, wo es überhaupt keine Amtshaftungsgesetze gibt, und stellt 
der Gesetzgebung des Reiches und der Länder nur anheim, in Einzelheiten Ab­
weichungen zu bestimmen, z. B. die Haftung für Notare auszuschließen6 oder die 
Staatshaftung Ausländern gegenüber von der Verbürgung der Gegenseitigkeit ab­
hängig zu maehen6• Das Reichsgericht geht so weit, die Berufung auf die früheren 
Reichs- oder Landesgesetze zu rügen und Art. 131 RV. als den alleinigen Rechts­
grund für die Amtshaftung zu erklären. Nicht einmal über die Frage, wer als Be­
amter anzusehen ist, läßt das Reichsgericht für die Amtshaftung landesgesetzliche 
Vorschriften zu. Ein Unterwachtmeister der lübeekischen Sicherheitswehr mag 
nach lübeckischem Rechte kein Beamter sein, im Sinne des Art. 131 RV. ist er es 
und begründet demgemäß bei Amtspflichtverletzungen die Haftung des Staates7• 

Der durch RV. Art. 131 geschaffene Rechtszustand ist also folgender: Die 
Haftung tritt ein für Handlungen und Unterlassungen von Beamten. Beamter 
aber ist jeder zum Beamten Ernannte oder, nach anderweit gewürdigter Recht­
sprechung (S.22, 255f.), der mit hoheitlichen, nur von einem Beamten wahrzu­
nehmenden Befugnissen Betraute, auch wenn eine förmliche Anstellung als Beamter 
fehlt. Für die Zeit der Revolution hat das Reichsgericht kein Bedenken getragen, 
nach den früheren Amtshaftungsgesetzen die Amtshaftung auch für die Handlungen 
der Arbeiter- und Soldatenräte zu bejahen8 . Steht fest, daß der Schaden von einem 
Beamten in diesem Sinne herrührt, ist es bei gerichtlicher Geltendmachung der 
Schadensersatzforderung nicht nötig, dessen Namen anzugeben9 , da es gleichgültig 
ist, ob z. B. der Beamte X oder der Beamte Y den Kläger mit dem Säbel ver­
wundet hat, sofern nur feststeht, die Haftung welches Verbandes in Frage kommt. 
Die Bestimmung des haftenden Verbandes aber richtet sich nach der Dienst­
steIlung des Beamten. Für Reichsbeamte haftet das Reich, für Landesbeamte das 
Land, für Gemeindebeamte die Gemeinde. Schwierigkeiten, die früher die Ein­
reihung der Personen des Soldatenstandes bereitete, die zwar Landeskontingenten 
angehörten, aber von Reichs wegen besoldet wurden, und für die daher mit Aus­
nahme des bayerischen Kontingents das Reich haftetelU, bestehen heute nicht mehr. 

4 RG. In 29. Apr. 21, RGZ. 102, 166ff. 5 Z. B. mcckl.-schw. G. v. 10. Nov. 1926 § 1. 
6 Pr. G. v. 1. Aug. 09 § 7. 7 RG. III 3. Nov. 22, l~aZ. 105, 334ff. 
8 RG. In 4. Apr. 19 u. 23. Mai 22, RGZ. 104, 275ff., 346ff., 362ff. 
9 RG. In 5. Okt. 20, RGZ. 100, 102f. 10 RGes. v. 22. Mai 10 § 1 III. 
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Dagegen können auch heute noch Zweifel über den haftenden Verband auftauchen, 
wenn der Beamte zwar Beamter des Verbandes A ist, aber im Auftrage des Verban­
des B tätig wurde. Der Bürgermeister z. B. schädigt in Ausübung der im Namen 
des Staates zu handhabenden Polizeigewalt. Haftet die Stadt oder der Staat1 
Hier gibt die überholte Vorschrift über die Haftung des Reichs für die preußischen, 
württembergischen und sächsischen Soldaten einen Fingerzeig: es haftet der Ver­
band, der den Beamten besoldet oder ihn für den Dienstaufwand entschädigt, die 
geldliche Haftung gehört mit zu den für die Person des Beamten zu machenden 
Aufwendungen. Also haftet für den Bürgermeister die Stadt, für den Amtsvor­
steher der Amtsverbandll, auch wenn beide staatliche Polizeigewalt ausgeübt 
haben. Teilen sich mehrere Verbände in die persönlichen Aufwendungen, so kann 
je nach der Art der Amtshandlung bald der eine, bald der andere Verband haften12• 

Der Beamte muß ferner in Ausübung der ihm anvertrauten öffent­
lichen Gewalt tätig oder untätig gewesen sein. Die unzweifelhaften Fälle, in 
denen dies zutrifft, erleichtern auch die Entscheidung von Grenzfragen. Der Beamte 
kann es verabsäumt haben, gegen das lebensgefährliche Rodeln einzuschreitenl3 ; 

der Staat haftet dann wegen Unterlassung der Betätigung öffentlicher Gewalt; 
auch die Haftung für einen Beamtenstreik läßt sich so begründen 14. Oder dcr Beamte 
versagt eine erbetene Erlaubnis, ohne das Gesuch richtig zu prüfenl5 , er verbietet 
zu Unrecht das Sommerfest einer politischen Partei 16 oder das Erscheinen einer 
Zeitung I?, oder er beschlagnahmt eine Wohnung18, oder der Beamte nimmt Hand­
lungen tatsächlicher Art vor, packt z. B. einen harmlosen Bürger und schüttelt 
ihn so, daß dieser am Herzschlage stirbt19, oder er macht unter Verletzung seiner 
Schweigepflicht in der Presse eine amtliche Mitteilung über angebliche Mißstände 
in einem Privatbetriebe20• In all diesen Fällen wurde die Amtshaftung bejaht. 
Am meisten Schwierigkeiten bereiten die Handlungen tatsächlicher Art. Zwar ist 
die Amtshaftung sicher gegeben, wenn die Handlung einen hoheitlichen Eingriff 
darstellt, selbst wenn ein Unbeteiligter dabei zu Schaden kommt. Ein Schutzmann 
verfolgt z. B. einen Straßenhändler, um ihn festzunehmen, und rennt dabei eine 
Frau um, so daß sie sich ein Bein bricht; die Amtshaftung der Frau gegenüber ist 
gegeben21• Wie aber, wenn ein Soldat auf dienstlichen Befehl einen Wagen durch 
die Stadt fährt, um Sägespäne zu holen, und dabei eine Frau verletzt1 Das Reichs­
gericht nimmt auch hier Amtshaftung an22, verneint sie aber bei einem durch einen 
Postillon verursachten Unfall23• Warum diese Unterscheidung, da es sich doch in 
beiden Fällen nicht um unmittelbare Ausübung öffentlicher Gewalt handelte 1 
Offenbar, weil die Post gewöhnlich auf gleich und gleich mit dem Bürger verkehrt, 
während das Militär die öffentliche Gewalt in ihrer reinsten Form darstellt. Wohl 
kann auch eine wirtschaftliche Verwaltung, wie die der Post oder des Kaiser-Wilhelm­
Kanals 24, gelegentlich die Amtshaftung begründen, aber nur, wenn die in Frage 

11 RG. In 5. Mai 25, JW. 1925 S. 2766f., mit Anmerkung von FRIEDRICHS. 
12 RG. In 2. Nov. 20, RGZ. 100, 188ff. 
13 RG. VI. ZivSen. 14. Nov. 12, GruchotsBeitr. 57 (1913) S. 691ff.; RG. In. ZivSen. 

15. Nov. 21, PrVerwBI. 43 (1922) S.394f. 
14 Vgl. BLANCKMEISTER in GruchotsBeitr.64 (1920) S.432ff. 
16 RG. In. ZivSen. 26. Okt. 15, JW. 1916 S. 201f. 
16 OLG. Dresden 14. Nov. 23, SächsThfuArchR. 1 (1924) S. 80ff. 
17 RG. In 13. März 25, RGZ. lIO, 286ff. 
18 OLG. Naumburg 21. Apr. 25, JW. 1925 S.2493; LG. Altona 27. Jan. 25, JW. 1925 

S.2499f. 
19 RG. In 21. Dez. 17, RGZ. 91, 347ff. 20 RG. In 21. März 16, JW. 1916 S.1416. 
21 RG. In 4. Juli 24, RGZ. 108, 366ff. 
22 RG. In 19. Sept. 24, RGZ. 108, 387ff. Hierzu RG. VI. ZivSen. 15. März 28, JW. 1928 

S.1289ff. m. Anm. v. M. WAGNER. 
23 RG. IV 20. Nov. 24, RGZ. 109, 209ff. 
24 RG. In 1. Juni 22, RGZ.105, 99ff. (Schleusenwärter); RG. I 25. März 25, RGZ. lIO, 

349ff. (Zwangslotse). 
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stehende Handlung selbst hoheitlicher Art ist, während bei einer an sich hoheit­
lichen Verwaltung schon der Zweckzusammenhang der Handlung mit den Aufgaben 
der Verwaltung genügt. Daher ist es richtig, wenn das Reichsgericht das Reich 
auch für einen Soldaten haften läßt, der in seinem Quartier auf dienstlichen Befehl 
den Revolver entlädt und dabei seinen Quartierwirt, verletzt 25, oder fÜr einen 
Landsturmmann, der Gefangene beim Essen beaufsichtigt, dabei sich mit seinem 
Revolver zu schaffen macht und versehentlich eine Zivilperson tötet26. Denn in 
beiden Fällen besteht ein Zweckzusammenhang mit dem öffentlichen Dienste, 
die Franzosen27 würden von einer "faute de service" sprechen. Anders bei den 
von den Franzosen so benannten "fautes personnelles " , d. h. schuldhaften Hand­
lungen, die so sehr aus dem Rahmen des Dienstes fallen, daß sie dem Beamten 
oder Soldaten als Privatperson zuzurechnen sind. Ein Kanonier teilt das Mann­
schaftsessen ein, spielt dabei mit der Pistole, deren er doch beim Esseneinteilen 
nicht bedarf, und verletzt ein Kind 28 ; oder ein Landsturmmann richtet am; Wut 
über die angeblich schlechte Verpflegung seine Waffe gegen den Bauführer der 
Firma, die für das Essen sorgt, und verletzt ihn29. In beiden Fällen handelt es sich 
um rein private Handlungen, die dem Staate auch dann nicht zuzurechnen sind, 
wenn sie bei Gelegenheit der Ausübung des Dienstes begangen wurden. Für plün­
dernde Soldaten allerdings läßt das Reichsgericht das Reich haften; die Plünderung 
steht aber mit der erlaubten "Requisition" in solch nahem Zusammenhang, daß 
man sie noch zu den entarteten Handhabungen der öffentlichen Gewalt rechnen 
kann, zudem spielt hier meist noch ein Verschulden der aufsichtführenden Vor­
gesetzten herein 30. 

Der Staat haftet aber nicht für jede Amtspflichtverletzung, sondern nur für 
Verletzungen der dem Beamten einem Dritten gegenüber obliegenden Amts­
pflicht. So kann ein Schutzpolizeibeamter durch Dienstbefehl verpflichtet sein, 
die Turngeräte der Schutzpolizeibeamten in Ordnung zu halteIl. Vernachlässigt 
er diese Pflicht und kommen turnende Kinder dadurch zu Schaden, so liegt kein 
Fall der Amtshaftung vor, denn es ist keine den Kindern gegenüber bestehende 
Amtspflicht verletzt worden. Einem Dritten gegenüber kann aber eine Amtspflicht 
auch dann bestehen, wenn der Beamte nach freiem Ermessen zu handeln befugt 
ist 31. Versagt er z. B. eine frei zu erteilende Genehmigung aus Schikane, so haftet 
der Staat für ihn. Der "Dritte" kann auch ein Beamter sein. Ein Vorgesetzter 
erstattet z. B. wahrheitswidrige Berichte über einen Beamten und erschwert dadurch 
dessen Fortkommen32 ; ein Amtsarzt hängt einem Beamten fahrlässigerweise Ge­
lenkrheumatismus an, während dieser nur an Plattfüßen leidet, und verschuldet 
so dessen Zwangsversetzung in den Ruhestand 33; ein Beamter wird dienstlich so 
sehr überanstrengt, daß er frühzeitig in den Ruhestand versetzt werden muß34. In 
all diesen Fällen haftet der Staat nach RV. Art. 131. Die dem Privatrechtsjuristen 
geläufige Unterscheidung zwischen Deliktshaftung und Vertragshaftung oder, all­
gemeiner gesprochen, Haftung aus einem Rechtsverhältnis macht also das öffent­
liche Recht nicht. 

Die Amtspflichtverletzung muß schuldhaft sein, soweit nicht auch im Privat­
recht für schuldloses Handeln, z. B. solches in Geistesumnachtung, gehaftet wird. 

25 RG. VI 24. Febr. 21, RGZ. 101, 354ff. 26 RG. III 2. Jan. 18, HliZ.91, 381ff. 
27 Vgl. BERTHELEMY Traite elementaire de droit administratifll 1926 S.83ff. 
28 RG. In 17. Okt. 22, RGZ. 105, 230ff. 29 RG. In 11. Apr. 22, RGZ. 104, 286ff. 
30 Vgl. RG. In 19. Okt. 23, RGZ. 107, 270ff.; französ. Staatsrat 13. März 25, Recueil 

des arrets du Conseil d'Etat 1925 S. 266f. 
31 RG. In 27. März 25, JW.1925 S.1875f. 32 RG. In 22. Sept. 22, IWZ.105, 196ff. 
33 Ähnlich RG. In 31. Jan. 22, RGZ. 103, 429ff. 
34 RG. In 2. Nov. 20, RGZ. 100, 188ff.; vgl. noch RG. In 16. Okt. 17, GruchotsBeitr. 

62 (1918) S.1l4ff. (formeller Verstoß bei Zurruhesetzung); RG. In 5. Apr. 27, PrVcrwBI. 48 
(1927) S. 469f. (Abbau aus politischen Gründen). 
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Dies liegt schon in den Worten, daß der Beamte die Amtspflicht verletzt, also 
pflichtwidrig gehandelt haben muß. Vor allem aber besteht offenbar ein enger 
Zusammenhang zwischen RV. Art. 131 und BGB. § 839, und nach diesem Para­
graphen haftet der Beamte nur für Vorsatz und Fahrlässigkeit. Bei schwieriger 
Rechtslage entschuldigt auch Rechtsirrtum. Hat der Beamte im Vertrauen auf 
die Rechtsprechung einer obersten Reichsbehörde gehandelt, z. B. des Reichs­
wirtschaftsgerichts, so wird der Fall der Amtshaftung kaum eintreten können, selbst 
wenn das Reichsgericht die Rechtsauffassung des Reichswirtschaftsgerichts nicht 
teilt35• 

Die' dem Staate oder sonstigen öffentlichen Verbande obliegende Entschädigung 
ist in Geld zu leisten. Namentlich darf man nicht auf den Gedanken der sog. 
Naturalrestitution verfallen, also unter Berufung auf BGB. §§ 249,839 behaupten, 
der haftende Verband habe "den Zustand herzustellen, der bestehen würde, wenn 
der zum Ersatze verpflichtende Umstand nicht eingetreten wäre". Der Polizei­
präsident hat z. B. rechts- und pflichtwidrig eine Erlaubnis versagt, also soll das 
Gericht das Land Preußen zur Erteilung der Erlaubnis verurteilen? Soweit geht 
RV. Art. 131 sicher nicht, dies würde auch nicht in Einklang zu bringen sein mit 
der Verwaltungsgerichtsbarkeit, die Art. 107 vorschreibt. Vielmehr bleibt der 
schädigende Verwaltungs akt oder dessen schädigende Nicht-Vornahme unberührt 
von der Geltendmachung der Amtshaftung36• Was die Verfassung will, ist nur 
Schadensausgleich durch Geldentschädigung. 

Wenn aber oben die Amtshaftung in der vom Reichsgericht gehandhabten 
Form als die ultima ratio des Rechtsstaats bezeichnet wurde, so zeigt sich dies in 
der Tatsache, daß sie vielfach einem außerordentlichen Rechtsmittel gleich­
komm t. Schon die Beispiele aus dem Beamtenrecht - Schadensersatz für Pflicht­
widrigkeiten bei der Versetzung in den Ruhestand - deuteten darauf hin. Andere 
Beispiele lieferte die Zeit der Zwangswirtschaft und der Geldentwertung. So konnte 
die Amtshaftung bei rechtswidriger Beschlagnahme von Wohnungen oder von Vieh 
geltend gemacht werden, auch wenn es gegen die Beschlagnahme kein Rechts­
mittel gab 37• Selbst die justizfeindliche AO. bildet kein Hindernis für die Anrufung 
der ordentlichen Gerichte nach RV. Art.13l. Obgleich es im § 227 AO. ausdrücklich 
heißt: "In Steuersachen ist der Rechtsweg vor den ordentlichen Gerichten aus­
geschlossen. Dies gilt auch für die Rückforderung bezahlter Steuern und anderer 
Leistungen", ließ das Reichsgericht doch eine Amtshaftungsklage zu, mit der ein 
Steuerzahler Schadensersatz wegen Geldentwertung verlangte, die dadurch ent­
standen war, daß ein Finanzbeamter schuldhafterweise einen Steuerbetrag zu spät 
zurückvergütet hatte 38• Eine Schranke der Amtshaftung erkennt allerdings auch 
das Reichsgericht an. Das Reich haftet nicht dafür, daß die Reichsregierung 
dem Reichstag einen später von diesem verabschiedeten, schädigenden Gesetz­
entwurf vorgelegt hat 38a ; denn die Verabschiedung nimmt der Einbringung die 
etwa vorhanden gewesene Rechtswidrigkeit, auch liegt die Haftung für Akte der 
hohen Politik nicht im Sinne des geltenden Rechtes (S. 4). 

2. Strafrechtliche Haltung. Im Gegensatze zur vermögensrechtlichen kann 
die strafrechtliche Haftung nur eine solche des Beamten selbst sein. 

35 RG.III 23. März 23, RGZ. 106,406ff. 
36 PrKompGH. 20. März 26, PrVerwBl. 47 (1926) S. 530ff.; RG. IV. ZivSen. 12. Apr. 26, 

JW. 1926 S.2083f.; SCHUMBURG, PrVerwBl. 46 (1925) S.149f. (Borkumlied). 
37 RG.III 7. März 22, RGZ.104, 159ff.; RG.III 21. Nov. 19 u. 31. März 22, RGZ.97, 

179ff. u. 104, 242ff. Vgl. auch RG. III. ZivSen. 11. Jan. 27, PrVerwBI. 48 (1927) S.646ff. 
(Amtshaftung für eine aus unzulässigen Beweggründen angeordnete Beschlagnahme von Holz). 

38 RG.III 5. Mai 25, JW. 1925 S.2007 u. RGZ. 111, 64ff.; hierzu BÜHLER Lehrbuc~ des 
Steuerrechts I 1927 S. 455f. V gl. auch RG. III 22. Mai 28, RGZ. 121, 173ff. (Auskunft über 
Zollpflichtigkeit einzuführender Waren), ferner RG. VII 6. Juli 20, RGZ.99, 283ff. 

38. RG. III. ZivSen. 4. Nov. 27, JW. 1928 S. 645ff. (mit Anm. v. MÜGEL u. KRÜCKMANN); 
RG. III. ZivSen. 8. Nov. 27, JW. 1928 S. 1036ff. Vgl. hierzu E. v. HIPPEL DJZ. 1928 Sp. 1517ff. 
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Der seine Amtspflicht verletzende Beamte macht sich disziplinar strafbar. 
Jene Frau, die der Polizeibeamte versehentlich umrannte, kann also den Fall beim 
Polizeipräsidenten zur Anzeige bringen mit der Bitte, den Beamten in Dienststrafe 
zu nehmen. Ob der Polizeipräsident dem Ansinnen stattgeben will, ist Sache seines 
pflichtmäßigen Ermessens. Weigert er sich, so kann es die Frau mit der Anrufung 
des Regierungspräsidenten als Dienstaufsichtsbehörde versuchen, ein förmliches 
Rechtsmittel zur Erzwingung der dienstlichen Bestrafung steht ihr nicht zu Gebote. 

Außerdem gibt es Fälle strafgerichtlicher Ahndung. Doch ist nicht jede 
Amtspflichtverletzung eine strafbare Handlung. Nicht einmal die bewußte Beugung 
des Rechts, z. B. bei Versagung eines Jagdscheins, einer Baugenehmigung, bildet 
einen Tatbestand des heute geltenden Strafgesetzbuches. Allerdings würde § 126 
des StGBEntwurfs von 1925 (anders als § 129 der Reichstagsvorlage von 1927) hierauf 
Anwendung finden, die Rechtsbeugungsbestimmung des geltenden StGB. aber 
bezieht sich nur auf die Leitung oder Entscheidung einer "Rechtssache", d. h. eines 
zwischen mehreren Parteien bestehenden Rechtsstreits oder einer Strafsache 39. 

Doch gibt es andere Amtsverbrechen und -vergehen, vor deren Begehung das StGB. 
durch Strafandrohungen abschrecken will (§§ 339ff.): Nötigung im Amte, Körper­
verletzung, Freiheitsberaubung, Hausfriedensbruch im Amte, Folterung, um nur 
einige strafbare Handlungen zu nennen. 

Ist der einzelne einmal das Opfer eines solchen Mißbrauchs der Amtsgewalt 
oder einer anderen strafbaren Handlung des Beamten geworden, dann genügt eine 
Anzeige an die Staatsanwaltschaft, um den Beamten der Strafe zuzuführen. Schreitet 
die Staatsanwaltschaft nicht ein, so steht dem Verletzten binnen zwei Wochen 
nach der Bekanntgabe des ablehnenden Bescheids die förmliche Beschwerde an 
den Generalstaatsanwalt zu (StPO. § 1721). Lehnt auch dieser ab, so eröffnet das 
Gesetz ein vollendet rechtsstaatliches Rechtsmittel: die Anrufung des 
Oberlandesgerichts (§ 172111). "Erachtet das Gericht den Antrag für begründet, 
so beschließt es die Erhebung der öffentlichen Klage. Die Durchführung dieses 
Beschlusses liegt der Staatsanwaltschaft ob" (§ 175). Allerdings setzt der Beschluß 
des OLG. voraus, daß für die Staatsanwaltschaft eine unbedingte Pflicht zum Ein­
schreiten besteht. Dies ist bei Verbrechen immer der Fall, dagegen kann die Staats­
anwaltschaft neuerdings bei Vergehen mit Zustimmung des Amtsrichters von 
der Erhebung der öffentlichen Klage absehen, wenn die Schuld des Täters gering 
und die Folgen der Tat unbedeutend sind (§ 153 II). In diesem Falle nützt dem Ver­
letzten auch die Anrufung des OLG. nichts 40. Doch werden Vergehen im Amte 
fast nie wegen Belanglosigkeit ungesühnt bleiben. 

3. Amtshaftung und Rechtsweg. Wenn die ordentlichen Gerichte über die 
vermögensrechtliche oder die strafrechtliche Amtshaftung entscheiden sollen, 
müssen sie notwendig die verwaltungsrechtliche Vorfrage prüfen, ob eine Amts­
pflichtverletzung überhaupt vorliegt. Da diese Frage zwar nicht rechtlich, aber 
an ihrem Werte gemessen, die Hauptfrage ist, hat die Verwaltung ein großes In­
teresse daran, die Entscheidung über sie der Justiz nach Möglichkeit zu entziehen. 
Dies könnte auf dreierlei Art geschehen. 

Entweder durch Ausschließung des Rechtswegs und Unterstellung der 
ganzen Angelegenheit unter die Verwaltungsgerichtsbarkeit. Für die 
vermögensrechtliche Haftung gilt dies System heute in Frankreich 41. In Deutsch­
land ist es durch § 11 EG.GVG. und Art. 131 RV. verboten. 

Oder durch Ausschließung des Rechtswegs, solange nicht Verwaltungs­
behörden oder -gerichte die Vorfrage in einem dem Verletzten gün­
stigen Sinne entschieden haben. Dies war bis vor kurzem für die vermögens-

39 FRANK StGBl? § 336 II. 
40 LÖWE-RoSENBERG StPO,1? 1927 S.423 (§ 172 Anm.4). 
41 V gl. BERTHELEMY a. a. O. S. 99ff. 
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rechtliche Amtshaftung bei polizeilichen Verfügungen die preußische Regelung. 
Im § 6 des preußischen Gesetzes vom 11. Mai 1842 hieß es: "Wird eine polizeiliche 
Verfügung im Wege der Beschwerde als gesetzwidrig oder unzulässig aufgehoben, 
so bleiben dem Beteiligten seine Gerechtsame nach den allgemeinen gesetzlichen 
Bestimmungen über die Vertretungsbefugnis der Beamten vorbehalten." Nach 
§ 131 LVG. fand die Vorschrift "auch Anwendung, wenn eine polizeiliche Ver­
fügung im Verwaltungsstreitverfahren durch rechtskräftiges Endurteil aufgehoben" 
war. § 5 des preußischen Staatshaftungsgesetzes vom 1. August 1909 endlich dehnte 
sie auf den Fall der Haftung des Staates oder sonstiger Verbände aus, während sie 
ursprünglich nur für den Beamten selbst galt .. 

Oder durch Zulassung des Rechtswegs mit der Maßgabe einer unbedingten oder 
auf Verlangen der zuständigen Verwaltungsbehörde eintretenden Aussetzungs­
pflicht des Gerichtes. Dies galt nach dem preußischen Gesetze vom 13. Februar 
1854 über die Konflikte bei gerichtlichen Verfolgungen wegen Amts- und Dienst­
handlungen. Die Erhebung des Konflikts, wie man das Eingreifen der vor­
gesetzten Dienstbehörde nannte, das wohl zu scheiden war von der Erhebung 
des Kompetenzkonflikts, war sowohl im Zivil- als auch im Strafprozesse zulässig; 
über diE' Begründetheit des Konflikts entschied das OVG. Nach § 11 II EG.GVG. 
durfte auch gar keine andere Behörde als das OVG. mit der Vorentscheidung be­
traut werden, außerdem beschränkte dieser § 11 die Vorentscheidung auf die Fest­
stellung, "ob der Beamte sich einer Überschreitung seiner Amtsbefugnisse oder 
der Unterlassung einer ihm obliegenden Amtshandlung schuldig gemacht habe". 

Von diesen drei Möglichkeiten war die erste in Preußen nie verwirklicht, jeden­
falls nicht in neuerer Zeit. Die dritte Art der Einschränkung des ordentlichen Rechts­
wegs wurde durch das preußische Gesetz vom 16. November 1920 sowohl für die 
strafrechtliche und vermögensrechtliche Haftung des Beamten selbst, als auch 
für die Haftung des Staates und anderer Verbände bis auf eine Übergangsvorschrift 
aufgehoben. Aber auch diese Übergangsvorschrift gilt heute für die Haftung des 
Staates und anderer Verbände nicht mehr, seit der dritte Zivilsenat des Reichs­
gerichts sie mit gesetzeskräftigem Beschluß vom 20. Februar 1923, ergangen auf 
Grund der RV. Art. 13 II, für unvereinbar mit RV. Art. 131 I Satz 3 ("Der ordentliche 
Rechtsweg darf nicht ausgeschlossen werden") erklärt hat42 • Durch den gleichen 
Beschluß hat aber das Reichsgericht auch das zweite SystE'm - Ausschließung des 
Rechtswegs vor günstiger Entscheidung der V orfrage - für reichsverfassungs­
widrig erklärt und damit § 5 des preußischen Staatshaftungsgesetzes außer Kraft 
gesetzt. Daß das Reichsgericht überhaupt dazu kam, RV. Art. 131 auf diese Weise 
authentisch auszulegen, hing mit der Hartnäckigkeit des preußischen Gerichtshofs 
zur Entscheidung der Kompetenzkonflikte zusammen, der im Gegensatze zum 
Reichsgericht jenen § 5 mehrmals als gültig behandelt hatte43• In dem Meinungs­
streite aber hatte das Reichsgericht recht. Denn bei einer dem Verletzten ungünstigen 
Vorentscheidung des OVG. war der Rechtsweg ausgeschlossen, und das darf nach 
RV. Art. 13P Satz 3 nicht sein. 

Da der vom reichsgerichtlichen Beschlusse unberührt gebliebene Teil der 
Übergangsvorschrift des Gesetzes vom 16. November 1920 heute aus tatsächlichen 
Gründen keine Bedeutung mehr hat, ist der Rechtszustand in Preußen heute 
folgender: Für die strafrechtliche Amtshaftung und die vermögensrechtliche Amts­
haftung des Staates und sonstiger Verbände steht der Rechtsweg ohne jede Ein­
schränkung offen, doch bleibt es dem Ermessen des Gerichtes überlassen, die Ver­
handlung bis zur Entscheidung der Vorfrage, ob das beanstandete Verhalten des 
Beamten gesetzmäßig war, auszusetzen (ZPO. § 148, StPO. § 262 II sinngemäß). 

42 RGBl. I 1923 S. 292; RGZ. 106, 34ff. 
43 KompGH.12.März, 1O.Dez.21 u.20.Mai22, PrVerwBI.42 (1921) S.525f., JW.1922 S. 612ff., 

1924 S. 1062f.; RG. III 30. Sept. 21, 31. März, 11. April 22, RGZ. 102,391ff., 104, 242ff., 290ff. 
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Soweit nach dem preußischen Staatshaftungsgesetze der Beamte nach wie vor per­
sönlich haftet, und bei Polizeibeamten kann dies nur noch Ausländern gegenüber 
der Fall sein (§ 7), gilt der Vorentscheidungszwang bei polizeilichen Verfügungen 
nach § 6 des preußischen Gesetzes vom 11. Mai 1842 auch heute noch. 

Für die übrigen Teile des Reichs hat der gesetzeskräftige Beschluß des 
Reichsgerichts die Bedeutung einer authentischen Auslegung des Art. 131 RV. 
dahin, daß die Einrichtung des Konflikts und der Vorentscheidung bei der Ver­
bandshaftung reichsverfassungswidrig wäre44• Die Verbandshaftung ist aber die 
nach RV. Art. 131 regelmäßige Form der vermögensrechtlichen Amtshaftung. Da­
gegen sind bei persönlicher Haftung im Rahmen des § II EG.GVG. Einschränkungen 
des Rechtswegs zulässig45• Namentlich steht der Erhebung des "Konflikts" bei 
strafrechtlicher Verfolgung des Beamten nichts im Wege. Der hessische VGH. 
lebt geradezu von solchen Konfliktsentscheidungen. Sehr modern mutet die ganze 
Einrichtung nicht mehr an. Trotz aller gesetzlichcn Vorsichtsmaßnahmen hat 
man im Volke bei Erhebung des Konflikts oder beim Vorentscheidungszwang den 
Eindruck, der Beamte solle seinem gesetzlichen Richter entzogen werden. Das 
preußische Gesetz vom 16. November 1920 bedeutet daher vielleicht ein Signal 
für den Abbau der Einrichtung auch im übrigen Deutschland46• Für Reichsbeamte 
hat es den Vorentscheidungszwang und die Konfliktserhebung überhaupt nie ge­
geben. Die einzige Ausnahme bildet der Ausschluß der Reichshaftung nach § 5:l 
des Reichshaftungsgesetzes vom 22. Mai 1910, "soweit es sich um das Verhalten 
eines mit Angelegenheiten des auswärtigen Dienstes befaßten Beamten handelt 
und dieses Verhalten nach einer-amtlichen Erklärung des Reichsministers des Aus­
wärtigen politischen oder internationalen Rücksichten entsprochen hat". Doch 
gilt diese Einengung nicht für die persönliche Verfolgung des Beamten. 

11. Öffentlichrechtliche Entschädigung für schuldlos rechtswidrige Eingriffe. 
Schon die Schadensersatzpflicht der öffentlichen Verbände aus Amtshaftung 

gehört zur öffentlichrechtlichen Entschädigung im weiteren Sinne als einem ver­
mögenswerten Ausgleich des dem einzelnen durch die öffentliche Gewalt zugefügten 
Schadens. In einem engeren Sinne gebraucht man den Ausdruck für die Ent­
schädigungsfälle außerhalb der soeben besprochenen Deliktshaftung. Die Ent­
schädigung für Enteignung bildet das wichtigste Beispiel hierfür. Doch gerade 
dieser Fall gehört nicht in ein System des Rechtsschutzes, weil die Enteignung ein 
in jeder Beziehung rechtmäßiger Eingriff, der hier zu behandelnde Rechts­
schutz aber gegen Rechtswidrigkeiten der öffentlichen Gewalt gerichtet ist. Es 
muß aber noch ein mittleres Gebiet zwischen schuldhafter Amtspflichtverletzung 
und rechtmäßigem Eingriff geben: die schuldlos rechtswidrige Handlung 
und Unterlassung. Auch bei derartigen schuldlosen Schädigungen ist die Frage 
zum mindesten erlaubt, ob der öffentliche Vcrband keine Entschädigung für 
sie schuldet. Dabei kann es nur die Rechtslage verwirren, wenn man den schuldlos 
rechtswidrigen Eingriff den rechtmäßigen Eingriffen beizählt. Wohl ist der Richter 
verpflichtet, einen Angeklagten, von dessen Schuld er überzeugt ist, zu verurteilen. 
Hat er aber irrtümlich einen Unschuldigen verurteilt, so würde der gesunde Men­
schenverstand es nie begreifen, wenn man ein solches Fehlurteil als rechtm.äßigen 
Eingriff bezeichnen wollte. Bei allem guten Glauben, bei aller Sorgfalt des Richters 
ist und bleibt das einen Nichttäter verurteilende Urteil eine Rechtswidrigkeit. 

U VgJ. jetzt die, vom früheren Standpunkte abweichende, Entscheidung des BadVGH. 
19. Mai 25, BadVerwZ. 1926 S.21ff. Der VGH. prüft die Frage selbständig nach, hätte sich 
aber einfach auf den Boden des RGBeschlusses vom 20. Febr. 23 stellen müssen; vgl. meine 
Begründung hierzu in VStaatsRL. 2 (1925) S.43f. 

45 Vgl. z. B. bay. G. v. 8. Aug. 78j7.März24 Art. 7II ; HessVGH. 28. Nov. 25, Entseh. 7,4lff. 
46 Vgl. neuestens Danziger G. v. 22. Febr. 1927. 
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Ein Fall der Schuldlosigkeit scheidet hier aus: der Fall des geisteskranken 
oder sonstwie geistig nicht normal gewesenen Beamten. Die Staa tshaftungsgesetze47 

behandeln den Fall als Deliktshaftung, allerdings, §§ 827,829 BGB. folgend, nur 
im Rahmen der Billigkeit. Im übrigen muß man unterscheiden, ob sich der öffent­
liche Verband durch sein schuldlos rechtswidriges Verhalten bereichert hat oder 
nicht. 

Nehmen wir die zweite Möglichkeit vorweg, so haftet der Staat oder der sonstige 
öffentliche Verband für schuldlos rechtswidriges Verhalten, das ihm 
keinen Vorteil bringt, in der Regel nicht. Durch eine schuldlose Personen­
verwechselung wird ein harmloser Bürger statt des gefährlichen Aufwieglers in 
Schutzhaft gebracht; auf Grund einer schuldlos falschen Auslegung des Gesetzes 
versagt die Behörde die beantragte Genehmigung, zu deren Erteilung sie richtiger 
Ansicht nach verpflichtet war; bei Verfolgung des flüchtigen Verbrechers rennt der 
Schutzpolizeibeamte, anders als im früher genannten Beispiel, ohne das geringste 
Verschulden jemand um, der gegen alle Voraussicht plötzlich seinen Weg kreuzt. 
In all diesen Fällen haftet weder der Staat noch der Beamte persönlich. Denn 
welchen Sinn hätte es, daß RV. Art. 131 I in Verbindung mit BGB. § 839 die Amts­
haftung nur bei schuldhafter Amtspflichtverletzung eintreten läßt, wenn darüber 
hinaus auch schuldlose Rechtswidrigkeit die Amtshaftung begründete! Hier können 
vielmehr nur besondere Gesetze qelfen. Das Reichsgesetz vom 20. Mai 1898 
über die Entschädigung der im Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen Per­
sonen und das vom 14. Juli 1904 über die Entschädigung für unschuldig erlittene 
Untersuchungshaft sind wohl die bekanntesten Beispiele für eine solche Sonder­
regelung. Ob man die Tumultschadengesetze, jetzt also das Reichsgesetz vom 
12. Mai 1920 über die durch innere Unruhen verursachten Schäden, hierher rechnen 
soll, weil es ein, allerdings schuldlos, rechtswidriges Verhalten der öffentlichen 
Gewalt sei, wenn sie gegen derartige Schädlichkeiten nicht wirksam einschreitet, 
läßt sich nicht eindeutig beantworten, da der Aufruhr so überwältigend auftreten 
kann, daß man das ohnmächtige Zusehen der Behörden dann nicht einmal mehr 
als rechtswidrig bezeichnen darf. Dagegen enthält die thüringische LVO. einen 
zweifellosen Anwendungsfall der öffentlichrechtlichen Entschädigung für schuldlos 
rechtswidriges Verhalten, wenn sie bei Zurücknahme oder Änderung einer 
begünstigenden Verfügung wegen sachlicher Unzuständigkeit der Behörde, die 
sie erlassen hatte, oder wegen Rechtswidrigkeit der Verfügung dem Betroffenen 
für den Schaden im Rahmen der Billigkeit gerichtlich verfolgbaren Ersatz zuspricht, 
"soweit nicht gesetzliche Vorschriften in weiterem Umfange Schadenersatz zu­
billigen" (§ 144II). Der Zusatz weist auf die Amtshaftung hin; hatte die Behörde 
bei Erlassung des begünstigenden Aktes schuldhaft gehandelt, so kann der in seinem 
Vertrauen Getäuschte vollen Schadensersatz verlangen, nicht nur im Rahmen der 
Billigkeit. 

Zieht dagegen der Staat oder sonstige Verband aus seinem rechtswidrigen 
Ver halten einen Vorteil , so bedarf seine Entschädigungspflicht keiner be­
sonderen gesetzlichen Grundlage, wenn die Rechtswidrigkeit gerade darin besteht, 
daß er ein mit Entschädigungspflichten belastetes Verfahren umgangen hat. Der 
Staat kann ein Grundstück gegen Entschädigung enteignen. Nimmt er das Grund­
stück olme Enteignungsverfahren weg, baut er z. B. eine öffentliche Straße darüber, 
so leuchtet ein, daß er den durch solche Rechtswidrigkeit für ihn entstandenen Vor­
teil nicht entschädigungslos behalten darf. Die Franzosen haben für solche Fälle den 
fruchtbaren Begriff der "expropriation indirecte", der mittelbaren Enteignung er­
dacht 48, der die Sachlage noch deutlicher beleuchtet. Die Rechtswidrigkeit kann 
auch in einer irrigen verwaltungsgerichtlichen Entscheidung liegen. So hatte einmal 

47 RGes. v. 22. Mai 10 § pI, pr. G. v. 1. Aug. 09 § pr. 
48 BERTHELEMY a. a. O. S. 694ff.; HAURIOU Precis de droit administratiflO 1921 S.717f. 
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das OVG. eine Klage gegen die Inanspruchnahme eines Weges als eines öffentlichen 
zurückgewiesen und damit die Öffentlichkeit des Weges von nun an besiegelt. 
Trotzdem ließ das Reichsgericht eine Entschädigungsklage mit der Behauptung 
zu, der Weg sei früher nicht öffentlich gewesen49• Hat der Unternehmer oder der 
öffentliche Verband mit dem enteigneten Grundstück ein dingliches Recht erhalten, 
ohne daß es im Enteignungsverfahren berücksichtigt wurde, so verurteilt ihn das 
Reichsgericht, "den Antrag auf Feststellung der Entschädigung beim Regierungs­
präsidenten anzubringen", ein etwas formalistischer Weg, der aber schließlich zum 
gleichen Ziele führt wie die unmittelbare Zubilligung der Entschädigung50. Vor 
allem halte man sich ferner vor Augen, daß die Enteignung nicht nur in der Ent­
ziehung, sondern auch in der Belastung eines Grundstücks bestehen kann. "Das 
Grundeigentum kann nur aus Gründen des öffentlichen Wohles ... gegen voll­
ständige Entschädigung entzogen oder beschränkt werden"51. Zu den Beschrän­
kungen gehört vor allem auch die Auferlegung einer Dienstbarkeit. So müßte 
die Heeresverwaltung durch Vereinbarung oder kraft entschädigungspflichtiger 
Enteignung die einem Militärschießplatz benachbarten Grundstücke mit der Dienst­
barkeit belasten, abirrende Geschosse, Lärm und Erderschütterungen dulden zu 
müssen. Versäumt sie, dies zu tun, benutzt sie aber den Schießplatz zu Schieß­
übungen, so muß sie wenigstens- die Entschädigung zahlen, die sie bei ordnungs­
mäßiger Enteignung hätte entrichten müssen 52. Das gleiche gilt bei Geräuschen 
einer öffentlichen Maschinenbauschule53• Die Polizeibehörde lehnt ohne gesetzlichen 
Grund ein Baugesuch ab, da die Unbebaubarkeit dem Straßenverkehr zum Vorteil 
gereicht, ein an sich vernünftiger, aber nur im Enteignungsverfahren geltend zu 
machender Gesichtspunkt; da auf dem Grundstücke nun tatsächlich die Unbebau­
barkeit als Dienstbarkeit lastete, mußte der Eigentümer entschädigt werden54• 

Derartige "mittelbare Enteignungen" gibt es namentlich auch im Patentrecht. 
Das Reich nimmt ein Patent tatsächlich in Gebrauch, ohne das für solche Fälle 
im § 5II PatGes. vorgesehene Verfahren einzuhalten. Entschädigungspflicht des 
Reiches ist die Folge55. 

Man erwartet in diesem Zusammenhang die Würdigung des bekannten § 75 
Einl.ALR., und doch gehört die Bestimmung nur mit Vorbehalt hierher. Nach 
§ 74 müssen "einzelne Rechte und Vorteile der Mitglieder des Staats ... den Rechten 
und Pflichten zur Beförderung des gemeinschaftlichen Wohls, wenn zwischen beiden 
ein wirklicher Widerspruch (Kollision) eintritt, nachstehen". § 75 fährt dann fort: 

"Dagegen iet der Staat denjenigen, welcher seine besonderen Rechte und Vorteile dem 
Wohle des gemeinen Wesens aufzuopfern genötigt wird, zu entschädigen gehalten." 

Wie die Gegenüberstellung mit § 74 ergibt, behandelt die Vorschrift nur den 
rech tmäßigen Eingriff, nicht die soeben behandelten schuldlos rechtswidrigen 
Eingriffe. Und doch kann sich der Geschädigte auch in solchen Fällen auf § 75 be­
rufen, sofern er sich auf den Boden der Tatsachen stellt, also die Rechtmäßigkeit 
des Verwaltungsaktes nicht in Zweifel zieht. Unter Umständen erreicht er damit 
mehr, als mit der Behauptung eines unrechtmäßigen Verwaltungsaktes. So gibt 
es aus früheren Zeiten zugunsten einzelner Fideikommißgüter vertraglich festgelegte 
Steuerfreiheiten, die nach dem Inhalte der Verträge nur gegen eine Abfindungs-

49 RG. VII 23. Apr. 20, RGZ. 99, 12ff. Vgl. auch LGRat Dr. GMEUN in WürttZ. 48 (1906) 
S.277ff. 

50 RG. VII 23. Febr. 10, GruchotsBeitr. 54 (1910) S. 1186ff. 
51 Pr. EnteignG. v. 11. Juni 74 § 1. 
52 HansOLG. 4. Juni 19, HansRZ.1920 Sp. 276f.; RG. VI 30. Juni 19, RGZ.96, 215ff. 

(mit unnötiger Betonung des der Heeresverwaltung zuzurechnenden Vcrschuldens). 
53 RG. V 4. März 16, GruchotsBeitr.60 (1916) S.858ff. 
54 RG. VII 25. Okt. 18, RGZ. 94, 71ff. 
55 RG. I 19. Juni 12, GruchotsBeitr.56 (1912) S.I119ff.; RG. I 28. Sept. 21, RGZ. 

102, 390f. Vgl. auch RG. I 3. März 28, RGZ. 120, 264ff. 
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summe aufgehoben werden dürfen56• Angenommen, das zuständige Finanzgericht 
verneine rechtskräftig das Fortbestehen jener Steuerfreiheiten nach der Revolution, 
so wird das mit einer Entschädigungsklage befaßte ordentliche Gericht der Be­
hauptung, das Finanzgericht habe unrichtig entschieden, keine Beachtung schenken, 
wohl aber dem Vorbringen, die Steuerfreiheit sei nun einmal, gleichgültig, ob zu 
Recht oder zu Unrecht, beseitigt, der Staat habe daher die im Vertrage vorgesehene 
Abfindungssumme zu zahlen. 

IH. Anhang. Die öffentliche Gewalt als Werkzeug unerlaubter Handlungen 
Privater 67. 

Bis jetzt war von der Schadensersatzpflicht des Staates oder sonstiger öffent­
licher Verbände die Rede. Es kann aber vorkommen, daß sich das Begehren des 
Geschädigten gar nicht gegen den öffentlichrechtlichen Verband richtet, sondern 
gegen eine Privatperson, die in schuldhaft rechts- oder sittenwidriger Weise die 
öffentliche Gewalt zuungunsten des Geschädigten in Bewegung gesetzt hat. Jemand 
zeigt seinen Feind wider besseres Wissen als einen gefährlichen Ausländer an und 
bewirkt so dessen Verbringung in Schutzhaft. Oder ein Beamter berichtet sei:r~em 
Vorgesetzten Übles über einen Amtsgenossen und verhindert so dessen Beförderung. 
Oder jemand bezeichnet der Zollbehörde in Deutschland hergestellte Ware bewußt 
unwahr als Schmuggelware und bewirkt so deren objektiv gesetzwidrige Beschlag­
nahme. 

Rein bürgerlichrechtlich betrachtet, bieten die Fälle überhaupt keine Schwierig­
keit, in allen Fällen haftet der Schädigende aus BGß. § 826 oder § 823. Zweifel 
kann nur vom öffentlichen Rechte kommen, ob nämlich das Gericht befugt ist, den 
ursächlichen Zusammenhang zwischen der unerlaubten privaten Betätigung und 
dem staatlichen Verhalten zu bejahen. Man hört bei Gerichten mitunter das Be­
denken, eine öffentliche Behörde prüfe die Voraussetzungen für ihr Einschreiten 
immer selbständig, könne daher nie bloßes Werkzeug einer Privatperson sein58• 

Indessen kann man die Möglichkeit einer Irreführung von Behörden nicht ernsthaft 
leugnen, auch bei behördlichen Tätigkeiten kann man zu dem sicheren Schlusse 
gelangen, daß sie unterblieben wären, wenn der Private seine irreführenden Ver­
dächtigungen unterlassen hätte. Auch Zuständigkeitsbedenken bestehen nicht 59. 

Wohl gehört die Frage, ob die Behörde einschreiten durfte oder einen Verwaltungs­
akt hätte vornehmen sollen, dem öffentlichen Rechte an, doch ist sie bloß eine 
öffentlichrechtliche Vorfrage und unterliegt daher der Prüfung durch die 
ordentlichen Gerichte (ZPO. § 148). Dies führt zu dem ohne weiteres einleuch­
tenden Satze, daß die Verwendung der öffentlichen Gewalt zur Begehung einer 
unerlaubten Handlung den Schädiger nicht von der bürgerlichrechtlichen, vor 
den ordentlichen Gerichten geltend zu machenden Schadensersatzpflicht befreit. 
Das Reichsgericht läßt sogar die Schadensersatzklage wegen Ausbeutung der Rechts­
kraft eines Zivilurteils gegen die guten Sitten zu60, obgleich gerade hier schwere 
Bedenken gegen eine solche leichtherzige Beiseiteschiebung der zwischen den gleichen 
Parteien rechtskräftig entschiedenen Sache bestehen61 • Um wieviel mehr muß das 
Reichsgericht einen Schadensersatzanspruch zubilligen, wenn das schädigende Er­
eignis ein Verwaltungsakt oder die Nichtvornahme eines solchen war. Als sich 
jemand während des Krieges seiner Geliebten dadurch entledigte, daß er ihre Ver­
bringung in Schutzhaft veranlaßte, wies das Reichsgericht die Schadensersatzklage 

66 Vgl. preuß.-old. Vertrag v. 27. Sept. 1866 Art. II Ziff. 2, abgedruckt bci H. SCHULZE 
Hausgesetze II 1878 S.450f. 

67 Hierzu Fehlerh. Staatsakt S. 175ff. 
68 RG. V 20. Okt. 09. RGZ. 72. 86f. 59 Vgl. oben S.55. 
80 Z. B. RG. IV. ZivSen.4. Jan. 26, JW. 1926 S. 1148f. 
8\ Fehlerh. Staatsakt S. 181ff. Aus neuerer Zeit u. a. OERTMANN, ArchBürgR. 42 (1916) 

S. Iff. 



320 § 15. Verwaltungszwang und andere Mittelzur Verwirklichung des staatlichen Willens. 

der früheren Geliebten nur deshalb ab, weil die Voraussetzungen der Schutzhaft 
gegeben waren62 ; hätte der Liebhaber unwahre Angaben gemacht, so würde das 
Reichsgericht verurteilt haben. In einem anderen Falle hatte nach Abschluß eines 
Grundstückskaufvertrages der Verkäufer die für die Wirksamkeit des Vertrages 
erforderliche Genehmigung des Landrats arglistig hintertrieben; das Reichsgericht 
trug kein Bedenken, den Verkäufer für schadensersatzpflichtig zu erklären63• 

§ 15. Verwaltungszwang und andere Mittel zur Verwirklichung des 
staatlichen Willens. 

OTTO MAYER I S. 257ff., 271ff., 287ff., 299ff., 358ff., 370ff., II S. 178, 213ff.; FLEINER 
S. 214ff.; SCHOEN S. 268ff.; HATsCHEK S. 156ff., 176ff., 272ff .. 424ff.; LOENING S.247-258; 
G. MEYER·DocHow S. 62ff.; HERRNRITT S. 350ff.; MERKL S. 266ff., 279ff.; KORMANN AnnDR. 
1912 S. 213ff., 195ff.; KITZINGER Die Verhinderung strafbarer Handlungen durch Polizei­
gewalt 1913 S. 178ff., 83ff. - Kommentare zum pr. LVG. §§ 132ff. und zur AO. §§ 298ff., 
355ff., 385ff.; HENsEL Steuerrecht2 1927 S.144ff., 179ff.; BÜHLERLehrbuch des Steuerrechts I 
1927 S:340ff., 472ff., 500ff., 512ff. . 

H. KAUTZ Das Verwaltungszwangsverfahren wegen Beitrcibung von Geldbeträgen6 1922; 
HAJlN desgI. 4 1927; HECHT Das sächs. G. ü. d. Zwangsvollstreckung wegen Geldleistungen 
in Verwaltungssachen 1904; KARLE Betreibung öffentlichrechtlicher Geldforderungen (in Baden) 
1927; BLUMENSTEIN Die Zwangsvollstreckung für öffentlichr. Geldforderungen nach schweiz. 
Recht, Bern. Festg. f. d. Bundesgericht 1924 S. 181ff. 

ANSCHÜTZ Das Recht des Verwaltungszwanges in Preußen, VerwArch. 1 (1893) S. 389ff.; 
G. MEYER-ANsoHüTz Art. "Verwaltungszwang" im WStVR. III; BUCH Das nichtkodifizierte 
Verwaltungszwangsreeht in Preußen, ArchÖffR. 31 (1913) S. 326ff.; I;'RIEDRICHS Verwaltungs­
rechtspflege III 1921 S. 1204ff.; DERSELBE Verwaltungszwang, Stusev. 1924 S.135ff., 165ff., 
181f.; DERSELBE Die Höhe der polizeilichen Zwangsstrafcn, Stusev. 1925 S.315f. - ZIEGLER 
Das Recht des Verwaltungszwangs in Bayern, AnnDR. 1915 S. 724ff.; THoMA Dcr Polizei befehl 
im badischen Recht I 1906 S.89ff., 302ff.; DERSELBE Bcmerkungen zum badischen Polizeirecht, 
BadVerwZ. 1908 S. 13ff.; WECKBACH Das Verwaltungszwangsverfahrcn in Hessen 1927; 
KUKULA Der Verwaltungszwang, Wien 1918. - HEINEMANN Das Ersatzgeschäft. Ein Beitrag 
zum allgemeinen Recht der Verwaltung und der Zwangsvollstreckung, GruchotsBeitr. 69 
(1928) S. 319ff., 550ff. 

PREGER Die Ordnungsstrafe im Reichsrecht, ArchÖffR. 7 (1892) S.365ff.; NEUKAMP 
Die polizeilichen Verfügungen zur Verhütung strafbarer Handlungcn, VcrwArch. 3 (1895) 
S. Hf.; M. ISAAK Zwangsstrafrecht und Zwangsstrafverfahren, ZStrW. 21 (1901) S.625ff.; 
HOF ACKER Verhältnis der Exekutivstrafen zu den Kriminalstrafen, V erw Arch. 14 (1906) S. 447 ff. ; 
DERSELBE Die rechtliche Natur der württembergischen Ungehorsamsstrafe, WürttZ. 48 (1906) 
S. 340ff., 371ff.; 49 (1907) S. 19ff., 217ff., 276ff.; DERSELBE Zur badischen Ungehorsamsstrafe, 
BadVerwZ. 1908 S.45ff., auch 1907 S. 165ff.; DERSELBE Zur "Ungehorsamsstrafe", WüRV. 
14(1921)S. 37ff.; KÖSTLIN Die württembergische Ungehorsamsstrafe, ebenda S. Hf.; KRUKEN­
BERG Die Konkurrenz von Verwaltungszwang und Strafverfolgung 1914; .JADESOHN Exekutiv­
strafen der Verwaltungsbehörden und Strafbestimmungen der Kriegswirtschaftsgcsetze, PrVerw.­
BI. 40 (1919) S. 152f.; STÖLZEL Ordnungsstrafen, Stusev. 1924 S. 90f.; BRESLAUER Die Ord­
nungsstrafen in der Kartel~yerordnung, Kartell-Rundschau 25 (1927) S.64ff. 

K. A. FREUDENBERG Uber polizeilichen Gewahrsam, BadVerwZ. 1907 S. 177ff.; BRUNO 
ECKSTEIN Die Freiheit der Person, Kieler Dissertation 1922; EICHNER Die Rechtsgrundlagen der 
Präoventivpolizei, insbesondere der Präventivpolizeihaft, nach der bayerischen Rechtsentwick­
lung 1927 S. 46ff. - FRITZ VAN CALKER Das Recht dcs Militärs zum administrativen Waffen­
gebrauch 1888; DELIUS Über das Recht der Vollzugsbeamten und des Militärs zum admini­
strativen Waffengebrauch, ArchÖffR. 11 (1896) S.84ff..; ENDRES Der militärische Waffen­
gebrauch2 1903; WILFING Der administrative Waffen gebrauch dcr öffcntlichen Wachorgane 
und des Heeres 1909; G. MEYER-ANscHüTz Art. "Waffengebrauch dcr Vollzugsbeamten; 
Einschreiten der bewaffneten Macht" im WStVR. III; D~;LIUS Dns Wnffengcbrauchsrecht 
der exekutiven Polizeibeamten, PrVerwBI. 42 (1921) S.249f.; DERSELBE DerWaffengebrauch, 
"Die Polizei" 25 (1928) S.1l9ff., 150f.; HooHE Die Bestimmungen über den Waffengebrauch 
bei der preußischen Schutzpolizei und Landjägerei, ZBeamtR. I (1928) S. 162ff.; WODARG Ist 
der administrative Waffengebrauch innerhalb bewaffneter staatlicher Exekutivorgane zulässig? 
Deutsches Polizei-Archiv 8 (1929) S.23ff. BALTz Das Waffengebrauchsrecht der :Forst- und 
Polizeibeamten, ZForstJagdW. 58 (1926) S.564ff. Über den Waffengebrauch der Forstbeamten 

62 RG. VI 14. Febr. 21, RGZ. 101, 322ff. 
63 RG. V 28. März 25, RGZ. 110, 364f. Vgl. noch RG. 125. März 11. RGZ. 76, 67ff. (Er­

schleichung eines Patents). 
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oder Jagdaufseher auch REICHMuTH (1908), EBNER2 (1925), JACOBTEMPLIN 2 (1926). -Wo JELLI­
NEK Zabern. -Ober das Verhaftungsrecht des Militärs 1914 (dazu WOLZENDORFF, VerwAreh. 22, 
1914, S. 517ff.); ROMEN-RISSOM Waffengebrauch und Festnahmerecht des Militärs 1914; 
R. LIEPMANN Die polizeilichen Aufgaben der deutschen Wehrmacht 1926; EICHNER desgl., 
BayGemZ. 37 (1927) Sp. 60ff.; K. SCHNEIDER Polizei und Reichswehr 1926; JANISCH Militär 
und Polizei, "Die Polizei" 23 (1926) S. 327ff.; FREY Militärhoheit und Polizeihoheit, ebenda 
24 (1927) S.4f. 

SCHULTZENSTEIN Nothandlungc~ im Verwaltungsrecht, VerwAreh. 16 (1908) S.123ff.; 
WOLZENDORFF Staatsnotrecht, ArchÖffR. 27 (1911) S.220ff.; FRIEDRICHS Polizeinotstand, 
DJZ.1923 Sp. 560f.; BERTRAM Gibt es Notwehr des Staates im Verwaltungsrechte? VerwAreh. 
33 (1928) S. 428ff.; OETKER Hilfeleistung in Staatsnotwehr und Staatsnotstand, GerS. 97 (1928) 
S. 411 ff. - DEICHMANN Kann die Untersuchungskommission im Disziplinarverfahren gegen 
den Angeschuldigten eine Ordnungsstrafe wegen Ungebühr festsetzen? PrVerwBl. 42 (1921) 
S. 490; DELIUS Ordnungsstrafrecht wegen ungebührlichen Benehmens, cbenda S.586f. 

J. GOLDSCHMIDT Das Verwaltungsstrafrecht 1902; DERSELBE Das Verwaltungsstrafrecht 
im Verhältnis zur modernen Sta,tts- und Rechtslehre, Festg. f. KocH 1903 S. 415ff.; DERSELBE und 
ANDERS Gutachten zum 3. DJT. i. d. Tschechoslowakei 1927 S. 39ff. (dazuH. R. LIEPMANNi. d. 
Prag. Jur. Z. 7, 1927, Sp. 475ff.); SCHULTZENSTEIN -Ober Verwaltungsstrafgerichtsbarkeit, V crw.­
Arch. 11 (1903) S.149ff.; HOF ACKER -Ober Verwaltungsstrafrecht, VerwAreh. 15 (1907) S.404ff.; 
DERSELBE -Ober die Grenzabscheidung zwischen Strafrechtsprechun~ und Verwaltung 1914; DER­
SELBE Die Staatsverwaltung und die Strafrechtsreform 1919; DERSELBE Der österr. Entwurf 
eines Verwaltungsstrafgesetzes, PrVerwBl. 43 (1922) So 565ff.; O. HATSCHEK Studien 
zum österreichischen Polizeistrafrecht, GoltdArch. 57 (1910) S. Hf.; H. ZELLER -Ober 
die Beziehungen zwischen Strafrecht und Verwaltungsrecht, Festg. f. ZüncHER 1920 
S. 109ff.; MANNHEIM Strafrecht und Verwaltungsbehörden mit Rücksicht auf die be­
vorstehende Strafrechtsreform, PrVerwBl. 42 (1921) S. 522ff.; TROPS Begriff und Wert 
eines Verwaltungsstrafrechts (Strafr. Abh. 208) 1926; M. LÖWENTHAL Brauchen wir ein deutsches 
Verwaltungsstrafrecht? VerwAreh. 32 (1926/27) S. 168ff.; H. v. WEBER Die Reform des 
Verwaltungsstrafrecht8, Wiss. VJSchr. z. Prag. Jur. Z. 8 (1928) Sp. 129ff. - GRAF ZU 
DOHNA Beziehungen und Begrenzungen von Strafrecht und Verwaltungsrecht, V erwArch. 30 
(1925) S. 233ff. - LANGER Verwaltungsstrafrecht und Strafverfahren, Wien 1926; MANNLICHER­
CORETH Das Vorwaltllngsverfahron 2, Wien 1927 S. 126ff.; KÖRNER Zum österr. Verwaltungsstraf­
recht, ÖZBl. 45 (1927) S.817ff. 

FRTEDEL Die polizeiliche Strafverfügung 1905; MEYER-EsCHENBERG Reichsrecht und Lan­
desrecht im Polizeistrafverfügungsverfahren, Stusev. 1926 S. 385ff.; FRIEDRICHS Polizeil. Straf­
verfügungen im Lichte des Allg. Rechtes, GoltdA. 71 (1927) S. 201ff., 241ff., 281ff., 321ff. 
- Die Schriften zum Straf- und Strafverfahrensrecht der AO. von MEISEL (1920), JULIUSBER­
GER 12 (1923), GNAD 2 (1923), lIEINRICH (1923, Ergiinzungsheft 1924), CATTIEN(1925, Erg. 1927), 
LELEWER (1925), RÖMER (1927), MICHAELIS (1928), MUNDT (1928). 

Bis jetzt war davon die gede, wie der einzelne die ihm eingeräumte Rechtssphäre 
gegen die öffentliche Gewalt verteidigt und seine Rechte durchsetzt. Nunmehr ist 
die Kehrseite des Verhältnisses zu betrachten. Wie verwirklicht der Staat oder ein 
sonstiger Träger öffentlicher Gewalt seinen Willen dem einzelnen gegenüber? 

Eine privatrechtliche, des Staates unwürdige Lösung wäre es, ihn zur Klage vor den 
Gerichten zu zwingen, ehe er seinen Willen in die Tat umsetzen darf. Man findet 
daher diese Notwendigkeit nur ganz vereinzelt in den Gesetzen. So kann das Reich 
unter gewissen Voraussetzungen den Privatnotenbanken die Befugnis zur Ausgabe 
von Banknoten entziehen, aber nicht durch Verwaltungsakt, sondern nur durch Klage 
des Reichswirtschaftsministers, der ein gerichtliches Urteil folgen mußl. In der 
Regel bedarf es des vorgängigen Urteils nicht, vielmehr ist der Verwaltungsakt 
s.!=JJbst ordentlicher Vollstreckungstitel. Der Private, um vollstrecken zu 
können, erwirkt ein gerichtliches Urteil und vollstreckt auf Grund einer vollstreck­
baren Ausfertigung des Urteils; für die Verwaltungsbehörde ist der von ihr selbst er­
lassene förmliche Verwaltungsakt, z. B. der Veranlagungsbescheid, die Polizeiver­
fügung, die Zwangseinsehreibung, genügende Grundlage der Vollstreckung. Da­
neben kennt die auch in diesem Punkte neuzeitliche thüringische LVO. vom 10. Juni 
1926, ähnlich wie ZPO. § 7941 u. 5, eine Vollstreckung aus Vergleichen und vollstreck­
baren Anerkenntnissen (§ 147 1). Der Verwaltllllgszwang ist aber nicht immer Voll-

1 Privatnotenbankgesetz v. 30. Aug. 24 § 24. 
JeJlinek, VerwaltungBrecht. 2. Auf!. 21 
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streckung eines vorangegangenen Verwaltungsakts, in Fällen der Not muß die Verwal­
tung unmittelbar zugreifen können. Man hat daher die Zwangsvollstreckung und 
den Zwang ohne vor~ngehenden Verwaltungsakt zu unterscheiden. Innahem 
Zweckzusammenhang mit der Umsetzung des hoheitlichen Willens in die Tat steht 
dann noch der vermögensrechtliche und der strafrechtliche Schutz der Ver­
waltung, Gegenstücke zur vermögensrechtlichen und strafrechtlichen Amtshaftung. 

I. Zwangsvollstreckung. 
Gewisse Verwaltungsakte bedürfen keiner Vollstrcckung, da sic die Erfüllung 

des staatlichen Willens in sich tragen: Erlaubniserteilungen, Befreiungen, Macht­
verleihungen, Machtentziehungen, Widerrufe, Aufhebungen. Mit der Rechtskraft 
der Auflösungsverfügung z. B. ist die juristische Person aufgelöst, eines Ein­
schreitens mit Gewalt bedarf es nicht mehr. Vollstreckbarer Verwaltungsakt kann 
vielmehr nur ein Befehl sein oder ein sonstiger Verwaltungsakt, sofern er mit einem 
Befehle verbunden ist. Befehle aber sind entweder Gebote oder Verbote, haben 
also entweder Handlungen oder Unterlassungen zum Gegenstande. Auch die voll­
streckbare Duldungspflicht ist eine Unterlassungspflicht, nämlich die Pflicht, sich 
gegen Eingriffe tatsächlicher Art nicht zur Wehr zu setzen. Unterlassungen und 
Duldungen sind immer unvertretbar; niemand kann für einen andern z. B. die Imp­
fung über sich ergehen lassen. Handlungen dagegen sind entweder, wie das An­
streichen einer Bretterwand, vertretbar oder, wie die Aussage eines Zeugen, unvertret­
bar. Unter den vertretbaren Handlungen wieder nimmt die Geldzahlung eine be­
sondere Stelle ein. Rechnet man noch der Einfachheit wcgen die Herausgabe 
einer bestimmten Sache oder eines Menschen zu dcn sonstigen vertretbaren Hand­
lungen, so erhält man die bekannte Einteilung der im Zivilprozeß geregelten Zwangs­
vollstreckung (ZPO. §§ 803ff., 883ff., 888ff.): Zwangsvollstreckung wegen Geld­
forderungen, Zwangsvollstreckung zur Erwirkung vertretbarer Handlungen, 
Zwangsvollstreckung zur Erwirkung unvertretbarer Handlungen sowie von 
Unterlassungen und Duldungen. 

1. Bei der Zwangsvollstreckung wegen öUentlichrechtlicher Geldforderungen 
könnte das Gesetz einfach auf die Vorschriften der ZPO. vcrweisen. Namentlich 
ließe sich die Verwendung der ordentlichen Gerichte im Vollstreckungsverfahren 
durch § 4 EG.GVG. rechtfertigen. Die Verwaltungsgesetze machen aber von dieser 
Möglichkeit nur teilweise Gebrauch. 

Für die Beitreibung der Reichssteuern enthält die AO. in den §§ 2!lRff. ein­
gehende Vorschriften. Ähnliche Bestimmungen finden sich in den Gesetzen oder 
Verordnungen der Länder, für Preußen in der mehrfach abgeänderten Verordnung 
vom 15. November 1899. 

Die dem Zivilprozeß geläufige Dreiteilung - Zwangsvollstreelmllg in bewegliche 
körperliche Sachen, in Forderungen und sonstige zum beweglichen V crmögen 
gehörige Rechte, in das unbewegliche Vermögen (ZPO. §§ 808ff., 828ff., 8ß4ff.) 
- findet sich auch beim Verwaltungszwang. Dcr Unterschied besteht hier nur 
in der Betrauung anderer Personen und Stellen mit <ler Zwangsvollstreckung als 
der in der ZPO. vorgesehenen. 

Die Zwangsvollstreckung in beweglichc körperliche Hachen spielt 
sich so ab, daß der hier an die Stelle des Gerichtsvollziehers tretende Vollzieh lIugs­
beamte (Vollstreckungsbeamte) die zur Befriedigung der öffentlichrcchtlichen 
Forderung nötigen Sachen, soweit sie sich im Gewahrsam des ~chuldlwrs befinden, 
in Besitz nimmt oder mit einem Siegel versieht und später auf Anordnung der 
Vollstreckungsbehörde versteigert. Geld unterliegt selbRtverstiindlich der Versteige­
rung nicht. 

Bei der Zwangsvollstreckung in ForderungeIl lind andere zlIm 
beweglichen Vermögen gehörige Rechte übt die Vollstreckungsbehörde 
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die Aufgaben des Vollstreckungsgerichts aus, z. B. das Finanzamt für Steuerfor­
derungen, der Bürgermeister für Kosten, die der Polizeipflichtige zu ersetzen hat. 
Einzelne Länder verwenden die Amtsgerichte als Vollstreckungsgerichte 2• Soll 
eine Geldforderung gepfändet werden, so verbietet die Vollstreckungsbehörde dem 
Drittschuldner, an den Schuldner zu zahlen, und dem Schuldner, also dem, der öffent­
lichrechtlich zur Zahlung an die Behörde verpfliehtet ist, irgendeine Verfügung 
über die Forderung vorzunehmen. Außerdem überweist sie die Forderung dem Be­
rechtigten zur Einziehung. Ist sie selbst die für den Empfang des Geldes zuständige 
Stelle, so bestimmt sie, daß sie selbst die Forderung einziehen kann (AO. § 334). 
Im Verhältnis zum Drittschuldner entsteht dadureh kein öffentlichrechtliches 
Rechtsverhältnis. Weigert sich also der Drittschuldner, etwa ein Darlehnsschuldner 
dessen, gegen den die Vollstreckung gerichtet ist, den geschuldeten Darlehnsbetrag 
zu zahlen, so bleibt der Behörde nichts übrig als Erhebung der Klage vor den ordent­
lichen Gerichten. Wie im Zivilprozeß gelten dann noch besondere Vorschriften für 
die Zwangsvollstreckung in Ansprüche auf Herausgabe oder Leistung von Sachen 
und in sonstige Vermögensrechte, z. B. Verlags- und Patentrechte. 

Ähnlich hätte auch die Zwangsvollstreckung in das unbewegliche 
Vermögen geregelt werden können. Da aber die richtige Handhabung der bei der 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung von Grundstüeken zu beobachtenden 
Regeln eine lange Übung voraussetzt, die nur bei den Gerichten oder den Notaren, 
wo diese an die Stelle der Gerichte treten, vermutet werden kann, begnügen sich die 
Gesetze durchweg mit dem Hinweis auf die Vorschriften des gerichtlichen Verfahrens3 • 

Es gilt hier also neben den Vorsehriften der ZPO. über Eintragung einer Siche­
rungshypothek das l{Ciclmgesetz vom 24. März 1897 über die Zwangsversteigerung 
lind die Zwangsverwaltung in jeder Beziehung, nicht nur in sinngemäßer An­
wendung. 

2. Die Zwangsvollstreckung zur Erwirkung vertretbarer Handlungen ist 
bekannt unter dem Namen der Ersatzvornahme. Sie ist in Preußen im § 1321 

des LVG. geregelt, für den Bereich der Reichssteuerverwaltung in den §§ 347ff., 
202 der AG. Für Preußen ist hervorzuheben, daß nicht jede Verwaltungsbehörde 
diese Art von Vollstreelwllg anordnen kann, sondern nur die im Gesetze ausdrück­
lich genannten Behörden, also der Regierungspräsident, der Landrat, die Ortspolizei­
behörde, der Gemeindevorsteher, außerdem die in zerstreuten EinzelgesetzeIl er­
mäehtigten Behörden. Ist allerdings eine Behörde ganz allgemein zur Zwangsdurch­
führung ihrer Maßnahmen ermächtigt, so steht ihr die Ersatzvornahme ohne 
weiteres zu. Von der zivilprozessualen Ersatzvornahme (ZPO. § 887) unterscheidet 
sieh die verwaltungsrechtliche im wesentlichen nur dadurch, daß es im Zivilprozeß 
für die Erzwingung vertretbarer Handlungen nur die Ersatzvornahme gibt, während 
im Verwaltungsrecht die vertretbaren Handlungen daneben nach Art der unvertret­
baren vollstreekt werden können, eine begreifliche Abweichung, wenn man bedenkt, 
daß sich der verwaltende Staat keine Möglichkeit zur Durehsetzung seines Willens 
entgehen lassen darf. Eine Art Ersatzvornahme ist auch die vom Gesetze meist 
nieht ausdrüeklieh genannte V ollstrcekung der Pflicht zur Herausgabe von Sachen 
und Menschen, doch gelten hierfür sinngemäß die besonderen Vorschriften der 
ZPO.4. 

Über die Ersatzvornahme bestimmt z. B. das preußische Gesetz (LVG. § 132): 
"Die Behörde hat, Rofern es tunlieh ist, die zu erzwingende Handlung durch einen Dritten 

ausführen zu lassen und den vorläufig zu bestimmenden Kostenbetrag im Zwangswege von 
dem Verpflichteten einzuziehen." 

2 Z. B. bad. G. v. 12. Apr. fJ!J §3, thür. LVO. § 183. 3 AO. *345, pr. VO. v. 15. Nov. fJfJ * 51. 
4 FmEDRICHS VRPflege III IfJ21 S. 1258ff. Über die Gleichstellung der Herausgabe 

von Kindern mit ({pr HermIRgabe von flachen vgl. STEIN-JONAS ZPO. II 12 u.13 IfJ26 S. 832 
(§ 883 III). 

21* 
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Die Ersatzvornahme geht also so vor sich: Die Staatsbibliothek in Berlin z. B. er­
hält von einem Buchdrucker nicht das ihr angeblich zustehende Pflichtexemplar 
eines bestimmten Werkes und wendet sich an die zuständige Ortspolizeibehörde 
mit dem Ersuchen um Verschaffung des Buches 5. Die Ortspolizeibehörde ordnet 
Ablieferung des Buches binnen zwei Wochen an, widrigenfalls sie es auf Kosten des 
Druckers in einer Buchhandlung kaufen werde. Kommt der Drucker auch jetzt der 
Anordnung nicht nach, so setzt die Ortspolizeibehörde den Kostenbetrag vorläufig 
in Höhe des Ladenpreises von z. B. 50 RM fest, zieht den Betrag nach den Vor­
schriften über die Beitreibung öffentlichrechtlicher Geldforderungen beim Drucker 
ein, kauft damit das Buch in einer Buchhandlung und liefert es an die Staatsbiblio­
thek in Berlin ab. War der Drucker noch selbst im Besitze von Exemplaren, so hätte 
die Ortspolizeibehörde ihm einfach eines wegnehmen und ihm überlassen können, 
sich deswegen mit dem Verleger auseinanderzusetzen. Es bedarf wohl kaum der 
Hervorhebung, daß die Beziehungen zwischen der Verwaltungsbehörde und dPIll 
Dritten, hier der Buchhandlung, rein bürgerlichrechtlich bleiben. 

3. Für die Erzwingung nicht vertretbarer Handlungen, ferner VOll Unter­
lassungen und Duldungen, steht der Behörde als Vollstreckungsmittel die Zwangs­
strafe (Exekutiv-, Ungehorsams-, Beugestrafe) zur Verfügung. Doch macht, 
wie schon erwähnt, das Verwaltungsrecht die scharfe Unterscheidung zwischen 
vertretbaren und unvertretbaren Handlungen nicht, die Ersatzvornahme ist das 
für vertretbare Handlungen vorgesehene Zwangsmittel nur, "sofern es tunlieh ist". 

Obgleich die Zwangsstrafe keine echte Strafe ist, hat sie doch solche Ähnlich­
keiten mit ihr, daß man den Grundsatz "nulla poena sine lege" auch auf sie an­
wendet. Ohne ausdrückliche gesetzliche Ermächtigung darf keine Behörde eine 
Zwangsstrafe androhen oder festsetzen6• Solche gesetzlichen Bestimmungen finden 
sich für Preußen im § 1322 LVG., für die Reichssteuerverwaltung im § 202 AO. 
Die preußischen Vorschriften lauten: 

"Kann die zu erzwingende Handlung nicht durch einen Drittcn gcleistet werden, - oder 
steht fest, daß der Verpflichtete nicht imstande ist, die aus dcr Ausführung dureh einen Dritten 
entstehenden Kosten zu tragen, - oder soll eine Unterlassung erzwungen werden, so sind die 
Behörden berechtigt, Geldstrafen anzudrohen und festzusetzen, und zwar [nach der Ueiehsver­
ordnung vom 6. Februar 1924 bis zu 1000 RM, nach einer Verordnung des preußischen Ministers 
des Innern vom 29. November 1923, die nur die Bedeutung eines Dienstbefehls hat, aber]: 
a) die Gemeindevorsteher bis zur Höhe von 150 RM; b) die Ortspolizeibehörden und die 
städtischen Gemeindevorsteher(-vorlltände) in einem Landkreise bis zur Höhe von 300 RM; e) die 
Landräte sowie die Polizeibehörden und Gemeindevorsteher (-vorstände) in einem Stadtkreise 
bis zur Höhe von 500 RM; d) der Regierungspräsident bis zur Höhe von 1000 UM. 

Gleichzeitig ist nach Maßgabe der §§ 28, 29 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich 
die Dauer der Haft fcstzusetzen, welche für den Fall des Unvermögens an die Stelle der Geld­
strafe treten soll." 

Wie bei der Ersatzvornahme bedarf es auch hier der vorherigen schriftlichen An­
drohung des Zwangsmittels. 

Die Behörde erläßt also zunächst eine Verfügung, etwa des Inhalts, daß der 
Gutsbesitzer A binnen vierzehn Tagen ein Verzeichnis der bei ihm beschäftigten 
ausländischen Arbeiter einzureichen habe. Gleichzeitig mit dieser Anordnung 
oder in einem späteren besonderen Verwaltungsakt droht sie eine Zwangsstrafe 
an, z. B. "bei Vermeidung einer Geldstrafe von 100 RM, an deren Stelle im Falle 
der Unbeibringlichkeit eine Haftstrafe von fünf Tagen tritt". Reicht der Gutsbe­
sitzer das Verzeichnis nicht rechtzeitig ein, so kann die Behörde erwägen, ob sie 
jetzt Ernst machen oder es noch einmal gütlich versuchen soll. Wählt sie die 
erste Möglichkeit, so setzt sie in einem förmlichen Verwaltungsakt eine Geldstrafe 

5 Über diesen Fall vgl. unten S. 405. 
6 Nur die früher stark rückständigen Verhältnisse in Meeklenburg machen es verständlich, 

daß dort die Ungehorsamsstrafe ein observanzmäßiges Attribut der Polizei gebildet hat: 
OLG. Rostock 16. Mai 08. MeeklZ. 27 (1909) S. 30ff. 
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von 100 RM fest und vollstreckt sie nötigenfalls. So mündet auch diese Art des Ver­
waltungszwanges in die Vollstreckung öffentlichrechtlicher Geldforderungen aus. 

Das Beispiel lehrt deutlich den Unterschied zwischen Zwangsstrafe 
und Strafe im Sinne des Strafrechts (echter Strafe). Die echte Strafe 
wird durch Rechtssatz angedroht, die Zwangsstrafe durch Verwaltungsakt. 
Für die Verhängung der echtcn Strafe gilt, wenigstens in der Regel, das sog. Lega­
litätsprinzip, d. h. die Strafe muß beim Vorliegen einer strafbaren Handlung 
oder Unterlassung verhängt werden, während bei der Zwangsstrafe das sog. Oppor­
tunitätsprinzip herrscht, die Behörde also von der :I!'estsetzung der Strafe absehen 
kann, wenn sie z. B. glaubt, durch die hierdurch zu befürchtende Verstimmung des 
als Wohltäter bekannten Verpflichteten das Gemeinwohl zu gefährden. Die pein­
liche Strafe sieht nach rückwärts oder, vorsichtiger ausgedrückt, auch nach rück­
wärts; das "quia peccatum est" haftet ihr, trotz aller neueren Theorien, auch heute 
noch an; die Zwangsstrafe dagegen sieht ihren Zweck ausschließlich in der Zukunft, 
sie will nicht Vergangenes sühnen, sondern eine zukünftige Handlung, Unterlassung 
oder Duldung erzwingen. Daraus ist die wichtige Folgerung zu ziehen, daß die Zwangs­
strafe nicht mehr verhängt werden darf, wenn die Anordnung zwar nach Ablauf 
der festgesetzten Frist, aber vor Festsetzung der Strafe erfüllt oder hinfällig wurde7• 

Dagegen läßt sich zur Unterscheidung von echter Strafe und Zwangsstrafe nicht 
der Gedanke verwerten, daß für jene der Grundsatz "ne bis in idem" gelte, 
für diese nicht. Allerdings kann bei der Zwangsstrafe die Strafandrohung beliebig 
oft wiederholt oder von Anfang an für eine Mehrzahl von Fällen Sausgesprochen 
werden, aber auch im Strafrecht gibt es Dauerdelikte, z. B. das Halten gefährlicher 
wilder Tiere ohne polizeiliche Erlaubnis (StGB. § 367 I11), die eine vielfache Be­
strafung, allerdings für verschiedene Zeitabschnitte, zulassen. 

Aus den geschilderten mannigfachen Verschiedenheiten ergibt sich, daß die 
Regeln des Strafrechts zum mindesten nicht unmittelbare Anwendung auf die 
Zwangsstrafe finden. Einige Regeln mögen sinngemäß gelten, so die über den Aus­
schluß der Rechtswidrigkeit, andere kommen sicher nicht in Betracht, so die über 
Verjährung, Anrufung des Strafrichters 9. Danach sollte man meinen, daß auch die 
Frage der Häufbarkeit von echter Strafe und Zwangsstrafe ohne Be­
denken bejaht werden müßte. In Wirklichkeit ist die Frage sehr streitig. Namentlich 
verneint die preußische Rechtsprechung die Möglichkeit einer Häufung 1o. Hat also 
z. B. jemand eine Wirtschaft ohne gewerbepolizeiliche Genehmigung eröffnet, 
so kann ihm die Ortspolizeibehörde nur die Fortführung des Betriebes verbieten 
und die Zwangssehließung der Wirtschaft, nicht aber eine Zwangsstrafe androhen, 
da § 147 I1 GewO. den ungenehmigten Gewerbebetrieb mit echter Strafe bedroht. 
Die Auffassung hat manches für sich, wenn Strafe und Zwangsstrafe sich auf den 
gleichen Zeitraum beziehen, wenn also z. B. eine Zwangsstrafe festgesetzt wird, 
weil der Gewerbetreibende noch nach dem 1. Juni den Betrieb fortgesetzt hat, 
und wegen eben dieser Fortsetzung des Betriebes nach dem 1. Juni auch der Staats-

7 Vgl. PrOVG. 20. Okt. 80, Entsch.7, 347f.; SächsOVG. 18. Nov. 26, Jahrb. 32, 8Bff. 
Noch weiter geht OLG. Jena 17. Dez. 24, SächsThürArchR. 2 (1925) S. 295f. bei Auslegung 
des § 8881 ZPO.: Unzulässigkeit der Strafvollstreckung bei Erfüllung vor der Bei trci bung. 
Vber die Frage der Wirkung einer Aufhebung des mit Zwangsstrafe geschützten Befehls auf 
bereits gezahlte Strafgelder vgl. oben S.277 N. 180. 

S Uber die Grenzen dieser Möglichkeit PrOVG.20. Apr. 91, Entsch.21, 324ff.; OldOVG. 
7. Jan. 13, OldZ. 40 (1913) S. 239ff.; ThÜrOVG. 19. Okt. 23, Jahrb. 9, 126ff. 

9 Wegen des Verschuldens vgl. ThÜrOVG. 4. Okt. 16, Jahrb.4, 174ff. 
10 PrOVG. 9. Apr. 79, Entsch. 5, 278ff.; PrOVG. 7. Mai 08, Entsch. 52, 302ff. (mit starken 

Zweifeln S. 310). - Wie das PrOVG. auch bay. PoIStGB. Art. 2P, bay. GemO. Art. 531 ; 

SächsOVG. 27. Jan. 28, Jahrb. 31, 334f.; BadVGH. 4. Juli 22, BadVerwZ. 1922 S. 141; Braun­
BchwVGH. 1. Febr. 11, BraunschwZ.58 (1911) Beil. S. 16ff. - Für die Häufbarkeit Thür.­
OVG. 19.0kt. 23, Jahrb. 9, 126ff.; LVG. Schwerin 21. Dez. 23, MecklZ.41 (1925) S. 225ff. 
Vgl. auch RG. II 15. Febr. 27, RGZ. 116, 151ff. 
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anwalt einschreitet; echte Strafe und Zwangsstrafe sind zwar wescnsvcrschieden, 
aber doch auch wieder so nahe miteinander verwandt, daß die Häufung als Doppel­
bestrafung empfunden würde. Daher läßt sich eine vereinzelte reichsrechtliche 
Äußerung im § 68 des Personenstandsgesetzes vom 6. Februar lR75 nicht gegen die 
preußische Auffassung verwerten. Denn der mit der Geburtsanzeige säumige Vater 
wird nur einmal, wegen nicht rechtzeitiger Anzeige, bestraft; deshalb muß dem Stan­
desbeamten für die Zukunft die Waffe der Zwangs strafe in die Hand gegeben werden. 
Dagegen deuten einige Bestimmungen in neuereIl preußülchen Gmletzen auf eine 
bewußte Abkehr von der HechtHprechung des OVU. hin. Im § :ns des Wasser­
gesetzes vom 7. April 1913 findet sieh zum ersten 1\111Je die Wendung: "Durch die 
Strafbestimmungen der §§ 374, :{75 werden die l'olizeibehörden !lieht gehindert, 
nach § 132Nr. 2 LVG. GeldstrafenznrErzwingungciner Han<llungolkr Unterlas~.;ung 
anzudrohen und festzusetzen". Eine ähnliche Vorschrift enthalten § 1:30 des Fiseherei­
gesetzes vom 11. Mai 191611 und §!)1I des Moorsehutzgesdzes vom 20. August 
1923. Diese neuere Entwicklung zeugt davon, daß sich die richtige Ansicht Bahn 
bricht. Man bedenke doch auch, daß die VerwaltungHbehiirdcn nicht Herren der 
echten Strafen sind, bei Vergehensstrafen überhaupt nicht, bei Übertrdungsstrafen 
höchstens in der Form gerichtlich aufheb barer Strafverfügungen. Sie wiinm also 
bei Richtigkeit der preußischen Rechtsprechung in der I':rfüllung ihrer Aufgaben 
lahmgelegt. Wie stilwidrig klingt cs doch, wenn dit~ Behörde nicht mit der Ver­
hängung ciner Zwangsstrafe , sondern mit der Anzeige an die StaatsanwaltHchaft 
droht! Dic AO. vcrbietet allerdings ausdrücklich din Häufung von Zwangsstrafc 
und echter Strafe, aber auf solch eigentümliche Art, daß man diLrauH keine allgemeine 
Hegel ableiten kann (§§ 202,377). Hier ist es nämlich gegen alle Hegel die ZwangH­
strafe, die die echte Strafe ausschließt, und die echte Strafe ist eine als "Ordnungs­
strafe" bezeichnete Strafe, die für alle nicht ausdrücklich vorgesehenen Steuer­
zuwiderhandlungen angedroht ist. Die Regelung der AO. erkliirt sich daher am un­
gezwungensten so, daß die Sonderstrafe der aushilfswoü.;c angedrohten Strafe vor­
gehcn soll. 

4. Im Gegensatze zum Zivilprozeß, der für die Erzwingung von Handlungüll, 
Unterlassungen und Duldungen eine Steigcrung der Zwangsstrafe nicht kennt, 
kann der verwaltende Staat der äußersten l<'orm dCR Zwange,;, der Anwendung 
von Gewalt, nicht entraten. Dabei ist es klar, daß eH schon bei der Pfändung, 
der Ersatzvornahme, der Räumung eines Grundstücks, der Wegnahme einer be­
weglichen Sache oder eines Kindes zur Anwendung körperlichcr (Jewalt gegen Wider­
stände des Verpflichteten kommen kann. Hier handelt es sieh Ulll die Gewalt­
anwendung zur Erzwingung einer bestimmten, vom Staate gewollten Handlung, 
Unterlassung oder Duldung. Das LVG. nennt die Anwendung von Oewalt "unmittel­
baren Zwang" und gestattet ihn als nur aushilfsweise zuliiHsiges Zwangsmittel 
(§132 3): 

"Unmittelbarer Zwang darf nur angewendet werden, wenn die Anordnung ohne einen sol· 
chen unausführbar ist." . 

Ähnlich lautet die Bestimmung der AO. im § 202 IV. 

a) Vor allem richtet sich die Gewalt gegen die Freiheit der Persoll. 
Naeh RV. Art. 1141 ist eine Beeinträchtigung odcr Entzirhullg der Iwrsiinlichen 
Freiheit durch die öffentliche Gewalt nur auf Grund von Gesetzen zuliiHHig. Solche 
Gesetze sind dic soebcn erwähntcn Vorschriften über die Zwangf-iVolIRtreekung im 
Wege unmittelbaren Zwanges. Aber auch die allgemein gehaltmwll Bestimmungen 
über den Aufgabenkreis der Polizei würden unter Ul11ioitiinden einen I':ingriff in die 
persönliche Freiheit rechtfertigen. 

Die Zwecke der körperlichen Freiheitsbesehriinkung oder -entziehung können 
verschiedenartig sein. Der häufigste Fall ist der der zwangswciHon Ortsver-

11 l~benso lüb. FischereiO. v. 28. Febr. 20 § 35 IV• V gl. auch NotG. v. 24. Fehr. 23 Art. I ~ 3[. 
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änderung. Die Polizeibehörde läßt den ausgewiesenen Ausländer durch "Schub" 
an die Grenze bringen, läßt den auf Vorladung nicht erschienenen Fremden vor­
führen, bringt den entflohenen Sohn oder den entlaufenen Lehrling (GewO. § 127d) 
:zu den Eltern oder dem Lehrherrn zurück oder führt das schulpflichtige Kind in 
die Schule. Oder die Freiheitsbeschränkung dient einer Änderung an der Per­
son des Verpflieh teten; Zwangsimpfung, Zwangsentlausung, Zwangsheilung 
.des mit einer ansteckenden Krankheit Behafteten sind Beispiele dafür. Oder der 
Eingriff in die :Freiheit hat die Bedeutung einer vorbereitenden Verwahrung. 
Ein Ausländer soll ausgewiesen werden, aber sein angeblicher Heimatstaat be­
streitet, daß der Auszuweisende ihm angehört. Bis zur Klärung dieser Ifrage kann 
·die Polizeibehörde den Auszuweisenden festnehmen, wenn sie ein berechtigtes Inter­
esse hat, ihn im Auge zu behalten, solange er sich auf deutschem Boden befindet. 
Endlich ist denkbar die Festnahme als Selbstzweck. Diesistz. B. bei der Straf­
haft der Fall, bei der Verbringung eines Irrsinnigen in eine Irren-, eines Arbeits­
scheuen in eine Arbeitsanstalt12, vor allem bei der poli tischen Sch u tzhaft und 
.der Schutzhaft zur Beschützung des Festgenommenen. Weit verbreitet 
ist der Irrtum, die politische Schutzhaft staatsgefährlicher Personen sei nur nach 
Verhängung des Ausnahmezustandes zulässig. In Wirklichkeit ist sie bei gegebener 
Voraussetzung jederzeit zulässig, in Preußen nach § 6 des Gesetzes zum Schutze 
der persönlichen Freiheit vom 12. Februar 1850. Die Bestimmung lautet: 

"Die im § 3 genannten Behörden, Beamten und Wachtmannschaften (gemeint sind die 
Polizei behörden und andere Beamte, denen nach den bestehenden Gesetzen die Pflicht obliegt, 
Verbrechen und Vergehen nachzuforschen) sind befugt, Personen in polizeiliche Verwahrung zu 
nehmen, wenn der eigene Schutz dieser Personen oder die Aufrechterhaltung der öffentlichen 
Sittlichkeit, Sicherheit und Ruhe diese Maßregel dringend erfordern. Die polizeilich in Ver­
wahrung genommenen Personen müssen jedoch spätestens im Laufe des folgenden Tages in Frei­
heit gesetzt oder es muß in dieser Zeit das Erforderliche veranlaßt werden, um sie der zuständigen 
Behörde zu überweisen." 

Die Bestimmung ist also sehr weit gefaßt. Nicht nur die politische Schutzhaft 
fällt darunter, sondern jede zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Sittlichkeit, 
Sicherheit und Ruhe angeordnete Schutzhaft. Auch die in Gesetzen anderer Län­
der13 ausdrücklich vorgesehene Verbringung eines Trunkenen auf die Wache gehört 
hierher. Meist wird die Schutzhaft allerdings nicht Zwangsvollstreckung sein, son­
dern Zwang ohne vorangegangenen förmlichen Verwaltungsakt, aber auch als 
Zwangsvollstreckung ist sie denkbar, zumal das preußische Recht die Haftstrafe als 
Zwangsmittel nur in der Form der Ersatzhaft kennt, also nur, wenn die Geldstrafe 
wegen Unvermögens nicht beigetrieben werden kann. Die Polizei verbietet z. B. 
einem Tänzerpaar das Tanzen ohne Bekleidung. Nützen die zur Verfügung stehenden 
Zwangsstrafen nicht, so kann die Polizeibehörde für den Abend, an dem das Paar 
auftreten wollte, dessen Verbringung in Haft anordnen, wenn sie der Ordnungs­
widrigkeit nicht auf andere Weise Herr werden kann. Mit der Festnahme und der 
Untersuchungshaft des Strafprozesses hat dieser Eingriff in die persönliche Frei­
heit nichts zu tun, da die Behörde nicht die Sühnung einer strafbaren Handlung, 
sondern die Verhinderung einer Gesetz- oder Ordnungswidrigkeit im Auge hat. 

b) In engem Zusammenhange mit der Freiheit der Person steht die Unverletz­
lichkeit der Wohnung. Denn das Gesetz faßt die Wohnung als eine Art Zu­
behör des Menschen auf und erweitert auf diese Weise die persönliche Freiheitssphäre. 
Nach RV. Art. 115 sind Ausnahmen von der Freiheit und Unverletzlichkeit der 
Wohnung jedes Deutschen nur auf Grund von Gesetzen zulässig. Nach Abbau 
.der Wohnungszwangswirtschaft, die eine empfindliche Ausnahme darstellte, kommen 
wieder vor allem die landesrechtlichen Vorschriften über· das Eindringen in Woh­
nungen in Frage. Das preußische Gesetz zum Schutze der persönlichen Freiheit 
vom 12. Februar 1850 verbietet für die Zeit vom 1. Oktober bis 31. März das Ein-

12 Z. B. bay. G. v. 16. Juli 26 Art. 91, 13 Z. B. bad. PoIStGB. § 76II • 
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dringen in die Wohnung von 6 Uhr abends bis 6 Uhr morgens, für das Sommerhalb­
jahr von 9 Uhr abends bis 4 Uhr morgens (§ 8). Doch durchbricht es die Regel mit 
vielen Ausnahmen. Namentlich gilt die Vorschrift nicht "in Fällen einer Feuers- oder 
Wassersnot, einer Lebensgefahr oder eines aus dem Inneren der Wohnung hervor­
gegangenen Ansuchens" (§ 9). Auch darf der "Zutritt zu den von Militärpersonen 
benutzten Wohnungen ... den Militärvorgesetzten oder -beauftragten, behufs Voll­
ziehung dienstlicher Befehle, auch zur Nachtzeit nicht vcrsagt werden" (§ 10). 
Die Vorschrift ist auch heute noch in Geltung, obgleich das Militär eine Heichs­
einrichtung geworden ist, da sie die Befugnisse des Militärs nicht einengt, sondern 
eine der Ausübung der Militärgewalt entgegenstehendc Schrankc bcscitigt14. An­
dere Ausnahmen beziehen sich auf die dem Publikum geöffneten Räumc (§ 9), auf die 
Wohnungcn der unter Polizeiaufsicht stehenden Personen, auf Schlupfwinkel des 
Glückspiels, Bordelle u. dgl. (§ 12). 

c) Die schärfste Form des Vorgehens mit Gewalt ist der Waffengebrauch. 
Soweit Gesetze ihn ausdrücklich regeln15, bietet seinc Anwendung meist keine recht­
lichen Schwierigkeiten. Nur beim Schweigen der Gesetze erhebt sich dic :Frage 
nach seiner Zulässigkeit, und der Bedeutung von Dienstinstruktionen über ihn. 

Nach der bekannten Auslegungsregel des § 89 Einl.ALR: "Wem die Gesetze 
ein Recht geben, dem bewilligen sie auch die Mittel, ohnc welche dasselbe nicht aus­
geübt werden kann", folgt aus der Befugnis zur Gewaltanwendung, zur Anwendung 
"unmittelbaren Zwangs", auch die Befugnis zum Waffcngebrauch16• Widersetzt 
sich also z. B. der ausgewiesene Ausländer der zwecks Vollziehung der Ausweisung 
angeordneten Festnahme, so kann ihn der Polizeibeamte durch Schläge mit dem 
Gummiknüppel gefügig machen. Auch der zum Zwecke einer lcichten Verwundung 
auf den fliehenden Festzunehmenden oder den entflohenen Gefangencn abgegebene 
Schuß ließe sich noch durch jenen Zweckgedanken rcchtfertigen, ebcnso wie das 
Hetzen eines Polizeihundes auf ihn17• Die Gesetzc über den Waffengcbrauch bilden 
also nicht erst die Grundlage für dessen Zulässigkeit, engen ihn vielmehr durch genaue 
Umschreibung seiner Voraussetzungen und Formen ein. Sie vcrbicten z. B. das 
Schießen auf Kinder oder, durch Bezeichnung bestimmter Waffen, die Anwendung 
entwürdigender und übergefährlicher Waffen, wie der Reitgerte oder des MaRchinen­
gewehrs, oder den Gebrauch der Schußwaffe ohne vorgängige Warnung. Dic gleiche 
Bedeutung kommt aber auch den Dienstvorschriften übcr den Waffen gebrauch 
zu. Sie bestimmen, in welchen Grenzen die zuständige Behördc dem V ollzugs­
beamten die Befugnis zum Waffengebrauch übcrträgP8. 

Am gefährlichsten für den Bürger kann der Waffengebrauch in dcr Hand des 
Militärs werden, da der Soldat zum rücksichtslosen Gebrauch seiner Waffe er­
zogen wird. Daher bestimmte z. B. Art. 36 der preußischen Vcrfassung vom 31. Ja­
nuar 1850, die bewaffnete Macht könne zur Unterdrückung inncrer Unruhcn und 
zur Ausführung der Gesetze nur in den vom Gesetze beRtimmten Fällen und Formen 
und auf Requisition der Zivil behörde verwendet werden, doch so, daß von der zwei­
ten Voraussetzung das Gesetz Ausnahmen zulassen könne. Die neue preußische 
Verfassung konnte eine solche Vorschrift nicht mehr aufnehmen, da inzwischen 
das Heer eine Reichseinrichtung geworden war, aber auch in den Weimarer Grund-

14 Andr. Ans. R. LIEPMANN Die polizeilichen Aufgaben der deutschen Wehrmacht 1926 
S.2lff. 

15 Z. B. RGes. v. 2. Juli 21 über den Waffengebrauch deR Grenzaufsichtspersonals der 
Reichsfinanzverwaltung. 

16 Vgl. RG. III. ZivSen. 21. Apr. 25, PrVerwBI. 47 (1926) S. 297 u. JW. 1926 S. 116lf., das 
die Befugnis der Polizei zum Waffengebrauch aus ALR. § 10 II 17 ableitet. 

17 Vgl. PrOVG. 24. Nov. 13, Entsch. 66, 431ff. 
18 RG.III 21. März 22, RGZ. 104, 203f. Wegen der Befugnis der preußischen Polizei­

beamten zum Gebrauche der Schußwaffe vgl. jetzt Runderl. d. pr. M. d. I. v. 11. Juli 28. 
MinBliV. 1928 Sp. 687f. 
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rechten fehlt eine entsprechende Vorschrift. Der Reichsgesetzgeber hatte daher 
freie Hand, als er im § 17 des Wehrgesetzes vom 23. März 1921 das Einschreiten des 
Militärs im Innern näher regelte. Grundsätzlich bedarf es eines Ersuchens der Landes­
regierung oder der von ihr bestimmten Behörden. Das Ersuchen soll nur ergehen, 
wenn die eigenen Kräfte nicht ausreichen. Voraussetzung ist immer das Vorhanden· 
sein eines öffentlichen Notstandes oder einer Bedrohung der öffentlichen Ordnung. 
Doch darf man annehmen, daß schon dann die öffentliche Ordnung bedroht ist, 
wenn den Vollziehungsbeamten heftiger Widerstand geleistet wird, da in solchen 
Fällen schon die ZPO. militärische Hilfe vorsieht (§ 758 III). Selbständiges militäri. 
sches Einschreiten ist außer dem Falle der Notwehr nur zulässig, wenn die Zivil­
behörden durch höhere Gewalt außerstande gesetzt sind, das militärische Ein­
schreiten herbeizuführen. 

d) Eine abgeschwächte Form der Anwendung von Gewalt ist endlich die Sie­
gelung oder Plombierung von Sachen. Jemand betreibt unerlaubterweise 
einen Bierausschank und soll polizeilich daran gehindert werden. Die Behörde müßte 
bei Hartnäckigkeit des Wirtes einen Polizeibeamten hinstellen, der ihn ständig 
überwacht und gegebenenfalls am Ausschank mit körperlicher Gewalt hindert. 
Statt dessen bedient sie sich besser einer symbolischen Gewalt: sie versiegelt den 
Bierdruckapparat und stattet so ein geringes körperliches Hindernis mit einem 
empfindlichen strafrechtlichen Schutze aus. Der Siegelbruch wird zwar weniger 
hart bestraft als der Widerstand gegen die Staatsgewalt, aber doch mit Gefängnis 
bis zu sechs Monaten (StGB. § 136). Daneben bleibt es der Behörde unbenommen, 
erforderlichenfalls die Sache wirklich, nicht bloß symbolisch, unbrauchbar zu machen: 
sie nimmt den Bierdruckapparat weg oder zerstört ihn, wenn die Wegnahme nicht 
möglich ist; sie erschießt den Hund, den der Herr trotz Befehls ohne Maulkorb herum­
laufen läßt, oder zieht ihn einI9• 

11. Zwang ohne vorangehenden förmlichen Verwaltungsakt 
Rechtsstaatlichen Idealen entspricht es, daß der Vollziehungsbeamte nicht ohne 

weiteres Gewalt anwendet, sondern nur auf Grund eines vorangegangenen förmlichen 
Verwaltungsaktes, der dem Verpflichteten spätestens mit Beginn der Zwangs. 
maßnahmen, möglichst aber vorher eröffnet wird. Aber wie der einzelne unter Um­
ständen behördliche Hilfe nicht abwarten kann, sondern persönlich sein Recht 
durchsetzen muß (oben S.281ff.), so gibt es auch für die öffentliche Gewalt Fälle, 
in denen sie ohne vorangehenden förmlichen Verwaltungsakt zur Tat schreitet. 
OTTO MAYER20 nennt dies den Fall des "unmittelbaren Zwangs". Da aber das preu­
ßische Recht unter "unmittelbarem Zwang" soviel versteht wie Gewaltanwendung 
gegen Personen und Sachen (LVG. § 1323), vermeidet man den Ausdruck hier besser. 
Die thüringische LVO. (§ 186) spricht weniger mißverständlich von der "unmittel­
baren Ausführung von Maßregeln". 

Solche unmittelbare Ausführung von Maßregeln kann kraft besonderen 
Gesetzes erlaubt sein. So gestattet das Lebensmittelgesetz vom 5. Juli 1927 
den Polizei beamten und behördlich ermächtigten Sachverständigen, in Kaufläden 
ohne weiteres einzutreten und dort Proben von Bedarfsgegenständen zu entnehmen 
(§ 71). Ebensowenig bedarf es für die polizeiliche Beseitigung unbefugt errichteter 
Fernmeldeanlagen einer vorherigen Androhung (FernmeldeanlG. § 221). 

Auch hier ersetzt das besondere Gewaltverhältnis die gesetzliche Grundlage. 
Der Lehrer kann den trägen Schiller kurzer Hand zurückhalten undeinsperren. Dervor· 
herigen Zustellung eines Arrest- oder Karzerzettels an die Eltern bedarf es nicht. 

Den Hauptanwendungsfall aber bietet das Notrecht der Verwaltung. 
Dabei überragt alles an Bedeutung die Notwehr, sofern man nur das Wort in 

19 Vgl. LVG. Schwerin 17. Okt. 24, MecklZ. 42 (1926) 16lff.; WürttVGH. 12. Jan. 21, 
WüRV. 14 (1921) S.28f. 

20 OTTO MAYER I S. 287ff. 
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seiner Anwendung auf das Verwaltungsrecht weit genug faßt. Rechtswidrig ist 
hier jeder Angriff, den die Verwaltung nicht zu dulden braucht, geschütztes Rechts. 
gut sind die für die Verwaltung tätigen Personen, die ihr dienenden Sachen, die unge­
störte Tätigkeit der Verwaltung selbst, der Staat als Trägcr der Rechtsordnung und 
der öffentlichen Ordnung überhaupt 21. Die Verwaltung kann sieh also zur Wehr setzen, 
wenn die aufgeregte Menschenmenge die Beamten mit Schlägen bedroht, wenn sie 
amtliche Akten zu plündern und zu verbrennen sucht, wenn sie vor den Fellstcrn 
des Amtsgebäudes lärmt und die Verhandlung stört, ja, auch wenn nur ein einzelner 
auf der Straße eine geschlossene Militärabteilung zu durchqueren :mcht22 oder bei 
einem Brande durch erschreckende Rufe das Rcttung,;werk hindert. Aber auch das 
unmittelbare gewaltsame Vorgehen der Polizei gegen einen geplanten Zweikampf, 
überhaupt jede Verhinderung einer strafbaren Handlung, ist ein Not­
wehrakt zugunsten des Staates, da dessen Rechtsordnung durch die drohende Hand­
lung einem gegenwärtigen, rechtswidrigen Angriff am;gesetzt ist. Darüber hinaus 
genügt jede nicht anders zu bescitigende Ordnungswidrigkeit zur l~echtfertigung 
unmittelbaren polizeilichen Einschreitcns. So kann die Polizei den SplbRtmörder 
an der Durchführung seiner Absicht gewaltsam himjprn, ohne sich auf die Vor­
schriften über Geschäftsführung ohne Auftrag stützen zu müssen. Es brauchen 
aber nicht gerade menschliche Handlungen zu sein, die das Wohlbefinden der Ver­
waltung beeinträchtigen; Feuersbrünste, Schneetreiben, Überschwemmungen, 
Bergrutsche begründen u. U. einen polizeilichen N ot:.;tand, dpr die Polizei 
zu unmittelbaren Maßregeln, wie Niederreißung von Gebäuden, Durchstechung eines 
Dammes, berechtigt. Die Unterscheidung zwischen Notwphr und Notstand kann 
für die Entschädigungspflicht des Staates von Bedeutung spin. 

Berechtigt das Not,recht auch zum Angriff? Wenn jemand dem Beamten 
ein Aktenstück aus der Hand reißt und sich damit auf und davon macht, so kann 
ihn der Beamte verfolgen und es ihm wieder gewaltsam wegnehmen, da ein solches 
Vorgehen gegen verbotene Eigenmacht selbst dem Privatmann gestattet ist (BGB. 
§ 859). Entdeckt der Beamte das Fehlen des Aktenstücks spätcI', so wird eine An­
zeige wegen strafbaren Bruchs amtlichen GewahrsamH (StGB. § 133) das gegebene 
Mittel zur Wiedererlangung des Besitzes sein. Abpr es gibt aueh Fälle auBerhalb 
verbotener Eigenrnacht und strafbarer Handlungen. DaR Aktenstück ü;t während 
des Umlaufs bei einem der Abstimmenden liegen geblieben, das Mitglied einer Fakul­
tät hat Prüfungsakten, der Benutzer einer Seminarbüeherei hat ein Buch erlaubter­
weise mit nach Hause genommen. Akten und Buch werdcn dringend gebraucht, 
die Besitzer sind aber verreist oder verweigern, ohnc zum weiteren Besitze berecll­
tigt zu sein, die Herausgabe. Soll der Vorsitzende des Kollegiums, der Dekan, dl'r 
Direktor des Seminars klagen oder die Polizei um Hilfe angehen oder können sie 
den Amtsgehilfen, Pedellen, Seminargehilfen in die Wohnung schicken und Akten 
oder Buch kurzer Hand, nötigenfalls unter Anwendung VOll Gewalt, holen lassen? 
Die Frage ist im letzten Sinne zu beantworten. Einen Fingerzeig gibt StGB. § 133, 
wonach Bruch amtlichen Gewahrsams auch dann vorliegt, wcnn dcr beiseite gc­
schaffte Gegenstand "einem Dritten amtlich übergeben worden" war. Der Gedanke 
ist also, daß die Behörde auch in diesem Falle noch die amtliche Verfügungsgewalt 
über den Gegenstand hat, die sie im Falle der Not wieder voll wirksam werden lassen 
darf, denn auch hier setzt sie sich, bci Lichte bcsehen, nur zur Wehr gegen eine 
ihren Besitzstand treffende Rechtswidrigkeit. 

Ebenfalls eine Abwehrmaßregcl im weitercn Sinn ist die Verhängung einer 

21 Namentlich nach dem Kapp-Putsche wurde die Frage der "Staatsnotwehr" lebhaft 
erörtert; vgl. z. B. v. CAMPE DJZ. 1920 Sp. 486ff., HACHENBURG ebenda Sp. 505. Vgl. insbeson­
dere aueh KITZINGER Die Verhinderung strafbarer Handlungen durch Polizeigewalt 1913 S. 83ff.; 
RG. III 24. Mai 27, RGZ. 117, 138ff.; BERTRAM U. OETKER in den S. 321 genannten Aufsätzen. 

22 Ausdrücklich verboten z. B. durch waldeck. PoIVO. v. 5. Okt. 26 (RegBt. S. 185). 
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Ungebührstrafe23• Denn der Mann, der sich vor der Verwaltungsbehörde un­
gebührlich benimmt, Htört nicht nur die Verhandlung, sondern gefährdet auch ein 
wichtiges Recht~gut: die Würde der Staatsgewalt. Das gleiche gilt von der 
ungebührlichen Hchriftlichell Eingabe. Die als Antwort auf Holches Benehmen 
verhängte Ungebührstrafe hat die psychologische Eigentümlichkeit, daß sie die 
soeben noch gefährdete Würde wieder sichert, ähnlich wie ein Geohrfeigter lächerlich 
wirkt, wenn er nicht sofort den Angreifer züchtigt. Aber gerade diese ihre Eigenart 
zeigt, daß wir es hier nicht mchr mit einem Notwehrakte, sondern einem vom Rechte 
anders geregelten Akte der Retorsion zu tun haben (StGB. § 199). Eben deshalb 
versteht sich die Zulässigkcit der Ungebührstrafe nicht von selbst; beim Schweigen 
des Gesetzes darf sie nicht verhängt werden. 

Am Schlusse sei noch die Regelung der thüringischen LVO. wörtlich wieder­
gegeben, da sie den ersten Versuch einer Kodifikation des Rechtes zur Anwendung 
von Zwang ohne vorangehenden förmlichen Verwaltungsakt darstellt. § 186 lautet: 

"I Die VerwaltungHstellen sind befugt, Maßregeln unmittelbar zur Ausführung zu bringen, 
wenn dies zur Sicherung oder zum Schut7.e der Verwaltung, insbesondere dazu erforderlich ist, 
öffentliche Sachen in ihrer Unversehrtheit und Benutzbarkeit zu erhalten, die Bereitschaft zum 
öffentlichen Dienst bestimmter Sachen sicherzustellen oder Störungen der ordnungsmäßigen 
Abwicklung von Verwaltungsgeschäftcn abzuwehren. 

II Außerdem können sie in Ausübung der Polizei die nötigen Maßregeln unmittelbar 
zur Ausführung bringen, wenn diese zur Verhinderung strafbarer Handlungen dienen oder die 
Gefahr nicht anders beseitigt werden kann. 

III Eine nach Absatz I oder II angeordnete Verwahrung darf nicht länger als vierund­
zwanzig Stunden dauern, es sei denn, daß etwas anderes gesetzlich bestimmt ist. 

IV Die unmittelbare Ausführung einer Maßregel steht dem Erlaß einer Verfügung gleich. 
Sie ist den Beteiligten unverzü~lich mündlich oder schriftlich bekanntzugeben. Ihre Anfechtung 
hat keine aufschiebende Wirkung." 

III. Schutz gegen rechtswidrigen Verwaltungszwang. 
Wie die ZPO. besondere Vorschrüten über die Rechtsbehelfe im Zwangs­

vollstreckungsverfahren kennt (z. B. §§ 766, 767, 771), so ist auch im Rechte des 
Verwaltungszwangs bei der Frage des Rechtsschutzes manches zu beachten. Dabei 
kann sich der Angriff an sich gegen dreierlei richten: den zu vollstreckenden Ver­
waltungsakt, die Zwangsandrohung und den Zwang selbst. 

1. Die Bemängelung des Vollstreckungstitels ist nach Eintritt der formellen 
Rechtskraft in der Regel nicht mehr zulässig. So wäre es die verkehrte Welt, 
wenn der Schuldner eine Gebührenfestsetzung rechtskräftig werden lassen und 
dem Vollziehungsbeamten im Stadium der Vollstreckung entgegenhalten könnte, 
die Gebührcnfcstsetzung sei unrichtig. Und doch können sich auch noch im Voll­
streckungsverfahren Einwendungen auf den der Vollstreckung zugrundeliegenden 
Verwaltungsakt beziehen. 

So kann der Vollstreckungsschuldner das Fehlen eines Vollstreckungs­
titels bemängeln. War die Vollstreckungshandlung, z. B. die Siegelung der für 
Wohnzwecke unzulässigen Bodenkammer, als vorläufige Maßnahme gedacht, 
so liegt in ihr, wenn sich die Behörde zu ihr bekennt, zugleich die Anordnung des 
Zwanges, die dann den gewöhnlichen Rechtsbehelfen ausgesetzt ist, wie wenn sie 
vor der Ausführung läge 24• Hat dagegen der Vollziehungsbeamte in der Meinung 
gehandelt, eine tatsächlich vorhandene Anordnung zu vollstrecken, sich aber dabei 
von der Anordnung irgendwie entfernt, hat er also z. B. ein Verbot über das Tragen 
aufreizender Fahnen in der Weise vollstreckt, daß er außer den Fahnen auch noch 
die gleichfarbigen Rosetten wegnahm, so liegt nach preußischer Auffassung25 ein 

23 Vgl. z. B. § 11 des hamb. Verhältnisgesetzes v. 23. Apr. 79, § 28 sächs. VRPflGes. v. 
19. Juli 00; ferner 'l'hürOVG. 3. Nov. 17, Jahrb. 5, 168ff. 

24 Vgl. z. B. PrOVG. 28. Okt.. 10, Entsch. 58, 264ff. 
26 PrOVG. 12. März 14, Entsch. 66, 341ff. 
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gewöhnlicher Vollstreckungsfehler vor, der nur zur "Beschwerde im Aufsichtswege" 
berechtigt (LVG. § 133 II). Auch das nachträgliche Hinfälligwerden des 
Vollstreckungstitels durch Erfüllung, jener Fall, für den ZPO. § 767 die sog. 
Vollstreckungsgegenklage einführt, berechtigt in Preußen nicht zur Erhebung der 
verwaltungsgerichtlichen Klage. Nach der AO. müßte der Vollstreckungsschuldner 
in diesem Falle Antrag auf Erstattung stellen und hätte gegen die Ablehnung des 
Antrags die gleichen Rechtsmittel wie gegen die Veranlagung (§§ 129, 223). Die 
thüringische LVO. läßt im Vollstreckungsstadium ganz allgemein, also auch hier, 
die gleichen Rechtsmittel wie sonst zu (§§ 162, 186 IV). 

Trotz Vorhandenseins des Vollstreckungstitels an i>ich kann er doch der Person 
gegenüber fehlen, in deren Rechte die Vollstreckungshandlung eingreift. Es ist 
dies der Fall, für den der Zivilprozeß die Widerspruchsklage vorsieht (ZPO. 
§ 771). Der Vollziehungsbeamte pfändet beim Vollstreckungsschuldner eine Sache, 
die angeblich einem Dritten gehört. Mit Rücksicht auf das Vorwiegen des Privat­
rechts in dieser Frage lassen auch die Gesetze über das Verwaltungszwangsverfahren 
hier die Klage des Dritten vor den ordentlichen Gerichten ZU 26 . 

2. Die Androhung des Zwangsmittels, wo das Gesetz sie vorsieht, ü;t ein 
Verwaltungsakt für sich, nämlich ein bedingter Duldungsbefehl, und unterliegt 
den gleichen Rechtsmitteln wie die hinter ihr stehende Anordnung. Man sollte nun 
meinen, daß in den Fällen, in denen das Zwangsmittel nach Rechtskraft der Anord­
nung besonders angedroht wird, die Rechtmäßigkeit der Anordnung nicht mehr in 
Frage gestellt werden könne. Dies trifft auch zu, wenn die Anordnung Gegenstand 
eines besonderen Beschwerde· oder Verwaltungsstreitverfahrens geworden war. 
War aber die Anordnung durch einfachen Zeitablauf rechtskräftig geworden, dann 
gestattet § 1331 des preußischen LVG. gegen alle Regel die Bemängelung der An­
ordnung bei Anfechtung der später erlassenen Androhung. 

3. Was übrigbleibt, sind Mängel des Verwaltungszwanges selbst, z; B. Pfän­
dung unpfändbarer Sachen, Anwendung körperlichen Zwanges vor Erschöpfung 
sonstiger Zwangsmöglichkeiten. Der ZPO. folgend, die über "Anträge, Einwen­
dungen und Erinnerungen, welehe die Art und Weise der Zwangsvollstreckung ... be· 
treffen", das Vollstreckungsgericht entscheiden läßt (§ 766), ohne die Erhebung 
einer Klage zuzulassen, sieht das preußische Recht, wie schon gezeigt, nur die 
Beschwerde im Aufsichtswege vor 27. Man hat dabei vergessen, daß das Be­
schwerdeverfahren in Verwaltungs sachen nicht das gleiche Maß von Rechtsschutz 
verbürgt, wie das entspreehende Verfahren vor den Gerichten, da auch im Bcschwerde­
verfahren der ZPO. das Gericht Gericht bleibt, während das Beschwerdeverfahren 
in Verwaltungs sachen Ausschluß des verwaltungsgerichtlichen Rechtsschutzes 
bedeutet. Daher hat die thüringische LVO. auch hier wieder das Richtige getroffen, 
wenn sie, allerdings ohne aufschiebende Wirkung, im Vollstreckungsstadium ganz 
allgemein die gleichen Rechtsmittel zuläßt wie gegen Verwaltungsakte über· 
haupt (§ 162). 

IV. Schadensersatzansprüclle des Staats oder sonstiger Tl'ä,ger öffentlicher 
Gewalt aus Verwaltungs widrigkeiten. 

Das Gegenstück zur öffentlichrechtlichen Entschädigung des vom Staate 
zu Unrecht geschädigten Bürgers wäre ein Schadensersatzam;pruch der öffentlichen 
Gewalt gegen den einzelnen, der ihr durch sein Verhalten Schaden zugefügt hat. 
Die Frage ist, ob ein solcher Anspruch als eine allgemeine Rechtseinrichtung besteht 
oder ob auch nur eine an sich bestehende privatrechtliehe Schadensersatzforderung 
zu einer öffentlichrechtIichen wird, wenn der Staat als Berechtigter beteiligt ist. 
Beide Fragen sind zu verneinen. Von besonderen Vorschriften abgesehen, haftet 

26 Z. B. pr. VO. v. 15. Nov. 99 § 19, thür. LVO. § 163, AO. § 301. 
27 LVG. § 13311, VO. v. 15. Nov. 99 § 211 • 
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der einzelne dem Staate für Schädigungen nicht schärfer als sonstwie. Beim Versuch, 
einen Ertrinkenden zu retten, z. B. ertrinkt ein Polizeibeamter . Da den zu Rettenden 
keine Schuld an dem Unglück trifft, kann sich der Staat wegen der zu zahlenden 
Hinterbliebenenversorgung nicht aus unerlaubter Handlung an dessen Erben 
halten. Vielleicht hilft die Annahme einer Geschäftsführung ohne Auftrag, aber auch 
daraus kann der Staat ein Recht nur dann ableiten, wenn es nach bürgerlichem 
Rechte begründet ist, und muß sich zur Geltendmachung des Rechts der ordent­
lichen Gerichte bedienen. 

Abweichende Sondervorschriften enthält z. B. das Beamtenrecht bei der Rege­
lung des Defektenverfahrens28• Stimmt de:r; tatsächliche Geldbestand einer 
öffentlichen Kasse mit dem Sollbestand nicht überein, so erläßt die zuständige vor­
gesetzte Behörde einen vollstreckbaren Beschluß, der den Kassenbeamten zur Er­
gänzung des Geldbestandes verpflichtet29 . Der Beamte kann zwar den Beschluß im 
ordentlichen Rechtswege anfechten, aber schon die Vertauschung der Rollen von 
Kläger und Beklagten zeigt, daß hier eine öffentlichrechtliche Sonderregelung vorliegt. 
,Beim Rückgriff des aus Amtshaftung in Anspruch genommenen Staates gegen 
den schuldigen Beamten dagegen 30 muß der Staat klagen. Offenbar wollte das 
Gesetz den Beamten prozessual nicht ungünstiger stellen, als wenn er dem geschä­
digten Bürger unmittelbar haftete. Auch die Haftung des Beamten für Ha ushal ts­
übers ehre i tungen31 wird als eine bürgerlichrechtliche Streitigkeit ausgetragen. 

Eine allgemeinere Abweichung von der Regel der ausschließlichen Geltung des 
bürgerlichen Rechts stellt nur die Ersatzvornahme dar. In den meisten Fällen 
hat sie allerdings nicht die Wirkung eines Ersatzes dem Staate zugefügten Schadens. 
Manchmal hat sie aber auch diese Funktion. Jemand hat mutwillig die Straße 
aufgerissen, der trunkene Fuhrmann die Straßenlaterne umgefahren32• Soweit die 
Polizeibehörde zur Wiederherstellung des polizeimäßigen Zustands von den Ur­
hebern Auffüllung der Straße und Aufrichtung der Laterne verlangen kann, bedarf 
sie nicht der Krücken des bürgerlichen Rechts. Sie ordnet die Herstellung einfach 
an und schreitet nötigenfalls zur Ersatzvornahme auf Kosten der Pflichtigen; die 
Kosten aber zieht sie im Wege des Verwaltungszwanges ein33• 

V. Verwa1tungsstrafl'echt. 
Der letzte Rechtsbehelf der Verwaltung ist die Strafe im Sinne des Straf­

rechts, die sog. echte oder kriminelle Strafe, als das für schuldhaft rechts­
widrige Handlungen oder Unterlassungen bestimmter Art rechts­
satzmäßig angedrohte Übel, das durch Einzelakt über den Täter 
verhängt wird. Durch die rechtssatzmäßige Androhung unterscheidet sie sich 
von der durch Verfügung angedrohten Zwangsstrafe, ebenso durch ihre Richtung 
in die Vergangenheit, während die Zwangsstrafe in die Zukunft sieht. Die Not­
wendigkeit einer Verhängung der Strafe durch Einzelakt aber unterscheidet sie von 
der poena latae sententiae des Kirchenrechts, die mit Vollendung des Delikts ohne 
weiteren Urteilsspruch als verhängt gilt 34. 

Soweit die echte Strafe dem Schutze der Verwaltung dient, würde es für die 

28 VgI. z. B. RBG. v. 17. Mai 07 §§ 134ff. 
29 Bisweilen sogar für alle Ersatzansprüche des Staats gegen seine Beamten: thür. Staats-

beamtenges. v. 14. März 23 §§ 133f. 
80 Z. B. RGes. v. 22. Mai 10 § 2. 31 RHaushO. v. 31. Dez. 22 §§ 32f. 
32 VgI. den Fall SächsOVG. ]5. Mai 07. Jahrb. 10, 326f. 
33 Vgl. SächsOVG. 20. Jan. 22. Jahrb. 27, 16ff. (Beschädigung der Klinkerplatten des 

Fußweges beim Abladen von Bierfässern); ähnlich SächsOVG. 5. Febr. 02, Jahrb. 2, 99ff. Das 
SächsOVG. beschränkt übrigens die öffentlichrechtIiche Schadensersatzpflicht grundsätzlich 
nicht auf den Fall der polizeilich gerechtfertigten Ersatzvornahme. steht aber mit dieser Ansicht 
vereinzelt da. 

34 Codex iuris canoniei can. 2217 § 12• 
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Einheitlichkeit der Verwaltung von Vorteil sein, wenn die Verhängung der Strafe 
und die Entscheidung über Rechtsmittel dagegen ausschließlich der aktiven Verwal­
tung und den Verwaltungsgerichten anvertraut wären. Denn es stört offenbar das 
Ebenmaß des öffentlichen Rechts, wenn über die Versagung einer Bauerlaubnis das 
Verwaltungsgericht, über die für eine unerlaubte Bauführung zu verhängende Strafe 
aber das ordentliche Gericht und über die Zulässigkeit der Androhung dcs Abbruchs 
eines Gebäudes wieder das Verwaltungsgericht zu entscheiden hat. Es haben sich 
daher namhafte Vertreter der Wissenschaft für eine Loslösung des sog. Verwal­
tungsstrafrechts vom übrigen Strafrecht ausgesprochen 3 5, und in Österreich ist 
vor kurzem ein umfangreiches Gesetz über das Verwaltungs strafrecht in Kraft 
getreten 36. 

In Deutschland ist der Durchführung eines solchen Planes vorerst noch das 
Reichsrecht im Wege. Trotz § 13 GVG. steht es den Ländern nicht frei, echte Straf­
sachen den ordentlichen Gerichten völlig zu entziehen. Denn die schein bare Voll­
macht des § 13 GVG. an die Länder, auch in Strafsachen die Zuständigkeit der Ver­
waltungsbehörden oder Verwaltungsgerichte zu begründen, schränkt die StPO. 
wieder ein. Was den Ländern gestattet ist, ist die Einführung polizeilicher 
Strafverfügungen für Übertretungen und fillanzbehördlicher Strafbe­
scheide für Zuwiderhandlungen gegen die Vorschriften übel' die Erhebung 
öffentlicher Abgaben und Gefälle (StPO. §§ 413ff., 419ff.), aber selbst hier bleibt 
die Anrufung der ordentlichen Gerichte offen. Auch die Reichsabgabenord­
nung hat trotz ausgesprochener Justizfeindlichkeit die Möglichkeit der Anrufung 
der ordentlichen Gerichte gegen die Strafbescheide der Finanzämter beibehalten 
(§ 415), allerdings mit jener bekannten (oben S. 5lf.) Bindung der Gerichte an die 
Entscheidung des Reichsfinanzhofs über das Bestehen eines Steueranspruchs 
(§ 433). Andere Reichsgesetze allerdings haben gewisse Strafsachen den ordentlichen 
Gerichten völlig entzogen. So bedroht § 530 RVO. die Versäumung der Anmeldung 
zur Krankenkasse mit Strafe und läßt das Versicherungsamt, im letzten Rechtszuge 
das Oberversicherungsamt, die Strafe verhängen. Auch die "Ordnungsstrafe" 
nach § 3 des Reichsgesetzes über eine Erhebung in der Erwerbslosenfürsorge vom 
25. Juni 1926 fiel in die ausschließliche Zuständigkeit der Verwaltung. Aber was 
sich das Reich erlauben darf, ist darum noch nicht den Ländern gestattet. Wohl 
kommt es hier und da vor, daß auch ein Landesgesetz eine Handlung unter Strafe 
stellt und deren Verhängung ausschließlich und endgültig einer Verwaltungsbehörde 
überträgt. Wenn hier alle Merkmale der echten Strafc zutreffen, ist die Vorschrift 
unvereinbar mit dem Reichsrecht. So wären einmal Vorschriften, wie die, aller­
dings aufgehobene, des lippischen Landtagswahlgesetzes vom 17. Dezember 1920 
auf ihre Gülti~ keit zu prüfen, die den säumigen Wähler mit einer Geldstrafe 
von 1 bis 5 RM bedrohte und über deren Verhängung den Wahlvorstand und 
auf Beschwerde den Wahlleiter entscheiden ließ (§ 14). Auch die Bezeichnung 
einer Strafe als bloßer Ordnungsstrafe nützt dem Landesgesetzgeber nichts, 
sofern er mit diesem Ausdruck nicht eine Zwangs-, eine Ungebühr-, eine Ver­
bands-, eine Disziplinarstrafe oder eine ähnliche, für den Rchutz besonderer Gewalt­
verhältnisse vorgesehene Strafe meint. Sonst könnte das Land auf dem Umwege über 
die Ordnungsstrafe dieAburteilung aller der Landesgesetzgebung vorbehaltcnen Straf­
tatcn den ordentlichen Gerichten entziehen, was doch dic StPO. gerade vermcidcn will 37 • 

Eine weitere Schwierigkeit betrifft die Zulässigkeit des ~mg. Submissions­
oder Unterwerfungsverfahrens nach Landesrecht. Fiihrt z. B. jemand in 

3. Vgl. namentlich J. GOLDSCHMIDT Das VerwahllugHHtrafrccht ]!)()2: O. HATSCHEK 
Studien zum östeITeichischen Polizeistl'afrecht. GoltdArch. 57 (191O) S. Hf.: HOFACKEH Die 
Staatsverwaltung und die Strafrechtsrcform 19l9. 

36 G. v. 21. Juli 1925. 
37 Vgl. über dicse - bestrittene - Fragc E. KAUFMANN im WStVRIII S. 6!l!J. Vgl.ferncr 

SächsOVG. 29. Dez. 20, Jahl'b. 26, 13!Hf. 
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Sachsen verbotenerweise auf dem Bürgersteig, so hält ihn ein Wegepolizeibeamter 
an, läßt ihn aber des Weges ziehen, wenn er sofort gegen Quittung 1 Reichsmark 
Geldstrafe entrichtet 87a. Die AO. gestattet das Unterwerfungsverfahren für das 
Reichssteuerrecht ausdrücklich mit der Maßgabe, daß die Unterwerfung den Ver­
zicht auf Erlaß eines Strafbescheids enthält und dann einer rechtskräftigen Ver­
urteilung gleichsteht (§ 410). So zweckmäßig eine solche Regelung ist, so kann 
doch nur der Reichsgesetzgeber sie anordnen 38. Denn die StPO. läßt die Anrufung 
der ordentlichen Gerichte ausdrücklich zu; auf dies zukünftige, erst mit Erlaß der 
Strafverfügung oder des Strafbescheids entstandene Recht kann aber der einzelne 
nach bekannter Regel (oben S. 181) nicht verzichten. Auch ein innerer Grund spricht 
dagegen; er soll in der Bestürzung nichts tun, was ihn später reuen kann; erst wenn 
das Reichsrecht das landesrechtlieh zuzulassende Unterwerfungsverfahren mit den 
genügenden Sicherungen umgeben hat, würde dieses Bedenken wegfallen. 

1. Eigentümlichkeiten des sog. Verwaltungsstrafrechts. Trotz solcher reichs­
rechtlichen Schranken weisen Polizeistrafe und Finanzstrafe auch im Rahmen 
des allgemeinen Strafrechts gewisse Eigentümlichkeiten auf. Sie betreffen 
den Grad des Verschuldens, die Voraussetzungen des behördlichen Einschreitens 
und die Rechtskraft der Strafverfügung oder des Strafbescheids. 

a) Auch die sog. Verwaltungsstrafe setzt schuldhaftes Handeln oder Unter­
lassen voraus, doch genügt, wo das Gesetz nicht, wie bei der Steuerhinterziehung, 
ausdrücklich etwas anderes sagt, schon die geringste Fahrlässigkeit, während das 
Gesetz sonst im Zweifel nur vorsätzliches Verhalten mit Strafe treffen will. Be­
zeichnend für das Verwaltungsstrafrecht ist daher auch die Haftung für fremdes 
Verhalten. Wegen ruhestörenden Lärmes wird z. B. auch der Vater bestraft, der 
gegen das Toben seiner Kinder nicht einschreitet, oder der Eigentümer von Tieren 
für Hahnenschrei und Hundegebell. Ja, Verschulden wird sogar im Zweifel angenom­
men. Wer ohne Licht in der Laterne fährt oder wer beim :Fahren schläft, macht 
sich ohne weiteres strafbar, und seine Sache ist es, die Behörde oder den Richter 
zu überzeugen, daß das Licht gerade im Augenblicke vor dem Eingreifen des Polizei­
beamten durch einen unberechenbaren Windstoß ausgeblasen wurde oder daß man 
ihm ein Schlafmittel ohne sein Wissen beigebracht hatte. Solche Umkehrungen 
des Satzes "in dubio pro reo" kennt das Strafrecht sonst nur ausnahmsweise, so 
bei der Erbringung des Wahrheitsbeweises im Strafverfahren wegen übler Nachrede 
(StGB. § 186). Das österreichische Verwaltungsstrafgesetz vom 21. Juli 1925 
drückt diese strenge Schuldauffassung im § 51 so aus: "Wenn eine Verwaltungs­
vorschrift über das Verschulden nicht anderes bestimmt, genügt zur Strafbarkeit 
fahrlässiges Verhalten. Doch zieht schon das bloße Zuwiderhandeln gegen ein Ver­
bot oder die Nichtbefolgung eines Gebotes Strafe nach sich, wenn zum Tatbestand 
einer Verwaltungsübertretung der Eintritt eines Schadens oder einer Gefahr nicht 
gehört ... und der Täter nicht beweist, daß ihm die Einhaltung der Verwaltungs­
vorschrift ohne sein Verschulden unmöglich gewesen ist." 

b) Die Frage, ob für die zum Erlasse einer Strafverfügung oder eines Straf­
bescheids zuständige Behörde eine Strafpflicht oder eine bloße Strafmöglieh-

37a Vgl. sächs. Straßenverkehrsordnung vom 15. Juli 27 § 35 und für früher VO. v. 
9. Juli 72 § 3. 

38 Zur Not läßt sich die sächsische Bestimmung so deuten, daß die Übertretung einer wegc­
polizeilichen Vorschrift ein Antragsdelikt ist und der Übertreter durch Zahlung der Buße die 
Stellung des Strafantrags durch den Wegeherrn abwendet. So, etwas deutlicher, meckl.-schw. 
LGemO. v. 20. Mai 20 § 3713 fürdie Ahndung von Übertretungen der Ortssatzungen. Die ]'rage 
wird neuestens unter dem Titel "Gebührenpflichtige Verwarnung" lebhaft erörtert: H. PETERS, 
"Die Polizei" 1926 S.715f., Stusev. 1927 S. 40ff.; WAGNER, "Die Polizei" 1927 S. 52f.; REICH, 
ebenda S.12lf.; DELIUS, ,Die PolizcipraxiQ " 1927 S.57ff; KIEFER, WüRV. 21 (1928) S. 3 ff.; 
KERSTIENS, "Die Polizei" 1928 S. 511 ff. Vgl. auch sächs. Justizministerium in FischersZ. 36 
(1909) S. 70ff. und über die Zulässigkeit einer "Hock~rsteuer" für lange im Wirtshaus ver­
weilende Gäste OLG. Jena 27. Jan. 28, SächsThürArchR. 5 (1928) S.214ff. 
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keit besteht, hat an Bedeutung verloren, seit nach dem neuen § 153 StPO. auch für 
die Staatsanwaltschaft bei Übertretungen und, mit gewissen Maßgaben, bei Vergehen 
die unbedingte Verfolgungspflicht sich in eine bedingte gewandelt hat. Jedenfalls 
hat die Landesgesetzgebung, wie allerdings nicht unbestritten ist, freie Hand. Beim 
Schweigen des Gesetzes muß man auf den die einzelne Verwaltung beherrschen­
den Grundgedanken zurückgreifen. Da die Polizei unter dem Gedanken der Zweck­
mäßigkeit steht, ist sie beim Erlasse einer Strafverfügung ebenso frei wie beim 
Erlasse einer sonstigen Verfügung39• Dagegen spricht der in der Finanzverwaltung 
vorherrschende Gerechtigkeitsgedanke für die Gebundenheit der Finanz­
behörde auch beim Einschreiten gegen Finanzdelikte. Nach der AO. hat denn auch 
das Finanzamt bei allen Steuerhinterziehungen (§ 44311) den Sachverhalt zu er­
forschen (§ 3861 ) und bei Begründetheit des Verdachtes nur die Wahl, selb:,;t auf 
Strafe zu erkennen oder die Sache an die Staatsanwaltschaft abzugeben (§ 411 I). 

c) Die Rech tskraft des gerichtlichen Strafurteils ist gekennzeichnet durch den 
Spruch "ne bis in idem". Von den Fällen der Wiederaufnahme des Verfahrens 
abgesehen, verbietet sowohl die Rechtskraft des freisprechenden Urteils als auch 
die des verurteilenden eine nochmalige Anklage wegen der gleichen Tat. Hat also 
z. B. das Gericht den Angeklagten von der Anklage der unbefugten Beerdigung einer 
Leiche freigesprochen oder ihn deswegen verurteilt, so kann der Staatsanwalt 
angesichts der Rechtskraft des Urteils nicht mehr Anklage mit der Behauptung 
erheben, der Täter habe einen lebenden Menschen begraben und dadurch ermordet. 
Eine solch weitgehende Wirkung hat die Anordnung der Verwaltungsbehörde 
keinesfalls. Die Einstellung des Verfahrens, denn einen Freispruch gibt es hier nicht, 
hindert die Behörde überhaupt nicht an der erneuten Unter:,;uchung der Angelegen­
heit. Die Strafverfügung oder der Strafbescheid hindern nicht die Erhebung der 
Anklage wegen der gleichen Straftat, wenn sie sich nachträglich als eine solche 
herausstellt, die außerhalb der Strafgewalt der Verwaltungsbehörden liegt, wie 
im soeben genannten Beispiel. Nur in dem beschränkten Sinne gilt der Grundsatz 
"ne bis in idem" auch hier, daß Strafverfügung und Strafbescheid einer Anklage 
im Wege stehen, wenn sich die bestrafte Tat, so wie sie sich zugetragen hat, zur BI'­
strafung durch die Verwaltungsbehörden eignete4o• 

2. Polizeistrafrecbt. Betrachten wir nunmehr die Polizeistrafe für sich, so 
fällt zunächst die Quelle auf, kraft derer sie verhängt werden kann. Nur selten ist 
die Quelle in jeder Beziehung ein formelles Gesetz, meist spielt eine Polizeiverord­
nung mit hinein, sei es eine das gesetzliche Blankett ausfüllende, wie dies in Süd­
deutschland üblich ist, sei es eine die Strafandrohung mit enthaltende Polizeiver­
ordnung norddeutschen Stiles. Die Höhe der angedrohten Strafe muß sich 
im Rahmen der Übertretungsstrafen halten, darf also insbesondere 150 I~M Geld­
strafe nicht übersteigen. Wohl gibt es mit schwereren Strafen bedrohte Delikte 
ähnlicher Art, wie Eröffnung eines genehmigungspflichtigen Gewerbebetriebes 
ohne die vorgeschriebene Genehmigung (GewO. § 147 I1), doch können solche Straf­
taten nie Gegenstand einer polizeilichen Strafverfügung sein (StPO. § 413 1). 

Verhängt wird die Polizeistrafe durch Strafverfügung der zuständigen 
Polizeibehörde, doch verlangt das Reichsrecht diese Art der Verhängung nicht, 
sondern stellt sie der Landesgesetzgebung nur anheim. Preußen hat sich in einem 
Gesetze vom 23. April 1883 für die Möglichkeit polizeilicher Strafverfügungen ent­
schieden, die thüringische LVO. regelt in ihrer kodifizierenden Weise auch diesen 

39 Sehr bestritten. Wie hier z. B. THOMA Polizeibcfchl I 1906 S. 87; HOFACKER Grenz­
abscheidung 1914 S. 128f.; für Sachsen BARTH in FischersZ. 41 (1913) S.314ff. Vgl. dagegen 
NEBINGER, WüRV. 20 (1927) S. 17ff.; KOEHNE, Stusev. 1919/20 S.369ff. (Preußen); PESSLER 
BraunschwZ. 47 (1900) S.177aff. (Braunschweig); BROCKHAUSEN, GrÜnhutsZ. 25 (1898) 
S. 585ff. (Österreich). Im tatsächlichen Ergebnis für die bloße Strafmöglichkeit Richtlinien des 
pr. Min. d. 1. v. 28. Dez. 28, MinBliV. 1929 Sp. 19ff. 

40 RG. II!. StrSen. 8. Sept. 16, JW. 1916 S. 1347f. 
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Gegenstand (§§ 53ff.). Das Höchstmaß der durch Polizeistrafverfügung zu ver­
hängenden Geldstrafe ist nach Reichsrecht 150 RM, der Haftstrafe Haft von vier­
zehn Tagen, der Ersatzhaftstrafe Haft von sechs Wochen41 • Preußen macht erst 
seit dem Gesetze vom 31. Mai 1923 von der Ermächtigung vollen Gebrauch. Das 
Reich schreibt im § 413III StPO. ein gewisses Mindestmaß an Form vor, namentlich 
eine Rechtsmittelbelehrung. Landesgesetzlicher Bestimmung bleibt es überlassen, 
den zu Bestrafenden weitergehend, z. B. durch Festlegung eines Anhörungszwanges, 
zu schützen. 

Als Rechtsmittel sieht die StPO. wahlweise die durch Landesrecht etwa zu­
zulassende Beschwerde und den Antrag auf gerichtliche Entscheidung vor. Preu­
ßen und andere Länder 42 lassen es bei dem zweiten Rechtsbehelf bewenden. Der 
Antrag auf gerichtliche Entscheidung macht die Strafsache vor dem Am tsrich ter 
anhängig und ermächtigt ihn, den Straffall völlig frei abzuurteilen. Der Antrag 
hat nicht etwa die Bedeutung einer Berufung, hindert den Amtsrichter vor allem 
nicht an der Verhängung einer strengeren Strafe (StPO. § 417 III). Wird der Angeklagte 
freigesprochen oder ausschließlich zu Geldstrafe verurteilt, so kann das Urteil 
nur mit der Revision, nicht mit der Berufung angefochten werden (§§ 313, 334). 
Ermächtigt durch § 9 EG.GVG., hat das preußische AG.GVG. v. 24. April 1878 
die Entscheidung über das Rechtsmittel der Revision unter Ausschließung der übri­
gen Oberlandesgerichte dem Kammergericht in Berlin übertragen, "sofern eine nach 
Landesrecht strafbare Handlung den Gegenstand der Untersuchung bildet" (§ 5012). 

Auf dieser Vorschrift beruht die so wichtige Rechtsprechung des Kammergerichts 
in Polizeiverordnungssachen. In Bayern wahrt das Oberste Landesgericht die Rechts­
einheit innerhalb des Landes. 

3. Hauptquelle für das Finanzstrafrecht ist heute die AO. Obgleich sie nur 
für Reichssteuern gilt43, kommt in ihr das dem Finanzstrafrecht überhaupt Eigen­
tümliche klar zum Ausdruck. :Für das Landessteuerstrafrecht und das Recht 
der Gebühren und Beiträge gibt daneben die StPO. in den §§ 419ff. einige 
Richtlinien. 

Im Gegensatze zur Polizeistrafe wird die Finanzstrafe meist unmi ttel bar 
durch Gesetz angedroht. Es entspricht dies der im Finanzrecht von jeher 
besonders scharfen Ausprägung des Grundsatzes von der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung. 

Die Finanzstrafe verleugnet ihren engen Zusammenhang mit den Geldinteres­
sen des Staates insofern nie, als sie immer Geldstrafe oder auch Geldstrafe ist. Eine 
ihrer Eigentümlichkeiten ist, daß sie bisweilen als ein Vielfaches schlechthin oder 
mindestens als ein Vielfaches des hinterzogenen Betrages angedroht wird44• Hier ge­
winnt leicht der :Fiskalismus über den Rechtsstaatsgedanken die Oberhand. Auch 
bei der geringfügigsten Steuerhinterziehung ist der Höchstbetrag der Geldstrafe 
nach der AO. unbeschränkt (§ 3591 ). 

Aus den Finanzdelikten scheidet die im Zollrecht vorkommende sog. Kon­
ter bande aus45 , da das Unternehmen, "Gegenstände, deren Ein-, Aus- oder Durch­
fuhr verboten ist, diesem Verbote zuwider ein-, aus- oder durchzuführen" (Vereins­
zollges. § 134), nicht die Finanzgewalt des Staats, sondern andere öffentliche 
Interessen berührt. Dagegen gehört zu den Finanzdelikten in erster Linie die S t e u e r­
hin terzieh ung, d. i. die Erschleichung nicht gerechtfertigter Steuervorteile oder 
die vorsätzliche Verkürzung von Steuereinnahmen, der das Gesetz im Strafmaß 
die Steuerhehlerei gleichsetzt, d. i. das gewinnsüchtige Ansichbringen, Ver-

41 StPO. § 413II , StGB. § 29II • 42 Z. B. thür. LVO. § 56. 
48 V gl. RG.II 7. Dez. 20, RGSt. 55. 155ff. 
44 Z. B. Tabaksteuerges. v. 12. Sept. 19 § 56, AO. § 3591• 

45 RG.l11 11. Juli 21 u. 15. Apr. 26, RGSt. 56, 78ff. u. 60, 171ff.; CONRAD DJZ. 1926 Sp. 
733ff. 

Jellinek, Verwaltungsrecht. ~. Auf!. 22 
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heimlichen, Absetzen u. dgl. von Gegenständen, von denen der Beteiligte weiß 
oder annehmen muß, daß Steuern für sie hinterzogen sind (§§ 359, 368). Fahrlässige 
Verkürzung von Steuereinnahmen nennt das Gesetz Steuergefährdung und be­
legt sie mit einer Geldstrafe bis zu einhunderttausend Reichsmark (§ 367 1). Da­
neben gibt es noch die mit bloßer "Ordnungsstrafe", in Wirklichkeit einer echten 
Strafe, bedrohte Steuerzuwiderhandlung, die sog. Ordnungswidrigkeit des § :377, 
die begeht, wer außerhalb besonders vorgesehener Delikte den im Interesse der Be­
steuerung erlassenen Vorschriften zuwiderhandelt. Daß diese sog. "Ordnungsstrafe" 
der Zwangsstrafe des § 202 gegen sonstige Regeln weicht, wurde schon früher hervor­
gehoben (oben S.326). 

Das Geldinteresse des Staates zeigt sich endlich noch in der Auferlegung einer 
Haftung für fremde Geldstrafen und in der eigenartigen Regelung der sog_ 
Idealkonkurrenz. "Wenn Vertreter, Verwalter oder Bevollmächtigte .... Steuer­
zuwiderhandlungen begehen, so haften die Vertretenen für die Geldstrafen, die diese 
Personen verwirken, und für die Kosten des Strafverfahrens und der Strafvollstrek­
kung, die ihnen auferlegt werden" (§ 381). Damit zieht das Gesetz auch juristische 
Personen in das Strafrecht hinein, während sonst die juristische Person von Strafe 
verschont bleibt. Ganz gegen alle Regel behandelt das Gesetz auch das Zusammen­
treffen einer Steuerzuwiderhandlung mit einer anderen Straftat. Begeht jemand 
z. B. durch Urkundenfälschung eine Steuerhinterziehung, so würde nach allgemeiner 
für die Idealkonkurrenz geltender Regel die Strafe der Urkundenfälschung als die 
schwerere allein zur Anwendung kommen (StGB. § 73). Die AO. bekennt sich 
dagegen hier zum Grundsatze der Strafenhäufung ; die nach dem Steuergesetze 
verwirkte Geldstrafe ist daneben besonders zu verhängen (AO. § :38:3 1), was hier wich­
tig ist, da bei gewinnsüchtiger Urkundenfälschung die höchste zulässige Geldstrafe 
einhunderttausend Reichsmark beträgt (StGB. §§ 268, 27a), während die für Steuer­
hinterziehung angedrohte Geldstrafe unbegrenzt ist. Über die bekannte Frage (ks 
Verhältnisses zwischen Steuerhinterziehung und Betrug schweigt auch die 
AO. Da es - selbstverständlich - Betrugsfälle gibt, die nicht Steuerhinterziehungen 
sind, und, wie bei der Nichtverwendung einer vorgeschriebenen Stempelmarkp, 
Steuerhinterziehungen ohne Täuschung und daher ohne ein wesentliches Betrugs­
merkmal, da aber Betrug und Steuerhinterziehung auch zusammenfallen können, 
ist das Verhältnis zwischen beiden Delikten anscheinend das der Idealkonkurrenz. 
Gesellschaftliche Anschauungen haben aber dazu geführt, daß man sich sträubt, 
den in einer gewissen natürlichen, wenn auch unstaatlich gedachten Abwehrstellung: 
befindlichen Steuerhinterzieher wie einen gemeinen Betrüger zu behandeln. Diese 
unausrottbare Auffassung führt auch heute noch dazu, den SteuerhintrrziehcJ' 
ausschließlich wegen Steuerhinterziehung selbst dann zu verurteilen, wenn gleich­
zeitig die Merkmale des Betruges gegeben sind46 • 

Das bei Verhängung einer Finanzstrafe innezuhaltende Verfahren regelt. 
die AO. dahin, daß es im Ermessen des Finanzamts steht, ob es dic Strafe selbst ver­
hängen oder die Sache an die Staatsanwaltschaft abgeben will (§390). Im zweiten Falle 
hat das Finanzamt die Stellung eines Nebenklägers; lehnt die Staatsanwaltschaft 
die Erhebung der Anklage ab, so kann das Finanzamt selbst die öffentliche Klage 
erheben (§ 437). Dazu wird es kommen können, wenn eine l,'rciheitsstrafc ausgespro­
chen werden soll, denn das Finanzamt kann durch Strafbescheid nur auf Geldstrafp. 
Einziehung und Bekanntgabe der Bestrafung erkennen (§ :38ßII). Vor Erlassung eiuc's 
Strafbescheids über eine Geldstrafe von mehr als fünf Reichsmark soll das Finanz­
amt den Beschuldigten hören (§407 1). Die Rechtsbehelfe gegen den einmal er­
lassenen Strafbescheid sind nach Wahl des Beschuldigten die beim l,'inanzamt binnel\ 
einer Woche einzulegende Beschwerde an das Landesfinanzamt oder d('J' 

46 OTTO MAYER I S. :l62ff.; RG. IV 4. Fchr. 21, RGSt. 56, 12ff. 
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in gleicher Weise zu stellende Antrag auf gerichtliche Entscheid ung (§§ 415ff., 
426ff.) 47. Zuständiges Gericht ist der Amtsrichter (GVG. § 251), bei Steuergefähr­
dung und Ordnungswidrigkeit immer, bei Steuerhinterziehung und -hehlerei, wenn 
die Staatsanwaltschaft wegen Geringfügigkeit es beantragt; Berufungsgericht ist die 
kleine Strafkammer (§ 76 II) , Revisionsgericht das OLG. (§ 121). In schwereren 
Fällen entscheidet das Schöffengericht (§ 28); die Berufung geht dann an die große 
Strafkammer (§76 II) und die Revision an das Reichsgericht oder das OLG., je nach­
dem im ersten Rechtszuge ein zweiter Amtsrichter zugezogen war oder nicht (§§ 29, 
121 no, 135). 

47 über die Bindung des Richters an die Vorentscheidung des RFinH. gemäß AO. §433 
vgl. oben S. 51 f. 

22* 



Besonderer rreil. 
Wie am Ende des § 6 angedeutet, soll der Besondere Teil dieses Buches nach 

den einzelnen Mitteln geordnet werden, die den verwaltenden Staat zur Erfüllung 
seiner Aufgaben befähigen. Da ihm vor allem Menschen nottun, auf deren Tätigkeit 
er unbedingt bauen kann, steht der öffentliche Dienst an der Spitze unserer 
Betrachtungen. 

§ 16. Der üffentliclte Dienst. 
OTTO MAYER I S. 93f., 11 S. 135ff., 145ff., 166ff., 181ff., 204ff.; HATSOHEK H. 78ff., 

300ff., 309ff., 318ff.; LOllNING S.108ff.; G. MEYER·ANsOHü'l'Z S. 381 ff., fiU3 ff.; G.l\hlYER· 
DooHow S. 32ff.; HERRNRITT S. 180ff. - LABAND Das Staatsrecht des Deutschen Heiehs [5 1911 
S.364ff., 429ff.; ANSOHÜ'l'Z in Kohlers Enzykl. d. RW. I V7 I!Jl4 S. 147ff.; die oben S. 96f. 
genannten Darstellungen des Staatsrechts. - G. JELLINEK Ausgewählte Schriften und J{eden 11 
1911 S.288ff. 

TRIEPEL Staatsdienst und staatlich gebundener Beruf, Festsehr. f. BINDING 11 1911 S. Hf.; 
E. EOKSTEIN Der Beamtenbegriff im priv. u. öff. Recht, ArchÖffR. 27 (1911) S. 487ff.; WEIS· 
BART Beamtenanstellung oder Dienstvertrag des bürgerlichen Rechtes in Preußen, VerwAreh. 
26 (1918) S. 387ff.; BIENSFELDT Der Beamtenbegriff im Sinne der ZPO. u. nach hamb. Recht, 
HansRZ. 1920 S. 245ff.; MESS Staatsbeamte, die keine Staatsbeamten sind, SächsThürArchR. 2 
(1925) S. 161ff.; DELlUs "Öbergang des Angestelltenverhältnisses in das Beamtendienstverhältnis, 
"Gesetz und Recht" 27 (1926) S. 353ff.; WAOKE Rechtsstellung der kommunalen Dauer­
angestellten in Preußen 1929; NAWIASKY Der oberste Gerichtshof und das Disziplinarrecht der 
staatlichen Vertragsbeamten, ÖZEisenbR. 1 (1911) S. 5ff. 

BERNATZIK Kritische Studien über den Begriff der juristischen Person und über die juri. 
stisehe Persönlichkeit der Behörden insbesondere, ArchÖffR. 5 (1890) So 169ff.; HÖLDEU Amt, 
Selbstverwaltung und juristische Person, ArchÖffR. 21 (1906) S. 308ff.; v. RHEINBABEN Art. 
"Amt" im WStVR. I; BEHR Ist die Hamburgische Baupflegekommission eine Verwaltungs­
behörde? HansRZ. 1917/18 Sp. 143ff.; v. DAssEL desgl., ebenda Sp. 193ff.; BEHR Der Be­
griff der Behörde im hamb. Verwaltungsrechte, HansRZ. 1922 Sp. 761ff. 

POTTHOFF Die Rechtsstellung der Reichsbahnbeamten 1924. - GIESE Der Beamten­
charakter der Direktoren und Oberlehrer an den nicht vom Staate unterhaltenen höheren 
Lehranstalten in Preußen2 1912; DERSELBE Beamtencharakter der preußischen Volks­
schullehrer, Festsehr. f. ZITELMANN 1913; DERSELBE Zur Rechtsprechung über den Be­
amtencharakter der Volksschullehrer, PrVolksschulArch. 12 (1913) S. Hf.; DERSELBE Volks­
schullehrer und Reichsgericht, PrVolksschulArch. 16 (1917) S. 83ff.; DERSELBE und AN­
sOHÜTz Der Beamtencharakter der Lehrer an den öffentlichen höheren Lehranstalten in 
Preußen. Zwei Rechtsgutachten, veröff. v. Pr. Philologenverband 1925; ELLERINGMANN 
Der Beamtencharakter der Leiter u. Lehrer öff. kaufm. u. gewerb!. Unterrichtsanstalten Preu­
ßens 1918; Aufsätze von REIMER, PrVerwBl. 41 (1920) S. 373ff., ARNDT, .lW. 1921 S. 567, 
Justizrat KAUFMANN, JW. 1925 S. 343. - HEYMANN Ist der Stadtdirektor in der Stadt Wolfen­
büttel Staats- oder Gemeindebeamter? BraunschwZ. 58 (1911) S. 98ff. - FRIEDRIOHS Beamtc 
im Dienste zweier Gemeinwesen, Jur. Rundschau 3 (1927) S. 312ff. 

FÖLSCHE Das Ehrenamt in Preußen und im Reiche 1911; ZACHARIAS "Öber die Verschieden­
heit der rechtlichen Natur des Ehrenamts in Preußen und in den Hansestädten Hamburg und 
Lübeck, ArchÖffR. 32 (1914) S. 1ff.; PREUSS Art. "Ehrenamt" im WStVR. I; A. RIESS Art. 
"Ehrenämter und Ehrenbeamte" im HWBKommunalW. 1. 

A. LOTz Geschichte des deutschen Beamtenturns 1909; WINTJ<lRS Abriß der Gcschichte 
des Beamtentums2 1929. - GRABOWSKY u. a. Die Reform des deutschcn Beamtenturns 
1917; NAWIASKY Die Stellung des Berufsbeamtentums im parlamentarischcn Staat 1925; 
W. R. HERMANN Was ist Beamtentum? 1925; KLEINSTÜCK Vom Wesen dcs dcutschen Beamten· 
turns, Arch. f. Politik u. Geschichte 4 (1926) S. Iff.; SOMBART Beamtenschaft und Wirtschaft 
1927; KOETH desgl. H127; VOLKLAND Die Beamtensehaft und das Problem Staat und Volk 
1927; KOELLREUTTER Das deutsche Berufsbeamt,entum und seine Stellung zur Verfassungs- und 
Vcrwaltungsreform, Beamten-Jahrb. 15 (1928) S. :l39ff.; KÖTTGEN Das dcutschc Berufs­
beamtenturn u. d. parI. Demokratie 1928; CONRAD Beamtenchamktcr und Beamtenrecht in ihren 
Wechselbeziehungen. Ein Beitrag zur Beamtenpsychologie 1927. - WINTERS Beamtenwissen­
schaft 1926; PIETSCHWissensch. Bearbeitung von Bcamtcnfragen, Beamten-Jahrb. 15 (1928) 
S.187ff.-W. JELLINEK Der Beamte und das Recht, Jahrb.d. Verwaltungs-Akademie Berlinl92ü. 



§ 16. Der öffentliche Dienst. 341 

REHM Die rechtliche Natur des Staatsdienstes nach deutschem Staatsrecht, AnnDR. 
1884 S. 565ff., 645ff.; 1885 S. 65ff.; POTTHOFF Ursprung und Entwicklungsziel des Beamten­
rechtes, JW. 1922 S. 1702f.; WALD ECKER Entwicklungstendenzen im deutschen Beamtenrecht, 
ArchÖffR. N. F. 7 (1924) S. 129ff.; L. RICHTER Beamtenrecht - Arbeitsrecht, Wiss. Beil. 
d. Leipz. Lehrerzeitung :31 (1924) Nr 2.; KASKEL Beamtenrecht und Arbeitsrecht, Beamten­
Jahrb. 1926 S. 423ff., 47Hf.; KÖTTGEN dcsg!., Mitt. d. Jenaer Inst. f. Wirtschaftsrecht 
Nr. 16 (1928) S. 3ff. 

Beamten-Jahrbuch, begründet 1914 von FALKENBERG und POTTHOFF, jetzt her. vom Deut­
schen Beamtenbund u. anderen. - Deutsches Beamten·Archiv, begründet 1920 von HÖFLE, 
WERNER und KNAPPMEYER, erscheint jetzt ohne Herausgeber im Wirtschaftsverlag A. SUDAU. 
- Zeitschrift für Beamtenrecht, her. von J. ABRAHAM, seit 1928. - JADESOHN·POTTHOFF 
Rechtsprechung zum Beamtenrecht 1914-1!)26 (1928). 

HELFRITZ Beamtenrecht. "Die Beamten-Hochschule", her. v. GIESE, I 1 B II 1928. -
WOLFSTIEG Die Beamtengesetzgebung des Deutschen Reiches 1926; Kommentare zum Reichs­
beamtengesetz von PERELS·SPILLING2 1906, BRAND2 1907, ALFR. SCHULTZE 1908, ARNDT3 

1923. - BRUCKER Die deutschen Besoldungsgesetze 1929; Kommentar zum Reichsbesoldungs­
gesetz von SÖLCH·ZIEGELASCH HJ28. MEYNEN-BARZ Die Umzugskostenvorschriften f. d. Reichs­
beamten 1928. FEHTKÖTTER Reichs·Pensions- und Hinterbliebenenbestimmungen5 1928. -
Kommentare zum Wehrgesetz von SEMLER 1921, RITTAU 2 1926. - KONRAD Das Militär­
versorgungsrecht (i. wes. Textausgabe) 1928; ARENDTS RVersorgG. 1928; DERSELBE Versor­
gung d. ehern. akt. Offiziere der alten Wehrmacht 1927; E. BEHREND VersorgR. u. Ver­
sorg Verfahren 1926; TH. VON ÜLSHAUSEN U. TH. SCHULTE·HoLTHAUSEN G. ü. d. Verfahren 
in Versorgungssachen3 1928. - Entscheidungen des Reichsversorgungsgerichts. 

BRAND Das (preußische) Beamtenrecht" 1928; H. KLÜBER Die Grundsätze des Beamten­
rechts in der Rechtsprechung des OVG., VerwAreh. 31 (1926) S. 136ff.; PFAFFEROTH Preußische 
Beamtengesetzgebung 5 1916; RIECKENBERG Die Rechtsverhältnisse der pr. Staatsbeamten 
u. Kommunalbeamten 1928; BRAND Die preußischen Beamtengesetze über Ruhegehalt usw.2 

1927; EBENAU Die Reisekostenbestimmungen f. d. pr. Staatsbeamten2 1928; ERYTHROPEL 
Die pr. Besoldungsgesetze4, 2 Bde. 1928; JAECKEL-SCHNEIDER Die Besoldungsgesetze 
für die Volksschul- und Mittelschullehrer 1928; v. ROHRSCHEIDT G. ü. d. Dienstbezüge 
der Lehrer u. Lehrerinnen a. d. öff. Volksschulen 9 1928; TERWIEL-ADERHOLD Mittelschul­
lehrer-Besoldungsgesetz 1928; GÜNTHER Das (pr.) Gewerbe- u. Handelslehrer-Besoldungs­
gesetz 1929. - RECK Das Gemeindebeamtenrecht 1926; KAUTZ-Apl'ELIUS Preußisches 
Kommunalbeamtenrecht2 1912; WÖLBLING Das Recht der Gemeindebeamten und Angestellten 
für die östlichen Provinzen Preußens 1913; }<'RIEDRICHS Pr. Kommunalbeamtenrecht 1926. 
KO}llmentare zum Kommunalbeamtenges. von FREYTAG 2 1905, LEDERMANN-BRÜHL 2 1914, 
VOGELS 1927. PREUSS u. a. Art. "Gemeindebeamte" im HWBKommunalW. II; VOGELS Der 
Kommunalbeamtenbegriff des preußischen Rechts, VerwAreh. 31 (1926) S. 10ff.; HELFRITZ 
Grundriß des preußischen Kommunalrechts 2 1927 S. 50ff.; G. SEYDEL Die Besoldung der Kom­
munalbeamten nach der Rechtsprechung des Landesschiedsgcriehts 1927. - Sammlung (bay.) 
beamtenrechtlicher Vorschriften, Heft 1, 2, 4, 5, Bay. Kommunalschriften-Verlag 1923-24; 
Kommentare zum bay. Beamtengesetz v. 16. Aug. 08 von SUTNER2 1909, REINDL 1914, 
REGER3 1917; HENDlNGER Bay. Bcamtcnbcsoldungsges. 1928; LEGAT Bay. Beamten-Bcsol­
dungsg.2 1928; DERSELBE Aus d. Rechtspr. d. Landesschiedsgerichts f. Beamtenbesoldung, 
BayGemZ. 37 (1927) Sp.577ff., 599ff.; JEHLE- SCHMITT Das bayerische Gcmeindebeamtcn­
recht 1928. - FESSLER Die Entwicklung des sächs. Staatsdienerrechts im l!) .• Jahrh. WIO; 
G. SCHULZE-RoTH Das sächs. Beamtenrecht, 2 Bde. 1925; DIESELBEN Die sächs. Bcsoldung~­
gesetze 1928; SCHULZI<J Sächs. Polizcibcamtengesetz 1!l28. - SCHMID Ein neups Staats­
beamtengesl'tz, WürttZ. 70 (l!l28) S. 89ff.; KOSTLIN Das neue Beamtengesetz, WüRV. 22 
(1929) S. 17 ff.; EINSEL~]-NuDING Das württ. Besoldungsgesetz für Körperschaftsbeamte 2 

1928. - BINZ (Bad.) G. ü. d. Beamten des staat!. Sicherheitsdienstes lH27. - POTTHOFF­
SCHINDHELM Thiir. Beamtenrecht 1023; SCHNEIDER Das Gemeindebeamtenrecht in Thüringen 
1927. - BICHOFHJ Qu'est-ce qU'Ull fonctionnaire? Fonction publiqeu et cOlltrat llJ27; 
L. MAYERS 'rhe fedeml service 1922. 

Handbuch der Zivilversorgung 1926; M. ADAM Die Anstellungsgrundsätze5 1926. - B. SÜER­
SEN Die Frauen im deutschen Rcichs- und Landesstaatsdienst 1920; KÖSTLIN Das neue württ. 
Beamtengesetz und dic Beamtinnm, WüRV. 22 (1929) S. Uf. - KURT MAY Die Behändi­
gung der Anstellungsurkunde, Thiir. Kommunale Rundschau 4 (1926) S. 53ff.; W. SCHWERT­
FEGER Die Theorie der Beamtenanstellung unter besonderer Berücksichtigung der Lehre vom 
zweiseitigen Verwaltllngsakt, Göttinger Diss. 1927; KÖTTGEN Grundsätzliches zum Recht der 
Beamtenanstellung, Z. f. Selbstverwaltung 12 (1929) S. 25ff. - WERLE Die unfreiwillige Verset­
zung der Richter auf andere Stellen, ArchÖffR. 17 (1902) S. Hf. - BEHR Politische Beamte. 
HansRZ. 1924 Sp. 13ff.; WEYRICH Die staatsrechtliche Stellung der Wartestandsbeamten, 
PrVerwB!. 47 (1926) S. 355f.; BONGARD Die Rechtsverhältnisse der Warte- und Ruhestands­
beamten des Reichs 1927. Über deren Anspruch auf Einsicht in die Personalakten HÜFNER in 
LeipzZ. 1929 Sp. Hf. GRAEFFNER Dcr preußische Personalabbau bei Staat und Gemeinde 1924; 



342 § 16. Der öffentliche Dienst. 

JENlOHEN Das sächsische Personalabbaugesetz 1924. - Aufsätze und Gutachten zum preußi­
schen Altersgrenzengesetz von TruEPEL ArchOffR. 40 (1921) S. 349ff., WACH ArchOffR. N. F. 4 
(1922) S. 245ff., ARNDT PrVerwBl. 43 (1922) S. 37f., LEVIN GruchotsBeitr. 65 (1921) S. 179ff. 
- WOLFSTIEG Die Rechtsstellung der preußischen Kündigungsbeamten, Stusev. 1927 S. 339ff. 
'Über die Kündigung der Gemeindebeamten DELIUS, GRAEFFNER u. APPELIUS im PrVerwBl. 47 
(1926) S. 61ff., 340, 375. 

SCHMID Verhalten des Beamten in und außer dem Amte, WürttZ. 70 (1928) S. 153ff. 
(hierzu BATTENBERG i. WüRV. 21, 1928, S. 177ff.). - RADNITZKY Zur Lehre von der Treue­
pflicht im Dienstverhältnisse, ArchOffR. 20 (1906) S. 120ff.; FRIESENHAHN Der politische 
Eid 1928. - SCHULTZENSTEIN 'Über das Streiken von Beamten, "Gesetz und Recht" 20 (1919) 
S. 321ff.; ALLEKOTTE Die Beamten und das Streikrecht 1920; L. BENDIX Das Streikrecht der 
Beamten 1922; DIETZ 'Über den Beamtenstreik nach badischem und Reichsrecht, BadVerwZ. 
1922 S. 161ff., 169ff.; STUDHALTER Der Beamtenstreik nach schweizerischem Recht 1925; 
L. RICHTER Beamtentreue und Streikarbeit, JW. 1925 S. 182ff. - GEHRING Zum Pctitions- und 
Beschwerderecht der Beamten, WüRV. 16 (1923) S. 18ff.; BATTENBERG Disz. Grenzen d. polit. 
Betätigung d. Beamten, WüRV. 21 (1928) S. 49ff.; VERVIER Meinungsäußerungsfreiheit und 
Beamtenrecht, ArchOffR. N. F. 6 (1924) S. Iff.; WOLFSTJEG Recht der Beamten auf freie 
Meinungsäußerung, Beamten-Jahrb. 1926 S. 484ff., 1927 S. 481ff.; WINZER Das Recht der freien 
Meinungsäußernng der Beamten, Jen. Diss. 1926. - W. VAN CALKER Die Amtsverschwiegen­
heitspflicht im deutschen Staatsrecht, Festg. f. O. MAYER 1916 S. B7ff.; VOGELS Das Verbot 
von Nebenämtern, ArchOffR. 29 (1912) S. 50lff.; DERSELBE Die Verpflichtung zur Übernahme 
von Nebenämtern, ArchOffR. 34 (1915) S. 380ff.; DERSET,BE Das Verhältnis von Haupt- und 
Nebenamt, VerwArch. 21 (1913) S. 263ff., 22 (1914) S. 65ff.; PLUMEYER Die Residenzpflicht 
der Reichs- u. preuß. Beamten, ZStaatsW. 70 (1914) S. 592ff. - HÜFNER Der Dienstvorge­
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SCHNEIDER Kündigungsbeamte und Dienststrafverfahren, Stusev. 1928 S.3f.; BENDIX Die 
drei Jagow-Urteile, "Die Justiz" 3 (1928) S. 516ff.; kSSAR in JW. 1928 S.3232f. 

'Über wohlerworbene Beamtenrechte vgl. die oben S. 179f. angeführten Schriften. - FALCK 
Die Personalakten nach den Bestimmungen der RV. 1928. - TH. WOLFF Verzinsung nicht 
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I. Bl'griff. 
Das Recht des öffentlichen Dienstes gehört zum großen Teile dem Beamten­

rech t an, doch gibt es auch öffentliche Dienstpflichten von Personen, die man nicht 
zu den Beamten rechnet. Der Schöffe und der Geschworene stehen im öffentlichen 
Dienst, sind aber keine Beamten. Ebenso pflegt man im Militärrecht den Offizier 
schar von dem Militärbeamten, etwa dem Zahlmeister, zu scheiden. 

Unter öffentlichem Dienst verstehen wir aber die öffentlichrechtliche 
Beziehung zwischen einem einzelnen und dem Staat oder gewissen 
sonstigen öffentlichen Verbänden als Dienstherrn, kraft deren der 
einzelne dem Dienstherrn zur Besorgung von Geschäften, zur Treue 
und zum Gehorsam verpflichtet ist. 
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1. Öffentlichrechtlich also muß die Beziehung zunächst sein. Damit ist 
nicht gesagt, daß die Begründung der Dienstpflicht ein ausgesprochen öffentlich­
rechtliches Gepräge haben muß. Auch wenn ein Gesetz, allerdings gegen die Regel, 
aussprechen sollte, daß die öffentliche Dienstpflicht in der Form eines bürgerlich­
rechtlichen Vertrages begründet wird, würde das Ergebnis dieses Begründungs­
aktes doch ein öffentlichrechtliches Rechtsverhältnis sein können (oben S. 243f.). 
Öffentlichrechtlich aber ist nach früher Gesagtem (S. 47) ein Rechtsverhältnis, 
kraft dessen Verwaltungsakte vorgenommen werden können. So untersteht der 
Beamte einer Dienststrafgewalt, ist also dem Verwaltungsakt der Verhängung 
einer Dienststrafe ausgesetzt!, ebenso dem Verwaltungsakt der Einstufung in eine 
bestimmte Gehaltsgruppe oder der Versetzung in ein anderes Amt. Bei einem 
großen kaufmännischen Unternehmen können ähnliche Verfügungen der Ver­
waltung ergehen, aber es fehlt ihnen die dem Verwaltungsakt eigentümliche Ver­
mutung der Rechtmäßigkeit und Gültigkeit und die bei ihm häufig vorkommende 
UnüberprüfbarkeiPs. Dies Unterworfensein unterVerwaltungsakte ist also 
das dem öffentlichen Dienste Eigentümliche. Auch auf die Art der zu leistenden 
Dienste kommt es nicht wesentlich an. Es gibt Beamte mit hoheitlichen und solche 
mit nicht hoheitlichen Verrichtungen. Der Bibliotheksgehilfe, der die Bücher 
mit Standortsnummer versieht, katalogisiert und einstellt, kann ebensogut Beamter 
sein wie der Schutzpolizeibeamte oder der Vorsteher eines Finanzamts. Und doch 
sind die zu leistenden Dienste für die Beantwortung der Frage, ob jemand Beamter 
ist, nicht bedeutungslos. Zwar kann, wer nicht hoheitliche Tätigkeiten ausübt, 
sowohl Beamter als auch Arbeiter oder Angestellter sein. Staat und Gemeinde 
haben freie Hand, ob sie Schreibarbeiten durch Beamte oder durch Angestellte 
ausführen lassen wollen. Auch der Angestellte, dem nur aus wichtigen Gründen 
gekündigt werden kann, der sog. Dauerangestellte, bleibt dem BGB. unter­
worfen, die Vorschriften der Reichsverfassung über Beamtenrecht beziehen sich 
nicht auf ihn 2• Selbst die Einführung einer Angestelltenversorgung nach Art der 
Gesetze über Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung der Beamten3 oder die 
Vereinbarung einer nach Art einer Dienststrafe zu verhängenden Vertragsstrafe' 
machen den Privatangestellten des Staates oder einer Gemeinde nicht zum Beamten. 
Aber bei der Ausübung hoheitlicher Befugnisse scheidet sich der Beamte 
vom Angestellten. Nach bekannter (oben S.22, 255f.) Rechtsprechung namentlich des 
Reichf'gerichts und des preußischen Oberverwaltungf'gerichts macht selbst beim 
Vorliegen eines Privatdienstvertrages die Übertragung hoheitlicher Befugnisse den 
Angestellten zum Beamten. So waren die auf Privatdienstvertrag angestellten Mit­
glieder der preußischen Sicherheitswehr Beamte5, ebenso ist es immer der Standes­
beamte6• Zahlreiche weitere Entscheidungen sprechen sich im gleichen Sinne aus7• 

Es müssen schon ausdrückliche gesetzliche Bestimmungen vorliegen, wenn die 
Regel einmal ausnahmsweise nicht gelten soll. 

2. Dienstherrnfähigkeit. Dies öffentlichrechtliche Rechtsverhältnis muß zwi­
schen dem Verpflichteten und dem Staate oder gewissen sonstigen öffentlichen Ver­
bänden bestehen. Damit ist gesagt, daß nicht jedermann fähig ist, Dienstherr 
in einem öffentlichrechtlichen Dienstverhältnis zu sein. Eine Privatperson kann 

1 Besondere Hervorhebung dieses Punktes bei PrOVG. 4. Jan. 16, Entsch. 70, 257. 
1& Vg!. RG. IH. ZivSen. 31. Mai 27, JW. 1927 S. 2206f. 
2 RG. III 17. März 25, RGZ. 110, 297ff. 
3 V g!. z. B. G. ü. Gewährung von Ruhegeld und Hinterbliebenenversorgung für harn burgische 

Staatsangestellte, Bek. v. 27. Juni 27; lüb. Angestellten-Versorgungsgesetz v. 30. J an. 26; RdEr!. 
d. PrFinMin. v. 22. Okt. 28 ü. zusätz!. Altersversorgung d. pr. Staatsarbeiter (PrBesBI. S. 286). 

4 PrOVG. 30. Juni 13, Entsch. 65, 434ff. 6 RG. VI. StrSen. 27. Febr. 22, JW.1922 S.1026f. 
6 RG. In. ZivSen. 2. Juli 15, PrVerwBI. 37 (1916) S. 414f. 
7 RG. In 30. Sept. 24 u. 30. März. 26, RGZ. 108, 415ff. u. 113, 219ff. ; RG. In 6. Febr. 22, 

RGSt.56, 366ff. ; PrOVG. 29. Okt. 18, Entsch. 74, 272; WürttVGH. 15. Jan. 26, WüRV. 19 
(1926) S. 170ff. 
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es nie sein, auch nicht eine mit gewissen öffentlichrechtlichen Befugnissen ausge­
stattete, wie die eine Straßenbahn betreibende konzessionierte Aktiengesellschaft. 
Wenn man trotzdem Privatförster oder Privat jagdaufseher mit Beamten­
eigenschaft antrifft8, wenn trotzdem Anschläge in den Straßenbahnwagen oder 
Bekanntmachungen in der Zeitung darauf hinweisen, daß die Straßenbahnkon­
trolleure öffentliche Beamte seien und daß Widerstand gegen sie als Widerstand 
gegen die Staatsgewalt bestraft werde, so hängt dies mit einer Doppeleigenschaft 
jener Angestellten zusammen. Nach ihrer privatrechtliehen Anstellung werden sie 
von der zuständigen Staats- oder Gemeindebehörde öffentlichrechtlich verpfliehtet9 

und treten dadurch in den Staats- oder Gemeindedienst, ohne darum aufzuhören, 
im Privatdienste ihrer ursprünglichen Arbeitgeber zu stehen. Aber nicht nur 
Privatpersonen, auch gewissen juristischen Personen des öffentlichen Rechts fehlt 
die Dienstherrnfähigkeit.. OTTO MAYER erkennt sie nur dem Reiche, den Ländern, 
den Gemeinden und Kommunalverbänden und den Kirchen zulO• Wenn auch 
der Kreis der hiernach Befähigten jedenfalls für das preußische Recht zu eng ge­
zogen ist, so ist doch richtig, daß gewisse juristische Personen des öffentlichen Rechts 
bei Erfüllung ihrer Aufgaben auf Privatangestellte angewiesen sind. Sehr weit 
in der Zubilligung der Dienstherrnfähigkeit geht Preußen mit dem aus dem ALR. 
stammenden Begriffe des mittelbaren Staatsbeamten. Nach § 69 II 10 
stehen die Staatsbeamten "entweder in unmittelbaren Diensten des Staats oder 
gewisser demselben untergeordneter Collegien, Corporationen und Gemeinden". 
Da das Gesetz das Wort "gewisse" nicht näher erläutert, erkennt man in Preußen 
so gut wie allen öffentlichrechtlichen Körperschaften Dienstherrnfähigkeit zu, 
auch den durch Reichsrecht geregelten, sofern die Landesverw'1ltung bei deren 
Errichtung oder näheren Ausgestaltung mitzuwirken hatll. So können die Land­
wirtschaftskammern Beamte haben12, die Handelskammern13, die nach Reichsrecht 
zu errichtenden Handwerkskammern14, der Verband öffentlicher Lebensversiche­
rungsanstalten Deutschlands15, die Ortskrankenkassen16• Doch hängt die Möglich­
keit ganz von landesgesetzlicher Regelung ab. Ein reichsrechtliches Beispiel für 
öffentlichrechtliche Körperschaften ohne Beamte sind die Berufsgenossenschaften 
der RVO.; so entschied vor kurzem das Reichsgericht, daß Regelung der Rechts­
verhältnisse der Genossenschaftsangestellten durch Tarifvertrag möglich sei, da 
sie keine Beamten seien l7 . yon selbst versteht sich also die Dienstherrnfähigkeit 
in der Tat nur bei den Gebietskörperschaften und den Kirchen1s ; es müssen be­
sondere gesetzliche Gründe, und wäre es auch nur § 69 II 10 ALR., vorliegen, wenn 
auch die im Dienste anderer öffentlichrechtlicher juristischer Personen stehenden 
Personen sollen Beamte sein können. 

3. Von den den Beamten kennzeichnenden Dienstpflichten ist die Pflicht 
zur Treue die ihn von andern Dienstverpflichteten des öffentlichen Rechts unter­
scheidende. Die Pflicht zur Treue ist vor allem eine Ge;;innungspflicht. Allerdings 
wäre es verkehrt, innerhalb der Beamtenschaft Gesinnungsschnüffelei zu treiben, 
Gedanken, für sich betrachtet, sind auch im Beamtenrechte frei. Aber gewisse 
Handlungen oder Unterlassungen des Beamten sind dienstlich verschieden zu be­
werten, je nachdem sie einer treulosen Gesinnung entsprungen sind oder nicht. 

8 PrOVG. 10. Apr. 19 u. 8. Jan. 20, Entsch. 75, 431ff., 435ff. 
9 Vgl. z. B. Bek. d. hamb. Polizeibehörde v. 31. Jan. 21. 

10 OTTO MAYER II S. 138. Über Geistliche und Kirchenbeamte neuestens G. HOLSTEIN 
ArchÖffR. N. F. 13 (1927) S. 153 ff. 

11 Daher nicht bei der jeder preußischen Einwirkung entzogenen Reichsversicherungs. 
anstalt für Angestellte: PrOVG. 19.0kt. 16, Entsch. 72, 177ff. 

12 PrOVG. 19. Nov. 18, PrVerwBI. 40 (1919) S. 529f. 
J3 PrOVG. 21. März 90, Entsch. 19, 62ff. 14 PrOVG. 2. Juni 13, Entsch. 64, 316ff. 
15 PrOVG. 18. März 19, Entsch. 75, 278ff. 16 VgI. oben S. 175. 
17 RG. III 8. Mai 26, RGZ. 114, 22ff. 18 RG. IV 5. Juli 26, RGZ. 114, 220ff. 
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So mag dem Beamten die Flucht in die Öffentlichkeit gestattet sein, wenn er glaubt, 
dem Staate damit zu nutzen, und keinen anderen Ausweg zur Abwendung der dem 
Staate drohenden Gefahren sieht als einen Presseangriff gegen eine vorgesetzte 
Behörde. Tut er es aber aus Rache oder gekränkter Eitelkeit oder unbekümmert 
um die schädigenden Folgen, so macht er sich eines Treubruchs schuldig und 
hat dienstliche Bestrafung zu gewärtigen19• Die noch zu erörternde (unten S. 358) 
Rechtsprechung, wonach der Beamte zwar einer staatsfeindlichen Partei angehören, 
sich aber nicht staatsfeindlich betätigen darf, steht auf dem gleichen Blatte. Die 
Pflicht zur Treue verlangt ferner persönliche Aufopferung. Gewöhnlich ist 
Lebensgefahr ein Entschuldigungsgrund für die Unterlassung einer angesonnenen 
Handlung20 ; der Soldat aber, der aus Furcht vor dem Tode flieht, wird wegen 
Feigheit bestraft, der im Gemeindedienst als Beamter angestellte Feuerwehrmann 
kraft Dienststrafrechts entlassen, wenn er sich nicht in das brennende Haus getraut 
harli. Die Pflicht zur Treue herrscht so stark vor, daß sie sogar unter Umständen die 
Gehorsamspflicht überwindet oder einschränkt. So wollte einmal ein 
Beamter einen deutschen Gelehrten zur Luxussteuer veranlagen, als diesen eine 
ausländische Fakultät zum Ehrendoktor promoviert hatte und ihm das Diplom 
in einer Ganzledermappe überreichte. Nach dem damals geltenden Umsatzsteuer­
gesetz handelte der Beamte gehorsam gegenüber dem Gesetze, aber er handelte nicht 
treu im höheren Sinne; denn er mußte sich sagen, daß sein Vorgehen den Staat 
lächerlich machen werde, und mußte daher beim Reichsfinanzminister den Antrag 
auf Niederschlagung der Steuer von Amts wegen stellen 21. 

Die Treupflicht des Staatsdieners kommt in einer Reihe von Regeln zum Aus­
druck. Im öffentlichen Dienste angestellt wird grundsätzlich nur der Deutsche. 
Wird ausnahmsweise, wie bei von auswärts berufenen Künstlern und Gelehrten, 
ein Ausländer angestellt, so begründet, falls kein Vorbehalt gemacht wird, die Aus­
händigung der Ernennungsurkunde für den Ernannten die deutsche Staatsangehö­
rigkeit22• Die Treupflicht zeigt sich ferner in der Höchstpersönlichkeit der 
Dienstpflicht. In Verhinderungsfällen kann sich der Dienstverpflichtete nur durch 
bestimmte andere im öffentlichen Dienste befindliche Personen vertreten lassen, 
die dann den Dienst kraft eigener Dienstpflicht versehen, und nicht durch jeden 
beliebigen andern, wie dies bei Hand- und Spanndiensten zulässig ist. Endlich 
deutet der Diensteid auf die Treupflicht des Beamten hin, wobei es der Gesetz­
gebung überlassen bleibt, ob sie den Eid vor die Ernennung oder vor den Dienst­
antritt oder auf eine spätere Zeit verlegen will. 

Danach besteht keine Schwierigkeit mehr für die Unterscheidung des öffent­
lichen Dienstes von andern kraft öffentlichrechtlicher Pflicht vorkommenden Be­
tätigungen. Drei Arten solcher Betätigungen kommen in Frage: die Tätigkeit bei 
Volksabstimmungen und -wahlen und in Volks- oder Gemeindevertretungen, die 
Tätigkeit kraft öffentlicher Naturallast und die Tätigkeit kraft Anstaltszwanges. 
Beim Wähler, der unter dem Drucke des Wahlzwanges wählt, beim Abgeord­
neten, der pflichtgemäß in der Sitzung anwesend ist, spricht und abstimmt, 
fehlt die besondere Treuepflicht, die den Beamten auszeichnet. Auch vom 
Straßenanlieger, der den Schnee vom Bürgersteige kehrt, oder vom Zeugen, 
der vor Gericht geladen ist, verlangt der Staat nur Gehorsam, aber keine Treue. 
Endlich fehlt die Treuepflicht auch beim Schüler, der seine Aufgaben machen muß, 
oder beim Kranken, der sich gewissen Regeln der Krankenordnung zu fügen hat. 

19 Vgl. SCHULZE-SIMONS Rechtspr. d. RDiszH. 1926 S. 214f., 215ff. 
20 StGB. §§ 36010, 54. 
21 Die militärischen Exerzierreglements sprechen die "Pflicht des Untergebenen, erhalteno 

Befehle (deren Ausführung schädlich wäre) nicht oder abändernd auszuführen", ausdrücklich 
aus, z. B. Ex.-R. 1. d. Feldartillerie v. 26. März 07 Ziff. 387II• 

22 RStAngG. v. 22. Juli 13 § 14. 
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Eine Verwechselung mit dem öffentlichen Dienst ist daher in all diesen Fällen nicht 
gut möglich. 

4. Nach dem bisher Gesagten macht es auch keine Schwierigkeit mehr, den 
öffentlichen Dienst von dem staatlich gebundenen Beruf im Sinne TRIEPELS23 

zu unterscheiden. Es gibt eine Reihe von freien Berufen oder gewerblichen Be­
tätigungen, die einige Elemente des öffentlichen Dienstes enthalten, aber doch 
nicht zum öffentlichen Dienst zu rechnen sind, weil andere Elemente fehlen. So 
ist der Rechtsanwalt "verpflichtet, seine Berufstätigkeit gewissenhaft auszuüben 
und durch sein Verhalten in Ausübung des Berufs sowie außerhalb desselben sich 
der Achtung würdig zu zeigen, die sein Beruf erfordert" (RAO. § 28). Auch unter­
liegt er einer beschränkten Residenzpflicht (§ 29) und muß gewisse vom Gericht 
angeordnete Vertretungen übernehmen (§ 36) und die bei ihm beschäftigten Refe­
rendare ausbilden (§ 40). Bei Verletzung seiner Pflichten hat er ehrengerichtliche 
Bestrafung zu gewärtigen (§§ 62ff.). Trotz dieser Anklänge an den öffentlichen Dienst 
ist der Rechtsanwalt kein Beamter. Denn im wesentlichen bedeutet die Zulassung 
eines Rechtsanwalts bei einem Gericht keine Verpflichtung für ihn, sondern nur 
die Ermächtigung zur Ausübung eines freien Berufs, der ihm gewisse Schranken 
auferlegt. Die Pflicht zur Übernahme einer Vertretung und zur Beschäftigung 
von Referendaren ist keine Dienstpflicht mit Treuepflicht dem Staate gegenüber, 
sondern eine öffentliche Last, wie die Pflicht, sich als Zeuge oder Sachverständiger 
vernehmen zu lassen. Ähnlich liegen die Verhältnisse beim Arzt, beim vereidigten 
Feldmesser und verwanjten Gewerbetreibenden (GewO. § 361)24, beim Privat­
dozen ten 25. Auch der Privatdozent erhält im wesentlichen nur die Ermäch ti­
gung zu lesen, die venia legendi, nicht das officium legendi. Auch aus der Tatsache, 
daß die venia erlischt, wenn der Privatdozent während einer bestimmten Anzahl 
von Semestern keine Vorlesungen hält oder ankündigt, darf man keine Vorlesungs­
pflicht ableiten; vielmehr handelt es sich hier um einen auch dem Gewerbe­
recht bekannten Verwirkungsgrund (GewO. § 49). 

11. Dienst, Amt, Behörde. 
Der in den öffentlichen Dienst Eingetretene steht dem Dienstherrn zur Ver­

fügung. Am deutlichsten zeigt sich dies beim Soldaten, der kraft seiner Dienst­
pflicht bald zu dieser, bald zu jener Tätigkeit - Haferholen, Postenstehen, Exer­
zieren, Reinigen der Stube - kommandiert werden kann. Gewöhnlich aber ver­
pflichtet die Anstellungsbehörde den im öffentlichen Dienste Angestellten zu be­
stimmten, meist wiederkehrenden Tätigkeiten. Einen solchen Kreis von Tätigkeiten, 
die kraft öffentlicher Dienstpflicht zu verrichten sind, nennt man Am t. So ist die 
Professur, auf die ein Privatdozent berufen wird, die Stelle eines Landgerichtsrats, 
eines Kreissekretärs ein Amt. 

Gerade diese Beispiele zeigen aber, daß der Begriff der Behörde enger sein 
muß als der des Amtes. Weder die Professur noch die Stelle des Landgerichtsrats 
noch die des Kreissekretärs sind Behörden. Dagegen sind Behörden der Senat 
der Universität, das Landgericht, das Landratsamt. Was ist nun aber das die 
Behörde kennzeichnende Merkmal? Die Fähigkeit, Verwaltungsakte zu erlassen, 
wie OTTO MAYER will26, kann es nicht sein, denn es gibt sicher auch technische Be­
hörden, wie die statistischen Landesämter oder die Straßenbauinspektionen. Ent­
scheidend für das Wesen der Behörde ist vielmehr deren organisatorische Ein­
heit. Behörden sind also entweder Einzelämter, die eine organisatorische Einheit 
bilden, wie der Amtsvorsteher, oder eine zu einer organisatorischen Einheit zu­
sammengeschlossene Vielheit von Einzelämtern, wie Landgericht, Landratsamt. 

23 TRIEPEL Staatsdienst und staatlich gebundener Beruf, Festschr. f. BINDING II 1911 S.1ff. 
24 PrOVG. 29. Okt. 18, Entsch. 74, 264ff.; SächsOVG. 30. Dez. 24, Jahrb. 29, 173ff. 
26 PrOVG. 17. Okt. 12. Entsch. 62, 469ff. 
28 OTTO MAYER I S. 93f. 
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Dabei ist es gleichgültig, ob die einzelnen Ämter als gleichberechtigte Teile des 
Ganzen miteinander verbunden sind oder ob das eine Amt als bloßes Zubehör 
eines andern erscheint, wie dies im Verhältnis des Kreissekretärs zum Landrat 
der Fall ist. Die ganze Erörterung ist erforderlich für die Fälle, in denen das Gesetz 
von "Behörden" spricht, z. B. im § 13 GVG. oder in den §§ 114, 196 StGB.27. Die 
thüringische LVO. gebraucht übrigens statt "Verwaltungsbehörde" durchweg den 
Ausdruck "Verwaltungsstelle" . 

Das Verhältnis zwischen Amt und öffentlicher Dienstpflicht 
bereitet keine Schwierigkeit. Es gibt öffentliche Dienstpflichten ohne 
Amt. Der Soldat, der Referendar sind Beispiele für noch nicht mit Ämtern be­
traute Dienstverpflichtete, der auf Wartestand gesetzte und der vorläufig seines 
Dienstes enthobene Beamte für Dienstverpflichtete, die zur Zeit kein Amt mehr 
haben. Dagegen lautet der Satz in der Umkehrung: kein Amt ohne öffent­
liche Dienstpflicht. Der Satz ist nach unserer Umschreibung des Begriffes 
"Amt" selbstverständlich, da wir unter "Amt" einen Kreis von Tätigkeiten ver­
standen, die kraft öffentlicher Dienstpflicht zu verrichten sind. Nun wird auch 
die früher (S. 343) gewürdigte Rechtsprechung erklärlich, daß die Übertragung 
eines öffentlichen Amtes den Dienstverpflichteten immer zum Beamten mache. 
Der Satz kann auch in Stellvertretungsfragen wichtig werden. So wurde es einmal 
streitig, ob ein von seinen amtlichen Verpflichtungen entbundener Professor in 
Vertretung des verhinderten Rektors als Prorektor Amtshandlungen vornehmen 
könne. Die Frage war zu verneinen, da die Bejahung dem gesunden Grundsatze 
widersprochen hätte, daß niemand ohne öffentliche Dienstpflicht ein öffentliches 
Amt verwalten kann. 

III. Arten des öffentlichen Dienstes. 
Von den zahlreichen Einteilungsmöglichkeiten sind die nach de~ Verschieden­

heit der Dienstherren und der Dienstverpflichteten am wichtigsten. 
1. Nach der Verschiedenheit des Dienstherrn betrachtet, gibt es Reichs­

beamte, Landes beamte und Körperschafts- 28, insbesondere Kommunalbeamte 
und Kirchenbeamte. Die Unterscheidung ist nötig, da die gesetzlichen Bestim­
mungen für die verschiedenen Arten von Beamten verschieden sind. Eben des­
halb ist es wichtig zu wissen, woran man erkennt, ob ein Beamter zu der einen oder 
zu der andern Gruppe gehört. Wenn ein Beamter von der Landesregierung an­
gestellt wird, seine Bezüge aus der Landeskasse erhält und die vorgesetzten Be­
hörden ausschließlich Landesbehörden sind, besteht kein Zweifel darüber, daß 
er Landesbeamter ist. Wie aber, wenn die Gemeinde anstellt und besoldet, hiermit 
aber ihren Einfluß auf den Beamten erschöpft und die Dienstaufsicht dem Staate 
überlassen muß 1 Da die Kasse, aus der die Besoldung stammt, offenbar gleich­
gültig ist, spitzt sich die Frage dahin zu, ob die Anstellung oder ob die Dienstaufsicht 
und damit die Art der ausgeübten Tätigkeit über die Rechtsnatur eines Beamten 
entscheidet. Das Reichsbeamtengesetz beantwortet die Frage für den Begriff des 
Reichsbeamten dahin, daß der von Landes wegen angestellte Beamte dann Reichs­
beamter ist, wenn er den Anordnungen des Reichspräsidenten (früher des Kaisers) 
Folge zu leisten verpflichtet ist (§ 1). Das Gesetz bestimmt aber nicht, daß jene 
Beamten damit aufhören, Landesbeamte zu sein, vielmehr nahm man unter BIS­
MARCKS Verfassung als selbstverständlich an, daß die Postbeamten, um die es 
sich nach Art. 50 nI , v der Verfassung in erster Linie handelte, nur mittelbare Reichs-

27 Vgl. die reiche Rechtsprechung hierzu bei FRANK StGB,17 § 114 II. Ferner RG. V 13. Jan. 
23, RGZ. 106, 147ff.; RG. V. ZivSen. 9. Jan. 24, JW. 1925 S. 36lf.; beide Entscheidungen sind 
zu Art. 12 § 2 pr. AG.BGB. ergangen. Ausdrückliche Aufzählung der "Behörden" im § 10 
hamb. VerwAufbauG. v. 19. Nov. 26. 

28 So der Fachausdruck in Württemberg und Baden: WÜftt. Bek. v. 14. Mai 24, bad. G. 
v. 5. Okt. 21. 
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beamte seien 29. Die Auswahl des Anzustellenden aus vielen Bewerbern ist doch 
ein zu wichtiger Akt, als daß man ihn bei der Einordnung des Ernannten in die 
eine oder die andere Klasse von Beamten völlig vernachlässigen dürfte. Die Ansicht 
des Reichsgerichts, daß die von der Gemeindebehörde an einer städtischen höheren 
Schule angestellten Studienräte nur mittelbare Staatsbeamte sind und nicht, wie 
das preußische OVG. will, unmittelbare Staatsbeamte, hat daher viel für sich. 
Doch soll auf diese heiß umstrittene Frage nicht näher eingegangen werden 30. 

Es bedürfte dazu einer monographisch genauen Untersuchung sämtlicher beim 
Zusammentreffen von Gemeinde und Staat im Beamtenrecht denkbaren Kom­
binationsmöglichkeiten. Der Angestellte kann sein: unmittelbarer Gemeinde­
beamter und unmittelbarer Staatsbeamter in einer Person; Gemeindebeamter, 
daneben auch noch Staatsbeamter; Staatsbeamter, daneben auch noch Gemeinde­
beamter, Nur-Gemeindebeamter, Nur-Staatsbeamter - um nur die nächstliegenden 
Möglichkeiten zu erwähnen. 

2. Nach der Person des Dienstverpflichteten unterscheidet man vor allem den 
berufsmäßigen und den nicht berufsmäßigen öffentlichen Dienst. Vom 
letzten gibt es aber wieder zwei Spielarten: den Dienst als Ehrenbeamter und die 
Ausübung einzelner ehrendienstlicher Tätigkeiten. 

a) Um mit der Ausübung einzelner ehrendienstlicher Tätigkeiten 
zu beginnen, so liefern der Schöffe, der Geschworene, der nach § 187 StPO. 
vom Untersuchungsrichter als Protokollführer vereidigte Laie, die Mitglieder 
eines Wahlvorstands Beispiele. Meist ist die Übernahme der Tätigkeit mit 
Zwang verbunden, so beim Schöffen und Geschworenen, die auf Grund eines genau 
geregelten Verfahrens zum Dienste berufen werden und bei Säumigkeit eine Ord­
nungsstrafe verwirken (GVG. §§ 31ff., 84ff., 56). Das dieser Art des öffentlichen 
Dienstes Eigentümliche ist das völlige zeitliche Zusammenfallen von Dienst· 
verhältnis und dienstmäßiger Tätigkeit. Nach Schluß der Sitzung hat der Schöffe 
aufgehört, Schöffe zu sein, er bleibt nicht etwa dienstfreier Schöffe. Der Justiz­
wachtmeister hat ein ganz richtiges Gefühl dafür, wenn er den Schöffen zwar noch 
während der Frühstückspause, nicht aber mehr nach der Sitzung grüßt. Auch würde 
sich der Schöffe, der sich auf seiner Besuchskarte "Schöffe a. D." nennen würde, 
genau so lächerlich machen wie jener Mann aus der Zeit vor 1918, der sich als 
"Musketier der Reserve", sogar mit der Abkürzung "M. d. R.", bezeichnete. Der 
von den Schöffen überstimmte Amtsrichter kann daher von keinem der Schöffen, 
und wäre ein Jurist darunter, verlangen, daß er das Urteil zu Hause schriftlich 
entwerfe. Enthält irgendein Gesetz Vorschriften für "Ehrenbeamte", so fällt der 
Schöffe jedenfalls vor und nach der Sitzung nicht unter den Begriff. 

b) Im Gegensatze dazu ist der Ehrenbeamte auch während der dienst­
freien Zeit Beamter mit der sich hieraus ergebenden Pflicht zum achtungswürdigen 
Verhalten. Allerdings unterscheidet er sich, abgesehen von der Besoldung, auch 
so noch vom Berufsbeamten dadurch, daß er, anders als dieser, mit dem Amte steht 
und fällt. Es gibt keinen Ehrenbeamten "zur Disposition", sondern nur einen für 
ein bestimmtes Amt gewählten oder ernannten Ehrenbeamten. Das Beispiel des 
Handelsrichters (GVG. §§ 107ff.) mag es erläutern. Geht eine Kammer für 
Handelssachen ein, so wird dem überzählig werdenden Vorsitzenden, der Berufs­
richter ist, wenn sich augenblicklich keine freie Stelle für ihn findet, das Amt ver­
mutlich nur zeitweise entzogen werden; er bleibt im Dienste zur jederzeitigen Ver­
wendung durch die Landesjustizverwaltung, ist allerdings zur Zeit ohne Amt. Der 
Handelsrichter dagegen hört auf, Richter zu sein; es hat keinen Sinn, ihn noch 

29 LABAND Staatsrecht d. D. Reiches 15 1911 S. 444ff. 
30 Vgl. die am Kopfe des Paragraphen genannten Schriften von GIESE und ANSCHÜTZ; 

ein guter Überblick über die Streitfrage bei H. PETERS Grenzen d. kommun. Selbstverwal­
tung 1926 S. 126ff. 
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im Dienste zurückzuhalten, da er eben nur für das jetzt untergegangene Amt be­
stellt worden war. 

Der Handelsrichter ist insofern kein in jeder Beziehung typisches Beispiel für 
einen Ehrenbeamten, als es in seinem freien Willen liegt, ob er sich ernennen lassen 
will oder nicht. Nach RV. Art. 132 hat aber jeder Deutsche nach Maßgabe der 
Gesetze die Pflicht zur Übernahme ehrenamtlicher Tätigkeiten. Solche 
zur Annahme der Wahl oder der Ernennung zum Ehrenbeamten verpflichtenden 
Gesetze gibt es namentlich auf dem Gebiete des Kommunalrechts. So ist nach § 74 
der preußischen Städteordnung für die östlichen. Provinzen vom 30. Mai 1853 
jeder stimmfähige Bürger verpflichtet, eine unbesoldete Stelle in der Ge­
meindeverwaltung anzunehmen und eine angenommene Stelle mindestens drei 
Jahre lang zu versehen. Das Gesetz sieht eine Reihe von Entschuldigungsgründen 
für die Ablehnung vor; trifft keiner zu, so kann der Ablehnende unter anderm auf 
drei bis sechs Jahre der Ausübung des Bürgerrechts verlustig erklärt werden. Anderc 
Beispiele für die Nötigung zur Annahme eines Ehrenamtes bieten die Vorschriften 
über die Versicherungsbeisitzer der RVO. (§ 51) und die Beisitzer der 
Schlichtungsausschüsse 31• Für die Annahme der Wahl als Mitglied des 
Provinzialrats und des Bezirksausschusses (LVG. §§ Uff., 28) dagegen gibt 
es keinen gesetzlichen Zwang. Auch der preußische Amtsvorsteher übernimmt 
sein Ehrenamt freiwillig 32• 

Begründet wird die Stellung als Ehrenbeamter durch Wahl seitens einer 
Vertreterversammlung oder durch unmittelbare Wahl oder durch Ernennung 
seitens einer Behörde. Auch bei Annahmezwang bedarf es der Annahme durch 
den Gewählten oder Ernannten; der Zwang zur Annahme hat nicht die Bedeutung 
der Annahme selbst. Geborene Ehrenbeamte wären eine unzeitgemäße Ein­
richtung, und doch gab es bis vor kurzem etwas Ähnliches in den selbständigen 
Gutsbezirken. Wenn nicht besondere, im Gesetze ausdrücklich aufgeführte Aus­
schließungsgründe vorlagen, war der Gutsbesitzer zwar noch nicht kraft Ge­
setzes ehrenamtlicher "Gutsvorsteher", doch hatte er die nächste Anwartschaft auf 
Bestätigung als solcher durch den Landrat33• Anders geartete Anwartschaften gibt 
es im Zusammenhang mit dem berufsmäßigen Staatsdienst. So ist es üblich, daß 
der zum Professor Ernannte zum ehrenamtlichen Direktor des seinem Fache zu­
gehörigen Seminars bestellt wird. 

Das dem Ehrenamte Eigentümliche ist die Unentgeltlichkeit der geleisteten 
Dienste. Dies schließt den Ersatz barer Auslagen und eine Aufwandsentschädi­
gung nicht aus. Wo die letzte als Ersatz für anderweitige Erwerbsmöglichkeiten 
gewährt wird, nähert sie sich allerdings stark einer richtigen Besoldung. 

Der gewöhnliche Endigungsgrund für die Stellung als Ehrenbeamter ist 
Zeitablauf, da Ehrenbeamte meist auf Zeit gewählt oder ernannt werden. Andere 
in den verschiedenen Gesetzen vorgesehene Endigungsgründe sind: Wegfall der 
gesetzlichen Befähigung zur Bekleidung des Ehrenamtes, Entlassung auf Antrag, 
einseitige Entlassung beim Vorliegen bestimmter Voraussetzungen, Veräußerung 
des zur Gutsvorsteherschaft gehörenden Grundstücks. 

c) Beim berufsmäßigen öffentlichen Dienst hört jene enge Verbindung 
des Dienstes mit dem Amte, die wir beim Ehrenbeamten gefunden haben, typischer­
weise auf. Der im Staatsdienst als Berufsbeamter Angestellte steht und fällt nicht 
mit seinem Amte. Die Versetzung in ein anderes Amt, die Ernennung ohne gleich­
zeitige Übertragung eines Amtes, die Versetzung in den einstweiligen Ruhestand und 
die vorläufige Enthebung vom Amte werden Gelegenheit zur näheren Begründung 
der Behauptung bieten, daß jemand im berufsmäßigen Staatsdienst stehen kann, 
ohne ein Amt zu haben. 

31 Vo. v. 29. Dez. 23 (RGBl. I 1924 S. 9) § 3. 32 KrO. v. 13. Dez. 72 § 56. 
33 Vgl. pr. LGemO. v. 3. Juli 91 §§ 122ff. 
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Der berufsmäßige Staatsdienst hat bedeutsame soziologische Seiten und 
eine mitunter dem Staate das bezeichnende Merkmal aufprägende Geschichte. 
Auch das Werden in der rechtlichen Auffassung vom Wesen des berufsmäßigen 
Staatsdienstes34 - vom privatrechtlichen Vertrag über die gesteigerte Untertanen­
pflicht zum öffentlichrechtlichen Vertrage, dann zum Verwaltungsakt auf Unter­
werfung und zum zweiseitigen Verwaltungsakt als Begründungstatbeständen -
ist lehrreich. Doch müssen wir es bei diesem Hinweis bewenden lassen. 

Innerhalb des berufsmäßigen Staatsdienstes gibt es wieder mannigfache 
Unterschiede: Zivildienst und Militärdienst, Polizeibeamte 35, richterliche und 
nicht richterliche Beamte, Hochschullehrer und sonstige Lehrer. Auf gewisse 
Eigenarten solcher besonderen Beamtengruppen wird im Laufe der Darstellung 
zurückzukommen sein. Eine früher wichtige Unterscheidung verbietet jetzt 
die durch die Personal-Abbau-Verordnung hierin vorübergehend durchbrochene 
Reichsverfassung. "Alle Ausnahmebestimmungen gegen weibliche Beamte wer­
den beseitigt" (Art. 128II). Gemeint sind die Beamtinnen, nicht die Beamtenanwär­
terinnen. Bei der Anstellung kann nach wie vor der Mann der Frau vorgezogen 
werden. 

An den berufsmäßigen öffentlichen Dienst denkt man in erster Linie, wenn 
man vom Beamtenrecht spricht. Obgleich das Wort jene Vorstellung nicht 
genau deckt, da auch der Ehrenbeamte Beamter ist, andrerseits auch der Heeres­
dienst, den man nicht zum Beamtenrecht zu rechnen pflegt, berufsmäßiger Staats­
dienst ist, sei es doch im folgenden als Sammelname für die rechtliche Regelung 
des berufsmäßigen öffentlichen Dienstes überhaupt gebraucht. 

IV. Beamtenrecht (Recht des berufsmäßigen öffentlichen Dienstes). 
1. Rechtsquellen. Nach RV. Art. 1281 sind die Grundlagen des Beamten­

verhältnisses durch Reichsgesetz zu regeln. Ein umfangreicher Entwurf, der die 
Verheißung wahr machen soll, ist vor geraumer Zeit aus der Mitte des Reichstags 
im Reichstag eingebracht worden36, aber noch nicht erledigt. So bleiben vorläufig 
im wesentlichen nur die Richtlinien und unmittelbar geltenden Vorschriften der 
Reichsverfassung selbst und die für die einzelnen Arten von Beamten erlassenen 
Gesetze. Eine Kodifikation des für die Reichsbeamten geltenden Beamtenrechts 
stellt das Reichsbeamtengesetz vom 17. Mai 1907 dar. Die Rechtsverhältnisse 
der Wehrmach tsangehörigen regelt das Wehrgesetz vom 23. März 1921. 
Für die Landes beam ten gelten mindestens so viel Gesetze als es deutsche 
Länder gibt. Das neueste ist das württembergische vom 21. Januar 1929. In 
Preußen fehlt ein einheitliches Gesetz, doch enthalten die Disziplinargesetze für 
die Richter (7. Mai 1851) und die nicht richterlichen Beamten (21. Juli 1852) in Ver­
bindung mit dem 10. Titel des zweiten Teils des ALR. wesentliche Teile des für die 
Staatsbeamten geltenden Rechts. Dagegen gibt es in Preußen für die Kommunal­
beam ten ein besonderes Gesetz über deren Anstellung und Versorgung vom 30. Juli 
1899. Andere Länder haben das Kommunalbeamtenrecht in die Gemeindeverfas­
sungsgesetze hineingearbeitet. Bedenkt man, daß auch das Recht der Kirchen­
beam ten (einschließlich der Geistlichen) der evangelischen Landeskirchen eine 
einheitliche Regelung vermissen läßt, so ist es klar, daß der folgenden Darstellung 
ein bestimmtes Beamtenrecht als Grundlage dienen muß, wenn wir uns nicht in 
Einzelheiten verlieren sollen. Wir wählen das Recht der Reichsbeamten, be­
halten uns aber Ausblicke auf das für andere Beamten geltende Recht vor. 

34 Hierüber namentlich REHM in AnnDR. 1884 S. 568ff., 645ff. 
35 Vgl. z. B. pr. Polizeibeamteng. v. 31. Juli 27, bad. Polizeibeamteng. v. 12. Juli 27. 
36 Drucksache Nr. 311 der zweiten, Nr. 86 der dritten, Nr. 24 der vierten Wahlperiode. 

Hierzu FISCHBACH i. d. Z. f. Beamtenrecht 1 (1928) S. 112ff. u. Forts. 
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2. Beginn und Ende des berufsmä~igen Staatsdienstes. Der berufsmäßige 
Staatsdienst beginnt mit der Anstellung oder Ernennung, beim Soldaten mit 
der Aushändigung des Verpflichtungsscheins 37• Was vorausgeht, sind 
Vorverhandlungen, während deren sich die Anstellungsbehörde namentlich über 
die Persönlichkeit des Anzustellenden vergewissert, vor allem auch über die für das 
in Aussicht genommene Amt vorgeschriebene Befähigung oder Vorbildung. Einen 
Anspruch auf Anstellung hat niemand. Dies ist auch der formale Grund, 
mit dem sich die Anstellungsbehörde eines Landes verteidigen kann, wenn sie grund­
sätzlich die Anstellung eines nicht dem Lande angehörigen Deutschen ablehnt. 
Denn nach RV. Art HOII hat jeder Deutsche in jedem Lande des Reichs die gleichen 
Rechte und Pflichten wie die Angehörigen des Landes selbst. Da aber auch diese 
kein Recht auf Anstellung haben, paßt die Bestimmung auf die Anstellung im Staats­
dienst bei formaler Auslegung überhaupt nicht38• Auch der Versorgungsan wärter, 
d. h. der mit dem Versorgungsschein versehene gediente Soldat oder Schutzpolizei­
beamte39, hat kein subjektives Recht auf Anstellung40 • Denn wenn auch den Ver­
sorgungsanwärtern eine Reihe von Stellen vorbehalten sind und die Eintragung 
in eine Bewerberliste in bestimmter Reihenfolge nach Möglichkeit Willkür bei der 
Anstellung ausschalten soll, so sind doch Abweichungen von der Reihenfolge zu­
lässig, "wenn sie durch dienstliche Interessen der Anstellungsbehörden bedingt 
sind" (§ 37 II). Auch die Regel, daß vorbehaltene Stellen nur mit Versorgungsanwär­
tern besetzt werden dürfen, erleidet Ausnahmen (§ 44II). Daher steht dem Ver­
sorgungsanwärter auch nur die unbefristete formlose Beschwerde im Aufsichtswege, 
nicht die förmliche Beschwerde oder gar die Klage zu, "falls er annimmt, daß die 
Anstellungsgrundsätze zu seinen Ungunsten verletzt worden sind" (§ 60). 

Ein Anspruch auf Anstellung ließe sich höchstens dann annehmen, wenn 
die Anstellungfibehörde die Ernennung bindend zugesagt hat. Doch fehlt 
hier der gerichtliche Schutz; weder die ordentlichen, noch die VerwaltungE'gerichte 
könnten den Staat zur Anstellung verurteilen, die ordentlichen nicht, da die Strei­
tigkeit dem öffentlichen Rechte angehört, die Verwaltung8gerichte nicht, da ihnen 
in den meisten Ländern die Zuständigkeit dazu fehlt. Höchstens in den Ländern 
mit umfassendster Generalklausel, in Hamburg und Bremen, wäre eine derartige 
Verurteilung des Staates nicht ausgeschlossen. Und doch besteht das Bedürfnis 
nach gerichtlichem Rechtsschutz. Der als Professor an eine Universität Berufene 
hat seine Entlassung aus dem bisherigen Staatsdienst genommen und verunglückt, 
ehe er die neue Ernennungsurkunde in Händen hat. Soll er selbst, soll, falls er ge­
storben ist, seine Witwe nicht versorgungsberechtigt sein? In gewissen Fällen hilft 
die Geltendmachung der Amtshaftung, falls sich nämlich die Anstellung ungebühr­
lich verzögerte, oder helfen die Vorschriften über Entschädigung wegen Aufopferung 
von Rechten (§ 75 Einl. ALR.), falls der Berufene gezwungen war, aus dem alten 
Dienstverhältnis auszuscheiden oder seinen sonstigen Beruf aufzugeben, ehe er 
die neue Ernennungsurkunde erhalten konnte. Von solcher positiven Regelung un­
abhängig muß man aber nach Treu und Glauben annehmen, daß die der Ernennung 
vorangehenden Vereinbarungen den Staat verpflichten, den zu Ernennenden bis 
zum Betrage des ihm erwachsenen Schadens auf alle Fälle geldlich so zu behandeln, 
wie wenn er ernannt worden wäre, und daß hierüber 'in sinngemäßer Anwendung 
des Beamtenrechts die ordentlichen Gerichte zu entscheiden haben. 

a) Die Anstellung begründet das öffentlichrechtliche Dienstverhält­
nis. Die Übertragung eines bestimmten Amtes braucht nicht mit ihr verbunden 

37 Wehrges. v. 23. März 1921 § 181• 

38 Sachlich könnte sich die Landesbehörde auf den sinngemäß auf Landesbeamte aus­
zudehnenden Art. 16 R V. berufen. 

39 Vgl. Anstellungsgrundsätze v. 26. Juli 22/16. Juli 23/9. Apr. 25, RGBI. I 1923 S. 65lff. 
u. 1925 S. 47f. Verzeichnis der vorbehaltenen Stellen im RMinBl. 1926 S. 659ff. 

4o HessVGH. 1. Aug. 22, Entsch. 6, 33f. 
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zu sein. So erhält z. B. der preußische Universitätsprofessor zwei Urkunden: eine 
Bestallung, durch die er im Namen des Staatsministeriums zum Ordinarius an der 
seinem Fache entsprechenden Fakultät einer bestimmten Universität ernannt 
wird, und ein zweites Schreiben, durch das ihm der Unterrichtsminister das durch 
den Weggang des Professors X erledigte Ordinariat überträgt. Die erste Urkunde 
enthält die Anstellung oder Ernennung, die zweite die Übertragung des Amtes. 

Die Form der Anstellung besteht in der Aushändigung einer Anstel­
lungsurkunde 41• Doch erinnern wir uns der Recht8prcchung (obrn S. 343), nach 
der die Übertragung hoheitlicher Gewalt auf einen Privatange8tellten diesen ohne 
weitere Form zum Beamten macht, zum mindesten im Sinne der Amt8haftungRgesctze. 

Die rechtliche Natur der Anstellung ist U1l8 aus dem Allgemeinen 
Teile bekannt (S. 24lf.). Sie ist weder Vertrag, noch einseitiger Verwaltungsakt, 
sondern zweiseitiger Verwaltungs akt in dem Sinne, daß sie zwar, wie jeder 
Verwaltungsakt, wenigstens die Vermutung der Reehtmäßigkeit und Gültigkeit 
für sich hat, daß sie aber doch unwirksam i8t, wenn nachgewiesen werden kann, 
daß es an einer rechtswirksamen Einwilligung des zu Ernennenden fehlt 42• Dies 
ist auch die Ansicht der Rechtsprechung. Das Wort "einseitig", das man bisweilen 
in der Rechtsprechung43 und in dem von ihr abhängigen Schrifttum findet, ist 
nicht mehr als ein schmückendes Beiwort, denn die Folgerung, die ohne Einwilli­
gung des zu Ernennenden vollzogene Ernennung für wirksam zu erklären, hat die 
Rechtsprechung niemals gezogen. Auch wegen der fehlerhaften Anstellung, 
namentlich der Anstellung eines der Ehrenrechte für verlustig Erklärten oder der 
erschlichenen Anstellung, sei auf früher Gesagtes verwiesen44 • 

b) Die Übertragung eines Amtes ist im Gegensatze zur Anstellung ein 
einseitiger Verwaltungsakt. Durch die Einwilligung zur Anstellung hat sich eben 
der zu Ernennende auch bereit erklärt, sofort oder später ein Amt zu übernehmen. 
Meist geht Anstellung und Amtsübertragung Hand in Hand. Doch kann die Ver­
waltung Gründe haben, mit der Amtsübertragung zu warten. So ernennt sie je­
mand zum Regierungsassessor, behält sich aber seine Verwendung für später vor, 
sei es, weil keine Stelle frei ist, sei es, weil sie noch abwarten will, wie der vorläufig 
noch zu seiner weiteren Ausbildung zu Beschäftigende sich bewährt. 

Die berühmte Frage nach der Möglichkeit eines Rechts am einmal ver­
liehenen Amte wurde schon an anderer Stelle jedenfalls für die mit Ausübung 
der öffentlichen Gewalt. verbundenen Ämter verneint (S.198). Die gewissen Ämtern 
eigentümliche Unabsetzbarkeit und Unversetzbarkeit ihres Inhabers ist vom Ge­
setze nicht zum Vorteil des Beamten, sondern zum Vorteil der Allgemeinheit an­
geordnet worden. Solange man also daran festhält, daß rechtliche Willens macht 
allein noch nicht das Wesen des subjektiven Rechtes ausmacht, sondern nur, wenn 
sie dem Willensträger zum eigenen Vorteil verliehen ist, muß ein Recht des Bürger­
meisters, des Richters, des Mitglieds der Oberrechnungskammer an ihrem Amte 
verneint werden. 

c) Die Trennbarkeit von Anst.elluug und Übertragung eines Amtes zeigt sich 
deutlich bei der Versetzung des Beamten in ein anderes Amt. Die Ver­
setzung ist entweder Strafversetzung oder Versetzung aus dienstlichem 
Bedürfnis. Von der Strafversetzung spät.er. Die Versetzbarkeit aus dienstlichem 
Bedürfnis ist bei Reichs- und Staatsbeamten die Regel. "Jeder Reichsbeamte 
muß sich die Versetzung in ein anderes Amt von nicht geringerem Range und 

41 RBG. § 41 • Über die Streitfrage, ob die Aushändigung der Urkunde die Ernennung be­
wirkt oder nur bezeugt, vgl. PrOVG. 17. Mai 15, Entsch. 69, 215ff. einerseits, RG. 111. ZivSen. 
20. Febr. 14, JW. 1914 S. 539 andererseits. 

42 Das brem. G. v. 15. Juli 1926 I § 5 verlangt ausdrücklich vorbehaltlose Annahme der 
Anstellungsurkunde. 

43 Z. B. RG. 111 8. Febr. 21, RGZ. 101, 296f. 
44 Vgl. oben S. ]58, 274. 
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planmäßigem Diensteinkommen unter Vergütung der vorschriftsmäßigen Umzugs­
kosten gefallen lassen, wenn es das dienstliche Bedürfnis erfordert" (§ 23). Die Frage 
des dienstlichen Bedürfnisses aber ist eine Ermessensfrage, die einer richterlichen 
Nachprüfung nicht unterliegt45 . Trotzdem gibt es auch für die Versetzung Rechts­
schranken, selbst wenn die Gleichwertigkeit des neuen Amtes an Rang und Dienst­
einkommen gewahrt ist. Das neue Amt muß dem alten wesensverwandt sein, der 
Schulrat z. B. darf nicht zum Baurat gemacht werden, denn seine freiwillige 
Unterwerfung unter die Diensthoheit des Staates ging nicht so weit, daß er auch 
diese Wandlung seines Berufs mit in den Kauf nahm. Für das Kommunalbeamten­
recht, und damit sinngemäß für das Beamtenrecht überhaupt, hat das preußische 
OVG. außerdem ausgesprochen, daß sich der Beamte nicht eine Herabminderung 
seiner sozialen Stellung gefallen zu lassen brauche 46. 

Von dieser trotz allem leichten Versetzbarkeit gibt es aber wichtige Aus­
nahmen. Bei Bürgermeistern, Magistratsmitgliedern, Landeshaupt­
leuten ist die Versetzung nach der Natur der Ämter ausgeschlossen, da diese Be­
amten keinem andern Kommunalverbande aufgedrängt werden können, innerhalb 
des eigenen Verbandes aber eine gleichwertige Versetzung unmöglich ist. Für 
Universitätsprofessoren schließt das preußische Gesetz vom 21. Juli 1852 
die Versetzbarkeit ausdrücklich aus (§§ 96, 87 1). Die bekannteste Gruppe der 
grundsätzlich unversetzbaren Beamten bilden die Richter. Sie können nach RV. 
Art. 104 I wider ihren Willen nur kraft richterlicher Entscheidung und nur aus den 
Gründen und unter den Formen, welche die Gesetze bestimmen, an eine andere 
Stelle versetzt werden. Wichtig dabei ist vor allem die Notwendigkeit einer ge­
richtlichen Entscheidung, in Preußen des beim Kammergericht gebildeten Großen 
Disziplinarsenats. Denn die sachlichen Voraussetzungen der Versetzung lassen 
auch hier dem Ermessen einen großen Spielraum. Nach § 51 des preußischen 
Richterdisziplinargcsetzes vom 7. Mai 1851 kann die Versetzung, "außer dem Falle, 
wenn sie durch Veränderungen in der Organisation der Gerichte odcr ihrer Bezirke 
nötig wird, nur geschehen, wenn sie durch das Interesse der Rechtspflege dringend 
geboten ist". Nur dic Richter des Reichsgerichts sind schlechthin unversetzbar. 

d) Die Versetzung besteht in der Entziehung des alten und der Übertragung 
eines anderen Amtes. Fällt das zweite Stück dieses einheitlichen Aktes weg, so haben 
wir die dem Beamtenrechte wohlbekannte Einrichtung der Amtsentziehung. 
Sie kommt in doppelter Form vor: als einstweilige Versetzung in den Ruhestand 
und als vorläufige Dienstenthebung oder Suspension vom Amte. 

Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand, wegen des dem Be­
amten zu zahlenden Wartegeldes auch Versetzung in den Wartestand ge­
nannt, ist die Form, in der sich der Staat der bei einer Behörden um bild ung 
überflüssig werdenden Beamten entledigt (RBG. § 24). Voraussetzung ist aber, 
daß das vom Beamten verwaltete Amt aufhört zu bestehen47• Außerdem können die 
sogenannten politischen Beamten jederzeit in den Wartestand versetzt werden, 
im Reiche z. B. die Staatssekretäre und Gesandten (§ 25), in Preußen z. B. die Ober­
präsidenten, Regierungspräsidenten, Landräte, Staatsanwälte48 • Der Grund 
leuchtet ein; die Regierung kann sich nicht der Gefahr aussetzen, ihre Absichten 
durch Beamte durchkreuzt zu sehen, die es nicht verstehen, sich innerlich dem Willen 
der Regierung unterzuordnen. Die einstweilig in den Ruhestand versetzten Reichs­
beamten sind zur Annahme eines ihnen übertragenen Reichsamts ebenso verpflichtet, 
wie wenn sie in dieses Amt unmittelbar versetzt worden wären (§ 28). Dafür erhalten 

46 Vgl. oben S. 28f. N. 34; ferner RDiszH. 24. Nov. 77, SCHULZE-SIMONS Rechtspr. 1926 
S. 96ff.; HansOLG. 19. Dez. 23, HansRZ. 1924 Sp. 709ff. 

46 PrOVG. 20. Febr. 12 u. 20. Dez. 21, Entsch. 61, 433ff. u. 77, 523ff. 
47 Vgl. hierzu HansOLG. 18. Juni 24, HansRZ. 1924 Sp. 790ff. 
48 VO. v. 26. Febr. 19. 

Jelllnek, Verwaltungsrecht. 2. Aull. 23 
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sie ein Wartegeld in Höhe von 40 bis 80 vom Hundert ihres ruhegehaltsfähigen 
Diensteinkommens (§ 26). Eine Versetzung in den Wartestand größten Stiles er­
möglichte neben vielem andern die Personalabbauverordnung des Reichs 
vom 27. Oktober 1923, der die Abbauverordnungen der Länder bald folgten. 

Die vorläufige Dienstenthebung oder Suspension vom Amte ist die 
Nebenerscheinung eines Straf- oder Dienststrafverfahrens. Für den Reichsbeamten 
tritt sie kraft Gesetzes ein, wenn im gerichtlichen Strafverfahren seine Verhaftung 
beschlossen oder gegen ihn ein noch nicht rechtskräftig gewordenes Urteil erlassen 
ist, das den Verlust des Amtes kraft Gesetzes nach sich zieht, oder wenn im Diszi­
plinarverfahren eine noch nicht rechtskräftige Entscheidung ergangen ist, die auf 
Dienstentlassung lautet (§ 125). Außerdem kann die Suspension im Laufe eines 
gerichtlichen Straf- oder förmlichen Disziplinarverfahrens verfügt werden (§ 127). 
Die Suspension hat in beiden Fällen die vorläufige Kürzung des Diensteinkommens 
des Beamten um die Hälfte zur Folge; das Zurückbehaltene wird im Falle der Frei­
sprechung vollständig nachgezahlt (§ 1301). Der suspendierte Beamte bleibt Beamter, 
nur daß es ihm versagt ist, sein Amt weiter zu versehen; die allgemeinen Pflichten, 
z. B. die Residenzpflicht, gelten für ihn nicht anders als für den aktiven Beamten49 • 

Die einstweilige Versetzung in den Ruhestand und die vorläufige Dienstent­
hebung sind scharf umrissene, mit gewissen, dem Beamten nachteiligen Folgen 
ausgestattete Rechtseinrichtungen. Es fragt sich, ob es der vorgesetzten Behörde 
verwehrt ist, einen Beamten einfach durch Zwangs beurla u bung kaI tz ustellen, 
ohne vermögensrechtliche Nachteile für ihn. Wir haben die Frage schon an anderer 
Stelle (S. 198) bejaht. Man denke an einen Beamten, dessen Sohn Angeklagter 
in einem großen politischen Mordprozesse ist. Vernünftigerweise wird er einen 
ihm angetragenen Urlaub mit Freuden annehmen. Wenn er aber nicht will, was 
dann? Hier hilft die Erkenntnis, daß der Beamte kraft seiner Pflicht zur Treue ge­
halten ist, dem Staate keine Ungelegenheiten zu bereiten; die vorgesetzte Be­
hörde untersagt ihm daher einfach jede weitere Amtstätigkeit. Wie sie sich mit 
dem Rechnungshof oder der Oberrechnungskammer wegen dieser Maßregel aus­
einandersetzt, bleibt ihr überlassen; der Beamte jedenfalls kann nicht behaupten, 
daß ihm Unrecht geschehen sei. 

e) Die Beendigung des Dienstverhältnisses tritt entweder kraft Ge­
setzes oder kraft eines zweiseitigen oder kraft eines einseitigen Verwaltungs­
aktes ein. 

a) Gesetzliche Endigungsgründe sind Zeitablauf , strafgerichtliches Urteil und 
Erreichung der gesetzlichen Altersgrenze, von der selbstverständlichen Endigung 
durch den Tod und der seltenen kraft Unvereinbarkeit 50 zu schweigen. Durch 
Zeitablauf endigt z. B. das Dienstverhältnis der nicht wiedergewählten Kom­
munalbeamten, so des Bürgermeisters oder der Magistratsmitglieder. Straf­
gerichtliehe Urteile, die das Dienstverhältnis kraft Gesetzes beendigen, sind 
solche, die auf Zuchthaus, Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte, Unfähigkeit 
zur Bekleidung öffentlicher Ämter lauten51 . Nach preußischem Recht ziehen 
außerdem die Todesstrafe, eine Freiheitsstrafe von längerer als einjähriger Dauer 
und die Stellung unter Polizeiaufsicht den Verlust des Amtes und damit der Dienst­
steIlung von selbst nach sich, ohne daß darauf besonders erkannt wird 52. Die Ein-

49 RG. III Hl. März 26, RGZ. ll3, 14-3ff. 
60 Vgl. z. B. RHaushO. v. 31. Dez. 22 § 123. 51 StGB. §§ 31, 33, 35, 319. 
52 Pr. G. v. 21. Juli 52 § 7. Zu Unrecht leugnet das RG. im vielbesprochenen Falle 

Jagow (RG. III 23. März 28, RGZ. 120, 337ff.) die Weitergeltung dieser Bestimmung dann, 
wenn das Strafgericht auf Amtsverlust hätte erkennen können, z. B. nach § 81IlI StGB., aber 
nicht erkannt hat. Strafrecht und Beamtenrecht liefen von jeher in Preußen nebeneinander 
her. Der gleiche Gesetzgeber, der das preußische StGB. vom 14-. April 1851 erließ, ist im 
Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852, ebenso wie sehon in der VO. vom ll. Juli 184-!l, über 
die Amtsverlustgründe des Strafrechts bewußt hinausgegangen, also, wie man sagen kann, 
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führung gesetzlicher Altersgrenzen sieht die Reichsverfassung für Richter 
vor (Art. 1041). Offenbarer Zweck der Bestimmung war, damit eine sofort wirk­
same Möglichkeit für die Gesetzgebung zu schaffen, also eine Bestimmung, die kräf­
tiger sein sollte, als die andere über den Schutz wohlerworbener Beamtenrechte 
(Art. 1291). Daher waren alle Altersgrenzengesetze sofort anwendbar, die bald 
nach Verabschiedung der Reichsverfassung von den Ländern erlassen wurden53• 

Durch die Personalabbauverordnung hat auch das Reich für seine Beamten eine 
Altersgrenze eingeführt, von 65 Jahren für die meisten Beamten, von 68 Jahren für 
die Mitglieder des Reichsgerichts, des Reichsfinanzhofs und des Rechnungshofs 
des Deutschen Reichs54• 

ß) Kraft zweiseitigen Verwaltungsakts (vgl. S. 241ff.) endigt das Dienstverhältnis 
bei der Entlassung auf Antrag und der Zurruhesetzung auf Antrag. Der Antrag 
auf Entlassung kann jederzeit gestellt werden und verpflichtet die zuständige 
Behörde, ihm stattzugeben. Man nimmt eben an, daß ein Beamter, der gezwungen 
wird, im Dienste zu bleiben, kein guter Beamter sein wird. Doch gilt die Regel, 
daß der Beamte nicht zur Unzeit aus dem Dienste ausscheiden kann55• Eine weitere 
Einschränkung enthält § 95 II 10 ALR., wO:Q.ach dem Beamten die Entlassung ganz 
allgemein versagt werden kann, "wenn daraus ein erheblicher Nachteil für das ge­
meine Beste zu besorgen ist". Als die Assessoren kurz nach dem Kriege zur Industrie 
drängten, machte die Justizverwaltung von dieser alten Bestimmung Gebrauch. 
Die Entlassung auf Antrag hat den Verlust jeglichen Gehalts- oder Versorgungs­
anspruchs zur Folge, wenn nicht etwa vergleichsweise eine Abfindungssumme ver­
einbart wird, den Amtstitel kann aber der Beamte mit dem Zusatze "a. D." weiter­
führen56• Nur die Minister sind geldlich besser gestellt. Beim Reichskanzler und 
bei den Reichsministern wird nach der auf die heutige Zeit nicht mehr passenden 
Bestimmung des § 35 RBG. vom 17. Mai 1907 die Entlassung genau so behandelt 
wie eine Versetzung in den Ruhestand, "wenn sie entweder ihr Amt mindestens zwei 
Jahre bekleidet oder sich mindestens zehn Jahre im Dienste befunden haben". 
Die Folge ist, daß, wer gedient und den ganzen Krieg (der doppelt zählt) an der 
Front mitgemacht hat, nur wenige Tage Reichsminister gewesen sein muß, um ein 
Ruhegehalt von etwa 13200 RM jährlich zu beziehen. Preußen und andere Länder 
vermeiden diesen kostspieligen Fehler und zahlen den nach kurzer Amtsdauer 
ausscheidenden Ministern nur ein Übergangsgeld 57. 

Der Antrag auf Versetzung in den Ruhestand setzt eine Dienstzeit 
von wenigstens zehn Jahren und Dienstunfähigkeit des Antragstellers voraus, 
doch sieht das Gesetz eine Reihe von Milderungen vor, so erhöhte Anrechnung der 
Kriegsdienst jahre, Wegfall der Zehnjahrefrist bei Dienstbeschädigungen, kein 
Erfordernis der Dienstunfähigkeit bei Vollendung des 65. Lebensjahres (RBG. 
§§ 34ff., 45ff.). Beim Offizier genügt schon, daß "er nach dem Urteil seiner Vor­
gesetzten die für seine dienstliche Verwendung nötige Befähigung nicht mehr be­
sitzt" (Wehrges. § 26Ib). Auch die auf den Antrag folgende Versetzung in den Ruhe­
stand beendigt das Dienstverhältnis, doch steht dem ausscheidenden Beamten ein 
Anspruch auf lebenslängliches Ruhegehalt, seinen Angehörigen später ein An-
mit Duldung des Strafgesetzgebers. An dieser Rechtslage hat das dem preußiseht'n nach­
gebildete StGB. f. d. Nordd. Bund ebensowenig geändert wie an del1 landesgesetzlichen Auf­
enthaltsbeschränkungen bestrafter Personen (s. unten S.464). - über die Rechte der im 
Wiederaufnahmeverfahren freigesprochenen früheren Beamten H. FRAENKEL in JW. 1919 S. 93f.; 
SOHNEIDER in Stusev. 1928 S. 331 f.; Entw. e. RDienstStrafO., RTagsdrucks. IH. Wahlper. 
Nr. 3630, § 116; über den Einfluß von Amnestien auf noch nicht rechtskräftige Urteile 
RG. III 4. Febr. 21, RGZ. 101, 255f. 

53 RG. IH 14. März 22, RGZ. 104, 58ff., 66ff. 54 VO. v. 27. Okt. 23 Art. 1 VI. 
55 Nach thür. Staatsbeamtenges. v. 14. März 23 z. B. kann verlangt werden, daß der 

Beamte noch drei Monate im Amte verbleibe (§ 631 ). 

56 Anders z. B. thür. StBG. § 66. 
57 Pr. G. v. 13. Juni 24; sächs. G. v. 2 .. Juli 24. 
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spruch auf Hinterbliebenenversorgung zu. Den Amtstitel führt der Beamte 
auch hier weiter, sei es mit dem Zusatze "a. D." oder mit dem Zusatze "i. R.". 
Die Entlassung auf Antrag und die Zurruhesetzung auf Antrag sind, abgesehen vom 
Anspruch auf Ruhegehalt, miteinander so verwandt, daß das Wehrgesetz beide 
Fälle unterschiedslos als "Entlassung" bezeichnet58• 

y) Auch die einseitige Entlas8ung ist entweder mit einem Ruhegehaltsanspruch 
verbunden oder nicht. 

Die Zwangsversetzung in den Ruhestand wird eingeleitet, wenn der 
dauernd dienstunfähige Beamte keinen Antrag auf Zurruhesetzung stellt. Das 
Verfahren ist genau geregelt, namentlich dafür gesorgt, daß der Beamte mit seinen 
Einwendungen gehört wird (RBG. §§ 62ff.). Obgleich die Frage der Dienstunfähig­
keit keine Ermessensfrage ist, denken wenige Gesetze so rechtsstaatlich, daß sie 
gegen jede Zwangsversetzung in den Ruhestand die verwaltungsgerichtliche Klage 
zulassen. Bayern und Hessen machen eine rühmliche Ausnahme 59. Für Kommunal­
beamte ist der Verwaltungsrechtsweg auch in Preußen geöffnet60• Bei Reichsbeamten 
und preußischen Staatsbeamten treten die Disziplinargerichte als Zurruhesetzungs­
gerichte wenigstens dann in Tätigkeit, wenn der Beamte noch kein Ruhegehalt er­
dient hat61• Nach Art der Versetzung in den Ruhestand ist auch die Entlassung des 
Reichskanzlers und der Reichsminister gestaltet (RBG. § 35). Die einseitige Entlassung 
hat hier die gleichen Wirkungen wie die oben besprochene Entlassung auf Antrag. 
Nicht anders verhält es sich mit der Entlassung der Offiziere wegen Ungeeignetheit62• 

Einseitige Entlassung ohne Gewährung von Ruhegehalt kommt, 
außer dem soeben besprochenen Falle des noch nicht erdienten Ruhegehalts, in zwei 
Formen vor: als Kündigung und als Entfernung aus dem Amte. 

Kündigungsbeamte sind nach der RV. außer bei den Richtern der ordent­
lichen Gerichtsbarkeit (Art. lO41 ) zulässig. Denn "die Anstellung der Beamten erfolgt 
auf Lebenszeit, soweit nicht durch Gesetz etwas anderes bestimmt ist" (Art. 1291). 

Das RBG. sieht solche auf Probe, Kündigung oder sonst auf Widerruf angestellte 
Beamten ausdrücklich vor (§ 32). Auch der Widerruf ist eine Kündigung, allerdings 
eine fristlose. An sich könnte ein Land kraft Landesgesetzes sogar alle Verwal­
tungsbeamten auf Kündigung anstellen, nur darf es nach RV. Art. 12811 die Kündi­
gungsklausel nicht ausschließlich gegen die Frauen richten. Die Kündigung steht 
im Ermessen der zuständigen Behörde auch in dem Sinne, daß sie das förmliche 
Zurruhesetzungsverfahren vorziehen kann, wenn sie sich eines Kündigungsbeamten 
entledigen will 63. 

Zur Entlassung des auf Lebenszeit angestellten Beamten bedarf es eines 
förmlichen Dienststrafverfahrens (Disziplinarverfahrens). "Der Entfernung 
aus dem Amte muß ein förmliches Disziplinarverfahren vorhergehen" (RBG. § 841). 

"Entfernung aus dem Amte" bedeutet aber neben Strafversetzung soviel wie 
Dienstentlassung (§ 75). Diese hat Verlust des Titels und des Ruhegehaltsanspruchs 
von Rechts wegen zur Folge. Doch kann die entscheidende Behörde in milde zu be­
urteilenden Fällen bei Entlassung eines an sich ruhegehaltsberechtigten Beamten 
bestimmen, daß ihm ein Teil des gesetzlichen Ruhegehalts auf Lebenszeit oder auf 
gewisse Jahre zu belassen sei. Eine neuere Entscheidung des Reichsdisziplinar­
hofs hat der ganz vernünftigen Handhabung der Bestimmung dahin, daß dem 
Entlassenen auch von einem gewissen Lebensjahre an Ruhegehalt zugebilligt 
werden kann, einen Riegel vorgeschoben 64. 

fi8 WehrG. § 26; dazu Wehrmachtversorgungsgcs., Bek. v. 19. Sept. 25, § 31. 
fi9 Bay. G. v. 10 .• Tuli 27 Art. 1 IV; hE'!'f'. G. v. 18 Dez. 23 Art. :n. 
60 Z. R. ZustG. § 20 Ziff. 3I1 • 61 RBG. § 681 , pr. G. v. 21. Juli 52 § 931 . 

62 WehrmachtversorgG. § 31. 63 PrOVG. 25. Juni 23, Entsch. 78, 458ff. 
64 RDiszH. 11. Mai 26, JW. 1926 S. 2199f.; ebenso PrDiszH. f. nicht.richterl. B. 29. März 

26, PrVerwBl.48 (1927) S. 177f. Zu der Frage ZEILER JW. 1926 S. 2422f.; vgl. auch die 
Regelung im § 7 des Entw. e. RDienstStrafO. (RTagsdrucks. III. Wahl per. Nr. 3630). 
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Hemmend auf jede einseitige Entlassung ohne Gewährung von Ruhegehalt wirkt 
bei allen Beamten, deren Jahresbezüge 6000 RM nicht übersteigen, § 18 des Ange­
stell ten versicherungsgesetzes vom 28. Mai 1924. Wird nämlich ein solcher Be­
amter ohne Gewährung eines Versorgungsanspruchs entlassen, so sind für die Zeit 
des aktiven Dienstes Beitragsmarken zu verwenden, wie wenn er während der 
ganzen Dienstzeit versicherungspflichtig gewesen wäre. Dies bedeute eine Belastung 
des Staates oder sonstigen Dienstherrn bis zu 240 RM für jedes Dienstjahr. 

3. Pflichten der Beamten. Wenn der Beamte als Staatsdiener zur Besorgung 
von Geschäften, zum Gehorsam und zur Treue verpflichtet ist, so kann das Gesetz 
diese Pflichten entweder selbst näher umschreiben oder einen Dienstbefehl be­
stimmen lassen, was der Beamte tun soll. 

a) Die gesetzliche Festlegung der Pflichten des Beamten beginnt im RBG. 
mit dem Satze, daß jeder Reichsbeamte die Verpflichtung habe, "das ihm übertragene 
Amt der Verfassung und den Gesetzen entsprechend gewissenhaft wahrzunehmen 
und durch sein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, die sein Beruf er­
fordert, sich würdig zu zeigen" (§ 10). Durch Gesetz vom 2l. Juli 1922 wurde ihm 
außerdem zur Pflicht gemacht, in seiner amtlichen Tätigkeit für die verfassungs­
mäßige republikanische Staatsform einzutreten und alles zu unterlassen, was mit 
seiner Stellung als Beamter der Republik nicht zu vereinen ist (§§ 10a, lOb). 

Mit der Verpflichtung des Beamten zum achtungswürdigen Verhalten 
verweist das Gesetz auf die lebendigen Anschauungen der Beamtenschaft selbst, 
und die Dienststrafgerichte sollen getreue Künder dieser herrschenden Anschauungen 
sein. Man findet daher die reichste Deutung jener Pflicht in der Rechtsprechung 
der Dienststrafgerichte oder der als solche tätigen sonstigen Gerichte. So darf der 
Beamte seine Gesundheit nicht durch unwürdigen Lebenswandel schädigen65 • 

Außerehelicher Geschlechtsverkehr ist ihm an sich gestattet, falls die Öffentlichkeit 
nichts davon weiß66, aber niemals ehebrecherischer Verkehr67 ; gegen seine Ehe­
frau, die sich anstößig benimmt, muß er einschreiten68, mit der Behauptung, er 
könne seiner Frau nichts befehlen, wird er nicht gehört69• Auch Vermögensgefähr­
dung durch Glücksspiel führt zur dienstlichen Ahndung70• Eine Streikbefugnis 
des Beamten, der im Dienste bleiben will, läßt sich schon aus dem Grunde ver­
neinen, weil sie sich nach herrschender Anschauung mit dem achtungswürdigen 
Verhalten des Beamten nicht verträgt; zudem widerspricht der Beamtenstreik 
der Pflicht des Beamten zur Besorgung der ihm übertragenen Geschäften. Be­
sonders empfindlich ist die Beamtenethik bei Treulosigkeiten gegenüber 
dem Vorgesetzten; so ist nicht gestattet die unmittelbare Anzeige angeblich 
strafbarer Handlungen des Vorgesetzten bei der Staatsanwaltschaft oder auch 
nur die Einlegung der Beschwerde über ihn bei einer falschen Stelle mit der Ab­
sicht, ihm dadurch Unzuträglichkeiten zu bereiten72• Auch Rüpelhaftigkeiten 
gegenüber dem Vorgesetzten werden geahndet, selbst wenn der Beamte als Ver­
treter des Beamtenausschusses handelte73• Wahrhaftigkeit im Dienst ist selbst­
verständliche Beamtenpflicht 73a. Namentlich gewähren selbst die Weimarer 

66 RDü.zH. 12. Okt. ]4, SCHULZE-SIMONS Rechtspr. 1926 S. 235ft. 
66 RDiszH. 1. Juni 08, a. a. O. S. 252f. 
67 RDiszH. 17. Okt. 8], a. a·. O. S.256ff.; PrOVG. 30. Okt. 25, Entsch.80, 426ff. 
68 RDiszH. 19. ,Jan. 14, a. a. O. S. 238ff. 69 BayVGH. 11. Apr. 24, Samml. 45, 73ff. 
70 RDiszH. 5. Nov. 83. a. a. O. S. 287f. 
71 Vgl. u. a. PrOVG. 17. ,Jan. 24, Entsch. 78, 448ff.; RG. IV. ZivSen. 24. Fehr. 27, 

GruchotsBflitr.69 (1928) S.488ff. 
72 PrOVG. 24. Jan. 13 u. 12. Jan. 14, Entsch. 64, 565ff. u. 66, 443ff. 
73 PrOVG. 22. Sept. 21, Entsch. 77, 509ff.; PrOVG. 7. Mai 23, JW.1924 S. 34lf.; PrOVG. 

20. Mai 27, PrVerwBI. 49 (1927/28), S. 24f. VgI. auch RDiszH. 26. Mai 25, SCHULZE-SIMONS 
S.162ff. (hämische Bemerkungen); Pr. Min. d. 1.13. Apr. 28, MinBliV.1928 Sp. 415f. (Pflicht 
zur gegenseitigen Höflichkeit). 

7Sapr. DiszH. f. nichtrichterl. Beamte 19. Dez. 27, DJZ.1928 Sp.669. 
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Grundrech te dem Beamten keinen Freibrief für alle möglichen Dienstwidrig­
keiten. Allerdings ist auch der Beamte ein Deutscher, "sozusagen"; an dem 
allen Deutschen ohne Einschränkung gewährten Petitionsrecht nimmt auch er 
teil (Art. 126), sofern er es nicht durch überscharfe oder bewußt unwahre Aus­
fälle mißbraucht 74. Auch die Freiheit, sich einer selbst staatsverneinenden Partei 
anzuschließen, kann ihm angesichts des klaren Wortlauts des Art. 130II nicht 
bestritten werden 75. Aber alles Tun und Lassen, das die RV. nicht unbedingt 
deckt, steht unter der den Beamten überallhin begleitenden Pflicht zum ach­
tungswürdigen Verhalten. So wird zwar die Zugehörigkeit zur kommunistischen 
Partei durch RV. Art. 130II gedeckt, nicht aber die Betätigung für sie 76 oder 
gar die Vertretung des persönlichen Parteistandpunkts in einer Sache, in der der 
Beamte kraft dienstlichen Auftrags einen andcrn Standpunkt vertreten sollte77• 

Auch die Berufung auf die Meinungsfreiheit nach RV. Art. 1181 nützt hier 
nichts, da sie dem Deutschen nur innerhalb der Schranken der "Gesetze" zu­
gestanden ist und zu diesen Gesetzen auch die Beamtengesetze gehören 78. 

Neben dieser allgemeinen, durch Anschauung und Rechtsprechung näher 
zu bestimmenden Beamtenpflicht zählt das Gesetz einzelne, klar umrissene Pflich­
ten auf: Pflicht zur Wahrung des Dienstgeheimnisses (RBG. §§ 11, 12II ), 

zur Einholung der dienstlichen Genehmigung vor Abgabe eines außergericht­
lichen Sachverständigengutachtens (§ 121), zur Anwesenheit im Amte 
außer bei Urlaub, Krankheit oder Wahl zum Reichstags- oder Landtagsabgeord­
neten (§ 14, RV. Art. 391), zur Meidung der übernahme eines Nebenamtes oder 
einer mit fortlaufender Vergütung verbundenen Neben beschäftigung ohne dienst­
liche Genehmigung (§ 16), zur Weigerung der Annahme von Geschenken oder Be­
lohnungen in Beziehung auf das Amt, es sei denn, daß auch hier dienstliche Ge­
nehmigung vorliegt (§ 15II). Andere Gesetze nennen noch ausdrücklich die Resi­
denzpflicht, d. h. die Pflicht des Beamten zur Ortsanwesenheit79, die Anzeige­
pflicht bei Verheiratungen, die sich bei Militärpersonen und bei gewissen Be­
amten bis zur Genehmigungspflicht steigertSO, ferner die Pflicht, gegen einen selb­
ständigen Gewerbebetrieb der Hausangehörigen vorzugehen81, die 
Pflicht des Referendars, in der Ausbildung gehörig fortzuschreiten 82• 

Besondere Wichtigkeit hat nach der Umwälzung von 1918 die Pflicht zur Eides­
leistung erlangt. Wo der Diensteid nicht Voraussetzung für die Begründung 
des Dienstverhältnisses ist83, ist die Weigerung, ihn zu leisten, eine Dienstpflicht­
verletzung, welche die Dienstentlassung des Beamten rechtfertigt84• 

b) Zu all den genannten Pflichten tritt noch die Pflicht zum Gehorsam, 
den der Beamte den Gesetzen und sonstigen Rechtsnormen, den allgemeinen 
Dienstbefehlen, auch Dienstinstruktionen oder Anweisungen genannt, und 

74 RDiszH. 22. März 24, JW.1924 S. 1534f.; 21. Okt. 24, RCHULZE-SIMONS a. a. O. S. 223ff. 
Vgl. auch PrOVG. 22. Okt. 26, Entsch.81, 438ff. 

75 PrOVG. 17. Okt. 21, Entsch. 77, 493ff. 76 PrOVG. 18. Juni 23, Entsch. 78, 445ff. 
77 PrOVG. 16. März 22, PrVerwBl. 43 (1922) S. 442ff. 
78 Daß sich daR Wort "allgemeinen" im Art. 118I durch ein Redaktionsversehen ein­

geschlichen hat, ist längst erkannt: vgl. meine Besprechung in JW. 1921 S. 1058 u. PrOVG. 
26. Sept. 21, Entsch. 77, 5I9f.; SCHUMACHER Die Redaktionskommission des Verfassungs­
ausschusses 1927 S. 59ff. - über die ganze Frage vgl. namentlich die Berichte von ROTHEN­
BÜCHER und SMEND und deren Erörterung in VStaatsRL. 4 (1928), ferner VERVIER im 
ArchÖffR. N. F. 6 (1924) S.1ft, C. SCHMITT Verfassungslehre 1928 S. 166ff., 18lf., W. SCHMIDT 
Freiheit der Wissenschaft 1929 S. 10M. 

79 Z. B. ALR. § 92 II 10, dazu PrOVG. 26. Okt. 16, Entsch. 73, 427ff. 
80 BGB. § 1315, WehrG. v. 23. März 21 § 31 b. 
81 Sächs. Staatsdienerges .• Fass. v. 18. Febr. 24 § 3. 
82 Nach § 84 des pr. G. v. 21. Juli 52 ist allerdings das mangelnde Fortschreiten in der 

Ausbildung nur ein Grund zur Entlassung. 
83 Vgl. thür. StEG. v. 14. März 23 § 7V • 84 PrOVG. 10. Nov. 21, Entech. 77. 495ff. 



IV 3. Pflichten der Beamten. 359 

Dienstbefehlen im Einzelfall schuldet. Die bekannte Frage, wieweit die 
Gehorsamspflicht Dienstbefehlen gegenüber reicht, ist im wesentlichen schon mit 
dem über die Unwirksamkeit von Verwaltungsakten im allgemeinen Gesagten 
(S. 258ff.) beantwortet. Denn auch der Dienstbefehl ist ein Verwaltungsakt, der 
zwar in der Regel gültig sein wird, aber doch bisweilen an solch schweren Fehlern 
leiden kann, daß ihm die Verbindlichkeit fehlt. 

Verletzung von Formvorschriften kommt kaum in Frage. Doch darf der 
Beamte dem Bürger gegenüber unter Umständen nur auf Grund eines amtlichen 
Schreibens vorgehen. So würde der Vollziehungsbeamte den Auftrag zur Pfändung 
des Steuerschuldners so lange unausgeführt lassen müssen, als er sich nicht schrüt­
lich in seinen Händen befindet (AO. § 307). Der wichtigste Unwirksamkeitsgrund 
eines Dienstbefehls ist aber die unbedingte Unzulässigkeit des Befehls 
oder des Befohlenen. Der Grund für die Unzulässigkeit kann der sein, daß 
dem Befehlenden die Vorgesetzteneigenschaft im Verhältnis zum Befehls­
empfänger fehlt. Einfach liegen die Verhältnisse bei der Reichswehr, da auch 
heute noch jeder Unteroffizier Vorgesetzter eines Mannes, jeder Offizier Vorgesetzter 
aller Unteroffiziere und Mannschaften ist85 und auch innerhalb des Offizierkorps 
allgemeine Überordnungsverhältnisse bestehen. Auch ist es klar, daß der Vorsteher 
einer in der Behördenordnung übergeordneten Behörde dem Vorsteher der nach­
geordneten Behörde Dienstbefehle erteilen kann, z. B. der Reichsfinanzminister 
dem Präsidenten eines Landesfinanzamts und dieser den Vorstehern der Finanz­
ämter seines Bezirkes. Doch beginnt die Schwierigkeit schon hier, da sowohl die 
befehlende als auch die nachgeordnete Behörde mit einer Anzahl von Beamten 
besetzt ist. Ein guter Grundsatz des inneren Verwaltungsbetriebes verbietet, daß 
sich die vorgesetzte Behörde unmittelbar an einen dem Vorsteher der nachgeord­
neten Behörde unterstellten Beamten, z. B. einen Obersekretär, wendet, doch 
würde die Durchbrechung dieses Grundsatzes den Befehl nicht unwirksam machen. 
Dagegen hat von den Beamten der höheren Behörde nicht jeder Vorgesetzten­
-eigenschaft den Beamten der nachgeordneten Behörde gegenüber. Der Steuer­
inspektor des Landesfinanzamts kann dem Obersteuersekretär des Finanzamts 
keine Befehle erteilen, nicht einmal ein Regierungsrat am Landesfinanzamt oder 
ein Ministerialrat im Reichsfinanzministerium könnte es, wenn ihnen nicht gewisse 
Geschäfte zur Bearbeitung "in Vertretung" oder "im Auftrage" übertragen sind. 
Ist die Vorgesetztenfrage geklärt, so kann der Befehl unwirksam sein, weil er ganz 
aus dem Rahmen des Befehlbaren herausfällt. Dies ist der Fall, wenn 
der Vorgesetzte den Untergebenen für Privatangelegenheiten verwendet, z. B. 
ihn Privatbriefe abschreiben läßt; nur kann der Privatbrief unter Umständen die 
Form sein, in der eine Amtssache erledigt wird. Auch ist die Weisung des Regierungs­
rats an den Amtsdiener, ihm aus der gegenüberliegenden Wirtschaft Essen zu holen, 
dann keine private Angelegenheit, wenn der Regierungsrat den Befehl erteilt, um 
dringende Amtsgeschäfte beendigen zu können. Eine andere Grenze bildet die 
Zumutbarkeit 86• Auch wenn der Achtstundentag für den Beamten nicht gilt, 
dürfen seine Kräfte doch nicht bis zur Erschöpfung angespannt werden. Ebenso 
kann sich der Beamte eine seiner Vorbildung unwürdige Arbeit verbitten; der aka­
demisch vorgebildete höhere Beamte braucht sich nicht zum Schreiben von An­
schrüten oder zu Botengängen herzugeben. Endlich bindet der Befehl einer straf­
baren Handlung, z. B. des Eindringens in eine Privatwohnung zur Nachtzeit, den 
Beamten nicht. Die außerordentliche Strenge der militärischen Unterordnung 
allein erklärt es, daß die Regel hier nur für Befehle gilt, welche die Begehung eines 
Verbrechens oder Vergehens, also nicht die einer Ubertretung, bezwecken87• 

Dies sind die wesentlichen Grenzen der Gehorsamspflicht. Ob ein innerhalb 
86 V gl. RG. IV 21. Okt. 21, RGSt. 56, 208f. 
86 VgJ. oben S. 283. 87 MiIStGB. § 472• 
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des allgemeinen Rahmens sich haltender Befehl im Einzelfalle dem Gesetze ent­
spricht, hat der Beamte nicht zu prüfen, auch nicht, wenn der Befehl Wirkungen 
nach außen mit sich bringt. Früher glaubte man den Bürger vor gesetzwidrigen 
Eingriffen der Obrigkeit dadurch schützen zu können, daß man dem Vollzugs­
beamten die volle Überprüfung der Dienstbefehle zuwies. Man hat längst erkannt, 
daß es die verkehrte Welt wäre, wenn der Vollziehungsbeamte die Pfändung unter­
lassen dürfte, weil nach seiner Ansicht der Steuerbescheid auf eine zu hohe Summe 
lautet, oder der Polizeibeamte die Festnahme des in Schutzhaft zu Bringenden. 
weil er ihn für einen harmlosen Menschen hält. Man vergißt eben zu leicht, daß 
der Staat das große Vorrecht hat, sich irren zu dürfen, daß es aber nicht angeht, 
die Entscheidung, ob Irrtum vorliegt, der untersten Stelle im Staate zu über­
tragen, zumal sich doch gerade diese Stelle wieder irren kann. 

Und doch gibt es Beamte, die den Dienstbefehl nicht nur auf Innehaltung 
jener äußersten Grenzen, sondern im ganzen Umfange nachprüfen: die Richter 88 

und die ihnen gleichgestellten Mitglieder des Rechnungshofes 89 oder der Ober­
rechnungskammer90, sowie in gewissen Grenzen die Mitglieder der Reichs­
oder Staatsschuldenverwaltung91• Die Richter sind nicht etwa frei von 
Dienstbefehlen des Justizministers oder des aufsichtführenden OLG.- oder LG.­
Präsidenten. Den Anordnungen über Dienststunden, Verschluß der Akten, Ge­
brauch des Fernsprechers sind auch sie unterworfen. Aber bei Handhabung der 
Rechtspflege hat ihnen niemand etwas zu sagen. Ja, der Richter entscheidet sogar 
darüber, ob ein scheinbar reiner Justizverwaltungsbefehl nicht doch vielleicht 
auch die Rechtspflege berührt. Der Justizminister hat z. B. angeordnet, daß im 
Beisein des Publikums nicht geraucht werden dürfe oder daß den vor dem Richter 
Erscheinenden ein Stuhl anzubieten sei. über diese Anordnung kann sich der 
Untersuchungsrichter hinwegsetzen, wenn er der Ansicht ist, durch Anbieten einer 
Zigarre den Angeschuldigten gesprächiger oder durch Stehenlassen gefügiger zu 
machen. Das Eigentümliche der richterlichen Unabhängigkeit besteht aber weiter 
darin, daß über die Zulässigkeit einer solchen Abweichung von der Anordnung 
des Ministers innerhalb der äußersten Grenzen des Vernünftigen der Unter­
suchungsrichter selbst maßgeblich entscheidet; das etwa angerufene Dienststraf -
gericht muß ihn freisprechen, wenn es sieht, daß er aus Gründen der Rechts­
pflege von der Anordnung abwich, selbst wenn es die Auffassung sachlich nicht billigt. 

Eine ähnliche Prüfungsbefugnis hat der Uni versi tätslehrer, wenn nach seiner 
Überzeugung eine Anordnung des Ministers die verfassungsmäßig festgelegte Frei­
heit der Wissenschaft antastet (RV. Art. 142). Einem Professor kann nicht 
befohlen werden, die Revolution zu verherrlichen, sich für die Gültigkeit einer 
Regierungsverordnung einzusetzen, bei Universitätsprüfungen nur einen bestimmten 
Hundertsatz von Bewerhern bestehen zu lassen. Kein Dienststrafgericht dürfte ihn 
verurteilen, wenn er aus Überzeugung ungehorsam war92• 

4. Dienstzwang und Dienststrafe. Da die Pflichten des Beamten dem öffent­
lichen Rechte angehören, wäre die Anwendung öffentlichrechtlicher Formen für 
deren Geltendmachung das Gegebene. Diese Forderung ist aher nur bei der Dienst­
strafe völlig entwickelt, während der Dienstzwang teilweise bürgerlichrechtliche 
Formen annimmt. 

a) Offentlichrechtlicher Dienstzwang würde bedeuten, daß die vorgesetzte 
Behörde mit den üblichen Mitteln des Verwaltungszwanges gegen den säumigen 
Beam ten vorgehen darf. 

88 RV. Art. 102. 89 RHaushO. v. 31. Dez. 22 § U8. 
90 Z. B. pr. G. v. 27. März 72 § 1. 
91 RSchuldenO. v. 13. Febr. 24 §§ 23f., pr. StSchuldenO. v. 12. März 24 § 2311• 

93 Hierüber die oben S. 358 N. 78 angeführten Berichte und Erörterungen der Münchener 
Staatsrechtslehrertagung, dann FRHR. MARSCHALL v. BIEBERSTEIN Vom Kampf des Rechtes 
gegen die Gesetze 1927 S. 167ff., W. SCHMIDT, Freiheit der Wissenschaft 1929 S. 126ff. 
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Dies ist bei der Zwangsvollstreckung aus dem Defektenbeschlusse der Fall, 
von dem schon im Allgemeinen Teile (S. 333) die Rede war. Zur Vollstreckung 
bedarf es keines vorgängigen gerichtlichen Urteils. 

Auch die Ersatzvornahme ist zuweilen ausdrücklich vorgesehen. So läßt 
§ 77 des badischen Beamtengesetzes vom 24. Juli 1888 die "Beigabe von Geschäfts. 
aushilfe" auf Kosten des säumigen Beamten zu. 

Ebenso kommt die Zwangsstrafe im Beamtenrecht vor. So sind die Strafen, 
die der Rechnungshof des Deutschen Reiches zur Sicherung der Durchführung 
seiner Verfügungen nach § 102 RHaushO. gegen Reichsbeamte verhängen kann, 
Zwangsstrafen. Auch das preußische Disziplinargesetz vom 21. Juli 1852 verweist 
im § 100 auf die, allerdings erst aus andern Gesetzen zu erschließende, Befugnis der 
Aufsichtsbehörden, "Beamte zur Erfüllung ihrer Pflichten in einzelnen Sachen 
anzuhalten". Zu denken ist dabei namentlich an § 48 der VO. vom 26. Dezember 
1808 und § 132 LVG. Außer der Zwangsstrafe gibt es also auch in Preußen die 
Ersatzvornahme im Beamtenrecht. Die Schwäche der preußischen Regelung ist nur 
die, daß nicht alle vorgesetzten Behörden mit jener Zwangsgewalt ausgestattet sind. 

Daneben gibt es aber Fälle, in denen sich die vorgesetzte Behörde bequemen 
muß, den ordentlichen Rechtsweg zu beschreiten, sofern es ihr nicht gelingt, 
durch Aufrechnung oder Zurückbehaltung des Gehalts den Beamten in die Rolle 
des Klägers zu zwingen, so bei der Rückforderung zuviel gezahlten Gehalts, beim 
Rückgriff des aus Amtshaftung in Anspruch genommenen Staats gegen den schul. 
digen Beamten, bei der Geltendmachung der Haftung eines Beamten für Haus· 
haltsüberschreitungen, bei Schadensersatzansprüchen des Staates gegen seine 
Beamten überhaupt93 . 

b) Während der Dienstzwang auf Herbeiführung eines bestimmten Einzel­
erfolgs abzielt, ist der Zweck der Dienststrafe allgemeiner. Sie ist ein zum 
Zwecke der Besserung des Dienstes über den Beamten für eine 
von ihm begangene Dienstwidrigkeit durch Einzelakt verhängtes 
übel. Der Dienst kann aber auf dreierlei Weise gebessert werden: durch Besserung 
des schuldigen Beamten, durch Warnung der übrigen Beamtenschaft und durch 
Befreiung der Beamtenschaft von dem nicht zu ihr passenden Schuldigen. 

Durch diesen ihren Zweck unterscheidet sich die Dienststrafe von der krimi­
nellen Strafe, deren Hauptzweck auch heute noch Sühne für begangenes Unrecht 
ist, und der Zwangsstrafe, die einen bestimmten äußeren Erfolg herbeiführen will. 
Wegen ihrer Richtung auf die Zukunft hat sie immerhin einige Verwandtschaft 
mit der letzten. So gilt auch für sie das sog. Opportunitätsprinzip, nur bei 
rückfälligen Verstößen gegen die Vorschriften zum Schutze der Republik muß auf 
Dienstentlassung erkannt werden (RBG. § 76 I1). Die vorgesetzte Behörde wird 
den vereinzelten Fehltritt eines tüchtigen Beamten nicht gleich mit Strafen ahnden, 
namentlich nicht, wenn sie weiß, eine Tasso-Natur vor sich zu haben. Im Heere 
ist schon manch guter Soldat durch eine plumpe Disziplinarbestrafung verdorben 
worden. Auch reicht die Dienststrafgewalt nicht über die Dienstzeit hin­
aus. Da die härteste Dienststrafe in der Dienstentlassung mit Aberkennung von 
Gehalt, Ruhegehalt und Titel besteht, hat die Verhängung einer Dienststrafe 
keinen Zweck mehr, wenn sich der Beamte selbst gerichtet, nämlich die Entlassung 
aus dem Dienste mit Verzicht auf Titel, Gehalt und Ruhegehaltsanspruch nach­
gesucht hat. Das RBG. schreibt daher für diesen Fall die Einstellung des Dienst­
strafverfahrens vor und untersagt dann auch die Verhängung von Ordnungs­
strafen (§ 100)94. Immerhin würde die Verhängung einer Geldstrafe für eine im 
Dienste begangene Verfehlung nach Beendigung des Dienstverhältnisses mit dem 

93 Vgl. z. B. die .Fälle RG. III 2. u. 9. Dez. 19, RGZ. 97, 243ff., 263ff. Hierüber und über 
die rein öffentlichrechtliche Regelung z. B. in Thüringen oben S. 333 N. 29. 

94 Ebenso z. B. thür. StBG. v. 14. Mai 23 § 105. 
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Wesen der Dienststrafe verträglich sein, da sie auch dann noch dem an zweiter 
Stelle genannten Zwecke der Dienststrafe, Warnung der übrigen Beamtenschaft, 
dienen würde. In einem einzigen Falle rechtfertigt sogar noch eine nach Beendigung 
des Dienstverhältnisses vorgekommene Verfehlung die Verhängung einer Dienst­
strafe: beim Bruche des Dienstgeheimnisses. Denn die Pflicht zur Wahrung des 
Dienstgeheimnisses reicht bis zum Tode, überdauert also als einzige Dienstpflicht 
das aktive Beamtenverhältnis. Folglich kann die Verletzung der Pflicht auch nach 
Lösung des Dienstverhältnisses vom Gesetz untcr Strafe gestellt werden, wie dies 
in Bayern, Baden, Thüringen tatsächlich der Fall ist95• Man darf hier also nicht 
sagen, die angedrohte Strafe sei nach Lösung des Dienstverhältnisses kriminelle Strafe 
und gehöre daher notwendig vor die ordentlichen Gerichte. Die mit ihr bezweckte 
Besserung des Dienstes rechtfertigt die Verhängung durch Dienststrafbehörden 
auch noch in diesem Grenzfalle. . 

Eine andere zeitliche Schranke ist der Beginn des Dienstverhältnisses. 
Nach heute noch im Reiche und in Preußen geltendem Rechte muß die zu ahndende 
Dienstwidrigkeit in die Zeit nach Begründung des Dienstverhältnisses fallen96• 

Strafbares oder unwürdiges Benehmen vor diesem Zeitpunkt rechtfertigt eine 
Dienstbestrafung selbst dann nicht, wenn der Beamte sich früher in einem Dienst­
verhältnis zu einem andern Dienstherrn befunden hatte. Dies schließt nicht aus, 
daß die Anstellung wegen Erschleichung widerrufen wird, wenn der Anzustellende 
sein Vorleben arglistig verschwiegen hatte (s. S. 274). 

Eine dritte zeitliche Schranke, die Verjährung, kennen die meisten Beamten­
gesetze nicht. Doch verbietet z. B. Thüringen die Verhängung einer Dienststrafe 
wegen einer dienstwidrigen Handlung oder Unterlassung, die mehr als zehn Jahre 
oder, wenn sie dem Dienstvorgesetzten bekannt war, mehr als drei Jahre zurück­
liegt. Die Ahndbarkeit militärischer Dienstwidrigkciten verjährt sogar ~chon in drei 
Monaten 96a • 

Die vom Gesetze zur Verfügung gestellten Dienst- odcr Disziplinarstrafen 
sind die Ordnungsstrafen, zerfallend in Warnung, Verweis und Geldstrafe, 
und die Entfernung aus dem Amte, bestehend in Strafversetzung, entweder 
mit Minderung des Diensteinkommens oder verbunden mit einer Geldstrafe, oder 
in Dienstentlassung (RBG. §§ 73ft). Die früher bei unteren Beamten vorgekommene 
Arreststrafe ist nach der Umwälzung verschwunden und findet sich, auch hier 
gemildert, nur noch in der Reichswehr. Auch die Tage der Strafversetzung 
scheinen gezählt zu sein; an ihre Stelle wird vermutlich die Strafe der "Gehalts­
kürzung' , treten 96 b. 

Von den Ordnungsstrafen liegt Warnung und Verweis in den Händen eines 
jeden Dienstvorgesetzten, die Geldstrafe steht nur gewissen höheren und höchsten 
Behörden zur Verfügung und auch hicr abgestuft nach deren Range (RBG. §§ 80f.). 
Die Unvollkommenheit des Rechtsschutzes gegen die Verhängung von Ordnungs­
strafen kommt in den Worten des RBG. zum Ausdruck (§ 83): "Gegen die Ver­
hängung von Ordnungsstrafen findet nur Beschwerde im Instanzenzuge statt." 
Es fehlt also jeder gerichtliche Rechtsschutz. Für die Beamten der Länder gilt, 

95 Bay. BG. v. 16. Aug. 08 Art. 168, bad. BG. v. 24. Juli 88 § 111 H, thür. StBG. § 12712• 

96 RDiszH. 29. Nov. 26, DJZ. 1927 Sp. 467; Pr. DiszH. f. nichtrichterl. B. 28. Juni 26, 
PrVerwBl. 48 (1927) S. 71. - Anders z. B. bad. BG. § 84. Dazu BadVGH. 13. Nov. 22, Bad.­
VerwZ. 1923 S. 18ff. - Über die Frage haben sich nicht einmal Reichsregierung und Reichsrat 
bei VorIegung des Entwurfs einer Reichsdienststrafordnung an den Reichstag einigen können: 
Reichstagsdrucks. der IH. Wahlperiode Nr. 1474 § 1. 

96a Thür. StBG. v. 14. März 23 § 791 , DiszStrO. f. d. Reichsheer v. 18. Mai 26 § 331 , f. 
d. Reichsmarine v. 22. Mai 26 § 35 1 • Über hierher gehörige Fragen des bayerischen Rechts 
BRAUN in BayGemZ. 38 (1928) Sp. 865ff. 

96b Entw. e. RDienstStrafO., Beschlüsse d. 14. Ausschusses in dritter Lesung, § 2 ] 
(RTagsdrucks. III. Wahlper. Nr. 3630). 
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abgesehen von den Richtern, fast durchweg das gleiche. Nur der Kommunalbeamte 
pflegt gerichtlichen Rechtsschutz auch gegen Ordnungsstrafen zu genießen. Hier 
wird es dann wichtig, Warnung und Verweis gegen mildere Formen des Tadels 
abzugrenzen. Der bloße Tadel, die Rüge, der Ausspruch des Mißfallens oder Befrem­
dens ist keine Dienststrafe97• Wer gedient hat, erinnert sich noch genau des Unter­
schiedes zwischen einem "Anpfiff", der trotz aller Heftigkeit keine Strafe ist, und 
dem in gemessenen Worten erteilten Verweise, der in das Strafbuch eingetragen 
wird. 

Der Entfernung aus dem Amte dagegen muß immer ein förmliches Dienst­
strafverfahren vorhergehen. Für Reichsbeamte gibt es zwei gerichtsartig gestaltete 
Rechtszüge : die Diszi plinar kammern und den Diszi plinar hof (RBG. §§ 86ff.). 
Die Disziplinarkammern, deren es z. Zt. 32 gibt, bestehen aus je sieben auf drei 
Jahre ernannten Mitgliedern. Der Präsident und wenigstens zwei andere Mit­
glieder müssen Richter sein, die übrigen Mitglieder sonstige Beamte. Die Kammer 
entscheidet in der Besetzung von fünf Mitgliedern, der Vorsitzende und wenig­
stens ein Beisitzer sind Richter. Der Disziplinarhof entscheidet nur im zweiten 
Rechtszuge. Er besteht aus elf Mitgliedern, von denen der Präsident und zwei 
andere Mitglieder zu den Mitgliedern des Reichsgerichts gehören, zwei weitere 
Mitglieder Bevollmächtigte zum Reichsrat sein müssen. Die übrigen Mitglieder 
werden dem Beamtenstande entnommen. Auch hier ernennt der Reichspräsident 
von drei zu drei Jahren. Bei der Entscheidung wirken nur sieben Mitglieder mit, 
von denen der Vorsitzende und wenigstens ein Beisitzer zu den richterlichen Mit­
gliedern gehören müssen. Die Ernennung der Mitglieder der Disziplinarkammern 
und des Disziplinarhofs auf nur drei Jahre und eine Verminderung der richterlichen 
Mitglieder ist auf die Gesetzgebung zum Schutze der Republik zurückzuführen98• 

Für die preußischen Staatsbeamten sind die Disziplinarbehörden ähnlich gestaltet, 
doch entscheidet bei den höheren Verwaltungsbeamten im zweiten Rechtszuge 
kein Disziplinargericht, sondern seltsamerweise das Staatsministerium, aller­
dings mit der Einschränkung, daß es die Strafe der Dienstentlassung nicht aus­
sprechen darf, wenn der Disziplinarhof im ersten Rechtszuge auf Freispruch oder 
nur auf Warnung oder Verweis erkannt hatte99• Dagegen steht den Kommunal­
beamten immer der Weg zum OVG. offen1OO• 

Das Verfahren ist dem der StPO. nachgebildet. Auch ein Beamter, der die 
Obliegenheiten des Staatsanwalts erfüllt, fehlt nicht. Die Möglichkeit einer 
Wiederaufnahme des Verfahrens schreibt jetzt RV. Art. 129III vor. Davon abgesehen 
gilt auch im förmlichen Dienststrafverfahren der Grundsatz "ne bis in idem". Ist 
der Beamte wegen einer Urlaubsüberschreitung mit einem Verweise bestraft worden, 
so darf wegen der gleichen Tatsache kein förmliches Dienststrafverfahren gegen 
ihn eröffnet werden101• Das Verhältnis zwischen Strafurteil und Dienststrafurteil 
hat das Gesetz meist allein in dem Sinne geregelt, daß das freisprechende Straf­
urteil ein Dienststrafverfahren nur insofern gestattet, als die dem Strafrichter vor­
gelegenen Tatsachen "an sich und ohne ihre Beziehung zu dem gesetzlichen Tat­
bestande der strafbaren Handlung, welche den Gegenstand der Untersuchung bil­
dete, ein Dienstvergehen enthalten" (RBG. § 78 1). Ein Freispruch von der An­
klage wegen Ehebruchs hindert also die Eröffnung eines Dienststrafverfahrens 
wegen Ehebruchs, nicht aber wegen ehewidrigen Verhaltens. Daß die Rechtspre­
chung damit recht hat, auch dem verurteilenden Strafurteil bindende Wirkung 
für die Dienststrafbehörde beizulegen, wurde an anderer Stelle nachgewiesen (S. 18f.). 

97 PrOVG. 24. Febr. 16, Entsch. 73, 426f. 
98 RGes. über die Pflichten der Beamten zum Schutze der Republik v. 21. .Juli 22 Art. I 

F-H .. 
99 G. v. 21. Juli 52 § 46. 100 Z. B. ZustG. §§ 20, 36. 

101 Vgl. PrOVG. 23. Febr. 12, Entsch.61, 439ff.: RDiszH. 13. Febr. 22, JW. 1922 S.75lf. 
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5. Rechte der Beamten und deren Gewährleistung. Die Rechte der Beamten 
gegen den Staat oder den sonstigen Träger öffentlicher Gewalt sind subjektive 
öffentliche Rechte. Schon im Allgemeinen Teile (S. 198ff.) war von den wohl­
erworbenen Beamtenrechten die Rede. Es gibt sicher höchststufige Beamtenrechte, 
d. h. Rechte, die weder Verwaltungsakt noch gewöhnliches Gesetz beseitigen kann. 
Dies sind eben die wohlerworbenen Rechte der RV. Aber nicht alle subjektiven 
Rechte der Beamten sind in diesem Sinne höchststufig. Schon die Tatsache, daß 
wir die Einführung von Altersgrenzengesetzen auch für die im Amte befindlichen 
Beamten für zulässig erachten (S. 355), nötigt uns zur Bejahung des Vorhanden­
seins minderstufiger Rechte. Auch das Recht auf Amtsbezeichnung ist kein wohl­
erworbenes Recht; das Gesetz kann andere Benennungen einführen und so das 
Recht auf Führung des alten Titels beseitigen. Dagegen wäre die den Beamten 
ungünstige Änderung der Rechtsfolgen einer Zurruhesetzung für die im Amte be­
findlichen Beamten nur durch verfassungs änderndes Reichsgesetz möglich. Für 
sie könnte also ein gewöhnliches Gesetz nicht die Wartezeit verlängern oder das 
Verhältnis des Ruhegehalts zum augenblicklich bezogenen aktiven Gehalt herabsetzen. 

Die Arten der Beamtenrechte kann man, wie alle Rechte, einteilen in Frei­
heiten, Mitwirkungsrechte und positive Ansprüche, und wie alle Rechte 
das Gleichheitsrecht des Art. 109 RV. durchzieht, so ist ein dem Beamtenrechte 
eigentümliches Ungleichheitsrecht voranzustellen: das Recht auf Rang. 

a) Das RBG. verweist wegen des Ranges der Reichsbeamten auf eine zu 
erlassende Verordnung des Kaisers, jetzt des Reichspräsidenten (§ 17). Über das 
Wesen des Ranges schweigt das Gesetz. Der mit militärischen Gepflogenheiten 
Vertraute weiß aber, welche Bedeutung der Rang haben kann. So ist der Rang­
älteste einer Truppe ohne weiteres deren Vorgesetzter, wenn nicht höherer Befehl 
etwas anderes bestimmt. Mehr nach der subjektivrechtlichen Seite gewinnt der 
Rang Wichtigkeit bei feierlichell Aufzügen oder sonstigen amtlichen Festlichkeiten. 
Vor allem aber hat der Altersrang (Anciennität), wie jeder Universitätslehrer 
weiß, entscheidende Bedeutung bei der Aufstellung des Vorlesungsverzeichnisses. 
Angenommen, wir hätten schon überall eine Klage gegen Verletzung eines jeden 
subjektiven Rechts, so würde sie auch bei Verletzung des Altersranges zulässig sein. 

b) Bei den Freiheiten des Beamten kann man seine allgemeine staatsbürger­
liche Freiheit und die gesteigerten Freiheiten unterscheiden, die ihm das Beamten­
verhältnis verschafft. 

Die allgemeine Freiheit des Beamten besteht darin, daß er auch als Be­
amter eine Sphäre hat, in die der Staat nicht eindringen darf. Die früher (S. 359f.) 
untersuchte Grenze der staatlichen Befehlsgewalt bedeutet zugleich einen Anspruch 
des Beamten auf Unterlassung privaten Zwecken dienender oder übermäßiger102 

oder entwürdigender oder Strafbares verlangender Befehle. Die preußische Recht­
sprechung gesteht dem Beamten in solchen Fällen als einzigen Rechtsbehelf, wie 
gezeigt (S. 383), den Ungehorsam zu, mit der Maßgabe allerdings, daß der Beamte 
bestraft wird, wenn die Disziplinarbehörde den Ungehorsam für unberechtigt hält103• 

Da die strafende Behörde bei Ordnungsstrafen kein Gericht ist, wenigstens bei 
Staatsbeamten nicht, sondern womöglich die befehlende Behörde selbst, ist diese 
Art des Rechtsschutzes offenbar sehr mangelhaft. Doch ist der Beamte auch so noch 
besser gestellt als der Soldat, der auch übermäßige und in gewissen Grenzen auch 
entwürdigende und Strafbares verlangende Befehle ausführen muß. Einen ver­
heißungsvollen Ansatz zu einer vollendeteren Form des Rechtsschutzes enthält das 
thüringische Beamtengesetz wenigstens für den Fall, daß die vorgesetzte Behörde 
den Dienstbefehl mittels einer Zwangsstrafe durchdrücken will. Der Beamte kann 

102 Vgl. z. B. RG. III 31. Ja.n. 22, RGZ. 104, 23ff. . 
103 Z. B. PrOVG. ]7. Jan. 24, Entsch. 78, 454; vgl. auch OLG. RostoC'k 25. Sept. 25, 

MecklZ. 42 (1926) S. 121ff. 
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dann die Einleitung eines förmlichen Dienststrafverfahrens mit der Behauptung 
beantragen, daß ihm die Verzögerung eines Amtsgeschäfts nicht zur Last falle, 
und auf diese Weise den Streit vor ein Gericht bringen (§ 72 V1). 

Eine gesteigerte Freiheit des Beamten ist seine Befugnis zur Führung der 
ihm zukommenden Amtsbezeichnung, für einige Beamte auch die Befugnis 
zum Tragen einer Uniform. Die letztgenannte Befugnis ist vielfach zugleich eine 
Pflicht104. Von der Seite des subjektiven Rechts zeigt sie sich, wenn sie beim Aus­
scheiden aus dem aktiven Dienst als Berechtigung ausdrücklich verliehen wird105. 
Als Rechtsschutz erscheint auch hier neben dem "Schutz des Strafrichters" (StGB. 
§ 3608) der des Disziplinarrichters. Vom Unterschied zwischen Amtsbezeichnung 
und Ehrentitel war schon früher die Rede (S. 158f.). 

Zu den gesteigerten Freiheiten des Beamten oder besser seinen Unterlassungs­
ansprüchen ist endlich auch sein Recht auf allgemeine Dienststellung oder 
auf seine Dienststellengruppe zu rechnen106. Wir sahen, daß es dem Staate 
nicht freisteht, seine Beamten beliebig zu entlassen, in den Warte-, in den Ruhe­
stand zu versetzen, vorläufig des Amtes zu entheben. Alle dem Staate gesetzten 
Grenzen, soweit sie im Interesse des Beamten angeordnet sind, bedeuten auch 
hier zugleich subjektive Rechte des Beamten. Die Erkenntnis ist wichtig für die 
Handhabung des Art. 129 RV. So hat das Reichsgericht gesetzeskräftig ein bre­
misches Gesetz für ungültig erklärt, das gewissen Beamten ihr Recht auf all­
gemeine Dienststellung verkümmerte 107 . Es bedarf wohl kaum wiederholter Beto­
nung, daß das Recht auf allgemeine Dienststellung etwas anderes ist als das von uns 
jedenfalls für die Hoheitsverwaltung geleugnete Recht auf das Amt. Der Regierungs­
rat z. B. kann nur verlangen, daß er nicht ohne Vorhandensein der gesetzlichen 
Voraussetzungen abgebaut wird. Einen Anspruch auf Verwendung in einem be­
stimmten Amte hat er nichp08, einen Anspruch auf Beschäftigung nur in dem Sinne, 
daß ihn die zuständige Behörde nicht ohne triftigen Grund zwangsbeurlauben darf. 

c) Bei der Erwähnung von Mitwirkungsrechten des Beamten darf man 
daher nicht erwarten, das Recht auf Ausübung des Amtes, jedenfalls nicht eines 
mit hoheitlichen Befugnissen verbundenen, darunter zu finden. Zu denken ist viel­
mehr an die in der RV. verheißenen Beamtenvertretungen, zu denen der Be­
amte wählt (Art. 130III). Gesetze über diese Vertretungen gibt es z. Zt. weder im 
Reiche noch in Preußen, doch sind Dienstanweisungen darüber vorhanden109. 

d) Der Beamte hat endlich positive Ansprüche gegen den Staat oder son­
stigen Dienstherrn. 

Der wichtigsten Ansprüche dieser Art, der vermögensrechtlichen, wird 
unten besonders gedacht. Außerdem gehört zu den positiven Ansprüchen das 
Recht des Beamten auf Vorlegung seiner Personalausweise zwecks Einsicht­
nahmellO nach RV. Art. 129III, ferner auf Anhörung vor Eintragung einer ihm 
ungünstigen Tatsache in den Nachweis. Auch auf Erteilung des jährlichen 
Urlaubs hat der Beamte nach Maßgabe der Urlaubsordnungen Anspruch. Sonst 
steht die Erteilung des Urlaubs, namentlich die genaue Bestimmung der Zeit, im 
freien Ermessen der zuständigen Behörde, nur die Reichstags- und Landtagskandi­
daten haben einen unbedingten Anspruch auf Gewährung des zur Vorbereitung 
ihrer Wahl erforderlichen Urlaubs (RV. Art. 39II). 

6. Die vermögensrechtlichen Ansprüche insbesondere. a) Der Beruf des Be­
amten bringt gewisse Aufwendungen mit sich. Der Staat kann dafür sorgen, 
daß sie dem Beamten nach Möglichkeit erspart bleiben. Am vollendetsten gelingt 

104 VgI. z. B. PrOVG. 4. Mai 14, Entsch. 67, 458ff. 106 WehrG. v. 23. März 21 § 30. 
106 VgI. oben S. 198f. 
107 RG. VII 19 .• lan. 23. RGZ. 107, Ufo 
108 Vgl. auch RG. III 3. Mai 18, RGZ. 92, 430ff. 
109 Vgl. BRAND Reamtenrecht3 1928 S. 116f.; P. MÜLLER Beamtenauschüsse d. RPost 1927. 
110 VgI. hierzu ReichsdiszipIinarkammer Berlin I 16. März 25, JW. 1925 S. 1513f. 
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ihm dies durch Kasernierung, wie sie im Heere üblich ist. Alle sachlichen Bedürf­
nisse, auch solche, die nicht nur mit dem Dienste in Zusammenhang stehen, werden 
hier in Natur befriedigt durch Gewährung von Wohnung, Heizung, Licht, Klei­
dung, Beköstigung und durch Bereitstellung des Bürobedarfs. üblicher aber ist 
die Form der Geldentschädigung. Der Beamte bekommt für Dienstreisen 
Ersatz der Fahrtkosten, nach einigen Rechten der tatsächlich verauslagten, 
nach anderen der tarifmäßigen einer bestimmten Wagenklasseu l, außerdem Tage­
gelder und übernachtungsgelder nach bestimmten, der Gehaltsstufe des Be­
amten angepaßten Sätzen. Aufwandsentschädigungen ohne Dienstreisen 
kommen verhältnismäßig selten vor112. Sie werden namentlich solchen Beamten 
gewährt, die halbamtliche Geselligkeit pflegen müssen, in der inneren Verwaltung 
dem Minister, den Oberpräsidenten, Regierungspräsidenten, Landräten, dem Polizei­
präsidenten in Berlin und dem Präsidenten des OVG. Nach § 36I1 1 des Ein­
kommensteuergesetzes sind sie steuerfrei. Besondere Vorschriften gelten endlich 
für die Erstattung von Umzugskosten. 

b) Der Beruf des Beamten bringt aber auch Gefahren mit sich. Einen ge­
wissen Ausgleich schaffen die Beamtengesetze dadurch, daß sie bei Dienstbeschädi­
gungen von der sonst für Ruhegehalt und Hinterbliebenenversorgung vorgesehenen 
zehnjährigen Wartezeit absehen. Daneben gibt es Unfallfürsorgegesetze für 
Beamte und Personen des Soldatenstandes113, die aber nur für unfallversicherungs­
pflichtige Betriebe gelten, also nicht für Bürobetriebe. Außerdem erinnern wir 
uns (oben S. 144f.) der sinngemäßen Anwendung der Bestimmungen des BGB. über 
die Verpflichtung des Arbeitgebers, Gefahren für Leben und Gesundheit des Arbeit­
nehmers nach Möglichkeit abzuwenden (§ 618). Der Beamte, der sich in einem 
feuchten Dienstzimmer eine dauernde Gesundheitsschädigung geholt hat, kann den 
Staat ebenso auf Schadensersatz belangen, wie wenn er Privatangestellter wäre114. 

c) Der wichtigste vermögensrechtliche Anspruch des Beamten ist aber der 
auf Besoldung. Es besteht ein lebhafter Streit darüber, ob die Besoldung den 
Gegenwert für geleistete Dienste darstelle oder ob sie als Unterhaltsrente auf­
zufassen seiu5. Wir haben uns nicht von der praktischen Wichtigkeit des Streites 
überzeugen können, halten aber die Gegenleistungstheorie für die richtigere, da doch 
eine zu offensichtliche Verwandtschaft zwischen dem Staatsbeamten und dem 
Staatsangestellten besteht, als daß man diesen als Empfänger einer Gegenleistung, 
jenen als Empfänger einer Unterhaltsrente bezeichnen dürfte. Ruhegehalt und Hin­
terbliebenenversorgung, die man gerne für die Unterhaltsrententheorie ins Feld 
führt, kommen auch bei Privatangestellten vor. 

Richtunggebend auch für die Besoldungsverhältnisse der Länder und 
Kommunalverbände war das mit vielfachen Abänderungen bis zum 30. Septem­
ber 1927 in Geltung gewesene Besoldungsgesetz des Reichs vom 30. April 1920. 
An dessen Stelle ist das Besoldungsgesetz vom 16. Dezember 1927 getreten. 
Nach Wegfall des Besoldungssperrgesetzes vom 21. Dezember 1920 haben die 
Länder freie Hand, die Besoldungen ihrer und der Kommunalbeamten anders 
zu regeln als nach dem reichsrechtlichen Vorbilde. Tatsüchlich herrscht aber 
z. Zt. noch immer große Einheitlichkeit unter den verschiedenen Besoldungs­
gesetzen; nur Sachsen, Württemberg, Hamburg und Bremen haben sieh in der 

111 Der "Unterschied ist wichtig für die Frage, ob bei Liquidierung einer höheren als der 
benutzten Wagenklasse Betrug vorliegt oder nicht. 

112 Vgl. BRAND a. a. O. S. 162. 
113 Z. B. RGe~. v. 18. Juni 01, pr. G. v. 2 .• Juni 02. Vgl. ferner Reiehsversorgungsge­

setz, Fass. v. 16. Dez. 27, das bei Dienstbesehädigungen neben dem vVehrmachtversorgungs­
gesetz, Fass. v. 19. Sept. 25, gilt. 

114 Hierzu RG. III 8. Febr. u. 12. März 18, ROZ. 92, 17Hff. u. :m7ff. 
115 Aus der Rechtsprechung vgl. z. B. PrOVO. 17. Apr. 17, Entsch. 72, 23lf.; OLO. 

Naumburg 9. Mai 24, JW; 1924 S. 1542f. 
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Bezifferung der Besoldungsgruppen neuestens stark von der Einheitsnorm ent­
fernt. Die Besoldung des aktiven Beamten besteht danach in der Regel aus 
drei Teilen: Grundgehalt, Wohnungsgeldzuschuß und Kinderzuschlägen. 
Außerdem sieht das Gesetz für die Wahrnehmung bestimmter Stellen Zulagen 
vor, dagegen kennt es die Einrichtung eines Teuerungszuschlages nicht mehr. 
Die Kinderzuschläge sind für alle Beamte gleich hoch bemessen und betragen für 
jedes Kind bis zum vollendeten einundzwanzigsten Lebensjahre monatlich zwanzig 
RM. Der gleiche Betrag kann für Kinder vom vollendeten einundzwanzigsten 
bis vierundzwanzigsten Lebensjahre im Falle des Bedürfnisses als widerrufliche 
"Kinderbeihilfe" bewilligt werden. Preußen gibt für das dritte und vierte Kind 
je fünf, für weitere Kinder je zehn RM mehr. An die Stelle des früher üblichen 
Frauenzuschlags ist die Regelung getreten, daß der ledige Beamte, der preußische 
bei jedem Alter, der Reichsbeamte bis zum vollendeten fünfundvierzigsten Lebens­
jahre, einen. geringeren Wohnungsgeldzuschuß erhält als der verheiratete. Der 
W ohnungsgeldzusch uß richtet sich nach dreier lei: der Ortsklasse, der von der Be­
soldungsgruppe und der Dienstaltersstufe abhängigen Tarifklasse und dem vom 
zuständigen Minister mit Rücksicht auf die Höhe der gesetzlichen Miete an­
geordneten Hundertsatz. Bei Einräumung einer Dienstwohnung muß sich der 
Beamte Abzüge gefallen lassen. 

Die Grundgehälter sind nach dem Reichsbesoldungsgesetz entweder auf­
steigende Gehälter (mit festen Grundgehaltsätzen) oder - vom Reichsfinanzrat 
aufwärts - Einzelgehälter. Daneben kennt das preußische Recht noch aufsteigende 
Gehälter mit Mindestgrundgehaltsätzen, die z. B. für die Hochschullehrer wichtig 
sind (Gruppen C 3 und 4). Im Mittelpunkte der öffentlichen Erörterungen stehen die 
Gruppen der aufsteigenden Gehälter mit festen Grundgehaltsätzen, nämlich die 
mit der höchsten Gehaltsgruppe beginnenden Gruppen 1 bis 12, im Reiche mit 
den Untergruppen 2a-d, 4a-d, 5a-c, 8a-b, früher, mit der niedersten Gruppe 
beginnend, als Gruppe I bis XIII bezeichnet, die schon zu einer Art Besoldungs­
gruppenhysterie geführt haben, da es sehnlicher Wunsch vieler Beamten ist, eine 
Gruppe höher eingestuft zu werden. Auch für die gesellschaftliche Schichtung sind 
die zwölf Gruppen von Bedeutung, da die Beamten der Gruppen 9 bis 12 zu den 
Beamten des unteren, der Gruppen 2 d bis 8 zu denen des mittleren und von Gruppe 2c 
aufwärts zu denen des höheren Dienstes gerechnet werden. Jede von diesen Gruppen 
ist in Dienstaltersstufen gegliedert. Bei der Ernennung wird der Beamte in der 
Regel in die unterste Dienstaltersstufe seiner Gruppe eingereiht. Mit dem Dienst­
antritt beginnt sein vom Pensionsdienstalter wohl zu scheidendes B e sol dun g s die n s t­
al ter. Nach zwei Jahren erreicht er die zweite Dienstaltersstufe, nach zwei weiteren 
Jahren die dritte, und so fort, bis er das Höchstgehalt seiner Gruppe erreicht hat. 
Auf die Gewährung der Dienstalterszulagen haben die planmäßigen Beamten, wenn 
kein förmliches Dienststrafverfahren oder ein Strafverfahren wegen eines Verbrechens 
oder Vergehens gegen sie schwebt, einen Rechtsanspruch (BesG. § 4 1), auf die Ein­
stufung in eine höhere Gruppe dagegen niemals, selbst wenn eine Beamtenart in 
zwei aufeinander folgenden Gruppen aufgeführt ist. 

Grundgehalt, Wohnungsgeldzuschuß der Ortsklasse B und etwa bezogene 
ruhegehaltsfähige Zulagen bilden die Unterlage für die Berechnung des dem 
Beamten zustehenden Ruhegehalts 116• Die Höhe des Ruhegehalts ist außer­
dem abhängig von der bei der Zurruhesetzung zurückgelegten ruhegehaltsfähigen 
Dienstzeit. Gewisse vor der planmäßigen Anstellung liegende Staatsdienstzeiten, 
namentlich der Heeresdienst, müssen, andere können angerechnet werden. 
Kriegszeiten rechnen ein- und einhalbfach, Kriegsdienst so, daß für jedes Kriegs­
jahr ein ganzes Jahr dem Pensionsdienstalter hinzugerechnet wird. Erdient ist 

118 RBG. § 42, RBesG. § 36. 
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der Anspruch auf Ruhegehalt erst bei einer ruhegehaltsfähigen Dienstzeit von 
zehn Jahren, es sei denn, daß Dienstbeschädigung vorliegt. Beim Fehlen dieser 
Voraussetzung kann trotzdem aus Billigkeitsgründen Ruhegehalt gewährt werden. 
Die Höhe des Ruhegehalts beträgt nach zehn Jahren ruhegehaltsfähiger Dienst­
zeit 35 v. H. der ruhegehaltsfähigen Besoldung, steigt nach dem elften Jahre 
auf 37 v. H. und so fort, bis es nach dem fünfundzwanzigsten Dienstjahre 
65 v. H. beträgt, von da an nur noch um 1 v. H. jährlich, bis es nach voll­
endetem vierzigsten Dienstjahre den Höchstbetrag von 80 v. H. erreicht hat. Aus­
nahmsweise sieht das Gesetz "Entpflichtungen" mit Belassung des vollen Gehalts 
vor, so bei den Hochschullehrern1l7, die aber, wenn sie sich wirklich zur Ruhe setzen, 
durch Wegfall der Einnahmen aus den Unterrichtsgebühren vielfach doch nicht 
besser gestellt sind als die sonstigen Beamten. Das einmal bewilligte Ruhegehalt 
ändert sich nicht, soweit nicht ein Altruhegehaltsgesetz oder das Besoldungsgesetz 
die Ruhegehaltsempfänger an der Steigerung der aktiven Gehälter teilnehmen 
läßt. Kinderzuschläge werden neben dem Ruhegehalt ungekürzt gewährt. 
Neuere Gesetze sehen eine Verwendung des Ruhegehalts für die Erleichterung 
der Ansiedelung abgebauter Beamten vor 118. 

Das Ruhegehalt wieder bildet die Unterlage für die Berechnung der Hinter­
bliebenenversorgung 1l9• Stirbt der Beamte im Dienst oder als Ruhegehalts­
empfänger, so erhalten seine Hinterbliebenen vom ersten des folgenden Monats 
an noch ein volles Vierteljahr die aktiven Bezüge oder die Ruhegehaltsbezüge als 
sog. Gnaden viertelj lthr, ein veralteter Ausdruck, da ein Rechtsanspruch auf 
diese Bezüge besteht. Nach Ablauf des Vierteljahrs erhält die Witwe 60 v. H. 
des vom Verstorbenen erdienten Ruhegehalts als Witwengeld, die Waisen je 
ein Fünftel, Vollwaisen je ein Drittel des Witwengeldes als Waisengeld. Doch 
dürfen die Hinterbliebenenbezüge zusammen nicht mehr betragen als das Ruhegehalt, 
auch hat das Gesetz einen Mindest- und einen Höchstbetrag für das Witwen­
geld bestimmt, im Reiche sind es 648 RM und 8721 RM. Die gesetzlichen Kinder­
zuschläge werden neben dem Waisengeld in vollem Umfange gewährt, ja über das 
Waisengeld hinaus, da Waisengeld nur bis zum 18., die Kinderzuschläge aber bis 
zum 21. Lebensjahre gewährt werden, als "Kinderbeihilfen" sogar bis zum 
24. Lebensjahre gezahlt werden können. 

d) Als Gewährleistung der vermögensrechtlichen Ansprüche der Be­
amten und, wie man hinzusetzen muß, ihrer Hinterbliebenen120 ordnet die RV. den 
gerich tlichen Rech tssch u tz an. "Für die vermögensrechtlichen Ansprüche der 
Beamten steht der Rechtsweg offen" (Art. 129 I ). Gemeint ist der ordentliche Rechts­
weg121 • Daß für die Versorgungsansprüche der Heeres- und Marineangehörigen und ihrer 
Hinterbliebenen die Versorgungsgerichte und das Reichsversorgungsgericht zustän­
dig geblieben sind122, erklärt sich aus der Erwägung, daß der Reichsgesetzgeber mit 
Verabschiedung der RV. nicht diese erst vor kurzem gebildeten Einrichtungen hat 
beseitigen wollen123• Hiervon abgesehen, muß schließlich immer ein ordent­
liches Gericht vorhanden sein, das über den vermögensrechtlichen Anspruch des 

117 Neueste Regelung im sächs. G. v. 19. Juli 27 über die Emeritierung der Professoren 
an den wissenschaftlichen Hochschulen und im württ. BeamtG. v. 21. Jan. 29 Art. 110ff. 

118 Beamten-Siedlungsverordnung des Reichs v. 11. Febr. 24; pr. Gesetz über Beamten-
ansiedlung v. 27. März 24. .. 

119 RBG. §§ 7ff., 69; Beamtenhinterbliebenengesetz d. Reichs v. 17. Mai 07 (mit An­
derungen); Pensionsergänzungsgesetz v.21. Dez. 20; MiJHintcrbIG.v.17.Mai 07; RVersorgG., 
Fass. v.16. Dez. 27; G. ü. d. Verfahren in Versorgungssachen, Fass. v. 20. März 28; Wehrmacht­
versorgG., Fass. v. 19. Sept. 25. 

120 Sii.chsOVG. 16. Jan. 24, Jahrb. 28, 68f. 
121 SächsOVG. 3. Nov. 23, Jahrb. 27, 292ff.; RG. III. ZivSen. 24. Nov. 25, JW. 1927 

S. 259f. Abw. HansOLG. 8. Dez. 26, HansRZ. 1927 Sp. 70f. 
122 RVersorgGer. 8 .• Jau. 26, Entsch.5. 253ff.; RG. III 20. Dez. 27, RGZ.119, 296ff. 
128 VO. v. 1. Febr.19 Art. Ir. 
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Beamten entscheidet. Doch kann das Gesetz die Anrufung der Gerichte hinaus­
zögern und, wie RBG. § 150, verlangen, daß der Klage die Entscheidung der obersten 
Reichsbehörde vorhergehen und die Klage binnen sechs Monaten nach Bekannt­
gabe der Entscheidung jener Behörde erhoben werden muß. Auch ist, wie früher 
gezeigt (S. 17), nach wie vor gültig eine Bestimmung wie RBG. § 155, die lautet: 
"Die Entscheidungen der Disziplinar- und Verwaltungsbehörden darüber, ob 
und von welchem Zeitpunkt ab ein Reichsbeamter aus seinem Amte zu entfernen, 
einstweilig oder definitiv in den Ruhestand zu versetzen oder vorläufig seines 
Dienstes zu entheben sei, und über die Verhängung von Ordnungsstrafen sind für 
die Beurteilung der vor dem Gerichte geltend gemachten vermögensrechtlichen 
Ansprüche maßgebend." Doch binden nur die hier ausdrücklich genannten Vor­
entscheidungen und die in den Besoldungsgesetzen für unüberprüfbar erklärten 
Festsetzungen des Besoldungsdienstalters124 und auch sie nur, wenn sie nicht 
wegen grober Fehlerhaftigkeit, z. B. Unzuständigkeit, nichtig sind125• Die Ent­
lassung auf Antrag z. B. und die Kündigung von Kündigungsbeamten oder solchen, 
die es nach Ansicht der kündigenden Behörde sind, gehören nicht zu den unüber­
prüfbaren Entscheidungen. Auch die Entscheidung der Verwaltungsbehörde über 
die Höhe des ruhegehaltsfähigen Gehalts bindet die ordentlichen Gerichte nicht12ß• 
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den Bestimmungen der preußischen Verfassungsurkunde 1871; DERSELBE Das Staatsrecht des 
Deutschen Reiches IV 6 1914 S. 522 ff. und die dort Genannten; JEZE AUg. Theorie des Budgets 
(deutsche Ausgabe von NEuMARK) 1927. MrrTELSTAEDT-SOHRADE& Das städtische Haushalts­
wesen nach Form und Inhalt 1928. - R. SCHULze-E. WAGNER ReichshaushaltsordnungB 1926; 
BUCHHOLTZ Die pr.Oberrechnungskammer 1927. . 

NÖLL-FREUND Das (preuß.) Kommunalabgabenges.8 1919; FRIEDRICHS Pr. Kommunal­
abgabenges. 1922; W. MOLL-KREUTE& Die preußischen Kommunalabgabengesetze' 1927, 
N achtr. 1928; K. STEPHAN Das kommunale Finanz- und Steuerrecht in Preußen 1926; FREUND 
Das Kreis- und Provinzialabgabenges.2 1907. 

Abhandlungen über das Recht der Gebühren von ARNDT YerwArch. 11 (1903) S.432ff., 
E. TOEPFER FinArch. 26 (1909) S.491ff., W. MOLL VerwArch. 18 (1910) S. 155ft., KORMANN 
PrYerwBI. 34 (1913) S. 393ff., VON COSSEL Pr. Kommunalarchiv 4 (1913) S. 613ff., FRIIR. V. 
MYRBACH FinArch. 34 (1917) S. Iff. - GE&LACH Art. "Gebühren" im WStVR. II; MATTHIAS 
Art. "Gebühren und Beiträge", "Kanalgebühren und -beiträge", "Verwaltungsgebühren" 
im HWBKommunalW. II u. IV; STRUTZ Art. "Gebühren" im HWBStW. IV'; DOMSOHKE 
Der Gebührenbegriff 1928. - STOOKEM Das Recht der Gebühren nach dem preuß. Kommunal­
abgG 1913; W. MOLL über Gebühren unter bes. Berücke. d. kommunalen Verbände Preußens 
1916. - M. HAHN G. ü. staatl. Verwaltungsgebühren8 1927; KREUTER-ZACHARIAT Staatl. Ver­
waltungsgebühren i. Pr., mit Nachträgen, 1925/26; EIFFLE& desgl. 1925; E. MICHEL Sächs. 
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meindebehörden 1926. - HAUPT Allerlei, worüber man beim Entwurfe einer Kanalgebühren-

124 Z. B. RBesG. § 8II ; dazu RG. III 16. Dez. 21, RGZ. 103, 291ff. 
125 RG. III 23. Jan. 25, RGZ. 110, 103 ff. Vgl. auch RG. III 12. Okt. 28, RGZ. 122, 119f. 
128 RG. III 5. Dez. 24, RGZ. 109, 284ff. 

JelJlnek. Verwaltungsrecht. 2. Aun. 24 
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ordnung nachdenken kann. PrVerwBI.42 (1921) S. 567ff., 579ff.; HALLER Reinigung der Orts­
straßen durch gemeindliche Einrichtungen; Gebührenpflicht der Anlieger, WüRV. 15 (1922) 
S.84f. 

ODENKIRCHEN Interessentenbeiträge 1913; MATTillAS Art. "Beiträge" im HWBKommunal­
W. 1; KNAUTH über dip thüringischen kommunalen Beiträge, in Thür. Kommunale Rundschau 2 
(1924) S. 33ff.. 49ff., R9f.; ZIEGER desgI., ebenda S. 141ff. - SASS Heranziehun~ der Anlieger 
zu den Straßenbaukosten 1913; SCHULTZENSTEIN Zur Entstehung des Anspruchs auf den An­
liegerbeitrag, JW. 1916 S. 1313ff., 1381ff., 145lf .• 1511f., 1565ff.; BRAUN Über die Reform­
bedürftigkeit der Straßenanliegerbeiträge, Pr. GemZtg. 21 (1928) S.434f., 447ff. VOSSEN 
G. betr. d. Vorausleistungen zum Wegebau 2 1914. - Über die Anliegerbeiträge in Bayern und 
der Pfalz REHM AnnDR. 1895 S. 50ff., BRÄuER ArchÖffR. 21 (1906) S. 523ff. - MIROW Recht 
d. Gemeinden z. Erh. v. Beitr. f. d. Unterh. d. Berufsschulen, RVerwBI. 49 (1928) S. 551ff.; 
ERWIN JACOBI Die Leipziger Meßamtsbeiträge, FischersZ.55 (1923) S. Iff. - J. KOHLER Die 
Kurtaxe 1902; KOEHNE Das Recht der Kurtaxe 1912; DERSELBE Art. "Kurtaxe" im WStVR.II. 
Den gleichen Gegenstand behandeln Aufsätze von HEGELMAIER WürttZ. 45 (1903) S. 81ff., 
FRHR. VON EllNER BlAdmPr. 56 (1906) S. 105ff., FRHR. VON WELSER ebenda S. 304ff. 

DORA SCHMIDT Nichtfiskalische Zwecke der Besteuerung 1926; K. BRÄuER Finanz­
steuern, Zwecksteuern und Zweckzuwendung von Steuererträgt.n 1928. - A. BENSEL Steuer­
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Steuerrechts 1926; BÜHLER Lehrbuch des Steuerrechts 1 1927. - BALL Einführung in das 
Steuerrecht' 1927 ; WALDECKER Deutsches Steuerrecht 1924; FRIEDRICHS Grundzüge des Steuer­
rechts im Reich und in Preußen 1925; v. P!STORIUS Unser Steuerrecht I: Allg. Steuerrecht 
1928. - Handbücher des Steuerrechts von STRUTZ 3 1927, BOETHKE-ARLT 1926. - LAMP 
Theorie des deutschen Zollrechts 1917; LösENER Grundriß des deutschen Zollrechts B 1928; 
VOGT Das deutsche Zollrecht3 1929_ - PFAUNDLER, WEINZIERL u. LIND-GAPP Abgabenrecht 
d. österr. Länder u. Gemeinden 1928; BLUMENSTEIN Schweizerisches Steuerrecht 1 1926, 
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Kommentare zur Reichsabgabenordnung von ENNo BECKER6 1928, MROZEK3 1924, C. BECHER 
1926. - PENDELE Das Steuerrecht der AO. für das Gebiet der Zölle und Verbrauchssteuern 
1927; LOTTNER Die Besteuerung nach der AO. für die Zollpraxis dargestellt3 1928. - GALLASCH 
Das Danziger Steuergrundgesetz v. 11. Dez. 22 (1926). - FR. SCHNEIDER Das Abgabengewalt­
verhältnis 1918; SCHRANIL Steuerpflicht, Steuerlast, Steuerschuld, FinArch. 37 (1920) S. Uf.; 
DERSELBE Schuld und Haftung bei den direkten Steuern, ArchÖff.R. 39 (1920) S. 164ff.; DER­
SELBE Besteuerungsrecht und Steueranspruch 1925; NAWIASKY Steuerrechtliche Grundfragen 
1926; DERSELBE in VJSchrSteuFinR. 2 (1928) S. 442ff.; WILH. MERK Steuerschuldrecht 1926; 
A. HENSEL und BÜHLER Der Einfluß des Steuerrechts auf die Begriffsbildung des öffentlichen 
Rechts, VStaatsRL.3 (1927) S.63ff.; H. MIRBT Beiträge zur Lehre vom Steuerschuldverhältnis, 
FinArch.44 (1927) S.Uf. - BEHR Zollpflicht und freier Verkehr, ArchÖffR.14 (1899) S.176 ff. 
DERSELBE Zollausschlüsse und freie Niederlagen, ArchÖffR.16 (1901) S.1ff.; BORCHARD Frei­
häfen. Ein Beitrag zur Terminologie, RVerwBI. 49 (1928) S. 891f.; Zollrechtliche Schriften, 
seit 1928, Verlag R. HOBBING. BLuMENsTEIN- GASSMANN Die schweiz. Zollgesetzgebung 1927. 

A. HENSEL Der Finanzausgleich im Bundesstaat 1922; Kommentare zum Finanzausgleichs­
gesetz von MARKULL 1923 (mit Nachtrag 1924), F. W. KOCH 1926. - POPITZ, KNORR u. a. Finanz­
ausgleichsprobleme 1927. - F. W. KOCH Landesfinanzausgleich in Preußen, Bayern und 
Sach!len, mit Nachweis d. Gesetze f. d. übr. Länder 1928; SUREN Preuß. Finanzausgleich 1927, 
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ReichssteuergesetzeB 1928, WIL,H. MERK Reichssteuergesetze 1928 und TRAuTvETTER Die 
Verbrauchssteuergesetze2 (mit Erläuterungen) 1926; ferner als Quellensammlung zum Zoll­
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gesetz (3. Aufl.1928), von STRUTZ zum Einkommensteuergesetz (I 1927) und von KIPp zum 
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sche Gemeindesteuern 1926; BLEYER Das Steuerrecht der bayerischen Gemeinden, Bezirke 
und Kreisel 1925, Nachtrag 1926; VERVIER Die Grundlagen d. Besteuerungsrechts d. Körper­
schaften d. öff. R. i. Bayern, BayVerwBI. 76 (1928) S. 145ff., 161ff.; FRANCK Gemeinde­
steuerrecht für Württemberg 1923; GLOCKNER Badische Steuergesetze 1926, Nachtrag 1927; 
SCHÄUBLE-FR. BÜHLER Sammlung der badischen Landessteuergesetze 1927; Ross Das Kom­
munalsteuersystem in OIdenburg, OldZ. 53 (1927) S. Uf. 

Kommentare zum Branntweinmonopolgesetz von HEPP -WIMPFHEIMER 1922, KmCH­
GÄSSNER 1922. 
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Von Zeitschriften und sonstigen periodischen Werken seien genannt: Finanz-Archiv, 
her. von SCHANZ; Vierteljahresschrift für Steuer- und Finanzrecht, her. von LION; Deutsches 
Steuerblatt, her. von MRoZEK; Steuer und Wirtschaft, her. von REINACH; Deutsche Steuer­
zeitung, her. von KOPPE; Z. f. Zölle u. Verbrauchssteuern. her. von TRAUTVETTER u. KOPPE; 
Mitteilungen der Steuerstelle des Reichsverbandes der deutschen Industrie. - Sammlung 
der Entscneidungen und Gutachten des Reichsfinanzhofs. - Vierteljahrsschrift für schweize­
risches Abgabenrecht, her. von BLUMENSTEIN. - Revue de science et de Iegislation financieres, 
her. von JiZE. 

I. Einleitung. 
Versteht man unter Staatsfinanzen allgemein den Bestand an aktivem Staats­

vermögen und an Staatsschulden sowie die Einnahmen und Ausgaben des Staates, 
so hat es das Finanzrecht in einem engeren verwaltungsrechtlichen, bloße dienst­
liche Gebundenheiten nicht berücksichtigenden Sinne nur mit der Geldbewegung 
auf der Einnahmeseite des Staatshaushalts zu tun. Das Wort "Finanzen" 
selbst ist farblos. Es bedeutete ursprünglich vermutlich soviel wie die Geldsumme, 
mit deren Zahlung ein Rechtsstreit "beendet" wurde!. 

Da der Staat häufig -als Privatmann auftritt, gibt es neben dem Finanzver­
waltungsrecht ein Finanzprivatrecht, als welches im großen und ganzen das 
auf den Fiskus bezogene bürgerliche Recht erscheint. Das Außergewöhnliche des 
Staates zeigt sich aber bisweilen auch hier. So ist die Aufrechnung gegen den Fis­
kus erschwert (BGB. § 395), besondere Vorschriften regeln die Eigentumsverhält­
nisse an Reichsdienstgrundstücken 2 und die Mitwirkungsbefugnisse des Reichsrats 
und des Reichstags bei der Veräußerung von Reichseigentum3, bei Militärgut in 
Händen Privater durchbricht ein Sondergesetz4 die Regel des bürgerlichen Rechts, 
daß der Besitzer bis zum Beweise des Gegenteils als Eigentümer gilt (BGB. § 1006), 
der Fiskus hat Vorrechte an gefundenen Sachen (§§ 978ff.) und ist mangels sonstiger 
Erben gesetzlicher Erbe (§ 1936). Auch das Recht des Fiskus zur Aneignung herren­
loser Grundstücke (§ 928 II) und noch manche andere Befugnisse wären zu erwähnen. 
Daneben kennt das Recht eine Reihe die Bewegungsfreiheit des Fiskus einengender 
Bestimmungen, allerdings die meisten mit der Klausel, daß der zuständige Minister 
oder der Finanzminister oder die Reichsregierung oder der Reichspräsident von 
ihrer Innehaltung befreien kann. So soll Verträgen, die für Rechnung des Reichs ge­
schlossen werden, tunlichst eine öffentliche Ausschreibung vorhergehen 5• DasVerbotdes 
Selbstkontrahierens ist dahin erweitert, daß Init Beamten und Angestellten des 
Reichs von der Verwaltung, der sie angehören, Verträge nur mit Zustimmung des 
zuständigen Reichsministers oder der von ihm bevollmächtigten Stelle geschlossen 
werden können6• Besondere Erschwerungen gelten für die Aufhebung von Verträgen, 
für Stundungen und Erlasse7• Auch die Aufnahme von Anleihen ist durch Verlas­
sungsbestimmungen erschwert und durch Sondergesetze geregelt8• 

Damit berühren wir eine weitere Seite der öffentlichen Finanzen: das Finanz­
staatsrecht. Im Mittelpunkte steht hier das jährliche Gesetz über den Haus­
haltsplan, das zwar mit einigen Abweichungen wie ein gewöhnliches Gesetz 

1 FR. J. NEUMANN, ZStaatsW. 64 (1908) S.472ff. B G. v. 25. Mai 73. 
8 RHaushO. v. 31. Dez. 22 § 4711• "G. v. 31. März 23 § 3. 
I RHaushO. § 46. Eine bindende "Verdingungsordnung" des Reiches steht noch aus 

(über den jetzigen Stand der Angelegenheit vgl. BORCHARD im PrVerwBl.48, 1927, S.555f., 
ferner RTagsdrucks. IV. Wahlp.1928 Nr. 146), in den Ländern gibt es solche, z. B. bad. VO. ü. d. 
Verdingungswesen v. 27. Juli 22, brem. Verdingungsordnung v. 4. Juli 20, braunschw. v. 
6. Dez. 27. 

8 RHaushO. § 49. 
7 RHaushO. §§ 50ff. Vgl. auch PrOVG. 11. Jan. 23, Entsch. 78, 362ff. 
8 RV. Art. 87; RSchuldenO. v. 13. Febr. 24; G. Ü. Aufnahme von Auslandskrediten durch 

Gemeinden und Gemeindeverbände v. 21 März 25. 
24* 
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zustandekommt, aber, anders als die meisten Gesetze, keine Rechtssätze, keine An­
ordnungen an die Allgemeinheit enthält. Diese, zunächst verneinende Erkenntnis, 
vermittelt der älteren Bestimmungen nachgebildete Satz der RHaushO. § 241 ; 

"Durch den Haushaltsplan werden Ansprüche Dritter oder Verbindlichkeiten 
Dritter weder begründet noch aufgehoben." So hat kein Beamter einen Anspruch auf 
eine im Besoldungsgesetze nicht vorgesehene Alterszulage, selbst wenn sie in den 
Haushaltsplan eingestellt ist9• Nur wo das Besoldungsgesetz auf das Gesetz über den 
Haushaltsplan ausdrücklich verweist, wie bei der Bestimmung der Teuerungszulagen 10, 
wirkt dieses kraft Umformung auch nach außen. Positiv aber ist das Gesetz über 
den Haushaltsplan eine dienstliche Weisung in Gesetzesform, gerichtet an alle 
Staatsgeld verwaltenden Beamten, keine überplanmäßigen oder außerplanmäßigen 
Ausgaben zu machen, bei Vermeidung der Geltendmachung eines staatlichen Er­
satzanspruchs gegen sieH. Der einzige dem Haushaltsplan etwas freier gegen­
überstehende Beamte ist der Finanzminister 12. Die haushaltsmäßige Verwaltung 
erschöpft sich aber nicht in der Beachtung dieser einen Regel. Vorschriften über 
die strenge Trennung der Einnahmen und Ausgaben, das Verbot der Fondsver­
wechselung, z. B. der Befriedigung sächlicher Bedürfnisse aus ersparten Beamten­
gehältern, Beschränkungen der Übertragung von Ersparnissen vom alten Rech­
nungsjahr auf das neue13 und anderes geben der staatlichen Finanzverwaltung 
jenes Gepräge der Gediegenheit, aber auch der Schwerfälligkeit, das sie von der 
Verwaltung so manchen kaufmännisch betriebenen Unternehmens augenfällig unter­
scheidet. 

Doch gehören diese Regeln, so sehr sie die Finanzverwaltung berühren, nicht zum 
Finanzverwaltungsrecht, da sie nur den inneren Staatsbetrieb angehen und 
nicht nach außen wirken. Vom Finanzverwaltungsrecht soll aber im folgenden 
allein die Rede sein. So wichtig es für Staat und Gemeinde sein mag, sich auf privat­
wirtschaftlichem Wege, wie Grundstücksankauf und -verkauf, Betrieb von gewinn­
bringenden Anstalten, Beteiligung an gemischtwirtschaftlichen Unternehmungen, 
Geldeinnahmen zu verschaffen, so gehen diese Möglichkeiten das Verwaltungsrecht 
nichts oder nur insofern an, als die Befugnis der unterstaatlichen Verbände zu der­
artigen privatwirtschaftlichen Betätigungen in Frage steht. Für das Finanzver­
waltungsrecht kommen nur die Fälle in Betracht, in denen der Staat oder ein son­
stiger Träger öffentlicher Gewalt dem einzelnen hoheitlich entgegentritt. Dies trifft 
unmittelbar zu bei der öffentlichrechtlichen Gebühr, dem öffentlich­
rechtlichen Beitrag und der Steuer, mittelbar beim Monopol. 

Das den vier genannten Einnahmequellen Eigentümliche ist, daß sie nicht nur 
tatsächlich Einnahmen bringen, sondern daß Vermehrung des öffentlichen 
Vermögens auch ihr Zweck ist. Diese Richtung auf die Verschaffung von 
Einnahmen ist sogar ein wesentliches Begrüfsmerkmal der Finanztätigkeit des 
Staates,wobei man dann allerdings auch bei Schutzzöllen und anderen Verhütungs­
abgaben noch tlinen Rest fiskalischen Zweckes annehmen muß14. Daher scheiden 
Geldstrafen und der Ersatz von Auslagen, z. B. bei der Ersatzvornahme, sowie 
sonstige nicht beabsichtigte Verwaltungseinnahmen hier aus. Es wäre eine ge­
radezu lächerliche Begründung eines Strafurteils , daß auf eine besonders hohe 
Geldstrafe habe erkannt werden müssen, weil die Staatsfinanzen es forderten. 

Noch einer weiteren Einschränkung bedarf der Begrüf der öffentlichen Abgabe. 
als welche uns die Gebühr, der Beitrag und die Steuer begegnen. Der heutigen 

D RG.III 18. März 19, RGZ. 95, 168ff. 10 Früheres RBesoldG. v. 30. Apr. 20 § 17. 
11 RHaushO. § 33 I1I• 12 RHaushO. § 33I • 13 RHaushO. §§ 69, 30. 
14 So ist die Tanzmusikabgabe nach dem braunschw. G. v. 31. Mai 82, die bei Aus· 

händigung des Erlaubnisscheins zu entrichten ist, eine Steuer. Es verwirrt nur, wenn deJ 
BraunschwVGH. (13. Jan. 04, BraunschwZ. 51, 1904, Beil. I S. 9ff.) sie als polizeiliche Pro­
hibitivmaßnahme bezeichnet, deren Anordnung daher eine Polizeiverfügung sei. 
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öffentlichen Abgabe eigen ist die Gleichmäßigkeit, mit der sie alle Beteiligten 
trifft. Von der Finanzwissenschaft als "Prinzip" längst verkündetlö, in der Recht. 
sprechung der Verwaltungsgerichte vielfach anerkanntl6, ist der Grundsatz von der 
RV. zur Verfassungsbestimmung erhoben worden (Art. 134): "Alle Staatsbürger 
ohne Unterschied tragen im Verhältnis ihrer Mittel zu allen öffentlichen Lasten 
nach Maßgabe der Gesetze bei". Die in Kriegszeiten vorkommende Auferlegung 
einer Geldlast auf das Vermögen eines einzelnen mit der Anheimgabe zu versuchen, 
einen Teil des Bezahlten von den Mitbürgern ersetzt zu erhalten, ist dem deutschen 
Rechte fremd. Auch würde der Einführung solcher Schatzungen durch Landesgeset z 
der vom Reichsgericht sehr weit ausgelegte Eigentumsartikel der RV. (153) im 
Wege stehen. 

11. Gebühren. 
1. Wesen und Ärten. Gebühr ist die öffentlichrechtliche Gegenleistung 

für eine besondere Inanspruchnahme der Verwaltung. Das Wort 
"Gebühr" wird noch in anderen Bedeutungen gebraucht. Die Zeugengebühr ist 
eine Form der öffentlichrechtlichen Entschädigung, die Gebührenordnung für Apo­
theker enthält gewerbliche Taxen, über deren Betrag hinaus der Apotheker seine 
Waren nicht verkaufen darf, auch kann die Gebühr, von der Seite des Bezugsberech­
tigten betrachtet, eine Art des Diensteinkommens eines Beamten sein. An dieser 
Stelle begegnet uns die Gebühr nur als eine Form der öffentlichen Abgabe. 

Worin besteht nun aber das Öffentlichrechtliche der Gebühd Da Staat 
und Gemeinde auch als Privatpersonen tätig sein können, ist ihre Beteiligung 
an einer Veranstaltung noch kein Beweis für die Öffentlichrechtlichkeit der dafür 
beanspruchten Gegenleistung. Allerdings gibt es Veranstaltungen, die in den Händen 
der öffentlichen Verwaltung ohne weiteres als öffentlichrechtlich gewollt erscheine:Q 
oder die überhaupt nur als öffentlichrechtliche Veranstaltungen denkbar sind. 
Eine Gemeinde wird vermutlich keine Privatschule betreiben, und das Entgelt für 
eine hoheitliche Amtshandlung, wie Ausstellung eines Passes, kann nie dem Privat­
recht angehören. Daneben gibt es aber eine Reihe von Veranstaltungen rechtlich 
farbloserer Art. Wasserleitungen, Gasanstalten, Elektrizitätswerke, Schleppein-. 
richtungen kann die Gemeinde nach freier Wahl öffentlichrechtlich oder privatrecht­
lieh betreibenl7• Was ist aber das Merkmal, das die eine Betriebsart von der andern 
unterscheidet 1 Unter Umständen kann die Form der Gebührenordnung, z. B. 
Berufung auf eine nur für öffentlichrechtliche Gebühren geltende Gesetzesbestim. 
mung, oder das Verfahren, in dem sie zustande kam, z. B. Nachsuchung einer 
nur für öffentlichrechtliche Gebühren vorgesehenen aufsichtsbehördlichen Geneh­
migung, hinreichenden Aufschluß gebenls. Die Höhe der Gebühr begründet höch~ 
stens eine Vermutung für deren Rechtsnatur insofern, als die öffentlichrechtlichen 
Gebühren vielfach, aber nicht immer, auf dem Deckungsgrundsatze aufgebaut 
sind, also nicht mehr abwerfen sollen, als im Durchschllitt zur Kostendeckung. 
erforderlich ist. Reichen solche Erwägungen nicht aus, so muß man zu der vermut-, 
lieh gewollten Ordnung des Gebührenrechtsverhältnisses Zuflucht nehmen, obgleich 
es meist gerade dessen Fraglichkeit sein wird, die zur Beantwortung der Rechts­
natur der in Betracht kommenden Gebühr zwingt. Die privatrechtliehe Ordnung 
unterscheidet sich aber vor allem in zwei Punkten von der öffentlichrechtlichen. 
Begründungstatbestand der privatrechtlichen Gegenleistung ist der Vertrag, 

10 Vgl. LOTz Finanzwissenschaft 1917 S. 239ff. über Gerechtigkeitsprobleme in der Steuer­
politik. 

16 Vgl. FR. HAUSSMANN Rechtsgrundsatz der Gleichmäßigkeit 1917. 
17 VgJ. z. B. LG. Hamburg 14. Apr. 24, HansRZ. 1926 Sp. 63H. (Gasanstalt); WürttVGH. 

30. Dez. 25, WürttZSprBeil. 69 (1927) S. 183ff. (Wasserleitung); RG. I. ZivSen. 28. Sept. 22 
JW.1923 S. 13 (Schleppbetrieb\. 

18 BadVGH. 26. Mai 22, BadVerwZ. 1922 S. 146ff. 
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während die öffentlichrechtliche Gebühr meist kraft Gesetzes, nur mit Rück­
sicht auf die Inanspruchnahme der Verwaltung, geschuldet wird. Die Gemeinde kann 
z. B. den Gebrauch von Stühlen und Bänken in einem Ausstellungspark gebühren­
pflichtig machen. Setzt sich jemand, ohne von der Gebührenordnung etwas zu wis­
sen, auf einen solchen Stuhl, so braucht er nur bei öffentlichrechtlicher Regelung etwas 
zu zahlen, da bei privatrechtlicher Regelung der Vertrag fehlt. Doch ist auch dieses 
Unterscheidungsmerkmal nicht unbedingt zuverlässig, da es auch öffentlichrecht­
liche Gebühren gibt, die den Willen des Gebührenpflichtigen, sich der Gebühr zu 
.unterwerfen, voraussetzen. So bleibt noch die öffentlichrechtliche Natur des Ge­
bührenrechtsverhältnisses selbst. Ist es ein solches, kraft dessen Verwaltungsakte 
erlassen werden können, z. B. einseitige, höchstens mit Beschwerde oder fristgerech­
ter Verwaltungsklage anfechtbare Gebührenfestsetzungen, dann gehört die Gebühr 
dem öffentlichen Rechte an. Auch die Vollstreckbarkeit der Gebühr ohne vorher­
gehende Anrufung des ordentlichen Gerichts würde ein Anzeichen für deren Öffent­
lichrechtlichkeit sein. 

Betrachtet man unter diesen Gesichtspunkten die Gebühren der Eisenbahn 
und der Post, so hat das Gesetz die ersten bewußt privatrechtlieh gestaltet. Die 
"Beförderung von Gütern und Personen auf den Eisenbahnen" bildet den siebenten 
Abschnitt des dritten Buches des Handelsgesetzbuchs. Heute würde man vermut­
lich die Beziehungen zwischen Eisenbahnverwaltung und einzelnem dem öffentlichen 
Rechte eingliedern, wenn sich nicht die privatrechtliehe Auffassung geschichtlich 
entwickelt hätte. Bei der Post liegen die Dinge so, daß § 50 des Postgesetzes vom 
28. Oktober 1871 auf ein zu veröffentlichendes "Reglement" verweist, dessen Vor­
schriften als Bestandteil des "Vertrages" zwischen Postanstalt und Absender oder 
Reisenden gelten. "Vertrag" klingt bürgerlichrechtlich, da man im Jahre 1871 
an öffentlichrechtliche Verträge sicher nicht dachte. Und doch ist die der Post 
geschuldete Gebühr eine öffentlichrechtliche Gebühr. Denn man frage sich, ob es 
wohl Sinn des Postgesetzes sein kann, daß der Absender eines Briefes privatrecht­
liche Einwendungen gegen die Gebührenpflicht erheben darf, wie Minderjährigkeit 
oder Irrtum. Man muß die Frage vernünftigerweise verneinen. Hinzu kommt, 
daß die Postanstalten berechtigt sind, ungezahlt gebliebene Beträge an Personen­
geid, Porto und Gebühren nach den für die Beitreibung öffentlicher Abgaben 
bestehenden Vorschriften zwangsweise einziehen zu lassen (§ 251). 

Innerhalb der öffentlichrechtlichen Gebühren unterscheidet man Benutzungs­
gebühren und Verwaltungsgebühren. Die Benutzungsgebühr ist das Entgelt 
für die Inanspruchnahme einer öffentlichen Einrichtung, z. B. einer Schule, eines 
Krankenhauses, einer Fähre, einer Kanalisation, eines Friedhofs19, einer Bade­
anstalt, eines Wasserwerks, eines Schlachthauses, eines Zuchttieres, während die 
Verwaltungsgebühr für die Vornahme von Amtshandlungen, wie Beurkun­
dungen, Erlaubniserteilungen, Namensverleihungen, Einbürgerungen, Strafverfü­
gungen, erhoben wird. In Sachsen ist für die Verwaltungsgebühren der Aus­
druck "Kosten" üblich, umfaßt aber daneben noch die Erstattung der baren 
Auslagen20, in Württemberg der Ausdruck " Sporteln" 21. 

2. Rechts quellen. Soweit die öffentlichrechtliche Gebühr den einzelnen kraft 
Gesetzes, ohne die Notwendigkeit einer besonderen Unterwerfung, treffen soll, 
bedarf sie der gesetzlichen Grundlage. 

Das Gesetz kann die Gebührenpflicht durch Bestimmung der Voraussetzun­
gen und des Tarifs nach allen Richtungen selbst regeln. Das Gebührengesetz des 
Reichs für die Auslandsbehörden nebst Tarif vom 1. Juli 1921 bietet ein Beispiel. 
Oder es enthält nur die Grundsätze und verweist wegen der Einzelheiten auf eine 

19 Z. B. PrOVG .. 8. Apr. 13, Entsch. 64. 238ff. 
20 Verwaltungskostengesetz, Fass. v. 23. März 24, § P. 
21 AIIg. Sportelgesetz, Bek. v. 26. Jan. 24. 
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Verordn ung, so das preußische Gesetz über staatliche Verwaltungsgebühren 
vom 29. September 192322• Für die Rechtsprechung zum Gebührenrecht weitaus 
am wichtigsten aber wurde das preußische Kommunalabgabengesetz vom 14. Juli 
1893, das in seinen §§ 4ff. die Gemeinden zur Erhebung von Gebühren nach Maß­
gabe der durch Gemeindebeschluß festzulegenden Gebührenordnungen ermäch­
tigt. Für die preußischen Kreise und Provinzen gilt das Kreis- und Provinzial­
abgabengesetz vom 23. April 1906. 

Gesetze engen vielfach die kraft allgemeiner Ermächtigung bestehende Mög­
lichkeit einer Erhebung von Gebühren ein, sei es, daß sie deren Erhebung bindend 
vorschreiben, sei es, daß sie die Erhebung verbieten oder nur bis zu einem Höchst­
betrage zulassen. So schreibt das Reich den Ländern für die Erteilung von Aufnahme-, 
Einbürgerungs- und Entlassungsurkunden gewisse Höchstsätze vor 23 • Preußen ver­
pflichtet seine Gemeinden zur Erhebung eines angemessenen Schulgeldes für 
den Besuch der höheren Lehranstalten, verbietet aber mit einigen Ausnahmen 
Schulgeld für die Volksschulen24• Wäre RV. Art. 145 unmittelbar geltendes Recht, 
so dürfte Schulgeld in Volksschulen überhaupt nicht mehr erhoben werden. Über 
die gegenseitige Gebührenfreiheit von Reich, Ländern und Gemeinden in gewissen 
Fällen enthält das Gegenseitigkeitsbesteuerungsgesetz vom 10. August 1925 
besondere Vorschriften (§ 1). 

Außerdem sind die nicht in Gesetzesform erlassenen Gebührenordnungen 
durch das Wesen der Gebühr eingeengt. Die Ermächtigung zum Erlasse einer 
Gebührenordnung gestattet nicht die Erhebung einer öffentlichen Abgabe schlecht­
hin, sondern nur einer solchen, die eine Gegenleistung für eine besondere In­
anspruchnahme der Verwaltung darstellt25 • In Anspruch nimmt aber die Verwal­
tung nur, wer sich freiwillig an sie wendet. Desinfiziert die Polizeibehörde eine 
Wohnung, ohne vom Inhaber gerufen zu sein26, oder räuchert sie in gleicher Weise 
die Keller zwecks Tötung der Mückenbrut aus, so mögen unter Umständen die Voraus­
setzungen des Kostenersatzes einer Ersatzvornahme gegeben sein, aber eine Gebühr 
darf die Behörde nicht verlangen. Für Verwaltungsgebühren gilt daher ganz all­
gemein der Grundsatz, daß allein der Antragsteller gebührenpflichtig ist 27 , und 
Benutzungsgebühren sind unzulässig, soweit dem angeblich Gebührenpflichtigen 
die Möglichkeit der Benutzung fehlt, z. B. Wasserleitungsgebühren, wenn die Lei­
tung gesperrt ist28, oder Müllabfuhrgebühren für Grundstücke, die für die Müll­
abfuhr nicht in Betracht kommen29• Aber auch bei Erfüllung dieser Voraussetzung 
hat die Gebührenordnung eine weitere Schranke zu beobachten: Innehaltung des 
richtigen Verhältnisses zwischen Leistung und Gegenleistung. Die als 
Gegenleistung verlangte Gebühr kann schon mit Rücksicht auf den möglicherweise 
vom Gesetze angeordneten Deckungsgrundsatz zu hoch oder unzulässig sein 30, sie 
kann es aber vor allem sein im Verhältnis zur wirklichen Inanspruchnahme. Ein be­
sonders in die Augen springender Fall wäre der, daß große Wohnungen zu geringeren 
Müllabfuhrgebühren herangezogen würden als die kleinen. Hier wäre der Verstoß 
gegen den Grundsatz der Gleichmäßigkeit der Belastung offenbar. Aber so schlimm 
braucht der Fall nicht zu liegen. Die Gebührenordnung einer Gemeinde ist schon 
dailn ungültig, wenn der darin gebrauchte Maßstab unsachgemäß ist. So fehlt das 
richtige Verhältnis von Leistung und Gegenleistung, wenn die Gemeinde staatliche 

22 Eine Verwaltungsgebührenordnung erging am 30. Dez. 26 (GS. S.327). 
23 RStAngG. v. 22. Juli 13 § 38, VO. v. 27. Juni 24,. 
U KommunalAbgG. v. 14. Juli 93 § 41V ; VolksschulunterhG. v. :!8. Juli 06 § 6. 
25 SächsOVG. 24. Sept. 25, Jahrb. 29, 61ff. (örtliche Feuerschutzabgabe keine Gebühr). 
26 PrOVG. 9.Jan.17, PrVerwB1.38(1917) S. 625f.;vgl.auchPrOVG.17.Mail2, Entsch.62,85ff. 
27 WürttVGH. 23. Dez. 24, WülW. 18 (1925) S.1l7f. 
26 PrOVG. 8. Dez. 14, Entsch. 68, 16Hf.; ähnlich 13. Febr. 14, Entsch. ,'0, 159ff. 
29 HessVGH. 17. Juni 22, Entsch. 5, 10Hf.; SächsOVG. 19. Mai 24, Jahrb. 29, 66ff. 
30 VgL den Fall OldOVG. 4. März 26, OldZ. 53 (1927) S.55ff. 
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Gebäude stärker zur Kanalisationsgebühr heranzieht als gewerbliche31• Dabei ist die 
Gemeinde nicht gezwungen, immer einen Wirklichkeitsmaßstab anzulegen, also 
z. B. das Wassergeld vom Stande einer Wasserleitungsuhr abhängig zu machen, 
sie kann statt dessen auch einen W ahrscheinlichkeitsmaßsta banwenden 32, 

beim Wassergeld etwa die Zahl der Wasserhähne oder die Kopfzahl der Bewohner, 
nur muß der Wahrscheinlichkeitsrnaßstab der Wahrscheinlich~mit auch entsprechen33• 

Die Abstufung nach dem gemeinen Werte des Hauses z. B. wäre unzulässig 34• 

3. Entstehung und Endigung der Gebührenpflicht. Die Pflicht zur Entrichtung 
einer Benutzungsgebühr entsteht mit der Inanspruchnahme einer öffentlichen 
Einrichtung. Zu Rechtsstreitigkeiten über diese Frage wird es aber vielfach nicht 
kommen, da der die Benutzung Begehrende meist nicht eher zugelassen wird, als 
er die Gebühr entrichtet hat. Doch pflegt es namentlich beim Schulgeld und ge­
wissen Universitätsgebühren anders zu sein, da die Verweigerung der Ausstellung 
des Schulzeugnisses oder des Universitätsabgangszeugnisses einen empfindlichen 
Druck auf die Zahlungsbereitschaft des Gebührenpflichtigen ausüben wird. Streit 
wird höchstens darüber entstehen, ob eine gebührenpflichtige Benutzung überhaupt 
vorliegt, ob es nicht vielmehr an der gebührenpflichtigen Leistung auf der Seite des 
öffentlichen Verbandes fehlt. So kann der Schlachtermeister die Zahlung einer Ge­
bühr für die Benutzung eines Kühlraums verweigern, wenn im Kühlraum Tages­
temperatur herrschte, der Hauseigentümer Zahlung einer Kanalisationsgebühr, 
wenn der Kanal, entgegen seiner Bestimmung, nur das Regenwasser aufnimmt35• 

Der Fall kann auch so liegen, daß der Anlieger eine öffentliche Einrichtung verbo­
tenerweise in Anspruch nimmt, für die es keine Gebührenordnung gibt, z. B. den 
Regenwasserkanal für die Ableitung von Fäkalien. Hier kann die Stadt eine privat­
rechtliche Klage aus ungerechtfertigter Bereicherung erheben oder die Polizei kann 
Beseitigung des Anschlusses verlangen; für die Erhebung einer öffentlichrecht­
lichen Gebühr aber fehlt mangels einer gesetzlichen Grundlage die Möglichkeit 36. 

Die Verwal tungsge bühr ist fällig, sobald die Behörde den an sie gerichteten 
Antrag beschieden hat. Aus Gründen der Billigkeit ordnet die Gebührenordnung 
vielfach an, daß ablehnende Bescheide weniger hohe Gebühren nach sich ziehen 
als antragsgemäße37• Auch bei Zurücknahme des Antrags erhebt die Behörde eine 
ermäßigte Gebühr; die Tatsache, daß der Antragsteller die Behörde bemüht hat, 
ist Grund genug, ihn von der Gebührenpflicht nicht ganz zu befreien. 

Der gewöhnliche Endigungsgrund der Gebührenpflicht ist die Zahlung oder, 
da die Gebühr vielfach als Vorschuß entrichtet werden muß, die Verrechnung 
des als Vorschuß Gezahlten mit der endgültig entstandenen Gebührenschuld. 
Bisweilen vorgesehen ist die Entrichtung der Gebühr durch Kauf und Entwertung 
von Ge bührenmarken 38. Erlaß der Gebührenschuld aus Billigkeitsgründen ist 
auch möglich39• Für Gemeindegebühren setzt das preußische Kommunalabgaben­
gesetz vom 14. Juli 1893 eine mit dem Schlusse des Entstehungsjahres beginnende 
dreijährige Verj ährungsfrist fest (§ 87). Fordert aber die Gemeinde innerhalb 
dieser Frist die Gebühr an, so beginnt mit Ende des Jahres eine neue vierjährige 

31 PrOVG.lO. Juni 13, Entsch.64, 202ff. Vgl. auch HambOVG. 27. Apr. 28, JW.1928 
S. 3290ff. (m. Anm. v. FRIEDRICHS). 32 PrOVG. 13. Febr. 14, Entsch.66, 159ff. 

33 PrOVG. 30. Nov. 15, Entsch. 70, 149ff. 
34 PrOVG. 2. Mai u. 7. Nov. 16, PrVerwBl. 38 (1917) S. 116, Entsch. 72, 103ff. Ähnlich 

SächsOVG. 9. Juni u. 5. Aug. 26, Jahrb. 29, 230ff., 239f. Vgl. noch WürttVGH. 30. Dez. 25, 
WüRV, 19 (1926) S.45ff. 

35 PrOVG. 21. Apr. 03 u. 23. März 15, Entsch.44, 164ff., PrVerwBI. 37 (1916) S. lI8f. 
Vgl. auch PrOVG. 28. Sept. 26, Entsch. 81, 148ff. (keine SchulgeldpfIicht, wenn die Schule 
während des ganzen Zahlungsabschnitts geschlossen war). 

36 PrOVG. 18. Nov. 19, Entsch. 75, 98ff. 37 Pr. VGO. v. 30. Dez. 26 § 9. 
88 Pr. VGG. v. 29. ,ijept. 23 § 6; RdErl. d. Pr. Min. d. I. v. 22. Mai 26, MBliV. 1926 

Sp. 521ff. 
89 Pr. VGG. § 5. 
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Verjährungsfrist (§ 88). Man hat diese beiden Verjährungen mit Recht der Strafver­
folgungs- und der Strafvollstreckungsverjährung des StGB. an die Seite gestellt 40. 

4. Beitreibung und Rechtsschutz. Die Bei treibung der öffentlichen Gebühren 
geschieht im Verwaltungszwangsverfahren. Manche Gesetze ordnen dies ausdrück­
lich an4l, aber auch ohne solche Anordnung ist zu vermuten, daß der Gesetzgeber 
nicht so stilwidrig sein wollte, die Vollstreckung von der Erhebung einer Klage 
abhängig zu machen. Dagegen bedarf es selbstverständlich ausdrücklicher An­
ordnung, wenn sich der Staat gegen Gebührenhinterziehungen strafrechtlich 
schützen will 42. 

Für den Rechtsschutz des Gebührenschuldners fehlt es an jeder Ein­
heitlichkeit. Die Reichsabgabenordnung findet nicht einmal auf die Reichsgebühren 
Anwendung, da ihren Gegenstand nur die Reichssteuern bilden (§ 111), und nur ver· 
einzelte Landesgesetze sie auch bei Gebühren und Beiträgen für anwendbar erklärt 
haben43• Gegen die Heranziehung zu staatlichen Verwaltungsgebühren gibt es 
in Preußen nur die formlose Aufsichtsbeschwerde 44• Die Rechtsmittel 
gegen Gemeindegebühren sind in Preußen Einspruch und verwaltungsgericht­
liche Klage 45• § 25 des Postgesetzes gestattet dem durch Verwaltungszwang 
zur Zahlung gezwungenen Gebührenschuldner die Anrufung der ordentlichen 
Gerichte. Auch § 4 des Reichsgesetzes über die Gebühren für die Benutzung des 
Kaiser-Wilhelm-Kanals vom 20. Juni 1899 sieht nach Erschöpfung des Beschwerde­
weges in beschränktem Umfange Klage vor den ordentlichen Gerichten vor. 

III. Beiträge. 
Im Gegensatze zur Gebühr, die auf dem Gedanken von Leistung und Gegen­

leistung beruht, ist Beitrag der einseitig auferlegte Zuschuß eines am 
Bestande einer öffentlichen Veranstaltung besonders Beteiligten 
zu den Kosten der Veranstaltung. Man nennt die Beiträge auch Vorzugs­
lasten oder Vorausleistungen. Die scharfe begriffliche Scheidung gegenüber der 
Gebühr einerseits, der Steuer andererseits ist nötig, da die Gesetze diese drei Abgaben 
verschieden behandeln. So muß in Preußen der von der Gemeinde gehegte Plan 
zur Erhebung von Beiträgen offengelegt werden mit der Anheimgabe, Einspruch 
dagegen zu erheben46, während für Gebühren eine solche Vorschrift nicht besteht, 
und das Kraftfahrzeugsteuergesetz des Reichs schloß bis vor kurzem zwar die Er­
hebung von Gebühren in Gestalt von Wegegeldern für Kraftfahrzeuge und von Lan­
deskraftfahrzeugsteuern aus, nicht aber die selbständige Erhebung von Beiträgen zur 
Deckung der Kosten für eine außergewöhnliche Abnutzung der Wege47 • Auch gilt 
das Einspruchsverfahren nach § 5 FinAusglGes. nur für Steuern, nicht für Ge­
bühren und Beiträge48• Diese Eigenart des Beitrags als eines Mitteldings zwischen 
Gebühr und Steuer gestattet auch seine Häufung mit einer Gebühr. So be­
deutet der Anschluß eines Hauses an die Kanalisation eine Bereicherung des Eigen­
tümers und berechtigt zur Erhebung eines ihn treffenden Beitrags. Dies steht aber 
der Erhebung einer Kanalisationsgebühr nicht im Wege, sobald der Eigentümer 
von der Kanalisation wirklich Gebrauch macht. Ebenso ist eine Häufung von Schul­
geldern und Schulbeiträgen denkbar. Voraussetzung für die Erhebung eines Bei­
trags ist aber immer, daß der Heranzuziehende einen besonderen Vorteil von der 
Veranstaltung hat, zu deren Gunsten der Beitrag erhoben wird. So kann die Ge­
meinde zu einem Wasserleitungsbeitrag niemand heranziehen, der drei Kilometer 

40 OTTO MAYER I S.331. 41 Pr. VGO. § 7H , KAbgG. § 90 1 • 

42 Z. B. PastG. V.· 28. Okt. 71 §§ 27ff. 
43 Württ. Landessteuerges., Fass. v. 31. Dez. 25, Art. 3; WÜrtt. Gemeindesteuerges., 

Fass. v. 31. Dez. 25, Art. 8. 
U VGG. § 7. 45 KAbgG. §§ 69f. 46 KAbgG. § 91Il• 

47 Vgl. jetzt G. v. 15. Mai 26 Art.II/KraftfahrzeugsteuerG. v. 21. Dez. 27 § 201 • 

48 ThürOVG. 26. Okt. 21, JW. 1922 S. 962f. 
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außerhalb des Orts wohnt und keine Möglichkeit hat, in absehbarer Zeit an die Lei­
tung angeschlossen zu werden 49. 

Eine allgemeine gesetzliche Grundlage zur Erhebung von Beiträgen enthält 
§ 9 des preußischen Kommunalabgabengesetzes vom 14. Juli 1893, dessen Absatz 1 
lautet: 

"Die Gemeinden können behufs Deckung der Kosten für Herstellung und Unterhaltung 
von Veranstaltungen, welche durch das öffentliche Interesse erfordert werden, von denjenigen 
Grundeigentümern und Gewerbetreibenden, denen hierdurch besondere wirtschaftliche Vorteile 
erwachsen, Beiträge zu den Kosten der Veranstaltungen erheben. Die Beiträge sind nach den 
Vorteilen zu bemessen." 

Besonders wichtig sind aber die in besonderen Gesetzen geregelten Straßen­
kostenbeiträge der Anlieger50• Die preußische Vorschrift findet sich im 
§ 15 des sog. Fluchtliniengesetzes vom 2. Juli 1875, dessen Wortlaut von früher be­
kannt ist (S.187). Als Beitragsmaßstab sah das Gesetz ursprünglich nur die Frontlänge 
des anliegenden Grundstücks vor. § 10 des KAbgG. gestattet jetzt auch andere Maß­
stäbe, z. B. nach der bebauungsfähigen Fläche. Wieviele Streitfragen die Bestim­
mung birgt, kann man daraus ersehen, daß der Kommentar von v. STRAUSS und 
TORNEY und SASS, 6. Aufl., 1920, über 140 Seiten allein der Erläuterung des § 15 
widmet. Wann ist eine Straße eine neu anzulegende, wann eine schon vorhandene, 
eine "historische" Straße'! Wie hoch sind die ersetzbaren Straßenkosten, wenn sich 
geschenkte Grundstücke im Straßengelände befinden? Wird der Eigentümer eines 
Eckhauses zu den Kosten der beiden Straßen herangezogen? In welchem Ver­
hältnis steht die Bestimmung des Fluchtliniengesetzes zur allgemeineren des KAbgG.? 
Wann ist ein Grundstück bebaut'! Wann entsteht die Beitragspflicht? Diese und 
eine Unmenge anderer Fragen bilden den Gegenstand lebhafter Erörterungen 
des OVG. und preußischer Juristen. Von den gerade auch hier hereinspielenden 
Fragen der Dinglichkeit und der Einheit war schon an anderer Stelle die Rede lil• 

Außer den Anliegerbeiträgen stehen die Vorausleistungen zum Wegebau 
mit den Wegeherstellungskosten im Zusammenhang. Während früher hauptsäch­
lich die Eigentümer von Fabriken, Bergwerken und ähnlichen Unternehmungen 
beitragspflichtig waren unter der Voraussetzung, daß der Weg gerade ihnen zugute 
kam, trifft die Verpflichtung heute jeden, der einen Weg mit Fahrzeugen über das 
gemeinübliche Maß hinaus benutzt 52. Das Aufkommen der schweren Lastwagen 
machte die Ausdehnung nötig. Beiträge, die sonst noch vorkommen, sind Bahn­
beiträge, die von den Eigentümern der der B,1hn benachbarten Grundstücke 52a, 

Schul beiträge, die von den Lehrherren der Fortbildungsschüler53, Feuerlösch­
beiträge, die von den Feuerversicherungsgesellschaften54, Beiträge zur Unter­
drückung der Bienenfaulbrut, die von den Eigentümern eines Bienenstockes 55, 

Beiträge für Nachtwachen, die von Obstgartenbesitzern, Beiträge zu den Kosten des 
Rettungswesens, die von den Wassersportvereinen56, Beiträge zu den Kosten der 
Reklame für einen Badeort, die von den Eigentümern der Fremdenheime 
des Orts zu entrichten sind 57. Auch die Beiträge zur In validen- und zur An­
gestelltenversicherung gehören hierher, da die Versicherten schon aus der 
Einrichtung der Versicherung einen Vorteil ziehen, selbst wenn der Versicherungs­
fall nie eintritt. Ebensowenig verleugnet sich bei den Zwangsbeiträgen der 

- ----_ .. -----~ 
49 PrOVG. 11. Okt. 12, Entseh. 62, 234ff. 
50 Vorbildlich waren Art. 23, 24 des bad. Ortsstraßengesetzes v. 20. Febr. 68; jetzt gelten 

§§ 22ff. OStrG. v. 15. Okt. 08. 
51 Vgl. oben 8. 186ff., 224f. 
52 So pr. VO. v. 25. Nov. 23 über die Erhebung von Vorausleistungen für die Wegeunter-

haltunll § P. über die Gültigkeit der VO. vgl. PrOVG. 5. Jan. 26. PrVerwBI. 47 (HI2fi) S. 259f. 
52a Hamb. G. v. 29. Dez. 26; dazu HambOVG. 3. Okt. 28, HansRGZ. A 1929 Sp. 30ff., 33ff. 
53 Pr. GeRetze v. 1. Aug. 09 u. 14. März 24. 64 Sächs. G. v. 24. Juni 24. 
66 Meekl.-stre!. VO. v. 19. Juni 96 § 13. 56 P. FRANK, MinB!. "Volkswohlfahrt" 192580405. 
67 LÜb. G. betr. Erhebung einer Badeabgabe v. 13. M,Li 27. 
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öffentlichen Genossenschaften die Verwandtschaft mit den hier behandelten 
Beiträgen; auch die Beiträge zu den Landwirtschaftskammern, Handelskammern, 
Berufsgenossenschaften, Krankenkassen sind Zuschüsse zu einer öffentlichen Ver­
anstaltung, die der an ihr Beteiligte schuldet. Desgleichen lassen sich die Zuschüsse 
der Reichs betrie be zu den Ausgaben der Wohngemeinden ihrer Arbeitnehmer für 
allgemeine Verwaltungszwecke, Volksschulwesen, Wohlfahrtspflege, W ohnungR bau und 
Straßenunterhaltung nach § 9 des Gegenseitigkeitsbesteuerungsgesetzes vom 10. Au­
gust 1925, ähnlich wie die der Betrie bsgemeinden nach § 52 der preußischen Ge­
werbesteuerverordnung vom 15. März 192758, zu den Beiträgen rechnen. Denn wie 
durch das Vorhandensein einer Fabrik die Straße übermäßig benutzt wird, so 
nimmt auch ein Reichsbetrieb, z. B. eine Eisenbahnwerkstätte, durch das Heer 
von Arbeitern, das er anlockt, die Einrichtungen der Wohngemeinde übermäßig 
in Anspruch, übermäßig deshalb, weil die Steuerkraft der Arbeiter unter dem all­
gemeinen Durchschnitte liegt. 

Auch die vielerörterte Frage nach der rechtlichen Natur der Kurtaxe läßt 
sich durch deren Einbeziehung zu den Beiträgen am einfachsten lösen59• Für Preu­
ßen allerdings hat die Frage keine Bedeutung mehr, seit das KAbgGes. die Kur­
taxe als eine Abgabe besonderer Art neben die Gebühren, Beiträge und Steuern 
gesetzt hat (§ 12). Wohl gibt es Kurtaxen nach dem Gebührentyp: der Badegast 
hat sie nur dann zu entrichten, wenn er von den Kureinrichtungen, wie Bädern, 
Kurhaus, Gebrauch macht. Meist aber wird sie von allen Kurgästen erhoben, 
auch wenn sie sich von der übrigen Gesellschaft absondern wollen. Fehlt also 
hier das für Gebühren wesentliche Verhältnis von Leistung und Gegenleistung, 
so bestehen die Kureinrichtungen doch zum Vorteil des Gastes, da er jederzeit von 
ihnen Gebrauch machen kann. Es ist ähnlich wie mit dem Hauseigentümer, bei des­
sen Anwesen eine Ortsstraße gebaut wurde. Er hat Anliegerbeiträge zu zahlen, 
auch wenn er es vorzieht, nach wie vor über Stoppelfelder nach der nächsten Land­
straße zu gehen. 

IV. Steuern. 
1. Wesen und Arten. Steuer ist die von Vorteilen für den Pflichtigen unab­

hängige, nach einem allgemeinen Maßstabe auferlegte, öffentliche Abgabe in Geld. 
Doch sind wir jetzt in der glücklichen Lage, eine, allerdings etwas langatmige, ge­
setzliche Begriffsbestimmung der Steuer zu haben. Sie gilt zwar nur für das 
Reichsrecht, hat aber durch ihren inneren Gehalt Bedeutung für das Steuerrecht 
schlechthin. § 1 der AO. lautet: 

"Steuern sind im Sinne der Reichsabgabenordnung einmalige oder laufende Geldleistungen, 
die nicht eine Gegenleistung für eine besondere Leistung darstellen und von einem öffentlich­
rechtlichen Gemeinwesen zur Erzielung von Einkünften allen auferlegt werden, bei denen der 
Tatbestand zutrifft, an den das Gesetz die Leistungspflicht knüpft. Zölle fallen darunter; nicht 
darunter fallen Gebühren für besondere Inanspruchnahme der Verwaltung und Beiträge (Vor­
zugslasten). " 
Die Begriffsbestimmung knüpft offensichtlich an die von OTTO MAYER 60 an, was 
diesen in seiner übergroßen Bescheidenheit nicht gehindert hat, auf die Defini· 
tion der AO. so zu verweisen, als habe er sie von dort übernommen 61. Die Einzel­
heiten der Begriffsbestimmung bereiten nach früher Gesagtem (S. 372f.) keine 
Schwierigkeit. Klar hebt sich die Steuer als die voraussetzungslos geschuldete 

68 Die Bestimmung hat den in der Rechtsprechung viel erörterten § 53 KAbgG. ersetzt. 
69 So auch meckl.-schw. Landesabgabengesetz v. 9. Dez. 20 § 11: "Kurtaxen sind in der 

Form von Beiträgen zu erheben." Anders Sachsen, wo sie als Gebühr b'lhandelt wird: Sächs. 
OVG. 15. Sept. 13, Jahrb. 21, 83f. 

60 12 1914 S. 331: "Die Steuer ist eine Geldzahlung, welche dem Untertanen durch die 
öffentliche Gewalt auferlegt wird schlechthin zur Vermehrung der Staatseinkünfte, aber nach 
einem allgemeinen Maßstabe." 

61 Handbuch d. Finanzwissenschaft, her. von GERLOFF und MEISEL, I 1926 S. 87 N. 3. 
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Abgabe von der Gebühr und dem Beitrag ab 62• Das "zur Erzielung von Ein­
künften" scheidet sie von der Geldstrafe, bereitet allerdings bei Schutzzöllen 
und anderen Verhütungsabgaben gewisse Schwierigkeiten (S. 372). Auch die 
Gleichmäßigkeit als die der öffentlichen Abgabe innewohnende Grundidee kommt 
in der Begr-iffsbestimmung zum Ausdruck. 

Über die Steuer arten enthält die AO. nur die Umschreibung, daß es neben 
den Zöllen und Verbrauchssteuern andere Steuern gibt, für die besondere Regeln 
gelten (z. B. §§ 121, 217). Die berühmte Unterscheidung der Steuern in direkte 
und indirekte63 meidet die AO. absichtlich. Trotzdem muß man hierzu unter Um­
ständen Farbe bekennen. Völkerrechtliche Verträge können die Unterscheidung 
machen, Landesgesetze machen sie auch heute noch. So sind die §§ 13ff. des pr. 
KAbgG. überschrieben: "Indirekte Gemeindesteuern" 64, die §§ 20ff.: "Direkte 
Gemeindesteuern". Eine frühere Lehre unterschied nach der Möglichkeit oder 
Unmöglichkeit einer Steuerüberwälzung. Steuern, die man nicht auf einen andern 
überwälzen konnte, nannte man direkte, solche, die kraft Überwälzung nicht von 
dem getragen wurden, der sie an den Staat zahlte, indirekte. Eine andere Lehre 
machte die formale Unterscheidung, ob der Steuerpflichtige zur Steuer veranlagt 
wird oder nicht. Die Veranlagungssteuern seien direkte, die übrigen Steuern in. 
direkte. Allein beide Lehren kranken an der Schwäche, daß es bei der ersten vom 
wirtschaftlichen, bei der zweiten vom gesetzgeberischen Zufall abhängt, ob eine 
Steuer zu der einen oder andern Abart gehört. Doch läßt sich die zweite Lehre 
verbessern. Es gibt sicher Steuern, die sich zur Veranlagung eignen, und andere, 
bei denen dies nicht der Fall ist. Steuern der ersten Art liegen vor, wenn der Ein. 
tritt der Steuerpflicht regelmäßig vorhersehbar ist, wie bei den Steuern vom 
Einkommen, vom Vermögen, vom Grundbesitz, vom Gewerbe65, wo es sich daher 
lohnt, auf Namen lautende Steuerakten für jeden Steuerpflichtigen zu führen, 
so daß er mit der Steuerbehörde "direkt" in Berührung kommt. Indirekte Steuern 
wären dem gegenüber solche, bei denen die regelmäßige Vorhersehbarkeit fehlt, 
wie Verkehrssteuern, Steuern für einzelne Betätigungen, z. B. Jagdausübungs­
steuern66, Luxusbesitzsteuern, deren Einordnung allerdings schon zweifelhafte!' ist, 
dann Zölle und die den Zöllen verwandten und deshalb üblicherweise mit ihnen 
zur gleichen Gruppe gerechneten Verbrauchssteuern. Diese Scheidung nimmt auch 
die preußische Rechtsprechung vor. Unter den direkten Steuern unterscheidet man 
dann wieder Subjektsteuern und Objektsteuern, je nachdem es auf die Per­
son des Steuerpflichtigen, insbesondere seine Leistungsfähigkeit, ankommt oder 
nicht. Die Unterscheidung ist für die Abgrenzung der den Ländern verbliebenen 
Steuerhoheit wichtig 67. 

Da das Steuerrecht sich zu einem besonderen Rechtszweige ausgestaltet hat, 
kann im folgenden nicht mehr als ein knapper Grundriß geboten werden. 

2. Rechtsquellen. Der Grundsatz von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
gilt im Steuerrechte nicht nur in dem gewöhnlichen Sinne, daß jede Steuerauflage 
sich auf ein Gesetz zurückführen lassen muß, sondern eine alte Regel verlangt, daß 
das Gesetz selbst alles für die Besteuerung Erhebliche anordnet. Dies b~deutet 

62 Daher auch ein nach dem Einkommen der Eltern abgestuftes Schulgeld keine Steuer 
ist: RFinH. 29. Nov. 26, Samml. 20, 21 ff., womit seine Zulässigkeit nach Landesrecht aller. 
dingR noch nicht feJStsteht: PIOVG. 10. Juli 28, JW.1928 S.3281. Ein andere!! Beispiel für 
die Wichtigkeit der Unterscheidung bei LVG.Schwerin 20.Mai 27, MecklZ.43 (1927) Sp.620ff. 

63 Vgl. hierüber LOTZ Finanzwissenschaft 1917 S.222ff. 
6' Hierzu MARKuLL Indirekte Gemeindesteuern in Preußen, PrVerwBl. 43 (1922) S.49ff. 

Vgl. auch brem. G. v. 26. Mai 21 betr. verschiedene indirekte Abgaben. 
66 Vgl. PrOVG. 4. Mai 15, Entsch. 69, 188ff. 
66 PrOVG.30. Sept. 24. Entsch. 79, 10ff.; BraunschwVGH. 24. Juni 25, BraunschwZ. 

71 (1925) Beil. S. 6f.; AnhOVG, (0. D.), SächsThürArchR. 3 (1926) S. 458 ff. 
67 Vgl. FinAusgIG., Bek. v. 27. Apr. 26, § 10. 



IV. Steuern. 381 

Ausschaltung der Verordnung. Die bekannten Steuernotverordnungen in der 
Zeit der Währungsfestigung und gewisse Verordnungen in der Inflationszeit bil­
deten Ausnahmen von gutem Brauche. Dagegen widerstreitet die Anordnung 
einer Steuer durch Gemeindebeschluß jenem Ideale nicht, da die Gemeinde­
vertretung eine Volksvertretung im kleinen bildet, ihre Mitwirkung daher das 
Steuerbewilligungsrecht des Volkes wahrt. 

Die Rechtsquellen sind demnach Reichsgesetze , Landesgesetze und auf 
Gesetz beruhende statu tarische Vorschriften öffentlicher Verbände. Der Aus­
gangspunkt der Rechtsquelle gibt auch meist den Steuerberechtigten an, d. h. 
den, zu dessen Gunsten die Steuer erhoben wird. Doch kann ein Land unmittelbar 
Steuern zugunsten der Kommunalverbände anordnen, und auch die Teilüberwei­
sungen einiger Reichssteuern auf die Länder und Kommunalverbände lehren, 
daß man den Steueranordner vom Steuerberechtigten wohl zu scheiden hat. 

a) Reichsgesetze allgemeineren Inhalts sind die Reichsabgaben­
ordnung vom 13. Dezember 1919, ENNo BECKERS Werk, dann das Reichsbewer­
tungsgesetz vom 10. August 1925, das Gesetz über die gegenseitigen Be­
steuerungsrechte des Reichs, der Länder und der Gemeinden (früher "Reichs­
besteuerungsgesetz", heute so oder "Gegenseitigkeitsbesteuerungsgesetz" genannt) 
vom 10. August 1925 und das Finanzausgleichsgesetz nach der Bekanntmachung 
vom 27. April 1926 (wiederholte Neufassung des Landessteuergesetzes vom 30. März 
1920). 

b) Die Einzelsteuergesetze des Reichs lassen sich einteilen, je nachdem 
sie die Erhebung direkter Steuern oder indirekter Steuern anordnen, die indirekten 
Steuern wieder geteilt in Steuern des Rechtsverkehrs (Verkehrssteuern) und in Zölle 
und Verbrauchssteuern. 

Die direkten Steuern des Reichs, neuerdings auch Besitzsteuern genannt, 
sind die Einkommen-, die Körperschaft- und die Vermögensteuer nach 
den Gesetzen vom 10. August 1925, sowie die Industriebelastung nach den 
Gesetzen vom 30. August 1924. Auch die Erbschaftsteuer nach der Bekannt. 
machung vom 22. August 1925 rechnet man, obgleich sie eine Rechtsverkehrssteuer 
ist, jetzt zu den direkten Steuern. Von der Einkommen· und Körperschaftsteuer 
behält aber das Reich nur 25 v. H., die restlichen 75 v. H. werden den Ländern 
überwiesen, in Preußen so, daß das Land selbst 41%. v. H. behält und die Gemeinden 
30 v. H., die Landkreise und Provinzen je PIs v. H. erhalten6s• 

Die Verkehrssteuern des Reichs sind die Umsatzsteuer nach der Be­
kanntmachung vom 8. Mai 1926, die Grunderwerbsteuer (Bek. v. 11. März 1927), 
die Kapitalverkehrsteuer (Ges. v. 8. April 1922), die Kraftfahrzeugsteuer 
(Ges. v. 21. Dezember 1927), die Versicherungs-, die Rennwett- und die 
Lotteriesteuer nach den Gesetzen v. 8. April 1922, die Wechselsteuer (Ges. 
v. 10. Aug. 1923), die Beförderungssteuer (Bek. v. 29. Juni 1926) und die 
Notensteuer nach dem Bankgesetz und dem Privatnotenbankgesetz v.30.August 
1924. Auch von der Umsatz-, der Grunderwerb-, der Kraftfahrzeug- und der Renn­
wettsteuer gibt das Reich erhebliche Teile an die Länder ab 69• 

Für die Zölle gilt noch immer das Vereinszollgesetz vom 1. Juli 1869 mit dem 
Zolltarifgesetz vom 25. Dezember 1902 und dem Gesetz über Zolländerungen vom 
17. August 1925. ImZusammenhangdamitistdiestatistische Gebührzunennen, 
in Wirklichkeit keine Gebühr, sondern eine für einen bestimmten Zweck erhobene 
Steuer (Ges. v. 27. März 1928). Die Verbrauchs steuern aber sind die Tabak­
steuer (Ges. v. 12. Sept. 1919), die Biersteuer (Ges. v. 9. Juli 1923), die 
Schaum weins teuer (Ges. v. 31. März 1926), die Essigsäuresteuer (Brannt­
weinmonopolges. v. 8. April 1922 §§ 160ff.), die Zuckersteuer (Ges. v. 9. Juli 

68 FinAusglG. § 22I ; pr. AG., Bek. v. 14. Mai 27, §§ 1, 8. 68 FinAusgLG. §§ 36ff. 
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1923), die Zündwaren-, die'Leuchtmittel- und die Spielkartensteuer nach 
-den Gesetzen vom gleichen Tage, die Süßstoffsteuer (Ges. v. 14. Juli 1926). 
Auch die Einnahmen aus Zöllen und Verbrauchssteuern bilden zum Teil nur Durch­
gangsposten. Die Zölle und die Abgaben auf Branntwein, von denen beim Brannt­
weinmonopol noch zu sprechen sein wird, auf Tabak, Bier und Zucker sind für 
die Reparationszahlungen nach dem Dawes-Plan verpfändet70• 

c) Für Steuergesetze der Länder bleiben danach nicht mehr allzu viele 
Möglichkeiten übrig, zumal dem Reiche die Gesetzgebung über das Zollwesen 
ausschließlich zusteht (RV. Art. 66) und die Länder den Reichssteuern gleichgeartete 
Steuern71 und Zu~chläge zu den Reichssteuern nur mit Bewilligung eines Reichs­
gesetzes erheben dürfen72• Solche Zuschläge waren bisher nur bei der Grunderwerb­
steuer gestatteP3; die Einführung von Gemeindezuschlägen zur Reichseinkommen­
steuer steht in Aussicht. 

Das Finanzausgleichsgesetz verweist die Länder und Gemeinden auf Grund-, 
Gebäude- und Gewerbesteuern (§ 8), Fahrzeugsteuern (§ 13), von den Ge­
meinden zu erhebende Vergnügungssteuern (§ 14), Wertzuwachssteuern 
(§ 18). Eine wichtige Ergänzung der Grund- und Gebäudesteuern bildet die in Preu­
ßen Hauszinssteuer genannte Steuer zum Geldentwertungsausgleich bei be­
bauten Grundstücken7'. Ganz frei von reichsrechtlicher Anregung erheben die 
Länder oder die Gemeinden Verkehrssteuern meist in Form von Stempel­
steuern, soweit die Reichsverkehrssteuern es noch zulassen, ferner H unde-, 
Pferde-, Jagdsteuern, Steuern für die Verlängerung der Polizeistunde 
u.dgl. 

Wie es ein Finanzausgleichsgesetz des Reiches gibt, gibt es Finanza usgleichs­
gesetze der Länder zwecks Auseinandersetzung der Finanzen des Landes mit 
denen der Gemeinden und höheren Kommunalverbände75• Kommunalabgaben­
gesetze der Länder regeln das Besteuerungsrecht dieser Verbände76 ; nur die Er­
hebung von V ergn ügungssteuern durch die Gemeinden beruht auf reichsrecht­
lichem Zwange77• Einer Anregung des Reiches folgend haben die Länder vereinzelt 
auch Landesabgabenordnungen erlassen, die das allgemeine Abgabenrecht 
der Länder mit der AO. in Einklang bringen78• . 

Kirchensteuern sind als Zuschläge zu den Reichssteuern zulässig, die an 
die Stelle der bisherigen Landes- oder Gemeindesteuern getreten sind, also vor allem 
als Zuschläge zur Reichseinkommensteuer79• 

3. Subjekte des Steuerrechts. Subjekte des Steuerrechts sind auf der einen Seite 
der Steuer berechtigte, also Reich, Land, Gemeinde, Kirche, auf der anderen 
Seite der Steuerpflichtige. In der Finanzwissenschaft 80 findet man dafür auch 
das Wortpaar "Steuerkörperschaft" und "Steuersubjekt". 

Von den Steuerberechtigten war soeben die Rede. Steuerpflichtig kann jeder 

70 Unteranlage I zu Anlage I des Schlußprotokolls v. 16. Aug. 24 Kapitel IH. 
n Vgl. BraunschwVGH. 1. März 22, BraunschwZ. 69 (1924) Beil. S. 16f.; MARKuLL Pr. 

VerwBI.44 (1923) S. 13ff. 
72 FinAusglG. § 2. 73 FinAusglG. § 38. 
7& Vgl. RGes. über den Geldentwertungsausgleich bei bebauten Grundstücken, Bek. v. 

1. Juni 26; pr. Hauszinssteuerverordnung, Bek. v. 2. Juli 26/G. v. 27 •• ~pr. 27. 
76 Z. B. pr. AG. z. Finanzausgleichsgesetze, Bek. v. 14. Mai 27. 
78 Vgl. z. B. I?!' KAbgG. v. 14. Juli 93, pr. Kreis- u. ProvinzialabgG. v. 23. Apr. 06 (beide 

Gesetze mit vielen Anderungen); sächs. GemStG., Bek. v. 20. Okt. 20; württ. GemStG. v. 31. Dez. 
25/25. Febr. 27; thür. Gem.- u. KrAbgG. v. 28. März 23. 

77 FinAusglG. § 14; Bestimmungen des Reichsrats über die Vergnügungssteuer, Bek. 
v. 12. Juni 26. Zahlreiche Entscheidungen über den Begriff der Vergnügung oder Lustbarkeit, 
z. B. OldOVG. 9. Sept. 26, OldZ. 54 (1927) S. 154ff. (Tanzlehrkurse). 

78 Württ. LandessteuerO. v. 31. Dez. 25/25. Febr. 27; meckl.·schw. Landesabgabenges. 
v. 9. Dez. 20; anh. LandesabgabenO. v. 16. Apr. 27. 

79 FinAusglG. § 20 1• 80 Vgl. GERLOFF im Handb. d. FinW. I 1926 S. 480,448. 
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sein, der irgendwelche Beziehungen zum Steuerberechtigten hat, also auch der im 
Inland wohnende Ausländer oder der im Ausland wohnende Deutsche. Sache 
völkerrechtlicher Vereinbarungen ist es, die sonst leicht vorkommenden Doppel­
.besteuerungen zu verhindern. Daneben gibt es für persönliche Steuern der 
Gesandten den allgemeinen Steuerbefreiungsgrund der Exterritorialität, der 
kraft RV. Art. 4 auch dann Platz greift, wenn die Steuergesetze nicht ausdrücklich 
darauf verweisen. Auch andere völkerrechtliche Befreiungen kommen vor. Das 
Gegenseitigkeitsbesteuerungsgesetz vom 10. August 1925 nimmt den Gedanken der 
Exterritorialität des Staates für das innerdeutsche Recht auf, wenn es die Be­
steuerung des Reichs und anderer öffentlicher Verbände nur teilweise zuläßt. 

Dem fiskalischen Grundgedanken entsprechend, dem Steuerberechtigten 
möglichst zu seinem Gelde zu verhelfen, kennt das Steuerrecht eine große Anzahl 
von Haftungen für den Steuerpflichtigen. So haften die gesetzlichen Ver­
treter, Verwalter und Bevollmächtigten in gewissem Umfange neben dem Steuer­
pflichtigen (AO. §§ 84ff.); sie gelten geradezu selbst als Steuerpflichtige (§ 79II). 

4. Entstehung der Steuerpflicht. Die Entstehung der Steuerpflicht hängt von 
dem in den einzelnen Gesetzen geregelten Steuertatbestand ab. So ist der Bezug 
des einen gewissen Betrag übersteigenden Einkommens während eines Jahres der 
Tatbestand für die Entstehung der Einkommensteuer, der Übergang eines Ver­
mögens von Todes wegen der Tatbestand für die Entstehung der Erbschaftsteuer. 
Ein ungefähres Bild von den einzelnen Steuertatbeständen kann man sich vielfach 
schon aus dem Namen der Steuer machen. Hier sei nur einiger rechtlich bedeut­
samer Formen gedacht, in denen die Steuerpflicht entsteht. Sie beziehen sich auf 
die Entstehung der Veranlagungssteuern einerseits, der Zölle und gewisser 
Ver bra uchssteuern andrerseits. 

a) Die Entstehung der Steuerpflicht bei den Veranlagungssteuern konnte 
man früher mit der Entstehung des Strafvollstreckungsanspruchs vergleichen81 • 

Wie dieser nicht schon mit der Straftat entsteht, sondern erst mit der Rechtskraft 
des Strafurteils, so entstand früher die Steuerpflicht bei Veranlagungssteuern meist 
erst mit dem Verwaltungsakte der Veranlagung. Bis dahin war nur eine Pflichtig­
keit vorhanden, keine wirkliche Pflicht, daher auch zwei Verjährungen, eine für 
die Möglichkeit der Veranlagung, die andere für die Möglichkeit der Vollstreckung. 
Im Gegensatze dazu standen die nicht zu veranlagenden Steuern, wie Zölle, Verbrauchs­
steuern, Stempelsteuern, die sofort mit Vollendung des sachlichen Tatbestandes 
entstanden waren. 

Die AO. hat mit dieser Unterscheidung aufgeräumt. Nach § 81 I entsteht die 
Steuerschuld, "sobald der Tatbestand verwirklicht ist, an den das Gesetz die Steuer 
knüpft. Daß es zur Feststellung der Steuerschuld noch der Festsetzung des Betrags 
bedarf, schiebt die Entstehung nicht hinaus". Die Bestimmung ist wichtig für die 
Frage der Verjährung und die Geltendmachung der Steuer im Konkurse. 

b) Bei den Zöllen und gewissen Verbrauchs steuern ist Voraussetzung 
für die Entstehung der Steuerpflicht der Übergang der steuerpflichtigen Ware 
in den freien Verkehr82• Das geltende Recht gibt eine Reihe von Möglichkeiten, 
diesen Zeitpunkt hinauszuschieben oder sonstwie zu beeinflussen. Am einfachsten 
liegen die Verhältnisse im Zollausland innerhalb Deutschlands, also in den Zoll­
ausschlüssen und Freihäfen83• Solange sich die Ware hier befindet, hat die 
Erfüllung des zollpflichtigen Tatbestandes auch nicht zum Teile begonnen. Den 
Freihäfen verwaltungsmäßig angeglichen sind die mit einem Hafen in Verbindung 

81 OTTO MAYER I S. 331. 
82 Vgl. zum folgenden die EDLEFsEN-Leitbücher für Zoll- und Verbrauchssteuergesetze, 

her. von KOFES, namentlich die Bände 2 (Vereinszollgesetz), 3c (Begleitscheinregulativ), 4a 
(Niederlage-, Privatlager-, Weinlagerreg~Jativ), 6 (Besteuerung des Zuckers). 

88 Vgl. RGes. v. 27. Jan. 25 über die Anderung des Gebiets der Zollau88chlüsse in Seehäfen. 
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stehenden FreiIäger oder Freibezirke. Auch für die hierher verbrachten Waren 
entsteht die Zollpflicht noch nicht. Dagegen entsteht die Zollpflicht bedingt 
bei Verbringung der Ware in eine allgemeine oder eine beschränkte öffentliche 
Nieder lage; mit Rücksicht darauf, daß die Niederlage unter Zollverschluß steht, 
fällt.die bedingt entstandene Zollschuld fort, wenn die Waren verderben, da sie dann 
nicht die Bedingung - Übergang in den freien Verkehr - erfüllen. Hauptzweck 
der öffentlichen Niederlage ist Begünstigung des - zollfreien - Transitverkehrs; 
die Zollpflicht entfällt nämlich auch nach Verbringung der Ware ins Zollausland. 
Ähnliche Wirkungen hat die Versendung einer Ware mit Begleitschein I, 
ferner Lagerung der Ware in einem Privat-Transitlager mit Zollverschluß. 
Bei einem Privat-Transitlager ohne Zollverschluß entsteht die Zollschuld 
mit der auflösenden Bedingung, daß sie hinfällig wird, wenn der Pflichtige die 
Ausfuhr der Waren nachweist. Dagegen handelt es sich nur um Stundung einer 
unbedingt entstandenen Zollschuld, wenn die Ware mit Begleitschein II ver­
sandt oder wenn sie in einem Privatkreditlager untergebracht wird. Regel 
ist dabei, daß spätere Änderungen der Gesetzgebung auf die einmal entstandene 
Schuld ohne Einfluß bleiben, doch sieht das Weinlagerregulativ einen eisernen 
Zollkredit in dem Sinne vor, daß auch die Festsetzung des Zollbetrages aus­
gesetzt bleibt und der im Augenblicke des Übergangs in den freien Verkehr gültige 
Zolltarif zur Anwendung kommt. 

Ähnliche Vorschriften gelten oder galten für die Zuckersteuer und andere 
Verbrauchsabgaben. 

5. Endigung der Steuerpflicht. Als Geldzahlungspflicht endigt die Steuerpflicht 
vor allem durch Zahlung, sei es Barzahlung, sei es Bank- oder Postschecküber­
weisung. Als besondere Form der Zahlung begegnet hier die Entwertung eines 
Steuerwertzeichens. So klebt der Aussteller eines Wechsels eine Wechselsteuer­
marke auf den Wechsel und entrichtet den geschuldeten Steuerbetrag durch Ent­
wertung der Marke. Der Kauf der Marke war noch nicht die Entrichtung der Steuer. 
Wohl fließt der beim Kauf entrichtete Betrag endgültig dem Vermögen des Steuer­
berechtigten zu, um den gleichen Betrag vermindern sich aber dessen künftige 
Einnahmen, solange die Marken nicht entwertet sind. Der für den Kauf schuldig 
gebliebene Betrag ist daher keine Steuerschuld im technischen Sinne, sondern 
höchstens eine "Geldleistung, die nach den Steuergesetzen geschuldet wird" (AO. 
§ 2981) und daher der Beitreibung im Verwaltungswege unterliegt84• 

Als weitere Endigungsgründe kommen in Frage Aufrechnung (AO. § 103), 
Niederschlagung wegen Aussichtslosigkeit der Beitreibung (§ 107), Erlaß aus 
Billigkeitsgründen (§ 108), Verj ährung (§ 121). 

Einen formalen Endigungsgrund der Steuerpflicht bildet die Rechtskraft 
des Steuerbescheids, sofern das Gesetz sie mit allen ihren Wirkungen anerkennt. 
In ihrer fiskalischen Art mißgönnt indessen die AO. dem Bürger diese Wohltat 
in den meisten Fällen. Das Finanzamt kann allerdings, anders als das Hauptzoll­
amt, einen unanfechtbar gewordenen Steuerbescheid nur mit Zustimmung des 
Steuerpflichtigen und dann nur zu dessen Ungunsten ändern (§ 7612). Hat es also 
z. B. 1000 RM als Steuer festgesetzt, so kann es aus den 1000 RM ohne Zustim­
mung des Steuerpflichtigen nicht 2000 RM machen. Wohl aber kann es den Steuer­
pflichtigen durch eine Nachforderung von weiteren 1000 RM überraschen (§ 2121). 

Allerdings sind bei förmlichen schriftlichen Steuerbescheiden Neuveranlagungen 
nur wegen neuer Tatsachen und Beweismittel zulässig (§ 212II), aber selbst diese 
Schranke fällt, wenn die Aufsichtsbehörde bei einer Nachprüfung Fehler entdeckt, 
deren Berichtigung eine höhere Veranlagung rechtfertigt; dem Finanzamt ist es 
aber ein Leichtes, das Landesfinanzamt auf einen solchen Fehler aufmerksam zu 

8' Vgl. ZSCHALER Die rechtliche Natur der Tabaksteuerzeichenschuld, SächsThürArch.3 
(1926) S. 14ff. 
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machen. Nur bei den Steuern vom Einkommen und vom Vermögen ausschließlich 
der Erbschaftsteuer fällt dies Eingreifen der Aufsichtsbehörde fort (§ 212 III), 

so daß hier, abgesehen von neuen Tatsachen und Beweismitteln, wirklich eine Rechts­
kraft zugunsten des Steuerpflichtigen besteht. Auf die mit der Rechtskraft der 
Rechtsmittelentscheidungen zusammenhängenden Fragen sei hier nicht näher 
eingegangen. 

6. Schutz des Steuerpflichtigen und Schutz der Steuerverwaltung. Der Re c h t s­
sch u tz im Reichssteuerrech t ist so gestaltet, daß der Steuerpflichtige den Steuer­
bescheid des Finanzamts mit dem Einspruch, den Einspruchsbescheid des Finanz­
amts mit der Berufung an das Finanzgericht und dessen Urteil mit der Rechts­
beschwerde an den Reichsfinanzhof anfechten kann, während die Anfechtung eines 
Steuerbescheids des Hauptzollamts an das Landesfinanzamt geht, und dessen 
Entscheidung ebenfalls der Rechtsbeschwerde an den Reichsfinanzhof ausgesetzt 
ist (AO. §§ 217ff.). 

Der Schutz der Steuerverwaltung besteht neben der uns wohlbekannten 
Möglichkeit der Beitreibung des geschuldeten Betrages und dem Steuerstrafrecht84a 
in einer Reihe von Sicherungen und Hilfspflichten, die die Steuerverwaltung 
geltend machen kann. Eine gesetzliche Sicherung bietet dem Hauptzollamt die 
Haftung der steuerpflichtigen Erzeugnisse und der zollpflichtigen Gegenstände 
für die auf ihnen lastenden Abgaben (AO. § 101), als Sicherungsmaßnahmen für den 
Einzelfall steht den Finanz- und Hauptzollämtern u. a. die Anordnung des dinglichen 
Arrests, des persönlichen Sicherheitsarrests und der Vermögensbeschiagnahme zur 
Verfügung (§§ 351ff.). Hilfspflichten aber sind begründet durch die von OTTO 

MAYER85 so benannten Finanzbefehle, die das Gesetz entweder unmittelbar aus­
spricht, wie den Befehl zur Buchführung (§ 162) und das Verbot einer erdichteten 
Kontoführung (§ 165), oder den Finanzämtern zur Verfügung stellt, wie die Auffor­
derung zur Abgabe einer Steuererklärung (§§ 168ff.), zur Erteilung von Auskünften 
(§ 177), zur Vorlegung von Büchern und Geschäftspapieren (§ 186). 

V. Monopole. 
Gehen derartige Finanzbefehle so weit, dem einzelnen die Gewinnung, Her­

stellung, Bearbeitung und namentlich den Verkauf gewisser Gegenstände zu ver­
bieten mit dem Zwecke, dem Staate oder einem sonstigen Träger öffentlicher Ge­
walt den Nutzen aus solcher Betätigung allein zu sichern, so erzeugt das Gesetz 
damit ein Monopol86. Der fiskalische Zweck ist wesentliches Begriffsmerkmal, 
da man sonst das Monopol von dem im öffentlichen Interesse eingeführten, von 
früher her so benannten Regal, z. B. dem Postregal, Münzregal, nicht unter­
scheiden kann. Beide Ausdrücke werden nicht immer auseinandergehalten. Die 
sog. Gemeindemonopole kraft Polizeiverordnung , z. B. das Fäkalienabfuhr - oder 
das Müllabfuhrmonopol, sind, wenn überhaupt, so nur als Regalien zulässig, da 
sonst die das Alleinrecht anordnende Polizeiverordnung ohne weiteres, weil im 
fiskalischen Interesse erlassen, ungültig wäre. 

So gibt es in Preußen ein Bernsteingewinnungsmonopol87, in· Sachsen 
ein ausschließliches staatliches Kohlen berg ba urech t 88 , ebenso in einigen Pro­
vinzen Preußens für die Bra unkohle 89• Das ausgeprägteste Monopol ist aber zur 
Zeit das zugunsten des Reichs eingeführte Branntweinmonopol nach dem 
Reichsgesetz vom 8. April 19229°. Dies Monopol ist nur in beschränktem Maße 

B4a Vgl. oben S.321, 337ff. 85 I S.348ff. 
86 Von {lavo, = allein, :JlWA.,;:" = Handel treiben, verkaufen. 
87 G. v. 22. Febr. 67 Art. IV § 1. 88 Sächs. G. v. 14. Juni 18 § 1. 
89 Pr. G. v. 3. Jan. 24 Art. I. Vgl. auch VO. v. 10. Okt. 27 (Steinkohle und Erdöl). 
90 Der Entwurf einer Neuordnung unter der Bezeichnung "Spiritusmonopolgesetz" ging 

dem dritten Reichstag unter dem 16. Nov. 26 als Drucksache Nr. 2687/88 zu. 
Jelllnek, Verwaltuugsrecbt. 2. Auf!. 25 
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Herstellungsmonopol; nur für die Herstellung des Branntweins aus Zellstoffen, 
Kalziumkarbid und anderen ungebräuchlichen Stoffen behält sich das Reich das 
Alleinrecht vor. Vor allem ist es Einfuhr-, Übernahme-, Reinigungs-, Verwertungs­
und Handelsmonopol. Von Ausnahmen abgesehen, hat jeder, der Spiritus brennt, 
das Erzeugnis an die Reichsmonopolverwaltung zum Branntweinübernahme­
preis abzuliefern. Die Monopolverwaltung reinigt den Branntwein und verwertet 
ihn entweder durch Verkauf in unverarbeitetem Zustande oder durch Verkauf deH 
zu einfachem Trinkbranntwein verarbeiteten Branntweins. Feinere Schnäpse darf 
sie nicht herstellen. Beim Verkaufe ist eine Mindesteinnahme zugunstcn der H,eicllH­
kasse zu erzielen. 

Ganz anders gestaltet sich das sog. Süßstoffmonopol nach dem Reichsgesetz 
vom 14. Juli 1926. Es ist kein Monopol zugunsten des Reichs, sondern der Personen, 
denen die Reichsregierung mit Zustimmung des Reichsrats die Erlaubnis zur Her­
stellung und zur Einfuhr von Süßstoff erteilt hat, und auch für diese Personen kein 
Monopol im strengen Sinne, da der Kreis der Berechtigten nicht geschlossen ist, 
die Erlaubnis überdies jederzeit widerrufen werden kann. Die aus dem Monopol 
gezogene Reichseinnahme aber ist eine echte Steuer. Das Gesetz nennt sie auch so. 
"Der Süßstoffsteuer unterliegt der Übergang von Süßstoff in den freien Verkehr" 
(§ 2 1). Sie ist eine Verbrauchssteuer im Sinne der Reichsabgabenordnung (§ 7). Auch 
das sog. Zündhölzermonopol nach dem Reichsgesetz vom 28. Mai 1927 hat keine 
Verwandtschaft mit dem Branntweinmonopol. Das Gesetz macht die Herstellung 
von Zündhölzern außerhalb der bei Inkrafttreten des Gesetzes vorhanden gewesenen 
Betriebe von einer Erlaubnis des Reichswirtschaftsministers abhängig. Die Er­
laubnis darf nur erteilt werden, wenn ein volkswirtschaftliches Bedürfnis besteht 
(§ 2 1). Besondere Steuervorschriften enthält das Gesetz nicht, es behält also beim 
Zündwarensteuergesetz vom 9. Juli 1923 sein Bewenden. 
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ortsstatutarische Bauverbot 1912; HOFACKER Zur Baufreiheit, PrVerwBl. 40 (1919) S.56lf.; 
GehRegRat. FISCHER Die Beschränkungen der Ausnutzung des Grund und Bodens durch Bau­
polizeivorschriften nach dem bisherigen Recht und ihre Fortbildung im Städtebaugesetz­
entwurf, PrVerwBl. 47 (1926) S. 485ff.; RIESS Entschädigung für Baubeschränkungen, Stusev. 
1927 S.475ff.; HENSEL Art. 150 der Weimarer Verfassung und seine Auswirkung im preußi­
schen Recht, ArchÖffR. N. F. 14 (1928) S.321ff.; FRHR. v. DUNGERN Fällt der Naturschutz 
unter den Begriff der Enteignung? Jur. Rundschau 3 I 1927 Sp. 646ff. - EDLER VON BRAUN 
Bay. Güterzertrümmerungsgesetz2 1911; A.LEHMANN Das Dismembrationswesenin Sachsen 1908. 
OTTO MAYER Art. "Leinpfad" im WStVR. 11. Kommentare zum Telegraphenwegegesetz von 
v. ROHR 1900, W. SCHELCHER 1900, HOTZ 1910; KÖRNER Die Leitungsrechte für Starkstrom­
anlagen nach dem österr. Elektrizitätswegegesetz, ZVerw. 57 (1924) S.lOlff.; ULBERTH-KoTSEGG 
Die neuen elektrizitätsrechtlichen Vorschriften, Graz 1926. 

Mit dem Gelde, das er sich kraft seiner Finanzhoheit verschafft hat, wird der 
Staat meist auch die Gegenstände käuflich erwerben können, deren er für die Er­
füllung seiner Aufgaben bedarf. Bei beweglichen Sachen wird dies fast immer der 
Fall sein, da er, wenn der eine Eigentümer hartnäckig an seinem Besitze festhäIt, 
in gewöhnlichen Zeiten einen andern finden wird, der eine ähnliche Sache gegen 
Geld hergibt. Anders beim Grundeigentümer, der das Erbe seiner Väter überhaupt 
nicht oder nur gegen einen wucherischen Preis zu verkaufen gewillt ist. Der Staat, 
der eine Bahnlinie oder eine Straße bauen möchte, kann sich nicht um eines einzelnen 
willen zwingen lassen, einen Umweg zu machen oder den Plan aufzugeben. Es 
muß ihm gestattet sein, sich des Grundstücks, dessen er bedarf, auch gegen den Wil­
len des Eigentümers zu bemächtigen oder doch wenigstens eine Dienstbarkeit 
darauf zu legen, die ihm die Durchführung des geplanten Unternehmens ermög­
licht. Das diesem Zwecke dienende Mittel ist die Enteignung. 

I. Die klassische Enteignung. 
Aus der Zeit vor der Neuordnung haben sich die allgemeinen Enteignungsgesetze 

der Länder fast unverändert in die heutige Zeit herübergerettet. Man kann die in 
ihnen geregelte Enteignung als die klassische Enteignung bezeichnen und sie 
umschreiben als die Entziehung oder Belastung von Grundstücken 
oder dinglichen Rechten an ihnen, soweit die Maßnahme für ein be­
stimmtes öffentliches Unternehmen nötig ist, durch Verwaltungsakt 
gegen Entschädigung. 

1. Gesetzliche Grundlage. Es ist klar, daß die Enteignung als besonders schwerer 
Eingriff in die Rechtssphäre des einzelnen der gesetzlichen Grundlage bedarf. 
Schon die früheren Verfassungen hoben dies ausdrücklich hervor l im Anschluß 
an Art. 17 der französischen Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte und in 
Erinnerung an die Zeiten des Polizeistaats, da der Landesherr unter Berufung auf 
ein ius eminens in das Eigentum seiner Untertanen eingreifen konnte. Um kommu­
nistischen Bestrebungen einiger Länder einen Riegel vorzuschieben, hat die Reichs­
verfassung den Grundsatz jetzt von Reichs wegen ausgesprochen: "Eine Ent­
eignung kann nur zum Wohle der Allgemeinheit und auf gesetzlicher Grundlage 
vorgenommen werden" (Art. 153 II). Das Reich könnte jetzt auch ein umfassendes 
Enteignungsgesetz erlassen, da ihm hierzu die GesetzgebungsgewaIt neben der der 
Länder zusteht (Art. 712). Es hat aber bisher Enteignungsgesetze nur für Einzel­
zwecke erlassen, z. B. zur Ausführung des Friedensvertrags2, so daß nach wie vor 
Hauptquelle für das Enteignungsrecht die Enteignungsgesetze der Länder 
sind. Da unter ihnen in den grundlegenden Fragen im wesentlichen Übereinstim­
mung herrscht, läßt die Darstellung des preußischen Rechts 3 vermuten, daß die 
Verhältnisse in den andern Ländern ähnlich liegen. Bayern zeichnet sich allerdings, 
wie so oft, auch hier durch gewisse Eigentümlichkeiten aus. Auch auf die Besonder­
heiten anderer Länder wird gelegentlich hinzuweisen sein. 

1 Z. B. ba.y. VerfUrk. v. 26. Mai 18 Tit. IV § 8IV ; pr. VerfUrk. v. 31. Jan. 50 Art n. 
2 G. v. 31. Aug. 19. 
3 G. ü. d. Enteignung von Grundeigentum v. 11. Juni 74. 
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2. Gegenstand der Enteignung im klassischen Sinne ist vor allem das Eigen­
tum an Grundstücken. Das Grundstück wird zu dem Zwecke enteignet, um vom 
Eigentum des einzelnen in das Eigentum dessen überzugehen, für den es enteignet 
wird. Unter Umständen genügt aber schon die Belastung des Grundstücks 
mit einer Dienstbarkeit, z. B. der Pflicht, nicht zu bauen, oder einem Erbbau­
recht für die Zwecke einer Siedelung. Die Belastung mit Hypotheken, Grund- oder 
Rentenschulden oder mit Reallasten dagegen rechtfertigt sich nicht, da es hier an 
der Notwendigkeit für das Unternehmen fehlt. Es wäre auch die verkehrte Welt, 
wenn der Staat eine Geldlast auf das Grundstück legen wollte, für die er doch wieder­
um in Geld entschädigen muß. Die Zeiten der Inflation, wo derartiges Sinn gehabt 
hätte, sind vorbei, aber auch damals fehlte die Unentbehrlichkeit der Last für das 
zu begünstigende Unternehmen. Aus einem ähnlichen Grunde eignet sich auch das 
Vorkaufsrecht nicht als eine durch Enteignung aufzuerlegende Last. Denn entweder 
ist das Grundstück für das Unternehmen unentbehrlich, dann ist die Vollenteignung 
das Gegebene, oder es ist nicht unentbehrlich, dann fehlt die Möglichkeit eines 
Eingriffs überhaupt. So bleiben also nur Dienstbarkeit und Erbbaurecht. Mög­
licherweise ist aber das Grundstück bereits mit einer für das Unternehmen ge­
nügenden Dienstbarkeit oder einem Erbbaurecht belastet. Dann ist Gegenstand 
der Enteignung nicht eine Belastung des Grundstücks, sondern die Entziehung 
des auf dem Grundstücke lastenden Rechts'. 

3. Die bei der Enteignung Beteiligten sind, ähnlich wie in einem gerichtlichen Ver­
fahren, derAntragsteller, der Staat und der zu Enteignende. Nachdenklassi­
schen Enteignungsgesetzen wird die Enteignungsbehördo nie von Amts wegen tätig. 

Antragsteller, meist "Unternehmer" genannt, kann das Reich, das Land, 
eine Gemeinde oder auch eine Privatperson sein, sofern nur die Enteignung für ein 
öffentliches Unternehmen erforderlich ist. Als private Antragsteller kommen vor 
allem Eisenbahngesellschaften in Betracht. Aber auch Unternehmungen, die an 
sich Aufgabe der Gemeinde wären, für die es aber an Mitteln fehlt, und an die sich 
daher zunächst Privatpersonen wagen, wie Bau eines Hallenbades, Kanalisation 
einer Stadt, berechtigen einen Privaten zur Antragstellung. 

Der Staat ist immer Enteigner im genauen Wortsinn, während man ungenau 
auch den Antragsteller als Enteigner zu bezeichnen pflegt. Ohne staatlichen Aus­
spruch ist eine Enteignung unmöglich. Staat aber bedeutet bei den klassischen Ent­
eignungen das Land der belegenen Sache, nicht das Reich. Auch das Reich 
muß sich bei Enteignungen in die Rolle des Antragstellers bequemen. Selbst wo 
nach der RV. die "Enteignungsbefugnis" auf das Reich übergegangen ist, wie bei 
den vom Reiche übernommenen Eisenbahnen, steht der Enteignungsbeschluß 
selbst5 dem Lande zu. 

Der zu Enteignende kann jedermann sein, auch das Reich, das Land, eine 
Gemeinde, soweit sie das zu enteignende Grundstück rein privatwirtschaftlich nutzen. 
Dient das Grundstück dagegen dem öffentlichen Gebrauche, wie eine Straße, oder 
wird es auch nur als Dienstgebäude benutzt6, dann steht der Enteignung das all­
gemeine Bedenken entgegen (oben S. 177ff.), daß eine hoheitliche Verwaltung nicht 
in den Betrieb einer andern hoheitlichen Verwaltung hineinregieren darf, es sei denn, 
daß das Gesetz es ausdrücklich gestattet. Noch eine andere Begrenzung hat der 
Kreis der zu Enteignenden: Antragsteller und zu Enteignender dürfen nicht dieselbe 
Person sein. Braucht der Innenminister ein vom Finanzminister verwaltetes Grund­
stück, dann muß er sich mit diesem zu einigen suchen und nötigenfalls die Entschei-

, So ausdrücklich z. B. sächs. EnteignG. v. 24. Juni 02 § 1. 
5 Im Gegensatze zur Planfeststellung: StGH. f. d. D. R. 30. Juni 23, RGZ. 107, l*ff.; 

RBahnG. v. 30. Aug. 24 § 3SIl• Vgl. auch WEVER Die Gemeinden und die Reichsbahngesellschaft, 
PrVerwBl. 4S (1927) S. 609 ff., 625ff. 

6 In diesem letzten Falle andr. Ans. OTTO MAYER II S. 16. 
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dung des Staatsministeriums herbeüühren. Eine Enteignung wäre unnötig und daher 
unzulässig. 

4. Voraussetzung für die Zulässigkeit einer Enteignung ist ihre Notwendigkeit 
für ein öffentliches Unternehmen. Als einziges Land macht Bayern7 eine nähere 
Erläuterung des Begrüfes überflüssig, da es die enteignungsfähigen "Unterneh­
mungen" einzeln aufführt: Erbauung von Schulhäusern, Spitälern, Herstel­
lung neuer Gottesäcker, Anlegung von Straßen, Errichtung von Elektrizitäts­
werken u. dgl. Sonst begnügt man sich mit einer Generalklausel : "für ein dem 
öffentlichen Nutzen gewidmetes Unternehmen" (Sachsen § 1), "aus Gründen des 
öffentlichen Wohles für ein Unternehmen, dessen Ausführung die Ausübung des 
Enteignungsrechtes erfordert" (Preußen § 1). Doch ermächtigt diese Klausel nicht 
zu allem. Verboten ist die Enteignung im Privatinteresse, dem das rein fiskalische 
Interesse des Staates gleichsteht. Aber auch das öffentliche Interesse schlechthin 
genügt nach der strengeren, vom Landesgesetzgeber selbst anerkannten Auffassung 
nicht, um die Enteignung zulässig zu machen. Es müssen gewisse äußere Ver­
anstaltungen sein, denen das Grundstück dienen soll, nach Art etwa der im bayeri­
schen Gesetze aufgezählten Fälle; eine bloße Idee, wie Stärkung des Deutschtums 
in der Grenzmark, genügt nicht, daher für solche Zwecke Preußen ein besonderes 
Gesetz erlassen mußte8• Die RV. allerdings beschränkt die Enteignung nicht auf 
den Fall der Notwendigkeit für ein öffentliches Unternehmen (Art. 153II). Aber 
wir sprechen vorläufig noch von der klassischen Enteignung, der jene Beschränkung 
in der Tat eigentümlich ist. 

Ist das Unternehmen an sich tauglich für die Anwendung des Enteignungs­
gesetzes, so ist zu prüfen, ob das begehrte Grundstück notwendig für das Unterneh­
men ist. Bloße Geeignetheit des Grundstücks genügt nicht. Namentlich ist die 
Notwendigkeit zu verneinen, wenn der Vorteil, den das Grundstück für das Unter­
nehmen bietet, aufgewogen wird durch den Nachteil, den die Enteignung des Grund­
stücks, vielleicht einer berühmten Ruine, für die Allgemeinheit bedeuten würde. 
Fehlt sogar die Geeignetheit, so ist die Zulässigkeit der Enteignung ohne weiteres 
zu verneinen. Unzulässig ist daher mangels abweichender gesetzlicher Vorschriften 9 

die mit der Enteignung von Ortsstraßengelände Hand in Hand gehende Zonen­
enteignung, die den Zweck hat, der Stadt billiges Baugelände zu verschaffen, 
das sie später teuer verkaufen kann, man müßte denn, abweichend von soeben 
Gesagtem, eine solche weitschauende Bodenpolitik selbst als ein öffentliches, zur Ent­
eignung berechtigendes Unternehmen ansehen, also auch Gedankendinge unter den 
Begrüf des Unternehmens bringen. Es bedarf daher besonderer gesetzlicher Bestim­
mung, wenn der Unternehmer bei Not,wendigkeit eines bloßen TeiIgrundstücks 
berechtigt sein soll, Enteignung des ganzen Grundstücks zu verlangen. Das sächsische 
Gesetz enthält eine solche Vorschrift (§ 13 II), während Preußen (§ 9) und Bayern 
(Art.III) nur ein Recht des zu Enteignenden gegen den Unternehmer auf Über­
nahme des Restgrundstücks kennen. 

Diese Zweckgebundenheit des Grundstücks zeigt sich noch einmal nach Durch­
führung der Enteignung. Der Unternehmer gibt sein Vorhaben auf oder ändert 
es derart, daß er des Grundstücks nicht mehr bedarf. Die Gesetze pflegen für diesen 
Fall eine Rückübertragung des Grundstücks an den Enteigneten vorzusehen, 
in Preußen allerdings nur bei Teilenteignungen zugunsten des Eigentümers des ver­
kleinerten Grundstücks und nur in der Form eines gesetzlichen Vorkaufsrechts 
(§ 57), während Bayern (Art. XIpV) und Sachsen (§ 83) dem Enteigneten auch bei 
Enteignung des ganzen Grundstücks einen Anspruch auf Rückübertragung des 
Grundstücks einräumen. 

7 G. v. 17. Nov. 37 nebst Änderungen Art. I. 8 G. v. 20. März 08 Art. I Ziff. 10. 
g Z. B. pr. G. v. 1. Apr. 05 § 16. 



I. Die klassische Enteignung. 391 

5. Die Entschädigung liegt dem ob, zu dessen Gunsten enteignet wird. Sie 
ist bei der klassischen Enteignung in Geld zu zahlen. Geleistet wird sie an den zu 
Enteignenden. Hypotheken-, Grundschuld- und Rentenschuldgläubiger erhalten 
aus der Hauptentschädigungssumme den ihnen zukommenden Anteil vorweg, wäh­
rend sonstige Nebenbeteiligte, insbesondere auch Pächter und Mieter, in gewissen 
Grenzen einen besonderen Entschädigungsanspruch gegen den Unternehmer geltend 
machen können (pr. Ges. § 11). 

über die Bemessung der Entschädigung sagt das preußische Gesetz nur, daß 
sie vollständig sein müsse (§ 1). Die Rechtsprechung deutet die Bestimmung mit 
Recht dahin, daß neben dem gemeinen Werte des Grundstücks auch der Schaden 
zu ersetzen sei, den gerade der zufällige Eigentümer durch die Enteignung erleidepo. 
Andere Gesetze haben diesen Grundsatz ausdrücklich ausgesprochen 11. Tatsache 
ist, daß sich die Enteigneten meist nicht zu beklagen haben. Auch weiß der Staat, 
daß er durch freihändigen Ankauf billiger zum Ziele zu kommen pflegt als durch 
Enteignung, und richtet sich danach ein. 

Im übrigen enthält die Entschädigungslehre eine Reihe von Streitpunkten. 
Einer der wichtigsten betrifft die sog. Vorteilsausgleichung. Der Eigentümer 
wird zugunsten einer neu zu bauenden Landstraße enteignet, gerade diese Landstraße 
aber vermehrt den Wert der ihm verbliebenen Grundstücke derart, daß dieser Wert 
vielleicht sogar höher wird als der des größeren alten Grundbesitzes vor Anlegung 
der Landstraße. Kann der Enteignete hier überhaupt eine Entschädigung verlangen? 
Man muß unterscheiden. Für das enteignete Gelände erhält er auf alle Fälle den 
gemeinen Verkaufswert ersetzt, hier kann der Unternehmer keine Gegenrechnung 
aufmachen, da sonst entschädigungslose Enteignungen möglich wären, die das Gesetz 
nicht will. Dagegen muß sich der Eigentümer eines Restgrundstücks bei der Gel­
tendmachung von dessen Wertminderung den Mehrwert anrechnen lassen, der ihm 
durch die Anlegung der Landstraße zuteil wird12• 

Die neben der Entschädigung dem Unternehmer aufzuerlegende Pflicht zu 
Vorkehrungen tatsächlicher Art, die Nachbarn und Allgemeinheit gegen 
Gefahren und Nachteile schützen sollen (§ 14), besteht nur im Verhältnis zwischen 
Unternehmer und Enteignungsbehörde und begründet kein subjektives Recht der 
Beteiligten. 

6. Der klassischen Enteignung eigentümlich ist das strenge Verfahren, in 
dem sie vor sich geht. An sich wäre denkbar, daß eine Behörde alle in Betracht 
kommenden Tätigkeiten ausübte: Anerkennung des geplanten Unternehmens, 
Festlegung der für das Unternehmen nötigen Grundstücke, Feststellung der Ent­
schädigung, Ausspruch der Enteignung. Die Gesetze haben ein anderes Verfahren 
vorgezogen, an dem die höchste Staatsbehörde, eine höhere Verwaltungsbehörde 
und nötigenfalls die ordentlichen Gerichte beteiligt sind. Die Zuständigkeit der Ver­
waltungsgerichte fehlt meist, eine Tatsache, die nicht auffällt, wenn man bedenkt, 
daß die Gewährung der Enteignungsbefugnis eine Ermessenssache ist. Allerdings 
hat das Ermessen in der Richtung auf den zu Enteignenden seine Grenzen und würde 
insofern der verwaltungsgerichtlichen Überprüfung fähig sein, aber nur wenige 
Länder haben von dieser Erkenntnis Gebrauch gemacht und das verwaltungsgericht­
liche Verfahren zugelassen. Daß sich Bayern darunter befindeP3, erklärt sich aus 
der dem bayerischen Enteignungsgesetze eigenen Sonderaufzählung der enteignungs-

10 RG. V 4. Nov. 93, RGZ. 32, 298ff. 11 Z. B. sächs. Ent.eignG. § 22 Ib• 

12 So auch die vermittelnde Ansicht F. SEYDELS Pr. EnteignG.' 1911 S.69ff. Neuere 
Entscheidungen zur Frage der Vorteilsausgleichung RG. V.ZivSen. 28. Sept. u. 17. Nov. 21, 
Gruchots Beitr. 66 (1923) S.604ff., 596ff. 

13 G. v. 8. Aug. 78 Art. 810. Ebenso hess. VRPfIG. v. 8. Juli 11 Art. 13J21; z. B. HessVGH. 
22. Jan. 16, Entsch. 2, 228ff. In Hamburg ist Anrufung der ordentlichen Gerichte über die Frage 
1/julässig, "welche Gegenstände abzutreten und zu übernehmen sind": EnteignG., Bek. v. 26. Apr. 
20, §§ 271&, 28 11• 
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fähigen Unternehmungen. Ob ein Unternehmen die Erbauung von Schulhäusern, 
Spitälern, Elektrizitätswerken u. dgl. bezweckt, läßt sich leichter eindeutig beant­
worten als die Frage, ob irgendein Vorhaben ein "dem öffentlichen Nutzen ge­
widmetes Unternehmen" darstellt. 

a) Erster Akt des Enteignungsverfahrens ist die Verleihung des En t­
eignungsrechts an den Unternehmer. Sie geschieht in Preußen durch Verordnung 
des Staatsministeriums, die "den Unternehmer und das Unternehmen, zu dem das 
Grundeigentum in Anspruch genommen wird, bezeichnet" (§ 2 I ). Die Verordnung 
wird im Amtsblatt der Regierung bekannt gemacht, in deren Bezirk das Unterneh­
men ausgeführt werden soll. Da die Gesetzsammlung einen Hinweis auf alle der­
artigen Enteignungsverordnungen enthält, kann man sich leicht ein Bild vom Um­
fang der preußischen Enteignungen machen. Die Verleihung ist nach preußischer 
Auffassung höchstpersönlicher Art, während Sachsen eine allerdings genehmigungs­
pflichtige übertragung des durch die Verleihung erworbenen Enteignungsrechtes 
vorsieht (§ 5). 

b) Was jetzt folgt, ist das sog. Planfeststellungsverfahren. DerUnterneh­
mer entwirft einen vorläufigen Plan und legt ihn der für das Unternehmen zuständigen 
Behörde zur vor lä ufigen Feststellung vor; im Zweifel ist der Regierungs­
präsident zuständig (§ 15II). Doch betrifft dies Vorverfahren nur das Verhältnis 
zwischen Unternehmer und Staat, nicht zwischen Unternehmer und Eigentümer. 
Erst nach Genehmigung der vorläufigen Feststellung kann der Unternehmer, wenn 
er sich nicht etwa mit den Eigentümern geeinigt hat, Antrag auf endgültige Fest­
stellung des Planes stellen (§ 18). Zu diesem Zwecke reicht er beim Regierungs­
präsidenten, getrennt nach Gemeinde- und Gutsbezirken, Auszüge aus dem vorläufig 
festgestellten Plane ein, aus denen die zu enteignenden Grundstücke und deren Eigen­
tümer genau zu ersehen sind. Die Pläne werden zu jedermanns Einsicht vierzehn 
Tage lang offen gelegt, während welcher Zeit jeder Beteiligte Einwendungen erheben 
kann (§ 19), die dann in einem Ortstermin vor einem Beauftragten des Regierungs­
präsidenten erörtert werden (§ 20). Hierauf ergeht der endgültige Planfeststel­
lungsbeschluß, für dessen Erlaß der Bezirksausschuß zuständig ist (§ 21). 
Binnen zehn Tagen nach Zustellung des Beschlusses steht den Beteiligten der Rekurs 
an den Minister für Handel und Gewerbe offen (§ 22). Verwaltungsrechts­
weg und ordentlicher Rechtsweg sind ausgeschlossen. 

c) über die zu zahlende Entschädigung entscheidet ebenfalls der Bezirks­
ausschuß, aber in einem besonderen Verfahren, dem eine kommissarische Ver­
handlung mit den Beteiligten vorhergehen muß (§ 29). Gegen die Entscheidung 
steht dem Unternehmer und den übrigen Beteiligten innerhalb sechs Monaten 
nach Zustellung die Anrufung der ordentlichen Gerichte zu (§ 30). Da § 152 

EG.ZPO. die landesgesetzlichen Vorschriften über das Verfahren bei Enteignungs­
streitigkeiten unberührt läßt, kann ein Land den Anwaltszwang für solche Streitig­
keiten aufheben14• 

d) Noch fehlt die dingliche Änderung: Eigentumsübergang, Übergang des 
statt des Eigentums enteigneten dinglichen Rechts, dingliche Belastung des Grund­
stücks. Da der zu Enteignende wirtschaftlich gesichert sein muß, steht der Aus­
spruch der dinglichen Änderung in engstem Zusammenhange mit der Zahlung der 
Entschädigung. In Preußen ergeht die Enteignungserklärung des Bezirks­
ausschusses erst, wenn die endgültig festgestellte Entschädigungssumme gezahlt 
ist (§ 32I ). Da sich aber die endgültige Feststellung wegen Zulassung des Rechts­
weges viele Jahre hinziehen kann, sieht das Gesetz ein Dringlichkeitsverfahren in 

14 So hamb. EnteignG., Bek. v. 26. Apr. 20, § 28II ; dazu K. MITTELSTEIN, HARTMANN, 
HansOLG. I 29. Juni 21 u. III 12. Juli 21, noohmals HARTMANN, HansRZ. 1920 Sp. 605ff., 
1921 Sp. 167 ff., 726f., 727ff., 1922 Sp.50lff. 
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der Weise vor, daß es in dringlichen Fällen die Enteignungserklärung schon nach 
Zahlung der durch den Bezirksausschuß festgestellten Entschädigungssumme, 
unter Umständen gegen eine weitere Sicherheitsleistung, zuläßt (§ 34). Die Ent­
eignungserklärung schließt die Einweisung in den Besitz in sich, während z. B. in 
Sachsen die Enteignungserklärung unabhängig von der Zahlung ergeht, dafür aber 
die Besitzeinweisung einem besonderen Akte vorbehalten bleibt (§§ 49, 57). Die 
Enteignungserklärung des Bezirksausschusses ist für den Unternehmer und die 
Beteiligten unanfechtbar. Doch kann sie der Regierungspräsident nach LVG. 
§ 126 durch Klage vor dem OVG. wegen Machtüberschreitung und Rechtswidrig­
keit anfechten, ein Fall, der selten vorkommt15• 

Die Wirkung der Enteignungserklärung im Regelfalle der Vollent­
eignung ist, daß mit ihrer Zustellung an den Unternehmer und den Eigentümer, 
genauer: den als Eigentümer im Verfahren Aufgetretenen, das Eigentum des ent­
eigneten Grundstücks auf den Unternehmer frei von privatrechtlichen Lasten 
übergeht (§§ 44f.). Da die Enteignung gültig ist, auch wenn man sich versehentlich 
mit einem Nicht-Eigentümer eingelassen hatte, ist der Eigentumsübergang ur­
sprünglicher, nicht abgeleiteter Art. Einer Eintragung im Grundbuch bedarf es 
nicht. Wird der Eigentumsübergang eingetragen, so handelt es sich nur um eine 
Berichtigung des Grundbuchs. 

Außerdem hat die Enteignungserklärung die Bedeutung eines Vollstreckungs­
titels. Räumt der Enteignete nicht freiwillig das Grundstück, so kann er im Wege 
des Verwaltungszwangsverfahrens mit Gewalt entfernt werden. 

e) Das Enteignungsverfahren ist nur nötig beim Mangel gütlicher Verein­
barungen. Kommt ein regelrechter Kaufvertrag mit nachfolgender Eigentums­
übertragung zustande, ist es überhaupt überflüssig. Daneben besteht die Möglich­
keit besonderer Vereinbarungen, sog. Enteignungsverträge, während des Ver­
fahrens18• Sie können sich auf die bloße Besitzübertragung beziehen oder auf die 
Eigentumsübertragung vorbehaltlich der Feststellung der Entschädigung im ge­
ordneten Verfahren oder auch auf die Entschädigung (§§ 16,26,46). Von gewöhnlichen 
Verträgeri des bürgerlichen Rechts unterscheiden sie sich dadurch, daß sie weniger 
strengen Form- und Genehmigungserfordernissen unterworfen sind, und daß Lasten­
freiheit des Grundstücks auch als Folge einer Abtretungsvereinbarung eintritt. 

7. Fragen wir rückblickend nach der Rechtsnatur der Enteignung, so kann 
die Antwort nicht zweüelhaft sein. Sie ist kein Zwangskauf , wie man früher 
annahm, denn mit gleichem Rechte könnte man die Hinrichtung einen erzwungenen 
Selbstmord nennen, sie ist auch, jedenfalls bei der normalen Enteignung, kein 
Gesetz im Sinne von Rechtssatz, denn sie richtet sich nicht an die Allgemeinheit. 
Vielmehr ist sie, wie es schon in unserer Umschreibung zum Ausdruck kam, ein macht­
entziehender und zugleich machtverleihender Verwaltungsakt l7• 

11. Sonderfälle von Eigentumsentziehungen. 
Neben den allgemeinen Enteignungsgesetzen gibt es eine Reihe von Sonder­

gesetzen, die eine Entziehung des Eigentums zu öffentlichen Zwecken abweichend 
von der Regel ordnen. 

1. Die Besonderheit kann in einer Vereinfachung des Verfahrens bestehen 18. 

Dies ist z. B. bei der Enteignung für Siedelungszwecke nach §§ 3, 15, 24 des 
Reichssiedelungsgesetzes vom 11. August 1919 und den zugehörigen Ausführungs-

15 Beispiel PrOVG. 21. Dez. 16, Entsch. 72, 428ff. 
16 Vgl. RG. V. ZivSen. 26. Apr. 19, GruchotsBeitr. 63 (1919) S. 740ff. 
17 Aus neuester Zeit RG. VI. ZivSen. 29. Apr. 27, JW. 1927 S. 1928f. 
18 Vgl. ganz allgemein das pr. G. ü. e. vereinfachtes Enteignungsverfahren v. 26. Juli 22, 

das nach § 1 insbesondere für Unternehmungen gilt, bei denen das Verfahren zur Beseitigung 
oder Abwendung größerer Arbeitslosigkeit oder eines sonstigen Notstandes einer besonderen 
Beschleunigung bedarf. 



394 § 18. Enteignung und öffentlichrechtliche Eigentumsbeschränkung. 

bestimmungen der Länder der Fall 19. Wichtig ist die Vereinfachung vor allem 
auch bei der Festsetzung neuer Fluchtlinien 20. Entschädigungsverfahren 
und Ausspruch der Enteignung regeln sich auch hier nach dem Enteignungs­
gesetz ; aber Verleihung des Enteignungsrechts durch das Staatsministerium und 
Planfeststellung durch den Bezirksausschuß fallen fort und werden durch ein Zu­
sammenwirken von Gemeindevorstand, Gemeindevertretung und Ortspolizeibehörde 
ersetzt. Über Einwendungen entscheidet der Kreisausschuß, bei größeren Städten 
der Bezirksausschuß. Die förmliche Feststellung des Planes selbst ist Sache des 
Gemeindevorstands. 

2. In gewissen Fällen besteht die Entschädigung nicht in Geld, sondern in 
Grund und Boden. Die Umlegung landwirtschaftlicher Grundstücke 21, 

auch Spezialseparation, Zusammenlegung, Verkoppelung, Konsolidation genannt, 
in Süddeutschland bekannter unter dem Namen "Flurbereinigung", verfolgt die 
wirtschaftlichere Einteilung unzweckmäßig abgegrenzten landwirtschaftlichen 
Bodens. Zu diesem Zwecke werden die beteiligten Grundstücke zunächst wie ein 
einziges großes Grundstück behandelt, das dann nach Verhältnis des Wertes der 
ursprünglichen Einzelgrundstücke geteilt und den Eigentümern zugewiesen wird. 
Der Eigentümer gibt also sein Grundstück her und erhält als Entschädigung ein 
anderes Grundstück von gleichem Werte. Ähnlich gestaltet tüch die Bau p I atz­
umlegung, nur mit dem wichtigen Unterschiede, daß die beteiligten Eigentümer sich 
in Preußen einen Abzug von 35-40 v. H. ihrer eingeworfenen Grundfläche für die 
Herstellung von Straßen und Plätzen gefallen lassen müssen. Die Lex ADICKES 
vom 28. Juli 1902, die näheres hierüber enthält, gilt allerdings zunächst nur für 
Frankfurt a. M., kann aber durch Ortsstatut auch in sonstigen preußischen Ge­
meinden eingeführt werden22 • In Ostpreußen gilt sie kraft einer Notverordnung 
vom 11. Dezember 1915, die den Wiederaufbau der durch den Krieg zerstörten Ort­
schaften bezweckte. 

3. Andere Gesetze wieder durchbrechen den Grundsatz, daß nur Grund­
stücke Gegenstand der Enteignung sein können. Hierbei ist weniger an das Recht 
des Wegebauunternehmers zur Entnahme von Baumaterialien zu denken23 , 

denn auch diese Befugnis richtet sich gegen Grundstücke, als an gewisse Gesetze der 
Kriegszeit über Enteignung beweglicher Sachen. Die Knappheit der Rohstoffe 
machte diese in ähnlicher Weise unersetzlich, wie es gewöhnlich nur Grundstücke 
sein können. So erging noch am 2. Juli 1919 eine Verordnung des Heichs über die 
Enteignung von rohen Häuten und Fellen sowie Leder. Die Enteignung geschah ein­
fach durch schriftliche Anordnung der Reichslederstelle an den Eigentümer. Doch 
waren derartige Gesetze ausgesprochene Übergangserscheinungen. Immerhin bilden 
sie für die Auslegung des Art. 153 II RV. eine wertvolle Grundlage. Auch die Ein­
beziehung von sonstigen Rechten in den Kreis der enteignungsfähigen Gegenstände 
rechtfertigt sich heute durch jenen Artikel der Reichsverfassung. Schon früher war 
es, trotz einiger theoretischer Bedenken, erlaubt, die U ntersagung eines Gewer be­
betriebs wegen überwiegender Nachteile und Gefahren für das Gemeinwohl gegen 
Entschädigung (GewO. § 51) und die Geltendmaehung der Zwangslizenz für ein 
Patent zugunsten des Reichs durch den Reichskanzler24 mit der Enteignung in 

19 Pr. AG. v. 15. Dez. 19, vgl. auch pr. G. v. 3. J"uni !fJ über Landeskulturbehörden ; bay. 
Ödlandges. v. 6. März 23. 

20 Pr. Fluchtlinienges. v. 2. Juli 75 §§ 1, 7, 8, 14. 
21 Pr. G. ü. d. Umlegung von Grundstücken (Umlcgungsordnung) v. 21. Sept. 20; bay. 

Flurbereinigungsges. v. 5. Aug. 22. 
22 Fluchtlinienges. v. 2. Juli 75 § 14a (gemäß Wohnungsges. v. 28. März 18 Art. 1 Ziff. 10). 

Vgl. auch bay. G. ü. d. Erschließung von Baugelände v. 4. Juli 2:3; württ. Baulandges. v. 
18. Febr. 26. 

23 Z. B. pr. EnteignG. §§ 50ff. 
24 Jetzt der Reichsregierung: PatG., Bck. v. 7. Dez. 23, § {iIl. 
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Verbindung zu bringen. Heute bestehen um so weniger Schwierigkeiten, als das 
Reichsgericht den Enteignungsbegriff mit Recht auch auf Forderungsrechte 
ausgedehnt hat25 • Bei der Nachprüfung der Rechtsgültigkeit der Abgeltungserwei­
terungsverordnung wurde die Frage von Bedeutung26 • 

4. Die Enteignung bedarf endlich nicht immer des Zwischenglieds eines Ver­
waltungsaktes, kann vielmehr auch kraft Gesetzes eintreten. Dabei sind zwei 
Möglichkeiten gegeben: allgemeines Gesetz und Gesetz für den Einzelfall. Durch 
allgemeines Gesetz begründet der Staat z. B. Monopole und Regale oder er sozia­
lisiert, vergesellschaftet in der schärfsten durch RV. Art. 156 I vorgesehenen 
Form. Auch die gesetzliche Behandlung von Militärgut war für die beim Erlasse 
der Bestimmung27 rechtmäßigen Eigentümer eine Art Enteignung kraft Gesetzes, 
da dem Besitzer von Militärgut die Eigentumsvermutung genommen wurde. Ent­
eignungsgesetze für den Einzelfall sind zwar wenig rechtsstaatlieh, aber durch die 
Reichsverfassung, die den MONTEsQUlEuschen Gedanken keineswegs zum Ver­
fassungssatze erhoben hat, nicht verboten. Die Bestimmung, daß Enteignungen nur 
"auf gesetzlicher Grundlage" vorgenommen werden können (Art. 153II), bedeutet 
nicht, daß hinter der Enteignung ein allgemeines Gesetz stehen müsse; die gesetz­
liche Grundlage kann das Einzelgesetz selbst sein (vgl. oben S. 9f.). 

III. Sonderfälle von Eigentumsbeschränknngen durch Einzelakt. 
Eigentumsbeschränkungen können außerhalb des förmlichen Enteignungsver­

fahrens auf mannigfaltige Weise eintreten. Sofern es sich um nicht mehr handelt 
als um die einen jeden Eigentümer treffende Pflicht zur Erhaltung seines Eigentums 
in polizeimäßigem Zustande, scheidet der Fall hier aus, denn enteignungsähnlich 
kann immer nur die Beschränkung eines Unbeteiligten sein. 

Die Beschränkung kann im Zusammenhang stehen mit einer förmlichen Ent­
eignung. So muß der Besitzer, in Preußen auf Anordnung des Bezirksausschusses, 
vorbereitende Handlungen des Unternehmers auf seinem Grund und Boden 
gegen Entschädigung dulden28 • 

Sie kaun auch mit der räumlichen Nähe zu einer vom Staate veranlaßten 
oder genehmigten Veranstaltung zusammenhängen. Am schwersten sind die Be­
schränkungen des Grundeigentums in der Umgebung von Festungen nach dem 
Reichsgesetze vom 21. Dezember 1871, das die Festungen mit drei "Rayons" umgibt, 
auf denen einschneidende Dienstbarkeiten lasten29• Auch die Genehmigung ge­
werblicher Anlagen gehört hierher, da sie zugleich den angrenzenden Eigentümern 
das Recht nimmt, gegen den Gewerbetreibenden die Unterlassungsklage zu erheben 
(§ 26 GewO.). Das EG.BGB. gestattet Ausdehnung dieser Vorschrift auf Eisenbahn-, 
Dampfschiffahrts- und ähnliche Verkehrsunternehmungen (Art. 125). Auch ohne 
besondere Vorschrift nimmt man aber an, daß die Genehmigung einer Eisen­
bahn zugleich eine Duldungspflicht für alle Anlieger begründet, vorbehaltlich 
ihres Rechts auf Entschädigung3o• Die mit der Feststellung des Bebauungs­
planes eintretenden Baubeschränkungen gehören ebenfalls in diesen Zusammen­
hang, obgleich sich die Beschränkung hier allein darin äußert, daß der Eigentümer 
eines Grundstücks nur bis zur Baufluchtlinie bauen darf 31. 

Es brauchen aber nicht einmal staatliche oder gemeindliche Veranstaltungen 
zu sein, zu deren Gunsten das Gesetz Eigentumsbeschränkungen gestattet. In 
steigendem Maße schützt das Gesetz die Natur vor Zerstörung und Abschließung. 

25 RG. V 8. Dez. 23 u. 13. Dez. 24, RGZ. 107, 377ff. u. 109, 31Off.; Danz. Obergericht 
PlenE. 29. Nov. 28, Danz. Jur. MSchr. 8 (1929) S.9ff. 

26 RG. VerZS. 22. Febr. 24, RGZ. 107, 320ff. 
27 VO. v. 23. Mai 19 § 3. jetzt G. v. 31. März 23 § 3. 28 Pr. EnteignG. § 5 l. 
29 Dazu RGes. v. 25. Aug. 24, betr. das Eingehen deutscher Festungen. 
80 RG. V. ZivSen. 17. Juni 14, GruchotsBeitr.58 (1914) S. 1062 ff. 
81 Pr. Fluchtlinienges. v. 2. Juli 75 § 11. 
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So gestattet das preußische Quellenschutzgesetz vom 14. Mai 1908 die Fest­
stellung von Schutzbezirken zugunsten gemeinnütziger Quellen mit der Wirkung, 
daß Bohrungen, Ausgrabungen u. dgl. nur mit staatlicher Genehmigung vorgenom­
men werden dürfen (§ 3). Ein anderes wichtiges Beispiel stellt das preußische Gesetz 
vom 29. Juli 1922 zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung und Frei­
gabe von Uferwegen im Interesse der Volksgesundheit dar. Auch die Beschrän­
kungen dieses Gesetzes treten nicht ohne weiteres ein, sondern erst nach Eintragung 
bestimmter Baumbestände, Grünflächen oder Uferwege in ein zu veröffentlichendes 
Verzeichnis. Dies erinnert an die Wirkungen, die z. B. ein lübeckisches Gesetz 
vom 6. Januar 1922 an die Eintragung bestimmter Natur- und Kunstdenkmäler 
in eine Denkmalliste knüpft 32. Der Eigentümer darf von diesem Augenblicke an 
das Denkmal nicht zerstören und, sofern es beweglich ist, nicht über die lübeckische 
Landesgrenze bringen. 

Vor allem ist die Unterbringung Obdachloser in Zeiten der Wohnungsnot 
ohne Eingriff in das Privateigentum nicht ausführbar. Solange die Wohnungs­
zwangswirtschaft in vollem Umfange bestand33, gab es hierfür besondere gesetzliche 
Ermächtigungen. Aber auch in normalen Zeiten kann Obdachlosigkeit entstehen. 
Hier reicht die ordentliche Polizeigewalt nicht aus, denn die Polizei kann sich, 
wie zu zeigen sein wird (§ 20), nur an den Störer halten, und der ist hier der Ob­
dachlose, nicht der den Einlaß verweigernde Eigentümer. Da aber die Polizei 
unter allen Umständen für Aufrechterhaltung der Ordnung sorgen muß, steht ihr 
auch die außerordentliche Befugnis zur Einweisung des Obdachlosen in eine Privat­
wohnung ZU34. Ja, sie kann sogar den soeben vom Gerichtsvollzieher auf die Straße 
gesetzten Mieter wieder in die geräumte Wohnung bringen, wenn kein anderer 
Ausweg zu finden ist. Von gewöhnlichen polizeilichen Maßnahmen unterscheidet 
sich diese Zwangseinweisung durch die Pflicht der Gemeinde zur Entschädigung 35• 

Den gesetzlichen Grund für Eingriffe ähnlicher Art und für die Entschädigung 
findet man aber, soweit nicht RV. Art. 153 II Platz greift, in Preußen in den schon 
anderweit, bei Besprech ung der "indirekten" Enteignung (S. 317 f. ), gewürdigten § § 74 f. 
Einl. ALR36. In Fällen der Not müssen alle Rechte und Vorteile des Bürgers hinter 
den Notwendigkeiten der öffentlichen Verwaltung zurücktreten. Bei Feuersbrün­
sten z. B. muß der Eigentümer eines Fischteichs auf Anordnung der Polizei dulden, 
daß das Wasser zur Löschung des Brandes verwandt wird. Die Leute der Polizei 
holen Pferde eines Privatmanns aus dem Stall und spannen sie vor die Feuerspritze; 
oder sie holen einen Minimaxapparat aus dem Laden. Um dem Feuer Einhalt zu 
gebieten, reißen sie ein noch nicht brennendes Gebäude nieder. All dies sindrecht­
mäßige, nicht nur schuldlos rechtswidrige Eingriffe, für die der beteiligte öffent­
liche Verband öffentlichrechtliche Entschädigung schuldet. In Bayern 
findet sich die maßgebende Bestimmung bezeichnenderweise im Enteignungs­
gesetz (Art. I B). Thüringen hat die Frage sehr gut in der LVO. geregelt (§§ 50f.). 
Zum Vergleiche hat man vielfach das treffende Bild der großen Haverei herangezogen. 
Wenn ein Seeschiff in Not gerät und nur durch Überbordwerfen von Teilen der La­
dung gerettet werden kann, ist die Maßnahme gestattet; doch bleibt der Schaden 
nicht am Eigentümer der zufällig über Bord geworfenen Güter haften, sondern wird 
gemäß HGB. § 716 über das Schiff, die Ladung und die Fracht nach dem Ver-

32 Die Einrichtung stammt aus Hessen: G. v. 16. Juli 02. 
33 Vgl. auch ReichsVO. v. 17. Dez. 23 über die Auflösung der Flüchtlingslager. 
34 PrOVG. 19. Febr. 20, 28. Jan. u. 2. Dez. 26, Entsch. 75, 339ff., PrVerwBl. 47 (1926) 

S. 298, Entsch. 81, 246ff.: HessVGH. 8. Okt. 27, JW.1928 S. 1098f.: LVG. Schwerin 
14. Nov. 24, 15. Mai u. 18. Sept. 25, 23. März 28, MecklZ. 41 (1925) Sp. 143ff., 42 (1926) Sp. 
344ff., 43 (1927) Sp.22ff., 44 (1928) Sp. 534ff. Vgl. auch RG. III 28. }<'ebr. 28, RGZ. 120, 
220ff. 

35 RG. VII 29. Juni 23. JW. 1924 S. 800f. 
36 Über deren Fortgeltung neben RV. Art. 153 vgl. RG. IV 11. Juli 27, RGZ. 118, 22ff. 
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hältnisse des Wertes verteilt. Daraus folgt, daß ein Ausgleich nicht erforderlich ist, 
wenn alle Eigentümer durch die Maßnahme gleichmäßig getroffen wurden, oder auf 
das Öffentlichrechtliche übertragen: Schaden, den allgemeine gesetzliche Maß­
nahmen verursachen, z. B. Aufhebung der Privatschulen, wird nur vergütet, wenn 
das Gesetz es anordnet 37 • 

IV. Gesetzliche Eigentumsbeschränkungen. 
Die zuletzt genannten Fälle leit.m über zu einer verwandten Rechtseinrichtullg: 

der gesetzlichen Eigentumsbeschränkung. Ihr liegt ein anderer Gedanke 
zugrunde als der Enteignung. Sie sohränkt die Tragweite des Eigentums selbst ein. 
So wie man im Privatrecht die echton, durch Einzelakt zu bestellenden Dienstbar­
keiten von den sogenannten "Legalservituten" unterscheidet38, d. h. jenen Beschrän­
kungen, die sich jeder Eigentümer kraft Gesetzes gefallen lassen muß, wie Duldung 
unwesentlicher Geräusche, Unterlassung übermäßig verdunkelnder Bauten, so 
kann das Eigentum auch dem Staate gegenüber kraft Gesetzes beschränkt sein. 

Beispiele finden sich auf den verschiedensten Gebieten. So gibt es ortsstatu­
tarische Bauverbote 39 und gesetzliche Beschränkungen der Teilbarkeit 
von Grundstücken. So verpflich1iet das preußische Wassergesetz die Anlieger von 
Wasserläufen erster Ordnung zur Duldung des Leinpfads (§ 27), so gestattet 
ein braunschweigisches Gesetz vom 5. August 1919 das Ährensammeln auf ab­
geernteten Feldern. Nach § 17 des Postgesetzes vom 28. Oktober 1871 können die 
Posten und Kuriere bei Ungangbarkeit der öffentlichen Wege querfeldein fahren, 
reiten oder gehen, allerdings gegen Entschädigung des Eigentümers. Die gesetz­
liche Grundlage für Flurbeschäcjgungen durch Truppenübungen findet 
man im § 11 des Naturalleistungsgesetzes vom 6. April 1925. Nach dem gleichen Ge­
setze .sind die Besitzer von Brunnen und Tränken verpflichtet, marschierende 
und übende Truppen zu deren Mitbenutzung zuzulassen, ähnlich die Besitzer von 
Schmieden (§§ 12f.). Die Telegr!tphenverwaltung kann Telegraphendrähte 
durch den Luftraum von Privatgrundstücken spannen und ihre Beamten und Arbei­
ter zur Vornahme notwendiger Aroeiten auf die Dächer der Häuser schicken 40. 

Nach § lOv des badischen Ortsstra.ßengesetzes vom 15. Oktober 1908 haben die 
Anlieger einer Ortsstraße zu dulden, daß an ihren Häusern und auf ihren Grund­
stücken Straßen bezeichn ungen, Straßenbeleuch tungskörper, Roset­
ten für Oberleitungs drähte u. dgl. angebracht werden. § 36 I 8 ALR. ver­
bietet in Städten ganz allgemein die Zerstörung von Gebäuden, die an Straßen 
oder öffentliche Plätze stoßen41• 

Die Beispiele ließen sich vermehren. Wichtiger ist die Beantwortung der all­
gemeineren Frage, ob sich nicht derartige Beschränkungen in gewissem Umfange 
von selbst verstehen. OTTO MAYER bejaht mit der Begründung, das Eigentum 
leide in seinem Verhältnis zur öfferLtlichen Gewalt an einer gewissen Schwäche 42. 

GÜNTHER HOLSTEIN hat diese AnHicht in einer Einzelschrift scharf bekämpft43 

und durch seine Angriffe den greisen Meister schwer gereizt44• Wie fast immer steckt 
in OTTO MAYERS Ausführungen ein goldener Kern. Es versteht sich in der Tat 
keineswegs von selbst, daß die Grenzen des Eigentums dem Staate gegenüber die­
selben sein müßten wie gegenüber Privaten. Aber so scharf haben unsere Gesetz­
geber nicht gedacht. Wenn sie das Eigentum durch Verfassung und Enteignungs­
gesetze gewährleisteten, meinten sie das privatrechtlich gedachte Eigentum, und 

87 ANSCHÜTZ RV. 80.' 1926 S.400. Vgl. z. B. G. ü. d. Branntweinmonopol v. 26. Juli 18 
§§199ff. . 

88 Vgl. ENDEMANN Lehrbuch d. bürg. Rechts H8 0.9 1905 S.352. 
89 Pr. Fluchtlinienges. v. 2. Juli 75 § 12. 40 TelegraphenwegeG. v. 18. Dez. 99 § 12. 
41 Dazu PrOVG. 22. Juni 15, Entstlh. 69, 407ff. 42 H S. 118ff. 
48 Die Lehre von der öffentlichrechtlichen Eigentumsbeschränkung 1921. 
" Vgl. OTTO MAYERS Besprechung im ArchÖffR. 42 (1922) S.381ff. 
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so ist es nicht zu billigen, was OTTO MAYER z. B. über die vom Schießplatz herüber­
fliegenden Kugeln sagt (II S. 125f.). Wenn der Schießplatz derartige Gefahren 
mit sich bringt, so belege die Heeresverwaltung die Nachbargrundstücke auf dem 
Enteignungswege mit einer Duldungsdienstbarkeit ; vorher handelt der schießende 
Truppenteil objektiv rechtswidrig. So hatte das Hanseatische OLG. recht, wenn cs 
vor einigen Jahren entschied, daß für die Anlieger eines staatlichen Spielplatzes 
keine Verpflichtung bestehe, übermäßigen Lärm und das Werfen von Schleuder­
bällen auf ihr Grundstück zu dulden45 . 

Und doch bestätigt sich hier wieder einmal die Regel, daß ein großer Gelehrter 
auch dort, wo er irrt, nicht umsonst gedacht hat. Denn OTTO MAYERS Auffassung von 
einer dem Eigentum innewohnenden Schwäche dem Staate gcgenübcr ist überaus 
fruchtbar für die Auslegung des Eigentumsartikels der Reichsverfassung. 
Die Vorschrift des Art. 153 II, daß die Enteignung nur zum Wohle der !Allgemein­
heit und nur gegen angemessene, nötigenfalls im Rechtswege durchzufechtende Ent­
schädigung zulässig ist, richtet sich auch gegen den Gesetzgeber, im ersten Teile 
sogar auch gegen den Reichsgesetzgeber. Derselbe Artikel sagt aber auch, daß sich 
Inhalt und Schranken des Eigentums aus den Gesetzen ergeben (Abs.1). Damit 
sind offenbar nicht nur gegenwärtige, sondern auch künftige Gesetze gemeint. 
Worin liegt nun aber der Unterschied zwischen einem bloß eigentumsbeschrän­
kenden, daher freien, und einem enteignenden, daher vielfach gebundenen, Gesetze? 
Man hat als entscheidend ansehen wollen, daß "zugleich mit der Entziehung pri­
vater Rechte auf der einen Seite für den durch sie Begünstigten auf der anderen 
Seite gleichartige Privatrechte gewonnen werden" 46. Indessen läßt sich wohl bei 
allen Beschränkungen, auch solchen, die in ein Verbot ausmünden, ein Berechtigter 
auf der anderen Seite ermitteln, außerdem würde hiernach die Zerstörung wertvollen 
Eigentums entschädigungslos zulässig sein. Der Schlüssel liegt vielmehr anderswo. 
Das Eigentum hat eine gewisse Schwäche dem Gesetze gegenüber iiJ. dem 
Sinne, daß nicht alle Eingriffe des Gesetzgebers als Enteignungen empfunden 
werden. Geschichte, allgemeine Anschauungen, Sprachgebrauch,: Andeutungen 
der Gesetze ermöglichen die Abgrenzung des Schutzwürdigen vom Schutzunwür­
digen. So leidet das unzweckmäßig abgegrenzte bäuerliche Land an der Schwäche, 
daß es Flurbereinigungsgesetze über sich ergehen lassen muß, ohne daß die Be­
reinigung, soweit sie sich in den üblichen Grenzen hält, eine Enteignung' im Sinne 
der Reichsverfassung wäre. Das Einführungsgesetz zum Bürgerlichen Gesetzbueh 
führt denn auch die Enteignung und die :Flurbereinigung an zwei verschiedenen 
Stellen an (Art. 109, 113). Daher verstößt es nicht gegen die RV., wenn z. B. 
Art. 63 v des bayerischen Flurbereinigungsgesetzes vom 5. August 1922 den ordent­
lichen Rechtsweg dem zum Grundstückstausch gezwungenen Eigentümer versagt47 • 

Auch das preußische Gesetz vom 28. Juli 1926 über die Aufhebung privatrecht­
licher Baubeschränkungen in der Provinz Hannover und in der Stadt Frank­
furt a. M. ist gültig, obgleich die Aufhebung der Beschränkung die Aufhebung 
des entsprechenden Nachbarrechts in sich schließt; denn da die Landesgesetzgebung 
nach Art. 124 EG.BGB. nachbarrechtliche Vorschriften treffen kann, kann sie auch 
bestehende ändern. Ebenso würde die entschädigungslose Einführung eines aus­
schließlichen Rechtes des Staats auf Gewinnung von Radium zulässig sein 48 , da wir 
nach unseren geschichtlich gewordenen Anschauungen derartige Aneignungsregalien 
ganz in Ordnung finden, während die Wegnahme bereits gewonnenen Radiums 
Enteignung wäre. Desgleichen würde die landesgesetzliche Aufhebung des z. Zt. 

45 HansOLG. 6. Juni 2a, HansRZ. 1923 Sp. 699ff. 
46 MARTIN WOLFF Reichsverfassung und Eigentum (Festg. f. KAHL 1923 IV) S.24. 
47 Anders WOLFF, a. a. 0., S.20. 
48 Ebenso BROCKHOFF für Steinkohle und Erdöl, JW. 1928 S. 207f., gegen MEYER, JW. 

1927 S. 2977. 
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in Deutschland ziemlich allgemein anerkannten49 Entschädigungsanspruchs des 
Straßenanliegers bei Veränderung der Straße nicht gegen die RV. verstoßen. Das 
in der Nähe eines Denkmals liegende Grundstück leidet nach den sich immer mehr 
durchsetzenden Anschauungen ebenialls an einer Schwäche dem Gesetze gegen­
über, so daß seiner entschädigungslosen Eintragung als Umgebung eines Denk­
mals in die Denkmalliste50 kraft landesrechtlicher Bestimmung Bedenken aus der 
RV. nicht im Wege stehen, wenn die Eintragung ein gebundener, vor Verwal­
tungsgerichten anfechtbarer Verwaltungsakt ist51• Nach § 38II des hamburgischen 
Hafengesetzes vom 2. Juni 1897 kann das Freihafenamt verbotswidrig beförderte 
Waren auch außerhalb eines Strafverfahrens als dem Staate ohne Entgelt ver­
fallen erklären; die Vorschrift gilt l;rotz RV. auch heute noch52 • Auch die Ein­
führung eines staatlichen VorkaufsIechts an im Lande belegenen Grundstücken 
hält sich innerhalb des Rahmens der im Art. 153 I RV. genannten Schranken dcs 
Eigentums53 , obgleich sie in den meisten Fällen eine Wertminderung des Grund­
stücks zur Folge haben wird. 

§ 19. Die öffentlichen Lusten (Naturalleistungspflichten). 
OTTO MAYER II s. 217ff., 230ff.; FLEINER s. 414ff.; HATSCHEK s. 177, 468; HERRNRITT 

S.428ff. 
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MANN Erstreckt sich der Pflichtexemplarz\lang in Preußen auch auf Musikalien? ArchÖffR 14 
(1899) S. 297ff.; :FR. W. PFEIFFER Das materielle Recht der Pflichtexemplare in Deutschland 
1913. Zum württ. Recht der Pflichtexemplare NEUSCHLER u. DRUCKENMÜLLER, WürttZ.53 
(1911) S.114ff., 186ff. - NÖLL-FREUND KommunalabgabengesetzS 1919 zu § 68; GREMLER 
Die Naturaldienste im preußischen Gemninderecht 1912/13; NISCHK DJZ. 1928 Sp. 1603f. 
(Naturaldienstpflicht der Beamten); HEcH'r Gesetz über die Reinigung öffentlicher Wege 2 1913; 
HESS Gemeindedienstleistungen, Thür. K(,mmunale Rundschau 4 (1927) S. 162ff. - EFFEN­
BERGER Art. "Feuerlöschwesen" im HWBKommunalW. I; PARISIUS Haftung für Unfälle und 
Schäden im Feuerlöschdienst, PrVerwBl. "6 (1925) S. 456ff. 

J. Begriff der öffentlichen J~ast. 

Was dem Staate und der Gemeinde jetzt noch fehlt, zeigt sich an eImgen 
Beispielen. Es hat geschneit und der Schnee muß sofort geschippt werden. Hierfür 
genügen die städtischen Beamten und Angestellten nicht, denn ihrer sind zu wenige. 
Auch mit Geld wird sich die Gemeinde nicht die nötigen Hilfskräfte verschaffen 
können. Also muß sie sich an die B1wölkerung wenden. Oder die Polizeibehörde 
bedarf einer Auskunft, um festzustellen, wohin gewisse gesundheitsschädliche Ab-

49 Vgl. W. DREYER im VerwAreh. 17 (1909) S. 195ff., 20 (1912) S. 161ff. 
50 Vgl. oben S. 396 zu N. 32. 
51 Nur weil diese letzte Voraussetzung in Hamburg fehlt (Denkmal- und Naturschutz­

gesetz v. 6. Dez. 20 § 7, G. ü. Verwaltung"gerichtsbarkeit v. 2. Nov. 21 § 9; rechtsstaatlicher 
brem. G. ü. Verwaltungsgerichtsbarkeit v. 6. Jan. 24 § 8), im Ergebnis richtig RG. VI 
I1.März 27, RGZ. 116, 268ff., dem MEYER im PrVerwBl. 49 (1928) S.130ff. zustimmt. Gegen 
das RG. die Vorauflage, ferner FRHR. v. DUNGERN, Jur. Rund8chau 3 I 1927 Sp. 646ff., 
HENSEL, ArchÖffR. N. F. 14 (1928) S. 411iff. Vgl. auch W. JELLINEK Schöpferische Rechts­
wissenschaft 1928 S. 18f.; RIEss, LeipzZ. 1928 Sp. 227f. 

52 HambOVG. 18. Mai 27, HansRZ. 1927 Sp.876ff. Vgl. dazu ARNDT ebenda Sp. 84lff. 
53 RG. V 17. Okt. 23, RGZ. 107, 261ff. Vgl. auch SächsOVG. 15. Dez. 26, Jahrb. 30, 

309ff. 
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wässer unterirdisch abgeleitet werden. Darüber weiß nur einer Bescheid. Folglich 
erwartet man, daß sie diesen einen zur Auskunfterteilung zwingen kann. Oder 
die Reichswehr übt außerhalb ihres Standorts, abends geht es in die Quartiere. 
Für deren Bereitstellung würde an sich die uns wohlbekannte Eigentumsbeschrän­
lmng durch Einzelakt ausreichen. Aber der Soldat will mehr als das nackte Quartier. 
Er erwartet ein sauber überzogenes Bett und nahrhaft gekochtes Essen, also wiederum 
das Ergebnis von Tätigkeiten, die uns bisher nicht begegnet sind. Was aber aB 
die~en Tätigkeiten eigentümlich ist, ist die Abwesenheit jeder unmittelbaren 
Beteiligung des Verpflichteten. Es ist offenbar etwas anderes, ob der Haus­
eigentümer bei Glatteis verpflichtet wird, auf seinem Hofe zu streuen, oder auf 
der Straße. Im ersten Falle besteht eine unmittelbare Beteiligung kraft Eigentums, 
es handelt sich um die Verpflichtung des Eigentümers zur Erhaltung seiner Sache 
in polizeimäßigem Zustande, wovon noch zu sprechen sein wird (§ 20). Im zweiten 
Falle mangelt es an solcher unmittelbaren Beteiligung. Die Unterscheidung ist 
wichtig, weil für die Auferlegung beider Pflichten verschiedene Regeln bestehen. 
So ließe sich also die öffentliche Last im engeren verwaltungsrechtlichen 
Sinne bestimmen als die im öffentlichen Interesse einem unmittelbar 
Unbeteiligten auferlegte Verpflichtung zu Leistungen nichtgeld­
licher Art ohne Treu pflich t. Der Zusatz "im engeren verwaltungsrechtlichen 
Sinne" ist nötig, da die Gesetze als "öffentliche Lasten" vielfach Geldverpflichtungen 
zugunsten eines öffentlichen Verbandes bezeichnen, die auf einem Grundstücke an 
bevorrechtigter Stelle - vor den Hypotheken - stehen l . Auch die Baulasten, 
von denen an früherer Stelle die Rede war (S. 186), gehören nicht hierher, sondern 
zu den Beschränkungen des Eigentums kraft Einzelaktes (oben S. 395ff.). 

11. Rechtsquellen der öffentlichen Last. 
1. Sieht man von dem jeder gesetzlichen Knebelung unzugänglichen ursprüng­

lichen Gewohnheitsrechte ab, so muß sich nach dem Grundsatze von der Gesetz­
mäßigkeit der Verwaltung jede Last auf ein Gesetz zurückführen lassen. Vielfach 
haben solche Gesetze den Gegenstand unmittelbar geregelt, ohne auf abgeleitete 
Rechtsquellen zu verweisen. 

Dies ist vor allem bei den umfangreichen Militärlasten der Fall. Ein Gesetz 
des Norddeutschen Bundes vom 25. Juni 1868 ordnet die Quartierleistung für 
die bewaffnete Macht während des Friedenszustandes. Eine, Beilage bestimmt, 
was der Quartiergeber alles an Gebrauchsgegenständen, Gerät, Wäsche und dgl. zu 
gewähren und wie er die Stallungen herzurichten hat. Ergänzend tritt das Gesetz 
über die Naturalleistungen für die bewaffnete Macht im Frieden in 
der Neufassung vom 6. April 1925 hinzu, das u. a. die Stellung von Vorspann, Be­
köstigung, Fourage, Schiffsfahrzeugen regelt und die Pflicht der Eisenbahnver­
waltungen zur Beförderung der bewaffneten Macht festsetzt. Ins Gewaltige ge­
steigert werden die Lasten durch das Gesetz über die Kriegsleistungen vom 
13. Juni 1873, dem das Besatzungsleistungsgesetz vom 5. April 1927 ergänzend 
an die Seite getreten ist. 

Als Justizlasten begegnen außer der Pflicht, sich als Zeuge oder als Sach­
verständiger vernehmen zu lassen, die Pflicht des Rechtsanwalts zur Über­
nahme von Armensachen und sonstigen Vertretungen nach Maßgabe der §§ 33ff. 
der Rechtsanwaltsordnung, als Finanzlasten in dem hier gebrauchten Sinne die 
Pflichten Unbeteiligter zu Auskunft, Einsichtgewährung und Gutachten nach 
§§177ff. AO. 

Neubildungen auf unserm Gebiete bringt das Arbeitsrecht in Gestalt von Be­
schäftigungs-, Betriebsweiterführungs- und Arbeitspflichten. Wenn das Gesetz 

1 Z. B. Zwangsversteigerungsg. v. 24. März 97 § 1013• 
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über die Beschäftigung Schwerbeschädigter vom 12. Januar 1923 den Arbeit­
geber zur Einstellung eines bestimmten Hundertsatzes Schwerbeschädigter ver­
pflichtet, wenn die gesetzeskräftige Demobilmachungsverordnung vom 8. November 
1920 über Betriebsabbrüche UJld -stillegungen die Inhaber und Leiter 
größerer gewerblicher Betriebe zur Aufrechterhaltung ihres Betriebes während 
einer bestimmten Zeit nötigt, so sind. dies öffentliche Lasten auf der Arbeitgeber­
seite, wie es der vaterländische Hilfsdienst eine auf der Arbeitnehmerseite 
war2• Dagegen ist die Zwangsarbei1, des Arbeitsscheuen nach § 20 der Fürsorge­
pflichtverordnung vom 13. Februar IH24 keine öffentliche Last, sondern eine Polizei­
pflicht, da sie den unmittelbar BeteJIigten, den Störer, trifft. 

Doch gibt es auch auf dem Gebiete der Polizei echte Lasten, die sich un­
mittelbar auf ein Gesetz gründen. Am wichtigsten wohl ist die durch § 36010 StGB. 
festgelegte Nothilfepflicht, wonach bestraft wird, wer bei Unglücksfällen oder 
gemeiner Gefahr oder Not von der Polizeibehörde oder deren Stellvertreter zur 
Hilfe aufgefordert, keine Folge leistet obgleich er der Aufforderung ohne erhebliche 
eigene Gefahr genügen konnte. Auch die Pflicht zur Anzeige bevorstehender 
schwerer Verbrechen nach § 139 StGB. ist eine öffentliche Last. Andere An­
zeigepflichten Unbeteiligter finden sich in Sondergesetzen. So ist man in Braun­
schweig verpflichtet, Lärm zu schlagen, sobald man ein Haus brennen sieht3• Wer 
ein auf den Strand geratenes oder unweit des Strandes in Seenot befindliches Schiff 
wahrnimmt, hat hiervon sofort den Strandvogt oder die nächste Gemeindebehörde 
zu benachrichtigen'. Viele Gesetze yerpflichten zur Anzeige beim Auftreten an­
steckender Krankheiten5, vereinzel1,e auch bei plötzlichen Todesfällen und beim 
Auffinden toter Personen6• Von den hiermit zusammenhängenden Anzeige­
pflichten nach dem PersonenstandsgeE,etz war an anderer Stelle die Rede (S.149f.). 

Viel umstritten ist die Frage, ob die allgemeine gesetzliche Ermächtigung der 
Polizei, für Ruhe und Ordnung zu sorgen, auch die Befugnis umfaßt, von Un­
beteiligten Auskunft zu verlangen und gegebenenfalls die Auskunftspersonen 
vorzuladen. Einige Gesetze haben die Auskunftspflicht des einzelnen klar ge­
regelt, neuestens die thüringische LVO. (§ 60) und für einen Sonderzweck das Reichs­
gesetz vom 25. Juni 1926 über eine Erhebung in der Erwerbslosenfürsorge. In 
Preußen hilft man sich mit dem Satze des ALR. über das "Amt" der Polizei und 
dem Schlusse vom Zweck aufs Mittel: da die Polizei für Ruhe und Ordnung zu 
sorgen hat und diese ihre Aufgabe un~er Umständen nur erfüllen kann, wenn sie 
Auskunftspersonen vorladen und vernehmen darf, so steht ihr die Vorladungs­
befugnis zu und der Geladene muß kommen und aussagen7• 

Als weiteres Beispiel für lastenbegründende Gesetze seien nur noch die vom 
Reichspreßgesetz (§ 30UI) unberührt gebliebenen Landesgesetze über Abgabe 
von Freiexemplaren an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen genannt. 
Soweit nicht neuere Gesetze etwas anderes bestimmen, ist maßgebend der landes­
rechtliche Zustand am 1. Juli 1874, d,~m Tag des Inkrafttretens des Reichspreß­
gesetzes. Da an diesem Tage in gam. Preußen das preußische Preßgesetz vom 
12. Mai 1851 galt, das im § 6 nur die Pflicht des Verlegers zur Einsendung von 
Freiexemplaren aufrecht erhielt, gelten ältere Bestimmungen über eine Abgabe­
pflicht der Drucker in Preußen nicht mehr. 

2. Außer dem Gesetze erscheint als Rechtsquelle des Lastenrechts vor allem 
die gemeindliche Satzung. So können nach § 68 I des preußischen Kommunal-

2 G. v. 5. Dez. 16. 
3 PoIStGB. v. 23. März 99 § 162• Vgl. auch die Anzeigepflicht für Gelegenheitsfunde nach 

§ 5 pr. Ausgrabungsges. v. 26. März 14. 
4 StrandungsO. v. 17. Mai 74 § 4. 5 Z.1:. RSeuchenges. v. 30. Juni 00 §§ Uf. 
8 Schaumb.-lipp. VO. v. 19. März 25; hier liegt allerdings nur eine in ihrer Gültigkeit be­

streitbare Verordnung vor. 
7 PrOVG. 21. Okt. 13, Entsch. 65, 276:'f.; vgl. auch oben S. 142. 

Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Auf). 26 
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abgabengesetzes vom 14. Juli 1893 die Steuerpflichtigen "durch Gemeindebeschluß 
zu Naturaldiensten (Hand- . und Spanndiensten) herangezogen werden". Handlanger­
dienst bei Schul- und Wegebauten, Schneeschaufelung, Streuen bei Glatteis, Hilfe 
bei Bränden und ähnliches kommt in Frage. Für die Reinigung der innerhalb 
des Orts gelegenen Wege nebst Schneeräumung, Bestreuung und Besprengung 
trifft das preußische Wegereinigungsgesetz vom 1. Juli 1912 besondere Bestim­
mungen, die nötig waren, um zu ermöglichen, daß die Gemeinde durch das hier 
vorgesehene Ortsstatut die an sich ihr selbst obliegende Wegereinigungspflicht auf 
die Anlieger abwälzt. Das Gesetz enthält auch sonstige Abweichungen vom all­
gemeinen Rechte der gemeindlichen Naturaldienste. 

Während das Gesetz bei Auferlegung öffentlicher Lasten frei von Schranken 
ist, soweit nicht etwa Verfassung oder Reichsrecht im Wege stehen, muß die statu­
tarische Vorschrift gewisse selbstverständliche Regeln beachten. Da der öffent­
lichen Last das Erfordernis der Treupflicht fehlt, kann das Ortsstatut auch j u­
ristische Personen, z. B. auch den Fiskus8, zu Diensten heranziehen. Aus dem 
gleichen Grunde ist Stellvertretung zulässig, doch so, daß sie ein Recht, keine 
Pflicht des Verpflichteten ist; der körperlich Untaugliche braucht weder selbst 
zu schippen noch sich vertreten zu lassen9• Auch muß das Statut auf die Grenzen 
der körperlichen Leistungsfähigkeit Rücksicht nehmen, darf also bei Handdiensten 
von einem Hofbesitzer nicht das Sechzehnfache an Arbeit gegenüber dem ver­
langen, was von den übrigen Verpflichteten verlangt wird 10. Ebenso wäre es kein 
Naturaldienst mehr, wenn die Gemeinde die Pflichtigen zur Zahlung eines Geld­
betrages statt der Dienste zwingen wolltell. Schon diese Hinweise zeigen, daß im 
statutarischen Rechte der öffentlichen Lasten eine Reihe von Schwierigkeiten 
verborgen liegen12• 

3. Örtliches Gewohnheitsrecht aus früheren Zeiten findet man als Rechtsquelle 
für öffentliche Lasten namentlich auf dem Gebiete des Wegebaues, der Wegeunter­
haltung13 und der Wegereinigung. Das preußische Wegereinigllngsgesetz vom 
1. Juli 1912 verbietet die Entstehung neuer Observanzen (§ 3 lI), hält aber die be­
stehenden ausdrücklich aufrecht (§ 31). 

4. Keine ordentliche Rechtsquelle ist die Polizeiverordnung, da sich nach 
einem. schon öfters angedeuteten und später (§ 20) näher zu entwickelnden Grund­
satze die Polizei nur an den Störer halten darf, die öffentliche Last aber gerade 
einen unmittelbar nicht Beteiligten trifft. So hat das Kammergericht Versuche 
der Polizei, Wegereinigungspflichten durch Polizeiverordnung einzuführen, mit 
Recht zurückgewiesen14• Es bedurfte daher des besonderen Gesetzes vom 21. De­
zember 1904, um Polizeiverordnungen über die Verpflichtung der Einwohner zur 
persönlichen Hilfeleistung bei Bränden, insbesondere zum Eintritt in eine 
Pflichtfeuerwehr, zu ermöglichen15• Das Außergewöhnliche dieser Verordnungen 
kommt auch darin zum Ausdruck, daß sie außer Kraft treten, soweit das Feuer­
löschwesen durch ein Ortsstatut geregelt wird. Wenn das Reichsgericht trotzdem 
Polizeiverordnungen für gültig erklärt, die ohne besondere Grundlage die Streu-

8 PrOVG. 29. Febr. 16, Entsch. 70, 238ff. (Feuerlöschdienst). 
9 LVG. Schwerin 30. Jan. 25, MecklZ.41 (1925) S.265ff. 
10 LVG. Schwerin 25. Apr. 24, MecklZ.41 (1925) S.23ff. Hiergcgen STAECKER ebenda 

S.221ff. 
11 PrOVG. 19. März 12, Entsch. 62, 507ff. 
12 Vgl. NÖLL-FREUND KommunalAbgG.8 1919 zu § 68. 
18 Z. B. schlesw.-holst. WegeVO. v. 1. März 42 § 228. 
14 KG. 7. Apr. 02, KGJ. 24 C 41ff. - Das württ. Straßenreinigungsgesetz v. 6. Febr. 23 

läßt jetzt die Abbürdung der Reinigungspflicht auf die Anlieger durch ortspolizeiliche Vor­
schrift zl!- (Art. PI); vgl. hierzu HALLER, WüRV. 16 (1923) S.51ff. 

15 Ahnlich der Wasserwehrdienst nach § 355 Wasserges. v. 7. Apr. 13. Allgemeiner sächs. 
GemO. v. 1. Aug. 23/15. Juni 25 § 6IU • 
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pflicht bei Glatteis einführen16, so entspringt dies dem gleichen Gedankengange, 
der das OVG. veranlaßt, eine AuskLnftspflicht des einzelnen der Polizei gegenüber 
anzuerkennen (oben S.401). Glatteis bedeutet im Gegensatze zu Straßenschmutz 
einen lebensgefährlichen Zustand. Da die Polizei zum Einschreiten hier ausnahms­
weise unbedingt verpflichtet istl7, boi Vermeidung der Geltendmachung der Amts­
haftung gegen sie, muß es ihr in der Not auch gestattet sein, den nicht unmittelbar 
beteiligten Anlieger heranzuziehen. Einen Fingerzeig dafür, daß solches zulässig 
sein muß, gibt auch der, allerdings ;tuf Polizeiverordnungen nicht gemünzte, Not­
hilfeparagraph des StGB. (§ 3601°). Von solchen Notfällen abgesehen, fehlt es aber 
z. B. auch an der Möglichkeit, dureh Polizeiverordnung eine Anzeigepflicht ein­
zuführen. Wohl kann der Grundeif;entümer verpflichtet werden, etwa das Auf­
treten der Bisamratte auf seinem Grundstücke zu melden; soll aber jedermann 
zur Meldung verpflichtet sein, so bedarf es eines Gesetzes oder einer statutarischen 
Vorschrift. 

IH. Arten der Lasten nach dem Kreise der verpflichteten Personen. 
Man unterscheidet gemeine Las ~en, Vorzugslasten und Verbandslasten. 
Die gemeinen Lasten treffen grundsätzlich jedermann. Völkerrechtliche 

und geringe sonstige Ausnahmen 18 nötigen nicht zur Verneinung des Begriffes. 
Die Nothilfepflicht, die Zeugnispflicht, die Quartier- und Naturalleistungspflicht 
nach den Militärlastengesetzen sind Beispiele für gemeine Lasten. 

Die Vorzugslast ist verwandt mit dem im Finanzrecht (S. 377ff.) besprochenen 
Beitrag, ja beide Begriffe werden scgar zuweilen von denen als gleichbedeutend 
gebraucht, die den Lastbegriff nicht auf Naturalleistungen und -dienste beschrän­
ken19• Im Gegensatze zur gemeinen Last trifft die Vorzugslast nur den engeren 
Kreis der am Erfolge der Leistungen und Dienste irgendwie Interessierten. Der 
Nach twachdienst in Weinbergen zur Erntezeit hat nur Bedeutung für die 
Weingutsbesitzer, wird also, ohne Verletzung des Grundsatzes der Gleichmäßigkeit 
der Belastung, nur diesen auferlegt. Auch bei der Heranziehung der Straßen­
anlieger zur Straßenreinigung spi,~lt der Gedanke mit, daß gerade sie einen 
erhöhten Vorteil von der Sauberkeit ihrer Straße haben. 

Bei der Ver bandslast endlich wnndet sich der Staat zunächst an einen lasten­
pflichtigen Verband und überläßt diesem die Unterverteilung auf seine Mitglieder. 
So hielt sich das Reich wegen seines Kriegsbedarfs an Vieh, Brotgetreide, Hafer, 
Heu und Stroh an die Lieferungsverbände, die ihrerseits berechtigt waren, 
sich durch Auferlegung von Naturalleistungen in den Besitz der angeforderten 
Gegenstände zu setzen20• Verbandslasten können auch neben unmittelbaren Lasten 
bestehen. So ist die Deichpflicht in der Regel eine dem Deich ver bande von 
dessen Mitgliedern geschuldete Pflicht, durch deren Erfüllung der Deichverband 
seinerseits der dem Staate geschuldeten Pflicht zur ordnungsmäßigen Deichung 
Genüge leistet. Bei Hochwassergefahr aber zieht die Deichpolizeibehörde alle Be­
wohner der bedrohten und nötigenfalb auch der benachbarten Gegend zu unent­
geltlicher Hilfeleistung heran 21. 

IV. Die tatsächlichen Voraussetzungen für die Entstehung öffentlicher Lasten. 
Die Pflicht zu Naturalleistungen entsteht entweder kraft Gesetzes oder auf 

Grund eines überprüfbaren oder auf Grund eines grundsätzlich unüberprüfbaren 
Verwaltungsakts. 

16 RG. VI. ZivSen. 22. Mai 11 u. 20. Juni 12, GruchotsBeitr. 55 (1911) S. 1165ff. u. 
56 (1912) S. 1142ff. 

17 Vgl. unten § 20 III 2bcx. 18 Vgl. Z. B. pr. KAbgG. v. 14. Juli 93 § 68VI • 

19 Vgl. auch AO. § P. 20 KriegslG. v. 13. Juni 73 §§ 17f., 6. 
21 Vgl. pr. Wassergesetz v. 7. Apr. 13 §:i 310,302,3151• 
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Kraft Gesetzes entsteht z. B. die Streupflicht bei Glatteis. Wenn die Orts­
behörde ein übriges tut und beim Herannahen der Kälte auf die Verpflichtung 
der Anlieger öffentlich hinweist, so ist dies nur eine an sich zweckmäßige, aber 
rechtlich überflüssige Mahnung. 

Ein überprüf barer Verwaltungsakt begründet z. B. die Nothilfepflicht 
nach § 36010 StGB. Wenn die Polizeibehörde einen Kraftwagen anfordert, um sich 
an die Brandstelle zu begeben, und der Kraftwagenbesitzer weigert sich zu fahren, 
so muß ihn das Gericht freisprechen, falls es blinder Feuerlärm war. 

Dagegen schiebt sich ein grundsätzlich unüberprüfbarer Verwaltungs akt 
zwischen Rechtssatz und Pflicht z. B. bei der Ladung eines Zeugen oder bei der Ver­
anlagung zu Naturaldiensten nach dem preußischen Kommunalabgabengesetz vom 
14. Juli 1893 (§§ 68,69). Wer versehentlich zu gar nicht geschuldeten Diensten 
herangezogen wird, kann Rechtsmittel einlegen. Tut er es nicht, so muß er sich 
der, wenn auch fehlerhaften, Heranziehung fügen. 

V. Rechtsverhältnis der öffentlichen Last. 
Die Pflichtseite der öffentlichen Last ist einfach und klar. Der Verpflichtete 

hat das zu tun, was von ihm verlangt wird. Außer bei Not an Mann22 oder bei 
sonstiger Unentbehrlichkeit ist Stellvertretung zulässig, z. B. in der Form der "Aus­
quartierung" nach § 10 des Quartierleistungsgesetzes. 

Der Pflicht steht vielfach ein Entschädigungsanspruch gegenüber. Der 
Zeuge erhält seine Zeugengebühr, der Quartierwirt des Soldaten sein "Servis" 23, 

der Armenanwalt nach einem Reichsgesetze vom 6. Februar 1923 seine Gebühren 
und Auslagen aus der Staatskasse. Andere Gesetze verlangen die Dienste aus­
drücklich unentgeltlich, so das preußische Wassergesetz bei der Hilfeleistung in 
Hochwassernot (§ 3151), oder die Unentgeltlichkeit versteht sich von selbst, wie 
bei den Hand- und Spanndiensten des Kommunalabgabengesetzes, da es sonst 
keinen Sinn hätte, daß die Gemeinde Leistung eincs angemessenen Geldbeitrags 
statt des Naturaldienstes gestatten kann (§ 681V), oder bei der Straßenreinigung 
oder beim Dienst in einer Pflichtfeuerwehr. Auch die Abgabe des Pflichtexemplars 
eines neu erschienenen Buches an die Universitätsbibliothek ist selbstverständlich 
unentgeltlich. Der Enteignungsartikel der Reichsverfassung steht nicht im Wege, 
da das Reichspreßgesetz, also ein Reichsgesetz, die Anordnung der Ablieferungs­
pflicht gestattet (§ 30 III). Daneben gibt es aber auch Fälle, die nicht so klar liegen. 
Der Bürger kommt beim Ziehen der Feuerspritze zu Schaden, oder das zu Spann­
diensten gestellte Pferd wird überanstrengt und geht ein. Hier müssen die all­
gemeinen Grundsätze über öffentlichrechtliche Entschädigung aushelfen. Thüringen 
billigt bei Lastenauflage durch Polizeiverfügung auf einen Unbeteiligten dem Ge­
schädigten einen Ersatzanspruch allgemein zu (LVO. § 50), und in Preußen muß 
hier der oft genannte § 75 Ein!. ALR. herhalten. Denn auch die Gesundheit gehört 
zu den "besonderen Vorteilen", deren Aufopferung einen Entschädigungsanspruch 
nach sich zieht. 

VI. Verwaltungszwang und Rechtsschutz. 
Zur Durchführung der öffentlichen Last kommen die üblichen Zwangsmittel 

zur Anwendung: Ersatzvornahme, z. B. Kauf des abzuliefernden Pflichtexemplars in 
einer Buchhandlung auf Kosten des Verlegers, Zwangsstrafe, persönlicher Zwang, 
etwa Vorführung der Auskunftsperson vor die Behörde. Daneben greift bisweilen 
das Strafrecht helfend ein, wie bei der Nothilfepflicht und den Anzeigepflichten 
verschiedenster Art. Namentlich kann auch eine Polizeiverordnung die Unter­
lassung der Erfüllung einer anderweit begründeten Lastenpflicht unter Strafe 

22 Pr. KAbgG. § 68UI• 23 QuartierIeistG. v. 25. Juni 68 § 15. 
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stellen24, obgleich sie, wie gezeigt, in cer Regel nicht imstande ist, von sich aus eine 
Lastenpflicht zu erzeugen. Bei gewisson Lasten, namentlich der Pflicht zum Streuen 
bei Glatteis, übt endlich auch die drohende Haftpflicht nach § 823 II BGB. einen 
heilsamen Druck auf den Verpflichte1;en aus. 

Der Rechtsschutz des Verpflichteten ist so mannigfach gestaltet wie 
nur möglich. Gegen die Heranziehung zu den preußischen Kommunaldiensten 
sind die Rechtsbehelfe der Einspruch und dann die Klage im Verwaltungsstreit­
verfahren25, während die an den eirzelnen gerichtete Anordnung, den Weg vor 
seinem Hause zu reinigen, den RE:geln über die Anfechtung polizeilicher Ver­
fügungen unterliegt 26. Gegen die Heranziehung zu Militärlasten ist überhaupt 
kein Verwaltungsstreitverfahren, no(h weniger ein Verfahren vor den ordent­
lichen Gerichten vorgesehen. Bei der polizeilichen Nothilfe schützt den Pflich­
tigen der Strafrichter, während für die Geltendmachung der etwa gegebenen Ent­
schädigungsansprüche meist der :Rechtsweg vor den Zivilgerichten offensteht. 
Gegen die Anforderung von Pflich toxem plaren gibt es in Preußen, genau ge­
nommen, nur die formlose Beschwerde, doch eröffnet das OVG. durch eine etwas 
gewagte, aber sehr rechtsstaatliche Gedankenführung den Weg vor den Verwal­
tungsgerichten. Da nämlich die berEchtigte Bibliothek nicht selbst vollstrecken 
kann, wendet sie sich an die örtlich zuständige Ortspolizeibehörde mit dem Er­
suchen, ihr die gewünschten Bücher zu verschaffen. Willfährt die ersuchte Behörde 
durch Anordnung des Verwaltungszwangs, so ist dies streng genommen keine poli­
zeiliche Verfügung, da der Zweck der Maßnahme nicht auf polizeilichem Gebiete -
Ruhe, Sicherheit, Ordnung, Abwendung von Gefahren - liegt. Ganz folgerichtig 
weist das OVG. die gegen die Anordnung der Ortspolizeibehörde erhobene Klage 
als unzulässig ab, wenn das Ersuchen der Bibliothek begründet war. Nach strengem 
Rechte müßte das OVG. auch im anderen Falle so verfahren. Tatsache ist aber, 
daß das OVG. hier die Anordnung der Ortspolizeibehörde aufhebt mit der Be­
gründung, wenn das Ersuchen der Bibliothek unberechtigt gewesen sei, habe die 
Ortspolizeibehörde ihre eigene Gewalt die aber nur Polizeigewalt sein könne, zur 
Geltung gebracht, also eine Polizeiverfügung erlassen, die der Anfechtung im Ver­
waltungsstreitverfahren unterliege. D1 nun aber keine Polizeiwidrigkeit gegeben 
ist, hebt das OVG. die Verfügung auf~:7. Im Ergebnis gewährt also das OVG. den 
vollen verwaltungsgerichtlichen Rech1,sschutz 28• 
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24 KG. 25. März 27, PrVerwBl. 48 (19n) S.536f. 25 KAbgG. §§ 69,70. 
26 Pr. Wegereinigungsges. v. 1. Juli 12.§ IF. 
27 PrOVG.15. Dez. 99, Entsch. 36, 434ff.; PrOVG. 5. Apr. 28, RVerwBI. 49 (1928) S.1022f.; 

vgI. auch PrOVG. 24. Okt. 13 u. 5. Juni 19, Entsch. 65, 279ff. u. 75, 400ff. 
28 Dies würdigt nicht genügend HÄNTl:SCHEL Reichspreßgesetz 1927 S.271, 274. 
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recht und Polizeistrafverfahren in Württemberg 4 1907; N EBINGER Das Polizei strafrecht in 
Württemberg 1920; DERSELBE Das württ. Polizeistrafgesetz u. d. Handhab. d. Polizeigewalt 
i. Württemberg 1928; L. KÖHLER Sammlung von Gesetzen, Verordnungen und Verfügungen 
straf- oder polizeirechtlichen Inhalts2 1922; NEBINGER Die Reehtsgrundlagen der Polizeigewalt, 
WürttZ. 67 (1925) S. 256ff.; HOFAcKER desgl., WürttZ.68 (1926) S. 79ff.; NEBINGER Die 
polizeiliche Auflage, WüRV. 19 (1926) S.8Iff. Württ. Polizeihandbuch, her. v. d. Württ. Polizt'i­
fachschule beim Polizeipräsidium Stuttgart, Heft 1-:~ (Hl27j28). - SCHLUSSER-MüLLER 
Das badische Polizeistrafreeht3 1908. - l<'INKE-MESSER D. allg. Polizei recht Thüringens I H28. 
- MANNHARDT Die polizeiliehen Aufgaben des Seemannsamtes 1913; RossTEuscHER Die 
Polizei der deutschen Konsuln, AnnDR. 1907 S. 353ff., 443ff., 493ff.; SCHNARKE Die jüngste 
Polizei: Der "Reichswasserschutz", Deutsch. Pol.-Archiv 4 (1925) S.379ff. - O. HATSCHEK 
Studien zum österreichischen Polizeistrafrecht, GoltdAreh. 57 (1910) S. Hf.; DEHlIiAL Die 
österreichische Polizeigesetzgebung 1926; LANGHARD Die politische Polizei der schweizerischen 
Eidgenossenschaft 1909. - Die Polizei in Einzeldarstellungen, her. von W. ABEGG, seit 1926. 
- FRIELINGHAUS Der Polizei gedanke im neuen Deutschland, PrVerwBI. 41 (1920) S. 417f.; 
BÖHlIiE Zur reichseinheitlichen Reform des Polizeirechts, DJZ. l!)27 Sp. 1528ff. 

WOLZENDORFF Grundsätze der Polizei organisation im Volksstaate, PrVerwB!. 40 (1919) 
S. 622ff.; WOLFSTIEG Die preußische Vollzugspolizei nach dem Kriege, PrVerwBl. 43 (1922) 
S.507ff. - RETZLAFF Der Polizeibeamte, Dienst- und Lebensregeln in :Form einer Dienst­
vorschrift, 12. Aufl. von ECHTERHOFF u. GUNDLACH 1925; dasselbe, für Bavern bearbeitet von 
JULIER 1925; RETZLAFF Polizei-Handbuch31, bearb. von ECHTERHoFF un:d GUNDLACH 1925; 
PlRNER Stellung des Polizeioffiziers 1926; ERKENS Weibliche Polizei 1925; KLAHRE Lehr- und 
Handbuch für die sächsische Land-Gendarmerie4 1926. 

AN SCHÜTZ Polizei, Staat und Gemeinde in Preußen, Berl. Festg. f. BRUNN ER 1914 R. 339ff.; 
V. BUCHKA Geschieht!. Entw. d. Staatsaufsicht über d. Polizeiverwaltung der Städte in Preußen, 
PrVerwBI. 37 (1916) S. 422ff.; FRIEDRICHS Gemeindepolizei und Staatspolizei, Stuscv. 1922/23 
S. 160f.; DERSELBE Polizei und Gemeinde, Stusev. 1925 S. 857f.; DERSELBE Gemeindepolizei 
in Thüringen, Thür. Kommunale Rundschau 1 (1923) S. 179ff.; KNAUTH Polizei und Gemeinde, 
ebenda 2 (1924) S. 146ff.; }JRÜTZ Selbstverwaltung und Polizei, Stuscv. 1926 S. 556ff.; PEUKER 
Das staatliche Polizeimonopol, PrVerwBI. 47 (1926) S. 437; l{EUS Polizei-u. Selbstverwaltung 
insbes. i Rahmen d. bay. Gemeinderechts 1929. - HElIiPFING Das Polizeikostengesetz i. d. Recht­
spr. d. OVG., PrVerwB!. 35 (1914) S. 553ff.; LASSAR Polizeikostengesetz, in V. BRAUCHITSCH Pr. 
Verwaltungsgesetze II21 1928 S. 97 ff.; PRÜTZ Unmittelbare und mittelbare Polizeikosten, Stusev. 
1921/22 S. 303f.; SCHÜLE Über die Verteilung der Kosten der Ortspolizei zwischen Staat und 
Gemeinde, BadVerwZ. 1925 S.93ff., 105ff. 

O. GERLAND Über die örtliche Zuständigkeit der Ortspolizeibehörden, VerwArch. 4 (1896) 
S. 197ff.; DERSELBE Über die Einheit der Polizeiverwaltung in Preußen, ArchÖffR. 17 (1902) 



I. Begriff, Arten, EJ'soheinungsformen der Polizei. 407 
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(1922) S. 369ff. - TREITEL Schutz d. Artis';en u. d. Publikums duroh d. Polizei, PrVerwBl. 46 
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Der Staat hat jetzt alles, dessen er zur Erfüllung seiner Aufgaben positiv be­
darf: mit Treuepflicht verbundene Dien:'Ite, die Möglichkeit, sich Geld und bestimmte 
Gegenstände zu verschaffen, Naturalleistungen. Und doch fehlt ihm noch etwas: 
die Handhabe zur Verhütung von Störungen. Beim Dienstbefehl, bei der Auf­
erlegung einer Geld- oder Naturalleistung herrscht der positive Befehl, das Gebot, 
vor. Die Enteignung ist auf der Seite des Enteigneten eine Machtentziehung , auf 
<:ier Seite des Unternehmers eine Machtverleihung. Was offenbar noch mangelt, ist ein 
Gebiet, auf dem als Mittel der Verwaltiung hauptsächlich das Verbot Anwendung 
findet. Dies Gebiet aber ist das der Po lizei. Allerdings sei gleich hier der Meinung 
entgegengetreten, als habe es die Polizei nur mit Verboten zu tun. Aber man braucht 
nur an die Polizeiverordnungen oder die polizeilichen Warnungstafeln mit ihrem 
ewig wiederkehrenden "Es ist verboterl" zu denken, um die Richtigkeit der Ansicht 
bestätigt zu finden, daß für die Polizei vor allem das Verbot typisch ist. 

I. Begriff, Arten, ErscJleinungsformen der Polizei. 
1. Der Begriff der Polizei hat eim lange Geschichte hinter sichl. Der Wort­

stamm ist der gleiche wie beim Worte "Politik" und geht auf das griechische "n6;'t~", 
Stadt, Staat zurück, genauer auf daf von n6At~ abgeleitete Wort nOAt7:ela, das 
zunächst soviel bedeutete wie "Bürger sein, Leben als Bürger in einer Stadt", um 
dann den Sinn von "Staatsverfassung" und bei Aristoteles von "guter Staats-

1 Viele Belege bei FOERsTEMANN Principien des pr.Polizeirechts 1869 S. Hf. Vgl. auch 
oben S.78. 
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verfassung" anzunehmen. Im ausgehenden Mittelalter wandelte sich der Sprach­
gebrauch dahin, daß man unter dem französischen Worte "police" und dann dem 
deutschen Worte "Polizey" die gute Ordnung verstand, die von der weltlichen 
Obrigkeit zu handhaben ist 2• In dieser Bedeutung wurden seit dem 16. Jahrhundert 
Reichspolizeiordnungen erlassen, erstmals im Jahre 1530. Dann aber drang die natur­
rechtliehe Auffassung vor, wonach der Landesherr kraft des staatsgründenden 
Vertrages das Recht habe, mit allen Mitteln für das Wohl der Allgemeinheit und 
der einzelnen Bürger zu sorgen. Da man dies Recht als "ius politiae", Polizeirecht, 
bezeichnete, dehnte sich der Polizeibegriff nahezu ins Ungemessene aus. Allerdings 
schied man Justiz, Äußeres, Finanzen und Heerwesen aus dem Begriffe aus, aber 
was übrig blieb, war doch noch das gesamte Gebiet der inneren Verwaltung. 
Der Begriff beschränkte sich also nicht auf die Ordnungsbewahrung, sondern um­
faßte auch die gesamte Wohlfahrtspflege. 

Es ist das Verdienst des großen Juristen JOHANN STEPHAN PÜTTER, den Polizei­
begriff wieder von der Wohlfahrtspflege befreit zu haben. In seinen 1770 erstmals 
erschienenen Institutiones iuris publici Germanici § 331 bestimmt er das Polizeirecht 
als den Teil der höchsten Gewalt, durch den. die Sorge um die Abwehr solcher künf­
tigen Übel ausgeübt wird, die im Staatsinnern für die Allgemeinheit zu befürchten 
sind. ("Ea supremae potestatis pars, qua exercetur cura avertendi mala futura 
in statu rei publicae interno in commune metuenda, dicitur ius politiae. ") Die 
Sorge um Vermehrung des Wohles gehört nach PÜTTER nicht eigentlich zur Polizei. 
("Promovendae salutis cura proprie non est politiae, ... ".) Dieser engere Polizei­
begriff ist der heutige dadurch geworden, daß der Verfasser des ALR. ihn wenigstens 
an einer Stelle des großen Gesetzeswerkes sich zu eigen machte: im § 10 II 17. 
Wenn es dort heißt: 

"Die nöthigen Anstalten zur Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit und Ordnung, 
und zur Abwendung der dem Publiko, oder einzelnen Mitgliedern desselben bevorstehenden 
Gefahr zu treffen, ist das Amt der Polizey", 

so steht bei aller Bestrittenheit der Tragweite dieser Vorschrift fest, daß die Wohl­
fahrtspflege, wenigstens hiernach, nicht zum Amte der Polizei gehört. 

§ 10 II 17 ALR. gilt auch heute noch!. Durch eine musterhafte Untersuchung3 

hat es allerdings ROSIN sehr wahrscheinlich gemacht, daß § 10 II 17 keine Begriffs­
bestimmung der Polizei enthält, sondern nur angibt, wieweit die Polizeibehörden 
beim Erlasse von Polizeiverfügungen gehen dürfen. Für den Erlaß von Ortspolizei­
verfügungen gilt § 10 II 17 nach ROSIN uneingeschränkt auch heute noch, während 
die Verordnung vom 26. Dezember 1808 für die landespolizeilichen Verfügungen 
und die Polizei verordnungen zum vorpüttersehen Polizei begriff zurückgekehrt sei 
und damit auch das Polizeiverwaltungsgesetz vom 11. März 1850 beeinflußt habe. 
Mit dieser letzten Ansicht ist aber ROSIN nicht durchgedrungen, vielmehr hat das 
preußische OVG. durch seine berühmte Kreuzbergentscheidung vom 14. Juni 1882 
Rechtsprechung und Rechtswissenschaft im entgegengesetzten Sinne beeinflußt 4 • 

Es handelte sich damals um die Gültigkeit einer Polizeiverordnung des Berliner 
Polizeipräsidenten, nach der Gebäude in der Nähe des Kreuzberges nur in solcher 
Höhe errichtet werden durften, "daß dadurch die Aussicht von dem Fuße des Denk­
mals auf die Stadt und deren Umgebung nicht behindert und die Ansieht des Denk­
mals nicht beeinträchtigt wird". Als wohlfahrtspflegliehe Maßnahme wäre die V er­
ordnung gültig gewesen. Das OVG. IiItellte sich aber unter eingehender Begründung auf 
den Standpunkt, daß § 10 II 17 ALR. auch die V crordnungsgewalt der Polizeibchör-

2 Die Ableitung des Wortes von :n:o).l1:da wird durch das Ansehen des GRIMMsehen 
Wörterbuchs (VII 1889 Sp. 1981ff.) verbürgt. Der Versuch einer anderen Ableitung (von pollex, 
Daumen, vgl. den Hinweis RegRats. STOBBE auf GUSTA v FREYTAG in der Ztschr. "Die Polizei" 
1927 S.405) wird hiergegen schwerlich etwas ausrichten. 

3 ROSIN Der Begriff der Polizei 1895, auch VerwAreh. 3 (1895) S.249ff. 
, PrOVG. 14. Juni 82, Entsch. 9, 353ff. 
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den begrenze, und erklärte die Verordnung für ungültig. Dabei ist es geblieben, 
und nicht nur in Preußen. Auch die neueste Kodifikation des Polizeirechts, die 
thüringische LVO. vom 10. Juni 1926, hat den landrechtlichen, engen Polizei· 
begriff übernommen, wenn sie, mit einer kleinen Abweichung, bestimmt (§ 32): 

"Die Verwaltung hat als Polizei die Aufgabe, der Gesamtheit oder dem einzelnen bevor. 
stehende Gefahren abzuwehren, durch die die öffentliche Ruhe, Sicherheit oder Ordnung ge­
stört wird." 

Ähnliche Begrenzungen enthalten auch Gesetze anderer Länder. 
Angesichts solchen Vorherrschens der gesetzlichen Begriffsbestimmung läuft 

eine wissenschaftliche Definition, die s ich nicht wörtlich an das Gesetz anschließt, 
immer Gefahr, ungenau zu sein. Bei dem unverkennbaren Einfluß OTTO MAYERS 

auf die Rechtsprechung des sächsischen OVG. sei wenigstens dessen Definition 
genannt. Er bezeichnet 5 die Polizeigewalt als "die öffentliche Gewalt, die auf 
dem Gebiete der Verwaltung wirksam wird zur Abwehr von Störungen der guten 
Ordnung des Gemeinwesens aus dem Einzeldasein", und die Polizei als die "Ver­
waltungstätigkeit ... , die mit jener Gewalt arbeitet". Aber Polizei ist es doch auch, 
wenn die Behörde für die Beseitigung des Felsblocks sorgt, der ohne menschliches 
Zutun auf die Straße gerollt ist; zum mindesten bei der Frage der Polizeikosten 
muß man auch solche Fälle unter den Polizeibegriff bringen können. Es genügt 
daher, wenn man die Polizei noch allgemeiner umschreibt als die Staatstätigkeit 
zur Abwehr von Störungen der öffentlichen Ordnung im Staats­
innern. 

2. Für die Arten der Polizei gibl; es verschiedene Einteilungsmöglichkeiten. 
a) Vor beugende Polizei und Polizei der Strafrech tspflege 6 • Die 

erste will die Störung hindern, die zweite den für die Störung Verantwortlichen 
zur Rechenschaft ziehen. Die Scheidung ist insofern wichtig, als für diese die StPO. 
gilt, für jene andere Bestimmungen, z. B. das preußische Gesetz zum Schutze der 
persönlichen Freiheit vom 12. Februar l850. Doch verwischt der Zweckzusammen­
hang leicht die Grenze. So haben nach § 31 des Reichskriminalpolizeigesetzes vom 
21. Juli 1922 die Landeskriminalbehörden nicht nur die Aufgabe, die Staatsanwalt­
schaften und Gerichte bei der Aufdeckung und Aufklärung von Straftaten zu unter­
stützen, sondern auch die, solche Straftaten zu verhüten. Die Polizei der Straf­
rechtspflege wird meist durch besondere Kriminalpolizeibeamte, auf dem 
Lande durch die Landj ägereF, die frühere Gendarmerie, wahrgenommen. 

b) Die Heraushebung der Schuhpolizei aus der übrigen Polizei hat nur 
beamtenrechtliche Bedeutung und hi,ngt zusammen mit den Schwierigkeiten, 
die der Feindbund der Bildung einer ;lach militärischen Grundsätzen geordneten 
Polizeimannschaft in den Weg legte. Nwh § 1 des Reichsgesetzes vom 17. Juli 19228 

war Schutzpolizei die Polizei der Länder, deren Angehörige in einem öffentlich­
rechtlichen Dienstverhältnisse standen llnd auf Zeit in der Weise angestellt waren, 
daß sie zu einer ununterbrochenen Diea.stzeit von zwölf Jahren verpflichtet waren 
und in der Regel nach Ablauf dieser Zeü ausschieden. Zur Ausführung des Gesetzes 
und später selbständig sind Landesgef,etze9 ergangen, nicht ohne durch Mannig­
faltigkeit der Bezeichnung die' Übersielt zu erschweren. In PreußenlO z. B. heißt 
die so geordnete Polizei im Einklangnit dem Reichsgesetz "Schutzpolizei" und 
bildet als solche einen Teil der sog. Vollzugspolizei, in Thüringen "Landespolizei"ll, 

6 I S. 209 Text u. Anm. 14. 6 Oder p:äventive und repressive Polizei. 
7 Vgl. für Preußen RdErl. d. Min. d. I. v. 11. Okt. 26, MinBliV. 1926 Sp.93Uf. 
8 Bis auf Übergangsbestimmungen aufgehoben durch G. v. 10. Juli 26. 
9 Vgl. auch RGes. v. 26. Febr. 26 über die Versorgung der Polizeibeamten beim Reichs­

wasserschutze. 
10 Polizeibeamtenges. v. 31. Juli 27 §§ 8iE. Ebenso Bayern (G. v. 12. Apr. 28), Württemberg 

(BeamtG. v. 21. Jan. 29 Art. 7, 253), Braunschweig (G. v.27. Juni 28),Bremen (G.v.1O.Febr.23). 
11 Thür. G. v. 15. Apr. 25. 
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in Mecklenburg-Strelitz "Staatspolizei" 12, in Sachsen, Baden, Hamburg, Mecklen­
burg- Schwerin, Oldenburg, Anhalt und Lübeck "Ordnungspolizei" 13, in Hessen 
endlich "Sicherheitspolizei" 14. 

c) Damit berühren wir eine für das Verwaltungsrecht bedeutsamere Unter­
scheidung: die in Sicherheitspolizei und Verwaltungspolizei. "Sicherheits­
polizei" im weiteren Sinne bedeutet Polizei schlechthin im Gegensatze zur Wohl­
fahrtspflege. Einige Gesetze gebrauchen aber das Wort enger, so § 143 LVG., 
wonach ortspolizeiliche Vorschriften in Städten der Zustimmung des Gemeinde­
vorstandes bedürfen, "soweit sie nicht zum Gebiete der Sicherheitspolizei gehören". 
Im Anschluß an einen königlichen Erlaß vom 14. April 1810 umschreibt man als 
die Aufgabe der Sicherheitspolizei den vorbeugenden Schutz der Rechtsordnung 
vor rechtswidrigen Angriffen15• Daher gehört die Polizei der verdächtigen 
Personen oder der erfahrungsgemäß Rechtswidrigkeiten begünstigenden Tätig­
keiten hierher, wie Überwachung von Bettlern, Landstreichern und Vorbestraften, 
l!'remdenpolizei, Presse-, Vereins- und Versammlungspolizei. Die thüringische 
LVO. rechnet im § 35 auch die Fürsorge für Ordnung, Sicherheit und Leichtigkeit 
des Verkehrs auf öffentlichen Verkehrswegen zur Sicherheitspolizei. Eine 37 Num­
mern umfassende Liste von Gegenständen der früher als Sicherheitspolizei be­
zeichneten "Ordnungspolizei" enthält eine sächsische Verordnung vom 15. Sep­
tember 1922 (§ 9). Was nicht Sicherheits- oder Kriminalpolizei ist, pflegt man mit 
dem nichtssagenden Ausdrucke "Verwaltungspolizei" zu bezeichnen16• Ein in­
zwischen wieder aufgehobenes thüringisches Gesetz vom 27. März 1924 rechnete 
u. a. die Feuer-, Bau-, Wohnungs-, Wasser-, Jagd-, Fischerei-, Sitten-, Gesundheits­
und Nahrungsmittelpolizei dazu. 

d) Entspricht die soeben behandelte Einteilung sachlichen Zuständigkeits­
gebieten, so hat man bei Unterscheidung der Polizei in Ortspolizei und Landes­
polizei räumliche Gesichtspunkte im Auge. Maßgebend ist hier, wie bei den meisten 
Abgrenzungen innerhalb der Polizei, das wahrzunehmende Interesse. Was zum 
Wohle einer einzelnen Gemeinde anzuordnen ist, ist Ortspolizei, was das ganze 
Land angeht, Landespolizei17• In einem Lande von der Größe Preußens schiebt 
sich zwischen die vom Oberbürgermeister, Bürgermeister, Polizeipräsidenten, Amts­
vorsteher oder Amtmann wahrzunehmende Ortspolizei und der dem Regierungs­
präsidenten anvertrauten Landespolizei noch die Kreispolizei als Zwischenglied ein. 

e) Hiermit verwandt ist die Unterscheidung der Polizei in Gemeindepolizei 
und Staatspolizei, nur daß es eine Gemeindepolizei im strengen Wortsinne in 
den meisten deutschen Ländern nicht gibt. Auch dort nämlich, wo die Polizei von 
einem Gemeindebeamten, wie dem Bürgermeister und seinen gemeindlichen Voll­
zugsorganen, gehandhabt wird, übt er sie typischerweise im Namen des Staates18, 

mit Gehorsamspflicht und Verantwortlichkeit nur dem Staate gegenüber, aus. 
Sie gehört zu den noch später (§ 23) zu besprechenden Auftragsangelegenheiten: 
Wenn daher der Staat in größeren Städten staatliche Polizeibehörden einsetzP9, 
so ändert sich an der Handhabung der Polizei nur dies, daß der Minister in der 
Auswahl der mit der Polizeigewalt zu betrauenden Persönlichkeiten freier gestellt 

1B G. v. 16. Mai 23. 
13 Sächs. G. v. 15. März 28. VO. v. 15. Sept. 22, bad. PoIG. v. 31. Jan. 23 § 13, hamb. 

G. v. 25. Febr. 29, meckl.-schw. G. v. 26. Jan. 24, old. G. v. 16. Juli 23, anh. G. v. 4. Apr.24, 
lüb. G. v. 7. Febr. 23. 

14 G. v. 31. März l!128. Ähnlich bad. G. v. 12. Juli 27 Art. III (Beamte des Rtaatl. 
Sicherheitsdienstes). 

15 ROSIN PolizeiverordnungsrechtB 1895 S. 247; vgl. auch H. PETERS Grenzender kommu­
nalen Selbstverwaltung in Preußen 1926 S. 199ff.; PrOVG. 24. März 27, Entsch. SI, 249ff. 

16 Z. B. eäche. VO. v. 15. Sept. 22 § 10. 
17 Z. B. bad. Polizeigesetz v. 31. Jan. 23 § 1. Vgl. auch BadVGH. 21. Dez. 10, BadVerwZ. 

1911 S. 106f. 
18 So pr. PolVerwG. v. 11. März 50 § 1 I. 19 Vgl. oben S.61ff. 
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ist als bei Verwaltung der Polizei durch den gewählten, vom Staate bloß bestätigten 
Bürgermeister. Eine Quelle von Streitigkeiten bildet in diesem Falle die Polizei­
kostenfrage. Das preußische Polizeikostengesetz vom 3. Juni 1908 unterscheidet 
unmittelbare und mittelbare Polizeikosten. Die unmittelbaren trägt der Staat, 
die mittelbaren die Gemeinde. Unmittelbare Kosten sind vor allem die Be­
soldungen der staatlichen Beamten, die Mieten für Dienstwohnungen und Polizei­
diensträume, Polizeigefängniskosten sowie "sonstige besondere Ausgaben im In­
teresse der örtlichen Polizeiverwaltung" (§ 21). Zu solchen besonderen unmittel­
baren Ausgaben gehört z. B. die Unterbringung eines Menschen in einer Irren­
anstalt zwecks Untersuchung seines Geisteszustandes, weil die Maßnahme weitere 
polizeiliche Entschließungen ermöglicben soll. Dagegen rechnet man die Unter­
bringung eines Geisteskranken in einer Irrenanstalt wegen seiner Gemeingefährlich­
keit zu den mittelbaren, von der Gemeinde zu tragenden Polizeikosten, weil 
diese Maßnahme nicht mehr zum polizeilichen Dienstbetriebe gehört, sondern 
außerhalb dieses Dienstbetriebes die Herstellung eines poIizeimäßigen Zustandes 
bedeutet 20. 

3. Von den Arten der Polizei sind deren Erscheinungsformen zu unterscheiden. 
Soweit die Tätigkeit der Polizei nichthoheitlicher Art ist, wie bei Entfernung 

jenes auf die Straße gerollten Felsblocks, bietet sie kein verwaltungsrechtliches 
Interesse. Unter den hoheitlichen Täliigkeiten aber erscheint in erster Linie der 
Polizei befehl in den beiden Spielarten der Polizeiverordnung und der befehlenden 
Polizeiverfügung. Wegen der nahen Zusammenhänge zwischen Polizeiverordnung 
und -verfügung seien beide hier nebeneinander behandelt, soweit nicht die formelle 
Seite der Polizeiverordnung ihre Darstellung schon früher, im Abschnitt über die 
Rechtsquellen (S. 119ff.), gefunden hat-. Von den übrigen Erscheinungsformen der 
Polizei wurden Polizeizwang und Polizeistrafe im Rahmen des allgemeinen 
Verwaltungszwanges und der sonstigen Rechtsbehelfe der Verwaltung näher unter­
sucht (S. 320ff.). So bleibt noch die Polizeierlaubnis übrig, auf deren Besonder­
heiten gegenüber dem Polizeibefehl anhangsweise einzugehen sein wird. Die Ver­
sagung der Polizeierlaubnis unterliegt lm großen und ganzen den gleichen Regeln 
wie die befehlende Polizeiverfügung. 

Während sich die Polizeiverordrung schon durch ihre Form klar von anderen 
Staatsakten unterscheidet, ist die begriffliche Umgrenzung der Polizeiverfügung 
nicht ganz einfach, aber doch nötig, da der Erfolg eines Rechtsmittels davon abhängig 
sein kann, ob der angefochtene Verwaltungsakt eine Polizeiverfügung ist oder 
nicht~l. Die thüringische LVO. defini(~rt so (§ 48): 

"Polizei verfügungen sind von den Polizeibehörden an bestimmte Personen erlassene poli­
zeiliche Gebote oder Verbote sowie die Ertei .ung, Versagung oder Zurücknahme einer rechtlich 
vorgesehenen polizeilichen Erlaubnis, Gemhmigung oder Bescheinigung", 

sagt aber offenbar nicht, was sie sagen will. So fehlen die Zwangsandrohungen, 
auch wären die irrtümlicherweise auf dem Gebiete der Wohlfahrtspflege sich be­
wegenden, aber als PolizeiverfügungeIl gedachten Verfügungen keine Polizeiver­
fügungen - für Preußen eine Unmögliehkeit, da dann gerade die fehlerhaften Ver­
fügungen nicht vor den Verwaltungsg(~richten angefochten werden könnten. Man 
muß den Begriff weiter fassen und urLter Polizeiverfügungen alle positiven 
und negativen Verwaltungsakte verstehen, die eine Polizeibehörde 
in Ausübung ihrer, wenn auch falsch verstandenen oder mißbräuch­
lich gehandhabten, Polizeigewalt vornimmt. Verfügungen, mit denen 
die Polizeibehörde keinen polizeilichen Zweck verfolgt, z. B. Anordnungen über 
Ablieferung von Freiexemplaren an c.ie Staatsbibliothek, sind keine Polizeiver­
fügungen, und nur der Wille des preußischen OVG. zum gerichtlichen Rechtsschutz 

20 PrOVG. 12. Juni 00, Entsch. 38, 1/IOff. 
21 Z. B. LVG. § 127; PrOVG. 14. Juni 17, Entsch. 73, 313ff. Vgl. auch oben S. 22f., 305. 
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hat es vermocht, solche Verfügungen dann als polizeiliche zu stempeln, wenn das 
Ersuchen der Staatsbibliothek unberechtigt war (oben S.405). 

Die befehlende Polizeiverfügung ist entweder eine vollziehende oder eine 
verpflich tende Verfügung22, je nachdem sie eine bereits bestehende Pflicht 
geltend macht, z. B. die Beseitigung einer verbotenerweise errichteten Reklame­
tafel verlangt, oder, wie bei Anordnung der Errichtung einer Warnungstafel vor 
einem Brunnen mit nicht einwandfreiem Trinkwasser, die Pflicht neu schafft. Die 
vollziehende Verfügung wird nach der gültigen Norm beurteilt, zu deren Ausführung 
sie erlassen ist, die Einwendung, sie gehe zu weit, ist ihr gegenüber unzulässig, 
während sich die verpflichtende Verfügung die volle Überprüfung auf Innehaltung 
der Grenzen der Polizeigewalt gefallen lassen muß. 

H. Die rechtlichen Grundlagen der Polizeigewalt. 
Es gibt gewisse Befugnisse, ohne die man sich einen Staat überhaupt nicht 

denken kann. Dazu gehört die Polizeigewalt. Das mindeste, was wir vom Staate 
verlangen, ist, daß er Ordnung in seinem Innern hält. Man muß daher ein Auge 
zudrücken, wenn sich in einigen deutschen Ländern das Polizeiverfügungsrecht 
entgegen rechtsstaatlicher Forderung nicht auf förmliche Texte gründen läßt 23• 

Die Verwaltung zehrt dann eben noch von den aus der Zeit des absoluten Staates 
herübergenommenen Machtbefugnissen, bis sich ein Gesetz der Angelegenheit an­
nimmt. 

Für Preußen aber enthält § 10 II 17 ALR. die rechtliche Grundlage für den 
Erlaß polizeilicher Verfügungen, nicht nur, wie es gerne dargestellt wird24, 

kraft eines nachträglichen Deutungswandels, sondern von Anfang an unverändert 
bis heute 25. Das ALR. denkt viel moderner, als man einem über fünfzig Jahre vor 
Einführung der Verfassung erlassenen Gesetzeswerke zutraut. Überdies verstand sich 
die Allgewalt des Staates nur in der Person des Königs von selbst, die Behörden 
bedurften für ihre Betätigungen besonderer Ermächtigungen, und eine solche Er­
mächtigung gibt das dem Grundsatze von der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung 
huldigende ALR. in seinem § 10 II 17. 

Über die rechtliche Grundlage der Polizeiverordnungcn war an anderer 
Stelle die Rede (S. 119ff.). § 10 II 17 ALR. gilt für sie nur mittelbar, sofern er den 
Polizeibegriff erläutert, deren sich die ermächtigenden Gesetze, vor allem das 
preußische Polizeiverwaltungsgesetz vom 11. März 1850 in seinem § 6i, bedienen. 

IH. Die Grenzen der Polizeigewalt, dargestellt am ungültigen PolizeibefebI. 
Der Polizeibefehl ist zunächst, wie alle Verwaltungsakte, an gewisse Form­

und Verfahrensvorsehriften gebunden26 • Als besonders wichtig sei nur zweierlei 
hervorgehoben. Der Polizeibefehl muß klar erkennen lassen, was er vom Bürger 
verlangt, er darf nicht auf fremde Gedankeninhalte, wie den Inhalt eines Heb­
ammenlehrbuchs, verweisen27, er darf namentlich nicht an Unbestimmtheit 
leiden. So hat das Kammergericnt eine Verordnung für ungültig erklärt, die das 

22 Vgl. THOMA Polizeibefchl im bad. Recht I 1906 S. 51ff., 77ff. 
23 Von ausdrücklichen Ermächtigungen seien genannt: bad. PolStGB. v. 31. Okt. 63/ 

25. Juli 23 § 30; thür. LVO. § 32; hess. StädteO. v. 8. Juli 11 Art. 129bII3, KrProvO. v. 
8. Juli 11 Art. 66 I; hamb. VO. v. 9. Juni 1826 Ziff. 1. - Wegen dcr andern Länder vgl. Gesetz, 
Gesetzesanwendung S. 272 N. 8; ferner PrOVG. 28. Nov. 16, Entsch.72, 277ff. (neue Provin­
zen); EICHNER Die Rechtsgrundlagen der Präventivpolizei 1927 (Bayern); NEBINGER WüRV. 
19 (1926) S. 81ff. (Württemberg). In Bayern behilft man sich mit Art. 102 AG. StPO. v. 
18. Aug. 79 und Art. 20 PolStGB., zwei Bestimmungen, die sich allerdings nur auf das Ein­
schreiten zur Verhütung strafbarer Handlungen beziehen. 

24 So wieder H. PETERS a. a. O. S. 199 ohne Würdigung der Problematik der Frage. 
25 Vgl. oben S. 83, 408. 26 Zum folgenden vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 225ff. 
27 KG. 8. Dez. 04, KGJ. 28 C 33 ff. VgJ. auch KG. 9. März 28, RVerwBl. 49 (1928) 

S. 964f. (Meldeformulare). 
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"übermäßige" Füttern von Tieren, llnd eine andere, die den Aufenthalt "in der 
Nähe" von Betriebsstätten untersagte~8, und das preußische OVG. hebt Verfügungen 
auf, wenn sie die "ordnungsmäßige Instandsetzung" eines Weges, die Herabmin­
derung des Hühnergeschreis auf ein "erträgliches Maß" 29, das sächsische OVG., 
wenn sie eine "durchgreifende" bauliche Verbesserllng anordnen 30. Von den all­
gemeinen Verfahrensvorschriften wurc.en die wichtigsten schon anderweit erörtert31• 

Hier sei nur die Überprüf bar kei t des Verfahrens trotz Verkünd ungs­
klausel betont. Die Erkenntnis ist für Polizeiverordnungen wichtig, bei Polizci­
verfügungen versteht sie sich von seibst. In der Polizeiverordnung wird nämlich 
bei der Verkündung angegeben, daß sie mit Zustimmung des Magistrats, Kreis­
ausschusses, Bezirksausschusses, Pro\"inzialrats, nach Anhörung dieser oder jener 
Behörde ergehe. Darf der Richter diese Erklärung der verkündenden Behörde 
auf ihre Richtigkeit prüfen 1 Die Frage wurde vereinzelt verneint, doch überwiegt 
mit Recht durchaus die gegenteilige .Ansicht32• 

Sieht man von solchen Form- und Verfahrensfehlern ab, so gibt es drei Gründe, 
die einen Polizeibefehl ungültig, d. h. also in der Regel eine Polizeiverordnung un­
wirksam, eine Polizeiverfügung anfechtbar, machen können: Rechtswidrigkeit 
in der Sache, Widerspruch mit den Tatsa.chen, Unzulässigkeit der 
zugrunde liegenden Erwägungen (Ermessensfehler). Die Rechtswidrigkeit in 
der Sache aber hat wieder zwei Spielarten33 : Widerspruch mit einer höheren 
Norm und Machtüberschreitung. 

1. Widerspruch mit einer höheren Norm liegt z. B. vor, wenn die Polizei etwas 
befiehlt, was unvereinbar mit einem höheren Befehle ist. Ein Gesetz ordnet z. B. 
die Ablieferung von Kadavern an eine Kadaververwertungsanstalt an, die Polizei 
verlangt Vernichtung der Kadaver; dlLs Gesetz geht vor, der Polizeibefehl ist un­
gültig34• Häufiger widerspricht der PoJizeibefehl einer durch Gesetz gewährten 
Freiheit. So gestattet das Reichsveminsgesetz vom 19. April 1908 ausdrücklich 
"gewöhnliche Leichenbegängnisse", ohne daß sie der Anzeige oder Genehmigung 
bedürfen (§ 911); also sind Polizeiverc,rdnungen, die Laienreden am Grabe auch 
dort, wo solche herkömmlich sind, verbieten, ungültig wegen Widerspruchs mit 
einer höheren Norm35• Ebenso ist ungültig eine Verordnung, die den Zwischenhandel 
auf dem Wochenmarkt verbietet, da sie sich mit der von der GewO. gewollten 
Marktfreiheit in Widerspruch setzt36• Allerdings sind manche gesetzlichen Freiheit­
gewährungen nicht unbedingt gemein1" sondern als einschränkbar durch Verord­
nung oder Verfügung. So folgt aus der Freiheit, einen Gewerbebetrieb zu eröffnen, 
nicht, daß der Betrieb keinen Schranken unterliegt, und namentlich steht die Frei­
heit des Eigentums nicht polizeilichen Regelungen dieser Freiheit entgegen. Denn 
Gesetz im Sinne der Grundrechte, die .\usnahmen "auf Grund von Gesetzen" oder 
in ähnlichen Wendungen zulassen, sind auch Ermächtigungen nach Art des § 10 II 17 
ALR. oder der Gesetze über das Polizeiverordnungsrecht37• 

2. Während die Lehre vom Widempruch meist keine Schwierigkeiten bereitet, 
stecken die Hauptprobleme in der Lehre von der Machtüberschreitung. Dies muß 
allerdings nicht sein. Gewisse ErmächtJgungen, namentlich in Sondergesetzen, sind 

28 KG. 22. März 09, "Das Recht" 1909 Sp. 750; KG. 12. Juli 27, Entsch. Erg. 7, 158ff. 
29 PrOVG. 4. Dez. 24, Entsch. 79, 140ff; PrOVG. 3. Apr. 03, PrVerwBI. 25 (1904) S. 202f. 
30 SächsOVG. 13. Nov.07, Jahrb. 11, 31Sff. Vgl. auch BayObLG.26. Apr.27, SammISt. 27, 

108ff. (Anordnung "langsamen" Fahrens). 
31 Oben S.279f. 
32 Nachweise Gesetz, Gesetzesanwendung S.236 N.42. 
33 über deren Verhältnis zu einander -,gI. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 244ff. 
34 RG. VII. ZivSen.26. Jan. 00, JW. 1')00 S. 195ff. Vgl. jetzt RGes. v. 17. Juni 11. 
35 KG. 4. Febr. 09, KGJ. 37 C 58ff. 
36 KG. 26. Febr. 94, KGJ. 15, 23Mf. Vgi. noch KG. 7. Okt.21, JW. 1922 S. 31M.; PrOVG. 

4. Mai 15, Entsch. 69, 317ff.; HambVG. 22. März 26, JW. 1926 S.2320. 
87 Vgl. z. B. BadVGH. 24. Febr. 25, BadVerwZ. 1925 S.72ff. 
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so klar gefaßt, daß es ein leichtes ist, eine Zuständigkeitsüberschreitung fest­
zustellen. Gestattet z. B. ein Gesetz ortspolizeiliehe Vorschriften für den Verkehr 
auf Viehmärkten, so ist eine solche Vorschrift ungültig, wenn sie den Viehhandel 
an den Vortagen des Viehmarktes verbietet, denn hier deckt sich die Anordnung 
offenbar nicht mit der Ermächtigung38• Weniger einfach liegen die Dinge bei den 
unbestimmten, weitgesteckten und doch nicht als grenzenlos gedachten Ermäch­
tigungen des § 10 II 17 ALR., des § 6i Polizeiverwaltungsgesetzes und der ent­
sprechenden Bestimmungen der übrigen Länder. Die Ortspolizeibehörde z. B. 
kann nach § 6i PolVerwG. durch Verordnung alles regeln, "was im besonderen 
Interesse der Gemeinden und ihrer Angehörigen polizeilich geordnet werden muß". 

Will man in die umfangreiche Rechtsprechung zu jenen Bestimmungen eine 
gewisse Ordnung bringen, so muß man sich zunächst fragen: Welche Mittel stehen 
der Polizei für die Erfüllung ihrer Aufgaben überhaupt zur Verfügung? Dann: 
Innerhalb welcher Grenzen muß sie sich mit den ihr an sich zustehenden Mitteln 
halten? Ferner: An welche Adresse muß sie ihre Anordnungen richten? Endlich: 
Welche Folge hat die Überschreitung der von der Polizei sich selbst 
gesetzten Schranken? Die umfangreichste Rechtsprechung gibt es zur zweiten 
und zur dritten Frage, aber auch die erste und die vierte Frage sind für die Um· 
grenzung der Polizeigewalt wichtig. 

a) Unzulässigkeit des Mittels. Das der Polizei normalerweise zur Vf'l"­
fügung stehende Mittel ist der auf die unmittelbare Verwirklichung eines poli­
zeimäßigen oder Verhütung eines polizeiwidrigen Zustands tatsächlicher Art ge· 
richtete Befehl. 

Der Befehl muß der unmittelbaren Verwirklichung oder Verhütung dienen. 
Auferlegung einer Geldleistung ist erst im Vollstreckungsverfahren zulässig. So 
kann die Behörde zum Zwecke der Mückentilgung den Hauseigentümern befehlen, 
die Keller im Winter auszuräuchern, sie kann auch, wenn sich die Maßnahme nicht 
anders durchführen läßt, den Eigentümern die Verpflichtung auferlegen, das Aus­
räuchern durch Beauftragte der Polizei zu dulden, aber sie kann für diese Maß­
nahme keine Geldentschädigung verlangen. Ob es die Gemeinde durch Gemeinde· 
beschluß unter dem Gesichtspunkte der Erhebung eines Beitrags für eine Gemeinde· 
veranstaltung könnte, ist hier nicht zu erörtern. Die Polizei muß ferner bei ihren 
Befehlen die Verwirklichung oder Verhütung tatsächlicher Zustände im Auge 
haben, Eingriffe in PrivatrechtsverhäItnisse stehen ihr nicht zu. Sie kann 
z. B. nicht die privatrechtliehe Haftung des zum Streuen bei Glatteis verpflichteten 
Anliegers ausschließen 39 oder einen polizeiwidrigen Gegenstand mit privatrechtlichen 
Folgen einziehen oder auch nur die Ablieferung, z. B. einer 'Vaffe, mit Übereignungs­
wirkungen verlangen, es sei denn, daß ein besonderes Gesetz sie dazu ermächtigt.40• 

Das der Polizei zustehende Mittel ist endlich der Befehl in den Formen des Gebots 
und des Verbots. Die Polizei darf sich die Sache nicht bequem machen und, statt 
zu verbieten, das Erlaubte aufzählen, da sie, angesichts der Unvollkommenheit 
des menschlichen Denkens, auf diese Weise fast immer mehr untersagen würde, als 
sie bei positiver Fassung ausgesprochen hätte41• 

Das so umschriebene, der Polizei zustehende Mittel ist weiteren Beschränkungen 
unterworfen, zunächst räumlichen42• Die Polizeigewalt endigt sicher an der Lan­
desgrenze. Eine preußische Polizeibehörde kann sicher keine Verfügung an den 

38 BayObLG. 10. Nov. 08, SammiSt. 9, 75f. Vgl. jetzt § 4 RGes. ü. d. Verkehr mit Vieh 
und Fleisch, Bek. v. 10. Aug. 25. 

39 RG. VI 11. Apr. 21, RGZ. 102, 269ff. 
40 Über diese Fragen DELIUS PrVerwBl. 46 (1925) S. 353f.; PrOVG. 2. Apr. 25, ebenda 

S.579f. Vgl. jetzt Schußwaffengesetz v. 12. Apr. 28 § 17II . Bedenklich daher KG. 4. }1'ebr. 27, 
GoltdArch. 72 (1928) S. 105f. (Eigentum am Kehricht). 

u KG. 19. Juni 11, KGJ. 41, 367ff.; BayObLG. 4. März 11, Samml. 11, 114ff. 
42 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S.253f., 270. 
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Eigentümer eines auf bremischem Gebiet liegenden Ufergrundstücks richten mit 
der Anordnung, das Grundstück zu befestigen. Ob die Polizeigewalt an der Grenze 
des Amtssprengels endigt, ist in den deutschen Ländern verschieden geregelt. 
In Preußen erwägt man so: Wenn die Ortspolizeibehörde nur anordnen darf, was 
im besonderen Interesse der Gemeinden, nämlich der der Ortspolizeibehörde unter­
stellten Gemeinden, und ihrer AngehörJgen polizeilich geordnet werden muß43, so darf 
sie gegen keine Schädigung einschreiten, die sich ausschließlich im Nachbarbezirk 
bemerkbar macht", selbst wenn eine /lolche, z. B. Verseuchung eines Wasserlaufs, im 
eigenen Bezirk, vielleicht gerade an der Grenze, entsteht. Da aber vernünftiger­
weise irgendeine Zuständigkeit gegeben sein muß, billigt man sie der Ortspolizei­
behörde des Nachbarbezirkes zu und gestattet ihr Anordnungen an die außerhalb 
des Bezirks wohnenden Störer 45. A.ndere Länder behandeln die Amtsgrenze 
ebenso wie die Landesgrenze. Auch 'l'hüringen gehört zu dieser Gruppe, erweitert 
aber in Dringlichkeitsfällen die Amtsbefugnisse über die Grenze des Sprengels 
hinaus (LVO. § 38). 

Unzulässig ist die Weiterüber1iragung der Polizeigewalt. Wenn das 
Gesetz für gewisse wichtigere Anordnungen den Regierungspräsidenten zuständig 
macht, so will es, daß er die Anordnung trifft und nicht ein von ihm ermächtigter 
Amtsvorsteher . Ebensowenig darf die Ortspolizeibehörde die ihr anvertraute Macht 
auf Vollzugsbeamte übertragen46. Doch darf man hier keine Prinzipien reiten, 
wenn ohne solche auf das Nötigste beschränkte Übertragungen der von der Be­
hörde erlaubterweise verfolgte Zweck nicht erreicht werden kann. Daher sind die 
in ihrer Gültigkeit mehrfach angezweifelten Bestimmungen der Straßenverkehrs­
polizeiverordnungen, daß den Anordnungen der Verkehl'sschutzleute Folge zu 
leisten sei, nicht zu beanstanden47. Denn die Regelung des Verkehrs ohne Ver­
kehrsschutzmann ist heute vielfach unmöglich. 

Mehr in den Bereich der Sondergesetzgebung fällt der Ungültigkeitsgrund des 
zu geringen Umfangs des Polizeibofehls. Das Gesetz läßt gewisse Maßnahmen 
zu, aber nur wenn sie alle Beteiligten Lreffen oder in vollem Umfange zur Anwen­
dung kommen. Sehr klar drückt § 1 II des Vereinsgesetzes vom 19. April 1908 diesen 
Gedanken aus: die allgemeinen sicherheitspolizeilichen Bestimmungen des Landes­
rechts finden auch gegen Vereine und Versammlungen Anwendung. Eine Polizei­
verordnung kann also z. B. den Auf,~nthalt einer größeren Menschenmenge in 
schindelbedeckten Räumen mit nur einem Ausgang aus Gründen der Feuersgefahr 
überhaupt verbieten, aber nicht das \Terbot auf politische Versammlungen ein­
schränken; so bildet die Verkoppelung der Versammlungen mit der Allgemeinheit 
einen Schutz jener gegen Willkür. lfür Polizeiverfügungen, die mit Erfolg an­
gefochten werden können, weil ihr Umfang der Sache nach zu gering ist, bietet 
§ 35 GewO. Beispiele. So darf die Polizeibehörde dem unzuverlässigen Tanzlehrer 
die Ausübung des Gewerbes ganz untersagen, nicht aber die Abhaltung einer ein­
zelnen Tanzstunde; der 'l'anzlehrer wird so vor polizeilichen Nadelstichen bewahrt, 
auch wird sich die Behörde eine gänzliche Untersagung länger überlegen als eine 
Untersagung für den Einzelfall 48. 

Mit der Frage des Umfangs nahe verwandt ist die nach dem Verhältnis von 
PoHzeiverfügung und Polizeiverordnung. Hat die Behörde freie Hand, 
ob sie eine Angelegenheit durch VerlLgung oder durch Verordnung regeln soll? 

43 PolVerwG. § 6i. 44 KG. 28. Febr. 01, KGJ. 21 C 56ff. 
45 Z. B. PrOVG. 21. Apr. 04 u. 19. Dez. 11, Entsch. 45, 329ff. u. 61, 145ff. Ebenso LVG. 

Schwerin 4. Juni 26, MecklZ. 42 (1926) Sp. 655ff. 
46 KG. 24. Okt. 24, KGJ. 46, 316ff. (Ordnung des Kartenverkaufs in einem Theater). 
47 So mit Recht zuletzt OLG. Jena 19. Juni 25, SächsThürArchR. 3 (1926) S. 146ff. 

V gl. zur Frage auch Gesetz, Gesetzesanwendung S. 259f. 
48 PrOVG. 15. Febr. 94, Entsch. 26, 286fj.; ähnlich PrOVG. 21. Dez. 14, Entsch. 68, 393ff. 
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Rechtsstaatlieh ist die Verordnung das bessere 49, da sie alle, die es angeht, ohne 
Ansehen der Person trifft. Die süddeutschen Polizeistrafgesetzbücher tragen diesem 
Gedanken Rechnung, bei ihnen herrscht die Ermächtigung zum Erlas~e von Ver­
ordnungen unverkennbar vor. Anders in Norddeutschland, Preußen insbesondere. 
Da nach dem vielgenannten § 6i PolVerwG. zu den Gegenständen ortspolizeilicher 
und entsprechend auch der höheren Vorschriften alles gehört, was "polizeilich" 
geordnet werden muß, dies "polizeilich" aber auf § 10 II 17 ALR., jene Ermächti­
gungsnorm für Polizeiverfügungen, hinweist, so gilt in Preußen die, wenigstens 
grundsätzliche, Regel, daß, was durch Polizeiverordnung geregelt werden kann, 
auch durch Polizeiverfügung geregelt werden könnte. Ebenso gilt der Satz in seiner 
Umkehrung. Ausnahmen finden sich nicht sowohl im Polizeiverwaltungsgesetz, 
denn die "Leichtigkeit" des Verkehrs, die das Gesetz neben der Ordnung und Sicher­
heit des Verkehrs als Gegenstand ortspolizeilicher Regelung nennt, gehört zur Ord· 
nung im weiteren Sinne und würde auch ohne ausdrückliche Nennung im landrecht­
lichen Polize;begriff enthalten gewesen sein49a, als vielmehr in Einzelgesetzen. So 
kann der Regierungspräsident Bauverbote für landschaftlich hervorragende Gegenden 
nur allgemein anordnen, nicht einem bestimmten Baulustigen gegenüber liO• Wo aber 
solche Unterschiede in der Verwendbarkeit von Polizeiverordnung und Polizei­
verfügung bestehen, erhält die wegen der Verschiedenartigkeit der Form ganz 
allgemein wichtige Frage erhöhte Bedeutung, wie sich das Recht zu der ver­
schleierten Verordnung in Verfügungsform oder der verschleierten 
Verfügung in Verordnungsform stellt. Die Rechtsprechung läßt von den 
heiden Formentartungen die erste nicht zu. Ist nach § 120d GewO. die zu­
ständige Polizeibehörde "befugt, im Wege der Verfügung für einzelne Anlagen" 
Arbeiterschutzbestimmungen zu treffen, und erläßt sie ein gleichlautendes Rund­
schreiben an alle Ziegeleibesitzer des Bezirks, so ist die Maßnahme im Ergebnis eine 
Verordnung und daher unzulässig 51. Dagegen läßt sich der zweiten Formentartung 
schwerer beikommen, da eine Verordnung, auch wenn sie auf eine bestimmte Person 
zugeschnitten ist, kraft ihrer Abstraktheit doch die Möglichkeit offen läßt, daß auch 
andere Personen unter sie fallen. Nur in außergewöhnlichen Fällen, wenn der Wille 
des Verordnenden, eine bestimmte Person ausschließlich zu treffen, aus der Ver­
ordnung selbst oder aus den Umständen des Falles klar erhellt, ist der Richter befugt, 
die sogenannte Verordnung für ungültig zu erklären 52. 

b) Nich t beach tung der beiden Grenzen der Polizeigewalt 53. Üblicher­
weise denkt man nur an eine Grenze der Polizeigewalt, jene, bis zu der die Be­
hörde mit ihren Anordnungen gehen darf. Da sie aber nicht gegen jede Polizei­
widrigkeit einschreiten muß, vielmehr in weitem Rahmen ab- und zugeben kann, 
da andererseits die Polizeiwidrigkeit einen solchen Grad erreichen kann, daß die 
Behörde nicht mehr untätig bleiben darf, muß es noch eine zweite Grenze der 
Polizeigewalt geben. Wir nennen sie die Grenze der Schädlichkeit, da hier die 
Untätigkeit der Polizei anfängt, so schädlich zu werden, daß das Recht ein Ein­
schreiten fordert, im Gegensatze zur Grenze des Übermaßes, die von der Be­
hörde nicht überschritten werden darf, wenn ihr Befehl nicht gesetzwidrig wegen 
Übermaßes sein soll. Man kann sich die beiden Grenzen dadurch veranschaulichen, 
daß man sie auf eine Skala nach Art einer Thermometerskala aufträgt. Gründe, 
die noch zu erörtern sein werden, machen die Auftragung auf der Minusseite nötig. 
Für die Grenze der Schädlichkeit sei die Zahl - 10 gewählt, für die Grenze des 
Übermaßes die Zahl - 2. 

'9 OTTO MAYER I S.230. 498 So mit Recht ThÜrOVG. 14. Apr. 28, RVerwBl. 49 (1928) 
S. 989; anders KG. 21. Juni 27, ebenda S. 350. 50 Verunstaltungsges. v. 15. Juli 07 § 8. 

51 BayObLG. 27. März 09, SammiSt. 9, 208ff. Vgl. auch PrOVG. 5. Dez. 10, Entsch.59, 
363ff. 

62 Vgl. hierüber Gesetz, Gesetzesanwendung S.266f., 356ff. 
03 Zum folgenden vgl. a. a. O. S. 267ff. 
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a) Die Grenze der Schädlichkeit ist nach unten überschritten, wenn die Polizei 
nach gesellschaftlichen Anschauungen einschreiten muß. So darf sie bei lebens­
gefährlichem Rodeln nicht untätig zU:lehen, sondern muß Vorkehrungen treffen 
bei Vermeidung der Geltendmachung (,er Amtshaftung durch den Geschädigten54• 

Die Grenze der Schädlichkeit wird gewöhnlich so wenig beachtet, daß namhafte 
Gelehrte ein Urteil des preußischen OVG. für unrichtig erklären konnten, das in 
Wirklichkeit durchaus dem Rechte ent:lprach55• Die Polizei hat eine Baugenehmi­
gung erteilt, widerruft aber trotz teilVteiser Ausführung des Baues, als sie merkt, 
daß er sich in der Nähe einer Sprengstoffabrik befindet. Das OVG. bestätigt den 
Widerruf mit Recht, obgleich nach Be~inn der Ausführung eine Baugenehmigung 
nicht mehr zu den frei widerruflichell Verwaltungsakten gehört. Denn mit der 
Genehmigung hatte die Polizei die G:enze der Schädlichkeit überschritten, also 
einen Zustand geschaffen, gegen den sie wieder einschreiten mußte, also eine Ge­
setzesverletzung begangen, und Gesetzwidrigkeit rechtfertigt die Zurücknahme 
auch eines nicht frei widerruflichen Aktes. 

ß) Im Gegensatze hierzu ist die (henze des Übermaßes bestimmt durch die 
Linie, bei deren Erreichung die Möglicrrkeit für ein polizeiliches Einschreiten auf­
hört. Die Freihcit zum Einschreiten üegt also für die Polizei nur zwischen den 
beiden Grenzen, zwischen den Skalaziffern -10 und - 2. Unter -10 muß 
sie einschreiten, bei - 2 und darüber darf sie nich teinschreiten. Es ist verständlich, 
daß man sich vor allem mit dieser zweiten Grenze beschäftigt, die bestimmt ist 
durch die Linie, bis zu der gerade noch reicrrtein genügendes, von der befehlenden 
Behörde wahrzunehmendes, öffeLtliehes Interesse an der Beseitigung 
oder Verhinderung eines Übelshndes. 

I. Damit die Polizei einschreiten darf, muß also zunächst über ha u pt ein 
vernünftiges Interesse vorhanden sein. Für bürokratische Neigungen oder 
Schikanen hat das zur Nachprüfung berufene Gericht kein Verständnis. So ist 
es zwar ungehörig, vielleicht sogar strafbar, wenn jemand ohne die erforderliche 
Genehmigung baut oder eine Reklametafel aufstellt, aber wegen dieses formalen 
Verstoßes allein kann die Polizei nicht Beseitigung des nun einmal errichteten Baues 
oder der Tafel verlangen, sondern nur bei sachlicher Polizeiwidrigkeit, also dann, 
wenn sie den Antrag auf Genehmigung hätte ablehnen können oder müssen56• 

II. Die Behörde muß zur Wahrung des Interesses zuständig sein, örtlich, 
sachlich, gegebenenfalls auch zeitlich. Daß die Ortspolizeibehörde, außer kraft 
besonderen Auftrags57 , keine landespolizeiliche Verfügung erlassen kann, ist klar, 
ebenso ist es aber auch der Landes- oder Kreispolizeibehörde in der Regel nicht 
gestattet, sich an die Stelle der Ortspolizeibehörde zu setzen 58. Die Zuständigkeits­
frage ist besonders wichtig, wenn die algemeine Polizeigewalt mit Sonderpolizei­
gewalten in Berührung kommt, z. B. mit der Wege-, Wasser- oder Bahnpolizei59• 

Ähnlich wie bei der Abgrenzung der örtlichen Zuständigkeit gilt hier in Preußen 
und anderen Ländern die Interessentheorie : maßgebend für die Bestimmung der 
Zuständigkeit ist das zu wahrende Intl~resse. So kann die Chausseepolizeibehörde 
die Einleitung von Spülwässern in den Chausseegraben verbieten60, und nicht der 

64 BadVGH. 26. Jan.lO, BadVerwZ. [910 S. 117f.; vgl. aueh BayVGH. 20. Okt. 11, 
Samml. 33, 9ff. Dazu meine Bemerkungen im PrVerwBl. 46 (1925) S. 490 gegen OHLE, ebenda 
S.36lf. 

66 Belege oben S. 273 N. 173 u. 174. 
66 PrOVG. 24. Okt. 05 u. 2. März 22,i!:ntseh. 48, 360ff. u. 77, 460ff. Vgl. au eh PrOVG. 

2. März 15, Entseh. 69, 391ff.; LVG. Sehw(rin 27. Apr. 28, MeeklZ. 44 (1928) Sp.654ff. 
67 Vgl. z. B. PrOVG. 14. Nov. 13, Ents3h. 65, 216ff. 
68 PrOVG. 28. Fehr. 18, Entseh. 74, 341ff.; vgl. aueh KG. 27. Apr. 26, PrVerwBI. 47 

(1926) S.446. 
69 Vgl. FR. MÜLLER, PrVerwBI. 37 (1916) S. 114ff.; HEINE, PrVerwBl. 46 (1925) S.85, 

47 (1926) S.121. 
60 PrOVG. 13. Juli 14, PrVerwBI. 37 (1916) S. 460f. 

Jellinek, VerwaltungRrechL ~. Aufl. 27 
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Orts-, sondern der Bahnpolizeibehörde steht es zu, im Interesse des Bahnbetriebs 
gelegene Anordnungen über den Verkehr an einer Kreuzungsstelle zu treffen61• 

III. Nur übelstände darf die Polizei verhindern oder beseitigen wollen. Die 
große Bedeutung des PÜTTERsehen Polizeibegriffs ist es ja gerade, daß er die W ohl­
fahrtspflege aus den Befugnissen der Polizei ausscheidet. Die Polizei darf also, 
wenn nicht besondere gesetzliche Ermächtigungen vorliegen, nie einschreiten, um 
den vorgefundenen Zustand über den Nullpunkt unserer Skala zu heben. Wo aber 
der Nullpunkt liegt, wo die Grenze läuft zwischen Vorteil und Nachteil, bestimmt 
sich nach allgemeinen gesellschaftlichen Anschauungen; daß es einen solchen Null­
punkt gibt, kann nur der leugnen, der da meint, jedes Lustgefühl sei nichts als das 
Fehlen von Unlust oder jedes Unlustgefühl nichts als das Fehlen von Lust. So ist 
es Wohlfahrtspflege, wenn die Polizei das Bauen verbietet, um eine schöne Aus­
sicht zu schützen62, oder wenn sie anordnet, daß die ankommenden Badegäste mit 
einem Wagen vom Bahnhof abgeholt werden müssen63, oder wenn sie nach dem 
Kriege die Weiterbeschäftigung weiblicher Lichtbildvorführer verbot, um den 
heimkehrenden Soldaten Verdienstmöglichkeiten zu geben64• Die Herrichtung von 
Spielplätzen konnte die Polizei von der Gemeinde im Jahre 1916 jedenfalls nicht 
nach § 10 II 17 ALR. fordern65 , doch ist es gerade hier leicht möglich, daß fort­
schreitende Aufklärung über die gesundheitliche Bedeutung des Spiels die All­
gemeinheit veranlaßt, das Nichtvorhandensein eines Spielplatzes als eine Polizei­
widrigkeit anzusehen. Eines besonderen Gesetzes bedurfte es in Preußen, um die 
Gültigkeit von Körpolizeiverordnungen außer Frage zu stellen66 • Denn das OVG. 
hatte mit Recht eine Verordnung für ungültig erklärt, die das Decken von Stuten 
mit nicht gekörten Hengsten verbot67• Verbesserung oder auch nur Erhaltung der 
Rasse ist bei Pferden Wohlfahrtspflege, bei Rindern kann man, namentlich seit 
der Hungersnot während des Krieges, anderer Ansicht sein, da eine ungeregelte 
Rindviehzucht leicht zu Mindererträgen an Milch und Fleisch und damit zu Ge­
fahren für die Volksernährung führen kann68• 

IV. Die Polizei darf nur im öffentlichen Interesse befehlen. Allerdings 
spricht § lOH 17 ALR. neben der Erhaltung der öffentlichen Ruhe, Sicherheit 
und Ordnung und neben der Abwendung der dem Publikum bevorstehenden 
Gefahr auch von Gefahren, die einzelnen Mitgliedern des Publikums drohen. 
Wenn man aber die Handhabung der Bestimmung durch die Polizei beobachtet, 
die bei Beschwerden einzelner über unerträgliche Geräusche und ähnliches sich 
erst vergewissert, ob auch noch andere Personen ihre Gesundheit als gefährdet 
ansehen, so merkt man wohl, daß die Polizei nicht glaubt, ohne Vorhandensein 
irgendeines öffentlichen Interesses einschreiten zu dürfen. Das ALR. nennt ja 
den einzelnen auch nicht schlechthin, sondern nur als Mitglied des PublilmmR. 
Auch liegt in dem Worte "Gefahr" eine Bewertung, die in Beziehung zum öffent­
lichen Interesse steht. Die nahe Wahrscheinlichkeit, daß ein Theaterdichter mit 
seinem Stücke durchfällt, ist eine "Gefahr" für ihn, aber sicher nicht eine Gefahr 
im Sinne des ALR., weil sich die Allgemeinheit diese Gefahr nicht zn eigen macht.. 
Dagegen ist die schwere Gesundheitsgefährdung des einzelnen eine Gefahr im Sinne 
des ALR. deshalb, weil es der Allgemeinheit nicht gleichgültig ist, ob eines ihn'r 
Mitglieder stirbt oder dahinsiecht69 • So erklärt es sich, daß die Polizei die Dichtung 
schadhafter Fenster einer Mietwohnung verlangen70 oder gegen das C~eräuRch zweipr 

61 KG. 9. Dez. 01, Arch. f. Eisenbahnwesen 1902 S. 1132ff. Vgl. auch WürttVGH. W. Xov. 
24, WüRV. 19 (1926) S. 135ff. 

62 PrOVG. 14. Juni 82, Entsch. 9. 353ff. 63 KG. 30 .. Tan. 93, GoltdArch. 4-0, 3H2f. 
64 PrOVG. 5. Febr. 20, Entsch. 75, 38lff. 65 PrOVG. 22 .. Juni W, Entsch. 7l, 34-lff. 
66 G. V. 4. Aug. 22. 67 PrOVG. H. Apr. 22, EntHch. 77, 327ff. 
68 V gl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 273f. 
69 Vgl. SächsOVG. 5. Febr. 18, Jahrb. 24, 252ff. (Bienengefahr). 
70 PrOVG. 6. März 24, JW. 1924 S. 2087f. 
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Kreissägen einschreiten kann71 , seIhst wenn nur eine Familie oder sogar nur ein 
einzelner gefährdet ist. Auch bei der Anhaltung eines Güterwagens, in dem eine 
Frau die Möbel ihres Ehemannes {.)rtschaffen will, handelt die Polizei nicht nur 
im Interesse des I<Jhemannes, sondern auch der durch eine strafbare Handlung 
bedrohten Rechtsordnung72. Ohne solches Hineinspielen des öffentlichen Inter· 
esses darf sich die Polizei nicht in private Streitigkeiten mischen, z. B. keine Wege. 
streitigkeit zwischen zwei Nachbarn entscheiden wollen73• Die thüringische LVO. 
hat daher bei ihrer Begriffsbestimmung der Polizei (§ 32) ausdrücklich betont, 
auch die dem einzelnen bevorstehende Gefahr müsse eine solche sein, durch die die 
öffentliche Ruhe, Sicherheit und Ordnung gestört wird74. Fehlt es an einer Be· 
teiligung der Allgemeinheit, so stehb dem Privaten ja immer noch die Erhebung 
der Klage vor den ordentlichen Gerichten frei. Auch das badische Polizeistraf· 
gesetzbuch (§ 30Il) gestattet polizeiliches Einschreiten immer nur, wenn es "im 
öffentlichen Interesse geboten" erscheint75 . 

Die Notwendigkeit des Vorhandenseins eines öffentlichen Interesses führt zur 
Verneinung gewisser Typen von pol izeilichen Maßnahmen. So ist unzulässig der 
Schutz des einzelnen vor sich selbst. Polizeiverordnungen, die das Herab· 
springen von der fahrenden Straßenbahn verbieten, sind nur insofern gültig, 
als der Abspringende den Verkehr, insbesondere das Vorfahren von Kraftwagen, 
stört76• Auch darf die Polizei dem Löwenbändiger das Auftreten jedenfalls nicht 
deshalb verbieten, weil er von den Bestien zerrissen werden könnte77 • Ebenso steht 
es dem Eigentümer eines Teiches frei, die dünn gefrorene Eisdecke zu betreten. Wenn 
trotzdem der Polizeibeamte dem Sebstmörder ins Wasser nachgeht und ihn ge· 
waltsam rettet, so ermächtigt einmal das Gesetz zum Schutze der persönlichen 
Freiheit vom 12. Februar 1850 dazu, außerdem ist der Selbstmörder meist nicht 
ganz bei Sinnen, hat sich also nicht mit freiem Willen in die Gefahr begeben. 
Andere Maßnahmen wieder zum Schutze des einzelnen vor sich selbst sind gültig, 
weil das öffentliche Interesse hineinspielt. So kann das Betreten eines gefrorenen 
Sees durch das Publikum verboten werden, weil das Beispiel bewußt waghalsiger 
Leute auf schutzbedürftige Personen ansteckend wirkt, und das Verbot des Ge· 
brauchs von Ofenklappen läßt sich aunh für Privatwohnungen rechtfertigen, einmal, 
weil die wenigsten !-lich der Gefahr (liner Kohlenoxydgasvergiftung bewußt sind, 
dann, weil auch Kinder und Gäste geschützt werden, endlich weil ein Massensterben, 
selbst wenn der einzelne mit der Selbsbgefährdung einverstanden ist, der Allgemein. 
heit nicht gleichgültig sein kann 78. Unzulässig ist ferner ein in rein fiskalischem 
In teresse erlassener Polizeibefehl, denn der Fiskus genießt keinen größeren Schutz 
durch die Polizei als der Privatmann. ~ine Polizeiverordnung, die z. B. das Räumen 
des Marktstandes vor Entrichtung de:, Standgeldes verbietet, ist daher ungültig79. 
Unzulässig ist aber auch der über das Jliaß des Gewöhnlichen hinausgehende Schutz 
einer öffentlichen AnstaIt8o. Un',er dem Namen einer "AnstaItspolizei" hat 
man der Polizei ganz allgemein das Hecht geben wollen, Verordnungen und Ver· 

71 PrOVG. 18. März 15, PrVerwBl. 38 (1917) S.359f.; ähnlich PrOVG. l(l. Sept. 18, 
PrVerwBl. 40 (1919) S.364f. 

72 PrOVG. 20. Apr. 22, Entsch. 77, 3~·3ff. 
73 LVG. Schwerin 3. Okt. 24, MecklZ. 42 (1926) S.227ff. Vgl. auch PrOVG. 7. Okt. 13, 

Entsch. 65, 412ff.; SächsOVG. 20. Nov. 25, Jahrb. 29, 134f. 
74 VgI. schon ThÜrOVG. 17. Mai 16, Jahrb. 4, 88ff. 
75 VgI. BadVGH. 28. Sept. 15, BadVer'vZ. 1916 S. 57f. u. PrOVG. 28. Okt. 26, PrVerwBI. 

48 (1927) S. 356 (Trennung in wilder Ehe LI.bender). 
76 KG. in einer noch nicht veröffentliJhten Entscheidung von 1928. 
77 PrOVG. 11. Mai 03, PrVerwBI. 25 (1904) S.16lf. 
78 VgI. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 275. 
79 KG. 12 .• Juli 88, KGJ. 8, 140ff.; ,gI. auch PrOVG. 5. Juni 24, Entsch.7Ü, 157ff.; 

ThÜrOVG. 23. Okt. 15, Jahrb.3, 187ff. 
80 Gesetz, Gesetzesanwendung S. 278ff 



420 § 20. Die Polizei. 

fügungen zugunsten öffentlicher Anstalten zu erlassen. Allein ohne besondere ge­
setzliche Ermächtigung gibt es eine derartige Befugnis sicher nicht. Polizei ver­
ordnungen zum Schutze des Schulbesuchs sind ungültig, polizeilicher Zwang bei 
schulärztlichen Untersuchungen unzulässig81. Bezeichnungen, wie "staatlich ge­
nehmigte Musik- und Gesangschule" , können jedenfalls nicht zum Schutze der 
Schulverwaltung verboten werden, sondern höchstens zum Schutze des Publikums 
gegen Irreführung82 • Eine Starkstromanlage ist nicht schon deshalb verbietbar, 
weil sie eine in der Nähe befindliche Reichstelegraphenleitung stört83 • Auch das 
Verbot eines Aufsatzinstituts, das gegen Entgelt die den Schülern höherer Lehr­
anstalten aufgegebenen Hausaufsätze anfertigt, läßt sich nicht als "anstaltspoli­
zeiliche" Maßregel rechtfertigen, sondern nur als eine gcgen den Sittenverderb der 
Jugend gerichtete 84 • Das Verbot des Tragens amtlicher Uniformen durch Unbefugte 
aber beruht auf der Sonderbestimmung des § 3608 StGB. Wenn die Polizei über­
haupt eine Anstalt besonders schützen darf, so die "Polizeianstalt" selbst, also 
ihre eigene Tätigkeit. Das Verbot, Polizeihunde wegzulocken oder die Verkehrs­
schutzleute zu belästigen, wäre demnach gültig, weil hier eine unmittelbare Ge­
fährdung der öffentlichen Ordnung vorliegt. Dieser Schutz der notwendigen poli­
zeilichen Tätigkeit darf aber nicht ausarten in Anordnungen zugunsten der poli­
z e i li c h e n Be q u e m I ich k e i t, das polizeidienstliche Interesse an sich ist noch 
kein öffentliches Interesse im Sinne des Polizeirechts. So darf sich die Polizei nicht 
die Überwachung erleichtern. Sie kann zwar den Verkauf von Speiseeis an 
Kinder verbieten, aber nicht verlangen, daß sich der Speiseeisverkäufer 200 m von 
den Schulen entfernt hält85 . Ebensowenig kann die Polizei das Vorhandensein 
eines für Wohnzwecke ungeeigneten Raums verbieten, da sie ja durch unvermutete 
Nachprüfungen feststellen kann, ob der Raum bcstimmungswidrig verwandt wird 
oder nicht86• Sie kann einem Schlachtermeister das Aufhängen von :Fleisch an 
einem zu tief eingeschlagenen :Fleischhaken verbieten, wenn Hunde daran kommen 
können, aber nicht Beseitigung des doch auch anderweit verwendbaren Hakens 
verlangen. Nur wenn die den einzelnen leichter treffende Maßregel eine Zumutung 
für die Polizei wäre, ist ihr die Wahl der bequemeren Maßregel gestattet. So kann 
sie die Aufbewahrung von Branntwein in einem gaume, wo er nicht ausgeschenkt 
werden darf, verbieten87 , obgleich, genau genommen, das Herumstehen der Brannt­
weinflaschen noch keinen polizeiwidrigen Zustand darstellt. Ganz unzulässig ist 
die Unterstellung eines einzelnen unter "polizeiliche Kontrolle" ohne besondere 
gesetzliche Grundlage. Bei Prostituierten war es vor Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 nur deshalb 
gestattet, weil § 3616 StGB. die nötige Handhabe bot. 

v. Das von der Polizeibehörde wahrzunehmende Interesse muß endlich ge­
nügend sein, um ihr Einschreiten zu rechtfertigen. Ungenügend 11ber ist das In­
teresse namentlich bei zu geringer Wahrscheinlichkeit der angeblich bevor­
stehenden Gefahr und bei zu geringer Stärke der Ordnungswidrigkeit. 

Die Polizei darf nur gegen wahrscheinliche, nieht schon gegen bloß mögliche 
Gefahren einschreiten. Die bloße Möglichkeit, daß der Löwenbändiger von den 
Tieren angefallen wird und daß dadurch eine gefährliche Panik im Zuschauerraum 
entsteht, berechtigt noch nicht zum Verbote der Vorstellung88• Wegen der bloßen 

81 Vgl. OHLE in Stusev. 1925 S. 883ff. 
82 PrOVG. 23. Sept. 13, Entsch. 65, 204ff. 83 PrOVG. 8. Nov. 17, Entsch. 73, 322ft 
84 Vgl. den, in der Sache nicht entschiedenen, Fall bei SächsOVG. 25. Juli 06, Jahrb.9, 

212ff. 
85 Anders KG. 26. Okt. 26, DJZ. 1927 Sp. 172f. 
86 PrOVG. 11. Apr. 90, Entsch. 19, 371ff. Vgl. auch KG. 2 .• Juli 26, PrVcn"BI. 48 (1927) 

S.288f. 
87 PrOVG. 5. März 14, Entsch. 67, 365ff. 
88 PrOVO. 11. Mai 03, PrVerwBl. 25 (1904) S. 161f. 
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Möglichkeit einer späteren Typhusepidemie kann die Polizei von der Gemeinde 
noch nicht Errichtung einer Wasserleitungsanlage verlangen89, einen wissenschaft­
lichen Vortrag über seelische Heilungsmöglichkeiten kann sie nicht deshalb ver­
bieten, weil sich möglicherweise hypnotische Versuche daran anschließen90• Fast 
wie ein Scherz mutet es daher an, wenn das Kammergericht in einer Entscheidung 
vom 27. November 1925 die Zulässigkeit einer Polizeiverordnung, wonach bei 
polizeilichen An- und Abmcldungen das Religionsbekenntnis anzugeben ist, u. a. 
damit begründet, daß gegen bestimmte Religionsbekenntnisse gerichtete Unruhen 
ausbrechen könnten und die Polizei dann wissen müsse, wen sie zu schützen habe91 • 

Gerade an der Grenze des Zulässigen liegen die Polizeiverordnungen über die Ein­
friedigung der Vorgärten. Das preußische OVG. begründet ihre Gültigkeit mit 
der etwas fadenscheinigen Erwägung, der nicht eingefriedete Vorgarten sei ein 
beliebter Unterschlupfsort für Gesindel, das dann in der Nacht die Gegend un­
sicher mache92• 

Aber nicht nur die zu geringe Wahrscheinlichkeit, sondern auch die zu geringe 
Stärke der Ordnungswidrigkeit führt zur Verneinung eines für das poli­
zeiliche Einschreiten genügenden po!izeilichen Interesses. Die Rechtsprechung 
hilft sich mit der ungenauen Formel, daß die Polizei nur gegen Gefahren einschreiten 
dürfe und nicht gegen bloße Belästigungen, ungenau deshalb, weil § 10 H 17 ALR. 
doch neben der Gcfahrenabwendung auch noch die Erhaltung der öffentlichen 
Ordnung als Aufgabe der Polizei erwähnt. Es handelt sich einfach darum, ob sich 
nach gesellschaftlichen Anschauungen ein polizeiliches Vorgehen rechtfertigen läßt 
oder nicht93• Um einen Fehlzirkel handel t es sich bei dieser Auffassung nicht, vielmehr 
verweist § lOH 17 ALR. mit dem "Torte "Ordnung" auf die gesellschaftlichen 
Anschauungen über das, was polizeireif ist, und stattet so diese Anschauungen mit 
Maßgeblichkeit aus. Es ist nicht anders als mit den "guten Sitten" des BGB., 
die ebenfalls erst durch gesellschaftliche Anschauungen näher bestimmt werden. 
Nun wird klar, weshalb wir an der Skala die Grenze des Übermaßes bei - 2 ziehen 
und nicht, wie man vermutlich erwarte1j, bei 0; denn nicht nur die Wohlfahrtspflege 
ist der Polizei entzogen (alle Pluszahlen der Skala), sondern auch die Regelung 
geringfügiger Ordnungswidrigkeiten (die Minuszahlen 1 und 2 der Skala). 

So liegt schon das Herüberflieger. einzelner Bienen aus dem Nachbargarten 
auf der Minusseite des Behagens, aber (:rst bei einer wirklichen Plage ist die Grenze 
des zu Ertragenden überschritten und berechtigt zu polizeilichen Maßnahmen94• 

Vorträge über geschlechtliche Aufklärung liegen nach heutiger Auffassung unter 
der Grenze des gerade noch zu Duldenden und sind daher verbietbar95 . Mit Sittlich­
keitserwägungen hängt es auch zusammen, daß eine Polizeiverordnung Jugendlichen 
den Besuch von Lustbarkeiten verbieten kann, wenn sie sich nicht in Begleitung 
erwachsener Angehöriger befinden96• Gegen das Rauchen Halbwüchsiger auf der 
Straße kann die Polizei nicht deshalb einschreiten, weil sich die Erwachsenen darüber 
ärgern, sondern höchstens, weil diesel· gesundheitsschädliche Unfug auf andere 
Kinder ansteckend wirkt. Wegen Gesundheitsgefährdung der Rauchenden selbst 
könnte das Rauchen Jugendlicher ganz verboten werden, nicht aber nur das auf 
der Straße97 • Eine zu geringe Stärke der Ordnungswidrigkeit liegt auch vor, wenn 

89 PrOVG. 2. Fehr. 12, Entsch. 61, 15'7ff. 
90 SächsOVG. 22. Mai 25, Jahrh. 29, 130ff. Vgl. noch PrOVG. 30. Sept. 26, PrVerwBI. 48 

(1927) S. 99f. 
91 PrVerwBl. 48 (1927) S.117f. 92 PrOVG. 16. Juni 14, Entsch. 68, 423ff. 
98 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 284f.; zustimmend SCHULTZENSTEIN JW. 1920 

S.528f. 
94 PrOVG. 5. Dez. 02 einerseits, 22. Alr. 26 andrerseits, PrVerwBI. 24 (1903) S.60lf. 

u. 47 (1926) S. 429f. 
95 HessVGH. 22. Jan. 21, Entsch. 5, 46ff. 
96 PrOVG. 19. Dez. 11, Entsch. 61, 14Uf. 97 KG. 4. Fehr. 04, KGJ. 27 C 46f. 



422 § 20. Die Polizei. 

in einer Wohnung die Tapeten zerfetzt herunterhängen 98, ohne daß Gesundheits­
gefahr besteht, oder wenn eine Musikkapelle in der früheren Militäruniform auf tritt99 , 

oder wenn jemand mit einem hinkenden Pferd durch die Straßen fährt lOO, oder wenn 
jemand, erbittert über die Entfernung eines Anschlags durch einen Schutzpolizei­
beamten, einen zweiten Anschlag des Inhalts macht, daß, wer den Schutzpolizei­
beamten beim Abreißen des ersten Anschlags gesehen habe, gebeten werde, sich 
zu melden101. Vielfach neigt die Rechtsprechung, wie schon früher erwähnt (S. 127), 
ohne genügendes Verständnis für die Feinnervigkeit vieler Menschen dazu, Lärm 
vor 10 Uhr abends nur als eine "Belästigung" aufzufassen102, so ein Katzengeheull03 
oder die Musik in einer Gastwirtschafp04; doch gibt es auch Ansätze zu einer dem 
geistigen Arbeiter freundlichen Auffassung 105. Zweifelhaft ist, ob die Polizei nicht 
trotz der Entscheidung des preußischen OVG. vom 13. Mai 1912106 das Tragen 
von Kopfbedeckungen im Zuschauerraum der Theater verbieten kann. Das OVG. 
prüft nur, ob eine "Gefahr" vorliegt. Es fragt sich aber noch, ob nicht eine Störung 
der öffentlichen "Ordnung" gegeben ist. Das Unlustgefühl derer, die das Unglück 
haben, hinter einer hochbehuteten Dame zu sitzen, dürfte erheblich unter - 2 
unserer Skala liegen, und dies genügt, um ein Vorgehen der Polizei zu rechtfertigen. 

y) Nun die beiden Grenzen der Polizeigewalt klar umrissen sind, können die 
vier denkbaren Fehler: Übermaß, Ungeeignetheit, Unzulänglichkeit und Schädlich­
keit näher betrachtet werden. Denn bleiben wir beim Bilde unserer Skala und 
nehmen wir an, der polizeiwidrige Zustand befinde sich auf Punkt - 6, so ist 
der Polizei befehl sicher einwandfrei, wenn er den Empfänger des Befehls nicht 
mehr belastet als nötig ist, um Punkt - 2, also die Grenze des Übermaßes, zu er­
reichen. Dagegen ist es sicher ein Fehler, wenn Punkt -1, 0, + 1 und darüber 
angestrebt wird (Übermaß), wenn die angeordnete Maßnahme nicht imstande ist, 
den Zustand - 6, um bei ganzen Zahlen zu bleiben, wenigstens auf - 5 zu ver­
bessern (Ungeeignetheit), oder wenn sie den Zustand gar auf - 7 und darunter 
verschlechtert (Schädlichkeit). Dagegen müssen es schon besondere Gründe sein, 
die eine Verbesserung von - 6 auf - 5 als unzulänglich und daher als fehlerhaft 
erscheinen lassen. Die Fragen des Übermaßes und der Ungeeignetheit haben mit 
denen der Notwendigkeit und Zweckmäßigkeit, deren Prüfung, wie wir wissen 
(S.32f.), den Gerichten versagt ist, nicht das Geringste zu tun, so häufig 
auch die Wissenschaft beide Fragenpaare mit einander verwechselt107. Eine Frage 
der Notwendigkeit ist es, wenn, um bei unserer Skala zu bleiben, die Polizei erwägt, 
ob sie überhaupt gegen die Ordnungswidrigkeit - 6 einschreiten oder lieber ein 
Auge zudrücken soll, eine Frage der Zweckmäßigkeit z. B., ob sie dem ordnungs­
widrigen Zustand mit diesem oder ob sie ihm mit jenem Mittel begegnen, z. B. das 
Fahren auf der linken oder auf der rechten Seite vorschreiben, sich wegen Beseitigung 
der Ordnungswidrigkeit an den Eigentümer oder den Verursacher halten soll. 

1. Übermaß liegt also vor, wenn die Polizei mehr verlangt, als nötig ist, um 
einen polizeimäßigen Zustand herbeizuführen. Wenn das Vorhandensein eines 

98 HansOLG. 24. Nov. 22, HansRZ. 1923 Sp.232. 
99 SächsOVG. 31. März 25, Jahrb. 29, 127ff. 

100 KG. 23. Juni 02, GoltdArch. 51, 63. Vgl. auch OldOVG. 1. .Tuni 08, OldZ. 36 (1909) 
S. 39ff. (Belästigung der Badegäste durch aufgespannte Fischernetze). 

101 PrOVG. 15. Jan. 25, PrVerwBl. 46 (1925) S. 51H. 
102 Über diese Zehn-Uhr-Grenze PrOVG.20.Dez.15, 23. Jan.19 u.l0.Febr.27, PrVerwB1.37 

(1916) S. 459f.; 40 (1919) S. 527ff.; 48 (1927) S. 442; BadVGH. 14. Juni 27, JW. 1928 S.3287f. 
103 SächsOVG. 20. Nov. 25, Jahrb. 29, 134f. 
104 PrOVG. 22. März 17, Entsch. 72, 380ff.; PrOVG. 25. Febr. 26, PrVcrwBl. 47 (1926) 

S.349. Vgl. noch PrOVG. 9. Febr. 15 u. 3. Dez. 25, Entsch. 69, 387ff. u. PrVerwBl. 47 (1926) 
S. 224; LVG. Schwerin 4. Juni 26, MecklZ. 42 (1926) Sp. 655ff. 

lOS PrOVG. 18. März 15, PrVerwBl. 38 (1917) S. 359f. (Kreissäge). 
106 Entsch. 61, 332ff. 
107 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 77ff., ferner ArchOffR. 32 (1914) S.594ff. 
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Firmenschildes mit der Aufschrift "Königliche privilegierte Apotheke" bei einem 
bestimmten linksradikalen Umzug vermutlich schwere Tätlichkeiten heraufbe­
schwören wird, denen die Polizei machtlos gegenübersteht, so kann sie die Ver­
hängung oder Beseitigung des Schildes für den fraglichen Tag, aber nicht für immer 
verlangen 108. Darf ein Obergeschoß in der schlechten Jahreszeit nicht bewohnt 
werden, so kann die Polizei Beseitigung des Ofens, nicht aber Abbruch der Treppe 
anordnen 109. Auch kann sie nichtmf der Niederreißung einer baufälligen Bude 
bestehen, wenn Ausbesserung genügt llO, oder auf Einstellung eines lärmenden 
Betriebs, wenn Vorrichtungen zur Schalldämpfung möglich sind111, oder auf Nieder­
legung einer ganzen Mauer, wenn nur der obere Teil einzustürzen droht112. Für 
die Überwachung einer Theateraufführung kann die Polizeibehörde Einräumung 
eines Dienstplatzes verlangen, die Beg,nspruchung einer ganzen Loge geht zu weit113. 

Aus dem Verbote des Übermaßes folgt der wichtige Satz, daß die Wahl zwischen 
mehreren, vom polizeilichen S'iandpunkte aus gleichwertigen Mitteln 
dem Verpflich teten zusteh P14. ,So darf die Behörde nicht schlechthin anordnen, 
ein nach außen aufgehendes Scheunertor sei dahin zu ändern, daß es nach innen auf­
geht; sie kann nur verlangen, daß es nicht mehr nach außen aufgeht, und muß dem 
Eigentümer überlassen, ob er es zunageln oder nach innen aufgehend machen oder ob 
er Schiebetüren anbringen Will115 ; erst im Vollstreckungsverfahren geht die Wahl 
auf die Behörde über. Ebenso ist unzulässig polizeilicher Zwang zur Instand­
setzung einer Wohnung, wenn der Eigentümer zum Abbruch bereit ist116, oder die 
Anordnung einer bestimmten Vorrichtung an einer Häckselmaschine, wenn der 
Eigentümer eine gleichwertige Vorrichtung nach seiner eigenen Erfindung vor­
schlägt117, oder der Befehl an einen Lichtspielunternehmer, keine Vorführung ohne 
Anwesenheit eines städtischen Feuerwehrmannes zu veranstalten, da doch An­
wesenheit eines im Löschdienst gescbulten eigenen Angestellten genügt1l8• Umso 
merkwürdiger ist die Rechtsprechung zur Zulässigkeit sog. Gemeindemono­
pole1l9 . Hat die Gemeinde eine eigene Veranstaltung, z. B. die Bestattung oder 
die Straßenreinigung, durch Ortsstatllt jedem Einwohner zugänglich gemacht, so 
soll nach ständiger Rechtsprechung des preußischen OVG. und des Kammergerichts 
eine Polizei verordnung den Benutzungszwang in dem Sinne einführen können, 
daß die Benutzung einer anderen Veranstaltung verboten ist120 • Damit setzen 
sich die Gerichte mit ihrer eigenen Rechtsprechung, namentlich mit dem Grund­
satze, daß die Freiheit der Wahl beim Verpflichteten liegt, in Widerspruch. Denn 
man kann doch unmöglich behaupten, nur eine städtische Bestattungs- oder eine 
städtische Straßenreinigungsanstalt sri in der Lage, die ihr zugewiesenen Auf-

108 PrOVG. 21. Juni 23, Entsch. 78, 21i7ff. 
109 PrOVG. 30. Juni 14, PrVerwBI. 37 (1916) S. 26ff. . 
110 PrOVG. 30. März 22, Entsch. 77, 4134ff. 111 HessVGH. 25. Sept. 20, Entsch. 5, 37ff. 
112 BadVGH. 7. Febr. 99, BadRpr. 18\19 S. 57. 
113 PrOVG. 10. Febr. 21, Entsch. 76, 43.5ff. - Weitere Beispiele KG. 12. Okt. 26, PrVerw.­

BI.48 (1927) S. 369; HessVGH.14. Juni 24, HfssStaatsGemZ.49(1925/26) S. 85ff., 93ff.; OldOVG. 
16.0kt. 13, OldZ. 40 (1913) S.486f. 

114 JEBENS Verwaltungsrechtliche Aufilätze 1899 S.319. Vgl. jetzt hierüber vor allem 
DREws, RVerwBl. 50 (1929) S. 2ff., dessnn unterschiedliche Behandlung von PoIVO. u. 
PolVfg. aber nicht zu billigen ist. 

115 PrOVG. 11. Juli 94, PrVerwBI. 16 (IH95) S. 115. Ähnlich PrOVG. 6. Dez. 17, PrVerwBI. 
39 (1918) S.402f. 

116 PrOVG. 15. März 23, PrVerwBl. 45 (1924) S. 186f.; s. a. PrOVG. 6. März 24, Entsch. 79, 
371ff. 

117 PrOVG. 17. Dez. 14, Entsch. 68, 30,~ff. 118 PrOVG. 18. Sept. 24, Entsch. 79, 297ff. 
119 Vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. :W5f. 
120 Z. B. KG. 25. Sept. 11 u. 16. Sept. 2,', KGJ. 41, 397ff. u. RVerwBl. 49 (1928) S. 354f.; 

PrOVG. 19. Nov. 14, 23. Mai 18, 16. Juni 21, Entsch. 68, 313ff.; 74, 344ff.; 76, 353ff. Vgl. 
auch Danziger Obergericht 17. Jan. 23, PrVuwBl. 44 (1923) S.483ff.; RG. VI 13. Jan. 21, 
RGZ. 101, 289ff. 
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gaben polizeigemäß zu erfüllen, ganz zu schweigen von den bei Kaltstellung der 
privaten Unternehmer aus der GewO. herzuleitenden Bedenken121• 

II. Der zweite zu besprechende Fehler ist die U ngeeignethei t. Er kommt viel 
weniger häufig vor als der Fehler des Übermaßes, da die Behörde etwas "ganz 
Abwegiges", etwas "völlig Sachwidriges und Nutzloses", wie sich das preußische 
OVG. in solchen Fällen ausdriickt122, nur ganz selten anordnen wird. Ungeeignet 
wäre z. B. die Anordnung, ammoniakhaltiges Wasser nur in gekochtem Zustande 
zum Genusse bereitzustellen, da das Kochen zwar Bakterien tötet, nicht aber das 
Ammoniak beseitigt. Ebensowenig kann die Behörde Auskrautung eines Teiches 
verlangen, wenn die zu beseitigenden üblen Ausdünstungen nicht auf die Wasser­
pflanzen, sondern auf andere Ursachen zurückzuführen sind 123. 

III. Nur aus ganz besonderen Gründen ist ein Polizeibefehl gesetzwidrig wegen 
des Fehlers der Unzulänglichkeit. Das freie Ermessen der Behörde besteht 
ja zu einem guten Teile darin, daß sie zwischen einschneidenden und weniger ein­
schneidenden Maßnahmen wählen kann, an unserer Skala gemessen zwischen Maß­
nahmen, die den Zustand um einen Punkt, bis zu solchen, die ihn um vier Punkte 
verbessern. Bei einer Kinderbewahranstalt befand sich ein Graben. Als die Polizei 
vom Inhaber der Anstalt Herstellung eines Drahtzaunes verlangte, wandte der 
Inhaber ein, die Polizei hätte den Betrieb der Anstalt ganz verbieten, also eine 
weitergehende Maßnahme treffen müssen. Selbstverständlich verwarf das OVG. 
den Einwand124• Und doch gibt es Fälle, wo die zu wenig weit gehende Maßnahme 
nur eine halbe und daher unzulängliche Maßnahme ist. So setzte einmal die Orts­
polizeibehörde für eine Wirtschaft, in der auswärtige Gäste unerlaubterweise zu 
tanzen pflegten, die Polizeistunde von 12 auf 10 Uhr herab, um dem Unfug zu 
steuern. Das war ein Schildbürgerstreich, da der letzte Zug, mit dem die Tanz­
lustigen immer nach Hause fuhren, vor 10 Uhr abends abging125• 

IV. Auch die Schädlichkeit, also die Verschlimmerung des gegenwärtigen Zu­
standes, ist nur eine besonders schwere Form der Ungeeignetheit. Und doch ist 
sie als ein Fehler eigener Art hervorzuheben. Die Anordnungen der Polizei haben 
bisweilen unerwünschte Nebenwirkungen. Der Radfahrer soll klingeln, erschreckt 
aber dadurch nervenschwache Personen; der Fremde soll sich im Polizeirevier per­
sönlich melden und erkältet sich beim Warten im zugigen Gange. Derartige Neben­
wirkungen sind im allgemeinen in Kauf zu nehmen. Nur wenn sie die Grenze der 
Schädlichkeit überschreiten oder wenn sie die günstigen Wirkungen des Polizei­
befehls völlig aufheben, machen sie die ganze Anordnung unzulässig. So überwog 
bei einer Verordnung, die Augenuntersuchungen anordnete, ohne Vorkehrungen 
gegen Ansteckungsgefahr zu treffen, die schädigende Wirkung die günstige und 
berechtigte das Kammergericht, die Verordnung für ungültig zu erklären 126. 

c) Anhangsweise lassen sich einige Besonderheiten der Polizeierlaubnis 
am besten hier zur Sprache bringen. Um mit dem wichtigsten Satze zu beginnen: 
die Schranken des Polizeibefehls gelten nicht notwendig für die 
Polizeierla u bnis - eine vielfach übersehene Selbstverständlichkeit, wenn man 
bedenkt, daß die Erlaubnis ein begünstigender, der Befehl ein belastender Ver­
waltungsakt ist. 

Schon in den Formerfordernissen weicht die Erlaubnis vom Befehle ab. Der 
Befehl bedarf der Begründung, die Erlaubnis nicht. Auch für die Weiterüber-

121 Nur diese will THOMA geIten lassen: Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 205 N. 23. 
122 PrOVG. 29. Okt. 83, Entsch. 10, 267f.; weitere Belege Gesetz, Gesetzesanwendung 

S. 297 N. 151. 
123 PrOVG. 16. Apr. 96, KUNZE-KAUTZ Rechtsgrundsätze d. PrOVG. II' 1905 S.859. 
124 PrOVG. 22. Juni 09, PrVerwBl. 31 (1910) S. 61ff. Vgl. auch SäehsOVG. 23. Aug. 12, 

Jahrb. 19, 227ff. 
125 PrOVG. 25. Jan. 17, PrVerwBI. 39 (1918) S. 31ff. 
126 KG. 13. Nov. 02, KGJ. 25 C 30ff. 
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tragung der Amtsgewalt gelten abweichende Vorschriften. Allerdings bleibt 
die endgültige Versagung der Erlaubnis und die Erteilung einer förmlichen, im 
Gesetze näher geregelten Erlaubnis aUGh hier der zuständigen Behörde vorbehalten, 
doch sind Verbote der Polizeibehörde zulässig, die die auflösende Bedingung ent­
halten, daß irgendeine untergeordnete Stelle von ihrer Innehaltung entbinden kann, 
z. B. das Verbot, am Hafen ohne Genehmigung des Hafenmeisters anzulegen, dem 
Bache Kies ohne Genehmigung des Vvasserbauinspektors zu entnehmen, mit dem 
Abbruch eines Gebäudes ohne Erlaubllis des amtlichen Bauaufsehers zu beginnen. 
Ebenso unterliegt hier die Vertauscl'ung des Verbots mit der Aufzählung 
des U n ver botenen einer andern Beurteilung als beim Polizeibefehl. Gestattet 
ein Gesetz das Verbot einzelner Arten von Ausverkäufen und zählt die Behörde 
statt dessen die erlaubten Ausverkäufe einzeln auf, so ist die Maßnahme unzulässig, 
weil die Behörde auf diese Weise mehr verbietet, als sie bei der gesetzlich zugelassenen 
Ausdrucksweise verbieten würde127• Gestattet dagegen ein Gesetz die Überlassung 
bestimmter Apothekerwaren an den freien Verkehr nach Maßgabe einer zu er­
lassenden Verordnung (GewO. § 6 II) und setzt die Verordnung statt dessen ein 
sog. Apothekerprivileg fest1 28, bestimmt also, welche Waren dem Verkauf in den 
Apotheken vorzubehalten sind, so schadet diese Vertauschung nicht, da sie den 
einzelnen günstiger stellt; alle Waren nämlich, die dem Verordnenden entgangen 
sind, sind jetzt dem freien Verkehr übf:rlassen, während sie bei wortgetreuer Hand­
habung der Ermächtigung dem Verkehre entzogen wären. 

Vor allem aber erweitern sich die Gesichtspunkte, die bei Erteilung 
der Erlaubnis berücksichtigt werden dürfen. Bei der reinen Erlaubnis 
kann dies nicht zum Ausdruck kommen, wohl aber bei den ei~r Erlaubnis bei­
zufügenden Bedingungen und Auflagen. Eine Polizeiverordnung verbietet z. B. 
das Rollschuhlaufen auf der Straße, gestattet aber Befreiungen für einzelne Stadt­
teile. Der Grund, weshalb die Polizei von der Befreiungsmöglichkeit Gebrauch 
machen wird, ist sicher kein polizeilicher, denn eine Störung des Verkehrs und eine 
Lärmgelegenheit bedeutet das Rollschub.laufen immer. Vielmehr erlaubt die Polizei 
aus der außer halb des landrechtlichen Polizeibegriffs liegenden Erwägung, den 
Kindern möglichst das ersehnte Spiel freizugeben. Diese außerpolizeiliche Er­
wägung gestattet aber auch eine auf:,erpolizeiliche Gegenerwägung : Schutz des 
Schulbetriebs. Also kann die Polizeibehörde das Rollschuhlaufen von der Ein­
willigung der Schulbehörde abhängig machen, während beim Polizeibefehl eine 
solche Berücksichtigung der Schule unzulässig wäre. Selbst fiskalische Erwägungen 
sind bei Erteilung von Erlaubnissen nit)ht unstatthaft, etwa die, daI3 der über die 
Fluchtlinie Bauende bei Erteilung des Baudispenses der Gemeinde eine bestimmte 
jährliche Geldsumme zu zahlen sich h~reit erklärt hat. Ist aber dies richtig, so 
müssen auch für den Widerruf einer l>olizeierlaubnis weitergehende Erwägungen 
zulässig sein als bei ihrer Erteilung. Das preußische OVG. engt daher die Bewegungs­
freiheit der Polizei zu sehr ein, wenn es selbst den ausdrücklichen, einer Erlaubnis 
beigefügten Widerrufsvorbehalt nur als den Vorbehalt eines polizeilich gebundenen 
Widerrufs gelten lassen wi1l129• Würde dies übrigens richtig sein, so wäre der 
Widerrufsvorbehalt, weil als unbeschränkt gewollt, nach früher Gesagtem (S. 256 f.) 
unwirksam und mit ihm die ganze Erlaubnis. 

d) Kehren wir wieder zum Polizeil:,efehl zurück, so ist die falsche Adresse 
eine sehr häufig vorkommende Form cer Machtüberschreitung13o• 

127 Vgl. obcn S. 414 N. 41. 128 Kaü:. VO. v. 22. Okt. Ol. 
129 Kritik dieser Rechtsprechung - z. B. PrOVG. 10. Okt. 16, Entsch. 71, 428ff. - in 

meinem Aufsatz "Polizeiliche Genehmigungen auf jederzeitigen Widerruf", PrVerwBl. 47 (1926) 
S.574f. Vgl. auch Gesetz, Gesetzesanwendung S. 303f. und oben S. 270f. Richtig ThÜrOVG. 
5. Okt. 27, Thür. Kommun. Rundschau 5 (1\127/28) S. 122f. 

130 Zum folgenden vgl. Gesetz, Gesetzef:anwendung S.304ff. 
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Die ]'rage der Polizeifähigkeit 'wurde schon im Zusammenhange mit der 
Geschäftsfähigkeit und der Rechtsfähigkeit berührt (S. 156f., 166f.). Hier handelt 
es sich nur um die Frage, an welche polizeifähige Person sich die Polizei bei Erlaß 
einer Polizeiverordnung oder -verfügung halten kann. Die Antwort pflegt zu lauten: 
an den Störer. Der Kürze halber kann man den Ausdruck beibehalten, obgleich 
er auf ein Tätigsein hinweist, polizeiliche Haftungen aber auch ohne Tätigwerden 
des "Störers" vorkommen. Man muß sich nämlich klar sein, daß der "Störer" zwei 
ganz verschiedene Gruppen von Personen umfaßt: den GewaHhaber und den 
Verursacher. Daß man aber der Polizei nicht gestattet, andere Personen als diese 
beiden heranzuziehen, ist heute gesichertes Ergebnis von Rechtsprechung und 
Wissenschaft und hängt mit dem typischen Verbotscharakter des Polizeibefehls 
zusammen. Die Polizei soll Störungen verhüten, und der einzelne soll ihr, soviel 
an ihm liegt, dabei behilflich sein. Wenn trotzdem Störungen entstehen, hat er 
sie zu beseitigen, soweit er sie selbst verursacht hat oder soweit sie von Menschen 
oder Sachen ausgehen, über die er Gewalt hat. 

IX) Als Gewalthaber haftet der einzelne für die Polizeimäßigkeit seiner eigenen 
Person, der seiner Gewalt unterworfenen Menschen und der seiner Verfügungsmacht 
unterworfenen Sachen. Daher zunächst die Erscheinung, daß sich Verbote an 
jedermann richten können; denn sie wollen verhindern, daß der einzelne polizei­
widrig werde. Bei Ge boten muß man sich immer überlegen, wer Gewalthaber 
ist. Ist jemand mit einer ansteckenden Krankheit behaftet oder befindet er sich 
in unbekleidetem Zustande auf der Straße, so haftet er als der Gewalthaber über 
sich selbst, als polizeiwidrige Person. Ebenso haftet der Familienvorstand 
für das polizeiwidrige Verhalten seiner Kinder und sonstigen Schutzbefohlenen, 
der Hausherr für das Gebaren der seinem Hausrecht Unterworfenen. Namentlich 
hat die Rechtsprechung wiederholt die Haftung des Gastwirts für seine lärmenden 
Gäste ausgesprochen131. Vor allem ist anerkannt die Haftung des Eigentümers 
für den polizeimäßigen Zustand einer Sache, soweit nicht, wie im Wege- oder 
Wasserrecht, Sonderregelungen Platz greifen132. So kann sich die Polizei wegen 
Stützung eines baufälligen Hauses an dessen Eigentümer halten. Sie kann von 
einem Saalinhaber Anbringung eines Hydranten oder vom Unternehmer eines Licht­
spieltheaters Gewährung des Eintritts an polizeilich beauftragte Sachverständige 
verlangen133. Dem Eigentümer steht nämlich jeder über die Sache Verfügungs­
berechtigte bis zur Grenze seiner Verfügungsgewalt gleich134, z. B. der Unter­
nehmer, der Hausverwalter, der Nießbraucher, der Besitzer überhaupt. Bei Auf­
gabe des Eigentums ohne Eintritt einer Nachfolge im Besitz oder Recht haftet der 
letzte Eigentümer. 

An wen hält sich die Polizei beim Zusammentreffen mehrerer Gewalt­
ha ber? Wenn keiner von ihnen die volle Verfügungsgewalt hat, wie beim Eigentum 
zur gesamten Hand, muß sie die Verfügung an alle Beteiligten gemeinsam richten135, 
sonst hat sie grundsätzlich freie WahP36. Sie kann also z. B. für das Abfahren 
des Hausmülls entweder den Hausherrn oder die Mieter verantwortlich machen. 
Die gleiche Freiheit der Wahl steht ihr auch zu, wenn die Polizeiwidrigkeit erst 
durch das Zusammenwirken mehrerer Störungen entsteht137. Die Abwässer 

131 SäehsOVG. 15. Juli 07, Jahrb. 6, 153ff.; PrOVG. 25. Sept. 14, PrVerwBl. 37 (1916) 
S. 153ff. 

132 PrOVG. 4. Mai 15 u. 17. Apr. 17, Entseh. 68, 362ff. u. 72, 359ff. 
133 PrOVG. 27. Nov. 14, PrVerwBl. 37 (1916) S. 234ff.; BadVGH. 12. ,Juli 23, BadVerwZ. 

1923 S. 14lff. 
134 PrOVG. 24. Mai 12, 16. Sept. u. 26. Okt. 15, Entseh. 61, 280ff.; 70, 326ff., 419ff. 
135 BraunsehwVGH. 4. Juli 23, BraunsehwZ. 70 (1925) Beil. S. 1; PrOVG. 4. Dez. 24, 

JW. 1925 S. 1678. 
136 PrOVG. 27. Apr. 15, Entseh. 69, 401ff. 
137 PrOVG. 28. Nov. 16, Entseh. 72, 277ff. - Über das Verhalten der Polizei beim Zu­

sammentreffen der Aufzüge zweier sich befehdenden Gruppen vgl. unten S. 472. 
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zweier Fabriken würden, jedes für sich betrachtet, den Bach noch nicht erheblich 
verunreinigen, zusammen tun sie es. Oder zwei elektrische Oberleitungen sind an 
sich einwandfrei, stören sich aber f;egenseitig und gefährden dadurch irgendwie 
die Allgemeinheit. Das ZusammentreHen einer Telegraphenleitung mit einer anderen 
Oberleitung hat § 6 des Telegraphenwegegesetzes vom 18. Dezember 1899 eingehend 
geregeltl38• Soweit nicht das besondere Recht des Wegeunterhaltungspflichtigen 
mit hineinspielt, gilt dort (Abs. 5) der Grundsatz: "wer zuerst kommt, mahlt 
zuerst". Obgleich doch die allgemeine Geltung dieses Grundsatzes sich von selbst 
zu verstehen scheint, ist die RechtBprechung dem Gedanken der Priorität 
wenig zugetan. N. baut ordnungsmäßig einen Holzschuppen; Brandgefahr für 
die Umgebung entsteht erst durch den Funkenwurf der Lokomotiven einer später 
errichteten Eisenbahn. Obgleich § 14- des preußischen Enteignungsgesetzes vom 
11. Juni 1874 und namentlich § 14 des Eisenbahngesetzes vom 3. November 1838 
die ausschließliche Haftung des Eisenbahnunternehmers für polizeigemäße Vor­
kehrungen nahelegen, hielt das OVG. doch die gegen N. gerichtete Verfügung 
aufrecht139• 

ß) Außer dem Gewalthaber begegnet als richtiger Adressat polizeilicher Ver­
fügungen der Verur8acher. Hat jemand eine Laterne umgefahren oder die Straße 
aufgerissen oder den Stacheldraht eines Gartenzauns nach außen gebogen, so kann 
~ich die Polizeibehörde an ihn halten, gleichgültig, ob daneben noch ein Gewalthaber 
besteht oder nicht. Die Polizei hat nach herrschender Lehre und Rechtsprechung 
auch hier freie Wahl, ob sie Wiederherstellung des polizeimäßigen Zustandes vom 
Eigentümer oder vom Verursacher vellangen will, also z. B. vom Militärfiskus oder 
von der Stadt, wenn der Fiskus gefährliche Munition auf städtischem Gelände auf­
gestapelt hatl40 • Nur nach der Rech1,sprechung des sächsischen OVG. haftet der 
Verursacher vor dem Eigentümer 141. 

Kommt bei der Haftung des Verursachers nur schuldhafte Verursachung 
in Frage oder auch schuldlose? Vielfach nimmt man Haftung auch des schuld­
losen Verursachers an, wohl in Anlehnung an die Haftung des Gewalthabers, bei 
der es auf Schuld in der Tat nicht ankommtl42 • .Aber so selbstverständlich ist die 
schuldlose Haftung außer den Fällen, wo sie, wie beim Tierhalter, auch nach Privat­
recht besteht, keineswegs. Soll wirklich der Bergeverein, der ein Flußwrack zu 
heben sucht, dem es aber ohne Verschillden entgleitet, zur Beseitigung des Wracks 
verpflichtet sein, wenn es sich wieder festsetzt und nun die Schiffahrt behindert? 
Mit Recht verneint das preußische OYG. in einem solchen Falle die Haftung des 
schuldlosen Verursachers143• Es bedarf einer besonderen Bestimmung, wie des 
§ 33 II 2 der thüringischen LVO., wenn sich die Polizei auch an ihn soll halten dürfen. 

y) Gewalthaber und Verursacher Bind gegenüber einigen verwandten Er8chei­
nungen abzugrenzen. 

Nicht haftbar ist der bloße Vera,nlasser einer Polizeiwidrigkeit, also wer 
sie nicht selbst verursacht, sondern nur den Anlaß für die Verursachung durch 
andere bildet. So ist ein Umzug mit Yorantragen einer politischen Fahne an sich 
nichts Polizeiwidriges, auch ein Firmens(:hild mit Anklängen an die Zeit der Monarchie 
ist es nicht. Polizeiwidrig ist erst die Menge, die, erbost über Fahne oder Firmen­
schild, Gewalttätigkeiten hegeht. Also darf sich die Polizei nicht an den Fahnen-

138 Dazu RG. VI 30. Okt. 19, RGZ. 9~T, 67ff.; FREYMUTH im ArchZivPrax. 116 (1918) 
S.lOlff. 

139 PrOVG. 31. Jan. 13, Entsch. 65, 369ff. 
140 PrOVG. 27. Mai 26, PrVerwBl. 47 (l926) S.512. 
141 Z. B. SächsOVG. 9. Dez. 08, Jahrb. 13, 116ff. 
142 PrOVG. 24. Mai 12, Entsch. 61, 28Off. (Haftung eines Mühlenunternehmers für den 

durch Hochwasser verursachten polizeiwidri~:en Zustand des Stauwehrs). 
143 PrOVG. 19. Nov. 03, Entsch. 44, 41~;ff. Vgl. auch BadVGH. 28. März 06, BadVerwZ. 

1906 S. 243ff. und § 5II hamb. Wohnungspflegeges. v. 12. Juli 22/28. Juni 26. 
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träger oder den }~irmeninhaber halten, sondern nur an die radaulustige Menge 144. 

In zwei Fällen allerdings darf sie den Gegenstand des Anstoßes beseitigen. Einmal 
bei Not an Mann: wenn die Polizei mit allen Kräften, deren Aufbietung man 
ihr billigerweise zumuten kann, der Störer nicht Herr wird, darf sie sich an den 
Veranlasser wenden. Dann, wenn der Veranlasser die Polizeiwidrigkeit bezweckt 
und damit zum Mitverursacher wird. Die beweglichen Reklamepuppen im 
Schaufenster, wie der Mohrenknabe, den eine Frau mit Sunlightseife weiß wäscht, 
sind gerade dazu da, die Menschen anzulocken und zum Stehenbleiben zu ver­
anlassen. Hier hat die Polizei wieder freie WahI. Sie kann einen Schutzmann 
aufstellen, der die verkehrshindernde Ansammlung zerstreut; sie kann aber auch 
dem Ladeninhaber die Beseitigung oder Stillegung des Puppenspiels aufgeben 145. 

Nicht haftbar ist auch der Gestörte. Innerhalb des ursächlichen Zusammen­
hangs befindet sich allerdings auch er, ohne Gestörtwerden kein Stören. Aber 
Aufgabe der Polizei ist es gerade, den einzelnen vor Störungen zu schützen. Wenn 
daher von einem höher gelegenen Hause146 Abbröckelungen drohen, die tiefer 
gelegene Wohnhäuser anderer Eigentümer gefährden, so wäre es die verkehrte 
'Velt, wenn die Polizei den bedrohten Eigentümern das weitere Wohnen in den 
Häusern verbieten dürfte, statt dem überlieger die Einrichtung von Schutzanlagen 
aufzuerlegen. 

Nicht haftbar ist endlich der Inhaber des Gegenmittels. So sind leerstehende 
Wohnungen das beste Mittel gegen den polizeiwidrigen Zustand der übdachlosigkeit. 
Trotzdem kann die Polizei vom Eigentümer ohne besonder.e Ermächtigung nicht 
verlangen, daß er die Wohnung für Wohnzwecke herrichtet .... 47 • Ebensowenig kann 
sie einen Hauseigentümer zwingen, den Giebel seines Hauses zwecks Stützung des 
Nachbarhauses zu verstärken 148. Auch die freie Aussicht kann ein solches Gegen­
mittel sein, über das die Polizei nicht verfügen darf. So ist freie Aussicht an einer 
Wegekreuzung sehr erwünscht, da man kreuzende Kraftwagen und Straßenbahnen 
schon von ferne herankommen sieht. Trotzdem ist der Eigentümer des bisher un­
bebauten Grundstücks nicht verpflichtet, die freie Aussicht weiter in den Dienst 
des Verkehrs zu stellen. Er kann bauen oder einen Bretterzaun errichten, ohne daß 
es ihm die Polizei verbieten darf149• Will sie es doch, so muß sie im Enteignungs­
verfahren eine Dienstbarkeit auf das Grundstück zu legen suchen. Noch viel weniger 
kann die Polizei sich die Inhaber bloß möglicher Gegenmittel dienstbar machen. 
So ist die Arbeitskraft der Straßenanlieger ein mögliches Gegenmittel für die Be­
seitigung des Straßenschmutzes. Aber die Polizei verfügt nicht darüber. Auch 
wo die Frage nicht ausdrücklich geregelt ist, wie jetzt in Preußen, sind daher Polizei­
verordnungen, die den Anliegern die Straßenreinigungspflicht auferlegen, un­
gültig 150. 

c5) Die Gefahr, daß sich die Polizei in der Auswahl der zu verpflichtenden 
Personen auf diese Weise allzu große Schranken auferlegen muß, wird beseitigt 

144 PrOVG. 18. Jan. u. 21. Juni 23, Entsch. 78, 261ff., 267ff. Vgl. auch PrOVG. 14. Mai 
25, Entsch. 80, 176ff. (Borkumlied). 

146 PrOVG. 28. Okt. 01, Entsch. 40, 216ff. Ebenso HansOLG. 11. }I'ebr. 05, HansGZ. 
1905 Beibl. S. 149ff., im Gegensatze zu HansOLG. 22. März 98, HansGZ. 1898 Beibl. S. 93f; 
vgl. auch KG. 7. Okt. 24, JW. 1924 S. 1785f. (Frisieren im Schaufenster). 

146 Anders bei einem Felsblock: WürttVGH. 29. Jan. 02, WürttZ. 44 (1902) S.215ff.; 
BadVGH. 26. Okt. 15, BadVerwZ. 1916 S.106ff. Meinen Widerspruch gegen die erste Ent­
scheidung - vgl. Gesetz, Gesetzesanwendung S. 314 N. 49 - halte ich nicht aufrecht. 

147 PrOVG. 10. Apr. 24, Entsch. 79, 407ff.; ähnlich PrOVG. 15. März 23, Entsch. 78, 431ff. 
148 PrOVG. 30. Nov. 15, PrVerwBl. 37 (1916) S.633ff.; vgl. auch PrOVG. 19. Mai 14, 

Entsch. 67, 381ff. 
149 Sehr bedenklich daher PrOVG. 13. Mai 02, Entsch. 41, 428ff. 
160 Vgl. oben S. 402f. Vgl. ferner OldOVG. 16. Okt. 13, OldZ. 40 (1913) S.477ff. (keine 

Verpflichtbarkeit des Inhabers eines Privatkrankenhauses zur Aufnahme von Kranken); Bad. 
VGH. 11. Dez. 23, BadVerwZ. 1924 S. 63f. (keine Verpflichtbarkcit des Wirts zur Abgabe von 
Speisen und Getränken). 
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durch die Erweiterung des Kreises der Verpflichtbaren kraft besonderer Rechtsgrund­
lage. Eine solche Grundlage bildel, neben dem Sondergesetz, z. B. dem preußi­
schen Feuerlöschgesetz vom 21. Deze'llber 1904, den Wasser- und Wegegesetzen151, 
den Gemeindeordnungen 152, der N (,tstand, d. h. die für die Polizeibehörde zu 
Tage tretende Unmöglichkeit, der Polizeiwidrigkeit anders Herr zu werden als 
durch Inanspruchnahme eines Unbeteiligten. Die Befugnis hierzu nimmt sich 
die Polizei unter Billigung der Rechtsprechung, kraft eines Schlusses vom Zweck 
aufs Mittel, aus ihrer gesetzlich fesl,gelegten Aufgabe, für die öffentliche Ruhe, 
Sicherheit und Ordnung zu sorgen. Wir wissen bereits 153, daß sie auf dieser 
Grundlage Zeugen vorlädt und Obdachlose in Privatwohnungen einweist. Auch 
sonst kann sie sich in Notfällen an den Inhaber des Gegenmittels halten. Das 
Außerordentliche solcher Maßnahmell zeigt sich aber in zweierlei: sie sind erst 
zulässig, wenn mit einem Befehle an den "Störer" nichts auszurichten wäre154, 

und sie verpflichten als Zumutung an den einzelnen, "seine besonderen Rechte 
und Vorteile dem Wohle des gemeiner Wesens aufzuopfern", nach § 75 Einl. ALR. 
zur Entschädigung. Die thüringische L VO. hat sich der ganzen Frage mit besonderer 
Sorgfalt angenommen. Nach § 33III darf eine "an der Verursachung einer Gefahr 
unbeteiligte Person ... in Anspruch genommen werden, wenn eine unmittelbar 
bevorstehende Gefahr nicht anders beseitigt werden kann, jedoch höchstens so 
lange, bis die Polizei behörde die zur Beseitigung der Gefahr nötigen Mittel hat 
beschaffen können". Und nach § 50 1 kann für "den durch eine Polizeiverfügung 
verursachten Schaden . . . der Geschädigte, soweit nicht § 839 des Bürgerlichen 
Gesetzbuches Platz greift, Ersatz nur verlangen, wenn die Gefahr, zu deren An­
wendung die Polizeiverfügung erlassen ist, nicht durch sein Verhalten oder das 
Verhalten der Personen, für die er verantwortlich ist, oder durch die Sachen, für 
die er einzustehen hat, verursacht worden ist". 

e) Wir können die Frage der Machtüberschreitung nicht verlassen, ohne der 
Überschreitung selbstgezogener Schranken kurz zu gedenkenI55• 

Die Polizei kann die Fülle des Hr zustehenden Ermessens einengen durch 
Wahl eines bestimmten Gesichtspunkts, unter dem sie die Verordnung 
oder Verfügung erläßt. So verbot einmal eine Straßenpolizeiverordnung unter 
Hinweis auf den nur für den Straßenverkehr geltenden § 36610 StGB. das Herum­
laufenlassen von Hunden ohne Maulkorb in den Treppenhäusern. Obgleich 
die Polizeibehörde unter dem Gesichtspunkte der "Sorge für Leben und Gesundheit" 
auch dies Verbot hätte erlassen können J56, mußte sie sich gefallen lassen, daß die 
Verordnung als straßenpolizeiliche Vorschrift gewertet und als solche für ungültig 
erklärt wurde157. Bei Verfügungen best,~ht die Möglichkeit späteren Vorbringens 
des richtigen Gesichtspunkts, soweit der Tatbestand nicht abgeschlossen in der 
Vergangenheit liegt158. Fehlt es an sokhem zulässigen Vorbringen, so beurteilt 
das Verwaltungsgericht die Verfügung ;1Ussehließlich unter dem Gesichtspunkt, 
unter dem die Polizei die Verfügung erlassen hatl59• 

Die Polizei kann aber die ihr zusteh(mde Freiheit auch durch gleichmäßige 
Handhabung ihres Ermessens ein,~ngen. Denn freies Ermessen bedeutet 
nicht Willkür, unsachliches Abweichen \on den eigenen Grundsätzen im Einzel­
falle würde aber Willkür sein. So rügte emmal ein Gastwirt in seiner verwaltungs­
gerichtlichen Klage, bei gleichen tatsächlichen Verhältnissen sei ihm die Erlaubnis 
zur Veranstaltung von Tanzlustbarkeitelj ständig versagt, allen anderen Wirten 

151 Vgl. PrOVG. 20. Apr. 22, Entseh. 77, 382ff.; PrOVG. 24. Nov. 14, Entseh. 68, 439ff. 
152 Z. B. säehs. GemO. v. 1. Aug. 23./15. Juni 25 § 6UI • 153 Vgl. oben S.142, 401, 396. 
154 Vgl. z. B. PrOVG. 19. Febr. 20, Entseh. 75, 339ff. 
155 Vgl. dazu Gesetz, Gesetzesanwendung ::L 321ff. 
156 PolVerwG. § 6 b. 157 KG. 29. Dez. 06, KGJ. 33 C 5ff. 158 Vgl. oben S.254f. 
159 Belege in Gesetz, Gesetzesanwendung S. 323 N. 8. 
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aber ständig erteilt worden; obgleich auf die Prüfung der Rechts- und Tatfrage 
beschränkt, erhob das oldenburgische OVG. Beweis über die Behauptungl60• Ebenso­
wenig gestattete das preußische OVG. der Polizei, die Entfernung eines einzigen, 
bestimmten Strandkorbs vom Strande zu verlangen, wäre aber mit der Ausdehnung 
der Maßregel auf alle Strandkörbe einverstanden gewesen161• Bewilligt die Polizei 
einem Schankwirt eine Polizeistundenverlängerung bis zu einer bestimmten Stunde, 
und tritt ein anderer als Mitinhaber in das Geschäft ein, so ist es willkürlich und 
unterliegt der Aufhebung, wenn sie diesem die Polizeistundenverlängerung nur 
für die Zeit bewilligt, in der der frühere Alleininhaber noch Mitinhaber ist162 • In 
einem der Fälle, da die Erteilung eines Wandergewerbescheins nach freiem Er­
messen erteilt oder versagt werden kann, erteilt die Behörde ihn für das Jahr 1919; 
für das folgende Jahr versagt die Behörde den Schein, ohne daß sich etwas geändert 
hätte, wird aber vom OVG. belehrt, daß so etwas unzulässig ist163• Oder die Polizei 
verwarnt einen Trunkenbold und stellt ihm den Erlaß eines WirtHchaftsverbots 
in Aussicht, falls er sich wieder betrinke; der Mann betrinkt sich nicht, trotzdem 
erläßt die Polizei das Verbot; das OVG. hebt auf, da sich die Behörde durch die 
Warnung gebunden habe164• Befahl die Polizei vor Inkrafttreten des Gesetzes 
zur Bekämpfung der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927 einer Kontroll­
dirne Räumung einer Wohnung, obgleich die Behörde auf Anfrage gegen den Ein­
zug nichts eingewandt hatte, und duldete sie andere Kontrolldirnen in der gleichen 
Straße, so hob das hamburgische Verwaltungsgericht wegen "Willkür" und "Ver­
stoßes gegen Treu und Glauben" aufl65 • Die so naheliegende Bezugnahme auf den 
Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetze nach RV. Art. 109 findet man 
auch in den neueren Entscheidungen merkwürdigerweise nur selten, obgleich 
das Verbot der Willkür nur die andere Seite des Grundsatzes darstellt 166. 

3. Der Widerspruch mit den Tatsachen ist ein, genau genommen, nur bei Polizei­
verfügungen vorkommender Fehler. Denn die beim Erlasse einer Polizei ver­
ordnung mögliche irrtümliche Annahme oder Nicht-Annahme von Tatsacheil 
gehört zur Rechtsfrage167 und scheidet hier aus. Ist z. B. eine gewisse Art von 
Verordnungen, etwa über lärmende Betätigungen, nur in Kurorten zulässig und 
irrt die verordnende Behörde in der Annahme, der Ort, für den sie die Verordnung 
erläßt, sei ein Kurort, so ist dies kein gewöhnlicher Tatsachenirrtum, sondern, 
da die Gültigkeit eines Rechtssatzes davon abhängt, eine der Beurteilung durch den 
Revisionsrichter unterliegende Rechtsfrage. Für Polizeiverfügungen aber hat 
die Scheidung ihrer Fehlerhaftigkeiten in solche, die einen Widerspruch mit dem 
Rechte, und solche, die einen Widerspruch mit den Tatsachen darstellen, nur in 
den verhältnismäßig seltenen Fällen Bedeutung, in denen das Verwaltungsgericht 
Revisionsgericht ist, also nur die Rechtsfrage zu prüfen hat. Beim preußischen 
OVG. ist dies bekanntlich der Fall, wenn über eine angefochtene Verfügung zunächst 
der Kreisausschuß als Verwaltungsgericht ersten RechtszngeR, dann der Bezirks­
ausschuß entschieden hat und nunmehr das Rechtsmittel der Revision an das 
OVG. geht168 • Nur für diefle und ähnliche Fälle ü,t der WiderRpruch mit den Tat-

160 OldOVG. 22 .• Juni on, OldZ. 37 (UHO) 8. 170ff. Vgl. all('h OldOV(L W. Okt. 13 11. 

n. Dez. 22, OldZ. 40 (I!H3) 8. 477ff., 50 (1923) S. Ilff. 
161 PrOVG. 18. Mai 09, Entsch. 54, 261ff. Vgl. auch OhlOV(:' l. .Jllni 08. OJdZ.:l6 (HJ09} 

8. 39ff. 
162 PrOVG. 3 .. Juni 12, Entsch. (i3, 383f. 
163 PrOVG. 9. Dez. 20, Entsch. 76, 426ff.; ähnlieh SäehsOVU. 18. ()pz. 2;), .Jahrb. 30, 

H2ff. (Jagdkarte). 
164 PrOVG. 30 .• Juni lIi, PrVerwBI. 38 (1917) S. 20!lf. 
165 HambVG. 6. Apr. 26, HansRZ. 1!l21i Hp. !lMf. 
166 Vgl. oben S. li'i4ff. Den Art. ]()it RV. erwähnt BadV(;l{' 17 .. -\pr. 28, BadVerwZ. IiO 

(1928) S. 187f. 
167 Vgl. ohen S. 126. ]I;" LVG. s§ 128 I ., 82[, H3[. 
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sachen kein vom OVG. zu beurteiler.der Anfechtungsgrund einer polizeilichen Ver­
fügung. Dem mit einem Wirtshausverbote bedachten Trunkenbolde wäre hier 
die Behauptung, er sei tatsächlich gar kein Trinker, versagt; er könnte nur etwa 
vorbringen, daß die Verfügung rechtlich zu weit gehe, da er, wie der Bezirksausschuß 
festgestellt habe, als Junggeselle auf das Essen im Wirtshause angewiesen sei. 
Rat dagegen das OVG. im zweiten ROlchtszuge über eine Berufung gegen das Urteil 
des Bezirksausschusses oder im ersten Rechtszuge über eine unmittelbar beim OVG. 
erhobene Klage zu entscheiden, so prüft es auch jene tatsächlichen Voraussetzungen 
und damit den Widerspruch der Pclizeiverfügung mit den Tatsachen in vollem 
Umfange nach. Maßgebend für die Beurteilung sind die tatsächlichen Verhältnisse 
im Zeitpunkte des Erlasses der angEfochtenen Verfügung169 • 

4. Ein Polizeibefehl, eine Versagung oder ein Widerruf kann endlich ungültig 
sein wegen Unzulässigkeit der zugrunleliegenden Erwägungen. 

Wegen dieses Ungültigkeitsgrundes sei auf das über die Ermessensfehler 
oben S. 35ff. Gesagte verwiesen. Während man die bisher erörterten Ungültigkeits­
gründe, außer dem durch Wahl eines bestimmten Gesichtspunktes entstehenden 
(S. 429), ohne weiteres durch Ermittelung der tatsächlichen Verhältnisse und Reran­
ziehung des anzuwendenden Gesetzes f:lststellen kann, bedarf es hier eines Eingehens 
auf die dem Akte vorangehenden Erwägungen, namentlich auf den mit dem Akte 
verfolgten Zweck. Liegen rechtsirrige oder unzulässige Erwägungen vor und verrät 
sich die Behörde, so ist ihre Verordnutlg unwirksam und unterliegt ihre Verfügung 
der Aufhebung auf Anfechtung hin. So könnte eine Polizeiverordnung mit Rück­
sicht auf das Ruhebedürfnis der Bevölkerung unter Umständen den Wirten ver­
bieten, ihre Kegelbahnen an Werktagen ohne vorgängige polizeiliche Genehmigung 
zum Kegelspielen herzugeben; sagt al,er die Verordnung selbst, daß sie ergangen 
sei, "um die Arbeiter des Hüttenwerkt~s abzuhalten, an den Werktagen zu kegeln, 
und sie an die Arbeit zu fesseln", so off,~nbart die Behörde einen unzulässigen Zweck 
und macht die Verordnung dadurch ungültig170. Die Polizeibehörde kann auf 
Grund besonderer Gesetze aus Gründen des Naturschutzes die Beseitigung von 
Reklametafeln verlangen; trifft sie abe: diese nach Sachlage an sich zulässige Maß­
nahme mit der Begründung, der Eigentümer der Tafel habe sich geweigert, eine 
größere Summe Geldes "freiwillig" in die Gemeindekasse zu zahlen, so berechtigt 
diese Begründung das OVG. zur Aufhebung der Verfügungl71• Dies ändert sich, 
wenn die Behörde ihren wahren Beweggrund verbirgt und einen stichhaltigen als 
Vorwand angibt, z. B. die Einzäunung des Vorgartens mit der bekannten Be­
gründung verlangt, ohne Einzäunung lüde er einen Unterschlupf für verdächtiges 
Gesindel, in Wirklichkeit aber den Eigentümer durch die Belastung mit den Kosten 
der Einzäunung zur unentgeltlichen Abtretung des Vorgartengeländes an die Ge­
meinde veranlassen Will 172• Die Behauptung des Vorwands weisen unsere Gerichte 
immer zurück173. Es mag auf den erskn Blick seltsam erscheinen, daß die Recht­
sprechung dadurch auf die geschickte Erfindung eines Vorwands geradezu einen 
Preis aussetzt. Aber der Schaden wäre noch größer, wenn Gericht und Verwaltungs­
gerichte befugt wären, den Polizeibehörden Verlogenheit vorzuwerfen. Hier muß 
der einzelne hinter dem überwiegenden Interesse der Allgemeinheit an einem har­
monischen Zusammenarbeiten aller sta[,tlichen Behörden zurücktreten. Als Trost 
mag es dem einzelnen dienen, daß sich ein stichhaltiger Vorwand nicht so leicht 

169 PrOVG. 23. März 22, Entsch. 77, 377ff. 
170 KG. 2. Mai 95, KGJ. 16, 326f. Vgl. auch KG. 26. Aug. 27 u. OLG. Jena 8. Apr. 27, 

RVerwBI. 49 (1928) S. 353f. u. SächsThürAr"hR. 4 (1927) S.378ff. (Plakatverbot als VeT­

kehrspolizeiliche Maßnahme und als Maßnah,ne zur Förderung des Säulenmonopols). 
171 PrOVG. 4. Febr. 26, PrVerwBI. 47 (1926) S.324. 
172 Vgl. PrOVG. 3. Okt. 13 u. 18. Sept. l4, Entsch. 65, 42lff. u. 68, 435ff. 
173 Vlg. Ge~etz, Gesetzesanwendung S. :154ff. 
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erfinden läßt. So wollte die Polizei einmal eine alte Ruine schützen und verbot das 
Näherrücken eines Steinbruchs an sie "zur Verhütung von Unglücksfällen". Die 
Verfügung wurde einfach wegen Übermaßes aufgehoben; denn Absperrungsmaß 
regeln taten den gleichen Diensp74. 

§ 21. FortsetzlUlg. Einzelne Zweige der Polizei. 
HATSCHEK S. 174-260. - Zahlreiche Abschnitte bei LOENING und G. MEYER-l)OCHOW. 

STENGLEINS Kommentar zu den strafrechtlichen Nebengesetzen, 5. Auf I. von EBERMAYER 
u. andern, 11928, Il im Erscheinen; BOXLER-BLOCH Wirtschaftspolizei, Sammlung von Reichs­
gesetzen und Verordnungen wirtschaftsstrafrechtlichen Inhalts 1928. - Für Geschichte und 
Rechtsvergleichung noch heute wertvoll v. SCHÖNBERGS Handbuch der politischen Ökonomie 
111 24 1898. - ANscHüTz Die Verfassungs-Urkunde für den preußischen Staat I 1912; DER­
SELBE Kommentar zur RV.3 u.4 1926; THOMA Grundrechte und Polizeigewalt, Festg. f. d. 
PrOVG. 1925 S. 183ff. 

W. MEIER Der menschliche Körper als Schutzobjekt im Verwaltungsreeht 1924. - ELSTER 
Sozialgesundheitsrecht, HWBRW. V 1928 S. 532ff.; BÄHNISCH Medizinalpolizeirecht, in 
v. BRAUCIDTSCH Pr. Verwaltungsgesetze 1121 1928 S. 346ff. - SOLBRIG, FLEISCHMANN Art. 
"Krankheiten, übertragbare" im WStVR. 11; MARKULL Die Gesetze betr. d. Bekämpfung 
übertragbarer Krankheiten2 1909; BURKIIARDT G. betr. d. Bekämpfung gemeingefährlicher 
Krankheiten 1900; FELLINGER Über den Zwang zur Errichtung kommunaler Wasserversorgungs­
u. Abwässerbeseitigungsanstalten, Medizinalarchiv 2 (1911) S.161 ff. u. Pr. Kommunalarehiv 2 
(1911) S.606ff.; WEBER-LEHNERT Die Pockenbekämpfung und Pockenschutzimpfung 1928; 
FLINZER Impfgesetz2 1914; SOLBRIG Art. "Impfung" im WStVR. II; JAFFE Impfzwang oder 
Impfpflicht? Medizinalarchiv 2 (1911) S. 177ff.; FLÜGGE desgi., ebenda S. 337ff. - Kom­
mentare zum G. z. Bekämpfung d. Geschlechtskrankheiten von GEYER-MoSES 1927, SCHÄFER­
LEHMANN 1928, HELLWIG 1928, GOLDBAUM 1928, KNAcK-QuARcK 1928, W. ADLER 1929; 
systematische Darstellung von DANNEMANN 1928; Einführungen von POSENER 1927, SELLMANN 
1927, FEICHTNER 1927; Aufsätze von HELLWIG, STÖLZEL, L. SCHÄFER, BÖHME, BARTENSTEIN, 
DEISENH01;'ER in RVerwBI. 49 (1928) S. 257ff., 439ff., 535ff., DJZ. 1928 Sp. 170f., BayVerwBI. 
76 (1928) So 9ff., BayGemZ. 39 (1929) Sp. 4ff. - K. SCHNEIDER Das pr. G. betr. d. Be­
kämpfung übertragbarer Krankheiten 1907. - BR. HEYMANN Art. "Mückenplage" im HWB­
KommunalW. 111; WILHELMI Fliegenplage und Polizei, PrVerwBl. 44 (1923) S. 409ff.; 
FRIEDRICHS Kleintierpolizei, PrVerwB1.45 (1924) S. 439 ff., 455ff.; MORSCHEWSKY Ratten­
vertilgung, Thür. Kommunale Rundschau 5 (1927/28) S. 120f. - GRILL Leichen- und Be­
gräbnispolizei in Bayern3 1925. - SCHÜNEMANN Ein Beitrag zum lüb. TlCrverwertungsrecht, 
HansRGZ. A 1928 Sp. 675ff. - E. A. SCHROEDER Das Recht im Irrenwesen 1890; REISSNER 
Die Zwangsunterbringung in Irrenanstalten und der Schutz der persönlichen Freiheit 1905; 
SOLBRIG Art. "Irrenwesen" im WStVR. 11; SIOLI Art. "Irrenwesen" im HWBKommunalW. 11; 
RITTERSHAUS Die Irrengesetzgebung in Deutschland 1927; BÜHRER Das bad. Irrenrecht, 
BadVerwZ. 19l1 S. 221ff.; HOLDERMANN Das badische Irrenfürsorgegesetz 1927. 

REDDEMANN-FLEISCHMANN Art. "Feuerpolizei (Feuerwehr)" im \VStVR. I; REDDEMANN 
Feuerwehr und Polizei, PrVerwBl. 26 (1905) S. 727ff.; DERSELBE Brandbekämpfung a. d. 
Lande3 1920; HELMER Feuerpolizei 1927 ; FrSCHER-MAHLY Pr. Feuerpolizeirecht 1928; HOFMILLER 
Samml. feuerpol. Vorschriften f. Baupolizei u. Feuerschau i. Bayern 1929; JOSEF Die Rechts­
verhältnisse d. Feuerwehren, Stusev. 1920/21 S.523ff. - BRANDES Verkehr mit Mineralölen 
1927; H. JAEGER-ULRICHS Die AcetylenVO. 1924; SEEGER Sicherhcitsvorschriften für Licht­
spielvorführungen 1926; C. HARTMANN Die ges. Bestimmungen ü. d. Genehmigung u. Unter­
suchung von Schiffsdampfkesselnll 1927; H. JAEGER-ULRICHS Bestimmungen ü. Anlcgung u. 
Betrieb d. Dampfkesse15 1926; DENKER Der Verkehr mit Sprengstoffenll 1926; G. KOCH 
G. betr. d. Prüfung d. Läufe und Verschlüsse der Handfeuerwaffen 1892. - H. PETERS 
Kraftfahrzeugrecht, in v. BRAUCIDTSCH Pr. Verwaltungsgesetze 1121 1928 So 472ff.; LECHNER 
Die Kraftfahrzeuggesetzgebung 1927, ErgBd. 1928; KREuscH Der Straßenaufsichtsdienst in 
Groß-Berlin5 1926; WEISS-HEY Die Berliner Straßenordnung 1929; WEILER Der Straßen­
verkehr (u. bes. Berücksichtigung Bayerns) 1927; KOCH Die Münchener Straßenverkehrs­
ordnung 1927; AULHORN-PUSCH Sächsische Straßenverkehrsordnung 1927; LIEBERS Der Fuß­
gängerverkehr n. d. neuen sächs. Straßenverkehrsordnung, SächsThürArchR. 1) (1928) S. 13ff.; 
PuscH-THIERIG Verkehrsordnung f. d. Stadt Dresden 1928; EBBElm-GRussENDORF Verkehrs­
ordnung f. d. Stadt Leipzig 1928; WILHELM Württ. Straßenverkehrs-Ordnung2 1929; SCHÖNE 
"Der Sommerweg" im modernen Straßenverkehr, RVcrwBl. 49 (1928) S. 24lf.; SEBBA See­
wasserstraßenordnung 1928; BREDOW-MüLLER Luftverkehrsgesetz 1922, Erg.-Heft 1927; OPPI­
KOFER Juristisches zum Luftlichtbild, Z. f. d. ges. Luftrecht 1 (1928) S. 235ff.; H. JAEGER­
ULRICHS-WOLTER Bestimmungen über Einrichtung und Bctril.'b der Aufzüg('3 1927. 

174 BadVGH. 11. Nov. 02. BadVerwZ. 1903 S_ 106ff. 
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RAPMUND Art. "Gifthandel" im WStYR. II; SONNENFELD Die reichsrechtlichen Bestim­
mungen betr. den Handel mit Drogen und Giften3 1926; LEWIN-GOLDBAUM Opiumgesetz (m. 
Nachtr.) 1928; RAPMUND Art. "Geheimmit~el" im WStVR. II; DERSELBE Art. "Arzneimittel" 
im WStVR. I; KUNz-KRAusE Die reichsge:!. Regelung d. Verkehrs mit Arzneimitteln 1926; 
KRONECKER Preußische Polizeivorschriften ü. Ankündigung von Arzneimitteln, Medizinalarchiv 
1 (1910) S. 13 ff., 161ff., 327ff., 493ff. 

MÜNCHGESANG u. a., Art. "Bauwesen" im WStVR. I; LUPPE u. a., Art. "Baupolizeirecht" 
im HWBKommunalW. I; JAHN Handwörterbuch des Baurechts 1928; HEILGENDORFF Bau­
pflege u. Recht, PrVerwBI. 37 (1916) S.241ff.; RIESS Bauordnungen, Stusev.1926 S.282ff.; 
WERNEBURG Das Baurecht 1928. - BALTZ-FISCHER Preußisches Baupolizeirecht6 1926, 
Nachtr. 1927; KERsTEN Baupolizeirecht, in v. BRAUCHITSCH Pr. Verwaltungsgesetze II21 1928 
S. 745ff.; BORN Das preußische Baupolizei:echt 1902; SASS Preußisches Baupolizeirecht 1909; 
ALEXANDER-KATZ Grundzügc des preußischen Baupolizeirechts 1910; HEINE Die preußi­
schen Baupolizeigesetze 1928; CLOUTH Kommentar zur Bauordnung für Berlin 1927. - ACKER­
MANN Der Baukonsens und die polizeilichen Beschränkungen der Baufreiheit nach pr. Recht 
1910; EISENTRAUT Bedingungen, Befristungen und Auflagen im pr. Baupolizeirecht, Gieß. Diss. 
1925; RIESS Baudispense, Stusev. 1927 S. 127ff.; PAHLKE Das Wesen d. Baugenehmigung u. 
d. Baudispenses, VerwArch. 32 (1927) S. 3~'ff.; WERNEBURG Baufreiheit und Baukonzession 
(Bauerlaubnis), FischersZ. 62 (1928) S. 28ff. - STENGER Das i. Bayern gelt. Bau- u. Wohnungs­
recht 1919; ENGLERT-SCHMITT-STAUFFER Ba.v. BauO.6 1928; HEILMANN-WEINISCH Bay. BauO.2 

1927; HELMREICH-SCHELS-STEINHAUSER lI1ünchener Baupolizeirecht 1927. H. SCHANZ Die 
Baugenehmigung in Bayern 1901. - RUMl'ELT Allg. Baugesetz f. Sachsen 1911; W. ApELT 
Grundzüge des sächsischen Baurechts 1914. - HÄFFNER-BuRGER Württ. BauO.8 1927. -
SCHLUSSER-FRANZ Bau- u. feuerpol. Vorschriften in Baden6 1924, Nachträge 1926; ROTH Bad. 
LandesbauO.8 1925; ANTONI Bad. Hochbauv'3rwaltung 1909. - SCHAEFERHess. Baurecht 1926; 
FEY Hess. Allg. BauO. 1926. - BÜRSTENBINDER BauO. f. Hamburg 1926, Anh. 1927. -
H. MÜLLER-E. FEHR Das Baupolizeirecht in der Schweiz 1913. - M. PETERSEN G. betr. d. 
Gründung neuer Ansiedlungen 2 1911; RUMMLER Persönliche Ansiedlungsbeschränkungen 1906. 
- RIESS Neue Probleme des Städtebaurech~s, PrVerwBl.46 (1925) S. 41ff.; DERSELBE Zum 
Entwurf eines Städtebaugesetzes, ebenda S.495ff., 508ff.; F. W. FISCHER Flächenaufteilungs­
pläne, PrVerwBI. 48 (1926/27) S. lf. MARTINS Städtebau und Verwaltungsrecht in Bayern, 
BayVerwBI. 76 (1928) 1:;. 113ff. 

ALTENRATH Das pr. Wohnungsgesetz 1919; O. STÖLZEL Wohnungsgesetzgebung f. Preußen 
1920. - BRANDIS Miet- u. Wohnungsrecht in Reich u. Ländern 1925; MEYEROWITZ Das gesamte 
Miet- u. Wohnungsnotrecht 1926; STERN Wohnungsmangelgesetz 2 1927; Schriften zum Berliner 
Wohnungsnotrecht von BECK u. PULVERMAClI:ER 1925, HERTEL 1925, NUSSBAUM U. PRINZ 1925; 
SEYFRIED Die VO. ü. Maßnahmen gegen den Wohnungsmangel in Bayern 1926; GOERTZ Das 
Wohnungsmangelrecht Sachsens 1927. 

H. PETERS Landwirtschaftspolizeirecht, in v. BRAUCHITSCH Pr. Verwaltungsgesetze II21 
1928 S. 561ff.; MOLITOR Landwirtschaftsrecht2 1928; DocHow Landwirtschaftsrecht 1927.­
HERMES Art. "Reblaus-Krankheit" im WStYR. III. Kommentare zum pr. Feld- u. Forstpolizei­
gesetz v. DAuDE6 1926, WAGEMANN 1926, RASCH u. EGGERT 2 1926; FEILITSCH Sächs. Forst- u. 
Feldstrafges.2 1921. RUMPF Die deutsche Saatzucht in wirtschaftsrechtlicher Beleuchtung 
1923. - SCHWAPPACH Art. "Forstwesen" im WStVR. I; CHR. WAGNER Handb. d. Forstwissen­
schafts, 4 Bände 1912/13, 5. Auf I. seit 1925 im Erscheinen; H. PETERS Schutzwaldgesetz, in 
v. BRAUCHITSCH Pr. Verwaltungsgesetze lVII 1926 S. 240ff.; MAHLY Das G. z. Erhaltung d. 
Baumbestandes 1922; GRANER Die Forstverwaltung Württembergs 1913; K. ASAL Das bad. 
Forstrecht 1898; PETRY Die Forstverwaltungsgesetzgebung im Volksstaat Hessen 1929; 
BUCHNER Die österreichischen Forstgesetze 1926. - Kommentare zum Reichsviehseuchen­
gesetz und Nebengesetzen von BACKHAUS 1912, GUGEL 1912 ROHRscHEIDT U. STEGNER2 1912, 
W. V. HIPPEL2 1913, FRHR. V. STENGEL2 (für Bayern) 1922, v. OSTERTAG (für Württemberg) 
1926; SCHEUER-BEINZGER Anzeigepflicht bei Tierseuchen usw. in Thüringen 1927. - MORITZ 
Futtermittelgesetz 1927; SIMM desgl. 1927; SCHNEIDER-SCHULHÖFER desgl. 1927. - DAM­
MANN-STEIGER Art. "Beschälwesen" im WStYR. I; GRUNDMANN Sächs. G. ü. d. Hengstkörung2 

1927; v. GEHE D. sächs. Rinderzuchtgesetz 1925, Nachtr. 1926; RUMPF Die old. Pferdezucht. 
Ein landwirtschaftsrechtliches Paradigma, o'dZ. 52 (1926) S. 13ff. - STELLING Art. "Jagd" 
im WStVR. II; EBNER Pr. Jagdrecht 1908; DERSELBE Die pr. Jagdgesetze8 1928; DALcKE­
DELIUS Pr. Jagdrecht6 1914; J. BAUER Die JagdO. 5 1923; BORN Die pr. Jagdgesetze 1928; 
STELLING Die hannov. Jagdgesetze 2 1. Abt. 1928; CASPER Die Strandjagd in Schleswig­
Holstein, SchlHolstAnz. 1928 S. 89f.; BEH~ Bay. Jagdgesetz2 1928; POLLWEIN Bay. Jagd­
l'echtll l928; KÄÄB Die Jagdkarte nach pfälzi:!Chem Jagdrecht, BayVerwBI. 75 (1927) S.449ff.; 
SCHMIDT-LEONHARDT Sächs. Jagdgesetz 1925; PFUND Württ. Jagdgesetz 1927; M. ZAHN 
desgI., WüRV. 20 (1927) S. 113ff., 129ff. u. Forts. - GIESE Art. "Fischerei (Fischereipolizei)" 
im WStVR. I; FRIEDRICHS Art. "Fischereirecllt" im HWBRW. II 1927; DELIUS Pr. Fischerei­
gesetz 1916; GÖRCKE desgI. 1918, Nachtr. IH9; BORN dosgI. 1928; SCHLEGELBERGER desgI. 
1929 (in v. BRAUCHITSCH Pr. Verwaltungf.gesetze IIIl7 S. 374ff.); MALSEN-WALDKIRCH; 

JelIInek, VerwaltungBrecht. 2. Auf!. 28 
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U. HOFER Das bay. Fischereirecht 1910; BLEYER Bay. Fischereigesetz3 1925. - Kommen­
tare zum Fleischbeschaugesetz von LEBBIN u. BAUM 1903, SCHROETER U. HELLICH 1911, 
HEINE2 1914 (Erg. 1927), v. BRETTREICH U. VOLTZ (für Bayern) 1914, EDELMANN 2 (für 
Sachsen) 1926. v. OSTERTAG Die Ausführungsbestimmungen A z. RFleischbeschauG.' 1927. 
EDELMANN Die Schlachtviehversicherungsgesetzgebung d. Königreichs Sachsen 1907; BEINZGER­
FAULTISCH Thür. Schlachtviehversicherungsgesetz 1925. - A. FISCHER Art. "Nahrungs­
mittelpolizei " im HWBSt w. VI' 1925; FRIEDRICHS Nahrungsmittelwesen, Stusev. 1927 S. 243ff. ; 
HOLTHÖFER-JuCKENACK Lebensmittelgesetz 1927; LEBBIN-GIESSNER desgl. 1928; COERMANN 
desgl. 1928; ZOELLER Weingesetz 1921; LEBBIN Getränkegesetze und G!;tränkesteuergesetze 1926. 

RAPMUND Art. "Arzt" im WStVR.I; JOACIDM-KoRN Deutsches Arzterecht, 2 Bände 1921; 
DIESELBEN Grundriß des deutschen Arzterechts 1914. - Schriften über Kurpfuscherei von STIER­
SOMLO in AnnDR. 1908 S. 401ff., ROTERING im Medizinalarchiv 3 (1912) S.481ff., GRAACK im 
HWBStW. VI' 1925 S.11:Hf., SCHOPOHL 1926, EBERMAYER 1927, A. ZIMMERMANN (Zürich) 
1919. Vgl. auch die Vortragsreihe: "über Kurpfuschertum und seine Bekämpfung", Veröff. 
a. d. Gebiete .. d. Medizinalverwaltung 23. Bd. 8. Heft 1927, ferncr 25. Bd. 3. Heft 1927.­
F. ALTMANN Arztliche Ehrengerichte u. ärztliche Standesorganisation in Preußen 1900; Entschei­
dungen des preußischen Ehrengerichtshofes für Ärzte I-IV)908-1927; KEIDELHandhbg. 
d. Medizinalpolizei in Bayern2, 2 Bände 1926; RUMPELT Sächs. ArzteO. 1904. - RAPMUND Art. 
"Apothekenwesen"im WStVR.I; v. GNEIST Die Apothekergesetze d. Reichcs u. Preußens 1925; 
URBAN Apothekengesetze 6 1927; ADLUNG Die Apothekenbesitzrechte i. d. deutschen Ländern 
1927; KUHN Die Rechtsverhältnisse der Apotheker i. Pr. bezügl. d. Stellvertretung, d. Ver­
pachtung u. d. Haltens v. Lehrlingen, VerwArch. 15 (1907) S.60ff.; LEWINSKY Dic ver­
käufl. Apothekenkonzession nach pr. Recht 1911; HAMBURGER Die pr. Apothekenbetriebs­
rechte 1928; KUNZ-KRAUSE Apothekengesetzgebung in Sachsen, 4 Bände 1908-28; Badi­
sches Apothekenwesen3 , her. v. Vorst. d. Apothekerkammer i. Baden, 1914. - KROHNE Das 
pr. Hebammengesetz 1923; FIEDLER Sächsische Hebammengesetze und Verordnungen 1927. 

OTTO MAYER Art . .,Sittenpolizei", WSt,VR. III; HAGEMANN Art. "Sittenpolizei" im 
HWBRW. V 1928 S. 502ff. - DELIUS Das Gemeindebestimmungsrecht 1925; DtiHRSSEN 
Die Wahrheit über das Schankstättengesetz 1926; R. ZORN Das Wirtshausverbot, BayGemZ. 
37 (1927) S. 267ff.; BLECKWENN Eine PoIVO. betr. Raufbolde, PrVerwBl. 46 (1925) S.505f.; 
SCHUBART Polizeistunde und Notgesetz, DJZ. 1928 Sp. 311 f. - Über die Polizeistunde bt'i 
geschlossenen Gesellschaften HENSEL in JW. 1928 S. l087ff., STIER-SOMLO U. BOEHM in 
DJZ. 1928 Sp. 696ff., 126Of., DELIUs in "Gesetz und Recht" 29 (1928) S. 289ff.; über den 
Begriff der geschlossenen G~sellschaft SCHMID in WüRV. 6 (1913) S. 92ff.; DIECKHOFF Die 
geschlossene Gesellschaft im deutschen Verwaltungsrt'cht 1926. - W OLZENDORFF Polizei und 
Prostitution 1911 (aus ZStaatsW. 67 S. 1ff., 218ff.); V. PEZOLD Zur Geschichtc der Prostitu­
tion in Karlsruhe 1926; URBAN Staat und Prostitution in Hamburg 1927; FRIEDRICHS Polizei 
und gewerbsmäßige Unzucht nach neuem Recht, Stusev. 1927 S .344ff. - J.LEVY Die Sehächt­
frage 1927; A. BETHE u. a. Zur Frage der betäubenden Wirkung des Schächtschnitti! 1927, beidt' 
Schriften erhältlich im Büro für Schächtangelegenheiten, Berlin N24. - FECKER Gedanken 
zur Beurteilung von Geschicklichkeitsspielen, "Die Polizt'i" 24 (1927) S. 324f.; KERSTIENS 
desgI., ebenda S. 60H.; DELIUs Öffentliche Glückspiele auf Jahrmärkten usw., "Die Polizei­
praxis" 1928 S. 185ff. STRUTZ Art. "Lotterie" im WStVR. II; FR. GOLDSCHMIT Bay. G. ü. 
d. Lotteriespiel 1913. - A. WOLFF Art. "Theaterrecht" im WStVR. III; ELSTER Art. "Thl'­
at~rreeht" im HWBRW. VI 1928/29 S. 12ff.; OPET Deutsches Theaterrecht 1897; DERSELBE 
Art. "Theaterrecht" im HWBStW. VIII' 1926; ASSMANN Die Theaterspielerlaubnis nach 
§ 32 GewO. 1925; PARISIUS Die polizeiliche Theateraufsicht und ihre Grcnzen, PrVerwBl. 47 
(1926) S. 558ff.; ROTHENBÜCHER über einen Fall der PräventivpoIizei und die Theaterzen­
sur, Festg. f. FLEINER 1927 S. 211ff.; dazu VON JAN in BayVerwBl. 1927 S. 209ff. - SZCZESNY 
Lichtspielgesetz 1920; SEEGER desgl. 1923; DERSELBE AUA der neueren Praxis der Filmzensur, 
"Gesetz und Recht" 29 (1928) S. 49ff.; DERSELBE Das Reichslichtspielgesetz in der Rccht­
sprechung der Filmoberprüfstelle, Arch. f. Urheber-, :Film- und Theaterrecht 1 (1928) S.58ff., 
208ff., 255ff.; FALCK Lichtspielgesetz, in Y. BRAUCHITSCH Pr. Verwaltungsgesetze 1121 1928 
S. 312ff.; DERSELBE Die polizeiliche Behandlung der Wahlpropaganda-Filme, "Die Polizei" 
25 (1928) S. 299ff.; DERSELBE Reichsfilmzensur und Ortspolizeibehörde, Arch. f. Urheber-, 
Film- und Theaterrecht 1 (1928) S. 633ff.; ECKSTEIN Deutschcs Film- und Kinorecht 1924; 
A. HELLWIG Grundsätze der Filmzensur und der Reklamezensur nach den Entscheidungen 
der Oberprüfstelle 1923; JEHLE Streiflichter zum Filmrceht, Bay. VerwBl. 75 (1927) S.225ff.; 
EICHNER Die polizeiliche Erlaubnis zur Veranstaltung öff. Lichtspiele nal'h Art. 32 bay. 
PoIStGB., Bay. GemZ. 37 (1927) Sp. 153ff. 

O. GOLDSCHMIDT Die pr. Gesetze gegen Verunstaltung 1912; O. LOENING Pr. G. ii. d. Vt'r­
unstaltung von Ortschaften u.landschaftlich hervorragenden Gegenden 1912; ADOLPH Säehs. G. 
gegen d. Verunstaltung von Stadt u. Land 1909; SASS Begriff d. grob. Verunstaltung, Stusev. 
1922/23 S. 145ff.; F. W. FISCHER Begriff der Verunstaltung i. d. bisht'r. pr. Gt'setzgebung u. i. 
Städtebaugesetzentwurf, PrVerwBl. 48 (1927) S.121ff.; OLSHAusENEinspruchsrecht der Ba.u­
pflegekommission, HansR.Z. 1925 Sp. 463ff., 1926 Sp. 841ff. - Atlas d('r geschützten Pflanz{'ll 
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und Tiere Mitteleuropas, her. v. d. Staat]' Stelle f. Naturdenkmalpflege in Preußen, bisher 
Abt. I-V, seit 1924. - V. BOXBERGER Vogelschutzgesetz 1909; FRHR. v. WELsERDer Vogel­
schutz nach deutschem Reichsrecht 1910. - BREDT Die Heimatschutzgesetzgebung in den 
deutschen Bundesstaaten 1912; HEYER Denkmalpflege und Heimatschutz im deutschen Recht 
1912; REIMERS Handbuch f. d. Denkmalpflege3 1911; A. B. SCHMIDT Rechtspflege des deut­
schen Denkmalschutzes, Festg. f. SOHM 1914 S.317ff.; HENSEL Art. 150 der Weimarer Ver­
fassung und seine Auswirkung im preußischen Recht, ArchÖffR.N.F.14 (1928) S. 321ff.; LEZIUS 
Recht d. Denkmalpflege in Preußen 1908; DERSELBE Art. "Denkmalpflege" im WStVR. I; 
GUILLAUME Denkmalschutz und Denkmalpflege in Preußen, PrVerwBl. 47 (1926) S. 413ff., 
425ff.; CLEMEN Betrachtungen über die Denkmalpflege in Preußen und den Gesetzentwurf 
der Preußischen Regierung, Anl. 1 zu Drllcks. 6459 des Preuß. Landtags, 2. Wahlperiode, 
1. Tagung; CHAPPUIS Rechtsgrundlagen d. Naturschutzes in Pr., Stusev. 1925 S.343ff.; 
FRHR. V. DUNGERN Naturschutz und Natul'pflege, PrVerwBl. 48 (1927) S.317ff.; DOHN Hei­
mat und Naturschutz, BayGemZ. 38 (1928) Sp. 321 ff., 354ff.; EDER (u. EICHNER) Denk­
malschutz und Polizei, "Die bay. Polizei" 2 (1928) S. 171ff.; WITTE Die Erhaltung der 
Kunst- u. Geschichtsdenkmäler, MecklZ. 42 (1926) S.584ff.; GIESKER-ZELLER Der recht­
liche Heimatschutz in der Schweiz 1910. -- FRIEDRICHS Polizei und Kunst, "Die Polizei" 23 
(1926) S.313ff., 483ff., 586ff.; OLSHAUSEN Das höhcre Kunstinteresse bei Gesangsvorträgen, 
VerwArch. 12 (1904) S. 583ff. 

GELBEN Fundrecht u. Polizei, Stusev.lU26 S.473ff. E. JACOBI (Arnsberg) Art. "Kollekten" 
im WStVR. II; LOHMANN über Kollekten und ähnliche Veranstaltungen, VerwArch. 21 (1913) 
S. 297ff. - G. ROSCHER Art. "Waffenpolh;ei" im WStVR. III.; KUNzE Das Waffenrecht im 
Deutschen Reiche 4 1923; WAGEMANN G. ü. Schußwaffen u. Munition 1928; HOCHE Schuß­
waffengesetz2 1928; SCHÖNNER-SALEWSKI desgl. 1928; WÜNDISCH desgl. 1928; WEIGAND Das 
Gesetz über Schußwaffen usw. u. bes. Bmücksichtigung d. bay. Verhältnisse, BayGemZ.38 
(1928) Sp. 841ff., 893ff., 922ff.; MATTHEcll. Deutsches Reichs- und sächs. Landeswaffenrecht 
]928; A. FINGER Bemerkungen zum G. ü. Schußw. u. Mun., GerS. 97 (1928) S. 431 ff. Aufsätze 
von SALEWSKI und KUENzER in Stusev. 9 (19:~8) S. 252f., 278ff., 309 u. DJZ. 1928 Sp. 632ff. 

RUBITZKY Das deutsche Paßrecht, Stusev. 1924 S.345f., 363ff., 390ff.; KRAUSE Das 
deutsche Paßrecht 1925. - Art. "Freizügigkeit" von KUTZER im WStVR. I, REHM U. O. LOENING 
im HWBStW. IV', STIER-SOMLO im HWBB.W. II 1927; ZIEGLER Das bay. AufenthaItsgesetz 
u. d. Freizügigkeitsgesetz3 1926; J. MAYER Bemerkungen zum Aufenthaltsgesetz und zum 
Freizügigkeitsgesetz, BayVerwBl. 76 (19281 S. 197ff.; MÜHLHAus Zum Rechte der sicher­
heitspolizeilichen Aufenthaltsbeschränkungen. BayGemZ. 38 (1928) Sp. 588ff.; LAUSEN Die 
Freizügigkeit i. D. Reiche u. ihre Grenzen, Kieler Dias. 1921; FLEISCHMANN Art. "Ausweisung" 
im WStVR. I; DYROFF Ausweisungsfragen, BayGemZ. 31 (1921) Sp. 149ff. - STOERK­
E. LOENING-O. LOENING Art. "Fremdenpolizei" im HWBStW. IV'; HARTMANN Art. "Melde­
wesen" im WStVR. II; HAUSMANN Handbuch betr. d. Melde-, Paß- u. Fremdenpolizei 1928. 
- Aufsätze und Artikel über die Zigeunerfrage von NELKEN im WStVR. III S. 977ff., AICHELE 
in WürttZ. 54 (1912) S. 19ff., 50ff., REICH in BayGemZ. 37 (1927) Sp. Iff., WACffiNGER in 
DRiZ. 19 (1927) S. 237ff. (wichtig), V. SCHELHORN in Stusev.1927 S. 135f., 161ff.; REICH 
Das bayerische Zigeuner- und Arbeitsscheuengesetz 1927; HÖHNE Die Vereinbarkeit der deut­
schen Zigeunergesetze und -verordnungen mit dem Reichsrecht, insbes. d. Reichsverfassung (noch 
nicht erschienene Diss.). - Vgl. auch das bei § 8 angegebene Schrifttum zum AURländerrecht. 

HOUBEN Polizei und Zensur (Die Polizd in Einzeldarstellungen Bd. 11) 1926. - V. LISZT 
Reichs-Preßrecht 1880; KLöPPEL ReichspreJ3recht 1894; MANNHEIM Preßrecht 1927. Kom­
mentare zum Preßgesetz von KITZINGER 1!l20, BORNS 1924, FALCK in v. BRAUCHITSCH Pr. 
Verwaltungsges. II21 1928 S. 261ff., HÄNTZSCHEL 1927; BECKER Die zivil- und ~trafrecht­
lichen Ansprüche des Betroffenen gegenübnr der Presse 1928. V. BRUNS-HÄNTZSCHEL Die 
Pf'~ßgesetze des Erdballs, Bd. 1: HÄNTZSCHEL Das deutsche Preßrecht 1928, Bd. 2: MARG. 
WOLFF Das Preßrecht Großbritanniens 1928; PARDEY Das Recht der englischen Presse 1928. 
- H. LOENING Der allgemeine PolizeibegrHf und Art. 118 RV., Thür. Kommunale Rund­

schau 4 (1926) S. 5f.; WOLFSTIEG Das Rech1; d. Beamten auf fr. Meinungsäußerung, Beamten­
Jahrb. 1926 S. 484ff., 1927 S. 48lff.; C. SCHMITT Verfassungslehre 1928 S. 166ff. - Aufsätze 
über das Plakatwesen von DELIUS im PrVer"Bl. 47 (1926) S. 458f., VON JAN ebenda S.519 u. 
DJZ. 1926 Sp. 582ff., WÜNDISCH i. d. Ztschr. "Die Polizei" 23 (1926) S.1l2f., PARISIUS ebenda 
24 (1927) S. 73f. u. Stusev.1927 S.182f.; H. W. HARMS Das deutsche Plakatrecht, Kieler Diss. 
(wird wohl 1929 erscheinen). - STIER-SOMLO Art. "Schund- und Schmutzschriften" im 
HWBRW. V 1928 S. 383ff.; Kommentare 7,um G. z. Bewahrung d. Jugend vor Schund- u. 
Schmutzschriften von MATZ u. SEEGER 1927, E. CONRAD 1927, B. SCHULZE 1927, A. HELLWIG 
1927; Aufsätze dazu von STOIS in BayGemZ. 38 (1928) Sp. llOff., LEffiIG in BayVerwBI. 
76 (1928) S. 193ff., SEEGER im Arch. f. Urh.-. :Film- u. Theaterrecht 1 (1928) S. 58tHf .• 592ff. 
Entscheidungen der Oberprüfstelle für Schund- und Schmutzsehriften, mitgeteilt von 'V. HOFF­
MANN JW. 1929 S.459f. 

ROMEN Das Vcreinsgesetz4 1916; DELIlJS Deutsches Vereins- und Versammlungsrecht6 

1912; DERSELBE mit zahlreichen Aufsätzen im PrVerwBl. 40 (1919) S.97f .• 399f.; 41 (1920) 
28* 
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S.381f.; 43 (1922) S. 87ff.; 44 (1923) S.59ff.; dann "Gesetz und Recht" 21 (1920) S.21ff.; 
22 (1921) S. 361ff. - SEEGEBARTH Das öff. Vereins- und Versammlungsrecht nach Inkrafttreten 
der Weimarer Verfassung, Kieler Diss. 1921; BREcHT Vereins- u. Versammlungsrecht, in v.BRAu­
CHITSCH Pr. Verwaltungsgesetze 1121 1928 S.167ff.; REMPE Die heutige Geltung des Reichsvereins­
gesetzes, Münsterer Diss. 1926; VISCHER Das öff. Vereins- u. Versammlungsrecht, BayGemZ. 
36 (1926) Sp.449ff., 482ff., 509ff., 569ff.; JESS Die Neuregelung des Versammlungsrechts nach 
der RV., MecklZ. 42 (1926) S. 277ff.; RIECKENBERG Vereins- u. Versammlungsrecht ]!)28. -
W.VANCALKER Der Begriff d. politischen Vereins, Z.f.Politik 3 (1910) S.284ff.; L. RICHTER 
Vereinigungsfreiheit, VerwArch. 32 (1926/27) S. 1ff. - WOLZENDORFF Die allgemeinpoli­
zeilichen Befugnisse gegenüber Versammlungen und Vereinen nach preußischem Rechte, Verw.­
Arch. 18 (1910) S.261ff., 405ff. - DELIUS Grabreden von Laien auf Friedhöfen, "Gesetz und 
Recht" 27 (1926) S. 129ff. - BREcHT Aufzüge, Stusev. 1925 S. 913ff.; DELIUS Polizeiliche Be­
fugnisse bei Auf- (Um-) zügen, Stusev. 1926 S.205ff., ferner "Gesetz und Recht" 27 (1926) 
S. 196ff., PrVerwBl. 47 (1926) S.577ff. u. "Die Polizei" 24 (1927) S. 194f. u. 255f. - O. LOENING 
Der Entwurf eines neuen Vereinsgesetzes, PrVerwBl. 47 (1926) S. 465ff. - ROSCHER Art. 
"Zusammenrottung (Aufruhr)" im WStVR. 111; BRECHT Ausnahmerecht, in v. BRAUCHITSCH 
Pr. Verwaltungsgesetze 1121 1928 S. 246ff.; DERSELBE Gesetz zum Schutze der Republik, 
ebenda S. 227ff. 

Y. ROHRSCHEIDT Vom Zunftzwange zur Gewerbefreiheit 1898; RÜFFER Das gewerbliche 
Recht des ALR. 1903; Popp Die Entstehung der Gewerbefreiheit in Bayern 1928. - Kommen­
tare zur GewO. von v. LANDMANN U. ROHMER JB 1928, IP 1925, V. ROHRSCHEIDT2 2 Bände 
1912, NEuKAMP po 1912,11 1914, FR. HOFFMANN 2B-80 1927 u. in v. BRAUCHITSCH Pr.Verwal­
tungsgesetze V21 1928; STIER-SOML02 1923, STEINBACH2 1923, STÖHSEL6 11916,11 1926, Nachtr. 
1927, HILLER U. LUPPE21 1928. - Zeitschrift "Gewerbearchiv", her. von v. ROHRSCHEIDT. 
- ERWIN JACOBI Einführung in das Gewerbe- und Arbeitsrecht" 1926. - NELKEN Das 
Gewerberecht in Preußen I 1906; DERSELBE Art. "Gewerbe" u. ff. im WStVR. 11; 
SCHECHER Gewerbepolizeirecht des Deutschen Reiches (auf der Grundlage von MAX VON SEY­
DELS Gewerbepolizeirecht) 1910. - KULISCH System d. österr. Gewerberechtes J2 1912; V. LAUN 
Das Recht zum Gewerbebetrieb 1908; PRAUNEGGER Das österr. Gewerberecht I 1924, 11 
1926, 111 1927; SUCHANEK-STADLER-MEINOLD Die österr. Gewerbeordnung, 2 Bände 1927. -
L. RICHTER Zugehörigkeit oder Nichtzugehörigkeit von Gärtnereibetrieben zum Gewerbe 
1928; DÄHNHARDT Die Stellung des Gartenbaues im Wirtschaftsleben und im geltenden 
Recht 1928; DREWS Unstimmigkeiten in § 6 der RGewO., RVerwBl. 49 (192~) S.7!J3ff.; 
GOETSCH RGes. ü. d. Auswanderungswesen 1907; ZEHNTER-BRANDSTÄTTER RGes. ü. d. privaten 
Versicherungsunternehmungen2 1920. - H. u. R. ISAY Pr. Berggesetz, 2 Bände 1919120; M. REUSS 
desg1. 4 1926; systematische Darstellungen von MUELLER-ERZBACH 1917, VOELKEL2 1924. 
V. RAUCK Bay. Berggesetz2 1911; NOTHHAAS-MIESBACH desgl. 1927. WAHLE Die neue Berg­
gesetzgebung in Sachsen 1919. - über die Genehmigungspflichtigkeit der Bahnhofswirt­
schaften JAEGER-Essen im PrVerwBl. 47 (1926) S. 133ff., BANDMANN ebenda S. 343f. - GIESE 
u. HEYLAND Die gewerberechtliche Stellung der Selterswasserhäuschen 1928; GÜNGERICH 
Die Rechtsverhältnisse der Trinkwasserhäuschen und sonstigen Verkaufsstände auf öffent­
lichen Straßen und Plätzen, HessStaatsGemZ. 52 (1!J28) S. 9f.; .FR. HOFFMANN Der Ge­
schäftsbetrieb der Versteigerer in Preußen4 1929; NELKEN Das Bewaehungsgewerbe 1927. 

A. HELLWIG Polizeiliche Maßnahmen gegen Hellseher und andere Wahrsager, "Die Polizei" 
1926 S. 470ff.; DERSELBE Hellsehen als strafbare Gaukelei, GoltdArch.71 (1927) S. 1 24ff. ; 
darüber auch SIMON WürttZ. 49 (1907) S. 244ff. - REHM Die rechtl. Natur der Gewerbs-Kon­
zession 1889; LAGENSTEIN Die Gewerbepolizeierlaubnis 1912. - LUSENSKY Art. "Markt" im 
WStVR. 11; ERWIN JACOBI Die Rechtsgrundlagen der Leipziger Messe, FischersZ. 61 (1927) 
S. 320ff.; DERSELBE Die Verpflichtungen wegen Zeit und Dauer dcr Messen in den Zoll ver­
einigungsverträgen usw., ebenda 62 (1928) S. Iff.; R. SCHMIDT Das Leipziger Meßamt. 1928; 
Kommentare zum Börsengesetz von RE~, TRUMPLER u.a.1909, Apt" 1909, OSCARMEYER3 1915. 

BORNTRAEGER Pr. GebührenO. f. Arzte u. Zahnärztell 1927; LÜTTIG Kohlenwirtschafts­
gesetz 1920; MOSES desgl. 1920; R. ISAY desgl. 1920; COHN Die Rechtsgebilde des Kohlenwirt­
Rchaftsgesetzes 1926. FRIEDLÄNDER Kaliwirtschaft 1920; GÖRRES Vorschriften zur Durch­
führung des Gesetzes über die Regelung der Kaliwirtschaft 1924; MUSOLD Die Organisation 
der Kaliwirtschaft 1926. ZAHNBRECHER Das bay. Torfwirtschaftsgesetz. R. BEER Die juristische 
Natur der Kontingente (Beteiligungsziffern) 1927. 

Die Herrschaft des allgemeinen Polizeirechts nach § 10 II 17 ALR., dem Polizei­
verwaltungsgesetz vom 11. März 1850 und den entsprechenden Gesetzen der übrigen 
Länder reicht nur soweit, als nicht besondere Gesetze etwas anderes bestimmen. 
Schon aus diesem Grunde ist ein Überblick über die wichtigeren Zweige der Polizei 
und deren gesetzliche Regelung angebracht. Darüber hinaus veranschaulicht eine 
solche Darstellung die Fülle von Lebenserscheinungen, in die unsere Polizei gestal­
tend eingreift. Gerade deshalb aber ist auch eine halbwegs anschauliche Einteilung 
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der besonderen Betätigungsformen der Polizei geboten. Eine solche finden wir, 
wenn wir uns vor Augen halten, daß im Mittelpunkte des polizeilichen Denkens 
der Mensch steht. Die Polizei schützt den Menschen, sie schützt aber auch 
ihn und die Allgemeinheit vor dem. Menschen. Ohne daß sich eine scharfe Grenze 
zwischen dem ersten und dem zweiten Zwecke ziehen ließe, kann man doch dem ersten 
Zwecke die Polizei des ,körperlichen Wohlbefindens, die Sittenpolizei 
und die Polizei der sonstigen geistigen Güter, dem zweiten die Polizei der 
überwach ungs bedürftigen menschlichen Betätigungsformen zuweisen. 
Die letztgenannte Spielart der Polizei deckt sich vielfach mit dem Begriffe der 
Sicherheitspolizei im engeren Sinne, ohne ganz mit ihm zusammenzufallen, denn 
auch die Gewerbepolizei gehört dazu. 

I. Polizei des k,';rperlichen Wohlbefindens. 
1. Gesundheitspolizei. Für die Pflege der Volksgesundheit reichen gewöhnliche 

polizeiliche Maßnahmen vielfach nicht aus. Namentlich in der neuesten Zeit mehren 
sich die Bestrebungen, mit allen nur denkbaren Mitteln die Bevölkerung vor Er­
krankung und sonstiger körperlicher Verkümmerung zu bewahren. Die Düssel­
dorfer Gesundheitsausstellung von 1926 war nur ein Wahrzeichen der in Deutsch­
land lebendigen Bestrebungen auf diesem Gebiete. Hamburg hat ein besonderes 
Gesetz über das Gesundheitswesen erlassen!, Thüringen regelt vorbildlich die 
ärztliche Überwachung der Jugend durch eine Verordnung vom 19. März 1925, 
ein bremisches Gesetz vom 18. Juli ]924 dient der Errichtung einer Behörde für 
Leibesübungen und Jugendpflege, im kleinen Lande Lippe gibt es sogar ein 
Spielplatzgesetz vom 28. November 1922, das alle Gemeinden über 500 Ein­
wohner zur Herstellung eines Spielplöttzes von mindestens 65 m Breite und 100 m 
Länge nötigt und die Bildung von Spielplatzverbänden vorsieht. Das Reich zeigt 
sein Wohlwollen für die Vereine zur körperlichen Ertüchtigung des Volkes durch 
Leibesübungen wenigstens so, daß es deren Einnahmen in gewissem Umfange 
von der Umsatzsteuer befreit 2, Daneben gibt es aber auch einen Bestand 
älterer und neuerer Gesetze überwieg'3nd polizeilichen Inhalts. 

a) Die wichtigsten Gesetze dieser Art sind die Seuchengesetze. Im Zusam­
menhange mit völkerrechtlichen Abmachungen hat das Reich am 30. Juni 1900 
ein Gesetz über die Bekämpfung gemeingefährlicher Krankheiten er­
lassen. Das Gesetz trifft Bestimmungen nur über Lepra, Cholera, Fleckfieber, 
Gelbfieber, Pest und Pocken (§ 1), überläßt aber den Landesgesetzen ausdrücklich 
die Bekämpfung sonstiger ansteckender Krankheiten (§ 48). Vor allem verpflichtet 
es den zugezogenen Arzt, den Haushaltungsvorstand und andere genau bestimmte 
Personen zur Anzeige (§§ 2ff.). Bei der nun einsetzenden Ermittelungstätigkeit 
der Polizei sind die anzeigepflichtigen Personen zur Auskunftserteilung dem 
beamteten Arzte oder der Behörde geg'3nüber verpflichtet (§ 7). Als Schutzmaß­
regeln sieht das Gesetz die Unterwerfung kranker oder verdächtiger Personen 
unter eine Beobachtung vor, ferner Aufenthaltsbeschränkungen obdachloser und 
sonstiger Personen ohne festen W ohnBitz, Meldepflichten für neu Ankommende, 
Absonderung kranker und verdächtiger Personen, Kenntlichmachung der von einem 
Krankheitsfall betroffenen Häuser, Verbot menschenansammelnder Veranstaltungen, 
Fernhaltung Jugendlicher vom Unterdcht, Trink- und Badeverbote, Räumung 
von Häusern, Desinfizierung verseuchter Räume, Vertilgung von Ratten, Mäusen 
und anderem Ungeziefer (§§ llff.). Besondere Vorschriften gelten für die Verhütung 
der Einschleppung der Seuchen aus dem Auslande (§§ 24f.) und die Aus­
führung wissenschaftlicher Arbeiten mit Krankheitserregern (§ 27). 
Obgleich sich die Schutzmaßregeln größtenteils gegen den Störer im polizeirecht-

1 G. v. 15. März 20. 2 Vo. v. 15. Mai 26. 
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lichen Sinne richten, ordnet das Gesetz in beschränktem Umfange Entschädigung 
aus öffentlichen Mitteln an (§ 28ff.). Entschädigungsberechtigt sind wegen ent­
gangenen Arbeitsverdienstes allerdings nur der Invalidenversicherung unterliegende 
Personen und nur wegen Beschränkung in der Wahl des Aufenthalts oder der Arbeits­
stätte oder wegen Absonderung. Dagegen gewährt das Gesetz grundsätzlich allen 
Personen Entschädigung für vernichtete Gegenstände oder solche, die durch Des­
infektion gelitten haben. Von besonderer Wichtigkeit ist dann noch die Vorschrift, 
daß die Einrichtungen für die Versorgung mit Trink- und Wirtschaftswasser 
und für Fortschaffung der Abfallstoffe fortlaufend durch staatliche Beamte 
zu überwachen sind, und daß der Staat die Gemeinden zur Herstellung solcher Ein­
richtungen jederzeit anhalten kann, sofern es zum Schutze gegen übertragbare 
Krankheiten erforderlich ist (§ 35). Die dem Reichsminister des Inncrn bei Aus­
übung der Reichsaufsicht beistehende Behörde ist das Reichsges undhei tsam t. 
Daneben gibt es seit dem Gesetze vom 30. Juni 1900 einen Reichsgesundhei tsra t, 
der, mit dem Reichsgesundheitsamt organisatorisch verbunden, diese Behörde unter­
stützt und den Landesbehörden auf Ansuchen Rat erteilt, sich auch sonst unmittel­
bar mit ihnen in Verbindung setzt (§ 43). 

Eine Ergänzung des Reichsseuchengesetzes bildet das bedeutend ältere Im pf­
gesetz vom 8. April 1874, das die bekannte zweimalige Schutzpockenimpfung 
vorschreibt, die erste vor Ablauf des auf das Geburtsjahr folgenden Kalender­
jahrs, die zweite innerhalb des Jahres, in dem der Schüler das zwölfte Lebensjahr 
vollendet. Zur Impfung befugt sind nur die amtlich angestellten Impfärzte und die 
approbierten Ärzte. Eltern, Pflegeeltern und Vormünder, deren Kinder und Pflege­
befohlenen ohne gesetzlichen Grund und trotz amtlicher Aufforderung der Impfung 
oder der ihr folgenden Gestellung entzogen geblieben sind, werden bestraft, nötigen­
falls mehrmals 3• Daneben ist, ohne daß das Gesetz es ausdrücklich ausspricht, 
Zwangsimpfung zulässig4• Über den Rahmen der allgemeinen polizeilichen Er­
mächtigungen geht das Gesetz insofern hinaus, als eine Polizeiverordnung Impf­
zwang nur bei drohender Seuchengefahr, nicht ganz allgemein anordnen könnte. 

Das neueste Seuchengesetz des Reichs ist das Gesetz zur Be k ä m p fun g 
der Geschlechtskrankheiten vom 18. Februar 1927. Geschlechtskrankheiten 
sind Syphilis, Tripper, Schanker. Wer an einer solchen mit Ansteckungsgefahr 
verbundenen Krankheit leidet, muß sich von einem approbierten Arzte untersuchen 
und erforderlichenfalls behandeln lassen. Für Minderbemittelte haben die Länder 
unentgeltliche Behandlung bereitzustellen. Geschlechtskranke Personen, die ver­
dächtig sind, die Geschlechtskrankheit weiterzuverbreiten, können, nötigenfalh; 
im Wege persönlichen Zwangs, einem Heilverfahren unterworfen werden. Die Aus­
übung des Beischlafs durch Geschlechtskranke wird bestraft, ebenso die Eingchung 
der Ehe durch sie, falls sie dem andern Teile vor Eingehung der Ehe keine Mit­
teilung über die Krankheit machen. Nur approbierte Ärzte dürfen Geschlechts­
krankheiten behandeln. Fernbehandlung und die öffentliche Ankündigung von 
Mitteln und Verfahren zur Heilung oder Linderung von Geschlechtskrankheiten 
sind verboten. Endlich trifft das Gesetz noch Bestimmungen über das Stillen der 
Säuglinge. Auch ändert es das bestehende Recht der Prostitution (unten S. 452). 

Neben diesen drei Reichsgesetzen gibt es noch wichtige landesrechtliehe 
Regelungen der Seuchenpolizei. In gewissem Umfange würden Polizei­
verordnungen genügen. In Preußen gibt es zwei Gesetze seuchenpolizeilichen In­
halts. Das Gesetz betr. die Bekämpfung übertragbarer Krankheiten 
vom 28. Aug. OS/25. Febr. 27 enthält ähnliche Vorschriften wie das Reichsseuchen­
gesetz für folgende Krankheiten: Diphtherie, Gehirnentzündung, Genickstarre, 
Kindbettfieber, Körnerkrankheit, Rückfallfieber, Ruhr, Scharlach, Typhus, Milz-

3 OLG. Jena 13. Febr. 25, SächsThürArchR. 2 (1925) S. 303f. 
4 PrOVG. 18. Juni 12 u. 2. Nov. 15, Entsch. 61, 223ff. n. 70, 331 ff. 
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brand, Rotz, Tollwut, Fleisch-, Fisch· und Wurstvergiftung, Trichinose. Die Vor­
schriften des Gesetzes über Lungen- wld Kehlkopf tuberkulose sind ersetzt durch das 
Gesetz zur Bekämpfung der Tuberkulose vom 4. August 1923. Danach ist 
jede ansteckende Erkrankung und jed.er Todesfall an Lungen- und Kehlkopf tuber­
kulose dem zuständigen beamteten Arzte mitzuteilen. Mitteilungspflichtig ist auch 
jeder Wohnungswechsel eines Kranl~en. Neben Fürsorgemaßnahmen sieht das 
Gesetz Desinfektionen und Vernichtung von Gegenständen vor. 

b) Unter den sonstigen gesundheitspolizeilichen Maßnahmen steht 
der Kampf gegen Ungeziefer in nahem Zusammenhange mit der Seuchenpolizei. 
Braunschweig hat ein besonderes Gesetz zur Bekämpfung der Ungezieferplage 
am 30. Juni 1919 erlassen, das Meld.epflichten, Zwangsentlausungen, Zwangssäu­
berungen vorsieht. Andere Länder begnügen sich mit Polizeiverordnungen über das 
Legen von Rattengift5, die Ausräucherung der Mücken und ähnliches. 

Auch die Leichenpolizei steht mit unter dem Zeichen der Seuchenbekämp­
fung, namentlich die Vorschriften übe!~ die Frist, innerhalb der eine Leiche bestattet 
werden muß. Dagegen soll die EinriJhtung der Leichenschau 6 , die in gewissen 
Ländern7 nur approbierten Ärzten übertragen werden darf, die Bestattung Schein­
toter verhüten, auch verhindern, daß g'3waltsam ums Leben Gekommene vor Feststel­
lung der Todesursache begraben werden. Die Beförderung von Leichen auf den Eisen­
bahnen ist nur auf Grund eines Leie hen passes gestattet8, der erst nach genauer 
Prüfung der Todesursache und der vorschriftsmäßigen Einsargung ausgestellt wird9• 

Für die Beseitigung von Tierkadavern trifft ein Reichsgesetz vom 17. Juni 
1911 allgemeine Bestimmungen, ohna damit ältere besondere Bestimmungen des 
Reichsrechts aufzuheben. Die Länder haben in Ausführung des Gesetzes vielfach 
die Ablieferung der Kadaver an eine Kadaververnichtungsanstalt angeordnet. 
Die Abfuhr des Hausunrats ist ganz landesgesetzlich geregelt, meist durch Polizei­
verordnungen auf Grund allgemeiner gesetzlicher Ermächtigung, in Hamburg auf 
Grund eines besonderen Gesetzes übar die Müllabfuhr vom 21. Mai 1926. 

Nur teilweise zur GesundheitspoOizei gehört die Irrenfürsorge, denn sie be­
zweckt neben Schutz und Heilung des Kranken auch Schutz der Allgemeinheit 
vor Angriffen und widerlichen Anblieken. Lange Zeit war vorbildlich die franzö­
sische Regelung, die vor allem darauf sah, daß kein Gesunder fälschlicherweise 
als Geisteskranker behandelt und fest gehalten wird 10. Heute hat auch Deutschland 
ein mustergültiges Irrenfürsorgegesetz in Gestalt des badischen Gesetzes vom 25. Juni 
1910 aufzuweisen. Andere Länder begnügen sich mit Verordnungenll oder Anstalts­
satzungen. In Preußen entscheidet das OVG. nachALR. § 10 II 17, §§ 341, 344 II 18 
unter Würdigung des Gesetzes zum Schutze der persönlichen Freiheit vom 12. Februar 
185012• Doch sind Bestrebungen zu einer Neuordnung des Irrenwesens auch hier 
im Gange 13. 

2. Unfallpolizei. Die genaue Untorscheidung des Unfalls von der Krankheit, die 
für die Abgrenzung der Unfall- von deI' Krankenversicherung von solch großer Bedeu­
tung ist, braucht uns hier nicht näher zu beschäftigen. Es genügt zu wissen, daß der 
Unfall ein plötzliches, von außen korr.mendes, den Körper schädigendes Ereignis ist. 

a) Zur Unfallpolizei rechnet VOJ' allem die Feuerpolizei. Ein umfassendes 
Gesetz zur Verhütung von Feuersgefahr vom 3. Mai 1872 hat Bremen. 
Es enthält Bestimmungen über die Lagerung feuergefährlicher Gegenstände, die 
Art des Lagerraums, die Beschaffenheit des in den Räumen zu verwendenden Lichts, 

5 Bad. VO. v. 9. Jan. 25. 6 Vgl. z. B. bay. VO. v. 13. Aug. 20. 
7 Scha.umb.-lipp. VO. 28. Jan. 25. 8 EisenbVerkO. v. 16. Mai 28 § 43IV• 

9 Beschl. d. Bundesrats v. 1. Dez. 87; vgl. waldeck. Bestimmungen v.29.Febr.88; pr. Cirk. 
v. 23. Sept. 88, MBliV. 1888 S. 184. 

10 Loi sur les alienes vom 30. Juni 1838. 11 Z. B. lipp. VO. v. 6. Sept. 20. 
12 PrOVG. 13. Dez. 12, Entsch. 65, 247ff. (mit umfassenden geschichtlichen Erörterungen). 
13 BEYER im MinBl. "Volkswohlfahrt" 1924 S.394ff., THODE PrVerwBI. 46 (1925) S. 14lf. 
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Rauchverbote, Teerkochverbote u. dgl. In Mecklenburg-Schwerin gibt es ein be­
sonderes Gesetz vom 6. Juli 1923 zur Verhütung von Wald- und Heidebränden, 
in Lippe ein Gesetz vom 31. März 1926 über Dacheindeckungen. Meist begnügt 
man sich aber mit Verordnungen; so über die Lagerung von Mineralölen, wie 
Petroleum, Benzin und Benzol, und Azetylen 14, oder über die Prüfung der Blitz­
ableiter l5. Der Verhütung von Feuersgefahr dient die regelmäßig wiederkehrende 
Feuerschau l6• Besondere Vorschriften gelten seit berühmten Theaterbränden 
für Thea ter, Lichtspiele und sonstige Vers am ml ungsrä ume: Genehmigungs­
pflicht der Verwendung des Raumes zu den genannten Zwecken, Notbeleuchtung, 
Aufgehen der Türen nach außen, Rauchverbot, feuersicherer Vorhang, Stellung von 
Feuerwachen, freier Zutritt für Beamte der Feuerpolizej17, bei Lichtspielen Prüfung 
der Lichtspielvorführer auch auf ihre Geeignetheit in feuerpolizeilicher Hinsicht18 . 

Ist ein Brand einmal ausgebrochen, so erlangen die Vorschriften über das Feuer­
löschwesen Bedeutung. In Preußen gibt es nur ein Rahmengesetz wegen Zu­
lässigkeit von Polizeiverordnungen über das Feuerlöschwesen, vom 21. Dezember 
1904. Das neueste umfassende Gesetz über das Feuerlöschwesen ist das lippische 
vom 1. Mai 1924, das genaue Vorschriften über die Pflicht der Gemeinde zur Sorge 
für das Feuerlöschwesen, über die Bildung freiwilliger Feuerwehren und Pflichtfeuer­
wehren und die Pflicht der Grundeigentümer enthält, das Betreten ihrer Grund­
stücke bei Bränden zu dulden. 

b) Mit andern gefährlichen Naturkräften befassen sich die Bestimmungen 
über verflüssigte und verdichtete Gase l9, über Gasanlagen 20 und elektrische 
Hochspannungsleitungen 21. Die Anlegung von Dampfkesseln ist teils von 
Reichs- 22, teils von Landeswegen geregelt; bemerkenswert ist, daß die Aufsicht über 
die Kessel vielfach Privatgesellschaften, den sog. "Revisionsvereinen", übertragen 
ist23. Über den Verkehr mit Sprengstoffen gibt es außer dem bekannten Reichs­
gesetz gegen den verbrecherischen und gemeingefährlichen Gebrauch von Spreng­
stoffen vom 9. Juni 1884 eine Reihe landesrechtlicher Vorschriften, in Preußen 
in der Form von Verordnungen der zuständigen Minister 24. Ein Reichsgesetz vom 
19. Mai 1891 regelt die Prüfung der Läufe und Verschlüsse der Handfeuerwaffen. 
Gegen Hochwassergefahr suchen die nach den Wassergesetzen der Länder zu 
erlassenden Polizeiverordnungen zu schützen25, gegen andere Wassergefahren z. B. 
die Verordnungen über das Auslaufen seeuntüchtiger Schiffe26, gegen Erdgefahren die 
mannigfaltigen bergpolizeilichen Vorschriften 27. Schutz vor gefährlichen 
Tieren gewährt z. B. eine oldenburgische Verordnung vom 26. Oktober 1914 üb pr 
das freie Umherlaufen der Stiere. 

c) Zum guten Teile der Verhütung von Unfällen dient auch die Verkehrs· 
polizei, vor allem die Polizei des Kraftwagen- und die des allgemeinen Straßen­
verkehrs. Das Reichsgesetz über den Verkehr mit Kraftfahrzeugen vom 3. Mai 
1909/21. Juli 1923 verbietet die Inbetriebnahme von Kraftfahrzeugen vor deren 
behördlicher Zulassung zum Verkehr auf öffentlichen Wegen oder Plätzen und die 

14 Z. B. brem. VO. v. 24. Apr. 27 u. wald. VO. v. 20. Sept. 23. 
15 Lipp. VO. v. 1. Dez. 22. 
16 Bay. VO. v. 17. Juni 98; lüb. VO. v. 8. Jan. 27. 
17 Lipp. VO. v. 24. Aug. 23; bay. Verordnungen v. 20. Apr. 26 u. 29. Aug. 27; württ.. 

VO. v. 14. Juli 28. 
18 Sächs. VO. v. 9. Aug. 22. 19 MeckI.-schw. G. v. 24. Jan. 23. 
20 Hamb. VO. v. 30. Mai 25. 
21 Dem meckI.-schw. G. v. 2. Febr. 21, dem thür. NotG. v. 20. Dez. 23 und dem hess. G. v. 

30. März 28 über diesen Gegenstand liegen allerdings wirtschaftliche Erwägungen zugrunde. 
22 GewO. § 24, Bundesratsbekanntmachungen v. 17. Dez. 08. 
23 Erl. d. pr. Handelsministers v. 12. März 00, HMBI. 1906 S. 177ff. 
24 Vgl. DENKER Der Verkehr mit Sprengstoffen 1926. 
25 Z. B. pr. Wassergesetz v. 7. Apr. 13 § 284. 26 Old. VO. v. 23. Apr. 25. 
27 Z. B. Braunschw. VO. v. 10. Nov. 24. 
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Betätigung als Kraftwagenführer vor Erlangung der persönlichen Fahrerlaubnis. 
Erleichterte Vorschriften gelten für Kleinkrafträder. Eine in Ausführung des Ge­
setzes erlassene Verordnung über Kraftfahrverkehr vom 16. März 1928 regelt 
Einzelheiten des Verhaltens auf öffentlichen Wegen und Plätzen. Für den Luft­
verkehr gelten ähnliche Vorschrift,3n nach §§ 3 und 4 des Luftverkehrsgesetzes 
vom 1. August 1922 28• Auch Luftfahrzeuge dürfen nur in Betrieb genommen werden, 
wenn sie zugelassen sind, auch Luftfahrer bedürfen einer besonderen persönlichen 
Erlaubnis in Gestalt des Luftfahrerscheines. Die gewerbsmäßige Ausbildung zu 
Luftfahrern bedarf ebenfalls der GenEhmigung (§ 61). Das Gesetz enthält dann noch 
wichtige Bestimmungen über Flughäfen, Luftfahrtunternehmen und -veranstaltun­
gen und die Landung. Für schiHahrtspolizeiliche Vorschriften bringen 
§ 145 StGB. und §§ 11, 15 des Staatsvertrags betr. den Übergang der Wasserstraßen 
von den Ländern auf das Reich 29 eine Reihe gesetzlicher Ermächtigungen. 

Der allgemeine Straßenverkehr ist erst im Jahre 1926 einheitlich für ganz 
Deutschland geregelt worden, allerdings nicht durch ein Reichsgesetz oder eine Reichs­
verordnung, sondern durch Vereinbarung der Länder untereinander, deren Inhalt 
der Reichsverkehrsminister unter dem 10. Juni 1926 dem Reichstag mitteilte30. 

Die Umänderung des Landesrechts v.)llzog sich großenteils noch im gleichen Jahre 
durch nahezu gleichlautende Polizeiverordnungen 31. Sie enthalten Vorschriften über 
den Fuhrwerk-, den Radfahr-, den Reit-, den Fußgängerverkehr, das Treiben und 
Führen von Tieren und die Beseitigung von Verkehrshindernissen. Auch die bekann­
ten Zeichen der Verkehrsschutzleute "Freie Fahrt", "Achtung, Halten" und "Halt" 
und die in Großstädten üblichen Lichtzeichen finden hier ihre Erläuterung. Die früher 
übliche Bevorrechtung des Fußgängers hat aufgehört, dagegen gibt es nach wie vor Aus­
nahmevorschriften für Fuhrwerke der Feuerwehr, der Wehrmacht und der Polizei. 

Zur Verkehrspolizei rechnen endli,;h noch die Bestimmungen über den Betrie b 
von Aufzügen: Höchstbelastung und Höchstgeschwindigkeit, Türverriegelung, 
Alarmeinrichtung, Prüfung der FührEr, Genehmigung des Betriebs, Überwachung 
finden dort ihre genaue Regelung32• 

d) Im Zusammenhange mit der Verhütung von Unfällen steht auch die Polizei 
des Verkehrs mit Giften, Geheimmitteln und Arzneien. 

Eine umfassende Reichsgiftordnung fehlt noch. Doch bildet einen vollwertigen 
Ersatz ein Bundesratsbeschluß vom 29. Novemberl894, auf Grund dessen die Länder, 
ähnlich wie bei der Straßenverkehrsordnung, annähernd gleichlautende Verordnungen 
über den Verkehr mit Gift erlassm haben33• Danach unterliegt der gewerbs­
mäßige Handel mit Gift einer Reihe von Sicherheitsvorschriften, so über die Auf­
bewahrung, die Bezeichnung der Vormtsgefäße, die Einrichtung von Giftkammern 
und Giftschränken für besonders gefäh rliche Gifte, die Abgabe von Giften, die Füh­
rung eines Giftbuches hierüber und ähnliches. Gift darf nur an solche Personen 
abgegeben werden, die als zuverlässig bekannt sind und das Gift zu einem erlaubten 
gewerblichen, wirtschaftlichen, wissenschaftlichen oder künstlerischen Zwecke 
benutzen wollen; sonst bedarf es für den Käufer eines von der Ortspolizeibehörde 
auszustellenden Erlaubnisseheines. Gewisse Gifte darf der Händler nur gegen schrift­
liche Empfangsbescheinigung des Erwerbers, den sog. Giftschein, verabfolgen. 

28 Vgl. auch z. B. hamb. poliz.~iliche BetriebsO. f. d. Flughafen Hamburg-Fuhlsbüttel 
v. 24. Sept. 24; hamb. VO. ü. d. Uberflie~en von Ortschaften u. Menschenansammlungen 
v. 6. Juni 28. 

29 Vgl. Seewasserstraßenordnung v. 31. März 27, RGBI. I! S. 157. 
30 Reichstagsdrucksache II!. Wahlper. Nr.2357. 
31 Z. B. bay. oberpol. Vorschrift v. 8. Mai 26, württ. VO. v. 27. Juli 26. 
32 Z. B. sächs. VO. v. 25. Jan. 27. 
33 Z. B. sächs. VO. v. 6. Fehr. 95. Die Landesnormen aufgeführt hei SONNENFELD Die 

reichsrechtl. Bestimmungen betr. d. Handel mit Drogen u. Giiten3 1926 S.236ff. Neueste 
VO. hierüber die thür. PoIVO. v. 15. Dez. 28. 
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Ob der Gifthandel selbst genehmigungspflichtig sein soll, läßt der Bundesratsbeschluß 
offen. Ermächtigt durch § 34III GewO. haben aber die Länder von sich aus für den 
Handel mit gewissen Giften die Genehmigungspflichtigkeit eingeführt oder ältere 
Vorschriften dieses Inhalts aufrechterhalten. Außerdem gibt es eine Reihe von Reichs­
sondergesetzen giftpolizeilichen Inhalts, deren Überschrift den Zweck hinreichend 
erkennen läßt: das Gesetz vom 25. Juni 1887 über den Verkehr mit blei- und zink­
haitigen Gegenständen, eines vom 5. Juli 1887 über die Verwendung gesund­
heitsschädlicher Farben bei der Herstellung von Nahrungsmitteln, Genuß­
mitteln und Verbrauchsgegenständen und eine Revolutionsverordnung vom 29. Ja­
nuar 1919 über die Schädlingsbekämpfung mit hochgiftigen Stoffen mit 
Ausführungsverordnung vom 22. August 1927. 

Wie die Verordnung über den Verkehr mit Giften, so beruhen auch die landes­
rechtlichen Vorschriften über den Verkehr mit Geheimmitteln 34, d. h. Mitteln, 
die ohne Angabe ihrer Bestandteile oder des Mengenverhältnisses der Zubereitung 
angeboten werden, auf einem nur eine freiwillige Vereinbarung der Hegierungen 
untereinander darstellenden Bundesratsbeschlusse, hier vom 23. Mai] 903. Die Ge­
heimmittel werden in zwei Anlagen, A und B, aufgeführt. Für beide Arten gilt 
Zwang zur Benennung des Mittels, des Herstellers und beim Kleinhandel auch des 
Verkäufers und des Abgabepreises. Die in Anlage B und in zweifelhaften Fällen auch 
die in Anlage A aufgeführten Geheimmittel dürfen nur auf schriftliche, mit Datum 
lind Unterschrift versehene ärztliche Anweisung verabfolgt werden. 

Über die Arzneimittel enthält § 611 GewO. die Vorschrift, daß eine Kaiserliche 
Verordnung zu bestimmen habe, welche Apothekerwaren dem freien Verkehr zu 
überlassen sind. Statt dessen hat die Kaiserliche Verordnung vom 22. Oktober 1901 
das sog. Apothekerprivileg eingeführt. Die in einem Verzeichnisse A aufgeführten 
Zubereitungen dürfen außerhalb der Apotheken nicht als Heilmittel, wohl aber 
zu anderen Zwecken, z. B. als Reinigungsmittel, die in einem Verzeichnisse B auf­
geführten Zubereitungen dagegen außerhalb der Apotheken überhaupt nicht 
feilgehalten oder verkauft werden. Besondere Vorschriften regeln die Abgabe 
stark wirkender Arzneimittel 35. 

3. Bau- und Wobnungspolizei. Obgleich im Baurecht der neuesten Zeit die 
Rücksicht auf Fragen der Schönheit immer mehr in den Vordergrund tritt, ist doch 
die Sorge für die Gesundheit der Bewohner und die Verhütung von Unglücksfällen 
beim Bauen und bei Benutzung des fertigen Baues auch heute noch Hauptgrund 
für den Erlaß von Bau- und Wohnungsordnungen. 

Die Wichtigkeit des Bau- und Wohnungsrechts sollte erwarten lai:lsen, daß die 
Länder den Gegenstand durch umfassende Gesetze geregelt haben. Die Erwartung 
trügt aber vielfach. Gerade in Preußen ist der größere Teil des Bau- und Wohnungs­
rechts in Verordnungen niedergelegt. Wohl gelten noch heute einige Vorschriften 
des ALR.36, wohl gibt es ein preußisches Wohnungsgesetz vom 28. März 1918 mit 
einigen wichtigen, die polizeilichen Befugnisse erweiternden Bestimmungen; die 
Regelung von Einzelheiten aber findet man vor allem in ortspolizeilichen Vorschrif­
ten, deren Buntscheckigkeit nur dadurch gemildert wird, daß der preußische Staats­
kommissar für das Wohnungswesen einige Musterbauordnungen erlassen hat, 
die den ortspolizeilichen Vorschriften als Grundlage dienen37. Bayern und Baden 
haben das Bau- und Wohnungsrecht wenigstens durch einheitliche Landes bauord­
II ungen in Verordn ungsf orm geregelt 38. Dagegen hat Sachsen ein vorbild­
liches Allgemeines Baugesetz unter dem 1. Juli 1900 geschaffen. Auch Würt-

34 Z. B. sächs. VO. v. 30. Nov. 03. Der Wortlaut auch bei SONNE:-!FELD a. a. O. S.392ff. 
35 Bundesratsbeschluß v. 13. Mai 96, MBliV. 1896 S. 123ff. 
36 BALTZ-FISCHER Pr. Baupolizeirecht5 1926 S.79ff. 
37 Pr. Min. f. Volkswohlfahrt, Baupolizeirechtl. Vorschriften 1925. 
38 Bay. VO. v. 17. Fübr. 01, bad. VO. v. 1. Sept. 07. 
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temberg, Hessen, Hamburg, Braunsch weig, Anhalt, Bremen und Lübeck besitzen 
umfassende Baugesetze39, Hamburg außerdem ein besonderes Wohnungspflege­
ges etz vom 28. Juni 19264°. 

Verfolgt man das Bau- und W ohnllngspolizeirecht vom Entschlusse des Eigen­
tümers zu bauen bis zur Fertigstellung des Baues und von da über die Bewohnung 
des Gebäudes bis zum Abbruch, so sind folgende Betätigungen der Verwaltung 
üblich: 

a) Für die Errichtung irgendwie erheblicher Bauten bedarf es der Baugeneh­
migung, eines gebundenen Verwaltungsakts, der ergehen muß, wenn das Bauvor­
haben den gesetzlichen Vorschriften entspricht. Durch diese Gebundenheit unter­
scheidet sie sich vom Baudispens , der eine ins freie Ermessen der Behörde gestellte 
Abweichung von den gesetzlichen Vorschriften darstellt und für den es andere Zu­
ständigkeitsvorschriften gibt als für die Baugenehmigung 41. Voraussetzung für die 
Erteilung der Baugenehmigung ist nt: ben der technischen Unbedenklichkeit des 
Baues die rechtliche Bebaubarkeit des Grundstücks, die zwar nach §6518 
ALR. die Regel bildet, aber einer R'3ihe wichtiger Einschränkungen unterliegt. 
So bedarf es für die Errichtung eines W'ohnhauses außerhalb einer im Zusammen­
hange gebauten Ortschaft nach dem preußischen Gesetze über die Gründung neuer 
Ansiedlungen vom 10. August 1904 einer besonderen, unter vielen Gesichtspunkten 
versagbaren Ansiedlungsgenehmigung. Das Fluchtliniengesetz vom 2. Juli 
1875 sieht ortsstatutarische Bauverbote für Wohngebäude vor, die an einer 
noch nicht fertiggestellten Straße erricb.tet werden sollen (§ 121); das Verbot, über 
die festgestellte Fluchtlinie zu bauen, tritt kraft Gesetzes ein (§ 11). Ein ganzes 
System von Baubeschränkungen durch Festsetzung gemeindlicher und zwischen­
gemeindlicher Flächenaufteilungspläne kennt das beim Niederschreiben dieser 
Zeilen noch nicht verabschiedete preußische Städtebaugesetz, das namentlich 
den neuen Gedanken verwirklichen will, die künftige Großstadt nicht als zusammen­
hängendes Häusermeer, sondern als Verbindung kleinerer, durch Grünflächen 
getrennter, bald in offener, bald in geschlossener Bauweise bebauter Stadtviertel 
zu gestalten. Andere Baubeschränkungen finden sich im Wassergesetz (§§ 285ff.), 
im Feld- und Forstpolizeigesetz (§§ 43ff.) und sonstwo. Steht aber dem Bauvorhaben 
nichts im Wege, so erteilt die Ortspolizeibehörde die Baugenehmigung in Gestalt 
eines Bauscheins. Nach preußischem Recht42 ergeht die Erteilung des Bauscheins 
"unbeschadet der Rechte Dritter", berechtigt also den Nachbarn nicht zur An­
fechtung, während ihm nach Maßgabe des Nachbarrechts die Privatklage gegen den 
Baulustigen offensteht. An früherer Stelle wurde gezeigt, daß die Frage in Sachsen, 
Württemberg und Braunschweig andem geregelt ist (S. 192). 

b) Die zweite Form der behördlichen Betätigung ist die Bauabnahme. 
Man unterscheidet die Rohbauabnahm(, und die Gebrauchsabnahme, für die je ein 
Rohbau- und ein Gebrauchsabnahmesc:lein erteilt wird. Während der Ausführung 
der Arbeiten hat der Bauunternehmer oder der Bauleiter die Vorkehrungen zu treffen, 
die zur Verhütung von Unglüc ksfällen geeignet sind. Vom Baubeginn 
bis zur Bauabnahme unterliegt der Bau der polizeilichen Überwachung. 

c) Nach Fertigstellung eines Wohnhauses tritt die Wohnungsaufsicht in 
Tätigkeit. Sie liegt in Preußen43 dem Gemeindevorstand, in größeren Gemeinden 
dem von der Gemeinde zu errichtenden Wohnungsamte ob und bringt empfindliche 
Einschränkungen des Hausfriedens mit sich. Welche sachlichen Anforderungen an 

39 Württ. G. v. 28. Juli 10, hess. G. v. :lO. Apr. 81, hamb. G. v. 19. Juli 18, braunschw. G. 
v. 13. März 99, anh. G. v. 18. Okt. 16, brem. G. v. 21. Okt. 06, lüb. G. v. 19. Febr. 19. 

40 Neufassung des G. v. 12. Juli 22. 
41 Z. B. ZustG. § 145; dazu PrOVG. 2[;. März 15, Entsch. 70, 402ff. 
42 EinheitsbauO. § 3IV, vgl. BALTZ-FISOHER a. a. O. S. 279. 
43 W ohnungsG. v. 28.März 18 Art. 6 § 1. 
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eine Wohnung zu stellen sind, bestimmen in Preußen als Orts- oder Kreispolizei­
verordnung erlassene Wohnungsordnungen44• Das hamburgische Wohnungspflege­
gesetz vom 28. Juni 1926 enthält Vorschriften z. B. über Größe der Wohnräume, 
Sauberhaltung der Treppen, Mindestzahl der Aborte und der Wasserhähne, Lüftung 
der Zimmer, Verwendung von Verkaufsräumen zu Wohnzwecken, Bereitstellung 
einer besonderen Lagerstätte bei Beherbergung einer familienfremden Person, Ver­
bot der Vermietung von Wohnungen an Prostituierte, wenn sich Kinder und Jugend­
liche unter 18 Jahren in der Wohnung befinden45• 

Zu ungeahnter Berühmtheit gelangten die Wohnungsämter durch die Wo h­
nungsmangelgesetzgebung, jetzt geregelt im Wohnungsmangelgesetz des 
Reiches vom 26. Juli 1923. Trotz mancherlei Abbau der landesrechtlichen Er­
gänzungsvorschriften besteht auch heute noch die Befugnis des Wohnungsamts 
zur Einweisung von Zwangsmietern in leerstehende Wohnungen zu Recht. Den 
von der Maßnahme Betroffenen ist in Preußen neben der Aufsichtsbeschwerde 
die Beschwerde an das Mieteinigungsamt und gegen dessen Entscheidung die Rechts­
beschwerde an das Landgericht gegeben46• Doch ist der Rechtsschutz nicht überall 
in Deutschland so rechtsstaatlieh geordnet47 • 

d) Der Ab bruch bestehender Gebäude ist zum mindesten anzeigepflichtig. 
Darüber hinaus erklärt § 36 I 8 ALR. den Abbruch städtischer, an Straßen oder 
öffentliche Plätze stoßender Gebäude für erlaubnispflichtig und § 60 dehnt die Vor­
~chrift mit gewissen Vorbehalten auf ländliche Grundstücke aus. Auch das Reich 
hat eingegriffen. § 21 des Wohnungsmangelgesetzes vom 26. Juli 1923 untersagt 
den Abbruch von Gebäuden oder Gebäudeteilen ohne vorherige Zustimmung der 
Gemeindebehörde. 

4. Polizei der Nutzgüter. Die Nutzgüter, deren sich die Gesetzgebung vornehm­
lich annimmt, sind die Nutzpflanzen und die Nutztiere. Der Staat schützt sie teils 
vor natürlichen Gefahren, teils vor solchen, die vom Menschen drohen. 

a) Die Maßregeln gegen Pflanzenschädlinge entbehren noch der Einheit­
lichkeit. Wo eine Plage gerade auftritt, wendet sich der Staat gegen sie. Eine Aus­
nahme bildet das Reichsgesetz vom 6. Juli 1904 über die Bekämpfung der Re blaus, 
das eine dauernde überwachung der Rebpflanzungen anordnet. Eine Kriegsver­
ordnung des Reichs vom 30. August 1917 sodann ermächtigt die Landeszentral­
behörden, Vorschriften zur Bekämpfung von Krankheiten der zur menschlichen 
Ernährung oder zur Fütterung dienenden Pflanzen zu erlassen. Sei es auf Grund 
dieser, sei es auf Grund landesrechtlicher Ermächtigung48 sind Verordnungen über 
die Vertilgung des Borkenkäfers, der Bisamratte, des Kartoffelkäfers und die Be­
kämpfung des Kartoffelkrebses ergangen49• über die Nützlichkeit oder Schädlich­
keit des Maulwurfs ist man geteilter Meinung; bald wird seine Tötung verboten 50, 

bald gestattet 51, angeordnet allerdings, soweit bekannt, nie. Gegen den durch 
größere Tiere drohenden Feldschaden wenden sich die Verordnungen über die Sperr­
zeit der Tauben und die Vertilgung von Kaninchen52, sowie die Bestimmungen der 
Jagdgesetze 53 und des Reichs-Vogelschutzgesetzes vom 30. Mai 1908 (§ 5), wonach 
zum Schutze der Felder ausnahmsweise der Abschuß jagdbarer Tiere und 
geschützter Vögel gestattet ist, gestattet werden muß, gestattet werden kann. 

44 WohnungsG. Art. 5. 
45 Vgl. hierzu jetzt RGes. zur Bekämpf. d. Geschleehtskr. v. 18. Febr. 27 § 16 IV. 
46 Pr. VO. v. ll. Sept. 23 § 2, VO. v. 15. Aug. 23 § 13. 
47 Vgl. BRANDIS Miet- und Wohnungsrecht in Reich und Ländern 1925. 
48 Vgl. z. B. pr. Feld- u. ForstPolG. v. 21. Jan. 26 § 30. 
49 Wald. PoIVO. v. 20. Okt. 24, thür. PoIVO. v. 11. Juni 26, bad. VO. v. 13. März 25, württ. 

VO. v. 23. Dez. 25. Vgl. auch meckl.-strel. G. v. 17. März 21 (Frühlingskreuzkraut). 
50 Bay. G. v. 24. Febr. 20. 51 Bay. VO. v. 22. Dez. 26. 
52 Brem. VO. v. 11. März 26 u. v. 30. Okt. 24. 
53 Z. B. pr. JagdO. v. 15. Juli 07 §§ 61ff. 
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b) Vor menschlichen Handlung,m schützt der Staat Felder und Wälder durch 
Feld- und Forstpolizeigesetze. In Preußen gilt ein älteres Feld- und Forst­
polizeigesetz in neuer Fassung vom :H. Januar 1926, das z. B. das unbefugte Vieh­
treiben, Weidenlassen, Abrupfen ve,n Gras, Abpflücken von Laub, Abladen von 
Schutt, Gebrauchen fremder Acker@;eräte, Betreten von Forstkulturen, Zerstören 
von Ameisenhaufen im Walde, Anzünden von Kohlenmeilern im Walde unter Strafe 
stellt und die Stellung der Feld- und Forsthüter regelt. Außerdem bestehen wich­
tige Gesetze über den Schutz der Wälder vor unwirtschaftlicher oder gemeingefähr­
licher Abholzung. So gibt es ein preußisches Gesetz vom 6. Juli 1875 über Schutz­
wald ungen und WaldgenossenschaHen, das u. a. die Zerstörung solcher Waldungen 
verbietet, Feldfluren und Ortschaf ~en vor den nachteiligen Einwirkungen der 
Winde bewahren oder Ufergrundstücke am Abrutschen hindern will. Auch kann die 
Aufforstung unbewaldeter Grundstücke verlangt werden. Im Streitfalle ent­
scheidet der Kreisausschuß als Waldschutzgericht. Ein anderes Gesetz, vom 
14. August 1876, trifft Bestimmungen über die Verwaltung der den Gemeinden 
und öffentlichen Anstalten gehörigen Holzungen. Die Verwaltung von Staats­
forsten regeln Dienstvorschriften. Die in andern Ländern54 vorkommende Zwangs­
bewirtschaftung eines Privatforstei' ist in Preußen nur soweit zulässig, als Eigen­
tümer eines Forstgrundstücks auch gegen ihren Willen zu Waldgenossenschaften 
vereinigt werden können 55. Doch hat das Waldschutzgesetz (§ 1 II) u. a. Vorschriften 
einer alten schleswig-holsteinischen :F orst- und Jagdverordnung vom 2. Juli 1784 
aufrechterhalten56, die dem Eigentümer die freie tatsächliche Verfügung über die 
Bäume seines Forstes nehmen, wenn ,~r sich eines "unregelmäßigen und ungebühr­
lichen Holzhauens" im Rückfalle schuldig macht (§ 131). Vom preußischen Gesetze 
vom 29. Juli 1922 zur Erhaltung des Baumbestandes und Erhaltung und 
Freigabe von Uferwegen im Interesse der Volksgesundheit war schon in anderem 
Zusammenhange die Rede (S.396). Auch das Reich hat sich der Förderung der 
Forst- und Weidewirtschaft durch eine, Verordnung vom 7. Februar 1924 angenom­
men. Sie ermächtigt die Landesges(:tzgebung zu Anordnungen gegenüber dem 
Nutzungsberechtigten über den Kopf des Eigentümers hinweg und befreit so das 
Land von gewissen im Art. 1531I RV. liegenden Schranken. 

c) Nutzgüterschutz bedeuten ferm:r die Vorschriften gegen Tierkrankheiten 
und die Verschlechterung der R.lsse. Das Bundesgesetz vom 7. April 1869 
über Maßregeln gegen die Rinderpest verpflichtet und ermächtigt die zuständigen 
Verwa,ltungsbehörden der Länder beim Auftreten der Rinderpest zur Ergreifung aller 
Maßregeln, die geeignet sind, die Einschleppung und die Weiterverbreitung der 
Seuche zu verhüten und die im Lande s,~lbst ausgebrochene Seuche zu unterdrücken. 
Tötung auch gesunder Tiere, Vernichtung giftfangender Sachen, Enteignung von 
Grund und Boden für die zum Verschauen getöteter Tiere und giftfangender Dinge 
nötigen Gruben erwähnt das Gesetz ausdrücklich als zulässige Maßnahmen. Das 
Reich gewährt in weitem Umfange Entschädigung, selbst für gefallene Tiere, wenn 
der Besitzer rechtzeitig Anzeige rrstattet hat, und geht so über das nach allgemeinem 
Polizeirecht zu Erwartende weit hinaUf:. Eine umfassende Ergänzung des Rinder­
pestgesetzes bildet dann das Viehseuchengesetz vom 26. Juni 1909. Hiernach sind 
Milzbrand, Rauschbrand, Wild. und Rinderseuche, Tollwut, Rotz, Maul. und Klauen­
seuche, Lungenseuche des Rindviehs, Fockenseuche der Schafe, Beschälseuche der 
Pferde, Bläschenausschlag der Pferde u 'ld des Rindviehs, Räude der Einhufer und 
der Schafe, Schweineseuche, Rotlauf der Schweine, Geflügelcholera und Hühner· 

, 54 Bad. G. v. 27. Apr. 54, die Bewirtschaftung der Privatwaldungen betr. Vgl. als neuestes 
Waldschutzgesetz das von Meckl.-Str. v. 7. Apr. 27, ferner anh. VO. v. 10. Okt. 27 mit Bek. 
v. 5. Apr. 28. 

55 Waldschutzgesetz §§ 23ff. 
56 Vgl. KÄHLER Schlesw.-holst. Landesr,)cht2 1923 S.390ff. 
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pest, äußerlich erkennbare Tuberkulose des Rindviehs anzeigepflichtig (§ 10). Der 
Reichsminister des Innern kann die Liste ergänzen. Als ständige Schutzmaßregeln 
gegen Seuchengefahr nennt das Gesetz tierärztliche Untersuchung, Verbot des Vieh­
treibens, Beibringung von Ursprungs- und Gesundheitszeugnissen für Handels­
vieh, Regelung der Einrichtung und des Betriebs von Molkereien, Bezeichnung der 
Hunde durch Halsbänder, Desinfektion der Viehwagen, Reinigung von Abwässern 
und Abfällen in Gerbereien u. dgl. (§ 17), als vorübergehende z. B. Absonderung 
der erkrankten, verdächtigen und seuchenempfänglichen Tiere, Stallsperre, Impfung 
der empfänglichen, Tötung der erkrankten oder verdächtigen Tiere, Beseitigung der 
Streu und des Düngers solcher Tiere, Desinfektion der Ställe, öffentliche Bekannt­
machung des Ausbruchs der Seuche (§§ 19-30). Ähnlich wie das Rinderpestgesetz 
enthält auch dieses Gesetz Vorschriften über Entschädigung für Viehverluste (§§ 66ff.), 
nur mit dem Unterschied, daß nicht das Reich, sondern die Länder oder die von den 
Ländern zu benennenden Rechtsträger die Mittel hierfür aufzubringen haben. 

Neben diesen reichsrechtlichen gibt es auch einige landesrechtliehe Vorschriften 
zur Bekämpfung von Tierkrankheiten. Namentlich gegen die Bienenseuchen 
schreiten die Länder in der letzten Zeit ein67• Der Erkrankung der Tiere durch Er­
nährung mit verdorbenen Futtermitteln will das Futtermittelgesetz des Reichs 
vom 22. Dezember 1926 vorbeugen. 

Der Staat sorgt aber nicht nur für den Schutz der Tiere vor Erkrankungen, 
sondern wacht auch über eine der Allgemeinheit zugute kommende Art der Vieh­
zucht. Preußen hat, seiner sonstigen Übung getreu, nur ein Rahmengesetz er 
lassen und auch dieses erst, als das OVG. eine auf Grund allgemeinen Polizeirechts 
ergangene Verordnung für ungültig erklärt hatte 58. Dies preußische Gesetz vom 
4. August 192259 ermächtigt die Oberpräsidenten und Regierungspräsidenten zum 
Erlasse von Polizeiverordnungen über die Körung 60 von Hengsten, Bullen, Schaf­
böcken, Ziegenböcken und Ebern sowie zur Regelung des Pferde-Rennwesens. 
Andere Länder haben vollständige Tierzuchtgesetze 61 oder besondere Rinder­
zucht-62, Pferdezucht- oder ähnliche Gesetze erlassen. Namentlich das olden­
burgische Pferdezuchtgesetz vom 29. Mai 1923 bringt ein anschauliches Bild 
über die heute auf dem Gebiete der Pferdezucht herrschenden Bestrebungen63• 

d) Schutz vor menschlichen Handlungen gewähren einigen Nutztieren die 
J agd- und Fischereigesetze der Länder. 

In Preußen, mit Ausschluß der Provinz Hannover, der Hohenzollernschen 
Lande und der Insel Helgoland, gilt die Jagdordnung vom 15. Juli 1907. Sie 
bezieht sich nur auf die sog. jagdbaren Tiere, wie Elch-, Rot-, Dam-, Reh- und 
Schwarzwild, Hasen, Biber, Ottern, Dachse, Füchse, wilde Katzen, Edelmarder 
und eine Anzahl wilder Vögel. Das Jagdrecht steht jedem Eigentümer auf seinem 
Grund und Boden zu, doch darf er es nur auf Eigenjagdbezirken ausüben, d. h. 
in der Regel zusammenhängenden, land- oder forstwirtschaftlieh benutzbaren 
Flächen von wenigstens 75 Hektar Größe. Die Bildung eines Eigenjagdbezirks 
ist Sache des Eigentümers. Alle übrigen Grundflächen eines Gemeinde- oder Guts­
bezirks, die im Zusammenhange wenigstens 75 Hektar umfassen, bilden den ge­
meinschaftlichen Jagdbezirk. Bildung mehrerer gemeinschaftlicher Jagd­
bezirke ist zulässig. Die Eigentümer der Grundstücke eines gemeinschaftlichen Jagd­
bezirkes sind kraft Gesetzes eine rechtsfähige Jagdgenossenschaft. Jagdvor­
steher der Genossenschaft ist der Gemeindevorsteher, dem es namentlich obliegt., 

57 z. B. thür. PoIVO. v. 13. Apr. 26; lüb. VO. v. 18. Mai 27. Ygl. hierzu HTDrucks. 
IV. Wahlper. 1928 Nr. 61. 

58 PrOVG. 6. Apr. 22, Entsch. 77, 327ff. 59 Dazu G. v. ]5. März 27. 
60 Von "küren" = auswählen; vgl. GRIMMS Wörterbuch V 1873 S.17!l4f. 
61 Lipp. Tierzuchtges., Bek. v. 31. Mai 27. 62 Hächs. Riuderzu(·htgPH. v. 10. Juli 25. 
63 Hierzu RUMPF in OlrlZ. 52 (l!)25) S. 13ff. 
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die Jagd zu verpachten und die P.:tchtgelder zu verteilen. Jagdaufsichtsbehörde 
ist in Landkreisen der Landrat, in Stadtkreisen der Regierungspräsident (§ 70). Auch 
beim Wildschadens ersatz spielt da,s öffentliche Recht hinein, insofern für dessen 
Festsetzung die Ortspolizeibehörde und in den weiteren Rechtszügen die Verwaltungs­
gerichte zuständig sind (§§ 58f.). Polizeirechtlicher Art sind vor allem die Vor­
schriften über Jagdschein und Schorlzeiten. Wer die Jagd ausübt, bedarf eines 
auf seinen Namen lautenden, vom Landrat, in den Stadtkreisen von der Ortspolizei­
behörde auszustellenden Jagdscheins (§§ 29ff.). Gewissen Personen, z. B. der 
bürgerlichen Ehrenrechte Beraubten, Bonstwie schwer Vorbestraften, unvorsichtigen 
Personen muß der Jagdschein, weniger schwer Vorbestraften kann er versagt 
werden. Das Gesetz enthält dann noch eingehende Schonvorschriften, verbietet 
z. B. das Aufstellen von Schlingen (§41). Wichtig aber sind namentlich die Schon­
zeiten, die das Gesetz selbst in HI Nummern festsetzt (§ 39). Innerhalb der 
Schonzeit ist auch die Versendung von Wild nur beschränkt erlaubt (§§ 43ff.). 
Ganz allgemein bedarf es zur Versendung von Wild der Beifügung eines Ur­
sprungsscheins (§ 46). 

Viele verwandte Züge mit dem Ja,gdrecht weist das Fischereirecht, auf, in 
Preußen vereinheitlicht im Fischereigesetz vom 11. Mai 1916. Über die Fischerei­
berechtigten bestimmt § 6, daß in den Küstengewässern, an denen kein Eigentum 
besteht, jeder Deutsche freien Fischfang hat, und § 7, daß in den übrigen Küsten­
und in den Binnengewässern das Fischereirecht dem Eigentümer zusteht. Wer, 
ohne Fischereiberechtigter oder Fischereipächter zu sein, den Fischfang ausüben 
will, muß einen Erlaubnisschein de:, Berechtigten oder Pächters bei sich führen 
(§ 98). Damit nicht zu verwechseln ist der Fischereischein (§§ 92ff.), der von der 
zuständigen Fischereibehörde auszustellen ist und das Gegenstück zum Jagdschein 
bildet. Ein besonderer Abschnitt regelt den Schutz der Fischerei (§§ looff.). 
So ist der Gebrauch schädlicher oder explodierender Stoffe beim Fischfang verboten, 
die Verunreinigung von Fischgewässern verbietbar, die Ableitung der Fisch­
gewässer beschränkbar. Der Berechtigte oder der Pächter darf auch ohne Besitz 
eines Jagdscheins Fischottern und Reiher töten und für sich behalten. Die Schon­
zeiten der Fische nebst einer Reihe anderer Gegenstände sind Polizeiverord­
nungen vorbehalten, die der Landwirt:3chaftsminister, der Oberpräsident und der 
Regierungspräsident erlassen können (§§ 106, 124). Der Regierungspräsident kann 
auch bestimmte Gewässerstrecken zu ]l'ischschonbezirken oder Laichschon -
bezirken erklären (§ llO). Zur Ermöglichung des Fischwechsels muß der Her­
steller von Wehren, Schleusen u. dgl. Huf seine Kosten Fischwege anlegen und 
unterhalten (§ ll5). Die Aufsicht über die Fischerei in den Küstengewässern 
führen die 0 b e rf i s c h m eis t er, in den Binnengewässern in der Regel die Ortspolizei­
behörden. Bei der Anfechtung polizeilicher Verfügungen gelten die Anordnungen 
der Oberfischmeister als kreispolizeilicb.e Verfügungen (§ ll9). 

e) Zur Polizei der Nutzgüter gehört endlich noch die Lebensmittclpolizei. 
Ein Reichsgesetz vom 3. Juni 1900 regelt die Schlachtvieh- und Fleisch­

beschau. Rindvieh, Schweine, Schafe, Ziegen, Pferde und Hunde( !), deren Fleisch 
zum Genusse für Menschen verwendet werden soll, kraft einer Verordnung vom 
10. Juli 1902 auch Esel, Maultiere und Ma'llesel, unterliegen vor und nach der Schlach­
tung einer amtlichen Untersuchung. Bei Notschlachtungen genügt die zweite 
Untersuchung, bei Hausschlachtungen können in unverdächtigen Fällen beide 
Untersuchungen unterbleiben. Zur Vornahme der Untersuchungen sind durch die 
Landesbehörden Beschaubezirke zu bilden und für jeden Bezirk ein sachverstän. 
diger Beschauer zu bestellen. Die Schlachtung bedarf der Genehmigung des Be­
schauers. Sein Urteil über das Fleisch nach der Schlachtung kann auf tauglich zum 
Genusse für Menschen, auf untauglich und auf bedingt tauglich lauten. Für die 
beiden letzten Fälle gibt es besondere Schlachtviehversicherungsgesetze 
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der Länder64• Außer diesen Vorschriften enthält das Gesetz noch ein Einfuhrverbot 
für Fleischkonserven, Würste und sonstige Gemenge aus zerkleinertem Fleische 
(§ 12 1) und eine Reihe von Einfuhrbeschränkungen. 

Das Reichsgesetz vom 14. Mai 1879 über den Verkehr mit Nahrungsmitteln, 
Genußmitteln und Gebrauchsgegenständen ist am 1. Oktober 1927 außer Kraft 
getreten und ersetzt worden durch das Gesetz über den Verkehr mit 
Le bensmitteln und Bedarfsgegenständell (Lebensmittelgesetz) vom 
5. Juli 1927. Wie das Gesetz von 1879 enthält auch das neue Gesetz 
neben gesundheitspolizeilichen Bestimmungen solche, die den Erwerber vor Täu· 
schungen schützen sollen. Das ausgesprochen verwaltungsrechtlich Bedeutsame 
ist die den Polizeibeamten durch § 7 verliehene Befugnis, während der Arbeits· 
oder Geschäftszeit in die Räume einzutreten, in denen Lebensmittel gewerbsmäßig 
oder für Mitglieder von Genossenschaften oder ähnlichen Vereinigungen gewonnen, 
hergestellt, zubereitet, abgemessen, ausgewogen, verpackt, aufbewahrt, feilgehalten 
oder verkauft werden oder Bedarfsgegenstände zum Verkaufe vorrätig gehalten 
oder feilgehalten werden, ferner ihre Befugnis, dort Besichtigungen vorzunehmen 
und gegen Empfangsbescheinigung Proben zu fordern oder zu entnehmen, das letzte 
gegen angemessene Entschädigung. Auch § 15 enthält eine wichtige verwaltungs. 
rechtliche Bestimmung: unter gewissen Voraussetzungen kann der Strafrichter 
dem unzuverlässigen Gewerbetreibenden durch Urteil oder vorläufig durch Beschluß 
die Weiterführung des Betriebes ganz oder teilweise untersagen; frühestens drei 
Monate nach Rechtskraft des Urteils kann die zuständige Verwaltungsbehörde die 
Wiederaufnahme des Betriebs gestatten 65. 

Neben dem allgemeinen gibt es noch eine Reihe von Sonder·Lebensmittel· 
gesetzen, so das Weingesetz vom 7. April 1909, das vor allem die Weinverfälschung 
verhüten will, das sog. Margarinegesetz vom 15. Juni 1897, jenes Gesetz, auf 
das der rote Streifen an den Verpackungen von Margarine zurückzuführen ist, das 
allerdings nicht sowohl polizeilichen, als vielmehr fiskalischen Beweggründen ent· 
sprungene Süßstoffgesetz vom 14. Juli 1926, das die Herstellung und die Einfuhr 
von Süßstoff von einer der Reichsregierung vorbehaltenen, mit Zustimmung des 
Reichsrats zu erteilenden Erlaubnis abhängig macht, endlich ein Gesetz von vor· 
übergehender Dauer zur Regelung des Verkehrs mit Milch vom 23. Dezember 1926, 
das den Gemeinden gestattet, den Handel mit Vollmilch, Magermilch und Sahne in 
ihrem Bezirke von einer besonderen Erlaubnis abhängig zu machen. 

5. Polizeiliche Regelung des Heilwesens. Während die bisher genannten poli­
zeilichen Betätigungen, soweit sie der Erhaltung der Gesundheit dienen, unter dem 
Sammelnamen der Sanitätspolizei zusammengefaßt zu werden pflegen, regelt 
die Medizinalpolizei das Heilwesen. Hierher gehört die ärztliche Tätigkeit, 
die Verabfolgung von Heilmitteln, der Betrieb von Heilanstalten und, in gewissem 
Zusammenhang mit der ärztlichen Tätigkeit, die Tätigkeit der Hebammen. 

a) Die ärztliche Tätigkeit ist grundsätzlich frei und unverbietbar. 
Der Satz ist, allerdings mit Mühe, aus der GewQ. herauszulesen. Nach § 6 1 findet 
das Gesetz "auf die Ausübung der Heilkunde ... nur insoweit Anwendung, als das­
selbe ausdrückliche Bestimmungen darüber enthält". Daraus würde an sich folgen, 
daß die Landesgesetzgebung freie Hand hat. § 291 aber bestimmt: 

"Einer ... Approbation, welche auf Grund ein~!l Nachweises der Befähigung erteilt wird, 
bedürfen ... diejenigen Personen, welche sich als Arzte (Wundärzte, Augenärzte, Geburts­
helfer, Zahnärzte und Tierärzte) oder mit gleichbedeutenden Titcln bezeichnen oder seitens 
des Staates oder einer Gemeinde als solche anerkannt oder mit amtlichen Funktionen betraut 
werden sollen." 

64 Z. B. sächs. Schlachtviehversicherungsges. v. 25. Juni 23. 
65 Vgl. auch unten S.477. 
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Auch daraus könnte man allerdings schließen: wer die genannten Vorzüge genießen 
wolle, bedürfe der Approbation, im übrigen habe die Landesgesetzgebung freien 
Spielraum. Doch so ist die Bestimmung nicht gemeint, vielmehr will sie den 
approbierten Arzt nur in der Titelführung und der Anstellungsmöglichkeit begün. 
stigen, im übrigen bedeutet sie Freigabe des Kurpfuschertums. 

Die Begünstigung des a ppro bÜlrten Arztes liegt vor allem in seinem Rechte 
zur Titelführung. Die Rechtsprechung zur Strafvorschrift des § 1473 liefert an· 
schauliche Beispiele für die Abgrenzung der dem Kurpfuscher erlaubten Berufs· 
bezeichnung vom arztähnlichen Titelu . Verboten ist z. B. die Führung des, obschon 
rechtmäßig erworbenen, Doktortitels, wenn nach den Umständen der Schein erweckt 
wird, der "Doktor" sei ein approbieIter Arzt, gestattet z. B. der Titel "Zahntech. 
niker". Außer dem Titelvorrecht hat der approbierte Arzt noch einiges andere 
vor dem Nichtapprobierten voraus. So ist nach § 56a vom Gewerbe betrie b 
im Umherziehen die Ausübung der Heilkunde ausgeschlossen, soweit der Aus· 
übende für sie nicht approbiert ist. Impfen darf außer dem Impfarzt nur der 
approbierte Arzt67• Ärztliche Behandlung im Sinne der Reichsversicherungs. 
ordnung ist nur die durch approbierte Ärzte (§ 122). Auch die Behandlung von 
Geschlech tskrankhei ten ist den approbierten Ärzten vorbehalten68• 

Alle diese Ausnahmen berühren nicht den vielbekämpften Grundsatz, daß auch 
der Nichtapprobierte die Heilkunde ausüben darf. Beim Erlaß der GewO. 
war man der Ansicht, das Publikum sei selbst imstande zu beurteilen, wem es sich 
im Falle der Erkrankung anvertrauen soll. Auch heute entschließt man sich nicht 
zum Verbot der Ausübung ärztlicher Praxis durch Nichtapprobierte, da das Ver. 
hältnis zwischen Arzt und Patient eine Vertrauenssache ist und das Volk zum 
Naturheilkundigen vielfach größeres Zutrauen hat als zum gelehrten Arzte. Die 
Rechtsprechung tritt daher, vom geltenden Gesetze aus mit Recht, allen Versuchen 
entgegen, dem Nichtapprobierten auf Umwegen das Handwerk zu legen. So darf die 
Abgabe von Gift an einen Zahntechniker nicht deshalb versagt werden, weil ihm 
die ärztliche Approbation fehle69, auch darf die Polizei einem Masseur oder einem 
Zahntechniker das Gewerbe nicht wegen Unzuverlässigkeit verbieten70• Doch sind 
die Länder gegenüber dem Kurpfuschertum nicht völlig machtlos. Denn § 144 
GewO. hält ausdrücklich die landesrec!.tlichen Vorschriften aufrecht, die "Zuwider. 
handlungen der Gewerbetreibenden gegen ihre Berufspflieh ten" unter Strafe 
stellen. So kann z. B. ein Land durch Gesetz oder Verordnung71 verlangen, daß 
sich der Nichtapprobierte ~or Beginn seiner Tätigkeit beim beamteten Arzt melde; 
auch kann es irreführende und marktschreierische Reklamen oder die Fernb\3hand· 
lung verbieten. Gesetzliche Bestimmu ~gen gibt es auch über die Berufspflichten 
der approbierten Ärzte72• Hiervon war schon im Zusammenhange mit der Dar· 
stellung des Rechtes der Ärztekammern und der damit verbundenen ärztlichen 
Ehrengerich te die Rede (S. 174). 

b) Ganz anders gestellt als der ArZ1i ist der Apotheker. Auch er bedarf einer 
Approbation, aber nicht nur zur Führung des Titels, sondern zur Ausübung seines 
Berufes überhaupt (§ 29 I GewO.). Doch nützt ihm auch die Approbation nichts, 
wenn er keine Apotheke hat. Nach § 6' GewO. findet die GewO. keine Anwendung 
auf die "Errichtung und Verlegung von Apotheken", also herrscht auf diesem Ge­
biete noch das Landesrecht mit seiner bunten Mannigfaltigkeit. In Altpreußen 

66 VgI. z. B. V. LANDMANN·ROHMER Gev rO.17 1917 S.30lff. 
67 Impfges. v. 8. Apr. 74 § 8. 
68 GeschlKrG. v. 18. Febr. 27 § 2. 
69 PrOVG. 8. März 15, Entsch. 68, 408ff. 
70 PrOVG. 22. Febr. 17, Entsch. 72, 38~Uf.; PrOVG. 2. Apr. 25, JW. 1927 S.309. 
71 Z. B. sächs. VO. v. 14. Juli 03, abgedruckt in FischersZ. 27 (1904) S.33lf. 
72 VgI. neuestens hamb. ÄrzteO. v. 6. Al'r. 27; brem. MedizinalO. v.17. Dez. 27; meckI.­

schw. ÄrzteO. v. 5. Juli 28. 
Jellinek. Verwaltungsrecht. 2. Auf). 29 
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ist der Rechtszustand folgender73 : Die ältesten Apotheken sind sog. privilegierte 
Apotheken; sie sind frei veräußerlich und vererblieh, und der Erwerber braucht 
dem Regierungspräsidenten nur nachzuweisen, daß er die Approbation besitzt. Die 
von 1811 bis 1894 errichteten Apotheken sind sog. gewöhnliche Realapotheken; 
auch sie sind frei veräußerlich und vererblieh, doch bedarf der Erwerber zur Aus­
übung des Berufs einer besonderen, allerdings gesetzlich gebundenen Erlaubnis. 
Die seit der Kabinettsordre vom 30. Juni 1894 errichteten Apotheken sind persön­
lich konzessionierte Apotheken; abgesehen von einer Vergünstigung für die 
Witwe und die Waisen des Apothekers steht ihre Wiederverleihung nach dem Aus­
scheiden eines Apothekers aus seinem Geschäft im freien Ermessen des Staates. 
Zuständig für die Konzession zur Anlegung neuer Apotheken ist nach § ll' b der 
Instruktion vom 31. Dezember 1825 der Oberpräsident, der hierbei nach dem 
vorhandenen Bedürfnisse verfährt. Für die privilegierten und die sonstigen Real­
apotheken gibt es die Möglichkeit der Verlegung von einem Grundstück auf ein 
anderes. 

c) Einer gewerbepolizeilichen Erlaubnis bedürfen ferner die Unternehmer von 
Privat-Kranken- 7', Privat-Entbindungs- und Privat-Irrenanstalten 
(§ 301 GewO.). Die Erlaubnis darf nur aus ganz bestimmten, im Gesetze genau 
umschriebenen Gründen, wie Unzuverlässigkeit, baulichen und technischen Bedenken, 
erheblicher Störung der Mitbewohner und Nachbarn, versagt werden. Schon an frü­
herer Stelle (S. 226f.) wurde aber gezeigt, daß sich der Zubehörgedanke auch im öffent­
lichen Rechte so kräftig durchsetzt, daß es keiner Genehmigung bedarf, wenn ein 
approbierter Chirurg als Zubehör zu seiner ärztlichen Tätigkeit in seinem Hause 
Betten für die operierten Patienten bereithält. 

d) Über das Hebammenwesen bestimmt die GewO. nur, daß Hebammen 
eines Prüfungszeugnisses der nach den Landesgesetzen zuständigen Behörde be­
dürfen (§ 30III). Das preußische Gesetz über das Hebammenwesen vom 20. Juli 
1922 verlangt darüber hinaus die Erteilung einer Niederlassungsgenehmigung 
durch Kreisausschuß oder Magistrat als Voraussetzung für die Zulässigkeit des 
Gewerbebetriebs einer Hebamme; der Niederlassungsgenehmigung soll die Annahme 
einer Hebamme als Bezirkshebamme gleichstehen (§ 4). Doch hat das OVG. in 
einer außerordentlich sorgfältig begründeten Entscheidung vom 7. Januar 1926 
nachgewiesen, daß sich diese Erschwerung des Hebammenberufs mit der reichs­
rechtlieh gewährten Gewerbefreiheit und Freizügigkeit .nicht verträgt und daher 
ungültig ist75. Daraufhin hat die Reichsregierung einen Gesetzentwurf eingebracht, 
der die preußische Regelung zulässig machen so1l76. 

H. Sittenpolizei. 
Da es Aufgabe der Polizei ist, für die öffentliche Ordnung zu sorgen, kann sie 

auch sittenpolizeiliche Anordnungen treffen. Sie kann z. B. das unbekleidete Baden, 
das Deckenlassen von Stuten, Kühen, Ziegen und Säuen vor den Augen der Kinder, 
das Herumlaufenlassen läufiger Hündinnen verbieten, auch wenn sie nicht dazu 
ausdrücklich ermächtigt wird wie durch §§ 74, 75 des badischen Polizeistrafgesetz­
buchs. Besondere Bedeutung mit Rücksicht auf die wenigstens teilweise geschehene 
Regelung durch Reichsrecht hat aber die Bekämpfung der Trunksuch t, des unehe­
lichen Geschlechtsverkehrs, der Tierquälerei, des Glückspiels, sowie der 
Auswüchse der Vergnügungssucht und des Theater- und Lichtspielwesens. 

73 Vgl. K. v. GNEIST Apothekengesetze 1925 S.316. 
74 über deren Abgrenzung von Kurbadeanstalten OLG. Dresden 23. Jan. 24, SächsThür.­

ArchR. 1 (1924) S. 177ff. 
75 Entsch. 80, 337ff. Trot,zdem erging in bewußter Abkehr von der Rechtsauffassung 

des PrOVG. unter dem 13. Juli 28 ein dem preußischen nachgebildetes thüringisches Heb­
ammengesetz, ebenso schon früher eine bayerische VO. vom 23. März 26. 

76 Entwurf v. 21. Dez. 26, Reichstagsdrucks. III. Wahlper. Nr.2887. 
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1. Bekämpfung der Trunksucht. Ein allgemeines Alkoholverbot, wie in Amerika, 
ist in Deutschland nicht geplant und wird sich auch nie durchsetzen lassen. Der 
Winzeraufruhr vom Jahre 1926 wegen unerträglicher Besteuerung redet eine deutliche 
Sprache, von der völligen Unmöglichkeit, ein Alkoholverbot in Bayern einzuführen, 
ganz zu schweigen. Auch das Gemeindebestimmungsrecht 77, das man im 
Zusammenhange mit einem Schank:ltättengesetze im Reiche einführen wollte und 
das die Gemeinden ermächtigen sollte, durch Gemeindeentscheid eine völlige oder 
teilweise geltende "Trockenlegung" zu beschließen, ist nicht geltendes Recht und 
würde, um es zu werden, erhebliche Widerstände überwinden müssen. 

Dagegen hat sich das Notgese~z des Reichs vom 24. Februar 1923 78 auf be­
schränkterem Gebiete der Trunksucl tbekämpfung angenommen (Art. I). Zunächst 
änderte es den § 33 GewO. Danach bedarf, wer Gastwirtschaft, Schankwirt­
schaft oder Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus betreiben will, 
·der Erlaubnis. Die Erlaubnis darf jetzt nur noch erteilt werden, wenn ein Be­
dürfnis nachgewiesen ist; früher war das Erfordernis des Bedürfnisses nicht all­
gemein eingeführt. Nach herrscherlder Ansicht ist die Bejahung oder Ver­
neinung des Bedürfnisses Ermessemlsache (vgl. S. 32). Im übrigen ist die Er­
laubnis nur aus Gründen eines zu befürchtenden Mißbrauchs, den das Gesetz 
genau umschreibt, und aus Gründen, die in den Räumlichkeiten liegen, zu ver­
sagen. Die Bestimmungen gelten au(:h für Konsumvereine, Klubs und andere ge­
schlossene Gesellschaften, selbst wer:n sie die Wirtschaft oder den Kleinhandel 
nicht gewerbsmäßig betreiben 79. Allerdings muß ein "schankwirtschaftlicher Betrieb" 
vorliegen, eine Voraussetzung, die z. B. nicht bei einer Studentenkneipe gegeben 
ist, wenn Bier aus einem auf gemeinsame Kosten für den Abend angeschafften 
Fasse ausgeschänkt wird. Die Behörde kann die Fortsetzung ungenehmigt 
eröffneter Betriebe "durch unmittelharen oder mittelbaren Zwang" verhindern 
(Art. I § 31), also, trotz krimineller S',rafbarkeit, auch durch Zwangsstrafe 80 . Sie 
kann bei offenbarem Mißbrauch auch genehmigte Betriebe vorläufig schließen, 
vorbehaltlich der Entscheidung im Zurücknahmeverfahren, das in Preußen durch 
Klage vor dem Kreis- oder Bezirksausschuß einzuleiten ist8l • Auch die Bestim­
mungen über die Polizeistunde rege't das Notgesetz neu (Art. I § 2). Namentlich 
können die Landesbehörden die unh3dingte Polizeistunde einführen, d. h. eine, 
deren Übertretung ohne weiteres strafbar macht, ohne daß es, wie nach § 3651 

StGB., einer Aufforderung des Wirts oder des Polizeibeamten zum Fortgehen 
bedarf. Zuwiderhandlungen werden nach Art. I § 4II des Notgesetzes barbarisch -
u. U. mit Gefängnis bis zu sechs Monaten und außerdem mit Geld bis zu 10000 RM 
- bestraft. Das für den harmlosen Ze(:her Gute ist, daß man auch noch in neueren 
Gesetzesausgaben § 365 StGB. als geBendes Recht verzeichnet findet und daher 
lieber aus dieser Bestimmung als nach dem Notgesetze bestraft82• Endlich enthält 
das Notgesetz noch Vorschriften über die Verabfolgung geistiger Getränke an Ju­
gendliche und Betrunkene. Kindern unter 16 Jahren dürfen auch keine nikotin­
haitigen Tabakwaren zu eigenem Genuß in Abwesenheit des Erziehungsberechtigten 
überlassen werden (Art. I § 5). 

Das Notgesetz hat die landesrechtlichen Vorschriften über die Behandlung 
der Trunken bolde unberührt gelassen. Nach wie vor zulässig ist also der Ausspruch 

77 Vgl. DELIUS Das Gemeindebestimmungsrecht 1925. 
78 Dazu pr. MinVO. v. 20. Juni 23, MBliY. 1923 Sp. 70lff., u. d. überblick ü. d. Rechtspr. 

d. PrOVG. im PrVerwBl. 46 (1925) S.207f - Die Neuregelung durch ein Schankstätten­
gesetz steht bevor: Entw. v. 13. Juli 28, RelChstagsdrucks. Nr.347. 

78 PrOVG. 8. Dez. 27, Entsch. 82, 401ff.; anders KG. 24. Mai 28, RVerwBl. 50 (1929) 
S. 83f. Dazu STIER-SOMLO u. BOEHM, D,TZ. j'.928 Sp. 696ff., 1260f. 

80 Vgl. über diese Frage oben S.325f. Iil ZustG. § 1192• . 

82 Daß dies unzulässig ist, betont mit Re,)ht OLG. Dresden 27. Okt. 26, SächsThürArchR. 
3 (1926) S. 306f. 
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des Wirtshausverbots gegen einen Säufer, wenn Gesetz oder Verordnung die Maß­
nahme ausdrücklich gestattet, wie z. B. § 76a des badischen PoIStGB. Die allgemeine 
Vollmacht der Polizei berechtigt nur zum Verbote des Verabreichens geistiger Ge­
tränke an einen Säufer, ein völliges Wirtshausverbot wäre ungültig wegen Über­
maßes83. Neuartig ist die Einführung einer Raufboldliste im Landkreise Minden 
i. W.84. Der in eine solche Liste Eingetragene darf während der Veranstaltung 
von Tanzlustbarkeiten die Räume, in denen getanzt wird, und alle andern zum Aus­
schank geistiger Getränke bestimmten Räume nicht betreten. Das OVG. hatte 
noch nicht Gelegenheit zu entscheiden, ob eine solche Maßnahme zu weit geht oder 
nicht. Über das Maß des Zulässigen hinaus geht sie schon deswegen, weil sie eine 
schwere Kränkung des Betroffenen, also eine Art Ehrenstrafe, darstellt. Dagegen 
ist zulässig die Ver bringung Trunkener zur Wache, auch wo sie nicht aus­
drücklich durch Gesetz, wie Art. 55 bay. PoIStGB., vorgesehen ist. 

2. Bekämpfung des unehelichen Geschlechtsverkehrs. Bis vor kurzem war die 
einzige gesetzliche Vorschrift über die Prostitution § 3616 StGB., wonach eine 
Weibsperson, die wegen gewerbsmäßiger Unzucht einer polizeilichen Aufsicht unter­
stellt war, bestraft wurde, wenn sie den in dieser Hinsicht zur Sicherung der Ge­
sundheit, der öffentlichen Ordnung und des öffentlichen Anstandes erlassenen 
polizeilichen Vorschriften zuwiderhandelte, oder wenn sie, ohne einer solchen Aufsicht 
unterstellt zu sein, gewerbsmäßig Unzucht trieb. Es galt also das sog. System der 
Reglementierung, das eine "verschämte Erlaubnis" in sich barg85• Das Reichs­
gesetz zur Bekämpfung der Geschle'chtskrankheiten vom 18. Februar 
1927 (oben S. 438) hat mit dieser seit Inkrafttreten des StGB. in Geltung gewesenen 
Regelung durch Änderung des § 3616 und durch Einfügung eines§ 3616B gebrochen (§ 16 
IH, IV). Die Prostitution ist damit freigegeben. Nur in Gemeinden mit weniger als 
fünfzehntausend Einwohnern kann die oberste Landesbehörde zum Schutze der Jugend 
oder des öffentlichen Anstandes die gewohnheits- und gewerbsmäßige Prostitution 
verbieten. Sonst ist die Prostitution nur in der Nähe von Kirchen, Schulen oder 
anderen zum Besuche durch Kinder oder Jugendliche bestimmten Örtlichkeiten 
oder in einer Wohnung verboten, in der Kinder oder jugendliche Personen zwischen 
drei und achtzehn Jahren wohnen. Im übrigen wird nur bestraft, wer, gleichgültig 
ob Mann oder Frau, öffentlich in einer Sitte oder Anstand verletzenden oder andere 
'belästigenden Weise zur Unzucht auffordert oder sich dazu anbietet. Wohnungs­
beschränkungen auf bestimmte Straßen oder Häuserblocks zum Zwecke der Aus­
übung der gewerbsmäßigen Unzucht (Kasernierungen) sind verboten (§ 17). Auch 
der vielumstrittene Kuppeleiparagraph des StGB. ist jetzt dahin erläutert, daß als 
Kuppelei insbesondere auch die Unterhaltung eines Bordells oder eines bordell­
artigen Betriebes gilt, daß aber die Gewährung von Wohnung an eine über achtzehn 
Jahre alte Person nur dann als Kuppelei strafbar ist, wenn damit ein Ausbeuten 
der Unzucht treibenden Person, der die Wohnung gewährt ist, oder ein Anwerben oder 
ein Anhalten dieser Person zur Unzucht verbunden ist (§ 16 I). 

Landesgesetzlich geregelt sind die Befugnisse der Polizei gegenüber wilden 
Ehen. In Preußen muß, wie gewöhnlich, § 10 II 17 ALR. herhalten, der zum polizei­
lichen Einschreiten nur ermächtigt, wenn die öffentliche Ordnung gestört ist86 • 

In Baden z. B. stellt das PoIStGB. im § 72 das Zusammenleben in außerehelicher Ge­
sehlechtsverbindung unter Strafe und ordnet die Trennung der beiden Beteiligten an87. 

83 PrOVG. 1. Febr. 07, Entsch. 50, 26lf. 
84 Vgl. BLECKWENN PrVerwBl. 46 (1925) S.505f. Das Beispiel hat angesteckt: VO. d. 

old. StaatsIDinisteriuIDs, betr. Einführung einer Raufboldliste, v. 7. Apr. 28 (GBL S. 599). 
Das KG. ließ eine solche VO. unbeanstandet: 17. Jan. 28, RVerwBI. 49 (1928) S.805. 

85 Vgl. FLEINER S.406. 
86 PrOVG. 11. März 26, PrVerwBl. 47 (1926) S. 358; vgl. auch SächsOVG. 16. März 04, 

,Jahrb. 5, 203ff. 
87 Dazu BadVGH. 28. Sept. 15, BadVerwZ. 1916 S.57f. 
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Hierher gehört auch das Reichsgesetz vom 15. Januar 1920 über weibliche 
Angestellte in Gast- und Sc hankwirtschaften, das die Landesbehörden 
anweist, im Interesse der Gesundheit und der Aufrechterhaltung der guten Sitten, 
der Ordnung und des Anstandes in Gast- und Schankwirtschaften insbesondere über 
die Zulassung, die Beschäftigung und. die Art der Entlohnung weiblicher Angestellten 
Vorschriften zu erlassen. In Preußen z. B. gilt Anzeigezwang, für die Beschäftigung 
unter achtzehn Jahre alter weiblicher Angestellten Genehmigungszwang. Unter 
bestimmten Voraussetzungen ist die Beschäftigung zu untersagen. Den Angestellten 
ist ein fester und auskömmlicher Barlohn zu gewähren. Der Hinweis auf weibliche 
Bedienung in öffentlichen Ankündigungen ist verboten88• 

3. Bekämpfung der Tierquälerei. Das Reichsrecht hat die Tierquälerei nur in 
ihrer schlimmsten Form mit Strafe bedroht, denn § 36013 StGB. hat nur den im Auge, 
der öffentlich oder in Ärgernis erregender Weise Tiere boshaft quält oder roh miß­
handelt. Damit hat sich das Rei'3hsrecht des Gegenstandes nicht bemächtigt. 
Landesgesetze oder Polizeiverordnungen über bestimmte Arten der Tierquälerei 
sind daher zulässig. So kann die Benutzung gemeinsamer Stirnjoche für Doppel­
gespanne von Rindern verboten werden. Dagegen ist die Vivisektion zu wissen­
schaftlichen Zwecken nicht verbiettar, da die billigenswerte Wichtigkeit des Ver­
suchs ihr den Makel des nach gesellschaftlicher Anschauung Ordnungswidrigen nimmt. 
Zweifelhafter ist die ähnlich gelagerte Frage nach der Zulässigkeit des Schächtens. 
Mitgefühl für das Tier verlangt dessen Betäuhung beim Schlachten, der jüdische 
Ritus verlangt den Schächtschnit1, am unbetäubten Tiere. RV. Art. 135 steht 
einem Schächtverbot nicht im Wege, da die ungestörte Religionsübung nur innerhalb 
der allgemeinen Staatsgesetze gewährleistet ist. Ein Landesgesetz kann also das 
Schächten verbieten. Ob es eine Polizei verordnung kann, hängt davon ab, ob 
nach gesellschaftlicher Anschauung die Achtung vor dem religiösen Ritus der Juden 
die Kraft hat, dem nun einmal tats;ichlich, gleichgültig, ob nach den Ergebnissen 
der Wissenschaft mit Recht, besonders abstoßend wirkenden und daher als eine Ord­
nungswidrigkeit empfundenen Schächten diese Eigenschaft zu nehmen oder nicht. 
Die Frage ist wohl in den meisten Teilen Deutschlands im letzten Sinne zu entscheiden. 

4. Bekämpfung des Glückspiels. Die gefährlichste Form des Glückspiels ist das 
Halten einer Spiel bank nach Art der Bank von Monte-Carlo. Ein Gesetz des Nord­
deutschen Bundes vom 1. Juli 1868 verbietet, jetzt für ganz Deutschland, die Ge­
nehmigung oder Duldung neuer Spielhanken und hat die bestehenden zum 31. Dezem­
ber 1872 aufgehoben. 

Die Vorschriften des StGB. über Glückspiele haben ihre heutige Fassung 
durch ein Reichsgesetz vom 23. Dezember 1919 erhalten. § 284 StGB. bedroht jetzt 
mit Strafe, wer ohne behördliche Erlaubnis öffentlich ein Glückspiel veranstaltet 
oder hält oder die Einrichtungen hü,rzu bereitstellt. Glückspiele in Vereinen oder 
geschlossenen Gesellschaften, in denm Glückspiele gewohnheitsmäßig veranstaltet 
werden, fallen unter die gleiche vorschrift. Nach der Ausführungsverordnung 
der Reichsregierung vom 27. Juli 1920 darf die Erlaubnis nur für Jahrmärkte, 
Schützenfeste u. dgl. und nur unter der Bedingung erteilt werden, daß der Spiel­
einsatz nicht mehr als eine Mark 89 beträgt und dem Spielunternehmer kein höherer 
Verdienst als 10 vom Hundert der Spieleinsätze zufließt. Für den Besitzer einer 
Jahrmarktsbude ist es daher wichtig zu wissen, ob seine Veranstaltung ein Glück­
oder ein Geschicklichkeitspiel ist. Mit Recht nimmt die Rechtsprechung 
bei Beantwortung der Frage Rücksicht auf die Art des Publikums. Ein Spiel, das 
für den Wissenden ein Geschicklichkeitspiel ist, kann doch für die Allgemeinheit, 
die den "Trick" nicht kennt, ein Glückspiel sein. Auch die außerordentliche Schwie-

88 MinAnordn. v. 10. Aug. 20, MBliV. S. 328f. 
89 1 vf{ = 1 RM: DELIUs "Die Polizeipraxis" 1928 S. 185f. 
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rigkeit kann ein Geschicklichkeitspiel, z. B. das Werfen mit kleinen Ringen, zum 
Glückspiel machen90• 

Das Verbot der Veranstaltung öffentlicher Lotterien und der Ausspielung 
beweglicher oder unbeweglicher Sachen ohne obrigkeitliche Erlaubnis nach § 286 
StGB. 91 soll die Allgemeinheit vor allem vor Übervorteilungen schützen. Dem gleichen 
Zwecke dient das preußische Gesetz vom 19. Juli 1911 über die Losgesellschaften, 
die Veräußerung von Inhaberpapieren mit Prämien und den Handel mit Lotterie­
losen. Auch das Verbot des Spielens in außer dem Lande befindlichen Lotterien, 
z. B. nach dem preußischen Gesetze vom 29. August 1904, ist nicht sittenpolizei­
licher, als vielmehr fiskalischer Natur. Preußen hat es verstanden, seine Staats­
lotterie durch Staatsverträge unter der Bezeichnung "Preußisch-Süddeutsche 
Klassenlotterie" auf fast ganz Deutschland auszudehnen 92. Das nenn wett­
und Lotteriegesetz das Reichs vom 8. April 1922 ist für die Lotterien ein reines 
Steuergesetz. Für die Rennwetten ist es außerdem ein Polizeigesetz, sofern es das 
Unternehmen eines Totalisators und die Tätigkeit als Buchmacher von einer staat­
lichen Erlaubnis abhängig macht, auch den Betrieb - Ausstellung eines Wettscheins, 
Eintragung in ein Wettbuch - näher regelt. Daneben gibt es Landesgesetze, die 
Pferderennen selbst genehmigungspflichtig machen 93. 

5. Polizei der Vergnügungen. Von der gesetzlichen Regelung der Tanzver­
gnügungen war schon im Zusammenhange mit der Feiertagsheiligung die Rede 
(S.209f.). § 33c der GewO. behält die Abhaltung der Tanzlustbarkeiten ausdrücklich 
näherer landesrechtlicher Bestimmung vor, allerdings nur jene, nicht auch die 
Erteilung von Tanzunterricht, die § 35 1 GewO. abschließend regelt 94 • Wo Gesetze 
fehlen, genügen auf Grund des allgemeinen Polizeirechts erlassene Polizeiverord­
nungen, deren Gültigkeit dann allerdings vom Hineinspielen eines hinreichenden 
"polizeilichen" Interesses abhängt 95. 

Ganz allgemein gegendenAuswuchs von Vergnügungenrichtetsich Art. II 
des Notgesetzes des Reichs vom 24. Februar 1923. Hiernach kann die oberste 
Landesbehörde in Zeiten einer außerordentlichen politischen oder wirtschaftlichen 
Not oder Gefahr Vorschriften über Einschränkungen von Vergnügungen erlassen 
(§ 1). Der preußische Minister des Innern hat durch Verordnung vom 14. April 
1923 (GS. 122) den Begriff "Vergnügungen" dahin erläutert, daß darunter alle 
öffentlichen oder nach außen wahrnehmbaren privaten Veranstaltungen fallen, 
welche die Schaulust oder das Bedürfnis nach leichter Unterhaltung oder Zerstreuung 
befriedigen oder dem Sinnenreize dienen; ausgenommen sollen aber solche Ver­
anstaltungen sein, bei denen ein erkennbares Interesse ernster Kunst, der Volks­
bildung oder der Wissenschaft überwiegt. Beginn und Dauer der Voraussetzung 
einer außerordentlichen Not oder Gefahr bestimmt der Minister des Innern, die 
Anordnungen selbst erläßt die Ortspolizei behörde. 

Den vielumstrittenen Entwurf eines Reichsgesetzes über den Schutz der 
Jugend bei Lust bar kei ten 95a hat der dritte Reichstag der Republik nicht 
mehr verabschiedet. Bis auf weiteres bewendet es daher bei landesrechtlichen 
Vorschriften. So verbietet eine thüringische Polizeiverordnung zum Schutze der 
,Jugend vom 30- November 1928 Jugendlichen unter siebenzehn Jahren den Zutritt 
zu öffentlichen Tänzen, den Besuch von Singspielhallen und Weindielen, von 

90 Vgl. zu dieser Frage PrOVG. 5. Febr. 12, Entsch. 61, 350ff.; RG. 18. Dez. 22, ,TW.1923 
S. 125f.; pr. Min. d. I. 14. März 27 u. 9. März 28 MinBliV. 1927 Sp. 309f. u. 1928 Sp. 255ff. 

91 Vgl. hierzu pr. Min. d. I. 1. Sept. 27/26. März 28, MinBliV. 1927 Sp. 911f./1928 Sp. 353. 
92 Vgl. Staatsvertrag v. 29. Juli 11 (GS. 1912 S. 117ff.) und die im Hauptregister zur 

GS. von 1884-1913 S.552 verzeichneten älteren Verträge. 
93 Brem. VO. v. 26. Apr. 21. 94 PrOVG. 26. Febr. 25, Entsch. 79, 335ff. 
95 Vgl. RG. I 2. Febr. 22, RGSt. 56, 37lff. 
95& Reichstagsdrucksanhe IH. Wahlper. Nr. 972 (Entwurf v. 5. Juni 25) und Nr. 2913 

(Ausschußbericht v. 20. Jan. 27). 
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hypnotischen und spiritistischen Vorstellungen, das zwecklose Umhertreiben auf 
Straßen und Plätzen nach 10 Uhr abends. Bei Anwesenheit von Aufsichts­
personen gelten gewisse Milderungen. Zuwiderhandlungen werden an allen Be­
teiligten geahndet, auch dem Jugendlichen selbst. 

Von den Tingeltangeln und den Straßenbelustigullgen wird zweckmäßig 
in anderm Zusammenhange gesprochen (unter III 3). 

6. Fortsetzung. Theater- und Licht~pielpolizei. a) Das Theater ist polizeilicher 
Regelung in doppelter Weise zugänglich: bei der Zulassung des Unternehmens 
und bei der einzelnen Aufführung. 

Nach § 32 GewO. bedürfen Sch;tuspielunternehmer zum Betriebe ihres 
Gewerbes der Erlaubnis. Vor allem muß also ein Gewerbe vorliegen. Staatliche 
und städtische Theater, die meist ZU3chußunternehmungen, jedenfalls nicht auf 
Gewinnerzielung gerichtet sind, bedürfen also der Genehmigung sowenig wie Lieb­
habervereine. Die Erlaubnis gilt heute, anders als früher, nur für ein bestimmtes 
Unternehmen. Bei Mittellosigkeit und Unzuverlässigkeit ist die Erlaubnis zu ver­
sagen. Bedenken geldlicher Art läßt die Behörde üblicherweise durch Stellung einer 
sog. Theaterkaution beschwichtigen. Eine noch immer geltende 96 Kriegsverordnung 
vom 3. August 1917 verlangt außerdem den Nachweis eines vorhandenen Bedürf­
nisses. Schauspiel aber ist das, was wir aus der Zeit unserer Klassiker her als Schau­
spiel zu bezeichnen pflegen: eine von3chauspielern durch Rede, Gesang oder Ge­
bärde vor den Augen einer Zuhörerschaft dargestellte Begebenheit. Filmvorstellun­
gen97 und Rundfunkdarbietungen fallen daher nicht darunter. 

Für die einzelne Vorstellung gilt seit dem Aufruf des Rates der Volksbeauf­
tragten vom 12. November 1918 (Abs. 1 Ziff. 3) in ganz Deutschland Freiheit von 
der Vorzensur. Auch RV. Art. 118 [I, wonach eine "Zensur" nicht stattfindet, 
bezieht sich nur auf die Vorzensur. Im. Gegensatze zur Zeit vor dem 12. November 
1918 braucht also ein Stück vor seiner Uraufführung nicht bei der Polizeibehörde 
eingereicht zu werden. Wenn es trotzdem vielfach in zweifelhaften Fällen freiwillig 
geschieht, so hat dies seinen Grund in der leicht übersehenen Tatsache, daß die Auf­
hebung der Zensur nicht gleichbedeutend ist mit einem Verbote jeglicher polizei­
lichen Einwirkung. Ergibt die Aufführung Unsittlichkeit oder Staatsgefährlichkeit 
des Stückes98, so kann die Polizei für künftige Aufführungen Streichung der zu be­
anstandenden Stellen verlangen oder, wenn das nicht möglich ist, künftige Auf­
führungen, gegebenfalls für eine bestimmte Zeit, verbieten. Der Schauspielunter­
nehmer hat daher allen Grund, das !llutmaßliche Verhalten der Polizei vor den 
teueren Vorbereitungen zur Erstaufführung kennen zu lernen. Steht aber dem nach­
träglichen Einschreiten der Polizei nichts im Wege, so müssen ihr nach dem be­
kannten Schlusse vom Zweck aufs Mittel auch die Mittel gestattet sein, ohne die sie 
nicht in der Lage ist, ihre Aufgabe zu erfüllen. Sie hat daher Anspruch auf Ein­
räumung eines angemessenen Theaterplatzes für den überwachungsbeamten. Mehr 
als einen Platz kann sie nach einer Entscheidung des OVG. allerdings nicht ver­
langen, jedenfalls nicht eine ganze Loge 99. 

b) Bei Lichtspielen liegen die Verhältnisse gerade entgegengesetzt zum Thea­
terrecht. Der Lichtspielunternehmer bedarf keiner gewerbepolizeilichen Er­
laubnis zur Eröffnung seines Betriebes, wohl aber gestattet RV. Art. 118 II die Ein­
führung der Lichtspielvorzensur durch Gesetz, eine Einladung, der das Reich 
durch Erlaß des Lichtspielgesetzes vom 12. Mai 1920 nachgekommen ist. Bild-

96 BayVGH. 1. Mai 25, Samml. 46, 8fl. 
97 Anders der sog. Film- Sketch: KG. 25. Nov. 24, JW. 1925 S., 659f., mit Anmerkung 

von OPET. 
98 Vgl. z. B. PrOVG. 22. Jan. 14, Entsch. 67, 364f. (Verspottung der Polizei). Vgl. ferner 

Pr. Min. d. I. Erl. v. 17. Juni 27, MBliV. 1927 Sp. 673f. (Einschreiten gegen Theaterrevuen). 
99 PrOVG. 10. Febr. 21, Entsch. 76, ~h35ff. 
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streifen dürfen öffentlich, in Klubs, Vereinen und anderen geschlossenen Gesellschaften 
nur dann vorgeführt oder zum Zwecke solcher Vorführung in den Verkehr gebracht 
werden, wenn sie von den amtlichen Prüfungsstellen zugelassen sind. Die Zulassung 
ist zu versagen, wenn die Prüfung ergibt, daß die Vorführung des Bildstreifens 
geeignet ist, die öffentliche Ordnung oder Sicherheit zu gefährden, das religiöse Emp­
finden zu verletzen, verrohend oder entsittlichend zu wirken, das deutsche Ansehen 
oder die Beziehungen Deutschlands zu auswärtigen Staaten zu gefährden (§ 1). 
Weitergehende Versagungsgründe gibt es für solche Bildstreifen, zu deren Vorführung 
Jugendliche unter achtzehn Jahren zugelassen werden sollen. Kinder unter sechs 
Jahren dürfen überhaupt nicht Filmzuschauer sein (§ 3). Zuständig für die Zu­
lassung von Bildstreifen über Tagesereignisse und von Landschaftsfilmen und für die 
Genehmigung der zur Vorführung von Bildstreifen gehörigen Reklame sind neben den 
Prüfungsstellen die Ortspolizeibehörden (§§ 5f.), im übrigen sind die Prüfungs­
stellen ausschließlich zuständig. Prüfungsstellen gibt es in München und Berlin, 
zur Entscheidung über Beschwerden ist in Berlin eine Oberprüfungsstelle 
gebildet worden. Die Zulassung durch eine Prüfungsstelle gilt für das gesamte 
Reichsgebiet (§ 8). Bemerkenswert ist, daß bei Prüfung der Bildstreifen für Jugend­
vorsteIlungen auch Jugendliche im Alter von 18 bis 20 Jahren zu hören sind. Im 
übrigen entscheiden Prüfungs- und Oberprüfungsstelle in der Besetzung von fünf Mit­
gliedern. Die Oberprüfungsstelle hat schon eine große Reihe bedeutsamer Bescheide 
erlassen, namentlich hat sie die Theorie der Gegenwerte entwickelt, wonach ein 
an sich bedenklicher Film durch hohe Gegenwerte, z. B. durch seine Eigenschaft 
als hervorragendes Kunstwerk, seiner Beanstandbarkeit entkleidet werden kann100. 

Sehr wichtig und durch den Potemkin-Film im Jahre 1926 berühmt geworden 
ist die Frage, ob die Zulassung eines Films nur die Bedeutung hat, das durch dai'l 
Lichtspielgesetz geschaffene Vorführungsverbot zu beseitigen, ohne den Film un 
verbietbar zu machen, oder ob die Zulassung den Polizeibehörden jedes Einschreiten 
aus allgemeinen polizeilichen Gründen untersagt, solange nicht die Oberprüfungs­
stelle die Zulassung nach § 4 widerrufen hat. Da sich die Wirkung eines Films 
mit Sicherheit nicht vorhersehen läßt, ist die Frage im ersten Sinne zu beantworten101 , 

zumal im Lichtspielgesetz die, z. B. in den §§ 1 des Preß- und des Vereinsgesetzes 
festgelegte, Bestimmung fehlt, daß andere Einschränkungen als die in dem fraglichen 
Gesetze ausdrücklich genannten unzulässig sein sollen. 

IH. Polizei der sonstigen geistigen Güter. 
Während die Sittenpolizei auch ohne besondere gesetzliche Ermächtigung in 

den Rahmen der allgemeinen polizeilichen Aufgaben fällt, da die Sittenwidrigkeit 
einen Verstoß gegen die öffentliche Ordnung darstellt, ist man gewohnt, der Polizei 
die Wahrnehmung anderer idealer Aufgaben zu versagen. Namentlich Rück­
sichten auf Schönheit, Kunst, Geschichte und Natur sind nach herrschender 
gesellschaftlicher Anschauung polizeifremd. Dies müßte nicht so sein. Für ein ästhe­
tisch so reizbares Volk wie die alten Griechen war das Häßliche nicht minder ord­
nungswidrig als das Unsittliche. Ja, es ist nicht einmal ausgeschlossen, daß die 
Hygiene, die auch erst allmählich dazu gelangte, die Gesundheitsschädlichkeit 
übler Gerüche zu erkennen, in nicht ferner Zeit der Häßlichkeit die Macht schäd­
licher Einwirkung auf das körperliche Wohlbefinden zuerkennen wird. Bis dahin 
bleibt es aber dabei, daß die Häßlichkeit ebenso wie die Zerstörung von geschicht­
lichen oder Naturdenkmälern auf unserer Polizeiskala (oben S. 416f.) zwar unter dem 
Nullpunkt liegen mag, aber doch noch nicht dem Bereiche der ohne weiteres polizei-

100 SEEGER Reichslichtspielgesetz 1923 S.2lf. 
101 So auch PrOVG. 15. Dez. 21, Entsch. 77, 423ff., aber nur im Sinne einer vorläufigen, 

nur bis zur Beendigung des Widerrufsverfahrens reichenden Befugnis der Polizei. Gegen 
endgültige polizeiliche Verbote auch BadVGH. 28. Sept. 22, JW. 1923 S. 43lf. Dieser Recht­
sprechung zustimmend FALCK im ArchUrhFilmTheatR. 1 (1928) S. 633ff. 
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lich wahrzunehmenden Interessen angehört. Es müssen schon besondere Gesetze 
vorliegen, wenn hier ein polizeiliches Einschreiten möglich sein soll. Solcher Art 
sind zunächst 

1. die Verunstaltungsgesetze. Obgleich das ALR., auch hier ganz modern 
wie in vielen seinen Teilen, im § 66 I 8 vorschreibt, daß "zur Verunstaltung der Städte 
und öffentlichen Plätze ... kein Bau und keine Veränderung vorgenommen werden" 
dürfe 102, reicht diese Vorschrift fü r ein Vorgehen gegen jegliche Verunstaltung 
nicht aus. Dies zeigte sich bei der schon öfters erwähnten Kreuzbergentscheidung 
des OVG. vom 14. Juni 1882103, in der das Gericht eine Polizeiverordnung für un­
gültig erklärte, die das Verbauen der Aussicht vom Kreuzberg auf die Stadt Berlin 
untersagte, und dann später in der Entscheidung vom 16. April 1901 104 , die es für 
unzulässig erklärte, das Aufstellen von Reklametafeln am Rhein durch Polizei­
verordnung zu verbieten. Also muf.lte der Gesetzgeber eingreifen. Er tat es zu­
nächst durch das Gesetz vom 2. Juni 1902 gegen die Verunstaltung landschaft­
lich hervorragender Gegenden, das Landespolizeiverordnungen gegen die 
Verunzierung des Landschaftsbildes durch Reklameschilder und sonstige Aufschriften 
und Abbildungen vorsieht. Das Geset:\ vom 15. Juli 1907 gegen die Verunstaltung 
von Ortschaften und landschaftlich hervorragenden Gegenden geht 
noch bedeutend weiter. Es richtet sich gegen die Verunstaltung des Landschafts­
bildes durch Bauten und ermächtigt die Gemeinden, durch Ortsstatut das Bauen in 
der Nähe bestimmter Straßen und Plätze von geschichtlicher oder künstlerischer 
Bedeutung zu untersagen, wenn dadurch die Eigenart des Orts- oder Straßenbildes 
beeinträchtigt werden würde. Ebenso kann ein Orts statut die Stadtreklame geneh­
migungspflichtig machen und für die Bebauung von Landhausvierteln, Badeorten, 
Prachtstraßen u. dgl. besondere, über das sonst baupolizeilich zulässige Maß hinaus­
gehende Anforderungen stellen. Weitgehende Ermächtigungen für die als Polizei­
verordnungen zu erlassenden Bauordnungen enthält dann Art. 4 des Wohnungs­
gesetzes vom 28. März 1918. Dieso und eine Reihe anderer Vorschriften faßt der 
Entwurf eines preußischen Städtehaugesetzes 105 zusammen, geht aber über 
den Gedanken der Verunstaltungspolizei weit hinaus, wenn er im § 42 I ortspolizei­
liche Vorschriften vorsieht, deren Zid es ist, das Entstehen städtebaulich befrie­
digender Straßen-, Platz- und Ortshilder zu fördern und eine Beeinträchtigung 
der Schönheit und Eigenart des Landsohaftsbildes oder eines Fern blicks zu vermeiden. 
Eine derartige Ausdehnung der Poliwigewalt war bisher nur dadurch erträglich, 
daß die Verwaltungsgerichte die bau]Jolizeiliche Verfügung auch auf ihre sachliche 
Richtigkeit prüften 106 und z. B. die Begünstigung bestimmter Kunstrichtungen 
nicht zuließen107 . Nach § 53 des Entwurfs eines Städtebaugesetzes soll dicser Schutz 
des Bürgers wegfallen. "Die Berechtigung der ästhetischen und geschichtlichen 
Gesichtspunkte in der Entscheidung der Baupolizeibehörde unterliegt nicht der 
Nachprüfung durch die Gerichte." 

Preußen war nicht das einzige Land, das Verunstaltungsgesetze schuf. Im 
letzten Menschenalter ist der Gedan1m, Landschaft und Ortsbild zu F:chützen, in 
ganz Deutschland lebendig geworden. 

2. Kunst-, Denkmal-, Natur- uDlI Reimatschutz. Private Vereine hatten sich 
mit dem Kunst-, Denkmal-, Natur- und Heimatschutz von jeher befaßt. Auch 
der Staat nahm sich seit langem die:ler schutzwürdigen Güter an, soweit ihm oder 
von ihm abhängigen juristischen Personen des öffentlichen Rechts die Verfügungs-

102 Ähnlich eine nassauische VO. v. ii. Juni 1816; vgl. PrOVG. 18. Nov. 13, Entsch. 66, 
419ff. 

1üs Entsch. 9, 353ff,; vgl. auch PrOVG. 5. Mai 14, Entsch. 67, 397ff. 
104 Entsch. 39, 415ff. 1ü5 Vom 4. Nov. 26, Landtagsdrucksache 2. Wahlper. Nr. 4360. 
1ü8 Hierüber ausführlich BraunschwVGH. 9. Febr. 21, BraunschwZ. 68 (1921) Beil. S. 19ff. 
1ü7 PrOVG. 2. März 22, Entsch. 77, 460ff.; vgl. auch PrOVG. 25. Jan. 16 u. 7. Apr. 27, 

PrVerwBl. 37 (1916) S. 704ff. u. Entsch. 82, 438ff. 
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gewalt über sie zustand. Dagegen schreitet er auch auf diesem Gebiete gegen Dritte 
erst seit verhältnismäßig kurzer Zeit ein. 

Lange war das Reich hier nur durch das Vogelschutzgesetz vom 22. März 
1888/30. Mai 1908 vertreten. Das Gesetz verbietet mit gewissen Ausnahmen das 
Zerstören und das Ausheben von Nestern oder Brutstätten der Vögel, das Zerstören 
und Ausnehmen von Eiern und das Ausnehmen und Töten von Jungen, dann 
das Fangen von Vögeln, solange der Boden mit Schnee bedeckt ist, oder mit gewissen 
Fangmitteln, wie Leim, Schlingen, betäubenden Futterstoffen. In der Zeit vom 
1. März bis zum 1. Oktober ist das Fangen und die Erlegung von Vögeln überhaupt 
verboten, Meisen, Kleiber und Baumläufer dürfen während des ganzen Jahres 
nicht gefangen und erlegt werden. § 8 sieht aber zahlreiche Ausnahmen für bestimmte 
Vogelarten vor, während § 9 weitergehende landesrechtliche Vorschriften unberührt 
läßt. Auch sonst ist der Naturschutz Sache der Länder. Preußen ermäch­
tigtdurch den auf ein Gesetz vom 8. Juli 1920 zurückgehenden § 30 des Feld-und Forst­
polizeigesetzes vom 21. Januar 1926 die zuständigen Minister und die nachgeordneten 
Polizeibehörden, Anordnungen zum Schutze von Tierarten, von Pflanzen und 
von Naturschutzgebieten zu erlassen. Ähnliche Vorschriften gibt es in den 
anderen Ländern. So schützt Lübeck die Seerosen, Hamburg die Robben, Bremen 
alle Raubvögel, Mecklenburg-Schwerin den Wespenbussard und sämtliche Adler­
arten, Bayern den Steinadler und den Uhu, das Edelweiß und das Alpen­
veilchen, Baden den Feuersalamander und den Laubfrosch 108, während der 
Moorschutzl09 und der Schutz des Maulwurfsllo wirtschaftlichen Zwecken dient. 

Auf dem Gebiete des Kunstschutzes hat das Reich nur ein Ausfuhrverbots­
gesetz erlassen. Nach RV. Art. 150II RV. ist es Sache des Reichs, die Abwanderung 
deutschen Kunstbesitzes in das Ausland zu verhüten. Eine Verordnung mit Gesetzes­
kraft vom 11. Dezember 1919 111 macht die Ausfuhr eines Kunstwerks von der 
Genehmigung des Reichskommissars für Aus- und Einfuhrbewilligung, jetzt des 
Reichsministers des Innern abhängig, sobald es in das von diesem geführte Ver­
zeichnis der Werke eingetragen ist, deren Verbringung in das Ausland einen wesent­
lichen Verlust für den nationalen Kunstbesitz bedeuten würde. 

Viel weiter im Schutze der Kunstwerke und sonstiger wertvoller Gegenstände 
gehen die Landesgesetze, die bald als Heimatschutzgesetz 112, bald als Denk­
malschutzgesetz, bald als Denkmal- und Naturschutzgesetz bezeichnet 
werden und zum Teil die Bestimmungen gegen Verunstaltungen mit enthalten. 
Vorbildlich auf diesem Gebiete war das hessische Denkmalschutzgesetz vom 16. Juli 
1902, Oldenburg folgte mit einem Denkmalschutzgesetz vom 18. Mai 1911, das voll­
kommenste Gesetz dieser Art ist heute wohl das hamburgische Denkmal- und Natur­
schutzgesetz vom 6. Dezember 1920, dem das lübeckische Gesetz vom 10. Dezember 
1921 nachgebildet ist. Ein preußischer Gesetzentwurf zum Schutze der Denkmale 
wurde vom letzten Landtag nicht mehr verabschiedet 113. Nach dem ham­
burgischen Gesetze genießen den gesetzlichen Schutz Baudenkmäler, einschließ­
lich der Denkmäler aus vor- und frühgeschichtlicher Zeit, Naturdenkmäler, 
die Umgebung von Bau- und Naturdenkmälern, bewegliche Denkmäler, z. B. Ur­
kunden, dann in der Erde oder im Wasser verborgene unbewegliche und bewegliche 
Gegenstände von geschichtlicher oder naturgeschichtlicher Bedeutung, endlich Natur-

108 LÜb. Bek. v. 5. Mai 19, hamb. VO. v. 1. Juni 28, brem. G. v. 1. Juli 28, meckl.­
schw. Bek. v. 27. Nov. 26, bay. oberpol. Vorschriften v. 29. Apr. u. 4. Juli 25, bad. VO. v. 
14. Nov. 27. 

109 Pr. Moorschutzges. v. 20. Aug. 23. 
110 Württ. G. v. 31. März 20, lipp. VO. v. 31. Okt. 23. Vgl. auch oben S.444. 
111 Durch G. v. 21. Dez. 27 vorläufig bis 31. Dez. 29 verlängert. Eine weitergehende VO. 

v. 8. Mai 1920 trat Ende 1925 außer Kraft. 
112 So lipp. G. v. 17 .• Jan.20. 
113 2. Wahlper., 1. Tagung 1925/27, Drucks. Nr. 4298, 7100. 
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gegenstände bestimmter Art, deren Erl:.altung aus Gründen der Wissenschaft oder 
der Schönheit oder des Heimatschutzes im öffentlichen Interesse liegt. Voraussetzung 
für den Schutz der Bau- und Naturdenkmäler und ihrer Umgebung sowie der be­
weglichen Denkmäler ist ihre Eintragung in eine Denkmalliste, gegen deren Anord­
nung dem Verfügungsberechtigten nur die Beschwerde zusteht 114. Abschnitt II 
handelt vom Schutze der in die Denkmalliste eingetragenen Denkmäler, Abschnitt III 
von Ausgrabungen und Funden, IV vom Schutz von Naturgegenständen, V vom Ent­
eignungsrecht, VI von der Besichtigung von Denkmälern und Fundstätten. 

3. Bevorzugung der echten Kunst vor der Lustbarkeit. Der Gesetzgeber hat 
ein richtiges Gefühl dafür, daß er di3 echte Kunst polizeifreier lassen muß als 
die Lustbarkeit. In einer Reihe von Vorschriften kommt diese Erkenntnis zum Aus­
druck. Auch die Rechtsprechung macht die Unterscheidung, deren Bedeutung sich 
dahin zusammenfassen läßt, daß die :,elbständige Ausübung echter Kunst gegen 
Entgelt grundsätzlich zu den freien Berufen zählt, während die gewinnbringende 
Darbietung von Lustbarkeiten unter die Gewer beordn ung fällt 115 • 

Nach § 33a GewO. bedarf der - gebundenen - Erlaubnis, wer gewerbsmäßig 
Singspiele, Gesangs- und deklamatorische Vorträge, Schaustellungen oder thea­
tralische Vorstellungen, ohne daß ein höheres Interesse der Kunst oder 
Wissenschaft dabei obwaltet, in seinen Wirtschafts- oder sonstigen Räumen 
öffentlich veranstalten will. Gedacht ist vor allem an die Varietes und die Tingel­
Tangel. Während das Gesetz hier den Hauswirt trifft, meint es im § 33b den Auf­
führenden selbst, wenn es die Darbietung gewerbsmäßiger Musikaufführungen, 
Schaustellungen, theatralischer Vorstellungen oder sonstiger Lustbarkeiten von Haus 
zu Haus oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen beim Fehlen eines höheren 
Interesses der Kunst oder Wissenschaft der frei zu erteilenden oder zu 
versagenden ortspolizeilichen Erlaubnis unterwirft. Der Sänger auf dem Hofe, 
der Drehorgelspieler, der Veranstalter eines Kasperletheaters sind Beispiele für diese 
Art von Gewerbetreibenden. Für sie gelten auch besondere Vorschriften, wenn sie 
ihre Lustbarkeiten im Umherziehen odt:r auf Jahrmärkten darbieten wollen (§ 55I4• II ). 

Die gleiche Wendung kommt im § 6 des Kinderschutzgesetzes vom 30. März 1903 
vor. An sich dürfen Kinder bei öffentlinhen theatralischen Vorstellungen und anderen 
öffentlichen Schaustellungen nicht heschäftigt werden. Doch kann die untere 
Verwaltungsbehörde nach Anhörung der Schulaufsichtsbehörde Ausnahmen bei 
solchen Veranstaltungen zulassen, bei denen ein höheres Interesse der Kunst 
oder Wissenschaft obwaltet. 

Angesichts dieser dreimal angeführten Wendung erhebt sich allerdings sofort die 
Frage, ob es Absicht des Gesetzes wa,r, die Polizeibehörde oder den Verwaltungs­
oder auch den Strafrichter zu Richtern in p-eschmacksfragen zu erheben. 
Dies ist keineswegs der Fall. Die Verständnislosigkeit der Behörde neuen Tanzideen 
gegenüber berechtigt sie noch nicht, das Auftreten einer Isadora Duncan mit ihren 
Schülerinnen zu verbieten. Vielmehr kommt es vor allem auf die äußere Aufmachung 
an 116. Gesänge in einem rauchigen "'irtshaussaal, bei deren Beginn auch nicht der 
Versuch gemacht wird, die lärmende Unterhaltung zu unterbrechen, gehören schon 
wegen dieser Begleitumstände nicht zur höheren Kunst, da sich die echte Kunst 
nicht auf solch unwürdige Weise dem Publikum darbietet. Auch bei der Straßen­
musik müssen es schon ganz besondere Gründe sein, die zur Bejahung ihrer Eigen­
schaft als echter Kunst führen könne:l. So läßt sich denken, daß stilgerechte Nach­
ahmung eines Ständchens aus der Rokokozeit als echte Kunst wirkt. Auch der große 
Künstler überwindet die der Anerkennung echter Kunst ungünstige Umwelt. 

114 über die Frage. ob die Eintragung zur Entschädigung des Eigentümers verpflichtet. 
vgl. oben S.399 zu N. 51. 

115 Vgl. z. B. PrOVG. 11. Juli 12, Entsch. 63, 384ff. (Lehrlinge eines Kapellmeisters). 
118 V gl. Beispiele aus der Rechtsprech Lmg bei v. LANDMANN -ROHMER GewO.18 1928 S.429ff. 
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Jener berühmte Meister, der dem armseligen Straßengeiger die Violine aus der Hand 
nahm, an dessen Stelle spielte und ihn das Geld einsammeln ließ, würde, selbst wenn 
die Absicht, für einen andern Geld zu verdienen, für den Begriff des Gewerbes 
ausreichte 117, sich nicht strafbar gemacht haben, da beim Spiel eines ganz großen 
Künstlers immer ein höheres Interesse der Kunst obwaltet. 

IV. Polizei der überwachungsbedürftigen menschlichen Betätigungsfol'men. 
Von jeher beobachtet der Staat gewisse menschliche Betätigungsformen mit 

gesteigerter Aufmerksamkeit. Als völlig ungefährlich erscheint ihm nur der Mensch, 
der sich friedlich und einsam innerhalb seiner vier Wände aufhält. Selbst in diesem 
Falle macht sich der Bürger verdächtig durch Waffen bcsi tz. Überwachungsbedürf­
tigist nach Ansicht des Staates auch die Ortsveränderung ; Paßpolizei und A ufen t­
haltspolizei kommen dieser Anschauung entgegen. Man braucht nur an die 
Karlsbader Beschlüsse von 1819 zu denken, um zu wissen, daß die Meinungsäußerung 
durch die Presse dem Staate nicht gleichgültig ist. Auch beim Zusammenschluß 
einer Vielheit von Menschen zu Vereinen und Versammlungen liegt der Ge­
danke einer Regelung nahe. Endlich kümmert sich der Staat um menschliche Hand­
lungen, die ihm an sich gleichgültig sind, in dem Augenblicke, in dem sie gewer bs­
mäßig vorgenommen werden. Neben diesen fünf Gebieten: Waffenpolizei, Paß­
und Fremdenpolizei, Preßpolizei, Vereins- und Versammlungspolizei und Gewerbe­
polizei gibt es noch eine Reihe anderer Gebiete, auf denen sich die Polizei des Schut­
zes der Allgemeinheit vor bestimmten menschlichen Handlungen annimmt, so 
vor Unterschlagungen bei der Fundpolizei 118, der Strandpolizei 119 und der 
Polizei der öffentlichen Sammlungen (Hauskollekten) 120. Doch seien diese 
weniger wichtigen Gebiete im folgenden vernachlässigt. Bedeutendere Zweige der 
Polizei, wie Aufruhrpolizei und Polizei des Ausnahmezustands, lassen sich 
zwanglos im Zusammenhange mit den fünf genannten Zweigen besprechen. 

1. Waffenpolizei. Vor der Neuordnung von 1918 war der Waffenbesitz grund­
sätzlich gestattet. Nur den Besitz von Kanonen verboten einige Landesgesetze l21 , 

das Sprengstoffgesetz vom 9. Juni 1884 verbot und verbietet heute noch neben der 
Herstellung und dem Vertrieb auch den Besi tz von Sprengstoffen, also auch den 
Besitz der aus Sprengstoffen hergestellten Waffen, vor allem der Handgranaten, 
das Reichsstrafgesetzbuch untersagt nach wie vor die heimliche Bildung eines 
Waffen- und Munitionslagers (§ 360 2), eine Bestimmung, die § 716 des Re­
publikschutzgesetzes vom 21. Juli 1922 verschärft hat. Sonst stellte das Reichsrecht 
nur das Feilhalten und Mitsichführen von Stoß-, Hieb- und Schußwaffen unter Strafe, 
die in Stöcken oder Röhren oder in sonstiger Weise verborgen sind, und auch dies 
nur, wenn ein gesetzliches Verbot dieses Inhalts bestand (§ 367 9). Die Landes­
gesetze gingen weiter und machten die Führung von Schußwaffen und bestimmter 
anderer gefährlicher Waffen von der Erteilung eines Waffenscheins abhängig, 
der allerdings für unbescholtene Personen leicht zu haben war; für Vollzugsbeamte 
und Jagdberechtigte galten Ausnahmen. Der Waffenbesitz zu Hause dagegen war 
grundsätzlich frei. 

In diesen Rechtszustand griff die Verordnung des Rates der Volksbeauftragten 
vom 13. Januar 1919 über Waffen besi tz ein. Sie ordnete die sofortige Ablieferung 
aller Schußwaffen und der Munition aller Art zu Schußwaffen an; wer nach 
Ablauf der Ablieferungsfrist im unbefugten Besitze von Waffen oder Munit,ion 

117 Dagegen KG. 2. Jan. 28, Entsch. Erg. 7, 168ff. 
118 BGB. §§ 965ff.; hierzu SächsOVG. 17. Okt. 24, JW. 1925 S. 1060ff. 
119 StrandungsO. v. 17. Mai 74 §§ 20ff. Vgl. auch lüh. VO. v. 18. Apr. 21 Ü. d. Auffischen 

von Gegenständen im Lübecker Hafen. 
12~ Z. B. Bek. d. Bundesrats über Wohlfahrtspflege v. 15. Fehr. 17; dazu pr. AusfBest. 

v. 19. Fehr. 17/27. Apr. 27, MBliV. 1917 S. 64ff., 1927 Sp.513f. 
121 Z. B. bad. PoIStGB. § 41 2• 
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betroffen wurde, wurde schwer be;,traft. Diesen Rechtszustand mildert das am 
1. Oktober 1928 in Kraft getretene, das Schußwaffenwesen umfassend regelnde 
Reichsgesetz über Schußwaffen und Munition vom 12. April 1928. 
Das Gesetz bezieht sich nach der Ausführungsverordnung vom 13. Juli 1928 
auf alle Schußwaffen mit Ausnahme veralteter oder kleinstkalibriger oder sonst· 
wie weniger gefährlicher Waffen. Wer beim Inkrafttreten des Gesetzes eine 
Schußwaffe besitzt und nicht zu gewissen unzuverlässigen, z. B. jugendlichen, 
geistesgestörten oder vorbestraften Personen gehört, darf sie ohne weiteres be­
halten. Auch der Erwerb von Todes wegen ist genehmigungsfrei, allerdings 
anzeigepflichtig. Dagegen bedarf es, von einigen, z. B. bei Behörden und Voll­
zugsbeamten gemachten Ausnahmen abgesehen, für jeden Erwerb einer Schuß­
waffe oder von Munition unter LE,benden einer behördlichen Erlaubnis, die in 
Gestalt eines Waffenerwer bscheins oder Muni tionserwerbscheins nur 
an zuverlässige Personen erteilt wi.rd. Berechtigen diese Scheine den Inhaber 
nur zum Erwerbe, zum Besitze und zum Gebrauche innerhalb seines befriede. 
ten Besitztums, so ist für die Führung der Waffe außerhalb dieses Besitztums 
ein besonderer Erlaubnissehein, dor nur nach Bejahung des Bedürfnisses zu 
erteilende Waffenschein erforderlich. Für polizeilich genehmigte Schießstände 
gelten Ausnahmen. In gewissen Grenzen ersetzt der Waffenerwerb- den Muni­
tionserwerbschein, der Waffenschein beide, ein Jahresjagdschein den Waffen· 
schein. Das Gesetz macht dann noch die gewerbsmäßige Herstellung, Bearbei­
tung und Instandsetzung von Schußwaffen und Munition sowie den Schuß­
waffen- und Munitionshandel generrmigungspflichtig, verbietet den Handel im 
Umherziehen und auf Jahrmärkten, Schützenfesten u dgl. und enthält Be­
stimmungen über Waffen- und Munitionslager. 

Der Besitz eines Waffenscheins befreit nur von den Strafvorschriften des Schuß­
waffengesetzes und gibt kein Gegenrecht gegen polizeiliche Vorschriften über den 
Gebrauch der Waffe. Daher kann die Polizei den Schießsport mit Kleinkaliber­
waffen regeln. Nach den Richtlini,~n des preußischen Ministers des Innern vom 
16. Januar 1927122 bedürfen die Schießstände der ortspolizeilichen Genehmigung; 
eine Aufsichtsperson muß das SchieBen leiten; Jugendliche unter siebzehn Jahren 
dürfen sich am Schießen nicht beteiligen. 

2. Paß- und Aufenthaltspolizei. a) Das Gesetz über das Paßwesen vom 
12. Oktober 1867 war das erste Gesetz des Norddeutschen Bundes und bestätigt 
die hieraus herzuleitende Vermutung eines sehr freiheitlichen Inhalts. Das Gesetz 
gilt auch heute noch, allerdings mit einer Reihe von Änderungen und durch Ver­
ordnung herbeigeführten Maßgaben einengender Natur. Schon § 1 I, wonach Deutsche 
zum Ausgange aus dem Reichsgebiet und zur Rückkehr über die Grenze keines Reise­
passes bedürfen, und § 2, wonach die J~aßfreiheit auch für Ausländer gilt, sind durch 
eine auf Grund des § 9 ergangene Verordnung des Reichspräsidenten vom 10. Juni 
1919 in ihr Gegenteil verkehrt: für den Grenzübertritt gilt Paßzwang. Der Aus­
länder muß sich z. Zt. auch innerhalb Deutschlands durch einen Paß ausweisen kön­
nen, während der Deutsche nach § 3 des Gesetzes zwar auch verpflichtet ist, sich 
über seine Person auszuweisen, aber nicht gerade einen Paß vorlegen muß. Statt 
des Passes genügt unter Umständen ein Paßersatz. Nach der Bekanntmachung 
vom 4. Juni/22. Dezember 1924 zur Ausführung der Paßverordnung erhalten näm­
lich nur Reichsangehörige deutsche Pässe. Da aber Ausländer nicht immer in der 
Lage sind, von ihrer Behörde einen Paß zu erlangen, sieht die Paßbekanntmachung 
für sie als Paßersatz Personalausweise vor. Auch Kinderausweise gelten als Paß­
ersatz. Für den Ausländer genügt aber nicht einmal der Besitz eines regelrechten Pas­
ses für den Grenzübertritt, vielmehr bedarf er noch, soweit nicht zwischenstaat-

122 MinBliV. 1927 Sp. 8lf. 
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liehe Vereinbarungen etwas anderes bestimmen, des Sichtvermerks einer deut­
schen Behörde (PaßBek. § 40). 

Über die Ausstellung der Pässe enthält die PaßBek. eingehende Vor­
f>chriften. Zuständig für die Ausstellung sind in Deutschland bestimmte Landes­
behörden, in Preußen der Minister des Innern, die Regierungs- und Polizeipräsiden­
ten, die Landräte und die Ortspolizei behörden einer Reihe größerer und mittlerer 
Städte, im Ausland sind es bestimmte Gesandtschaften und Konsulate. Für alle 
Pässe gilt ein einheitliches Muster (§ 6) und Lichtbildzwang (§ 8). Die zeitliche Gel­
tung des Passes beträgt fünf Jahre (§ 10)123. Die PaßBek. enthält dann noch besondere 
Vorschriften über Sammellisten (§§ 68ff.), den kleinen Grenzverkehr (§ 71), Befrei­
ungen vom Paß- und Sichtvermerkszwange (§§ 72f.), Diplomaten- und Ministerial­
pässe (§ 85), sonstige Dienstpässe (§ 86), Sonderausweise für rusf>ische Flüchtlinge, 
sog. Nansenausweise (§§ 87ff.), den Verkehr mit Ostpreußen (§ 93), dem besetzten 
Gebiete (§ 94), innerhalb Oberschlesiens (§ 95), mit dem Saargebict (§§ 96ff.), 
das "Laissez-passer" für Reisende aus Palästina (§ 102), die paßtechnische Behand­
lung des Seeverkehrs (§§ 103ff.), der im Grenzverkehre tätigen Beamten und Ange­
stellten (§§ 124ff.), der Versorgungsberechtigten (§ 129) und der ausländischen Arbei­
ter (§ 122). Die Ge b ühre n für die Ausfertigung von Pässen, sonstigen Reisepapieren 
lind Sichtvermerken regelt eine Verordnung der Reichsregierung vom 27. Juni 1924. 
So kostet die Ausstellung eines Passes 3 RM, eines Kinderausweises 0,50 RM, eines 
Personalausweises als Paßersatzes 10 RM. Auch § 8 1 des Gesetzes in seiner ursprüng­
lichen Fassung hatte die Höchstgebühr für die Ausstellung eines Passes auf einen 
Taler festgesetzt. 

b) Die Aufenthaltspolizei gestaltet sich verschieden, je nachdem sie sich 
gegen Ausländer oder gegen Inländer richtet. 

(X) Der Ausländer hat, wie schon an anderer Stelle dargelegt (S. 162), kein 
Recht auf Aufenthalt. In bestimmten Fällen, wie Stellung unter Polizeiaufsicht, 
Überweisung an die Landespolizeibehörde, Verurteilung wegen gewerbsmäßigen 
Glückspiels, Vergehen gegen Paßvorschriften124, gestattet das Reichsrecht den 
Landespolizeibehörden die Reichsverweisung. Kraft ungeschriebenen Rechtes 
steht die Reichsverweisung lästiger Ausländer auch der Reichsregierung zu 125_ 
Kraft meist ungeschriebenen Rechtes126 gehört die Landesverweisung lästiger 
Ausländer, also die Ausweisung nur aus Preußen, nur aus Sachsen usw., zur Zm;tän­
digkeit der Polizeibehörden der Länder, in Preußen der Ortspolizeibehörden. Doch 
Rorgen Dienstanweisungen für eine menschliche Handhabung der Ausweisungs­
befugnis. Ein Erlaß des preußischen Ministers des Innern vom 24. August 1923127 
umschreibt die typischen Ausweisungsfälle näher: Vorbestraftheit, staatsfeindliche 
Betätigung, unbefugte Einwanderung, wiederholte schwere Verstöße gegen die 
Meldevorschriften, Unterstützungsbedürftigkeit. Ausländer, die schon vor dem 
1. April 1914 in Preußen wohnhaft waren, sollen grundsätzlich überhaupt nicht, 
Rolche, die länger als vier Jahre in Preußen wohnen und in wirtschaftlich gesicherten 
Verhältnissen leben, in der Regel nicht ausgewiesen werden. Ein anderer Erlaß 
verbietet Massenausweisungen 128. Die gegen eine Ausweisung eingelegte Beschwerde 
soll grundsätzlich aufschiebende Wirkung haben. Den Weg zu den Verwaltungs­
gerichten versperrt § 130111 LVG. dem ausgewiesenen Ausländer ausdrücklich, 
hindert aber nicht die Klage des fälschlicherweise als Ausländer behandelten Deut-

123 Vg!. RdEr!. d. pr. Min. d. 1. v. 30. Juni 26, MBliV. 1926 Sp.641ff. 
124 StGB. §§ 392, 3621V, 285alI , PaßG. § 9I12• 

125 Vg!. W. JELLINEK Verfassung und Verwaltung des Reichs und der Länder3 1927 S. 34f.; 
E. ISAY Fremdenrecht 1923 S.208ff. 

126 Ausdrücklich anerkannt im bad. Aufenthaltsges. v. 5. Mai 70 § 4, bay. Aufenthaltsges. 
v. 21. Aug. 14 Art. 8I!. 

127 MEliV. 1923 Sp. 883ff. 
128 Er!. v. 5. Nov. 26, MEliV. 1926 Sp.987. 
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sehen. Als Formen der Ausweisung sind üblich der Transport (Schub), die Er. 
teilung eines Zwangspasses mit festem :Reiseweg und die einfache Bekanntmachung 
der Ausweisungsverfügung129 • 

ß) Dagegen hat der Inländer, abgesehen von vorübergehenden Vorschriften 
des Republikschutzgesetzes (§ 23), ein 1mbedingtes Recht auf Aufenthalt innerhalb 
der Grenzen des Deutschen Reiches. Der vom Auslande kommende Deutsche 
darf an der Grenze nicht abgewiesen, der sich in Deutschland befindende Deutsche 
nicht ausgewiesen werden. Die Auslieferung des Deutschen an eine ausländische 
Regierung verbietet der nicht nach Ar1;. 48 II RV. aufhebbare Art. 112III RV. ver· 
fassungskräftig, die Ab- und Ausweisung Art. 111 RV. mit der Maßgabe, daß ein 
Reichsgesetz Einschränkungen festsetzen kann 130. Das Gesetz über die Frei­
zügigkeit vom 1. November 1867 enthält aber für die Außengrenzen keinerlei 
Einengungen. Auch für den Aufenthalt im Innern gilt die Regel, daß jeder Deutsche 
das Recht hat, "sich an beliebigem ürt{i des Reichs aufzuhalten und niederzulassen, 
Grundstücke zu erwerben131 und jeden Nahrungszweig zu betreiben" (RV. Art. 111). 
Das Freizügigkeitsgesetz bestärkt die Regel durch die Vorschrift, daß die Gemeinde 
nicht befugt ist, von neu Anziehenden wegen des Anzugs eine Abgabe zu erheben, 
ja nicht einmal, sie zu den Gemeindelas'~en heranzuziehen, wenn die Dauer des Auf­
enthalts den Zeitraum von drei Monaten nicht übersteigt (§ 8). Von den Schwierig­
keiten, die diese Vorschrift der Erhebung von Kurtaxen in den Weg legt, war an 
anderer Stelle die Rede (S. 116f.). 

Das Freizügigkeitsgesetz enthält aber auch wichtige Einschränkungen des 
Aufenthaltsrechts- Zunächst spielt diE Beweisfrage hinein; wer das Recht der 
Freizügigkeit für sich in Anspruch nimmt, hat auf Verlangen den Nachweis seiner 
Reichsangehörigkeit zu führen. Dann gibt es familienrechtliche Beschrän­
kungen; der durchgebrannte Junge wird durch einen Polizeibeamten den Eltern 
wieder zugeführt, ohne daß er sich auf das Freizügigkeitsgesetz berufen könnte. 
Selbst die Ehefrau bedarf, um sich auf das Gesetz berufen zu können, der Genehmi­
gung des Ehemanns (§ 2 Il); doch gibt diese Bestimmung der Polizei keinen Frei. 
brief zur Ausweisung vom Manne getrennt lebender Ehefrauen, das Fehlen der all­
gemeinen polizeilichen Voraussetzungen l,ann die Frau dem Ausweisungsbefehle immer 
entgegenhalten. Ferner kann di.e Gemeinde aus Gründen des Armenfürsorge. 
rech ts einen neu Anziehenden abweisen und einen in ihrem Gebiete hilfsbedürftig 
Gewordenen wegweisen (§§ 4f.). Endlich sieht das Gesetz unter bestimmten Voraus­
setzungen die Möglichkeit sicherheitspolizeilicher A ufenthal ts beschrän­
kungen und Ausweisungen vor. Der hiervon handelnde, viel umstrittene 
§ 3 lautet in seinen beiden ersten AbsiJ,tzen: 

"Insoweit bestrafte Personen nach den Landesgesetzen Aufenthaltsbeschränkungen durch 
die Polizeibehörden unterworfen werden könrren, behält es dabei sein Bewenden. 

Solchen Personen, welche derartigen Allfenthaltsbeschränkungen in einem Bundesstaate 
unterliegen, oder welche in einem Bundesstaate innerhalb der letzten zwölf Monate wegen wie· 
derholten Bettelns oder wegen wiederholter Landstreicherei bestraft worden sind, kann der Auf· 
enthalt in jedem anderen Bundesstaate von der Landespolizeibehörde verweigert werden." 
Schon die Vereinbarkeit des ersten AbEatzes mit der RV. ist fraglich, da Art. 111 
nur reichsgesetzliche Einschränkunger. der Freizügigkeit zuläßt; doch muß man 
annehmen, daß RV. Art. 111 Satz 3 das Freizügigkeitsgesetz in Bausch und Bogen 
aufrechterhalten wollte132• Aus eben diesem Grunde steht auch Art. 110II, wo· 

129 Vgl. für die Reichsverweisungen Bilk. d. Bundesrats v. 10. Dez. 90, ZBlDR. 1890 
S.378ff; Erl.. d. Pr. Min. d. I. v. 30. Dez. :~7, MinBliV. 1928 Sp. 9ff. 

180 Ober dessen zeitweilige Aufhebbarkeit nach RV. Art. 48 vgl. BayObLG. 15. März 24, 
JW.1925 S. 63ft einerseits, NAWIASKY i. d. Anm. dazu andererseits. N. hält Art. 48 mit Recht 
für unanwendbar. 

181 Wegen der Tragweite dieser VorschriH vgl. meinen Aufsatz in der DJZ. 1907 Sp. 1054ff. 
und neuestens SMOSCREWER in GruchotsBeitr. 67 (1925) S.15ff. 

182 Ebenso BayObLG. 21. März 27, SammiSt. 27, 85ff. 
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nach jeder Deutsche in jedem Lande des Reichs die gleichen Rechte und Pflichten 
hat wie die Angehörigen des Landes selbst, einer alsbald zu besprechenden Hand­
habung des Gesetzes dahin nicht im Wege, daß der Landesangehörige in seinem eige­
nen Lande ein besseres Aufenthaltsrecht genießt als in einem anderen deutschen 
Lande133 • Ebensowenig hat etwa das Reichsstrafgesetzbuch mit seinen Vorschriften 
über Polizeiaufsicht und Überweisung an die Landespolizeibehörde die Bestimmung 
des älteren Freizügigkeitsgesetzes überholt; denn schon das preußische Gesetz 
vom 31. Dezember 1842 über die Aufnahme neu anziehender Personen, an das man 
bei Schaffung des § 3 FG. wohl in erster Linie dachte, unterscheidet deutlich die 
Aufenthaltsbeschränkung durch Strafurteil (§ 211) und die verwaltungsmäßige 
durch die Landespolizeibehörde. Die Hauptschwierigkeit liegt vielmehr in der 
Deutung des zweiten Absatzes. Nach dem soeben erwähnten, in diesem Punkte 
noch geltenden preußischen Gesetze sind Ausnahmen von der Freiheit des Aufent­
halts zulässig, "wenn die Landespolizeibehörde nötig findet, einen entlassenen 
Sträfling von dem Aufenthalte an gewissen Orten auszuschließen". "Sträfling" 
ist ein wegen eines Verbrechens Verurteilter. Die fortgesetzten Ausweisungen des 
späteren Hauptmanns von Köpenick waren die berühmtesten Anwendungsfälle 
des Gesetzes. Die Streitfrage134 ist nun die, in welchem deutschen Lande ein solcher 
Mensch sein Asyl findet; denn aus dem Reiche ausgewiesen werden darf er nicht. Bei 
wörtlicher Auslegung muß ihn das Land behalten, in dem er Aufenthaltsbeschrän­
kungen unterworfen ist; denn nach § 3II FG. kann ihm der Aufenthalt in jedem 
anderen Bundesstaate verweigert werden. Doch berücksichtigt diese Auslegung 
nicht die zeitliche Nähe des kurz nach Gründung des Norddeutschen Bundes erlas­
senen FG. mit dem soeben noch in Kraft gewesenen Landesrecht, das § 3 nach Mög­
lichkeit schonen wollte. Nach preußischem Landesrecht aber lagen die Dinge so, 
daß der vorbestrafte Nichtpreuße ausgewiesen werden konnte und nur der vor­
bestrafte Preuße nicht. Der möglichsten Anlehnung an das frühere Recht würde 
es also entsprechen, wenn die preußische Landespolizeibehörde allerdings den vor­
bestraften Preußen im Lande behalten müßte, nicht aber den Nichtpreußen. Zum 
gleichen Ergebnis kommt man durch folgende Erwägung. Das preußische Gesetz 
verlangt nicht, daß der entlassene Sträfling durch ein preußisches Gericht abgeurteilt 
sein muß. Würde man daher Preußen verwehren, nichtpreußische Sträflinge aus­
zuweisen, so könnten alle Länder, die Aufenthaltsbeschränkungen nicht kennen, 
ihre reichsangehörigen entlassenen Zuchthäusler nach Preußen abschieben. Diesen 
und anderen Unzuträglichkeiten entgeht man, wenn man der süddeutschen Auffassung 
folgt und dem Vorbestraften ein unbedingtes Aufenthaltsrecht nur im Lande seiner 
Landesangehörigkeit zubilligt. Außerdem sind die Regierungen übereingekommen, 
niemand aus dem Lande seines Unterstützungswohnsitzes, jetzt Bezirksfürsorge­
verbandes, auszuweisen. Doch bleibt die Frage im übrigen nach wie vor streitig und 
beleuchtet besonders klar die Notwendigkeit eines Reichsverwaltungsgerichts. 

Das FG. gewährleistet nur die Freiheit des Aufenthalts und des Ortswechsels 
als solche, verbietet aber nicht jede Belästigung des Reisenden, denn § 12 II läßt 
dielandesrechtlichen Vorschriften überdieFremdenpolizei ausdrücklich unberührt, 
gestattet also jene Behelligungen mit An- und Abmeldungspflichten, die jedem 
Reisenden bekannt sind135 . Auch die gesetzliche Regelung des Wanderns steht mit 
dem Reichsrecht im :BJinklang, sofern es nur dem von der Regelung Betroffenen 
möglich bleibt, sein Reiseziel zu erreichen. So kann ein Landesgesetz das Reisen 
in Wohnwagen oder -karren erlaubnispflichtig machen, auch das Wandern in Hor­
den verbieten. Das Bedenkliche des bayerischen Gesetzes zur Bekämpfung von 
Zigeunern, Landfahrern und Arbeitsscheuen vom 16. Juli 1926 liegt also nicht in 

133 Andr. Ans. THOMA Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 189 N. 5. 
134 VgI. z. B. v. KELLER-TRAuTMANN Kommentar zum RStAngG. 1914 S.98f. 
135 Vgl. z. B. aus neuester Zeit hamb. G. ü. d. Meldewesen v. 13. Febr. 29. 
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diesen und ähnlichen Beschränkungen des Wanderns, sondern in der Benachteiligung 
der Zigeuner als Rasse im Widerspruche mit RV. Art.109 III, da der Zigeuner, 
anders als der nach Zigeunerart umherziehende "Landfahrer" , den Bestimmungen 
des Gesetzes schlechthin unterworfen ist, auch wenn er die Gewohnheiten seines 
Stammes abgelegt hat. 

Die Auswanderung schließlich steht jedem Deutschen frei und kann nur 
durch Reichsgesetz beschränkt werden (RV. Art. 1121). Das Reichs- und Staats­
angehörigkeitsgesetz vom 22. Juli 191:3 erleichtert sie dadurch, daß es die Entlassung 
aus dem Staatsverbande nur an wenige Voraussetzungen knüpft (§ 22). Seit Auf­
hebung der allgemeinen Wehrpflicht und des Steuerfluchtgesetzes bestehen für den 
Erwachsenen, der sich nicht im öffentlichen Dienste befindet, überhaupt keine Schran­
ken der Auswanderungsfreiheit. Nur Mädchen unter 18 Jahren, die ohne Eltern 
auswandern wollen, bedürfen nach einer Verordnung der Reichsregierung vom 
14. Februar 1924 der Genehmigung d,~s Vormundschaftsgerichts (§ 9 1). Im übrigen 
wendet sich diese Verordnung und das Auswanderungsgesetz vom 9. Juni 1897 nur 
gegen die Auswanderungsunternehmer, nicht gegen die Auswanderungslustigen. 

3. Preßpolizei. Die Presse war der öffentlichen Gewalt gleich nach Erfin­
dung der Buchdruckerkunst verdächtig. Daher war mit der Presse auch sofort 
die Preßpolizei gegeben, und zwar in ihrer schärfsten Form, der V orzensur 136. 

Der Kurfürst BERTHoLD von Mainz war wohl der erste, der die Zensur einführte 
(1486), die Päpste ALExANDER VI. (1501) und LEO X. (1515) folgten, seit dem Worm­
ser Edikt (1521) betätigte sich das Reich im gleichen Sinne. Vorkämpfer der Preß­
freiheit dagegen waren MILTON (1644) und - wenigstens bei seinem Regierungs­
antritt - ]'RIEDRICH DER GROSSE, nach dessen bekanntem Ausspruche137 Gazetten, 
wenn sie interessant sein sollen, nicht geniert werden dürfen (1740). Seitdem auch 
die Erklärung der Menschen- und Bürgerrechte von 1789 die Preßfreiheit als Grund­
satz verkündet hatte (Art. 11), setzte sie sich, trotz rückläufiger Bewegung im Bun­
despreßgesetz vom 20. September 18]9, von der Mitte des vorigen Jahrhunderts 
an allgemein auch in Deutschland durch und fand ihren noch heute gültigen Nieder­
schlag im Reichsgesetz über die Presse vom 7. Mai 1874. Da nach RV. Art. 1181 

jeder Deutsche das Recht hat, innerhalb der Schranken der "allgemeinen" 
Gesetze seine Meinung durch Wort, Schrift, Druck, Bild oder in sonstiger Weise 
frei zu äußern, und das Reichspreßgesetz einige gerade die Presse einengenden 
Bestimmungen enthält, ist schon die Frage aufgetaucht, ob es für Deutsche überhaupt 
noch gilt, da es doch kein "allgemeines", auch Nicht-Presseerzeugnisse umfassendes, 
sondern ein Sondergesetz sei. Die Frage ist zu bejahen, zumal das Wort "allgemein" 
nur durch ein Redaktionsversehen in das Gesetz kam138 und, selbst wenn dies nicht 
der Fall wäre, einer vernünftigen AUßlegung unüberwindliche Schwierigkeiten in 
den Weg legen würde139 . 

Das Reichspreßgesetz regelt seinen Gegenstand unter Ausschluß der Lan­
desgesetzgebung. Nur die Bestimmungen über Abgabe von Freiexemplaren 
an Bibliotheken und öffentliche Sammlungen und über das Plakatwesen läßt das 
Gesetz unberührt (§ 30m , II). Die Vorschriften des preußischen Preßgesetzes vom 
12. Mai 1851 über den letzten GegenHtand hat allerdings das preußische Gesetz 
vom 28. November 1925 aufgehoben. Dies hat aber nicht die Bedeutung einer Be­
freiung des Plakatwesens von jeglicher~esetzlicher Bindung, sondern nur die seiner 
Unterstellung unter das allgemeine Recht, insbesondere Verkehrspolizeirecht140• 

136 V gl. LOENING S. 278. 
137 HOUBEN Polizei und Zensur (Die Pol. i. Einzeldarstellungen Bd. 11) 1926 S. 7f. 
138 Vgl. oben S. 358 N. 78. 
139 Vgl. KITZINGER RGes. ü. d. Presse 1920 S.203. 
140 KG. 30. März 26 u. 26. Aug. 27, I'rVerwBl. 47 (1926) S.373 u. 49 (1928) S. 353f.; 

pr. Min. d. I. 17. Jan., 23. März, 19. April 28. MinBliV. 1928 Sp. 53, 316, 441f. Vgl. vor allem 
noch die am Kopfe des Paragraphen genamte Dissertation von H. W. HARMs. 

Jellinek, Verwaltungsreeht. 2. Auf!. 30 
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Das Reichspreßgesetz regelt seinen Gegenstand auch unter Ausschluß der 
älteren Reichsgesetzgebung. Denn nach § 1 unterliegt die Freiheit der Presse 
nur denjenigen Beschränkungen, die "durch das gegenwärtige Gesetz vorgeschrieben 
oder zugelassen sind". Zukünftige reichsgesetzliche Beschränkungen konnte § 1 
allerdings nicht verbieten. § 4 III verweist selbst auf die Bestimmungen der Ge­
werbeordnung; so sind nach § 561I1 GewO. vom Feilbieten und Aufsuchen von 
Bestellungen im Umherziehen Druckschriften ausgeschlossen, die in sittlicher oder 
religiöser Beziehung Ärgernis zu geben geeignet sind, der Straßenhändler bedarf zum 
Ausrufen und zum Verkauf von Druckschriften eines Legitimationsscheins (§ 43 1). 

Eine wichtige, im Art. 118II RV. ausdrücklich vorgesehene Durchbrechung der 
Preßfreiheit bildet das Reichsgesetz vom 18. Dezember 1926 zur Bewahrung 
der Jugend vor Schund- und Schmutzschriften. Ähnlich wie im Licht­
spielrecht sieht das Gesetz Prüfstellen (in Berlin und München) und eine Ober­
prüfstelle in Leipzig vor. Die Prüfstellen setzen auf Antrag der Landeszentral­
behörden und der Landesjugendämter bestimmte Schund- und Schmutzschriften 
auf eine Liste. Mit Bekanntgabe der Aufnahme einer Schrift in die Liste darf sie 
weder im Umherziehen noch im stehenden Gewerbe feilgehalten oder angekündigt 
werden; im Umherziehen ist auch das Anbieten an eine einzelne Person verboten, 
im stehenden Gewerbe nicht, wohl aber das Zurschaustellen im Laden und im 
Schaufenster; nur Personen unter 18 Jahren darf sie weder zum Kaufe angeboten, 
noch innerhalb des gewerblichen Betriebs entgeltlich oder unentgeltlich überlassen 
werden. Weitere Einschränkungen der Preßfreiheit sind als vorübergehende 
Maßnahmen des Ausnahmezustandes möglich und häufig vorgekommen 
(RV. Art. 48II, IV); der Reichspräsident oder die Landesregierung kann sogar den 
ganzen Artikel 118 der RV. vorübergehend außer Kraft setzen. Als vorübergehende, 
durch Gesetz eingeführte Maßnahmen seien endlich noch die Bestimmungen über 
Beschlagnahme und Verbot von Druckschriften im Republikschutzgesetz vom 
2l. Juli 1922 erwähnt (§§ 20ff.). 

Dies vorausgeschickt, sei zunächst 
a) der Gegenstand der Preßpolizei betrachtet. Nach § 2 des Preßgesetzes 

findet dieses Anwendung "auf alle Erzeugnisse der Buchdruckerpresse, sowie auf alle 
anderen, durch mechanische oder chemische Mittel bewirkten, zur Verbreitung be­
stimmten Vervielfältigungen von Schriften und bildlichen Darstellungen mit oder 
ohne Schrift, und von Musikalien mit Text oder Erläuterungen". All dies faßt das 
Gesetz unter dem Sammelbegriff "Druckschriften" zusammen. Die nähere Ab­
grenzung bereitet im Einzelfalle Schwierigkeiten. Gehören Schreibmaschinen­
durchschläge zu den "Druckschriften" 1 Die Frage ist trotz gewisser, aus § 13 
herzuleitender Bedenken zu verneinen, da der Vorgang des Durchschlagens im wesent­
lichen kein anderer ist als der des handschriftlichen Durchschreibens mit Tintenstift 
und Pauspapier, das mechanische Mittel des Handschreibens aber vom Preßgesetz 
sicher nicht getroffen werden sollte. Anders bei den Hektogrammen nach hand­
geschriebenen oder Schreibmaschinenvorlagen. Sehr weit geht das Reichsgericht, 
wenn es auch die Platte eines Grammophons zu den Druckschriften rechnet141 • 

Dagegen bringt es der im öffentlichen Rechte so fruchtbare Zubehörgedanke142 

mit sieh, daß Musiknoten auch dann noch als text- und erläuterungslos gelten, 
wenn sie mit Überschrift und Vortragsbezeichnungen, wie "forte", "piano", "leb­
haft" u. dgl. versehen sind. 

Auch die Frage, wann eine Vervielfältigung zur Verbreitung bestimmt 
ist, läßt sich nicht immer ohne Zweifel beantworten. Die Zusendung oder die Über­
gabe an einen geschlossenen Personenkreis schließt den Verbreitungszweck dann 
nicht aus, wenn mit der Weitergabe an Außenstehende gerechnet wird. Dagegen 

141 RG. IV 27. Juni 13, RGSt. 47, 223ff. 142 Vgl. oben S.225ff. 
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sind die nur für den Empfänger be~timmten, innerhalb eines geschlossenen Kreises 
bleibenden Hektogramme, z. B. im Umdruckverfahren vervielfältigte Übungsfälle 
für Übungen an den Universitäten, nicht zur Verbreitung bestimmt und unterliegen 
daher nicht den preßgesetzlichen Bestimmungen.' 

b) Der dem Preßgesetze zugrunde liegende Gedanke der Preßfreiheit ist 
im § 1 in die Worte gefaßt: "Die Freiheit der Presse unterliegt nur denjenigen 
Beschränkungen, welche durch das gegenwärtige Gesetz vorgeschrieben oder zu­
gelassen sind." Der Satz ist nicht s'Jwohl ein Freiheits- als ein Gleichheitssatz. 
Denn er will die Presse nicht bevorrechten, sie nicht außerhalb der für alle geltenden 
Gesetze stellen, sondern verbietet nur Benachteiligungen der Presse als solcher. 
Stellt sich eine Äußerung als Beleidigung oder als Hochverrat dar, so wird sie nicht 
dadurch rechtmäßig, daß sie durch die Presse geschieht. Ist der Gebrauch bestimm­
ter giftiger Stoffe allgemein verboten, so gilt das Verbot auch für die mit dem Stoffe 
vermengte Druckerschwärze. Auch Landesgesetze dieser Art bleiben, sofern sie 
über die Presse hinausgreifen, gültig und können neu erlassen werden. Der Satz be­
deutet im allgemeinen auch nicht Befreiung von Bindungen kraft besonderen 
Gewaltverhältnisses. Der Vater kann dem minderjährigen Sohne, der Lehrer 
dem Schüler verbieten, einen Aufsatz in der Zeitung zu veröffentlichen oder die 
Schriftleitung einer Zeitung zu übernt,hmen, auch der Strafanstaltsvorsteher kann die 
Insassen der Anstalt an der Ausführung eines solchen Vorhabens hindern. Selbst 
die Bestimmung der Reichsverfassung, daß den Deutschen an seinem Rechte der 
freien Meinungsäußerung kein Arbeits- oder Anstellungsverhältnis hindern und ihn 
niemand benachteiligen darf, wenn er von diesem Rechte Gebrauch macht (Art. 118 l ), 

bedarf einer einschränkenden Auslegung. Auf das Beamtenverhältnis findet die 
Vorschrift zwar nicht unbedingt dem Wortlaute, wohl aber dem Sinne nach an 
sich Anwendung143• Das Recht des Beamten auf Freiheit der Meinungsäußerung 
ist aber eingeengt durch die "Schrarken der allgemeinen Gesetze", wobei wir uns 
wieder daran erinnern, daß das Wort ,allgemein" nur durch ein Redaktionsversehen 
in die Verfassung gekommen ist144• Auch die Disziplinargesetze gehören daher zu 
den die Meinungsfreiheit einengenden Gesetzen. Das gleiche muß vernünftigerweise 
in gewissem Umfange von den Vorschriften des BGB. über Vertragsfreiheit gelten. 
So kann sich der Schriftleiter einer politischen Zeitung dem Unternehmer gegenüber 
verpflichten, während der Dauer seiner Anstellung keinen Aufsatz in einer anderen 
Zeitung zu veröffentlichen, der von der politischen Richtung der eigenen Zeitung 
abweicht145• Nur das gewöhnliche Arteits- oder Anstellungsverhältnis, das sich nicht 
gerade auf die Betätigung der Meinungsfreiheit in einer bestimmten Hichtung 
bezieht, kann im Art. 118 1 gemeint sein. 

Der Satz von der Freiheit der Presse ist demgemäß als eine Beschränkung 
der besonderen Preß polizei auhufassen, gleichgültig, ob sie sich in Polizei­
gesetzen der Länder oder in Polizeiverordnungen oder -verfügungen betätigt. 
Die Herstellung und die Verbreitung von Druckschriften ist, abgesehen von schon 
erwähnten Bestimmungen der GewO. über das Wandergewerbe und den Straßen­
handel, polizeilich weder verboten noch verbiet bar noch beschränkbar. 
Doch kann die Ortspolizeibehörde die nicht gewerbsmäßige öffentliche Verbreitung 
von Druckschriften - der gewerbsmä 3ige Straßenhandel ist nach früher Gesagtem 
erlaubnispflichtig - solchen Personen 'verbieten, denen nach der GewO. der Wander­
gewerbeschein versagt werden muß oder kann (PrG. § 5). Es sind dies Personen, 
die mit einer abschreckenden oder ansteckenden Krankheit behaftet oder in 
einer abschreckenden Weise entstellt sind, Vorbestrafte, wegen gewohnheits­
mäßiger Arbeitsscheu, Bettelei, Landstreicherei oder Trunksucht übel Berüch-

143 ANscHüTZ RV. Art. 118 Anm. 3. 144 Vgl. oben S. 358 N. 78 u. S. 465. 
145 Vgl. auch Betriebsräteges. v. 4. Febr. 20 §§ 851, 67, worauf ROTHENBÜCHER auf der 

Münchener Staatsrechtslehrertagung - VStaatsRL. 4 (1928) S. 26 - hinwies. 
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tigte, Personen unter 25 Jahren, Blinde, Taube, Stumme, Geistesschwache und Leute 
ohne festen Wohnsitz im Inland146• Im übrigen besteht für Buch. und Steindrucker, 
Buch· und Kunsthändler, Antiquare, Leihbibliothekare, Inhaber von Lesesälen, 
Verkäufer von Druckschriften, Zeitungen und Bildern nach § 14II GewO. nur die 
eine besondere gewerbepolizeiliche Pflicht, daß sie bei Eröffnung ihres Gewerbe. 
betriebs das Lokal und dessen jeden späteren Wechsel spätestens am Tage des Wech. 
sels der zuständigen Behörde ihres Wohnorts angeben müssen. 

c) Das Preßgesetz engt die so gewährte Freiheit durch eine Reihe von Ord· 
nungsvorschriften ein. 

Die meisten enthalten Ver bote, die allerdings manchmal die Form von Geboten 
annehmen. So darf in Deutschland keine Druckschrift erscheinen, die nicht Namen 
oder Firma und Wohnort des Druckers und, wenn sie zur Verbreitung bestimmt ist, 
Namen oder Firma und Wohnort des Verlegers enthält (§ 6). Ausnahmen gelten 
für harmlose Druckschriften, wie Vordrucke, Preiszettel, Besuchskarten. Peri· 
odische Druckschriften, d. h. Zeitungen und Zeitschriften, die in monatlichen 
qder kjirzeren, wenn auch unregelmäßigen, Fristen erscheinen, müssen außerdem 
auf jeder Nummer, jedem Stücke oder Hefte den Namen und Wohnort des ver· 
antwortlichen Redakteurs enthalten (§ 7 I ). Die vielumstrittene Frage nach 
dem Verhältnis des als verantwortlicher Redakteur der Form nach Benannten 
und des die Tätigkeit eines solchen wirklich Ausübenden gehört dem Strafrechte 
an und sei hier nur angedeutet. Der verantwortliche Redakteur muß geschäfts. 
fähig, im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte sein und im Deutschen Reiche seinen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben (§ 8); Bestrebungen, Reichs· 
und Landtagsabgeordnete auszuschließen, sind im Gange. Ferner darf der Verleger 
mit der Versendung der Nummer einer periodischen Druckschrift nicht beginnen, 
ohne gleichzeitig an die Polizeibehörde ein Pflichtexemplar abzuliefern, doch 
findet die Vorschrift auf Druckschriften keine Anwendung, die ausschließlich Zwecken 
der Wissenschaft, der Kunst, des Gewerbes oder der Industrie dienen (§ 9). Besondere 
Verbote treffen dann noch ausländische periodische Druckschriften, 
von denen binnen Jahresfrist zwei Nummern strafgerichtlich eingezogen worden 
sind (§ 14), die Veröffentlichung über Truppen- oder Schiffsbewegungen oder 
über Verteidigungs mittel in Zeiten des Krieges oder der Kriegsgefahr147, die 
öffentliche Aufforderung zugunsteneines Verurteilten zur Aufbringung von Geld. 
strafen und Kosten (§ 16) und die vorzeitige Veröffentlichung amtlicher 
Schriftstücke eines Strafprozesses (§ 17). 

Außerdem kennt das Preßgesetz zwei Gebote: die Pflicht des verantwortlichen 
Redakteurs einer periodischen Druckschrift, die überhaupt Anzeigen aufnimmt, 
zur Aufnahme amtlicher Bekanntmachungen gegen Zahlung der üblichen 
Einrückungsgebühren (§ 10) und seine bekannte Pflicht, eine Berichtigung der 
in seiner periodischen Druckschrift mitgeteilten Tatsachen auf Verlangen einer 
beteiligten öffentlichen Behörde oder Privatperson ohne Einschaltungen oder Weg­
lassungen aufzunehmen (§ 11). Die erste Pflicht ist eine öffentliche Last im ver· 
waltungsrechtlichen Sinne (oben § 19), die Berichtigungspflicht eine Polizeipflicht, 
die soweit geht, daß es grundsätzlich gleichgültig ist, ob das zu Berichtigende 
unrichtig ist und ob die Berichtigung den Tatsachen entspricht. 

d) Die vielleicht eigentümlichste Seite des Preßpolizeirechts ist die Regelung der 
Zuständigkeiten beim Einschreiten gegen Mißbräuche der Presse. Ein 
Vorgehen der Polizei nach § 10 II 17 ALR. oder den entsprechenden Bestimmungen 
des außerpreußischen Rechts scheidet, vorbehaltlich der erwähnten Ausnahmen 
für Plakate, völlig aus. So verstößt eine Polizeiverfügung, jemand solle sich 
auf einer Druckschrift nicht als "qualifiziert zum Kreisarzt" bczcichnen, gegen 

146 GewO. §§43VI, 571,8,4, 57a, 57b1,2. 

147 G. gegen den Verrat militärischer Geheimnisse v. 3. Juni 14 § 10. 
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das Preßgesetz 148• Auch fehlt denPolizeibehörden bei Preßübertretungen die Zu­
ständigkeit zum Erlasse von Strafvedügungen (§ 29), eine Frage, die allerdings seit 
Inkrafttreten der StPO. nicht ganz unbestritten ist, aber überwiegend, z. B. auch 
von § 541 der thüringischen LVO., in diesem Sinne beantwortet wird. Was der Polizei 
verbleibt, ist die vorläufige Beschlagnahme in wenigen, einzeln aufgeführten 
Fällen und der Verwaltungs zwang zur Erzwingung der positiven Pflichten des 
öffentlichen Presserechts, wie Ablieforung des Pflichtexemplars, Aufnahme einer be­
hördlichen Bekanntmachung, und der Unterlassung der Verbreitung von Druck­
schriften, wo sie gewerbepolizeilich verboten oder preßpolizeilich verbietbar ist (§ 5). 
Die vorläufige Beschlagnahme ist abo~r nur zulässig, wenn eine Druckschrift entgegen 
gesetzlicher Bestimmung nicht den Namen des Druckers, Verlegers, verantwortlichen 
Redakteurs trägt, wenn eine verbotene ausländische Druckschrift verbreitet wird, 
wenn eine Druckschrift verbotenerweise Veröffentlichungen über Truppenbewegun­
gen oder Verteidigungsmittel enthält, endlich wenn der Inhalt einer Druckschrift 
den Tatbestand der Aufforderung z Jm Hochverrat oder einer sonstigen strafbaren 
Handlung, den der Anreizung zum Klassenkampf oder den des strafbar Unzüchtigen 
begründet (§ 23). Verfügt die Polizei behörde von sich aus die Beschlagnahme, so muß 
sie die Akten spätestens binnen zwölf Stunden der Staatsanwaltschaft vorlegen, die 
entweder Wiederaufhebung der Beschlagnahme verfügt oder die Akten binnen zwölf 
weiteren Stunden dem Gerichte zur Bestätigung derBeschlagnahme vorlegt. Die Be­
schlagnahme erlischt, wenn das Gericht die Bestätigung der Beschlagnahme nicht 
bis zum Ablaufe des fünften auf die Beschlagnahme folgenden Tages der beschlag­
nahmenden Behörde mitteilt (§ 24), aber auch die gerichtliche Bestätigung ist wieder 
aufzuheben, wenn nicht binnen zwei Wochen nach der Bestätigung die Strafverfol­
gung in der Hauptsache eingeleitet worden ist (§ 26). Allerdings bedeuten auch diese 
kurzen Fristen für die Nummer einer Tageszeitung deren völlige Entwertung. Was 
bei der außerordentlich rechtsstaatlichen Regelung auffällt, ist die vollständige Aus­
schaltung der Verwaltungsgerichte, «line trotzdem nicht verwunderliche Tatsache, da 
es im Jahre 1874 nur in Baden einen obersten Verwaltungsgerichtshof gab. 

4. Vereins- und Versammlungspolizei, Maßnahmen gegen Aufruhr. Da Einig­
keit stark macht, stark aber auch für staatsgefährliche Betätigungen, hatte der 
Polizeistaat und bis vor verhältnismäßig kurzer Zeit auch der moderne Staat das 
Vereins- und Versammlungswesen skeng bevormundet. Selbst das Reichsvereins -
gesetz vom 19. April 1908, das für seine Zeit als fortschrittlich empfunden wurde, 
war noch kein wirklich freiheitliches Gesetz. Es gilt formell auch heute noch, wurde 
aber durch den Aufruf des Rats der Volksbeauftragten vom 12. November 1918 
vielfach durchlöchert. Der Aufruf bestimmt in Ziff. 2 des ersten Absatzes: 

"Das Vereins- und Versammlungsrecht unterliegt keiner Beschränkung, auch nicht für 
Beamte und Staatsarbeiter." 
Diesen Zustand fand die Reichsverfassung vor, als sie in den Artikeln 123 und 124 
anordnete: 

"Art. 123. Alle Deutschen haben das Recht, sich ohne Anmeldung oder besondere Er­
laubnis friedlich und unbewaffnet zu versammeln. 

Versammlungen unter freiem Himmd können durch Reichsgesetz anmeldepflichtig gemacht 
und bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten werden. 

Art. 124. Alle Deutschen haben da,s Recht, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zu­
widerlaufen, Vereine oder Gesellschaften zu bilden. Dies Recht kann nicht durch Vorbeugungs­
maßregeln beschränkt werden. Für religiöse Vereine und Gesellschaften gelten dieselben Be­
stimmungen. 

Der Erwerb der Rechtsfähigkeit steht jedem Verein gemäß den Vorschriften des bürgerlichen 
Rechts frei. Er darf einem Vereine niclJt aus dem Grunde versagt werden, daß er einen poli­
tischen, sozialpolitischen oder religiösen Zweck verfolgt." 
Ein besonderer Artikel gewährkistet noch die Vereinigungsfreiheit zur 
Wahrung und Förderung der Arbeits- und Wirtschaftsbedingungen (Art. 159). 

148 PrOVG. 13. Okt. 27, RVerwBl. 49 (1928) S. 379. 
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Der sehr wenig übersichtliche Rechtszustand ist also zur Zeit der: Vom Vereins­
gesetz gelten nur noch die der Vereins- und Versammlungsfreiheit günstigen Be­
stimmungen. Auch solche Bestimmungen gelten nicht mehr, die zwar nach der 
Reichsverfassung zulässig wären, aber durch den Aufruf der Volksbeauftragten 
beseitigt sind. Ein Gesetzentwurf, der das Vereinsgesetz mit der RV. in Einklang 
bringen will, lag dem letzten Reichstag vor148a• 

a) Gegenstand der besonderen Regelung sind Vereine und Versammlungen. 
Während der Verein als die nicht bloß augenblickliche Vereinigung mehrerer 
zur Verfolgung bestimmter gemeinschaftlicher Zwecke der Deutung keine großen 
Schwierigkeiten bereitet, kommt es bei der Versamml ung darauf an, sie von der 
bloßen Ansammlung und ähnlichen soziologischen Gebilden zu unterscheiden149. 

Der Ansammlung und der Versammlung gemeinsam ist das räumliche Beisammen­
sein einer Vielheit von Menschen, aber nicht jede solche Vielheit ist eine Versammlung. 
Schon der Sprachgebrauch verbietet es, das bunte Treiben eines Marktes, die neu­
gierig gaffende Menschenmenge vor einem Schaufenster, die andächtig lauschende 
Zuhörerschaft eines Straßenredners oder das Theaterpublikum als "Versamm­
lungen" zu bezeichnen, daher es der Polizei freisteht, ihre allgemeinen Befugnisse 
gegen solche Ansammlungen von Menschen geltend zu machen i50 , z. B. die Leute 
auseinanderzutreiben, wenn irgendein polizeilicher Gesichtspunkt es rechtfertigt. 
Sieht man sich demgegenüber eine der typischen Versammlungen an, etwa die Pro­
testversammlung eines Mietervereins, so ist ihr eigentümlich die gemeinsame Er­
örterung von Angelege~heiten. Doch genügt auch die Verfolgung anderer gemein­
samer geistiger Zwecke, sofern nur für den Teilnehmer die Möglichkeit einer freien 
tätigen Mitwirkung besteht. Sonst würde jede Theatervorstellung eine Ver­
Rammlung sein. Sie ist es aber nicht, für die Zuhörerschaft nicht, weil diese bei aller 
Zweckverbundenheit nicht tätig mitwirkt, für die Schauspieler nicht, weil sie bei 
ihrem Zusammenwirken nieht frei sind, überdies bloß spielen. Wie sehon diese An­
deutungen zeigen, würde eR sich lohnen, wenn sich einmal Juristen und Soziologen 
zusammenfänden, um eine zuverlässige Abgrenzung der Versammlung von ver­
wandten Erscheinungen zu unternehmen. Vorläufig genüge die Bezeichnung der 
Versammlung als einer zur gemeinsamen freien Meinungsbetätigung 
räumlich geeinten Personenvielheit. Für einige Zweifelsfälle gibt das Ver­
einsgesetz selbst die Entscheidung. Aufzüge auf öffentlichen Straßen und Plätzen 
stellt das Gesetz (§ 7 1) den Versammlungen unter freiem Himmel gleich 151. Als 
besondere Arten von Aufzügen nennt das Gesetz Leichenbegängnisse und Hoch­
zeitsgesellschaften (§ 9II). Obgleich die Vorschriften des Vereinsgesetzes 
hierüber nicht mehr gelten, lebt doch die Begriffsbestimmung weiter und erläutert 
das Wort "Versammlung" im Art. 123 RV. Daraus hat die Rechtsprechung schon 
den wichtigen Schluß gezogen, daß das polizeiliche Verbot von Laiengrabreden, 
da sie einen Teil des Leichenbegängnisses bilden, mit der Versammlungsfreiheit 
unverträglich ist152• Ob sie bei kirchlichen :Friedhöfen als Hausfriedensbruch 
geahndet werden können, ist eine andere Frage, die mit den Grenzen des Haus­
rechts an Friedhöfen zusammenhängt, aber auch strafrechtlich nicht ganz einfach 
liegt, da die Übertretung einer Hausordnung an sich noch nicht den Tatbestand 
des strafbaren Hausfriedensbruches erfüllt153• Ebenso ist die Erläuterung des 
Vereinsgesetzes zum Begriffe der Versammlung unter freiem Himmel heute noch 

148 .. Drucks. III. Wahlper. Nr. 2279. Dazu O. LOENING PrVerwBl. 47 (l\J~ti) S.465ff. 
149 Vgl. z. B. RG. Ir. StrSen. 25. Sept. 24, JW. 1925 S. 1122. 
150 Vgl. HansOLG. 19. Apr. 26, HansRZ. 1926 Sp. 866 (Straßenansammlungen); PrOVG. 

27. Sept. 23, Entsch.78, 272ff. u. ThÜrOVG. 5. Nov. 13, Jahrb. I, 160ff. (Theateraufführung). 
151 Dies gilt auch für RV. Art. 123: PrOVG. 7. Febr. 24, Entsch. 78, 279ff. 
152 KG. 10. Juni 21 u. 27. März 25, JW. 1921 S. 1092ff. u. 1925 S. 1148f. 
153 Das KG. bejaht Hausfriedensbruch: 12. Febr., 17. Dez. 26, 20. Mai 27, PrVerwBl. 

47 (1926) S. 373f., 48 (1927) S. 530f., 49 (1928) S. 136. 
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wichtig, da sich der Begriff auch in der RV. findet. Nach § 8 des Gesetzes ist 
eine Versammlung, die in einem ge.3chlossenen Raume veranstaltet wird, nicht 
schon deshalb als Versammlung unter freiem Himmel anzusehen, weil außerhalb 
des Versammlungsraumes befindlich3 Personen an der Erörterung teilnehmen, 
oder weil die Versammlung in einen mit dem Versammlungsraume zusammen· 
hängenden umfriedeten Hof oder GB,rten verlegt wird. 

b) Die für Vereine und Versammlungen verfassungsmäßig festgelegte Frei· 
heit bedeutet ebensowenig wie die Preßfreiheit einen Freibrief für gesetzwidrige 
Betätigung. Was an sich gesetzwidri~; ist, wird nicht dadurch erlaubt, daß es sich 
in einem Vereine oder einer Versammlung abspielt. Bei der Versammlungsfreiheit 
kommt dies in den Worten "friedlich UIld unbewaffnet" zum Ausdruck (RV.Art.1231), 

bei der Vereinsfreiheit darin, daß RY. Art. 124 den Deutschen nur das Recht ge­
währt, zu Zwecken, die den Strafgesetzen nicht zuwiderlaufen, Vereine 
oder Gesellschaften zu bilden. Die v,)m Vereinsgesetz als Folge hieraus gezogene 
Auflösungsmöglichkeit (§ 21) gilt auch heute noch, ebenso die Zulassung des Ver­
waltungsstreitverfahrens gegen die Auflösungsverfügung nach § 211• Die Straf­
gesetze, gegen die der Zweck des Vereins nicht verstoßen darf, können auch Landes­
gesetze sein; so könnte eine Vereinigung zur praktischen Förderung der wilden Ehe 
oder zum strafbaren Spielen in fremden Lotterien aufgelöst werden. 

Wie bei der Preßfreiheit machen auch hier die besonderen Gewaltver­
hältnisse Schwierigkeit. Die elterliche Gewalt, die Anstaltsgewalt der Schule, 
der Universität, des Krankenhauses, des Gefängnisses sind allerdings sicher stärker 
als die Vereins- und Versammlungsfrdheit154, ob auch das dienstliche Abhängig­
keitsverhältnis des Beamten, ist sehr zweifelhaft, denn der Aufruf des Rates der 
Volksbeauftragten hebt die Beschränkungen jener Freiheit ausdrücklich auch für 
"Beamte und Staatsarbeiter" auf. Auf Grund besonderer Ermächtigung im Art. 133 11 

RV. hat allerdings das Reichswehrgesotz vom 23. März 1921 die Vereins- und Ver· 
.sammlungsfreiheit der Soldaten stark eingeengt (§§ 36,37), für Beamte fehlt es aber 
an einer Ermächtigung und einem Gesetze, das den Aufruf des Rates der Volks· 
beauftragten wieder aufhebt. Im Gegenteil, RV. Art. 13011 gewährleistet allen Be. 
amten die Vereinigungsfreiheit ausdri cklich. Hierin liegt aber wohl doch eine die 
älteren Vorschriften richtigstellende, a"Jschließende Regelung der dem Beamten zu· 
zubilligenden Freiheit auf diesem Gebiete. Aus dem Beitritte zu einem Vereine 
kann dem Beamten kein Strick gedreht werden, wohl aber aus seiner Betäti· 
gung im Vereine und namentlich in dner Versammlung. Die RV. hätte die Ver­
sammlungsfreiheit der Beamten im An. 130II ausdrücklich erwähnen müssen, wenn 
sie diese, die seit dem 12. Novembm 1918 zu Recht bestand, hätte aufrecht· 
erhalten wollen. So unterliegt die Ven:ammlungsfreiheit seit Inkrafttreten der RV. 
wieder dem Beamtendisziplinarrecht 155. 

Bleibt also, wie bei der Preßfreihoit, nur noch die Spitze gegen polizeiliche 
Eingriffe. Sieht man von der Verhüt1mg strafbarer Handlungen ab, die der Polizei 
nach wie vor unverwehrt ist, so schei1;ert ihre allgemeine Ermächtigung aus § 10 
II 17 ALR. an dem stärkeren Gegenrocht der Vereins- und Versammlungsfreiheit. 
Für die Vereinsfreiheit gilt dies unbedingt, bei der Versammlungsfreiheit ist anzu· 
nehmen, daß weder der Aufruf vom 12. November 1918 noch die RV. eine Vor­
schrift haben aufheben wollen, deren Zweck es ist, die Teilnehmer einer Ver· 
sammlung vor Unglücksfällen zu schützen: § pi des Vereinsgesetzes, wonach die 
allgemeinen sicherheitspolizeilichen Bestimmungen des Landesrechts Anwendung 
finden, soweit es sich um die Verhütung unmittelbarer Gefahr für Leben und Ge· 
sundheit der Teilnehmer an einer Versammlung handelt. Die Polizei kann also die 
Abhaltung einer Versammlung in eimm Hause wegen dessen Baufälligkeit ver· 

15& VgI. THOMA in der Festg. f. d. PrOVG. 1925 S. 204ff. 165 Vgl. auch oben S. 358. 
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bieten, nicht aber deshalb, weil die Insassen der im gleichen Hause befindlichen 
Wohnungen durch das Kommen und Gehen der Versammlungsteilnehmer oder 
durch die Versammlung selbst gestört werdeni56• Bei Versammlungen unter 
freiem Himmel erweitert die RV. die polizeilichen Befugnisse insofern, als jene 
nach Art. 123II bei unmittelbarer Gefahr für die öffentliche Sicherheit verboten wer­
den können, also auch dann, wenn Gefahr von der Versammlung ausgeht, nicht 
nur, wenn sie den Teilnehmern droht. Aus diesen, wenn auch beschränkten, Be­
fugnissen der Polizei folgt, daß sie verbotene oder verbietbare Versammlungen 
auch auflösen darf, auch die hierauf abzielenden Vorschriften des Vereinsgesetzes 
gelten noch, namentlich auch die Vorschrift, daß die Auflösungserklärung des Polizei­
beamten im Verwaltungsstreitverfahren angefochten werden kann (§ 15). Steht aber 
der Polizei eine Auflösungsbefugnis zu, dann darf sie die Versammlung auch durch 
Beauftragte überwachen, allerdings nur im Rahmen des allgemeinen Polizeirechts, 
also beim Vorliegen einer wahrscheinlichen Gefahr. Die weitergehende Vorschrift 
des Vereinsgesetzes gilt angesichts des Aufrufs vom 12. November 1918 nicht mehr, 
gültig ist nur noch die Beschränkung der Zahl der Beauftragten auf zwei (§ 13II). 

Nicht mehr geltendes Recht sind auch alle Ordnungsvorschriften des Vereinsgesetzes, 
die der Polizei die Überwachung erleichtern sollen, so die, daß jede öffentliche 
politische Versammlung einen Leiter haben muß (§ 10). 

c) Wendet man die so gefundenen Regeln auf öffentliche Umzüge an, so 
ergibt sich, daß sie weder verboten noch anmelde- noch genehmigungspflichtig 
sind, noch im allgemeinen verboten werden können. Voraussetzung ist Friedlich­
keit der Veranstaltung, vor allem Innehaltung der durch die Strafgesetze gezogenen 
Grenzen, Unbewaffnetsein der Teilnehmer, Fehlen einer unmittelbaren Gefährdung 
der öffentlichen Sicherheit. Einige Schwierigkeit bereitet das Verhältnis der Um­
zugsfreiheit zur Straßenordnung und der Fall des Zusammentreffens zweier einander 
feindlichen Gruppen. Straßen polizeiliche Vorschriften, die sich nur gegen 
Umzüge richten, etwa Umzüge von einzelnen Straßen überhaupt fernhalten wollen, 
wären ungültig. Die Straße gehört nun einmal dem "Volke", ein Hausrecht des 
Herrn der Straße Umzügen gegenüber würde dem Sinne der RV. widersprechen. 
Dagegen unterliegen Umzüge den allgemeinen mit Strafandrohung bewehrten 
Straßenpolizeiverordnungen, also z. B. der Vorschrift, daß die rechte Seite zu halten, 
das Straßenbahngeleise freitumachen, den Anordnungen der Verkehrsschutzleute 
Folge zu leisten sei156a.. Veranstalten zwei einander feindliche Gruppen gleich­
zeitig einen Umzug107, so ist nach den Umständen des Falles eine unmittelbare Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit gegeben (RV. Art. 123II), äußerstenfalls also eine von 
beiden Veranstaltungen zur Vermeidung einer Schlägerei verbietbar. Diese äußerste 
Befugnis berechtigt, ja verpflichtet sogar die Polizeibehörde zu Maßnahmen milderer 
Art, falls auch sie ihren Zweck erfüllen; so kann sie die Umzüge durch verschiedene 
Stadtteile lenken, zum mindesten jede Begegnung verbieten. Muß doch einer von beiden 
Umzügen verboten werden, so hat sich die Polizeibehörde an den Störer zu halten (oben 
S. 426ff.), das ist in diesem Falle die Gruppe, die zu dem Zwecke umzieht, um der andern, 
die ihren Umzug früher geplant hatte, Ungelegenheiten zu bereiten. Auch kann die Art 
des Kalendertages die eine von den beiden Gruppen ins bessere Recht setzen. So gehört 
der 1. Mai den linksgerichteten Parteien, der 18. Januar den rechtsgerichteten. 

d) Die Artikel 123 und 124 der RV. zählen zu denen, die Reichspräsident 
oder Landesregierung durch Ausnahmeverordnung nach RV. Art. 48 vorüber­
gehend außer Kraft setzen können. Dies wird namentlich dann geschehen, wenn 

158 Andere Beispiele für eine Beschränkung der ordentlichen Polizeigewalt bei PrOVG. 
1. Okt. u. 20. Dez. 12, Entsch. 63, 269f1., 261f1. 

1&8 .. Vgl. RG.III. StrSen. 15. Dez. 27, JW. 1928 S. 1305, ferner pr. Min. d. I. 23. März 
28, MinBliV. 1928 Sp.313f. 

157 Vgl. das Beispiel PrOVG. 17. Dez. 12, Entsch. 63, 279ff. 
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es an irgendeiner Stelle des Reich., zum Aufruhr gekommen ist. § 115 StGB. 
bezeichnet als Aufruhr eine öffentliche Zusammenrottung, bei der Widerstand gegen 
die Staatsgewalt oder Beamtennötigung mit vereinten Kräften begangen wird. Es 
ist klar, daß die Landesregierung nur bei einem bedeutenden Aufruhr den Ausnahme­
zustand verhängen wird, in weniger wichtigen Fällen und bei Gefahr im Verzuge 
muß die Polizeibehörde mit andern Maßnahmen auskommen. Die Landesgesetze 
regeln die Niederzwingung des Aufruhrs vielfach in besonderen Gesetzen. So gilt 
in Preußen noch die Verordnung zur Aufrechterhaltung der öffentlichen Ordnung 
und der dem Gesetze schuldigen AcMung vom 17. August 1835, die ihrerseits wieder 
auf eine Verordnung vom 30. Dezember 1798 hinweist und sie anhangsweise erneut 
abdruckt. Sie bezieht sich nicht nur auf den Aufruhr, sondern auf jeden gefähr­
lichen Auflauf. Entsteht ein solcher, so hat vor allem jeder Einwohner dafür zu sorgen, 
daß sich die Menschenmenge nicht vergrößert. Der Hauswirt haftet für die in seinem 
Hause befindlichen Personen, die Eltern haften für ihre Kinder, die Gewerbetrei­
benden für ihre Arbeiter. Gegen die aufrührerische Menschenmenge selbst tritt 
zunächst die Polizei und, wenn dmen Kräfte nicht, ausreichen, auf Ersuchen die 
bewaffnete Macht in Tätigkeit. Die Yoraussetzungen für dies Eingreifen der bewaff­
neten Macht regelt jetzt § 17 des Wehrgesetzes vom 23. März 1921. Nach Abs. 2 
ist in gewissen Notfällen auch selbständiges militärisches Einschreiten zulässig. 

o. Gewerbepolizei. Die einleitenden Paragraphen der Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 deuten auf die geschichtliche Entwickelung des Gewerberechts 
hin. Nach § 2 hört die Unterscheidung zwischen Stadt und Land für den Gewerbe­
betrieb auf, § 3 gestattet den gleicb.zeitigen Betrieb verschiedener Gewerbe, § 4 
spricht den Zünften und kaufmännisehen Korporationen das Recht ab, andere vom 
Betrieb eines Gewerbes auszuschließm, die §§ 7ff. befassen sich mit der Aufhebung 
der ausschließlichen Gewerbeberechtigungen, der Zwangs- und Bannrechte und der 
Berechtigungen des Fiskus und sonstiger Personen zur Erteilung von Konzessionen 
zu gewerblichen Anlagen. All diese nach heutiger Auffassung als Mißbrauch emp­
fundenen Einrichtungen hat es also früher einmal gegeben. Sie entstanden mit dem 
Aufkommen von Handel und Gewerbe überhaupt. Märkte, früher die wichtigsten 
Formen des Gewerbebetriebes, waren nur möglich kraft des vom Könige verliehenen 
Marktfriedens. Hierdurch erhielt der Markt eine bevorrechtete Stellung gegenüber 
dem platten Lande. Da sich aus den Märkten die Städte entwickelten, entstand 
der noch im § 2 GewO. nachklingende Unterschied zwischen Stadt und Land. 
In den Städten siedelten sich, dicht a,m Absatzgebiet, Handwerker an, die sich zu 
Innungen und Zünften zusammenschlossen und in diesen Körperschaften hoheit­
liche Befugnisse erlangten, insbesondere den Zunftzwang und das Verbietungs­
rech t Außenstehenden gegenüber durchsetzten. Da niemand mehr als einer Zunft 
angehören durfte, durfte niemand mehrere Gewerbe betreiben. Der erstarkende Staat 
verlieh später von sich aus gewisse ausschließliche Gewerbeberechtigungen 
durch Privileg und verband sie dabei vielfach mit dem Kundenzwang, d. h. der 
Befugnis, den ihm unterworfenen Personen "die Anschaffung oder Zubereitung 
gewisser Bedürfnisse bei jedem anderen, als dem Berechtigten, zu untersagen" 
(ALR.§ 2 I 23). Sofern ein solches Zwangsrecht sich gegen alle Einwohner eines 
gewissen Bezirks oder gewisse Klassen des Bezirks richtete, nannte man es Bann­
recht (a. a. O. § 4). So, aber auch durch Herkommen, entstanden der Mahlzwang, 
der Brauzwang, die Zwangsrechte der Bäcker und Fleischer. 

Die Entartung der Zünfte und die stetig wachsende Erkenntnis, daß der 
Wohlstand des Staates nur im freien Spiele der wirtschaftlichen Kräfte gedeihen 
könne, bildeten die Grundlage des großen STEIN-HARDENBERGSchen Reformwerks. 
Der FREIHERR VOM STEIN, ein Liberaler, nicht um der Freiheit willen, sondern in 
dem Sinne, daß er eine Kräftigung df:s Staatsganzen von der möglichsten Freiheit 
des einzelnen erwartete, war die treibende Kraft für eine Reihe von Einzelverord-
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nungen des Königs aus den Jahren 1806-1808, die zunächst nur für die östlichen 
Provinzen galten. Eine Kabinettsorder vom 17. April 1806 hob den Zunftzwang für 
das Behauen von Granitsteinen auf, eine Verordnung vom 4. Mai "der Erweiterung 
des National-Wohlstandes wegen" den Zunftzwang für den Betrieb der Lein- und 
Baumwollenweberei, ein Edikt vom 29. März 1808 den Mühlenzwang, eine Verord­
nung vom 24. Oktober 1808 den Zunftzwang und das Verkaufsmonopol der Bäcker-, 
Schlächter- und Hökergewerke, eine Verordnung vom 18. November 1808 gab den 
Ein- und Verkauf auf dem platten Lande durch Zwischenhändler in gewissem Um­
fange frei. Allgemeine Verwaltungsgrundsätze über die Begünstigung der Gewerbe­
freiheit enthielten die §§ 34 und 50 der kurz nach STEINS Abgang erlassenen 
Geschäfts-Instruktion für die Regierungen in sämtlichen Provinzen vom 26. Dczem­
ber 1808, eine Andeutung künftiger Reformen auch § 34II der StädteO. vom 19. No­
vember 1808. Die umfassende Durchführung der Gewerbefreiheit war abcr crst 
HARDENBERG beschieden. Auch für ihn stand dabei der Vorteil dcs Staates weitaus 
im Vordergrund. Das Edikt über die Einführung einer allgemeinen Gewerbesteuer 
vom 2. November 1810158 hatte ein ausgesprochen steuerpolitischcs Gepräge. Wcr 
ein Gewerbe betreiben wollte, bedurfte eines mit einer Steuer belasteten Gewerbe­
scheins, und als Anreiz für die Erwirkung eines Gewerbescheins enthiclt § 17 I den 
Satz, daß gegen einen Gewerbebetrieb weder eincr Korporation noch einem ein­
zelnen ein Widerspruchsrecht zustehe. Ein umfangreiches Gesetz vom 7. September 
1811 über die polizeilichen Verhältnisse der Gewerbe beschloß die große Neuordnung. 

Unmittelbare Vorgängerin der Reichsgewerbeordnung war die preußische All­
gemeine Gewerbeordnung vom 17. Januar 1845, die daher auch heute noch zum Ver­
ständnis jener herangezogen werden kann. Die gcltende Gewerbeordnung 
erging zunächst als Gesetz dcs Norddeutschen Bundes vom 21. Juni 1869 und er­
hielt durch Bekanntmachung vom 26. Juli 1900 eine neue Fassung. Seitdem ist 
sie vielfach geändert und durch Nebengesetze ergänzt worden. Sie begann als sehr frei­
heitliches Gesetz, die oben erwähnten einleitenden Bestimmungen sprechen eine 
beredte Sprache. Schrittweise sah man sich aber gezwungen, die fast schranken­
los gewährte Freiheit wieder einzudämmen, sei es durch Vermehrung der erlaubnis­
pflichtigen, verbietbaren und vcrbotenen Gewerbebetriebe, sei es durch Neustärkung 
des Innungswesens, sei es vor allem durch tiefgreifende Schutzbestimmungen 
zugunsten der Arbeiter und Angestellten. Der große Unterschied gegen früher ist nur 
der, daß die Einschränkungen jetzt durchweg zum Vorteil der Allgcmeinheit angeord­
net sind und nicht mehr zum Vorteil einzelnerPrivatpcrsonenoder privater Gruppen. 

a) Gegenstand der Gewerbepolizei ist das Gewerbc. Unter Gewerbe aber 
versteht man zunächst eine dem Erwerbe dienende Tätigkeit. Die Erzielung von 
Gewinn ist, wenn das Gesetz, wie bei den Konsumvereinen nach § 33 v , nicht aus­
drücklich etwas anderes bestimmt, notwendiges BegriffsmerkmaJ159. Jener cng­
lische Lord, der kurz nach dem Kriege Stiefel unter dem Einkaufspreise verkaufte, 
um die nach seiner Ansicht übermäßigen Preise für Schuhwaren zu scnken, betrieb 
kein Gewerbe, auch jene Genossenschaft nicht, die eine Schmiedc ausschließlich 
zugunsten ihrer Mitglieder ohne Gewinnabsicht betrieb 160, oder jencr Fußball­
spielverein, der für die Veranstaltung eines Wettkampfes ein Eintrittsgcld erhob, 
doch so, daß die Einnahmen hinter den Unkostcn zurückblieben161. Auch die Ein­
führung sog. Gemeindemonopole, z. B. eines ausschließlichen gemeindlichen Müll­
abfuhrbetriebs, läßt sich mit der GewO. zur Not in Einklang bringen162, wenn er 

168 Nach der Überschrift (GS. 79) vom 28. Oktober 1810. 
159 Bedenklich daher PrOVG. 17. Apr. 16, Entsch. 71, 394ff., wonach auch ohne Gewinn­

absicht betriebene Unternehmungen der im § 16 GewO. genannten Art dem Gewerberecht 
unterstehen sollen. 

160 PrOVG. 11. März 15, Entsch. 69, 362ff. 161 SächsOVG 22. Dez. 25, Jahrb. 29, 188ff. 
162 RG. VI.ZivSpn. 26. Jan. 14, JW. 1914 S. 409f. 
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keine überschüsse abwerfen soll; di~) Hauptbedenken liegen auf allgemeinpolizei­
lichem Gebiete 163. Aber auch eine dem Erwerbe dienende Tätigkeit stellt nicht 
immer ein Gewerbe dar. Der Arbeiter und der Angestellte betreiben kein Gewerbe, 
weil sie nicht selbständig tätig sind, der Löser eines Preisrätsels nicht, weil seine 
bloß gelegentliche Tätigkeit nicht planmäßig dem Erwerbe dient, der Landwirt 
nicht, weil von jeher das Gewerbe einen Gegensatz zur Urproduktion gebildet hat, 
und aus einem gedanklich ähnlichen Grunde der Schriftsteller und der Künstler 
nicht, weil man auch deren "Urproduktion" anders einschätzt als die Tätigkeit 
des Buchdruckers und Anstreichers. Endlich muß die Tätigkeit, um gewerb­
lich zu sein, der Privatwirtschaft angehören, gemeindliche Schlachthäuser z. B. 
sind öffentliche Anstalten, ihr Betrieb stellt kein Gewerbe dar 163a. So gefähr­
lich jede Begriffsbestimmung ist, so kann man doch das Gewerbe umschreiben 
als jede selbständige, dem Erwerbe planmäßig dienende privatwirt­
schaftliche Tätigkeit außerhalb der Urproduktion und der Kunst 
und Wissenschaft. Allerdings schoidet der sehr wichtige § 6 GewO. eine Reihe 
an sich gewerbsmäßiger Tätigkeiten aus dem Bereiche der GewO. aus. Er nennt 
die Fischerei, die Errichtung und V(,rlegung von Apotheken, die Erziehung von 
Kindern gegen Entgelt, das Unterrichtswesen, die advokatorische und Notariats­
praxis, den Gewerbebetrieb der Auswanderungsunternehmer und -agenten, der 
Versicherungsunternehmer und der E:isenbahnunternehmungen, die Befugnis zum 
Halten öffentlicher Fähren und die Rechtsverhältnisse der Schiffsmannschaften 
auf den Seeschiffen. Auf das Bergwes,~n, die Ausübung der Heilkunde, den Verkauf 
von Arzneimitteln, den Vertrieb von Lotterielosen und die Viehzucht will die 
GewO. nur soweit Anwendung finden, als sie es ausdrücklich bestimmt. Wir er­
innern uns aus früher Gesagtem, daß gerade hier der Zubehörgedanke von Bedeu­
tung wird, daß namentlich eine Bahnhofswirtschaft, wenn man sie nach Lage 
des Falles ausschließlich als Zubehör zu einer "Eisenbahnunternehmung" aufzufassen 
hat, der Gewerbeordnung und damit dem Genehmigungszwange nicht unterworfen 
ist163b • Auch die ausdrückliche Benennung der Fischerei, die an sich Urpro­
duktion ist und schon aus diesem Grunde nicht der GewO. unterstehen würde, 
hat die besondere Bedeutung, daß lLUCh Zubehör der Fischerei, wie Räuchern 
der Fische, von der GewO. nicht erfaßt wird164• 

b) Der die GewO. beherrschende Grundgedanke heißt Gewerbefreiheit. 
"Der Betrieb eines Gewerbes ist jedermann gestattet, soweit nicht durch dieses 
Gesetz Ausnahmen oder Beschränkungen vorgeschrieben oder zugelassen sind" 
(GewO. § 1 I). Auch dieser Satz bedeutet sowenig wie die entsprechenden des Preß­
oder Vereins- und Versammlungsrechtil einen Freibrief für jede gewerbsmäßige Be­
tätigung. Was an sich unerlaubt ist oder Beschränkungen unterliegt, wird nicht 
deshalb frei, weil es gewerbsmäßig betrieben wird. Daher herrscht übereinstimmung 
darüber, daß allgemeine, Gewerbe und Nicht-Gewerbe treffende Polizeivorschriften, 
z. B. solche feuer- oder baupolizeilicher Art, trotz § 1 I GewO. zulässig sind. Frag­
lich ist nur, ob landesrechtliehe Vorschriften, die nur auf Gewerbebetriebe gemünzt 
sind, z. B. an Pflanzenhändler gerichte"be Verbote, gewisse geschützte Blumen in den 
Verkehr zu bringen, gültig sind oder nicht. Da § 144 GewO. alle Vorschriften über die 
Berufspflichten der Gewerbetreibenden unberührt läßt, ist die Frage, sehr zum Scha­
den der Gewerbefreiheit, zu bejahen, und es bleibt als unbedingte Freiheit innerhalb 
der reichsrechtlichen Schranken nur cie zur Eröffnung und zur Fortführung 
eines Gewerbes übrig und auch sie nur bei redlichen und daher schutzwürdigen Ge­
werben, nicht bei Tätigkeiten, denen auch die bescheidenste sittliche Würde der Arbeit 

163 Vgl. oben S.423f. 
163& PrOVG. 15. März 27, JW. 1928 K 258ff. 163b Vgl. oben S. 226. 
184 Vgl. v. J .. ANDMANN-ROHMER GewO. J8 1928 S. 113. 
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fehlt, wie bei Wahrsagereien, Traumdeutereien165• Einengungen, die weder der 
Eröffnung noch der Fortführung des Gewerbes im Wege stehen, sind den Ländern 
gestattet. Da sich ferner die Gewerbefreiheit nur gegen die hoheitliche Gewalt richtet 
und nicht gegen Privatpersonen, also die Gültigkeit vertragsmäßiger Wettbe­
wer bsver bote unberührt läßt, da sie endlich nicht die Bedeutung hat, kraft beson­
deren GewaItverhäItnisses bestehende Gewerbeverbote, z. B. die gegen SchüIer, 
Insassen eines studentischen Internats, Soldaten oder Beamte166 gerichteten, zu ver­
hindern, so wäre die Gewerbefreiheit zu bezeichnen als gleichbedeutend mit dem Ver­
bote, die Eröffnung und die Fortführung eines redlichen Gewerbe­
betriebs von Staats wegen zu untersagen oder von einer Genehmigung 
abhängig zu machen, es sei denn auf Grund eines Reichsgesetzes, 
eines allgemeinen, Gewerbe und Nicht-Gewerbe gleichmäßig tref­
fenden Landesgesetzes oder kraft eines besonderen Gewaltver­
h äl tnisses. 

c) Die GewO. unterscheidet drei Formen des Gewerbe betrie b8: den 
stehenden Gewerbebetrieb, den Gewerbebetrieb im Umherziehen und den Markt­
verkehr. 

oe) Der stehende Gewerbebetrieb (§§ 14ff.) läßt sich genau nur verneinend be­
zeichnen als der Gewerbebetrieb, der weder Gewerbebetrieb im Umherziehen ist, 
noch zum Marktverkehre gehört; denn die beiden letzten Formen des Gewerbebetriebs 
sind vom Gesetze schärfer umrissen als die erste. Begnügt man sich aber mit einer 
das Typische treffenden Umschreibung, so kann man den stehenden Gewerbe­
betrieb bezeichnen als den Gewerbe betrie b, den jemand, abgesehen von 
einigen Formen der Ausstrahlung, innerhalb des Gemeindebezirks 
seines Wohnorts oder der dem Wohnort gleichgestellten näheren 
Umgebung des Wohnorts in den alltäglichen Formen ausübt. 

I. Innerhalb des stehenden Gewerbebetriebes sind gewisse Arten des Ge­
wer be betrie bs zu unterscheiden, je nachdem der Betrieb ganz frei oder weit­
gehenden Anweisungsmöglichkeiten unterworfen oder verbietbar oder von einem 
Befähigungsnachweis abhängig oder genehmigungspflichtig ist oder durch Ver­
waltungsakt mit Vorrechten versehen werden kann. 

Im Zweifel ist die Eröffnung eines stehenden Gewerbebetriebs und seine Fort­
führung frei und un ver biet bar. Selbstverständlich gilt dies nicht für strafbare 
Betriebe, wie Falschmünzereien, Bordelle, Schmuggelunternehmungen. Auch nach 
Landesstrafrecht. kann ein Betrieb schlechthin verboten sein, sofern die Strafrechts­
bestimmung auch nichtgewerbsmäßige Betätigungen erfaßt, und selbst diese 
Schranke fällt bei den oben genannten unehrlichen und daher schutzunwürdigen 
Gewerben, wie denen des Gauklers und Traumdeuters. Von solchen Strafvorschriften 
abgesehen, sind aber die in der GewO. oder ihren Nebengesetzen nicht ausdrücklich 
aufgeführten Gewerbe frei und unverbietbar, also z. B. der Buchbindereibetrieb, 
der Betrieb eines Schlossers, eines Schreiners, eines Tapezierers, der größte Teil des 
Handelsgewerbes. Das einzige, was die GewO. allgemein verlangt, ist die Anzeige 
vom Beginne des Gewerbebetriebs (§ 14). Außerdem sind Gewerbetreibende, die 
einen offenen Laden haben oder Gast- oder Schankwirtschaft betreiben, zur sicht­
baren Anbringung ihres Namens und gegebenenfalls der Firma verpflichtet (§ 15a). 

Weitgehenden Anweisungsmöglichkeiten unterworfen ist das Stra­
ßengewerbe nach § 37 GewO. Namentlich das Droschkengewerbe167, das Ge-

166 Im Ergebnis ebenso SächsOVG. 27. Febr. 09 u.13. Dez. 21, Jahrb. 26, 17lff., 187ff.; 
die erste Entscheidung ist erst Jahre nach ihrem Erlasse veröffentlicht worden. Vgl. auch 
PrOVG.8. Juli 26, Entsch.81, 41Off; OLG. Karlsruhe 8. März 28, BadRpr. 1929 S. 8ff. 

188 Für die letzten beiden nebst deren Angehörigen macht GewO. § 1211 einen ausdrücklichen 
Vorbehalt. 

187 Vgl. die Grunds. d. pr. Min. d. I. f. d. Regelung des Droschkenwesens v. 15. Juli 27, 
MBliV. 1927 Sp. 731 ff.; hamb. PoIVO. ü. Droschken v. 11. Jan. 29. 



IV 5. Gewerbepolizei. 477 

werbe der Dienstmänner, .Ifremdenführer, Stiefelputzer unterliegt der ortspolizei­
lichen Regelung in der Form ortspolizeilicher Vorschrilten, von deren Inhalt 
es abhängt, ob der Betrieb zwar durch Vorschriften eingeengt, aber frei und un­
verbietbar, oder ob er verbietbar oder gar erlaubnispflichtig sein soll. 

Bei Unzuverlässigkeit des Gewerbetreibenden verbietbar sind der Tanz-, 
Turn- und Schwimmunterricht, der Betrieb von Badeanstalten, der Handel mit 
lebenden Vögeln, der Trödelhandel 11. dgl., der Handel mit Sprengstoffen, der 
Handel mit Losen, die Tätigkeit.der Winkeladvokaten, andere verdächtige Berufe, 
der Handel mit Drogen, der Betrieh der Bauunternehmer und Bauleiter (§ 35). 
Während in diesen Fällen die Verwalliungs behörde oder, wie in Preußen (ZustG. 
§ 1191), das Verwaltungs gericht die Untersagung ausspricht, kennt § 15 des 
Lebensmittelgesetzes vom 5. Juli 1927168 die aus der Kriegsgesetzgebung stammende 
gerichtliche Untersagung eines Lebensmittelbetriebes aus Anlaß einer strafgericht­
lichen Verurteilung 169. 

Eines Befähigungsnachweises bedürfen für ihren Gewerbebetrieb die 
Hebammen (§ 30III), die Seeschüfer, Seesteuerleute, Maschinisten der Seedampf­
Bchüfe und Lotsen (§ 3P) und, falls die Landesgesetzgebung es verlangt, die Huf­
schmiede (§ 30a) und die Markscheider, d. h. die Personen, die Bergwerksanlagen 
vermessen (§ 34III). 

Genehmigungspflichtig sind gewisse gefährliche oder lästige Anlagen 
und gewisse persönliche Betätigunge!l. Die genehmigungspflichtigen An­
lagen nennt § 1611 in einem langen, durch Verordnung abänderbaren Verzeichnis; 
so gehören Schießpulverfabriken, Gasanstalten, chemische Fabriken, Anlagen zur 
Erbauung eiserner Schiffe hierher. Für die Genehmigung ist ein förmliches Verfahren 
angeordnet, das den Beteiligten, vor allem den Nachbarn, Gelegenheit zur Erhebung 
von Einwendungen gibt. Einwendungen, die auf besonderen privatrechtlichen Titeln 
beruhen, z. B. daß nicht der Antragst'3ller, sondern der Einwendende Eigentümer 
des Geländes sei, oder daß dem Einwendenden ein Bauverbot kraft Dienstbarkeit 
zustehe, sind im ordentlichen Gerichtsverfahren auszutragen, ohne daß die Geneh­
migung der Anlage von der Erledigung der Einwendungen abhängig gemacht wird 
{§ 191). Dagegen entscheidet die Genehmigungsbehörde über die sonstigen Ein­
wendungen, namentlich die nachbarrechtlichen, selbst, mit der Wirkung, daß der 
Nachbar nach Rechtskraft der Genehmigung nicht mehr die Unterlassungsklage 
erheben, sondern nur noch Herstellung von Schutzeinrichtungen oder Schadlos­
haltung verlangen kann (§ 26). Besondere Bestimmungen gelten für die Stau­
anlagen der Wassertriebwerke (§ 23 1), für Privatschlächtereien, die nach § 23II 

unter Umständen dem Schlachthauszwange weichen müssen, für die Anlegung von 
Dampfkesseln (§ 24), für die Errichtung durch Wind bewegter Triebwerke (§ 28), 
für die Errichtung oder Verlegung geräuschvoller Anlagen in der Nähe von Kirchen, 
Schulen, anderen öffentlichen Gebäuden, Krankenhäusern und Heilanstalten (§ 27) 
und für die Freilassung einzelner Ortsteile von gewissen Anlagen überhaupt (§ 23 III). 

Während die Genehmigung einer Anlage in ihrer Wirkung unabhängig ist 
von der Person des Eigentümers, wirk1; die Genehmigung einer genehmigungs­
pflichtigen persönlichen Betätigung mit ganz geringen Einschränkungen, 
die sich auf den Stellvertreter, die Witwe und die minderjährigen Kinder beziehen, 
nur auf die Person dessen, dem sie erteilt wird. Einer solchen Genehmigung170 

bedarf der Apotheker (§ 29 1), der Unternehmer einer Privat-Kranken-, Privat­
Entbindungs- und Privat-Irrenanstalt (§ 301), der Schauspielunternehmer (§ 32), 
der Gastwirt, Schankwirt, und wer Kleinhandel mit Branntwein oder Spiritus 
betreiben will (§ 33), der Veranstalter von "Varietes" u. dgl., oder wer zu solchen 

168 VgI. oben S. 448. 
169 Vgl. auch § 25 VO. über Handelsbeschränkungcn v. 13. Juli 23, ferner §§ 200 f. AO. 
170 Näheres oben S. 449f., 455, 451. 
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Veranstaltungen seine Räume benutzen lassen will (§ 33a), der Darbieter von Lust­
barkeiten auf Straßen oder von Haus zu Haus (§ 33b), der Pfandleiher und Pfand­
vermittler (§ 34), der Stellenvermittler nach dem Stellenvermittlergesetz vom 2. Juni 
1910170 &, der Altmetallhändler 171 nach dem in seiner Gültigkeitsdauer immer 
wieder verlängerten Gesetz über den Verkehr mit unedlen Metallen vom 23. Juli 
1926, neuestens auch der Unternehmer eines Bewachungsgewerbes 172, z. B. eine 
Wach- und Schließgesellschaft, sowie der Schußwaffenhersteller und -händler 172R, 

ferner nach Maßgabe etwa erlassener oder zu erlassender Lande8gesetze der 
Lotse, wer Handel mit Giften treiben (§ 34III) , wer Tanzlustbarkeiten abhalten 
will (§ 33c) und, vermöge von Reichs wegen gestatteter landesrechtlicher Ein­
führung von Kehrbezirken mit Kehrzwang, auch der Schornsteinfeger (§ 39). 
Ohne Kehrzwang ist der "angestellte" Bezirksschornsteinfeger nur bevorrechteter 
Gewerbetreibender nach Art der im folgenden genannten Personen 173. 

Gewisse Personen nämlich, deren Gewerbebetrieb an sich frei ist, können durch 
Verwaltungsakt mit gesetzlich genau umgrenzten Vorrechten ausgestattet wer­
den. Dies trifft bei den im § 36 genannten Feldmessern, Auktionatoren, Bücherrevi­
soren, Güterbestätigern, Wägern, Messern u. dgI. zu, sobald sie beeidigt und 
öffentlich angestellt sind, "Anstellung" hier nicht im Sinne von Anstellung im öffent­
lichen Dienste, sondern von "Verpflichtung" gebraucht. Nach § 3611 beziehen sich 
die gesetzlichen Bestimmungen, die den Handlungen dieser Gewerbetreibenden 
eine besondere Glaubwürdigkeit beilegen oder an diese Handlungen besondere recht­
liche Wirkungen knüpfen, nur auf solche "angestellte" Personen. Auch der Appro­
bation als Arzt erinnern wir uns l74, die nicht etwa Voraussetzung für die Zulässigkeit 
der Betätigung im Heilwesen ist, sondern im großen und ganzen dem Approbierten 
nur das Recht verleiht, sich als Arzt oder mit einem gleichbedeutenden Titel zu 
bezeichnen (§ 29 1). 

II. Auch über den Umfang und die Ausübung der Befugnis zum stehenden 
Gewerbebetrieb enthält die GewO. nähere Vorschriften (§§ 41ff.). 

Der Gewerbetreibende hat vor allem die Freiheit, sich seine Gesellen, Ge­
hilfen und Arbeiter auszusuchen (§ 4P). Lehrlinge allerdings darf nur halten, 
wer sich im Besitze der bürgerlichen Ehrenrechte befindet (§ 126), auch kann die 
Befugnis zum Halten von Lehrlingen bei wiederholter grober Pflichtverletzung des 
Lehrherrn gegen sie oder bei Bedenken gegen den Lehrherrn in sittlicher, geistiger 
oder körperlicher Beziehung diesem entzogen werden (§ 126a). Strengere V or­
schriften gelten für das Handwerk. Sieht man von einer Reihe wichtiger Aus­
nahmen und Übergangsbestimmungen ab, so steht in Handwerksbetrieben die Be­
fugnis zur Anleitung von Lehrlingen nur solchen Personen zu, die das vierund­
zwanzigste Lebensjahr vollendet und eine Meisterprüfung bestanden haben (§ 1291). 

Der Meisterprüfung aber geht in der Regel eine Lehrzeit von drei Jahren (§ 130a I), 
die Gesellenprüfung (§§ 131ff.) und eine Gesellenzeit von abermals drei Jahren 
(§ 133 III) voraus. Mit bestandener Meisterprüfung erlangt der Handwerker nach 
Vollendung des vierundzwanzigsten Lebensjahres auch die Befugnis zur Führung 
des Meistertitels in Verbindung mit der Bezeichnung eines Handwerks (§ 133 1). 

Der Titel "Meister" an sich ist also frei, nicht aber der Titel "Schreinermeister" 
u. dgl. 

170. Doch dürfen neue Genehmigungen nicht mehr erteilt werden und erlöschen die be­
stehenden am 31. Dezember 1930: ALVG. § 55]. 

171 Während der Edelmetallhandel nur gewissen Beschränkungen unterworfen, aber nicht 
genehmigungspflichtig ist: RGes. ü. d. Verkehr mit Edelmetallen, Edelsteinen und Perlen v. 
29. Juni 26. 

172 § 34a nach dem G. v. 7. Febr. 27. 172& Schußwaffengesetz v. 12. Apr. 28 §§ 2, 5. 
173 Wegen der preußischen Bezirksschornsteinfeger vgl. die ausführliche, von der früheren 

Rechtsprechung abweichende Entscheidung des PrOVG. 15. Mai 24, Entsch. 79, 285ff. 
174 Vgl. oben S. 448f. 
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Die Vorschriften über Sonntagsl uhe und Ladenschluß sind nach ihrem 
ursprünglichen Zwecke Bestimmungen ~;um Schutze der Arbeiter und Angestellten, 
mußten aber zur Vermeidung einer Begünstigung des ohne Gehilfen Arbeitenden 
auf alle Gewerbetreibenden einer bestirr,mten Art ausgedehnt werden. § 91 der Ver­
ordnung vom 18. März 1919 bestimmt., daß in der Regel offene Verkaufsstellen 
mit Ausnahme der Apotheken von sü,ben Uhr abends bis sieben Uhr morgens 
geschlossen sein müssen. Der erst seit] 919 geltende völlige Ladenschluß an Sonn­
und Festtagen findet seinen gesetzlichen Grund in § 105b II und § 41a GewO. 

Besondere Vorschriften gelten für len Straßenhandel und den Handel der 
Stadthausierer (§§ 42a, 42b). Der Straßenhandel mit Druckschriften, anderen 
Schriften und Bildwerken ist nur auf Gr'llld eines von der Ortspolizeibehörde auf den 
Namen des Berechtigten auszustellenden Legitimationsscheines zulässig (§ 43 1). 

Während diese Betätigungsformen nur der in den Sprachgebrauch der GewO. 
nicht Eingeweihte mit dem Gewerbebetrieb im Umherziehen verwechseln kann, 
kennt die GewO. gewisse Ausstrahlungen des stehenden Gewerbebetriebs 
über die Grenze des Gemeindebezirkes der gewerblichen Niederlassung hinaus, 
die sich nur bei genauerem Zusehen vcm Gewerbebetrieb im Umherziehen unter­
scheiden lassen. § 421 stellt sogar die Regel auf, daß die Befugnis zum selbständigen 
Betriebe eines stehenden Gewerbes im Zweifel auch die Befugnis in sich begreife, 
es außerhalb des Gemeindebezirkes der gewerblichen Niederlassung auszuüben. 
So sind namentlich auswärtige Betät,igungen auf vorgängige Bestellung 
Ausstrahlungen des stehenden Gewerb( betriebs. Der Naturheilkundige z. B., der 
zu einem bestimmten auswärtigen Kranken gerufen wird, darf dem Rufe Folge 
leisten. Sehr genau regelt die GewO. d.m Fall des Handlungsreisenden (§§ 44, 
44a). Wer ein stehendes Gewerbe betreibt, ist befugt, auch außerhalb d('s Ge­
meindebezirkes seiner gewerblichen Niederlassung persönlich oder durch in seinem 
Dienste stehende Reisende für die Zwecke seines Gewerbebetriebs Waren auf­
zukaufen und Bestellungen auf Waren zu suchen. Doch ist das Aufkaufen nur 
beim Hersteller, bei Kaufleuten oder in offenen Verkaufsstellen und das Aufsuchen 
von Bestellungen ohne vorgängige ausdrückliche Aufforderung nur bei Kaufleuten 
in deren Geschäftsräumen oder bei solc.len Personen zulässig, in deren Geschäfts­
betriebe Waren der angebotenen Art Verwendung finden. Es handdt sich also, 
kurz gesagt, um Engros-Reisende. :3ie bedürfen zwar keines Wandergewerbc­
scheins, aber einer ihm vielfach nachgebildeten Legitimationskarte. 

Über die Ausübung des stehenden Gewerbebetriebs durch Stellvertreter, 
durch die Witwe und die minderjährlgen Erben (§§45, 46) war schon im All­
gemeinen Teile die Rede (S. 201, 203.). 

ur. Auch den Verlust der Ge,"erbebefugnis regelt die GewO. genml. 
Die ausdrücklich vorgesehenen Verlnstgründe sind Nichtgebrauch, Zeitablauf, 
Rücknahme und Untersagung. 

Durch Nichtgebrauch erlöschen die Genehmigungen zur Errichtung yon 
Anlagen, zum Betriebe von Kranken-, Entbindungs- und Irrenanstalten, zu Schau­
spielunternehmungen, zum Betriebe eimr Gast- und Schankwirtschaft, zum Klein­
handel mit Branntwein und Spiritus undwm Betriebe eines Überwachungsgewerbes, 
und zwar, falls nichts anderes bestimmt iS1" dann, wenn der Inhaber der Genehmigung 
nach deren Empfang ein ganzes Jahr verstreichen läßt, ohne von ihr Gebrauch zn 
machen (§ 49 1). Hat er von ihr Gebrauch gemacht, aber den Betrieb später ein­
gestellt, so erlischt die Genehmigung dnrch Nichtgebrauch während dreier Jahre 
(§ 49 III). Die Bewilligung von FristverliLngerungen ist zulässig .. 

Zeitablauf endigt die Gewerbebefugnis nur, soweit sie auf Zeit erteilt werden 
darf. § 40 1 schränkt die Möglichkeit sehr ein, doch besteht sie z. B. für die Erteilung 
der Erlaubnis zur Veranstaltung von Lustbarkeiten, wie Drehorgelspielen, auf der 
Straße. 
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Auch die Rücknahme kraft freier Widerrufs befugnis ist bei den meisten 
Genehmigungen ausgeschlossen (§ 40 1), bei den Straßenlustbarkeiten aber ohne 
weiteres zulässig. Auch die grundsätzlich unwiderruflichen Genehmigungen sind 
jedoch rücknehmbar bei Unrichtigkeit der Nachweise, auf Grund deren sie erteilt 
wurden, bei Aberkennung der bürgerlichen Ehrenrechte des Gewerbetreibenden und 
dann, wenn aus Handlungen oder Unterlassungen des Inhabers der Genehmigung 
der Mangel der Eigenschaften, die bei Erteilung der Genehmigung vorausgesetzt 
werden mußten, klar erhellt (§ 53). 

Die Untersagung als allgemeinen Endigungsgrund für den Betrieb eines 
Gewerbes kennt die GewO. nur bei überwiegenden Nachteilen und Gefahren für das 
Gemeinwohl. Die nahe Verwandtschaft mit der Enteignung zeigt sich in der vom 
Gesetze ausdrücklich angeordneten Entschädigungspflicht, für deren Geltend­
machung der Rechtsweg offensteht (§ 51). 

Unter den nicht ausdrücklich genannten Endigungsgründen ist viel umstritten 
die Möglichkeit eines Verzichts auf die Gewerbegenehmigung. Sie ist mit der 
herrschenden Meinung zu bejahen (vgl. S. 205). 

ß) Gewerbebetrieb im Umherziehen ist nach § 55 der Gewerbebetrieb dessen, 
der außerhalb des Gemeindebezirkes seines Wohnorts oder der durch besondere 
Anordnung der höheren Verwaltungsbehörde dem Gemeindebezirke des Wohn­
orts gleichgestellten nächsten Umgebung des Wohnorts ohne Begründung einer 
gewerblichen Niederlassung und ohne vorgängige Bestellung in eigener Person 
1. Waren feilbieten, 2. \Varenbestellungen aufsuchen oder Waren bei anderen Per­
sonen als bei Kaufleuten oder an anderen Orten als in offenen Verkaufsstellen zum 
Wiederverkauf ankaufen, 3. gewerbliche Leistungen anbieten, 4. Musikaufführungen, 
Schaustellungen, theatralische Vorstellungen oder sonstige Lustbarkeiten, ohne daß 
ein höheres Interesse der Kunst oder der Wissenschaft dabei obwaltet, dar­
bieten will, soweit es sich nicht um eine Tätigkeit handelt, für die jene oben be­
sprochene Legitimationskarte nach § 44a genügt, und soweit nicht bei den Betäti­
gungen zu Ziff. 1-3 der Marktverkehr Freiheiten schafft. Will man versuchen, 
sich den Gewerbebetrieb im Umherziehen durch ein Wort anschaulich zu machen, 
so nenne man ihn den Gewerbebetrieb des Landhausierers. 

Der Landhausierer bedarf eines Wandergewer bescheins. Die Bekannt­
machung des Bundesrats vom 27. November 1896 unterscheidet drei Arten von Schei­
nen: einen gelben für Lustbarkeiten, einen grauen für die sonstigen Betätigungen, 
wenn ein Deutscher sie ausübt, einen roten bei Ausübung der gleichen Tätigkeiten durch 
einen Ausländer. Die GewO. begünstigt den grauen Schein. Allerdings sind ge­
wisse Betätigungen im Wandergewerbe schlechthin verboten, wie der Handel mit ge­
brauchten Kleidern, mit Gold- und Silberwaren, die Ausübung der Naturheilkunde 
(§§ 56, 56a, 56c), in bestimmten :Fällen muß der Wandergewerbeschein versagt werden, 
z. B. Personen, die unter Polizeiaufsicht stehen (§ 57 2), oder ist er in der Regel zu 
versagen, z. B. Personen unter fünfundzwanzig Jahren (§ 57a1 ), in anderen :Fällen 
darf er versagt werden, z. B. wenn der Nachsuchende im Inlande keinen festen Wohn­
sitz hat oder wenn für den Unterricht seiner schulpflichtigen Kinder nicht genügend 
gesorgt ist (§ 57b1, 4). In allen sonstigen Fällen aber hat der Nachsuchende einen 
Rech tsanspruch auf Erteilung des Scheines, und der erteilte Schein gilt für ein 
ganzes Kalenderjahr und für das gesamte Reichsgebiet (§ 60 1). Im Gegensatze dazu 
wird bei Erteil ung des gel ben und des rot e n Scheines immer noch die Be d ü rf n i s -
frage geprüft175, auch gilt der Schein nur für den Bezirk der ausstellenden Behörde 
und bedarf, wenn er noch in einem andern Bezirke gelten soll, der Ausdehnung, 
die auch für kurze Zeit oder für bestimmte Tage erteilt werden und wegen mangeln­
den Bedürfnisses abgelehnt werden kann 176. Der (rote) Ausländerschein braucht nicht 

175 §§ 575, 56d, Bek. v. 27. Nov. 96 II A 4. 
176 GewO. § 60l!, Bek. II A 6, 8. 
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für ein ganzes Kalenderjahr ausgestellt zu werden177. Der (gelbe) Lustbarkeits­
schein hat noch den weiteren Nachteil, daß sein Inhaber einer besonderen vorgängigen 
Erlaubnis der Ortspolizeibehörde bedalf, wenn er das Gewerbe von Haus zu Haus 
oder auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder an anderen öffentlichen Orten 
ausüben will (§ 60a). Über die Erteilung des Wandergewerbescheins beschließt 
in Berlin der Polizeipräsident, im übrigen Preußen der Bezirksausschuß, bei Aus­
ländern der Regierungspräsident. 

Für das Feilbieten selbstgewonneJ1er oder roher Erzeugnisse der Land- und 
Forstwirtschaft, des Garten- und Obs1.baues, der Geflügel- und Bienenzucht und 
selbstgewonnener Erzeugnisse der Jagd und Fischerei und in einigen anderen Fällen, 
wie Feilbieten selbstverfertigter Waren im Umkreise von 15 Kilometern vom Wohn­
ort gerechnet oder selbstgewonnener Erzeugnisse und selbstverfertigter Waren vom 
Schiffe aus, bedarf es keines Wandergewerbescheins (§ 5911- 3). Wer bei öffentlichen 
Festen, Truppenzusammenziehungen oder anderen außergewöhnlichen Gelegen­
heiten Waren feilbieten will, z. B. der Marketender, bedarf nur der Erlaubnis der 
Ortspolizeibehörde (§ 5914). Doch sind diese Betätigungen unter bestimmten 
Voraussetzungen untersagbar (§ 59a). 

y) Als dritte Form des Gewerbebetriebes nennt die Ge,wO. noch den Markt­
verkehr (§§ 64ff.). Marktluft macht auch heute noch frei, frei nämlich von den 
Beschränkungen des Gewerbebetriebs im Umherziehen und von besonderen Steuern. 
Nur für Lustbarkeiten bedarf es, auch wenn sie auf Märkten dargeboten werden, 
eines Wandergewerbescheins (§ 5511). • 

Das Gesetz unterscheidet Wochellmärkte, Jahrmärkte, Messen und Spezial­
märkte. Kein Markt kann ohne behördliche Genehmigung entstehen. Für die 
Genehmigung von Wochenmärkten ist in Preußen der Bezirksausschuß zuständig, 
von Jahrmärkten und Spezialmärkten der Provinzialrat, von Messen das Staats­
ministerium. 

Gegenstände des W ochenmar ktf:s sind nur rohe Naturerzeugnisse mit Aus­
schluß des größeren Viehes, frische Lebensmittel aller Art und Fabrikate, deren Er­
zeugung mit der Land- und ForstwirtEchaft, dem Garten- und Obstbau oder der 
Fischerei in unmittelbarer Verbindung ~,teht oder zu den Nebenbeschäftigungen der 
Landleute der Gegend gehört oder durch Taglöhnerarbeit bewirkt wird, mit Aus­
schluß der geistigen Getränke (§ 661); c.och kann der Bezirksausschuß die Liste er­
gänzen (§ 66 11). 

Auf Jahrmärkten dürfen außerdem Verzehrungsgegenstände und Fabrikate 
aller Art feilgehalten werden, z. B. geh~annter Kaffee, Schokolade, Kleider. Doch 
bedarf es zum Verkaufe geistiger Getränke zum Genuß auf der Stelle der Genehmi-
gung der Ortspolizeibehörde (§ 67). . 

Für Messen, d. h. die für den Großhandel bestimmten Märkte (Leipziger 
Messe I), enthält die GewO. Bestimmungen über die Erhebung von Beiträgen (§ 6811), 

für Spezialmärkte, z. B. Viehmärk1.e, nur die Vorschrift, daß es bei den be­
stehenden Anordnungen, etwa alten Observanzen, sein Bewenden hat, daß aber 
die zuständige Behörde mit Zustimmullg der Gemeindebehörde Erweiterungen des 
Marktverkehrs anordnen kann (§ 70). Eine besondere Art von Spezialmarkt, die 
Börse, hat ihre Regelung im Börsenget!etz des Reichs vom 27. Mai 1908 gefunden. 
Die Errichtung einer Börse bedarf der Genehmigung der Landesregierung, die die 
unmittelbare Aufsicht über sie den Handelskammern übertragen kann (§ 1). 

Im Einverständnisse mit der Gemeindebehörde kann die Ortspolizeibehörde 
eine Marktordnung erlassen (§ 69)178. Der häufige Versuch, auf diese Weise den 
Marktzwang einzuführen, d. h. das Verbot, während des Marktes eine zum Markt­
verkehr zugelassene Ware innerhalb de:~ Gemeindebezirks anderswo zu verkaufen 

177 Bek.1I A 8. 178 Vgl. z. B. VO. d. PolDirektion in Bremen v. 28. Aug. 26. 
JelJlnek, Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 31 
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als auf dem Markte, scheitert, soweit nicht besondere Gesetze ihn zulassenl79, immer 
wieder an dem berechtigten Widerstande der Gerichtel80. 

d) Da von den Innungen, Innungsausschüssen, Innungsverbänden und Hand­
werkskammern (Titel VI) schon im Zusammenhange mit der Darstellung der juri­
stischen Personen des öffentlichen Rechts die Rede war (S. 170ff.) und da der siebente 
Titel der GewO. über die gewerblichen Arbeiter seit Verselbständigung des Arbeits­
rechts zu diesem gehört, so ist nur noch kurz auf den Abschnitt über die gewerb-
lichen Taxen (Tit. V) einzugehen. . 

Nach Abbau der Kriegswirtschaft mit ihren Vorschriften über Höchstpreise 
und PreistreibereP81 gilt wieder der Grundsatz des § 72, daß polizeiliche Taxen 
für Waren und Dienstleistungen unstatthaft sind. Doch läßt die GewO. gewisse 
Ausnahmen zu. Hierbei sind zu unterscheiden selbstgewählte Taxen, behördlich 
angeordnete Taxen und Taxen für den Zweifelsfall. 

Ot) Selbstgewählte Taxen sind die Verkaufspreise für Backwaren und die 
von den Gastwirten festgesetzten Preise. Die Ortspolizeibehörde kann nämlich die 
Bäcker und die Verkäufer von Backwaren anhalten, die Preise und das Gewicht der 
verschiedenen Backwaren für gewisse, von .der Behörde zu bestimmende Zeiträume 
durch einen von außen sichtbaren Anschlag an der Verkaufsstelle zur Kenntnis 
der Allgemeinheit zu bringen (§ 731). Ähnliches gilt für die von den Gastwirten 
festzusetzenden Preise, nur daß der Gastwirt sie jederzeit, also ohne, wie der Bäcker, 
an Fristen gebunden zu sein, ändern kann (§ 75). Auf die Höhe der Preise wirkt die 
Behörde nicht ein. Einmal bekanntgegeben, binden sie den Bäcker, den Verkäufer, 
den Gastwirt, allerdings nur nach oben. 

ß) Behördlich angeordnete Taxen kennt die GewO. für das Straßengewerbe, 
also namentlich für die Dienstmänner und die Droschkenführer (§ 76), für die Be­
zirksschornsteinfeger (§ 77), für die vereidigten Feldmesser, Auktionatoren, Bücher­
revisoren u. dgl. (§ 78) und für die Apotheker (§ 801). Auch diese Taxen binden nur 
nach oben (§§ 79, 801)182. Dagegen können die Innungen ihren Mitgliedern auch 
Mindestpreise vorschreiben, nur den Zwangsinnungen ist es verboten (§ 100q). 
In diesem Zusammenhange seien auch einige Vergesellschaftungsgesetze, nämlich 
das Gesetz über die Regelung der Kohlenwirtschaft vom 23. März 1919 und 
das über die Regelung der Kaliwirtschaft vom 24. April 1919 sowie die Ver­
ordnung zur Regelung der Eisenwirtschaft vom 1. April 1920 erwähnt. Nach 
den Ausführungsbestimmungen vom 21. August 1919 zum ersten Gesetze bestimmt 
der Reichskohlenverband die Brennstoffverkaufspreise (§ 61), der Reichswirt­
schaftsminister kann sie herabsetzen (§ 112), die Festsetzung der Kleinverkaufs­
preise liegt örtlichen Stellen ob ( § § 113, 117). Die Durchführungsvorschriften 
vom 18. Juli 1919 zum Kaliwirtschaftsgesetz ermächtigen den Reichskalirat zur 
Festsetzung der Inlandsverkaufspreise (§ 55), die zugleich Mindestverkaufspreise 
für das Ausland sind (§ 87). Ebenso regelt der Eisenwirtschaftsbund die Preise 
gewisser Eisenrohstoffe und -fabrikate (EisWiVO. § 12). 

r) Als Taxen für den Zweifelsfall endlich nennt die GewO. noch die von 
den Zentralbehörden der Länder zu erlassenden Gebührenordnungen für appro­
bierte Arzte aller Art (§ 801I)183. Die hierin enthaltenen Sätze gelten nur als Norm 
für streitige Fälle beim Mangel einer Vereinbarung. 

179 Z. B. VO. über Handelsbeschränkungen v. 13. Juli 23 § 51, aufgehoben durch G. v. 
19. Juli 26 Art. II Ziff. 3. 

180 Vgl. aus neuerer Zeit OLG. Dresden 23. Dez. 25, SächsThürArchR. 3 (1926) S.203ff.; 
BayObLG. 10. März 27, SammlSt.27, 71ff. 

181 VO. v. 13. Juli 23 (RGBl. I S. 699) Art. II; G. v. 19. Juli 26 Art. I. 
182 Vgl. PrOVG. 29. Ok;t. 14, Entsch. 68, 399ff. 
188 Vgl. pr. GebO. f. Ärzte und Zahnärzte v. 25. Febr./1. Sept. 24, Pr. MinBl. "Volks­

wohlfahrt" 1924 S. 94ff., 371ff. 



§ 22. Die öffentlichen Sachen und Anstalten. - Grundzüge des Schulrechts. 483 

§ 22. Die öffentlichen Sachen und .Allstalten. - Grundzüge des Schulrechts. 
OTTO MAYER II s. 39ff., 57ff., 73ff., 89ff., 95ff., 268ff., 284ff.; FLEINER s. 321ff., 351ff., 

361ff., 366ff.; SCHOEN S.281ff., 284ff.; HATSCHEK S.433-470; LOENING S.373ff., 565ff., 
584ff., 596ff., 646ff., 733ff.; G. MEYER-DoCHow S. 203ff., 358ff., 432ff., 457ff.; HERRNRITT 
S. 229ff., 238ff., 377ff.; E. KAUFMANN irr. WStVR. III S.707ff. 

MOST Art. "Kämmereivermögen" im HWBKommunalW. II S. 579; REGULA Die Allmenden 
der Pfalz 1927; BERGDOLT Badische Allmenden 1926; HOOK Die Allmenden (Ortsbürgernutzun­
gen) in HeR sen 1927; RJECK EinIiegerland Ln Mecklenburg-Strelitz, MecklZ. 43 (1927) S. 189ff. 

OTTO MAYER Art. "Öffentliche Sachen" im WSt VR. III; EISELE über das Rechtsverhältnis 
der res publicae in publico usu nach röm. Reoht, Basler Universitätsprogramm 1873; A. PERNICE 
Die sog. res communes omnium, Berl. Festg. f. DERNBURG 1900; KARADzE-IsKRow Les choses 
publiques en droit Romain 1928; BIERMA~N Die öffentlichen Sachen, Gießener Universitäts­
programm 1905; KLOESS Die allgemeinen Sa,chen Luft und Wasser nach geltendem Rechte 1907; 
W. MOLL Zur Lehre von den öffentlichen Sachen, GruchotsBeitr. 54 (1910) S. 313ff.; RegRat. 
PETERS Ersitzbarkeit von Gegenständen öffentlichrechtJ. Eigentums in bes. Beziehung auf Stücke 
aus Archiven, VerwArch. 24 (1916) S.167ff.; v. ALMSICK Die Rechtsstellung des Privateigen­
tümers von Sachen des Gemeingebrauchs 192,~. - OTTO MAYER Der gegenwärtige Stand der Frage 
des öffentlichen Eigentums, ArchÖffR'.21 (1906) S.499ff.; DERSELBE Neues vom öffentlichen 
Eigentum, ArchÖffR. 39 (1920) S. 77ff.; H. SCHELCHER Zur Lehre vom öffentlichen Eigentum, 
FischersZ. 48 (1918) S. 345ff.; FRIEDRICHS }~igentum an öffentlichen Wegen, GruchotsBeitr. 62 
(1918) S.456ff.; DERSELBE Bürgerliches und öffentliches Sachenrecht, ArchÖffR.40 (1921) S. 257ff. 

ZORN, SCHREIBER u. a. Art. "Wegerecl:.t" im WStVR. III; H. SCHELCHER Der öffentliche 
Weg und seine Bedeutung für das öffentliche und das Privatrecht, FischersZ. 31 (1906) S. Iff.; 
GUBA Die öffentlichrechtlichen Grundlagen des Wegerechts 1917; RegAss. Dr. SCHMIDT Die 
Grundbegriffe des Wegerechtes, FischersZ. 47 (1918) S.1ff. - GERMERSHAUSEN Wegerecht 
und Wegeverwaltung in Preußen3, 2 Bände 1907 (von der 4. Aun. I Lfg. 1, 1929, erschienen); 
v. EscHsTRuTH Der öffentliche Weg (pr. 11. franz. Recht) 1902; LASSAR Grundbegriffe des 
preußischen Wegerechts 1919; KÜHNE Das pr. Wegerecht, Stusev. 1921/22 S. 468ff., mit 
vielen Fortsetzungen bis 1924 S. 2lf.; KJ~RSTEN Wegepolizeirecht, in v. BRAucHITscH Pr. 
Verwaltungsgesetze II2l ]928 S. 818ff.; v. HIPPEL WegeO. f. Ostpreußen 1912; JUST WegeO. 
f. Westpreußen 1906; HECHT WegeO. f. Posen 1909; FRIEDENTHAL Pr. Wegerecht m. bes. 
Berücksichtigung d. schlesischen Provinziab'echts 1906; RIEMANN Das schlesische Auenrecht3 

1911; KÜHL Wegegesetzgebung d. Provo Schleswig-Holstein2 1891; EBERT Wegegesetzgebung 
i. d. Prov. Hannover' 1897; LOOMANN Die Rechtsverhältnisse öff. Straßen i. Pr. m. bes. Be­
rücks. d. Provinz Hannover 1917; ECKER Ehein. Wegerecht 1916; WAND Die Rechtsverhält­
nisse d. öff. Wege i. d. Pfalz2 1887; v. BEzoLD Pfälz. Recht d. Gemeindewege, BlAdmPr. 65 
(1915) S. 209ff.; NEFF Öff. Wege, BayVer"BJ. 74 (1926) S.420ff.; v. HAEBLER Wegerecht i. 
Sachsen 1913; KORMANN Grundzüge des sächs. Wegerechts, FischersZ.43 (1914) S. Iff.; 
BoscH Grundsätze d. öff. Wegerechts (i. Württ.) WüRV.2 (1909) S. 267f.; DÖRR Straßenbau 
u. Straßenwesen, Zusammenst. d. württ. Gesetze usw.6 1924; ZAHN Wegerecht in Württ., 
WüRV.17 (1924) S.151ff., 164ff., 181ff.; GRAF Die sog. öffentlich-rechtlichen Wegdienstbar­
keiten in Württemberg, WüRV.7 (1914) S.140ff.; HOFACKER Aus dem Wegerecht, ABI. d. 
Württ. Innenministeriums 1928 S. 215ff. (dazu die Aufsätze von VON HALLER u. HOFACKER i. 
d. WüRV. 21, 1928, S. 145ff., 182f.); BECHER DieNeuregelung des Wegerechts in Thüringen, 
Thür.Kommun.Rundschau 6 (1928/29) Sp.163ff.; Dasthür.Wegerecht- ein ungelöstes Problem, 
Aufsätze des Thür. Min. d.1. u. v. HAUSENS obenda Sp.131 ff., 175ff. u. ThÜrGemKrZtg.l (1928) 
S. 65ff.; FEY Das hessische Straßenwesen 1928; HAWELKA Die Rechte an öff. Wegen in Österreich 
1910; BucHER-ENGELHART SteiermärkischeI.andesgesetze und Verordnungen VII: Straßen und 
Wege 1927. - E. WALZ Bad. Ortsstraßenrecht 1900; FLAD Bad. Ortsstraßengesetz 1909; R. FRIED­
IUCHS- v. STRAUSSU. TORNEy-SASS Pr.Straßer.-u.Baufluchtengesetz6 1920; SARANdesg1.2 1921; O. 
MEYER desgl. 1913; HÜLS Das Straßenwesen d. Stadtgemeinden nach pr. Verwaltungsrecht 1915. 

OTTO MAYER Art. "Flüsse", "Kanäle" im WStVR. I, II; HERMES, HOLTZ, KLOESS Art. 
"Gewässer" im WSt VR. II; SPIEsERArt. "Gr1lndwasseri. wasserrechtl. Beziehung"imHWBKom­
munalW. II; Dr. SCHMIDT-Dresden Zur Fragi: d. rechtJ. Behandlung d. Gewässer, GruchotsBeitr. 
52 (1908) S.813ff. - Kommentare zum preuß. Wassergesetz von HOLTz-KREuTz2 (kJ. Ausg.) 
1922, HOLTz-KREuTz (groß. Ausg.) J3 u.' 1927, bearb. v. SCHLEGELBERGER, IP u. 3 1919, 
KREuTz 1913, HERMES 1913, M. HERMANN ] 913, GOTTSCHALK 1913, WULFF u. HEROLD 2 1928, 
KLoEss I 1913, LENHARD u. REICHAU 1918, BORN 1926, SCHLEGELBERGER] 929(inv. BRAucHITscH 
Pr. Verwaltungsgesetze IIp? S. Iff.). BAuMERT Leitf. d. pr. Wasserrechtsl914; MÜLLER-LuCANUS 
Pr.Wasserpolizeirecht 1922; KERN Wasserwirtschaft und Wasserrecht 1927; FRIEDRICHS Wasser. 
recht, Stusev.9 (1928) S. 349ff. u. Forts. Entscheidungen d. pr. Landeswasseramts I-IV 1921 
bis 24. - EYMANN-ScHuBERT Bay. Wasserge,etz2 11926, II 1928, III i. Ersch.; BRENNER-FERGG 
desg1. 2 1928; W. SCHELCHER Sächs.Wassergesetz2, 2 Bände 1915; NIEDER Württ. Wassergesetz 
1902; HALLER desgl. 1902; HOFACKER Würt1,. Wasserrecht 1927; DEuTELMosER Wasserbau und 
Wasserrecht i.W ürttemberg (N ormenüberblic Ir) 1928; SClIENKELBad. W asserrecht2 1902; WIENER 
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Bad. Wasserrecht (Ergänzung z. vorigen) 1913; v. BAYER-EHRENBERG Bad. Wasserrecht, Mitt. d. 
deutschen Wasserwirtschafts- u. Wasserkraftverbandes Nr. 16 (1926); KÖTTGEN u. a. Juristische 
u. wirtschaftl. Gedanken z. thür. Wasserrecht, Heft 1 d. v. Kuratorium d. Hotzierstiftung 
herausg. Beiträge z. Wasserwirtschaft 1925; MEIXNER Gesetze u. Verordnungen betr. die 
(tschechosl.) Wasserwirtschaft 1926. - OSSIG Röm. Wasserrecht 1898. - SCHLEGELBERGER 
Gutachten ü. d. Entw. e. RWasserstraßengesetzes, v. 8. Aug. 21, im Auftr. d. RVerkehrsmin. 
erstattet; BEHR Grundlagen des Reichswasserrechts, HansRZ. 1923 Sp.55ff. - SCHULTHESS 
Das internationale Wasserrecht 1915. - Zeitsehr. f. d. ges. Wasserwirtschaft 1.-15. Jg. 
1906-1920; Zeitsehr. f. Agrar- u. Wasserrecht, seit 1921; Mitteilungen des Deutschen Wasser­
wirtschafts- und W asserkraft-Verbandes, seit 1920. 

OTTO MAYER Art. "Fähren" im WStVR. I; BORCHARD D. st.aat!. Fährregal, Z. f. Agr.­
u. Wasserrecht 11 (1928/29) S. 115ff.; HARTMANN D. Recht d. öff.Fähren im hamb. Staats­
gebiet, HansRZ. 1917/18 Sp. 521ff.; LASSALLY desgl., HansRZ. 1927 Sp. 87ff., ferner Sp. 923ff. 
- L. VOSSEN Das Recht des Meeresstrandes, Z. f. d. ges. Wasserwirtschaft 2 (1907) S. 362ff.; 
FR. HESSE Zur Lehre vom Eigentum am Meeresstrande, Kieler Diss. 1911; KISKER Die recht­
lichen Verhältnisse des Meeres u. d. Meeresküste, PrVerwBl. 39 (1918) S. 361ff.; HELFRITZ 
Der Meeresstrand im preußischen öff. Recht d. Gegenwart, Festgabe für das PrOVG. 1925 
S.62ff.; CASPER Der Meeresstrand, RVerwBl. 49 (1928) S. 437ff. Vgl. auch LAUE im 
PrVerwBl. 48 (1927) S.377ff. und RODENBERG Akten zum Hafenprozcß der Stadt Kiel, 
Mitteilungen der Gesellschaft für Kieler Stadtgeschichte 23. Heft 1908. - ANSCHÜTZ 
Art. "Deichwesen" im HWBStW. 111' 1926; HERMES u. HOLTZ Art. "Deichwesen" im 
WStVR. I; BOCHALLI Das Deichrecht, VerwAreh. 30 (1925) S. 432ff.; H. SCHRÖDER D. Deich­
wesen i. Schleswig-Holstein 1906; BEHR Deich und Deicheigentum, HansRZ. 1917/18 Sp.65lff. 
- BREDow-MüLLER Luftverkehrsgesetz 1922, Erg.-Heft 1927; BU:';SE Luftrecht 1928. -
GRÄSSEL Art. "Friedhöfe" im HWBKommunalW. 11; QUARCKArt. "Begräbniswesen" ebenda; 
BUCH Recht d. kommunalen Begräbnisplätze, Pr. Kommunalarchiv 7 (1917) S.16ff.; BRUNNER 
Friedhofsrecht, PrVerwBl. 46 (1925) S. 49ff.; DERSELBE Friedhofs- und Bestattungsrecht 1927; 
DERSELBE Die Friedhöfe im preußischen Recht, PrVerwBl. 49 (1928) S. 35ff.; GUILLAUME 
Friedhofsrecht in neuester Rechtsprechung und Gesetzgebung, Stusev. 1926 S. 143ff., 175ff.; 
A. HOFMANN Die konfess. Trennung d. Friedhöfe i. d. Pfalz, BlAdmPr. 56 (1906) S. 27ff.; 
BRUNNER Sächs. Friedhofs- und Begräbnisrecht, FischersZ.60(1927) S. 329ff., 61 (1927) S. 253ff., 
HARTENSTEIN Gemeingebrauch von Gemeindefriedhöfen, WüRV. 16 (1923) S. 15f.; HAWELKA 
Studien z. österr. Friedhofsrecht 1904. 

KLUCKHUHN Das Recht der Wirtschaftswege 1904. - BÖTCHER Wegebaupflicht Privater 
in Schleswig-Holstein, Kieler Diss. 1926. - OTTO MAYER Eisenbahn und Wegerecht, ArchÖffR. 15 
(1900) S. 511ff., 16 (1901) S. 38ff., 203 ff.; W. SCHELCHER Herstellung von Niveauübergängen bei 
der Kreuzung mit Eisenbahnen, EisenbE. 13 (1897) S.263ff.; PARISIUS Pflicht d. Reichsbahn 
z. Sicherung d. Bahnübergänge, PrVerwBl. 48 (1927) S. 242f., 556f.; HESSEL Zur :Frage der 
schienengleichen Bahnübergänge, BayVerwBl. 76 (1928) S. 209ff.; Ho HEYMANN Die Reichs­
bahnkreuzung, GruchotsBeitr. 70 (1928) S. Hf. - HARTMANN Haftung d. Staates u. d. 
Gemeinde für Verkehrssicherheit auf öff. Wegen, PrVerwBl. 37 (1916) S.565ff. 

SCHULTZENSTEIN Die Widmung z. öff. Wege, VerwAreh. 28 (1921) S. 169ff., dazu FRIED­
RICHS PrVerwBl. 42 (1921) S.3ff.; SCHULTZENSTEIN Zur Inanspruchnahme von Wegen f. d. 
öff. Verkehr, VerwAreh. 27 (1919) S. 394ff., dazu FRIEDRICHS PrVerwBl. 41 (1920) S. 341ff. -
SCHULTZENSTEIN Zur Einziehung öff. Wege, Verw Arch. 23 (1915) S. 165 ff.; DERSELBE Die Neu­
gestaltung der Einziehung öff. Wege, VerwAreh. 27 (1919) S. 334ff.; FRIEDRICHS Einziehung 
öff. Wege, PrVerwBl. 39 (1918) S.49lf. 

BERING Das Recht d. Anlieger an einer Straße 1898; W. v. BLUME D. Recht d. Anlieger an 
öff. Straßen, Festg. f. SCHIRMER 1900 S. lOIff.; APELT Gibt es ein Recht des einzelnen auf Be­
nutzung der öff. Wege? FischersZ.30 (1906) S. 97ff.; VOSSEN Der Gemeingebrauch am Wasser 
1911; LAUE Der Gemeingebrauch im pr. Wasserrecht, VerwAreh. 33 (1928) S. lff.; GER­
MJ~RSHAUSEN Die Beziehungen des Gemeingebrauchs und der Gemcinüblichkeit im Wasser­
gesetze zur Fischerei, Z. f. Agr.- u. Wasserrecht 10 (1928) S. 17ff.; STELLING Jagdrecht auf 
den Reichswasserstraßen, JW. 1925 S. 1085ff.; FRIEDRICHS Lastautos auf öff. Wegen, PrVerwBl. 
42 (1921) S.532ff.; GORDAN Straßeneigentum und moderne Reklame, PrVerwBl. 48 (1927) 
S.6lff.; STAMMLER Das Recht des Gebrauches öffentlicher Straßen, GruchotsBeitr. 70 (1928) 
S.129ff.; DÖMEL Hochantennen über öffentlichen Straßen, Thür. Kommun. Rundschau 5 
(1928) S. 153ff. - POTSCHTER Wesen und Recht der Konzession (Verleihung) in Deutsch­
land und Sowjetrußland 1928. - NOTTEBOHM Privatrechte an öff. Wegen und Nutzung über 
d. Gemeingebrauch hinaus nach pr. Recht, PrVerwBl. 37 (1916) S.697ff.; STEINBACH Die öff. 
Wegservituten, BayVerwBl. 74 (1926) S. 353ff., 75 (1927) S. 261ff.; DITTMANN desgl., ebenda 
75 (1927) S. 49ff., 70ff.; WETZEL Rechte Privater an öffentlichen Straßen, HessStaatsGemZ. 
52 (1928) S. 65f. - STOERK Verleihung von Straßenbahnlinien im Zustimmungsverfahren, 
EisenbE. 24 (1908) S. 73ff.; THEISSIG Recht d. Straßenbahngesellschaften z. Benutz. öff. Ge­
meindewege u. d. "Straßenbenutzungsverträge", FischersZ.37 (1910) S. Iff.; FLEISCHMANN 
Grenzen der Rechtswirksamkeit e. Tarifabrede in Straßenbenutzungsverträgen, GruchotsBei-
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61 (1917) S. 689ff., dazu HARTMANN EisenhE. 35 (1918/19) S.3IOff.; SCHMIDT·ERNSTHAUSEN 
Privatanschlußbahn·Konzessionen und Anschlußverträge, EisenbE. 31 (1914/15) S. 18ff., 266ff.; 
THOMA Die Gasröhrenkonzession, ArchÖffH. 38 (1918) S. 307ff. - BOCHALLI Verleihung u. 
SichersteIlung von Wassernutzungsrechten n. d. pr. Wasserges. 1923; BORCHARD Die staatt 
Genehmigung v. Brückenbauten, RVerw;Bl. 50 (1929) S.67ff.; HÜTTNER Festsetzung der 
Wasserhöhe bei Triebwerken und Stauanhgen, BayVerwBl. 75 (1927) S.433ff.; W. ApELT 
Rechtl. Natur d. Erlaubnis besond. Wasser benutzung nach d. sächs. Wassergesetz, FischersZ. 
46 (1917) S. 325ff.; HALLER Zur rechtl. Eigenschaft d. an öff. Gewässern bestehenden besond. 
Nutzungsrechte, WüRV. 18 (1925) S. 6lf.; WILH. MERK Das wasserrechtl. Heimfallrecht, Bad.­
VerwZ. 1924 S.25ff. - LAuE Die Bedeutung der Badekonzession f. d. Gemeingebrauch und 
das regale Nutzungsrecht am Meeresstrande, PrVerwBl. 48 (1927) S.377ff. LASSALLY Die 
Rechtsnatur der KonzeAsion des Fährbetriebes in Hamburg, HansRZ. 1927 Sp.923ff. 

KORMANN Art. "Öffentliche Anstalt" im WStVR. III; STIER,SOMLO Art. "Gemeinde· 
anstalten" im HWBRW. II 1927; LUDEWIG Die Regiebetriebe der Gemeinden 1927 (dazu 
die vom Verbande der Gemeinde· und Staatsarbeiter verlegten "Schriften zur Aufklärung 
und Weiterbildung" Nr. 23, 32, 33, 37/38, 1927-28); KÖTTGEN Die erwerbswirtschaftliche 
Betätigung der öffentlichen Hand und das 5ffentliche Recht 1928; FRIEDRICHS Das Recht der 
Versorgungsbetriebe 1928; NIPPERDEY Strc msperre, Zulassungszwang und Monopolmißbrauch 
1929. - KORMANN Erhebung öffentlicher Abgaben für die Kostendeckung "gewerblicher Unter· 
nehmungen" von Gemeinden und Kommunalverbänden, PrVerwBl. 34 (1913) S. 393ff.; VON 
COSSEL "Gewerbliche Gemeindeunternehmangen" und "Gemeindeveranstaltungen" nach § 3 
und § 4 des Kommunalabgabengesetzes, Pr. Kommunalarchiv 4 (1913) S. 613 ff.; NÖLL·FREUND 
Kommunalabgabengesetz8 1919 S. lIff.; STUMPF über den Begriff der Gemeindeanstalt 
nach bay. Gemeinderecht, BIAdmPr.57 (1 :)07) S. 1 ff.; MARTIN Zur Neuregelung des Rechtes 
der gemeindlichen Anstalten, BayGemZ. 38 (1928) Sp.505ff., 529ff. 

V. STEPHAN·SAUTTER Geschichte der [>reußischen Post 1928; SCHNEIDER 20 Jahre Post· 
recht, 2 Bde. 1928; KÜSGEN u. a. Handwörterbuch des Postwesens 1927; FISCHER· KÖNIG Die 
deutsche Post· u. Telegraphengesetzgebung6 1908; EGER·GORDAN Post·, Telegraphen. u. Tele· 
phonrecht 1909; SCHOLZ Post·, Telegraphen. u. Fernsprechrecht, EHRENBERGS Handb. d. 
Handelsrechts V2 (1915) S. 573ff.; KÖSTLER Österr. Post· u. Telegraphenrecht 1925. DAMBACH­
V. GRIMM G. ü. d. Postwesen6 1901, Nachtr. 1904; ASCHENBORN,SCHNEIDER G. ü. d. Postwesen2 

1928; WOLCKE Postrecht 1909; NAWIASKY Deutsches u. österr. Postrecht I 1909. WOLCKE 
Telegraphenrecht, 2 Teile 1911; DERSELBE Das Recht d. Fernsprechnebenanschlusses, EisenbE.27 
(1911)S.255ff.,376ff.; STAEDLERArt. "Telephonrecht", HWBRW.VI928 S.88lff.; NEUGEBAUER 
Funkrecht2 1926; DERSELBE Zur Entstehungsgeschichte des Gesetzes über Fernmeldeanlagen, 
Arch. f. Post u. Telegraphie 1928 S. 41 ff.; REICHE Funkrecht 1925. - STAEDLER Quellen. 
kritische Beiträge zur Lehre vom sog. Postbeförderungsvertrag, GruchotsBeitr. 65 (1921) 
S. 523ff.; DERSELBE Die Reichspost als "Bet,riebsverwaltung" des öff. Rechts, ArchÖffR. N. F. 
3 (1922) S. 193ff.; HELLMUTH Die Entwicklung der Rechtsidee von der öff. Anstalt im Ge· 
schäftsbereich d. deutsch. Reichspost, EisenbE. 43 (1926) S.154ff., 251ff., 349ff.; BÜRGIN 
Rechtsnatur der Rundfunkgenehmigung, Aach. f. Funkrecht 1 (1928) S. 625ff. (hierzu NEUGE. 
BAUER ebenda 2, 1929, S. Iff.); LIST Antennenrechts Rettunll', ebenda S. 424ff.; STORCK Rund· 
funkpolizei.Rundfunkmonopol, PrVerwBl. 4·6 (1925) S. 407ff.; FRIEDRICHS Antennenpolizei, 
PrVerwBI. 49 (1928) S. 129ff.; NAWIASKY Der VGH. u. d. rechtl. Natur d. Verhältnisses zw. 
Telephonanstalt u. Publikum, ÖAGZ. 63 (19l2) S. 241ff.; KÖSTLER Natur d. österr. Postrechts, 
GrünhutsZ.42 (1916) S.263ff. 

RIESS Art. "Schlachthöfe" im HWBKommunaIW.III. - LUPPE Art. "Arbeitsanstalten 
u. Arbeitszwang" ebenda I. - GLOCKNER Bad. Gebäudeversicherungsgesetz 1903. - WOLF· 
STIEG Art. "Bibliotheken" im WStVR. I; FRANKE Der Leihbetrieb d. öff. Bibliotheken 1905; 
GRAVENHORST Art. "Museen, öffentliche" im WStVR. II; LIST Grundriß eines Bibliotheks· 
rechts 1928. - SCHMITT, KLOSS Art. "Hin1.erlegungswesen" im WStVR. II; Kommentare zur 
preuß. HinterlegungsO. v. BLEECK 1914, ERYTHROPEL u. JONAS 1914, ARoN 1914, HAGEMANN 
1914; UMHAUER D. bad. Hinterlegungsrech1; 1920. KoPF Das Hinterlegungsverhältnis 1903; 
POEPPERLING Die öffentlichrechtl. Natur d. Rechtsbeziehungen zw. d. Schuldner, der hinter· 
legt, u. d. Hinterlegungsstelle, Kieler Diss. 1912. - SEIDEL Das deutsche Sparkassenwesen I 
1896; OEHLER Recht d. öff. Sparkassen H21; BEL Art. "Sparkassen", HWBRW. V ]928 
S. 560ff.; Gegenwartsprobleme des deutschen Sparkassenwesens, Vorträge a. d. Westf. Ver· 
waltungsakademie 1928; HAHN Handb. d. I,reuß. Sparkassengesetzgebung, 3 Bände 1920-26; 
SCHIERJOTT Die rechtl. Stellung der deutschen öff. Sparkassen, Köln. Diss. 1927; SIMON 
Das neue Sparkassenrecht, Kommentar ~ur Mustersatzung der Sparkassen vom 26. Juli 
1927 (1928); NICOLAI Die Kaufmannseif;enschaft der . Sparkassen, RVerwBl. 49 (1928) 
S. 455f.; SCHACHNER, Day. Sparkassenwesen 1900; KORN Die Staatsaufsicht im bay. Spar­
kassenwesen, BayVerwBl. 76 (1928) Sp. 369ff., 385ff.; G. MÜLLER Handbuch f. d. sächs. Spar· 
kassen 1908; SCHULTE Entwickelung d. Spalkassenwesens in Baden 1901; WALZ Einige Fragen 
aus dem badischen Sparkassenrecht, BadVerwZ. 60 (1928) S. 113ff., 129ff.; AHL Hess. Spar­
kassengesetz 1926; KAVEN Die Hamburger Sparkasse von 1827 (1927). - DEICHMANN Rechts· 
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fragen bei Gründung von Kommunalbanken, PrVerwBl. 43 (1922) S. 491ff.; WERRA Die Kom­
munalbanken u. d. Staatsaufsicht über sie, ebenda S. 519f.; SCHUTTE Kommunalbanken 1926; 
G. HARTMANN Entwicklung u. Organisation d. kommunalen Bankwesens in Deutschland 1926; 
TH. G. V.lIIPPEL u. a. Die öffentlichrechtlichen Kreditinstitute 1927. 

LÖSCHER Deutsches Schulrecht, Beiträge zu seiner Geschichte 1927. - LEXIS Das Unter­
richtswesen im Deutschen Reich, 4 Bände 1904; SCHEER u. a. Art. "Schulwesen" im HWBKom­
munalW. IIr. - ANSCHÜTZ RV. zu Art. 142ff.; DERSELBE PrVerfUrk. 11912 S.364ff. - LAH, 
MEYER-SCHNEIDER Das Reichsgrundschulgesetz 2 1927; LAMMERS Die Schulpflicht u. ihre Er­
zwingbarkeit, Stusev. 1924 S. 224ff.; DERSELBE Aktenstücke zum Reichsvolksschulgesetz 1928. 
- Verfügungen der pr. Unterrichtsverwaltung, her. v. GÜLDNER und LANDE, erscheinen in 
zwanglosen Heften bei der Weidmannschen Buchhandlung, Berlin; Handbuch der pr. Unter­
richtsverwaltung 1928. - V. RÖNNE-ZORN StR. d. pr. Monarchie IJ2, bearbeitet von GIESE, 1!J16; 
KÜHN Schulrecht in Preußen 1926. v. BREMEN Die pr. Volksschule 1905, 4 Nachträge 1906-09; 
V. BRAucffiTscH Pr. Verwaltungsgesetze VIP 1908; SACHSE Grundzüge des pr. Volksschulrechts 
1926; DERSELBE Aufsätze im Jahrbuch "Das deutsche Schulwesen" 1927; POTTAG Bestimmungen 
ü. d. Volks- u. Mittelschule26 1926. ErgBd.1927; JEILER Handbuch des Volksschulwesens ein­
schließlich der mittleren und privaten Schulen und der ländlichen Fortbildungsschulen 1928. 
LEZIUS G. betr. Unterhaltung der öff. Volksschulen 2 1908; V. ROHRSCHEIDT desgl. 6 1925. ANSCHÜTZ 
Die Schulaufsicht u. d. rechtl. Stellung der Volksschullehrer in Preußen, Berl. Festg. f. GIERKE 
11910 S.169ff.; JEILER Schulverwaltung und Rechtskontrolle, Pr. Volksschularchiv 21 ~1925) 
S. 193 ff. GÜRICH Die Landesschulkasse, VerwArch. 31 (1926) S. ll1ff. KIRCHERT Handbuch für 
Mittelschulen 1926. - ZIEROFF Schulgesetzeskunde (f. Bayern) 1925, Nachtr. bis 1. Dez. 27; 
MEINZOLT Bay. Volksschulrecht 1926; L. BRAUN Bay. Schulbedarfsgesetz 1925; PlLOTY Recht d. 
Volksschulaufsicht in Bayern, ArchÖffR., II. Beilageheft 19l1; MÜHLHAUS Das Schulrecht n. d. 
bay.Konkordat, BayGemZ. 38 (1928) Sp. 793ff., 825ff., 849ff., 869ff.; V. SEYDEWITZ u. HAEBLER 
Sächs. Volksschulges.8 1918; Gesetze u. Verordnungen ü. d. Volks- u. Fortbildungs-(Berufs-) 
Schulwesen im Freistaate Sachsen seit 19196 (1927); FRANZ SCHMIDT Die bad. Volksschule 
1926; SCHNOBEL Die Thüringer Schulgesetze Heft 1-4, 1926--27; EVERMANN-WAHLS Schul­
recht und Lehrerrecht in Meckl.-Schwerin 1925. - HAVENSTEIN Das Züchtigungsrecht d. Lehrer, 
Volksschularchiv 3 (1904) S. 97ff.; GILBERT über d. Züchtigungsrccht insbes. das des Lehrers in 
Sachsen, FischersZ. 33 (1908) S. Iff. - Preußisches Volksschularchiv, her. v. K. VON ROHR­
SCHEIDT, seit 1902; Zeitschrift "Der Schulverband" , her. v. VORBRODT u. HERRMANN, seit 1927. 

GIESE Die staatsr. Stellung d. Fortbildungsschulen, Pr. Volksschularch. 16 (1917) S.1ff.; 
V. SEEFELD Die Berufsschulpflicht in Preußen2 1926; DERSELBE U. LIEBICH Die Verwaltung der 
Berufsschulen 1927; HOMMER D. Recht d. gewerbl., kaufm. u. hauswirtsch. Berufs- und 
Fachschulen in Preußen 1925; BOCHNIG Rechtl. Grundlagen d. gcwerbl., kaufm. u.ländl. Be­
rufsschulen 1926; GÜNTHER Die Schulbeiträge z. Unterh. d. Berufsschulen 1928. - LUTZ Das 
Gewerbeschulwesen, MecklZ.42 (1926) Sp.643ff. 

STIER-SOMLO Art. "Höhere Lehranstalten", HWBRW.III 1!J28 S.199ff. WIESE-IRMER 
Das höhere Schulwesen in Preußen IV (umfassend d. Zeit v. 1874-1901) 1902; KAESTNER 
Schulverwaltungsrecht für höhere Schulen 1916; RIESENBÜRGER Die rechtlichen Grundlagen d. 
mittl. u. höh. Schulwesens in Preußen seit 1918 (1926); O. CONRAD Neuordn. d. höh. Schulwesens 
in Preußen 1926. J. MAYER Das höh. Unterrichtswesen in Bayern, Vorschriften-Sammlung 
1928. Zur Neuordnung des höheren Schulwesens in Sachsen, Dcnksehr. d. Min. f. Volksbildung, 
1926. STURM über Verwaltung u. Wesen der höheren Lehranstalten, MeeklZ. 43 (1927) Sp.389ff. 

G. KAUFMANN Die Geschichte der deutschen Universitäten I 1888, II 1896; BORNHAK 
Geschichte der preuß. Universitätsverwaltung bis 1810 (1900); A. SACHSE Friedrich Althoff 
und sein Werk 1928. - STIER-SOMLO Art. "Hochschulen", HWBRW. III 1928 S. 180ff.; 
GRADENWITZ Zur Universitätsverfassung , Straßb. :I!'estschrift f. LABAND 1908 S. 249ff. AD. 
DYROFF Wege und Abwege der Universitätsreform 1928. - BORNHAK Die Rechtsverhältnisse 
der Hochschullehrer in Preußen 1901; DERSELBE Die Korporationsverfassung der Universitäten, 
VerwArch.18 (1910) S. Iff.; HATSCHEK Die rechtl. Stellung d. Universitäten nach demALR., 
VerwArch. 17 (1909) S.307ff.; HUBRICH Beiträge zum preuß. Unversitätsrecht, AnnDR.1907 
S.16ff., 81ff.; DERSELBE Die akademische Disziplin in Preußen, AnnDR. 1910 S.742ff.; DER­
SELBE Die Gründung von Universitäten nach preuß. Recht, AnnDR.1912 S.641ff.; DERSELBE 
Die ~orporationsnatur d. preuß. Universitäten, ArchÖffR.38 (1918) S. 219ff.; ARNDT Erlaß 
undAnderung von Universitätsstatuten, VerwArch. 27 (1919) S. 349ff.; DERSELBE Die Verkün­
dung von Universitätsstatuten und von allen in sie eingreifenden königl. Erlassen, VerwArch. 
28 (1921) S. 33ff.; HOLSTEIN Hochschule updStaat, in "Das akademische Deutschland" III 
(1928). - W. RICHTER- H. PETERS Die Statuten der preußischen Universitäten und Tech­
nischen Hochschulen I 1929, II 1928 u. Forts. HUBRICH Greifswalder UniverRitätsrecht 1917; 
CURSCHMANN-HoLSTEIN-TRIEPEL Stiftungsvermögen und Selbstverwaltungsrecht der Universität 
Greifswald 1925. OTTO LENEL Die Universität Straßburg 1921; OTTO MAYER Die Kaiser­
Wilhelms-Universität Straßburg 1922. - CONTI Das preuß. Studentenrecht 1925; HOLTZ Das 
deutsche Studentenreeht 1927; Die deutsche Studentenschaft in ihrem Werden, Wollen und 
Wirken, her. v. Vorstand d. deutschen Studentenschaft 1928; TEUBERT Die rechtliche Stellung 
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der studentischen Korporationen an den deutschen Hochschulen, Jen. Diss. 1928. - VmcHow 
Die Freiheit der Wissenschaft im modernen Staat 1877; ROTHENBücHER und SMEND Das Recht 
der freien Meinungsäußerung, VStaatsRL. 4 (1928) S.6ff., 44ff.; STIER·SOMLO Universitäts­
recht, Selbstverwaltung und Lehrfreiheit, ArchÖffR. N. F. 15 (1928) S. 360ff.; W. SCHMIDT 
Die Freiheit der Wissenschaft 1929. MESS1JR Der Fall Lessing 1926. Zum Falle des FRHRN. 
MARSCHALL v. BIEBERSTEIN vgl. diesen selb~t im Geleit- und Nachwort zu seiner 1927 ver­
öffentlichten Rede "Vom Kampf des Rechtes gegen die Gesetze". 

APT Zur Handelshochschulbewegung in Deutschland 1907; DERSELBE Die Errichtung einer 
Handelshochschule in Berlin 1900. - Verwaltungs-Akademie Berlin, Aufgaben, Wege und Ziele 
der deutschen Beamtenhochschulen, Festsc hr. zum 5 jährigen Bestehen der VA. Berlin, her. 
v. W. PIETSCH, 1924. - HELLER Freie Volksbildungsarbeit 1924. 

FRIEBE Reichsverfassung und konfessionelle Gliederung der Schule 1926; RADBRucH u. 
ARZT Die weltliche Gemeinschaftsschule 1921. 

A. WOLF Die Rechtslage der Privatschulen, FischersZ. 54 (1922) S. 175ff.; LÖVINSON Recht 
d. Privatschulen und Privatlehrer in Preußen, JW. 1924 S. 34f.; G. HUBRICH Privatschule 
und Privatunterricht 1927. - MATzKER Dill neuen Bestimmungen über den Privatunterricht 
in der Musik, PrVerwBl. 46 (1925) S. 483ff.; LÖVINSON desgI., Festg. f. Max Fuchs 1926 S. 177ff. 

BEHREND RGes. ü. Jugendwohlfahrt 1!l25; SCHIEDERMAIR desgl. 1926; DREwEs-SANDRE 
desgl.B 1928; RICHTER Recht der Jugendwohlfahrt und Fürsorgeerziehung, in v. BRAucffiTscH 
Pr. Verwaltungsgesetze IV17 1926 S. 633ff.; RISS-WEITPERT-RICHTER Jugendwohlfahrtsrecht I 
1925, II u. III 1926; WEGNER Jugendrecht L929. - Zentralblatt f. Jugendrecht und Jugend­
wohlfahrt, her. v. (GRABOWSKY u.) WEBLER. 

Der Staat hat sich bis zu diesem Punkte der Darstellung im wesentlichen als 
der große N ehmer gezeigt. Er nimmt öffentliche Dienste für sich in Anspruch, er­
hebt Steuern, Beiträge und Gebühren, enteignet, legt öffentliche Lasten auf, erläßt 
polizeiliche Verbote und Gebote. Wohl war auch von begünstigenden Verwaltungs­
akten, wie Erlaubniserteilungen, oder von Gegenleistungen, wie Zahlung von Be­
amtengehältern, Entschädigungen für Enteignungen, die Rede. Aber das Haupt­
gebiet, in dem sich der Staat als Geber zeigt, fehlt noch. Er tut es durch Ge­
währung von Nutzungen an öffentlichen Sachen und Anstalten. 

I. Die öffentlichen Sachen. 
Der Staat und sonstige Träger öffentlicher Gewalt können privatwirtschaftlich 

verwaltetes Vermögen haben. Sie lassen Felder und Forsten bewirtschaften, ver­
pachten sie, betreiben Bergwerke und Fabriken, legen überflüssiges Geld zins­
tragend an. Das so verwaltete Vermögen heißt Finanzvermögen und hat mit 
dem öffentlichen Rechte nur soweit ~m tun, als Bestimmungen der Haushalts­
ordnung oder der Kommunalaufsicht hereinspielen (vgl. S. 37lf., 515). Privatwirt­
schaftlich genutztes Vermögen sind auch die aus alter Zeit überkommenen All­
menden der Gemeinden, nur daß die Gemeinde solche Gemeindeäcker nicht selbst 
bewirtschaftet, sondern in einer strengen Reihenfolge einzelnen Gemeindeangehöri­
gen zur Nutzung überweist. Der am Zuge befindliche Gemeindeangehörige hat ein 
subjektives öffentliches Recht auf diese Überweisung, ein Umstand, der die vielfach 
in Allmendestreitigkeiten angeordnete Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte erklärt. 

Der Träger öffentlicher Gewalt kann die ihm gehörigen Sachen auch für den 
inneren Dienstbetrieb verwenden. Er urichtet Dienstgebäude, Kasernen, Vorrats­
schuppen, Zollniederlagen. Sie gehören zum sog. Verwaltungsvermögen. Auch 
auf das Verwaltungsvermögen finden im großen und ganzen die Vorschriften des 
Privatrechts Anwendung, doch gibt er hier Sonderbestimmungen über Veräuße­
rung, Pfändung, Besteuerung. Das die Eigentumsverhältnisse zwischen Reich und 
Ländern klärende sog. Reichseigentumflgesetz vom 25. Mai 1873 bezieht sich nur 
auf Verwaltungsvermögen des Reichs. Für das Verwaltungsrecht aber ist das Ver­
waltungsvermögen von geringem Belang, da sich an ihm besondere Rechtsbezie­
hungen zwischen öffentlicher Gewalt und Bürger nicht nachweisen lassen. 

Dies ist erst bei den öffentlichen Sachen der Fall, die demgemäß als vierte 
Vermögensart neben das Finanzvermögen, die Allmenden und das Verwaltungs­
vermögen treten. Man kann sie umschreiben als der öffentlichrechtIichen 
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Einwirkung dauernd unterworfene Sachen, an denen zwischen Ver­
waltung und einzelnem Rechtsbeziehungen öffentlichrechtlicher Art 
bestehen. Hauptbeispiele für sie bilden die öffentlichen Wege mit den da­
zugehörigen Brücken und Fähren 1, die öffentlichen Gewässer einschließlich 
der Häfen 2 , der Meeresstrand 3 , der Luftraum außerhalb des Interessen­
bereichs des Grundeigentums, die Friedhöfe 4. Unter ihnen seien die öffentlichen 
Wege und Gewässer etwas näher betrachtet, da sich die Gesetzgebung ihrer be­
sonders umfassend angenommen hat. 

1. Die Rechtsquellen sind in den Gesetzsammlungen der Länder zu suchen, 
ein Wege- oder Wasserrecht des Reiches gibt es noch nicht, das Reichsgesetz vom 
29. Juli 1921 über den Staatsvertrag wegen Übergangs der Wasserstraßen auf das 
Reich regelt nur das Verhältnis zwischen Reich und Ländern4a • Das Wegerecht 
ist nicht einmal innerhalb aller Länder einheitlich geregelt, vor allem herrscht 
innerhalb Preußens hier eine unübersehbare Mannigfaltigkeit. Teilweise gilt noch 
das Allgemeine Landrecht, dessen zweiter Teil im fünfzehnten Titel von den Rechten 
und Regalien des Staates in Ansehung der Landstraßen, Ströme, Häfen und Meeres­
ufer handelt. In ~(}hlElswig-Holstein ist noch zum großen Teile die Wegeverord­
nung vom 1. März 1842, also aus der dänischen Zeit, in Kraft, in der Rheinprovinz 
herrscht zum Teil noch französisches Recht, während die Provinzen Westpreußen, 
Posen und Ostpreußen in den Jahren 1905, 1907 und 1911 neue Wegeordnungen 
erhalten haben. Die zur Zeit neuesten Wegegesetze innerhalb Deutschlands haben 
Meuklenburg-Schwerin mit der Wegeordnung vom 31. Mai 1926, das Land Hessen 
mit dem Gesetze über das Straßenwesen vom 15. Juli 1926 und die Hohenzollern­
sehen Lande mit dem Straßenbaugesetz vom 29. November 1928. Besser steht 
es mit der Kodifizierung des Wasserrechts, seit Preußen mit dem Wassergesetz 
vom 7. April 1913 der innerhalb seines Gebietes herrschenden Rechtszersplitterung 
ein Ende bereitet hat. Auch haben Thüringen durch das Notgesetz vom 20. De~em­
ber 1923 und Mecklenburg-Schwerin durch das Wassergesetz vom 9. Juli 1928 
zur Vereinheitlichung des Wasserrechts beigetragen. 

2. Als Rechtssubjekte begegnen im Wege- und Wasserrecht Privatpersonen 
und öffentliche Verbände. 

Privatpersonen kommen vor allem als Nutzer der öffentlichen Sache vor, 
ob sie nun ausschließlich Gemeingebrauch üben, z. B. auf der Straße gehen, auf 
dem Flusse Boot fahren, oder, wie der Wassermüller, ein besonderes Recht am 
Wasserlaufe haben. Sie können aber auch Eigentümer der öffentlichen Sache 
sein. Die Öffentlichkeit eines Weges bedeutet nicht Ausschluß des Privateigentums 
einer Einzelperson. Vielmehr kann sich der Eigentümer eine .. Privatweges mit 
dessen Widmung für den öffentlichen Verkehr einverstanden erklären, ohne das -
bei Einziehung des Weges wieder voll auflebende 5 - Eigentum am Wege zu verlieren. 
Auch durch Enteignung kann der Eigentümer mit einer derartigen Dienstbarkeit 
belastet werden. Im Wasserrechte allerdings liegen die Dinge, jedenfalls in Preußen, 
anders6• Hier steht das Eigentum an den sog. Wasserläufen erster Ordnung, von 
Ausnahmen aus früherer Zeit abgesehen, notwendig dem Staate, seit dem er­
wähnten Reichsgesetze vom 29. Juli 1921 zum Teil dem Reiche zu. Eigentümer der 
Wasserläufe zweiter Ordnung sind in einigen nördlichen Gebietsteilen die Deich­
und Sielverbände, in der Provinz Hessen-Nassau die unterhaltspflichtigen Ge-

l Vgl. PrOVG. 10. Jan. 18 u. 6. Apr. 22, Entsch.73, 364ff. u. 77, 356ff. 
2 Vgl. harnb. Hafengesetz v. 2. Juni 97, lüb Hafenordnung v. 13. Okt. 27, G. betr. d. ]3p­

nutzung der brernischen Häfen v. 15. Apr. 28. 
3 über dessen Begrenzung durch die Linie der mittleren Flut pinerseits, die Uferschutz-

werke andererseits vgl. PrOVG. 1. Dez. 11, Entsch. 62, 29Sff. 
4 Vgl. z. B.lüb. Friedhofs- u. BestattungsO. v. 30. Juni 15. 
4a Vgl. hierzu harnb. G. v. 28. Dez. 25. 
6 Teilweise abweichend bad. Straßenges. v. 14. Juni 84 § 36II1. 6 WasserG. §§ 7ff. 
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meinden; diese sind hier auch Eigentümerinnen der Wasserläufe dritter Ordnung. 
Im übrigen gehören die Wasserläufe 7weiter und dritter Ordnung, auch hier vor­
behaltlich übergangsrechtlicher Abwe'cchungen, dem Eigentümer der Ufergrund­
stücke anteilig als deren, allerdings nicht notwendiger, Bestandteil. Endlich können 
Privatpersonen die zur Unterhaltung der öffentlichen Sache Ver­
pflichteten sein, doch versteht sicb eine solche PIlicht keineswegs von selbst. 
Namentlich gilt hier nicht der Satz des allgemeinen Polizeirechts, daß der Eigen­
tümer für die Polizeimäßigkeit der ihm gehörigen Sachen einzustehen hat. So war es 
verkehrt, daß ein Amtsvorsteher einen Mühlenbesitzer zur Herstellung einer ihm ge­
hörigen Brücke anhielt, über die ein öEfentlicherWeg führte? Denn der Sinn jenes 
Satzes des allgemeinen Polizeirechts ist der, daß der Verfügungsberechtigte der Polizei 
gegenüber haftet, die Verfügungsgewalt, namentlich die Befugnis, den Weg zu sperren, 
fehlt aber dem Eigentümer eines öffentlichen Weges. Es bedarf daher eines beson­
deren Rechtsgrundes, wenn eine Privatperson zur Unterhaltung einer öffentlichen 
Sache verpflichtet sein soll. Auch bei der freiwilligen Pflichtübernahme ist zu prüfen, 
ob nicht das Gesetz eine solche Abbürdung vermieden wissen will8• 

Die Pflicht zur Unterhaltung öffentlicher Sachen liegt vielmehr in erster Linie 
öffentlichen Verbänden ob. Bei natürlichen Wasserläufen erster Ordnung 
ist Träger der Unterhaltungspflicht der Staat, bei solchen zweiter Ordnung sind es 
die für diesen Zweck zu bildenden Wassergenossenschaften9• Im Wegerecht pflegt 
man drei Klassen von Wegen zu unterscheiden: Staatsstraßen, Straßen höherer 
Kommunalverbände und Gemeindewege, doch hat Preußen die Staatsstraßenver­
waltung dezentralisiert und durch § 18 des Gesetzes vom 8. Juli 1875 den Provinzial­
verbänden übertragen. Die neueste preußische Wegeordnung, die für Ostpreußen 
vom 10. Juli 1911, unterscheidet demgemäß Provinzial-, Kreis- und Ge­
meindewege (§§ 14f.). Doch wechseln die Bezeichnungen innerhalb Preußens. 
In l3c:lhleswig-Holstein z. B. heißen die drei Arten von Wegen Hauptlandstraßen, 
Neoenlandstraßen und Nebenwege1o• Die mit solchen Einteilungen geregelte Wege­
baulast umfaßt nach den typischen Bestimmungen der ostpreußillchen Wege­
ordnung vom 10. Juli 1911 die öffentlich rechtliche Verbindlichkeit zur Anlegung, Ver­
legung und Einziehung der Wege, zu ihrer Unterhaltung, Verbesserung, Verbreite­
rung oder Verengerung, zur Beseitigung der Verkehrshindernisse auf den Wegen und 
zur Gewährung der durch solche MaGnahmen gesetzlich begründeten Entschädi­
gungen (§ 91). Die Beleuchtung und polizeiD;läßige Reinigung der Wege dagegen 
fällt nicht unter die Wegebaulast (§ 12). "Polizeimäßige Reinigung" bedeutet 
aber in diesem Zusammenhange eine über das Maß des durch Verkehrsrücksichten 
Gebotenen hinausgehende Reinigung, namentlich aus Gründen der Gesundheits­
pflege, z. B. das Fegen des Staubes, daH Besprengen der Straße mit Wasser, die Be­
seitigung herumliegenden Papiers, während das Wegereinigungsgesetz vom 1. Juli 
1912 den, übrigens aus alter Zeit stammenden, Ausdruck weiter faßt und darunter 
die gesamte Reinigung, auch die aus Verkehrsrücksichten, versteht. Der die Ge­
richte vielfach beschäftigende Rechts7Ustand ist jetzt der, daß innerhalb der ge­
schlossenen Ortslage der Wegebaupflich1.ige als solcher überhaupt nicht zur Reinigung 
der Wege, außer den Brücken, verpflichtet ist, an seine Stelle vielmehr die Gemeinde 
oder kraft Ortsstatuts die Anlieger mit (~er Verpflichtung zur ordnungsmäßigen Reini­
gung schlechthin treten; außerhalb der geschlossenen Ortslage besteht die Pflicht 
des Wegebaupflichtigen auch zur Wege reinigung, aber nur zur verkehrsmäßigen. 

Mit der Wegebaulast ist nicht no1wendig eine Verfügungsgewalt über den 
(:jffentlichen Weg verbunden, vielmehr ist im größeren Teile Preußens der Haupt­
verfügungsberechtigte, der Wegehefl", wenn man ihn so nennen will, der durch 

7 Vgl. nen Fall PrOVG. 1. Okt. 25, Ent,sch. 80, 225ff. 
8 PrOVG. a. a. 0.; vgl. auch oben S. H8f. 9 Pr. WasserG. § 11511 u' 2. 

10 WegeVO. v. 1. März 42 § 2. 
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die Wegepolizeibehörde vertretene Staat; denn nach § 571 ZustGes. beschließt 
über Einziehung oder Verlegung öffentlicher Wege nicht die Provinz, der Kreis 
oder die Gemeinde, sondern die Wegepolizeibehörde. Nur in S.chleswig-Holsteh.1 
und in Hannover steht den Gemeinden die Verfügungsgewalt in erheblichem Um­
fange zu (§§ 581, 601R). Bei Ortsstraßen ist die Gemeinde ganz allgemein der 
hauptberechtigte Teil, da jede Veränderung von solchen Straßen eines Beschlusses 
des Gemeindevorstandes und des Einverständnisses der Gemeindevertretung, 
allerdings mit Zustimmung der Ortspolizeibehörde, bedarf 11. 

Ist der über eine öffentliche Sache Verfügungsberechtigte und der Eigentümer 
eine und dieselbe Person, so erhebt sich die Frage nach dem Vorhandensein eines 
öffentlichen Eigentums. OTTO MAYER hat sich mit der größten Energie für 
die Möglichkeit und das Dasein eines solchen Rechtsinstituts eingesetzt12 • Die Tat­
sache, daß sich weder die Wissenschaft noch die Rechtsprechung von OTTO MAYER 
haben wesentlich beeinflussen lassen, spricht noch nicht gegen die Richtigkeit dcr 
Lehre, denn für eine umfassende Kritik der Lehre sind vorläufig nur Bausteine vor­
handen13• Die Untersuchung müßte etwa den Weg gehen, daß man fragt, gegen wen 
jene umfassendste Beziehung zu einer Sache, die wir Eigentum nennen, sich richten 
kann. Gegen Nebengeordnete gewendet nennen wir sie Privateigentum, gegen die 
öffentliche Gewalt gewendet könnte man sie staatsgerichtetes Eigentum nennen. 
Die dritte Richtung wäre die der öffentlichen Gewalt als Eigentümerin der 
Sache gegen alle Machtunterworfenen. Soweit sich der Staat oder der sonstige 
Träger öffentlicher Gewalt bei Betätigung als Eigentümer besonderer Machtmittel, 
insbesondere des Verwaltungsaktes, bedient, läßt sich zum mindesten darüber 
reden, ob man nicht diese dritte Abart des Eigentums als öffentliches Eigentum be­
zeichnen soll. Aber nun kommt die Einwendung: soll man nicht, statt das Privat­
eigentum dem staatsgerichteten und dem öffentlichen Eigentum gegenüberzustellen, 
das Eigentum neutral gestalten, als ein dem Privatrecht und dem öffentlichen Rechte 
gleichermaßen angehöriges Rechtsinstitut ~ Und ist das als öffentliches Eigentum 
bezeichnete Eigentum vielleicht nichtE! anderes als die durch kein gegenüber­
stehendes Privatrecht gehemmte Gebietshoheit~ Eine Fülle von Fragen, die der 
Klärung würdig und bedürftig sind. 

3. Entstehungs- und Endigungstatbestände für die Öffentlichkeit einer Sache. 
a) Für gewisse öffentliche Sachen ist der Entstehungstatbestand rein natür­
licher Art. Das Meer überflutet eine Strecke Festlandes und macht sie damit zum 
Bestandteil des Ozeans; was Strand war, wird Meer, was Binnenland war, Strand. 
Oder ein Berg stürzt ein und erweitert dadurch den freien Luftraum über ihm. Ein 
fließendes Gewässer, das sich hierbei oder sonstwie neu bildet, wird ohne weiteres ein 
Wasserlauf dritter Ordnung, alle Wasserläufe, die infolge natürlicher Ereignisse 
ihr Bett verlassen und sich ein neues Bett schaffen, bleiben auch in dieser neuen Ge­
staltung Wasserläufe ihrer alten Ordnung 14 . Auch die Aufnahme eines Wasserlaufes 
in das Verzeichnis der Wasserläufe erster Ordnung durch Gesetz oder der Wasser­
läufe zweiter Ordnung durch Verfügung des Oberpräsidenten (§§ 3f.) macht nicht 
erst den Wasserlauf zu einer dem Gemeingebrauch unterworfenen Sache, sondern 
hat nur Bedeutung für den Umfang des Gemeingebrauchs, die Unterhaltungspflicht 
(§§ 25, 115) und andere Rechtsfolgen. 

Dagegen gibt es keine von Natur öffentlichen Wege. Auch der von einem Groß­
grundbesitzer auf seinem Grundstücke nach allen Regeln des Kunstbaues her­
gestellte Privatweg, auch der von mehreren Landwirten gemeinsam eingerichtete Feld-

11 Fluchtlinienges. v. 2. Juli 75 §§ P, 101 . 

12 Ir S. 39ff., 57ff. VgI. auch seine am Eingang des Paragraphen genannten Aufsätze und 
die ausführlichere Darstellung in der 2. Auf I. des Deutschen VerwR. Ir 1917 S. 71ff., 108ff. 

13 Besonders' wertvoll FRIEDRICHS, ArchÖffR. 40 (1921) S.257ff. 
14 Pr. WasserG. §§ 15f. 
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weg oder sonstige sog. Interessentenwege sind an sich keine öffentlichen Wege 15 . 
Denn sie sind, selbst wenn sie der Allgemeinheit geöffnet sind, an eine solche Zweck­
bestimmung nicht gebunden, sie sind "offene"16, aber nicht "öffentliche" Wege, 
da sie jederzeit kraft Privateigentums gesperrt werden können. Um diese Macht 
des Privateigentümers auszuschließen, bedarf es eines Mehr: der pindenden. Wid­
mung des Weges für den öffentlichen Verkehr. Da die Verwandlung eines Privat­
weges in einen öffentlichen das Rech t dreier Rechtsträger berührt: des Eigen­
tümers' da seine freie Verfügungsgewalt eingeschränkt wird, der Provinz, des Kreises, 
der Gemeinde, da sie unterhaltungspflichtig werden, und des Staates, da der Wege­
polizei behörde neue Obliegenheiten erwachsen, müssen diese drei Beteiligten bei der 
Widmung mitwirken17. Da das Fehlen 'tuch nur eines der Beteiligten die Widmung 
unwirksam macht, geht es nicht an, eine von den drei Erklärungen, etwa die der 
Wegepolizeibehörde, als die hauptsächichste hinzustellen1B. Allerdings kann der 
Widerstand des Eigentümers gebrochen werden, aber nur im gewöhnlichen Ent­
eignungs- oder bei Ortsstraßen im Fluch1ünienfestsetzungsverfahren. An dem Satze: 
"Ohne Widmung kein öffentlicher Weg" ist trotz beachtlicher, zugunsten alter 
Straßen hiergegen vorgebrachter Einwe:ldungen19 festzuhalten. Die unvordenkliche 
Benutzung eines Weges als eines öffentlichen macht ihn nicht etwa zu einem öffent­
lichen, sondern begründet nur die Vermutung seiner Widmung vor unvordenklicher 
Zeit 20. Über Form und Zeitpunkt dor Widmung gibt es, außer bei Anlegung von 
Ortsstraßen, keine Vorschriften. Selbst stillschweigende Widmungen erkennt die 
Rechtsprechung an21. Die Regel wird sein, daß die Widmung der Fertigstellung 
des Weges nachfolgt, doch sind auch Widmungen im Bau befindlicher Wege denk­
bar, allerdings mit der Maßgabe, daß der Weg erst mit seiner Fertigstellung zum 
öffentlichen Wege wird22 . 

b) Auch der Endigungstatbestand für die Öffentlichkeit einer Sache 
kann dem tatsächlichen Geschehen angehören oder eine Willenserklärung sein. 
So verlegen die Landgewinnungsarbeiten das Gestade weit in das ursprüngliche 
Meer hinein und machen dadurch den früheren Strand zum Binnenland. Versinkt 
ein Wasserlauf dauernd unter die Erde und vertrocknet sein altes Bett vollständig, 
so gibt es keinen Wasserlauf mehr und infolgedessen auch keinen öffentlichen Wasser­
lauf. Ebenso hört der dauernd überschwemmte Weg auf, dem Wegerecht unter­
worfen zu sein. 

Der für das Wegerecht wichtigsto Endigungstatbestand aber ist die Ein­
ziehung. Von der bloß vorübergehendell Sperrung unterscheidet sie sich dadurch, 
daß die Öffentlichkeit des Weges dauernd wieder beseitigt wird, sei es ersatzlos, sei 
es, wie bei der Verlegung eines Weges, nach Herstellung eines andern, den gleichen 
Zwecken dienenden Weges, von der sog. Deklassierung dadurch, daß diese Maß­
nahme die Öffentlichkeit des Weges üherhaupt nicht berührt, sondern nur einen 
Weg höherer Ordnung in einen solchen niederer Ordnung verwandelt. über die 
Einziehung oder Verlegung beschließt in den meisten Teilen Preußens die Wege­
polizei behörde , sobald sie das Vorhaben mit der Aufforderung, Einsprüche binnen 
vier Wochen geltend zu machen, bekannt gemacht hat (ZustG. § 571). Für Schles­
wig-Holstein und Hannover gilt, wie erwähnt, Sonderrecht (§§ 581, 60 la). Viel er­
örtert ist die Frage, ob der durch Eimiehung oder Änderungen am Wegekörper, 
namentlich Höher- und Tieferlegung ies Weges, geschädigte Anlieger einen 
Schadensersatzanspruch hat oder nicht. Die Frage ist in neueren Gesetzen zu-

16 ThÜrOVG. 10. Jan. 25, Jahrb. 10, 47ff. 
16 LASSAR in der Anm. zu KG. 4. Apr. ~'3, JW. 1924 S.65. 
17 So das PrOVG. in ständiger Rechtsp:echung, z. B. 21. Dez. 16, Entsch.72, 28!l. 
18 So LASSAR Grundbegriffe des preußischen Wegerechts 1919 S.73ff. 
19 SCHULTZENSTEIN VerwAreh. 28 (19211 S. 169ff. 20 Vgl. oben S.211. 
21 Vgl. oben S. 260. 22 PrOVG. 7. Okt. 20, Entsch. 76, 364ff. 
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gunsten des Anliegers entschieden23 , wird aber von der Rechtsprechung auch beim 
Schweigen des Gesetzes bejaht, u. a. durch Annahme eines zwischen Anlieger und 
Gemeinde bestehenden, stillschweigenden Vertrages auf Belassung der Straße in 
ihrem gegenwärtigen Zustande. Weniger gekünstelt ist die Heranziehung des Ge­
sichtspunkts der öffentlichrechtlichen Entschädigung für die Beeinträchtigung 
einer am öffentlichen Wege vorhanden gewesenen Sondernutzung. 

4. Die Rechtsverhältnisse an öffentlichen Sachen. a) Das die wichtigsten öffent­
lichen Sachen beherrschende Grundrechtsverhältnis ist der Gemeinge bra uch, 
d. i. die jedermann zustehende :Freiheit, die Sache ihrer Zweckbestimmung gemäß 
oder, wo die Zweckbestimmung fehlt oder zweifelhaft ist, in der üblichen Weise 
zu gebrauchen. 

Zum Gemeingebrauch an öffentlichen Wegen gehört vor allem das Gehen, 
Fahren und Reiten, sofern nicht die Widmung eines Weges als bloßen Fußsteiges 
das Fahren und Reiten auf ihm ausschließt. Die nähere Umgrenzung des Ge­
meingebrauchs aber ist landstrichweise verschieden. Im Süden, wo sich das 
Leben mehr im Freien abspielt als im Norden, ist manches als Gemeingebrauch 
gestattet, wozu es anderweit einer besonderen Erlaubnis bedarf, so das Aufstellen 
von Waren vor dem Laden, die Benutzung des Bürgersteigs zum Sitzen im Freien, 
das Spielen mit großen Bällen auf der Straße. In zweifelhaften Fällen haben schon 
die Gerichte entscheiden müssen. So liegt nach einer Entscheidung des sächsischen 
OVG.24 die Benutzung einer Straße mit einem Kraftomnibus noch innerhalb, das 
Befahren einer Chaussee mit einer Straßenlokomotive nach einer für Westpreußen 
ergangenen Entscheidung des preußischen OVG.25 außerhalb des Gemeingebrauchs. 
Das Aufkommen neuer Spiele, z. B. des Rollschuhlaufens, das Eintreffen eines 
Tierparks mit Elefanten, Erfindungen auf dem Gebiete der Straßenreklame u. dgl. 
stellen der Rechtsprechung neue Aufgaben. Soweit der Gemeingebrauch reicht, 
hat der neben dem Wegebaupflichtigen etwa vorhandene Privateigentümer des 
Wegekörpers gegen die Betätigung dieser Freiheit kein Widersprnchsrecht, z. B. 
nicht gegen die Aufstellung eines Beleuchtungsmastes26 . 

Für den Gemeingebrauch an Wasserläufen enthalten die Wassergesetze 
genauere Bestimmungen. Nach dem preußischen Gesetze gehört zum Gemein­
gebrauch an sämtlichen natürlichen Wasserläufen das Baden, Waschen, Schöpfen 
mit Handgefäßen, Viehtränken, Schwemmen, die Entnahme von Wasser und das 
Einleiten von Wasser und Abwässern, sofern dadurch andere nicht benachteiligt 
werden, ferner das Kahnfahren und Eislaufen, dies beides für Wasserläufe zweiter 
und dritter Ordnung allerdings nur, soweit es bis zum Inkrafttreten des Wasser­
gesetzes gemeinüblich war (§ 25 1, JI). Natürliche Wasserläufe erster Ordnung kann 
darüber hinaus jedermann zur Entnahme von Eis und sämtliche Wasserläufe erster 
Ordnung, also auch die künstlichen, kann jedermann zur Schiffahrt und Flößerei 
und sonstwie zum öffentlichen Verkehr benutzen (§§ 25 1,26). Die Wasserläufe erster 
Ordnung entsprechen also den öffentlichen Wasserläufen des älteren deutschen Rechts, 
sind aber nicht die einzigen öffentlichen Wasserläufe des preußischen Rechts, da auch 
an den untergeordneten Wasserläufen der soeben geschilderte beschränkte Gemein­
gebrauch besteht. Die nähere Regelung des Gemeingebrauchs hier wie auf dem Ge­
biete des Wegerechts ist Aufgabe von Polizeiverordnungen 27. 

b) Zu jeder über den Gemeingebrauch hinausgehenden Benutzung der öffent­
lichen Sache bedarf es einer polizeilichen, durch die Gestattung des Eigentümers 

23 Z. B. bad. Ortsstraßenges. v. 15. Okt. 08 § 30m . Über die ganze Frage am ausführ-
lichsten DREYER VerwAreh. 17 (1909) S. 195ff., 20 (1912) S. 16lff. 

24 SächsOVG. 26. Febr. 26, Jahrb.29, 115ff. 25 PrOVG. 5. Juni 13, Entsch. 64, 494ff. 
26 PrOVG. 17. Okt. 18. Entsch. 74, 360ff. 
27 PolVerwG. § 6b, WasserG. § 348; KG. 21. Juni 27, Entsch. Erg. 7, 255ff. Daneben 

kennt das WasserG. auch eine Regelung des Gemeingebrauchs durch Polizeiverfügung (§ 39). 



I. Die öffe Iltlichen Sachen. 493 

nicht ersetzbaren28 Genehmigung, die unter dem Namen Gebrauchserlaubnis 
bekannt ist, wenn sie dem Empfänger der Genehmigung kein subjektives Recht auf 
Beibehaltung des durch die Genehmigung herbeigeführten Zustandes oder wenig­
stens auf Entschädigung im Falle des Widerrufs verleiht. Ein Schankwirt möchte 
z. B. im Sommer Tische und Stühle MIT den genügend breiten Bürgersteig stellen, 
ein Zeitungsverkäufer eine Bretterbude an einer Straßenecke aufschlagen29, der 
Eigentümer eines an der Alster gelegenen Grundstücks einen Bootshafen an­
legen, ein Ladeninhaber einen Reklarnestreifen im Luftraume über der Straße 
sich bewegen lassen3o, ein FuhrwerkuLternehmer einen lebhaften Omnibusverkehr 
mit regelmäßigen Haltestellen einrichton. Soweit derartige Inanspruchnahmen des 
öffentlichen Weges den Gemeingebraueh überschreiten, bedarf der Beteiligte einer 
Gebrauchserlaubnis, die in der Form dner Polizeierlaubnis erteilt wird. Auch die 
Ableitung von Abwässern in die Straßenrinne oder in ein öffentliches Gewässer 
kann kraft Gebrauchserlaubnis gestattet sein31• Iin Friedhofsrecht geht die Aus­
übung des Leichenbestattungsgewerbes !l.uf dem Friedhofe über das Maß der üblichen 
Benutzung hinaus, kann daher verb01ien oder von einer Gebrauchserlaubnis ab­
hängig gemacht werden32• 

c) Im Gegensatze zur Gebrauchserlaubnis begründet die Verleihung von 
Nutzungsrechten für den Beliehenen ein grundsätzliches Recht auf Beibehaltung 
des verliehenen' Vorteils. Die Hauptallwendungsfälle findet man im Wasserrecht. 
So kann nach § 461 des preußischen Wassergesetzes an Wasserläufen das Recht ver­
liehen werden, über den Gemeingebrauch hinaus Wasser abzuleiten, Abwässer ein­
zuleiten, den Wasserspiegel zu heben oder zu senken, namentlich durch Stau­
anlagen das Wasser anzusammeln, dann Häfen und Stichkanäle anzulegen, be­
deutendere Anlegestellen und Badeanstalten zu errichten (§ 46 1). Die Verleihung 
ist mehr als eine unwiderrufliche Polizeierlaubnis, da sie nicht nur ein Polizeiver­
bot hinwegräumt, sondern dem Beliehmen eine Sache, die ihm nicht gehört, näm­
lich den Wasserlauf und dessen Kraft, zur Verfügung stellt. Daher ist der Aus­
druck "Konzession", dies "Platzmachen für einen andern", hier mehr angebracht 
als bei Gewerbegenehmigungen33. Im Friedhofsrecht kommt die Konzession z. B. 
als Verleihung von Erbbegräbnissen vor34, im Wegerecht bei der Verleihung des 
Gasröhren-, des Kanalisationsröhrenrechts und des Schienenrechts für Straßen­
bahnen, beim Meeresstrand als Verleihung des StrandregaIs an die Gemeinde mit 
der Befugnis, das Aufstellen von Strandkörben oder von Badekarren von einer Ge­
nehmigung abhängig zu machen 35. Soweit bei öffentlichen Wegen der Eigentümer 
des Wegekörpers von der Verleihung Nachteile haben würde, die mit der Wid­
mung des Weges nicht' notwendig verbunden sind, bedarf es seiner Zustimmung, da 
er mit der Widmung nicht alle Rechte am Wege aufgegeben hat, namentlich nicht 
das Recht, unterhalb des FahrdammeH Einrichtungen zu haben, die den Verkehr 
auf dem Wege nicht berühren. So ist bei der Erteilung einer Gasröhrenkonzession36 

auch seine Zustimmung einzuholen37 • 

5. Die Erledigung von Streitigkeiten über öffentliche Sachen. In die Erledigung 
von Streitigkeiten, die mit Rücksicht auf öffentliche Sachen entstehen können, 

28 SächsOVG. 4. Febr. 13, Jahrb. 20, 10ff. 
29 PrOVG. 6. Apr. 16, PrVerwBl.38 (11117) S.22lf. 
30 HambOVG. 22. Nov. 27, HansRGZ .. \ Sp.1l7f.; BayVGH. 24. Dez. 24, Sammi. 45, 93f. 
31 Vgl. Z. B. hess. Straßenges. v. 15. JuL 26 Art. 241, v. 
32 RG. VI 15. Nov. 20, RGZ. 100, 213ff. 
33 Vgl. oben S. 247. 34 SächsOVG.18 Febr.25, Jahrb.29, 92ff. 
35 LVG. Schwerin 4. Juni 26, MecklZ. ~2 (1926) Sp.708ff.; KG. 20. März 28, RVerwBI. 

49 (1928) S.967f. VgI. auch die am Koph des Paragraphen genannten Abhandlungen von 
HELFRITZ und LAUE, ferner v. ALMsICK Di{, Rechtsstellung des Privateigentümers von Sachen 
des Gemeingebrauchs 1928 S.69ff.; KG. IB. Mai 28, RVerwBl. 50 (1929) S. 37f. 

36 Von THOMA, ArchÖffR. 38 (1918) S. 307, vorgeschlagener Ausdruck. 
37 PrOVG. 20. Mai 15, PrVerwBl.37 (1916) S. 105f. 
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teilen sich, wie auch sonst im Verwaltungsrecht, die Verwaltungs behörden, die 
ordentlichen und die Verwaltungsgerichte. So entscheidet in Preußen über die 
:Frage, ob das Kahnfahren und Eislaufen auf einem natürlichen Wasserlaufe zweiter 
und dritter Ordnung bisher gemeinüblich war, im Streitfalle der Regierungspräsi­
dent (WasserG. § 25 II), über die Entschädigungen bei Änderung des Verzeich­
nisses der Wasserläufe erster Ordnung der Bezirksausschuß mit der Möglichkeit 
einer Anfechtung im ordentlichen Rechtsweg (§ 3 II), über die Zulässigkeit der Zurück­
führung eines neue Wege einschlagenden Wasserlaufes zweiter: oder dritter Ordnung 
in sein altes Bett der Bezirksausschuß als Verwaltungsgericht und dann das OVG. 
(§ 16 IlI). Am häufigsten kommen aber Wegestreitigkeiten vor, namentlich als Strei­
tigkeiten über die Öffentlichkeit eines Weges und über die Wegebaupflicht. 

Die Frage, ob ein Weg öffentlich ist oder nicht, ist eine solche des 
öffentlichen Rechts und gehört nicht vor die ordentlichen Gerichte. Wohl kann 
ein ordentliches Gericht sie im Nebenpunkte erledigen, wenn von ihrer Beantwortung 
die Entscheidung eines Privatrechtsstreites abhängt, aber die Klage des wirklichen 
oder angeblichen Wegeeigentümers auf Feststellung der Nicht-Öffentlichkeit des 
Weges müßte als unzulässig abgewiesen werden. Auch die privatrechtliehe Ver­
bietungsklage gegen die Gemeinde, die Öffentlichkeit des Weges behauptet, wäre 
unzulässig38• Mit Klage vor den ordentlichen Gerichten kann der Eigentümer nur 
Feststellung seines von anderer Seite bestrittenen Privateigentums verlangen mit 
keiner anderen Wirkung als der, daß ihm nach Einziehung des Weges wieder die 
freie Verfügungsmacht über den Wegekörper zufällt und daß er vorher die spär­
lichen Befugnisse ausüben kann, die dem Eigentümer trotz Öffentlichkeit des Weges 
verbleiben. Aber auch eine verwaltungsgerichtliche Feststellungsklage über die 
Öffentlichkeit oder Nicht-Öffentlichkeit eines Weges kennt das den Feststellungs­
klagen überhaupt feindliche preußische Recht nicht 39 • Nur wenn die Wegepolizei­
behörde einen Weg für den öffentlichen Verkehr in Anspruch nimmt oder eine 
wegebaupolizeiliche Verfügung erläßt und auf Einspruch ihren Standpunkt nicht 
ändert, ist in dem anschließenden Verwaltungsstreitverfahren "auch darüber zu 
entscheiden, ob der Weg für einen öffentlichen zu erachten ist" (ZustG. § 561• 4). 

Im gleichen Verfahren entscheiden die Verwaltungsgerichte auch über die 
bestrittene Wegebaupflicht. Leugnet der zur Ausbesserung Herangezogene 
die Öffentlichkeit des fraglichen Weges oder die Erforderlichkeit der verlangten Aus­
besserung, so klagt er ausschließlich gegen die Wegepolizeibehörde. Will er abpr 
unbedingt oder fürsorglich geltend machen, daß nicht er, sondern ein anderer der 
nach öffentlichem Rechte Wegebaupflichtige sei, so muß er auch diesen verklagen 
(§ 56 4). Da die Klagefrist zwei Wochen nach Zustellung des Einspruchsbescheids 
abläuft, ist es für ihn wichtig zu wissen, daß die Erhebung der Erstattungsklage 
gegen den Dritten nicht an die zweiwöchige :Frist gebunden ist (§ 566). Außer der 
Erstattungsklage kennt das Gesetz ausnahmsweise auch die gegen den Dritten zu 
richtende Feststellungsklage darüber, wem von beiden die öffentlichrechtliche 
Verpflichtung zur Anlegung oder Unterhaltung des öffentlichen Weges obliegt (§ 565 ). 

11. Die öffentlichen Anstalten. 
Mit der öffentlichen Sache stellt die Verwaltung der Allgemeinheit nur einen 

Gegenstand zur Verfügung. Auch wo zur Erhaltung der öffentlichen Sache Tätig­
keiten erforderlich sind, hat der Benutzer keinen Anspruch auf ihre Vornahme. 
Anders bei der öffentlichen Anstalt, die eine Ver bind ung von sachlichen 
und persönlichen Mitteln darstellt, durch die der Staat oder ein son­
stiger Träger öffentlicher Gewalt seine Zwecke öffentlichrechtlich er­
füllt. Die Anstalt ist uns schon einmal begegnet als juristische Person des öffent-

38 Vgl. RG. V. ZivSen. 18. März 14, GruchotsBeitr.59 (1915) S. 170ff. 
39 PrOVG. 24. Mai 17. PrVerwBl. 39 (1918) S.292ff. 
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lichen Rechts, z. B. bei Erwähnung der Landesversicherungsanstalten und der 
Reichsversicherungsanstalt für Angestellte (oben S. 168f.). Die meisten Anstalten 
aber, wie Kranken-, Heil- und Pflegeanstalten, Bibliotheken, Schulen, haben keine 
eigene Rechtspersönlichkeit, höchstem, daß ihr Vermögen gesondert vom sonstigen 
Vermögen des Staats oder des Kommunalverbandes verwaltet wird. 

Da sich die Träger öffentlicher Gewalt auch privatwirtschaftlich betätigen 
können, drängt sich zunächst der Gegnnsatz auf zwischen 

1. privatrechtlich und öffentlichrl\chtlich betriebenen Anstalten. Der Unter­
schied hängt aufs engste zusammen mit dem, was an früherer Stelle über das Ver­
hältnis zwischen öffentlichrechtlicher Gebühr und privatrechtlicher Gegenleistung 
gesagt wurde (S.373f.). Bei gewisseJ. Anstalten springt das Öffentlich rechtliche 
ohne weiteres in die Augen. So werdon Staat oder Gemeinde Schulen kaum je­
mals anders denn öffentlichrechtlich betreiben, ebensowenig die mit den Hoch­
sch ulen verbundenen Insti tu t(, wie Universitätsbibliotheken, Seminare 
u. dgl. Auch die mit persönlichem Zwange arbeitenden Irrenanstal ten, Ar bei ts­
anstalten und Gefängnisse leben nach öffentlichem Rechte, ebenso die mit Be­
nutzungszwang ausgestatteten Gemeindeschlachthäuser s9a• Aus Gründen, die 
bei Erörterung des Gebührenrechts da,rgelegt wurden (S.374), gehören auch die 
Veranstaltungen der Post- und Tnlegraphenverwaltung dem öffentlichen 
Rechte an, während der Eisen bahn betrie b im Verhältnis zum Publikum aus 
geschichtlichen Gründen nach H(,ndelsrech t beurteilt wird. Bei einer 
Reihe von Betrieben aber kann die Zuw81sbarkeit zu dem einen oder dem andernRechts 
gebiet zweifelhaft sein, so vor allem bei den Gemeindebetrieben zur Versorgung der 
Einwohner mit Gas, Wasser, Elektrizität. Hier entscheidet der ausgesprochene 
oder mutmaßliche Wille des Herren der Anstalt40• Anhaltspunkte für die Ermittlung 
dieses Willens fanden ebenfalls schon bnim Gebührenrecht ihre Erörterung (S. 373f.). 

2. Die Rechtsquellen des öffentlkhen Anstaltsrechts. Die Rechtsquellen des 
öffentlichen Anstaltsrechts fließen außerordentlich spärlich, eine Tatsache, die 
nicht verwunderlich ist, wenn man bedenkt, daß die Anstalt dem einzelnen meist 
Vorteile bringt, für Vorteilsgewährungen aber der Grundsatz von der Gesetzmäßig­
keit der Verwaltung keine Anwendung findet. 

Frei von der Erforderlichkeit eines Gesetzes ist zunächst die Errichtung der 
Anstalt. Wohl mag der Staat für den Bau von Überlandzentralen, Museen, Biblio­
theken aus Gründen des Staatshaushalts an die Bewilligung der erforderlichen 
Mittel durch Gesetz gebunden sein; sofern ihm aber die Mittel von dritter Seite 
zur Verfügung gestellt werden, bedarf"r keiner gesetzlichen Grundlage für die Er­
richtung der Anstalt. Das gleiche gilt für den Betrieb der Anstalt, es sei denn, 
daß von ihr Störungen über das Maß eies nach Nachbarrecht zu Duldenden auf die 
Umgebung ausgehen. Auch das Verh~ltnis der Anstalt zum Nutzer unter­
steht in den meisten Fällen nicht dem Grundsatze von der Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung, da der Grundsatz, wie früher gezeigt (S.115), bei besonderen Ge­
waltverhältnissen nicht Platz greift, d(r Benutzer einer öffentlichen Anstalt aber, 
etwa einer Bibliothek, sich der Anstaltsgewalt entweder freiwillig unterwirft oder 
ihr kraft Hausrechts unterworfen ist. Selbst für die Pflicht zur Zahlung von Ge­
bühren genügt eine Bestimmung der Anstaltsordnung, wenn sie nur den treffen 
soll, der sich ihr freiwillig unterwirft. So bleibt die unbedingte Erforderlichkeit einer 
gesetzlichen Grundlage nur übrig für die Einführung einer jeden Art von Ben u t­
zungszwang oder von Regal (Monopol). Der Benutzungszwang kann negativ 
sein, dann verlangt das Gesetz nicht d,e Benutzung einer bestimmten öffentlichen 

3B .. PrOVG. 15. März 27, Entsch. 82, ~3ff. 
40 WürttVGH. 17. Juni 03, WürttJ. 15 (1904) S. 225ff.; SächsOVG. 6. Fehr. 24, JW.1926 

S.899;PrOVG.27.0kt. 14,Entsch. 68, Hlff. Vgl. auchRG. II. ZivSen. 26. Fehr. 26, RVerwBI.49 
(1928) S.790f. (städt. Theater). 
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Anstalt, sondern verbietet nur die Benutzung einer anderen Anstalt als der vorhande­
nen öffentlichen. Dies ist z. B. bei den gemeindlichen Schlachthäusern nach 
dem preußischen Gesetze vom 18. März 1868 über die Errichtung öffentlicher, aus­
schließlich zu benutzender Schlachthäuser der Fall. Niemand ist gezwungen, seine 
Rinder, Ochsen, Schafe, Schweine überhaupt zu schlachten; er kann sie eines natür­
lichen Todes sterben lassen. Wenn er sie aber schlachten will, so ist es ihm ver­
boten, dies anders zu tun als unter Benutzung des Gemeindeschlachthauses. Posi ti v 
dagegen ist der Benutzungszwang z. B. beim Schulzwang, weil es hier dem Kinde 
nicht freisteht, von der Schule fernzubleiben. Auch den Versicherungszwang 
in der Gebäude-, der Schlachtviehversicherung und im sozialen Rechte kann man 
hierher rechnen. Über die Frage, ob Benutzungszwang auch durch Polizeiverordnung 
eingeführt werden kann, war an früherer Stelle die Rede (S. 423f.). Richtet sich die 
Ausschließlichkeit der bevorrechteten Anstalt nicht oder nicht allein gegen die 
Benutzer, sondern darüber hinaus gegen die Unternehmer gleichartiger Privat­
anstalten, so besteht zugunsten der öffentlichen Anstalt ein sog. Regal oder, wenn 
hauptsächlich Erwägungen geldlicher Art zu einer derartigen Bevorzugung geführt 
haben, ein Monopol. So gibt es im Deutschen Reiche ein Postregal nach dem 
Gesetze über das Postwesen vom 28. Oktober 1871, ein Telegraphen- und Fern­
sprechregal, sowie ein Regal zur Errichtung und zum Betriebe von 
Funkanlagen nach dem Gesetze über Fernmeldeanlagen vom 14. Januar 1928. 

3. Träger der öffentlichen Anstalten. Träger der öffentlichen Anstalten können 
Reich, Länder, Kommunalverbände, sonstige juristische Personen des öffentlichen 
Rechts und öffentliche Unternehmer sein. Letztes beides wird namentlich bei Gas-, 
Wasser- und Elektrizitätswerken vorkommen, solange die Gemeinde aus Vorsicht 
diese Anstalten nicht in eigene Verwaltung übernommen hat. Die Trägerschaft 
gewisser Anstalten ist gesetzlich festgelegt, so bei den oben erwähnten Regalien, 
dann nach § 7 des preußischen Dotationsausführungsgesetzes vom 8. Juli 1875, 
der den Provinzen eine Reihe von Taubstummen-, Waisen-, Irrenanstalten und 
Hospitälern zur Verwaltung und Unterhaltung überweist. Das Hinterlegungs­
wesen ist durchweg eine Veranstaltung der Länder41, während die Sparkassen, 
soweit man in ihnen öffentliche Anstalten erblicken darf 42, Einrichtungen von 
Gemeinden, Kreisen oder Zweckverbänden zu sein pflegen4:!. 

4. Die anstaltlichen Rechtsverhältnisse, ihre Entstehungs- und Endigungsgründe. 
a) Die Rechte des Nutzers beginnen frühestens mit der Fertigstellung der 
Anstalt. Einen Anspruch auf Errichtung oder Erweiterung einer öffentlichen Anstalt 
hat niemand. Aber auch nach Fertigstellung der Anstalt steht das Recht auf 
Zulassung dem einzelnen nur dann zu, wenn Gesetz oder untergeordnete Rechts­
normen es ihm verleihen. Allerdings findet man den Zulassungszwang bei öffent­
lichen Anstalten viel häufiger als bei privaten Betrieben. Bei den Anstalten der 
Gemeinden und höheren Kommunalverbände pflegt er sogar ganz allgemein ge­
setzlich festgelegt zu sein44 und bildet nach der - an sich verfehlten45 - Recht­
sprechung eine unbedingte Voraussetzung für die Einführung sog. Gemeinde­
monopole durch Polizeiverordnung46• Doch gibt es auch Ausnahmen von der 
Regel. So ist der Direktor eines juristischen Seminars zwar gezwungen, jeden 
an der fraglichen Universität eingeschriebenen Studenten der Rechtswissenschaft 
als Mitglied zuzulassen, Referendaren und Assessoren gegenüber aber hat er freie 
Hand. Ebenso ist die Zulassung eines neuen Teilnehmers zum Rundfunkbetrieb, 

41 Z. B. pr. HinterIegungsO. v. 21. Apr. 13 § 2. 
42 Vgl. ThÜrOVG. 21. Okt. 14, Jahrb.2, 148 ff.; AHL Hess. Sparkassen gesetz 1926 S. 13f.; 

RG. II 1. März 27, RGZ. 116, 227ff. 
48 Vgl. ZustG. § 52; Mustersatzungen d. pr. Min. d. r. v. 26. Juli 27, MBIiV. 1927 

Sp.760ff. 
44 Z. B. pr. LGemO. v. 3. Juli 91 § 8, KrO. v. 13. Dez. 72 § 72, ProvO. v. 29. Juni 75 § 62• 

45 Vgl. oben S. 423f. 46 PrOVG. 25. Apr. u. 20. Dez. 12, Entsch. 61, 187ff. u. 62, 241ff. 
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anders als die Annahme und Beförderung von Postsendungen nach § 3 PostGes., 
ein Akt des freien Ermessens47, ein Umstand, der zum Teil mit einer etwas ge­
künstelten Rechtskonstruktion des Ges'~tzgebers zusammenhängt. Die Anbringung 
einer Empfangsanlage wird nämlich ah Ausübung der dem Reiche vorbehaltenen 
Funkhoheit aufgefaßt, zu deren Einschränkung durch "Verleihung" das Reich nicht 
soll gezwungen werden können 48. 

Nach der Zulassung hat der Zugelassene ein Recht auf Benutzung der 
Anstalt nach Maßgabe ihrer Zweckbestimmung und der etwa erlassenen Anstalts­
ordnung. Zuständig zum Erlasse der Anstaltsordnung ist im Zweifel der Vorsteher 
der Anstalt. Da sie sich nicht an einen unbestimmten Kreis von Personen richtet, 
sondern nur an die der Anstaltsgewalt Unterworfenen, ist sie keine Rechtsnorm; 
sie gehört, wie die Dienstinstruktione::l, zu den Verwaltungsverordnungen. Daß 
sie keine Rechtsnorm sein kann, lehrt auch der Vergleich mit den privaten Kranken-, 
Bade-, Schul- und sonstigen Anstalten; auch deren Leiter kann Anstaltsordnungen 
erlassen, vielleicht sogar mit öffentliehen Anstaltsordnungen wörtlich überein­
stimmende, aber, als Privatperson, niemals Rechtsnormen. 

Die Rechte des Nutzers endigen mit dem freiwilligen Ausscheiden. Da­
neben gibt es ein erzwungenes AL sscheiden: Sperrung der Wasserleitung, 
Entfernung aus der Schule, das dem Studenten erteilte consilium abeundi sind 
Beispiele hierfür. Die Möglichkeit einer Ausschließung wegen anstaltswidrigen 
Verhaltens, insbesondere auch wegen Nichtzahlung der vorgeschriebenen Gebühren, 
ist in den Anstaltsordnungen vielfach ausdrücklich vorgesehen, versteht sich aber 
auch ohne solche Bestimmung von selb3t. 

b) Von den Rechten der Anstalt ist das Recht des Benutzungszwanges, 
soweit es überhaupt als subjektives Recht gesetzlich ausgestaltet ist, soeben und 
das Recht auf Ge bühren früher (S. 37:lff.) erörtert worden. So bleibt noch das 
Recht der Anstaltsgewalt. 

Je nach der Art der Anstalt ist die Anstaltsgewalt dem Hausrecht nach­
gebildet, endigt also, sobald der Benutzer den Bereich der Anstalt verlassen hat, 
oder erfaßt als Anstaltsdisziplin d~s I.eben des Anstaltsunterworfenen auch 
außerhalb des räumlichen Anstaltsbereichs. Von der ersten Art sind z.B. die Museen, 
die Präsenzbibliotheken, die Badeanstalten, die Gefängnisse 488, von der zweiten 
Art vor allem die Schulen und Uniyersitäten und in gewissem Umfange die 
Krankenanstalten, die dem dort Untergebrachten das Ausgehen gestatten. Aber 
immer richtet sich die Gewalt der An~talt nur gegen den mit ihr anstaltsmäßig 
Verbundenen. Die sog. Anstaltspolizei, die sich auch gegen störende Dritte 
soll wenden können, gibt es, soweit nioht Notwehr in Frage kommt, nach früher 
Gesagtem (S.419f.) nur kraft besonderer gesetzlicher Grundlage 48b • 

Die Anstaltsgewalt hat, ähnlich wi,~ die Polizeigewalt, gewisse ungeschriebene 
Grenzen. Vor allem muß ihre Ausübung sich innerhalb des Zweckes der Anstalt 
halten. Der Vorsteher eines Gymnasiums kann z. B. den Schülern seiner Anstalt 
das Rauchen auf der Straße oder das Umhertreiben auf der Straße nach neun Uhr 
abends verbieten, da sich die erste Anordnung durch den Erziehungszweck des 
Gymnasiums, die zweite u. a. durch dio Erwägung rechtfertigen läßt, daß spätes 
Schlafengehen die Aufnahmefähigkeit d,~s Schülers am folgenden Tage beeinträch­
tigt. Auch das Tanzverbot liegt im Ranmen des Zulässigen, da auch hier der Er­
ziehungszweck hereinspielt, während das früher üblich gewesene Verbot des Fuß­
ballspiels oder anderer sportlicher BetLtigungen die Grenzen der Anstaltsgewalt 
überschritt. Bei Universitäten ist die GIenze wieder anders zu ziehen, da die Eltern 
ihre Söhne der Universität nicht zu Erziehungszwecken anvertrauen, so sehr es 

47 G. ü. Fernmeldeanlagen v. 14. Jan. 2H § 2JI (a. E.). 
48 Vgl. NEUGEBAUER FunkrechtS 1926 S. ~7f. 48& BayObLG. 6.Aug. 27, SammISt. 27, 198f. 
'8b Z. B brem. Gaswerkges. v. 12. Nov. 1)3 §§ 11 f. 

Jelllnek, Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 32 
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das nobile officium des akademischen Lehrers sein mag, den Studcnten auch sittlich 
zu führen. Bei der akademischen Disziplin sind vielmchr namentlich zwei Gesichts­
punkte wichtig: die Würdigkeit des Studenten und die Ehre der Universität. So 
hatte einmal der Senat einer Universität über die Bestrafung eines Studenten zu 
entscheiden, der in einem Liebesverhältnis zu einer verheirateten Frau stand, ohne 
daß es zu einem Ehebruch kam. Die Tatsache war in der Öffentlichkeit unbekannt 
und nur durch die Anzeige des Ehemanns zur Kenntnis der akademiRchen Behörde 
gekommen. Da eine innerhalb der Grenzen des strafrechtlich Erlaubten Rieh haltende 
Liebesleidenschaft den von ihr Ergriffenen noch nicht unwürdig macht, akademischer 
Bürger zu sein, und da die Ehre der Universität nicht gefährdet war, ;;olange die 
Angelegenheit unter sechs Augen blieb, durfte der Senat im gegebenen Falle nicht 
auf Entfernung von der Universität erkennen. Ähnlich wie im Polizeirecht darf 
ferner die an sich zulässige Maßnahme nicht das Maß des Erforderlichen ü ber8ehreiten. 
So darf der Gefangenenanstaltsvorsteher von den eingelieferten Gefangenen Abgabe 
aller Barschaft zur Aufbewahrung verlangen, nicht aber die verheimlichte Barschaft 
für verfallen erklären. Auch die Mittel der Anstaltsgewalt sind von deren Zweck 
abhängig. So rechtfertigt der Erziehungszweck der Schulen die Bestrafung de8 
Schülers mit Nachsitzen, Arrest, Karzer, körperlicher Züchtigung, falls letzte nicht 
gesetzlich verboten ist, während die Leitung einer öffentlichen Badeanstalt den 
ungezogenen Jungen nur ausschließen, aber nicht bestrafen darf. 

5_ Gewährleistung der Reehtsverhältnisse_ Der Re c h t s s c hut z des Nut zer s 
ist so mannigfach gestaltet wie der Rechtsschutz öffentlicher Rechte übcrhaupt. 
Vielfach bleibt dem Nutzer nur die Beschwerde. Die angemesRenste Form des 
Rechtsschutzes wäre das Verwaltungsstreitverfahren. Preußen eröffnet es auch 
z. B. für Streitigkeiten wegen Mitbenutzung öffentlicher Gemeindeanstalten 49, aber 
nur in Ländern mit verwaltungsgerichtlicher Generalklausel bildet das Verwaltungs­
streitverfahren die regelmäßige Form des Rechtsschutzes in Anstaltsangelegenheiten. 

Auch für die Durchsetzung der Anstaltsrechte bietet sich keine Be­
sonderheit. Die Gebühren unterliegen in der Regel der Beitreilnmg im Verwaltungs­
zwangsverfahren. Die Anstaltsgewalt betätigt sich durch unmittelbar wirkende 
Ausschließungsverfügungen und, soweit sie Hausgewalt ist, nötigenfalls durch Ent­
fernung mit Anwendung körperlicher Gewalt, soweit sie Erziehungsgewalt ist, 
auch durch körperliche Einwirkung außerhalb der Anstalt. Körperliche Gewalt ist 
auch die Form für die Durchsetzung des positiven Benutzungszwanges : der die Schule 
aus eigenem Antriebe oder auf Veranlassung der Eltern meidende Schüler wird 
zwangsweise der Schule zugeführt, unabhängig von der gesetzlich begründeten 
Bestrafung der Eltern. Doch steht diese Zwangsbefugnis nicht jeder Behörde zu, 
sondern nur den im Gesetze ausdrücklich genannten, z. B. nach § 132 LVG. der 
Ortspolizeibehörde und dem Gemeindevorsteher, die auf Ersuchen der Schulbehörde 
tätig werden50• 

III. :Fortsetzung. Die öffentlichen Schulen; Unterricht Ulul :Erziehung. 

1. Die öffentlichen Schulen. Das Schulrecht gehört wie da;; Eherecht ~u den 
Gebieten, die der Staat in einem langen EnteignullgHpro~esse der Kirche elltwunden 
hat. Wohl hat sich der Staat schon im siebzehnten und achtzehnten Jahrhundert 
durch Einführung der Schulpflicht 51 des Unterrichts 1111genoIllnwll. AI>('r zu einer 
weltlichen Angelegenheit wurde die Schule wesentlich er8t im netlllzehnten Jahr­
hundert. 

49 LGemO. § 9Il • 50 Vgl. PrOVG. 10. Juli 25, PrVerwBl. 47 (l!)2(\) i:l. lÜ7. 
51 Zuerst 1634 in Ressen-Darmstadt: vgl. REPPE Geschichte des deutsehl'n Volkssehul­

wesens II 1858 S. 36f. (mit Druckfehler ,,1534" statt" ](;34"). Für Preußen vgl. Verordnungen 
v. 28. Sept. 1717 u. 19. Dez. 1736, bei MYLIUR Corpus COllRtitutiollum Marchicarum I, 1. Abt. 
Sp. 527ff., II. Abt. Sp. 2ß7f. 
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a) Rech tsq uellen. Die heute geltenden Rechtsquellen verteilen sich seit 
der Neuordnung zwischen Reich und I .. änder. 

Das Reich hat sich im Art. 102 RV. für das Schulwesen die Grundsatzgesetz­
gebung vorbehalten und in den Artikeln 142ff. einige wichtige Regeln aufgestellt. Der 
Entwurf eines umfassenden Reichsscbulgesetzes zur Ausführung der Verfassung 
wurde vom vergangenen Reichstag nicht mehr verabschiedet52• Umstritten genug 
war schon und ist das Gesetz vom 28. April 1920j26. Februar 1927 betr. die Grund­
schulen und Aufhebung der Vorschulen, :m dessen Ergänzung das Begabtengesetz vom 
18. April 1925 erging. 

Auch in den Ländern fehlt es noch an der so dringend nötigen Kodifikation 
des gesamten Schulrechts, obschon Trrüringen, durch den Zusammenschluß aus 
vielen Kleinstaaten entstanden und daher notgedrungen kodifikationsfreudig, auch 
auf dem Gebiete des Schulrechts wi,]htige zusammenfassende Gesetze erlassen 
hat53 • Auch das badische "Schulgesetz" vom 7. Juli 1910 ist im wesentlichen nur 
ein Volksschulgesetz, das daneben noch einige Bestimmungen über nicht-staatliche 
Lehr- und Erziehungsanstalten enthäl1,54. Besonders unübersichtlich aber wegen 
provinzialer Verschiedenheiten ist der Rechtszustand in Preußen. Neben dem 
ALR., das im zwölften Titel des zweiten Teils "von niederen und höheren Schulen" 
handelt und so seine erstaunliche Vielseitigkeit auch auf diesem Gebiete bewährt, 
gelten noch Schulordnungen der einzelnen Provinzen, so die für die Elementar­
schulen der Provinz Preußen vom 11. Dezember 1845, deren das Abänderungs­
gesetz vom 21. Juli 1926 Erwähnung tut. Beispiele für neuere, im ganzen Lande 
geltende Gesetze bilden das Volksschulmterhaltungsgesetz vom 28. Juli 1906, das 
Volksschullehrer-Besoldungsgesetz vom L. Mai 1928 und das Schulpflichtgesetz vom 
15. Dezember 1927. 

b) Arten der Schulen. Der Art nach unterschied man bis zur Neuordnung 
niedere Schulen, 1!'ortbildungsschulen, höhere Schulen, Fachschulen und Hoch­
schulen. Zu den niederen Schulen gehöI'ten die Volksschulen, die mit den höheren 
Lehranstalten verbundenen Vorschulen und die in Preußen unter dem Namen 
"Mittelschule" bekannten gehobenen Volksschulen, zu den höheren Schulen die 
Gymnasien, Realgymnasien, Oberrealsohulen, Realschulen, Lyzeen, Oberlyzeen, 
Mädchenstudienanstalten und Lehrerseminare. Eine Volksschulpflicht bestand nur 
als Pflicht mit anderweitiger Befreiung:;möglichkeit, eine Fortbildungsschulpflicht 
nur in einigen Ländern oder nach § 120m GewO. dort, wo sie durch statutarische 
Vorschrift einer Gemeinde oder eines weiteren Kommunalverbandes eingeführt war. 

Diesen Zustand hat die RV. nebst zugehörigen Gesetzen durch bindende Richt­
linien nicht unbedeutend geändert. Durch Ausgestaltung der vier, bei begabten 
und auch körperlich gut entwickelten 51 Kindern der drei untersten Volksschul­
klassen zu der für alle gemeinsamen Gru ndsch ule ist für die ersten vier oder drei 
Jahre die Volksschulpflicht mit anderweitiger Befreiungsmöglichkeit in eine unbedingte 
Volkssehulpflicht umgewandelt worden. Die Folge davon war der Abbau der 
Vorseh ulen. Da ferner RV. Art. 143I[ die Bildung der Volksschullehrer nach 
den Grundsätzen der "höheren Bildung" geregelt wissen will, war auch das Zeichen 
zum Abbau der Lehrerseminare gegeben. In Preußen war er kraft eines 
Ministerialerlasses vom 6. Februar 1925511 zu Ostern 1926 beendet. Die Anwärter 

62 Entwurf v. 14. Okt. 27, Drucks. d. III. Wahlper. Nr.3654, wieder aufgcnommpn durch 
den Antrag v. KEUDl~LL u. Gen. v. 12. Jüli 28, Drucks. d. IV. Wahlper. Nr. 262. 

63 Schulaufbauges. v. 23. Apr. 24/31. März 25, Schulpflichtges. v. 12. Juni 25, Schulunter­
haltungsges. v. 8. Juni 26, Schulverwaltungsges. v. 5. Juli 26. 

64 Weiter gehen das old. Schulgesetz v. 4. Febr. 10 und das lüb. Unterrichtsgesetz v. 
17. Okt. 85. 

65 Dies meint das G. v. 18. Apr. 25 § 1 mit den Worten "besonders leistungsfähig". 
66 ZBlUnterrichtsV. 1925 S. 43ff. 
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zum Volksschuldienst müssen jetzt die Reifeprüfung bestanden haben; ihrer Fach­
ausbildung dient der zweijährige Besuch einer pädagogischen Akademie 67 • 

Die Fortbildungsschulpflicht schreibt jetzt RV. Art. 145 bindend vor. Da 
endlich RV. Art. 1461 organische Ausgestaltung des öffentlichen Schulwesens an­
ordnet, war zu überlegen, ob nicht auch noch dem Volksschüler der obersten oder 
zweitobersten Klasse der Weg zur Reifeprüfung zn eröffnen sei. Dies ist geschehen 
durch Einführung eines neuen Schultyps: der Aufbauschule, die sich an das 
siebente Volksschuljahr anschließt und deren Lehrgang sechs Jahre umfaßt. Mit 
dem ebenfalls neuen Typ der Deutschen Oberschule hat sie gemein, daß der 
Unterricht in der zweiten Fremdsprache erst von Untersekunda an erteilt wird, 
während der Unterricht, in der ersten Fremdsprache, der in der neunldassigen Deut­
schen Oberschule schon in Sexta beginnt, in der nur sechsklassigen Aufbauschule 
erst in Untertertia seinen Anfang nehmen kann58. 

a) Um mit der Volksschule zu beginnen, so wirkt der Rechtszustand für den 
Außenstehenden dadurch etwas unübersichtlich, daß sich Staat und Gemeinde in 
die Schulverwaltung im weiteren Sinne teilen. Die Verwaltung der äußeren 
Schulangelegenheiten, wie Erbauung, Ausstattung, Unterhaltung der Schul­
gebäude, Verwaltung des Schulvermögens, steht der Gemeinde, die der inneren 
Sch ulangelegenheiten, wie Handhabung des Unterrichts, Aufstellung des 
Lehrplans, Schulzucht, dem Staate ZU59• 

Die neueste umfassende Regelung des Gegenstandes bringt Th üringen mit 
dem Schulunterhaltungsgesetze vom 8. Juni 1926 und dem Schulverwaltungs­
gesetze vom 5. Juli 1926, die zugleich alle mit der Frage zusammenhängenden 
Probleme aufweisen und deren Inhalt daher kurz wiedergegeben werden soll. Das 
zweite Gesetz unterscheidet die Verwaltung der einzelnen Schulen, in die 
sich der Schulleiter, der Lehrerausschuß, die Lehrerversammlung und der Eltern­
beirat teilen, die Schulaufsicht durch hauptamtlich angestellte Schulräte und 
die Abteilung Volksbildung des Ministeriums für Volksbildung und Justiz als "oberer 
Schulbehörde" und die Schulverwaltung durch Schulvorstand, Schulamt und 
obere Schulbehörde. Von den Mitgliedern des Schulvorstands wird die Hälfte 
vom Gemeinde- oder Stadtrat, ein Viertel von der gesamten Lehrerschaft des Ortes 
und ein Viertel von den Elternbeiräten des Ortes gewählt. Neben der Ausführung 
von Anordnungen der mittleren und oberen Schulbehörde, vorbereitenden Ver­
handlungen, Äußerungen über die Anstellung von Lehrern liegt dem Schulvorstand 
vor allem die Verwaltung des SchulvermögenFl und der Schulstiftungen, die Aufsicht 
über die Schulgebäude, die Schulgrundstücke und das Schulinventar, die Sorge für 
Reinigung, Heizung und Beleuchtung der Schulgebäude und Schulräume, die 
Förderung der Schulgesundheits- und Schulwohlfahrtspflege, die Sicherung des 
regelmäßigen Schulbesuchs und die Bestrafung der Schulversäumnisse ob. Aus­
drücklich entzogen sind ihm die Dienststrafsachen der Lehrer und die Angelegen­
heiten des inneren UnteITichtsbetriebes (§ 19III). Die mittlere staatliche Verwal­
tungsbehörde für sämtliche Volks- und Bernfspflichtschulcn eines Schulkreises 
ist das Schulamt, das außer dem zuständigen Schulrat in Landkreisen aus dem 
Landrat, in Stadtkreisen aus dem Stadtvorstand besteht. Es beaufFlichtigt die 
Tätigkeit des Schulvorstandes namentlich in allen schulbaulichen Angelegenheiten 
und trifft die erste Entscheidung bei Beschwerden gegen ihn. Die 0 bere Sch ul­
behörde ist vor allem zuständig für die Anstellung der Lehrkräfte, soweit sie nicht 

57 Beschl. d. StMin. v. 30. Juni 25, ZBL 1925 S. 245; Denkschrift "Die Neuordnung der 
Volksschullehrerbildung in Preußen" 1925. - Hamburg verlangt cin drcijähriges Hochschul­
studium: G. v. 20. Dez. 26. 

58 V gl. die Stundentafeln bei KÜHN Schulrecht in Preußen 1926 S. 72, 76; RWHERT Richt­
linien f. e. Lehrplan d. deutsch. Oberschule u. d. Aufbauschulen4 1928. 

59 PrOVG. 9. Jan. 14, Entsch. 66, 264ff. 
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dem Staats ministerium vorbehalten ift, und zur Herbeiführung des Dienststraf­
verfahrens gegen Lehrer und Schulbeamte. Daß die Lehrer an öffentlichen Schulen 
Staatsbeamte sind, die als solche vom Staate angestellt werden, und daß der Schul­
vorstand hierbei nur zu hören ist, bestimmt das Schuluntcrhaltungsgesetz aus­
drücklich (§ 3). Im übrigen unterscheidet es persönliche Schullasten, wie 
Besoldungen, Ruhegehälter der Lehrer LI. dgl., die der Staat zu 7110 und die Gesamt­
heit der Gemeinden:tu 3/10 tragen, und sachliche Schullasten, die der Gemeinde 
obliegen und zu denen Htaat und Kreis nur im Falle der Leistungsunfähigkeit der 
Gemeinde zuschießen. 

Preußen hat, um nur :twei wichtige Punkte herauszugreifen, die Anstellung 
der Volksschullehrer und die Vert eil ung der persönlichen Schullasten 
durch das Volksschullehrer-Besoldungsgesetz vom 1. Mai 1928 geregelt. Anstellungs­
behörde ist in der H,egel die Schulalfsichtsbehörde, d. i. die Regierung, Ab­
teilung für Kirchen- und Schulwesen. In Schulverbänden mit mehr als 25 Schul­
stellen besetzt sie aber nur ein Drittol der Stellen, während ihr für die beiden 
anderen Drittel bloß die Befugnis zosteht, die vom Schulverbande gewählten 
Lehrer zu bestätigen; sie darf die Bm;tätigung nur aus erheblichen Gründen 
versagen (§ 49 1I• IV). Ähnliche VorschIiften, die aber der Regierung durch Be­
schränkung der Wahl auf drei von ihr V orgesehlagene eine größere Einwirkungs­
befugnis geben, gelten für Schulverbände mit 8 bis 25 Schulstellen 59a. Auch 
die von der Regierung nur bestätigten Volksschullehrer sind aber unmittelbare 
Staatsbeamte. Träger der persönlicheIl Schullasten ist die mit den H,echten einer 
Körperschaft des öffentlichen H,echts ausgestattete Landesschulkasse (§ 37 1), 

deren Vermögen etwa zu einem Viertel vom Staate, im übrigen, soweit keine eigenen 
Einnahmen oder somtige Staatszuschüsse vorhanden sind, von den Schulverbänden 
(Schulgemeinden) nach der Zahl der Schulstelleneinheitengespeist wird. Der Staat 
unterstützt die Schulverbände durch Beschulungsgelder, die er nach der Zahl der 
eingeschulten schulpflichtigen Kinder bomißt (§ 46). Die Aufbringung irgendwelcher 
Kosten durch Schulgelder der Kinde' oder ihrer Eltern verbietet für Volks- und 
Fortbildungsschulen H,V. Art. 145 6°. 

Das Verhältnis der V olkssch ule zu den Kindern im Alter meist von sechK bis 
vierzehn Jahren61 ist das der Schulpflicht, die aber nach Besuch der Grundschule 
ruht, solange für den Unterricht anderweit in ausreichender Weise gesorgt ist. 
Ausnahmen von der an sich streng durchzuführenden Grundschulpflicht gelten 
nur kraft Übergangsrechtes zugunsten privater Vorschulen und Vorschulklassen62 , 

sowie für blinde, taubRtumme, schwerhörige, sprachleidende, schwachsinnige, 
krankhaft veranlagte, Rittlich gefährdete und verkrüppelte Kinder63 • Auch sonst 
kann ausnahmsweise Privatunterricht zugelassen werden64 • Ein preußisches Gesetz 
vom 14. Juni Hl24 ermächtigt die Schulaufsichtsbehörden, wegen der Schulver­
säumnisse schulpflichtiger Kinder ge~;en die, denen die Sorge für die Person des 
Kindes zusteht, im Wege der VerOrdIl11I1g Strafvorschriften zu erlassen und darin 
Geldstrafen von 50 Reichspfennigen bis zu 25 H,eichsmark für den einzelnen Schul­
versäumnisfall anzudrohen. Daneben besteht die schon anderweit (S. 498) ge­
würdigte Möglichkeit für die Polizei, das Kind auf Ersuchen der Schule ihr 
zwangsweise zuzuführen. 

Nach Eintritt in die Schule untediegt das Kind der Schulzucht, die bei 
körperlicher Züchtigung häufig bis an die Grenze des Unrechts heranreicht. Einige 
neuere Gesetze verbieten die Züchtigurg unbedingt. In Thüringen hat die Links-

69a § 49vII, VolkssehulunterhG. v. 28 .• Tlli 06 §§ 58ff. 'so Vgl. hierzu S. 375 zu N. 24 
61 Vgl. z. B. §§ 2,3 pr. G. v. 15. Dez. 27. 62 RGes. v. 26. Febr. 27. 
S3 GrundschulgeR. v. 28. Apr. 20 § 5. Vgl. z. B. pr. G. über die Besehulung blinder und 

taubstummer Kinder v. 7. Aug. 11. 
64 Grundsehulges. § 4. 
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regierung die Züchtigungsbefugnis der Lehrer durch Gesetz vom 4. August 1923 
beseitigt, die Rechtsregierung durch § 19 des Schulpflichtgesetzes vom 12. Juni 1925 
wiedereingeführt65 • In Preußen gelten nach wie vor noch ALR. §§ 50ff. II 12 und die 
Kabinettsorder vom 14. Mai 1825. Danach werden strafrechtlich nur Mißhandlungen 
geahndet, die dem Kinde eine wirkliche Verletzung zugefügt haben. Mißhandlungen 
dagegen, die der Gesundheit des Kindes zwar auch nur auf entfernte Art schädlich 
werden können, aber zu einer wirklichen Verletzung nicht führen, z. B. Stockschläge 
auf den Kopf, sind nur mit Disziplinarstrafen bedroht, alle übrigen Züchtigungen 
gestattet. Die Bestimmungen gelten sinngemäß auch für die Schüler höherer Lehr­
anstalten im volksschulpflichtigenAlter, wobei man allerdings, ohne in den Verdacht 
der Klassenbegünstigung zu kommen, beachten muß, daß die seelische Kränkung 
über eine solche Züchtigung bei den Schülern höherer Schulen leichter als bei einem 
Volksschüler Gesundheitsschädigungen nach sich ziehen kann66• 

ß) Als zweite Gattung von Pflichtschulen nennt RV. Art. 145 die Fortbildungs­
schule, auch Berufsschule genannt. Man versteht darunter die Schule für die aus 
der Volksschule entlassenen jungen Leute, die früher abends abgehalten wurde, 
jetzt meist an einem bestimmten Wochentage. Die unbedingte .Fortbildungssehul­
pflicht ist aber z. B. in Preußen bis heute nicht eingeführt. Das preußische Gesetz 
vom 31. Juli 1923 über die Erweiterung der Berufs- (.Fortbildungs-) Schulpflicht 
geht zwar über die Vorschrüten des § 120 GewO. in persönlicher Beziehung, über 
die einer Demobilmachungsverordnung vom 28. März 1919 in Beziehung auf die End­
gültigkeit der Regelung hinaus, ordnet aber die :Fortbildungsschulpflicht nicht 
selbst an, sondern ermächtigt nur die Kreise und beim Vorliegen eines allgemeinen 
Interesses auch die Regierungspräsidenten zur Einführung der Schulpflicht durch 
Satzung. 

y) Von der Mannigfaltigkeit der höheren Schulen war schon in der Ein­
leitung dieses Abschnitts die Rede. Anstellungsbehörde und bei gemeindlichen 
höheren Schulen Bestätigungsbehörde für Studienräte ist in Preußen das Provinzial­
schulkollegium67 • Das Diensteinkommen der Leiter und Lehrer an nichtstaatlichen 
höheren Lehranstalten ist durch Anlage G zum preußischen Gesetze vom 7. Mai 1920 
über Diensteinkommensverbesserungen dem der staatlichen Leiter und Lehrer 
gleichgestellt worden. Damit hat der Gesetzgeber allerdings die anderweit berührte 
(S. 348), in der Heftigkeit ihrer Erörterung nur als Ehrenfrage zu verstehende .Frage 
nicht entschieden, ob die gemeindlichen Studienräte unmittelbare Staatsbeamte 
sind oder nicht. 

(J) Das den Universitäten Eigentümliche ist ihre im Vergleiche mit anderen 
Schularten freiere Stellung. 

Die Universitäten sind in Deutschland überall Staatsanstalten, das ALR. nennt 
sie ausdrücklich "Veranstaltungen des Staats" (§ I II 12), es gibt keine Universitäten 
einer Stadt, eines Kreises, einer Ptovinz. Trotzdem besitzen sie Rechtsfähigkeit 
und sind zum Teile Eigentümerinnen großen Grund- und Kapitalvermögens68 • Aller­
dings hat diese sog. wirtschaftliche Selbstverwaltung nur dann erheblichere Be­
deutung, wenn das Vermögen durch Stifterwillen an bestimmte Zwecke gebunden 
ist. Außerdem könnte sie wichtig sein, wenn die eigenen Einkünfte der Universität 
den gesamten Bedarf deckten. Da aber die Universitäten durchweg Zuschußver­
waltungen darstellen, hat eine Universität nicht viel davon, daß z. B. ein Instituts­
gebäude zum Korporationsvermögen und nicht zum Staatsvermögen gehört. 

65 Ähnlich meckl.-schw. VO. v. 27. Nov. 18 u. G. v. 4. Jan. 26. 
66 Vgl. RG. 11 2. März 09, RGSt.42, 222 f. Hier handelte es sich allerdings um einen 

Sekundaner. 
6? VO. v. 9. Dez. 42 (GS. 1843 S. 1). 
68 Vgl. z. B. CURSCHMANN-HoLSTEIN-TRIEPEL Stiftungsvermögcn und Sclbstverwaltungs­

recht der Universität Greifswald 1925. 
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Das Universitätsrecht ist vereinzdt durch Gesetz69, sonst durch Satzungen, 
genauer: Verordnungen in Satzungsform, geregelt, die in Preußen das Staatsministe­
rium als Nachfolger des Königs erläßt (s. S. 124,136). Der Erlaß neuer Universitäts­
satzungen für alle preußischen Universitäten hat mit Übergabe der Satzung vom 
17. November 1928 an die Universitüt Kiel begonnen. Die typische preußische 
Universitätsverfassung ist bekannt: ein von der Dozentenversammhmg auf ein Jahr 
gewählter, vom Unterrichtsminister bestätigter Rektor, ein ebenfalls von den 
Dozenten gewählter Senat, der Lehrkörper gegliedert in Fakultäten, an deren 
Spitze der auf ein Jahr gewählte Dekan steht, die Studenten unter gewissen, z. Zt. 
nicht gegebenen Voraussetzungen zusammengefaßt in der mit gewissen Befugnissen 
der akademischen Selbstverwaltung botrauten Studentenschaft70, als Vertreter 
des Unterrichtsministers bei Ausübung der Staatsaufsicht ein Kurator mit dem 
Sitze in der Universitätsstadt. Der Schwerpunkt der nichtstaatlichen Universitäts­
verwaltung liegt bei den Fakultäten. Sie sind es, die zum Doktor promovieren, 
durch Erteilung der venia legendi für den akademischen Nachwuchs sorgen und die 
Besetzung erledigter Professuren dur,}h den üblichen Vorschlag dreier Personen 
wesentlich beeinflussen. 

Der Unterrichtsbetrieb zeichnet sich durch die Freiheit des Lehrens und 
Lernens aus. Kein Erlaß des Ministers schreibt das Lehrbuch vor, das den Vor­
lesungen zugrundezulegen, oder die Bewertung, mit der ein geschichtliches Ereignis 
oder eine geschichtliche Persönlichkeit dem Hörer nahezubringen sei. Der Satz der 
RV., daß die Wissenschaft und ihre L(,hre frei sind (Art. 142), gilt für die Universi­
täten als Stätten reiner Wissenschaft und Lehre unbedingt und auch durch 
Gesetz, Verordnung oder DienstbefehlIlicht beschränkbar71• Neben der Lehrfreiheit 
gilt die Lernfreiheit. Der Student karm sich die zu belegenden Vorlesungen selbst 
aussuchen. Auch wird bei den Vorle~mngen, die nicht mit der Ausstellung eines 
Scheines verbunden sind, nicht Buch darüber geführt, ob der Student anwesend 
ist oder nicht. Es gilt, im Gegensatze zu dem mehr schulmäßigen Betriebe aus­
wärtiger Staaten, Freiheit des "Schw.inzens". 

E) Als weitere Gattung von Schulen seien noch die Fachschulen, wie Ma­
.schinenbauschulen, landwirtschaftliche Schulen, und die Fachhochschulen er­
wähnt. Die Technischen Hochsohulen, Landwirtschaftlichen Hoch­
schulen, Handelshochschulen u. a. haben allmählich ihre Gleichberechtigung 
in vielen Dingen mit den Universitäter. erstritten, wenn sie auch ihrer ganzen Rich­
tung nach im geistigen Leben Deutschlands nicht die gleiche Stellung einnehmen 
können wie diese72. Die Verwaltungs akademien sind nach dem Kriege auf­
gekommene hochschulmäßige Einricb.tungen zur Fortbildung namentlich der 
mittleren Beamten; sie sind zur Zeit noch private, allerdings vom Reiche nicht 
unerheblich unterstützte Anstalten auf loser organisatorischer Grundlage. 

c) Schule und Kirche. Da die Schulen ursprünglich kirchliche Einrichtun­
gen waren, gibt es auch heute noch mannigfache Beziehungen zwischen Schule und 
Kirche, die hier nur angedeutet werden sollen, zumal sich noch vieles im Flusse be­
findet. 

Die Reichsverfassung hat die neuerdings wieder viel erörterte Frage, ob die 
.einzelnen Schulen durch ein bestimm1,es Bekenntnis Geist und Gepräge, nament-

69 Hamb. Hochschulgesetz v. 4. Febr. ::1. 
70 VO. d. StMinisteriums v. 23. Sept. 27, abgedruckt im ZBlUnterrichtsV. 1927 S. 325. 

Die vielbekämpfte VO. trat an die Stelle ~iner VO. v. 18. Sept. 20. 
71 Vgl. die Berichte von ROTHENBücEER und SMEND auf der Münchener Staatsrechts­

lehrertagung, Frühjahr 1927, nebst anschlie3ender Aussprache, VStaatsRL. 4 (1928). 
72 Vgl. aus der neuesten Zeit die Verfassungen der Technischen Hochschulen Karlsruhe 

und Darmstadt (Bad. GVBl. 1927 S. 145, HESS. RegBl. 1927 S. 17), der Landwirtschaftl. Hoch­
.schule Hohenheim (Württ. RegBl. 1922 S.219) und der Handelshochschule Mannheim (Bad. 
QVBl. 1922 S. 660). 
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lieh bei der Auswahl der Lehrkräfte, erhalten sollen, grundsätzlich verneint. Die 
Schulen sollen Gemeinschaftsschulen (Simultanschulen) sein (Art. 146 1). Doch 
gestattet die RV. unter gewissen Voraussetzungen auch die in Preußen vorherr­
schende religiöse Bekenn tnissch ule und die in der geistigen Gebundenheit mit 
ihr verwandte unreligiöse Bekenntnisschule, die sog. Weltanschauungsschule 
(Art. 146 II). Den außerdem vorgesehenen, wenn auch nicht ganz klar herausgearbei­
teten, vierten Typ, die wel tliche Sch ule, versteht man erst, wenn man die Stellung 
der RV. zum Religions un terrich t beachtet. Der Religionsunterrichtit;t für die Be­
kenntnis schule selbstverständlich. Aber auch die Gemeinschaftssehule muß ihn 
in ihrem Lehrplane vorsehen. Für die Weltam;chauungR8chule, z. B. eine Schule der 
Monisten, gilt dieser Lehrfachzwang nicht, dafür ü;t hier Unterricht in der Welt­
anschauung ebenso selbstverständlich wie der Religionsunterricht in der Bekennt­
nisschule. Die drei Schularten haben also wenigstens ein dogmen gebundenes 
Lehrfach. Hiervon befreit sind die als weltliche Schulen errichteten Schulen 
(RV. Art. 1491), die also nicht das gleiche bedeuten wic dic WeltarlRchauungssehulen, 
mit ihnen vielmehr nur die Freiheit von jeder Betätigung religiösen Bekenntnisses 
gemein haben. Auch wo der Religionsunterricht im Stundenplane nicht fehlen darf, 
ist er übrigens weder für den V)hrer noch für den Schüler Pflichtfach (Art. 149 II ), 

eine Bestimmung, die in ihrer Beziehung auf den Lehrer anläßlich dp!-i bayerischen 
Konkordats zu Rechtsfragen Anlaß gegeben hat7:l. 

Die Loslösung des Staates von der Kirche kommt in der Ausgestaltung der 
Schulaufsicht zum Ausdruck. Sie ist Staatsaufsicht und darf sich auch nicht 
dadurch zu einer, wenn auch nicht rechtlichen, so doch tatsächlichen Aufsicht der 
Kirche wandeln, daß der Staat einen Pfarrer nebenamtlich mit den Aufgaben der 
Schulaufsichtsbehörde betraut (Art. 144). 

2. Privatschulen und Privatunterricht. Da die GewO. das Unterrichtswesen 
von ihrer Regelung ausschließt (§ 6 1 ), soweit sie nicht, wie für die Erteilung von 
Tanz-, Turn- und Schwimmunterricht, selbst Bestimmungen cnthält (§ 3( 1), ist 
die Regelung des privaten Schul- und Unterrichtswesens im wesentlichen Landes­
sache. Allerdings enthält auch die RV. für private Schulen, die als Ersatz füröffent­
liche Schulen dienen, insbesondere für private Volksschulen, einige Bestimmungen 
(Art. 147 1• II )74, und der Satz, daß private Vorschulen aufzuheben sind (Art. 147 III), 

findet im Grundschulgesetz, Fassung vom 26. Februar 1927, seine nähere Ausführung. 
Das Landesrecht aber ist, jedenfalls was Preußen anlangt, nicht auf der Höhe 

der Zeit. Allerdings enthält eine Kabinettsorder vom 10. Juni 1834 und eine hierauf 
beruhende Staatsministerial-Instruktion vom 31. Dezember 183975 gen aue Vor­
schriften über die Genehmigung von Privatschulen und Privaterziehungsamtalten 
und über die Befähigungsnachweise der Privatlehrer, Hauslehrer, Erzieher und Er­
zieherinnen, aber sie muten schon inhaltlich altertümlich an, wenn z. B. nach § 20 
der Instruktion der Hauslehrer die Fleckenlosigkeit seines politischen Wandels nach­
weisen muß, außerdem gelten sie nur in Altpreußen, werden aber ohne irgendwelche 
Hemmung76 auch in den neuen Provinzen gehandhabt. Wenn nicht bald ein Gesetz 
den Gegenstand für ganz Preußen neu regelt, wird vermutlich die irgendwie herbei­
zuführende gerichtliche Entscheidung über die Gültigkeit der neuen preußischen, 
auf der Kabinettsorder vom 10. Juni 1834 fußenden Bestimmungen über den Privat­
unterricht in der Musik vom 2. Mai 192577 die Augen über die Verworrenheit des 
heutigen Rechtszustandes öffnen. Denn einmal bezieht sich die Kabinettsorder nur 

73 Vgl. KRATZER Verfassungsurkunde des Freistaates Bayern 1925 S. 327f. 
74 Vgl. Vereinbarung der Länder zur Durchführung des Artikels 1471 RV., RMinBl.1928 S. 53. 
75 MBliV. 1840 S. 94ff. 
76 Obgleich E. v. BREMEN, Die preußische Volksschule 1905 S. 723 f., auf die Besonderheiten 

der neuen Provinzen hinweist und die Geltung der altpreußischen Bestimmungen nur für 
Schieswig-Hoistein, übrigens ohne genügenden Grund, bejaht. 

77 ZBlUnterrichtsV. l!)25 S. 158 ff. 
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auf den Unterricht der Jugend, gest,attet also nicht die Einführung einer Prüfungs­
pflicht für die Erteilung eines jeden l\lusikunterrichts, sodann gilt sie, wie soeben er­
wähnt, nicht in den neuen Provinzen. 

3. Erziehung. Während das Gl'Undschulgesetz selbst den häuslichen Unter­
richt durch die Eltern nicht als Ersatz der Volksschule zuläßt, ist die Erziehung 
des Kindes nach wie vor der FamiliE anvertraut. Nur wo die häusliche Erziehung 
nicht ausreicht, schreitet der Staat ein. Er tut es nach dem Reichsgesetz für Jugend­
wohlfahrt vom 9. Juli 1922 in dreifacher Form. 

Einmal bedarf die Aufnahme eines noch nicht 14 Jahre alten Kindes als Pfle ge­
kind der Erlaubnis des Jugendamtm (§ 20). Dem Jugendamte steht auch die Auf­
sicht über die Pflegekinder zu (§ 24); es kann bei Gefahr im Verzuge das Kind aus 
der Pflegestelle sofort entfernen und vorläufig anderweit unterbringen (§ 27). Die 
Landesgesetzgebung kann weitere Von,chriften zum Schutze der Kinder erlassen (§ 31). 

Sodann kennt das Gesetz die Einrichtung der Schutzaufsicht (§§ 56ff.). 
Das Vormundschaftsgericht ordnet siJ über einen Minderjährigen an, wenn sie zur 
Verhütung seiner körperlichen, geistigen oder sittlichen Verwahrlosung geboten und 
ausreichend erscheint. Die Schutzauf:!icht besteht vor allem im Schutze und in der 
Überwachung des Minderjährigen durch einen Helfer. 

Die schärfste Form des Eingriffs Ln die Erziehung de,;; Minderjährigen stellt die 
Fürsorgeerzieh ung dar (§§ 62ff.). Auch für die Anordnung der Fürsorgeerziehung 
ist entscheidende Stelle das Vormundsehaftsgericht. Die Ausführung des Beschlusses 
liegt der meist mit dem Landesjugendamte vereinigten Fürsorgeerziehungsbehörde 
ob (§ 70). Die Fürsorgeerziehung, in einigen Teilen Deutschlands früher unter dem 
Namen Zwangserziehung bekannt gew'3sen, ist entweder Erziehung in einer fremden 
Familie oder Anstaltserziehung. Ihr Zweck ist Schutz des Minderjährigen vor Ver­
wahrlosung. In der Regel kann sie nach Vollendung des 18. Lebensjahres nicht 
mehr angeordnet werden, nie nach Vollendung des 20. Lebensjahres. Einmal an­
geordnet, endigt sie spätestens mit ~intritt der Volljährigkeit des Fürsorgezög­
lings (§ 72 1). 

§ 23. Verwaltung durch beliehene öffentliche Unternehmel' und Selbst­
vClwaltung. 

OTTO MAYER II S. 243ff., 256ff., 352-404 ; l!'LEINER S.99ff., 120ff.,34lff.; SCHOEN S.255ff. ; 
HATSCHEK S. 288ff., 328ff., 347ff., 356ff.; LOENING i::l. 180ff., 196ff., 627ff., 694ff.; G. MEYER­
DocHow S. 116ff., 346ff.; HERRNRITT S. ~55ff.; MERKL S. 342ff. 

PASSOW Die gemischt privaten und öffentlichen Unternehmungen2 1923; MARX und 
MOST Art. "Gemischte wirtschaftliche Betriebe" im HWBKommunalW. II; SCHMELCHER 
Art. "Gemischtwirtschaftliche Unternehmur,gen" im HWBStW. IV4; ERWIN JACOBI Betrieb 
und Unternehmen als Rechtsbegriffe, Festf:chr. f. V. EHRENBERG 1927 S. lff.; SAXER Die 
Verselbständigung kommunaler Erwerbsuntornehmungen, Z. f. schweiz. Stat. u. Volksw. 1924 
S. 205ff.; GITERMANN Konzessionierter oder kommunaler Betrieb von monopolistischen Unter­
nehmungen öffentlichk'n Charakters? ZÜI ich l!:l27; W. GERBER Die öffentliche Unter­
nehmung in privatrechtlicher Form, Zürich 1928. - STIER-SOMLO Art. "Konzessionen" im 
HWBRW. III 1928 S. 715ff.; CROME Der Konzessionsvertrag und seine Ausführung im Kriegc, 
ArchZivPrax. 115 (1917) S.lff.; SEIDLMAYER Über das in den sog. Konzessionsverträgen 
der Gemeinden eingeräumte Übernahmerecht, GruehotsBeitr.69 (1927) S. 54ff.; POTSCHTER 

. Wesen und Recht der Konzession (Verleihung) in Deutschland und Sowjetrußland 1928. -
PFLEGHART Die Konzessionierung der elektrischen Unternehmungen, ArchÖffR. 18 (1903) 
S. 509ff.; PASQUAY Die elektrischen Starksl;romanlagen im allgemeindeutschen Verwaltungs­
Recht, ArchÖffR. 29 (1912) S. 239ff., 349ff.; A. u. L. STEINHAUSER Deutsches Elektrizitätsrecht 
1928; SCHULZE Die Entwicklung der Elektri:lierungin Mecklenburg, MecklZ. 42 (1926) S. 515ff. 
E. FEHR Die rechtliche Ordnung der Elektrizitätsversorgung (in der Schweiz), Z. f. schweiz. 
Recht N. F. 46 (1927) S. la u. ff. = Verh. d. 3chweiz. Juristenvereins 1927; KUNTSCHEN desgi., 
ebenda S. 134a u. ff. - STERN-ARON G. beb. d. Sozialisierung d. Elektrizitätswirtschaft 1920. 

KOEHNE Grundriß des Eisenbahnrechtf: m. bes. Berücksichtigung Deutschlands, Öster­
reichs und der Schweiz 1906; G. EGER Eisenbahnrecht im Deutschen Reich und in Preußen 
1910; FRITSCH Handbuch der Eisenbahngese';zgebung in Preußen und dem Deutschen Reiche2 

1912; DERSELBE Das deutsche Eisenbahnre(,ht2 1928; ARNDT Bemerkungen zu den staats­
und verwaltungsrechtlichen Grundlagen des Eisenbahnwesens, VerwArch. 22 (1914) S. lff.; 
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WILLKOMM Die rechtliche Ausgestaltung des deutschen Eisenbahnwesens von 1871-1925 
(1926). GABER Österr. Eisenbahnrecht 1924. - SCHUNCK Bahnpolizeirecht in Preußen 1910. 

G. EGER Art. " Kleinbahnen " im WStVR. II; Kommentare z. pr. Kleinbahngesetz von 
G. EGER3 1913, GLEIM4 1907, LocHTE 1903; HEIN Das Hecht der Straßenbahnen in Preußen 
1925. - KITTEL Die recht!. Stellung des Straßenbahnunternehmers zum Staat und zur Gemeinde 
nach deutschem Verwaltungsrecht, EisenbE. 23 (1907) S. 191ff., 327ff.; M. LEHMANN Die 
Rechte des Unternehmers aus der Kleinbahnkonzession nach preußischem Recht 190!J; DER­
SELBE Die recht!. Natur der Kleinbahnkonzession und ihre praktische Bedeutung, EisenbE. 27 
(Hili) S.l 05ff. ; REINDL Die Konzessionierung der Privateisenbahnen nach bay. Rechte, EisenbE. 
14 (1898) S. 359ff., 15 (189!l) S. 82ff.; SCHELCHER Die recht!. Natur u. d. Wirkungen d. 
Eisenbahnkonzession in Sachsen, mit bes. Berücks. d. elektro Straßenbahnen, FisehersZ. 20 
(1899) S. lff. - BRODMEIER Der Begriff der Kraftfahrlinie, HansRGZ. A I !l28 Sp. 4!J5ff.; 
HENNING Zum Kraftliniengesetz, MecklZ.45 (1929) Sp.26!Jff. - Eisenbahn- und verkehrs­
rechtliche Entscheidungen und Abhandlungen, begr. V. GEORG EGER, jetzt her. V. GEItHARll 
EGER, V. KIENITZ U. GOIWAN. 

Die oben S. 56 angeführten Schriften über Selbstverwaltung, insbesondere H. l'E'l'ERS 
Grenzen der kommunalen Selbstverwaltung in Preußen l!l26. - MALLACHOW Die Dynamik 
des deutschen Städtewesens und seine Reform, PrVerwß!. 40 (l!IlB) S.426ff., 440ff.,452f. -
DEHMs Zu lässigkeit des unmittelbaren Geschäftsverkehrs zwischen preußischen Selbstverwal­
tungs- und Reichsbehörden, PrVerwB!. 46 (1925) S. 133ff.; SCHEElmAR'l'll Droht den Gemein­
den eine Unterordnung unter die Gemeindeverbände ? PrVerwBI. 47 (1926) S. Hilif. - I<'Imm­
RICHS Eigener und übertragener Wirkungskreis der Gemeinden, Stllsev. Hl20j2J S. 374ff., 3!l6ff.; 
BOOCK Selbstverwaltungs- und Allftragsangelegenheiten, Thiir. Kommunale Hundschau 2 
(1924) S.41ff., 52ff., 84ff.; H .. LoENING Auftrags- und Selbstverwaltungsangelegenheikn, 
ebenda 5 (l!l27/28) S. 117ff.; KITZ Ist die Umwandlung e. Selbstverwaltungsangelegenheit in 
eine staatliche Auftragsangelegenheit durch preußisches Gesetz mit der Verfassung vereinbar? 
PrVerwB!. 45 (1924) S. 250ff.; BLUMENTHAL War die Ausführung der Fiirsorgeerziehung in 
~reußen jemals Selbstverwaltungsangelegenheit? PrVerwBI. 4!i (1!l24) S.37!lff. - K. WOLF 
Uber die rechtliche Zulässigkeit einer Betätigung der Gcmein(kn auf d<'m Gebiet der Politik, 
BayVerwBI. 76 (1928) S. 340ff. (hierzu HELMREICH ebenda S.417f.); E. WAL" Ist die Ver­
sorgung des Gemeindegebiets mit elektrischem Strom pine öffentlich-rechtliche Verpflichtung 
der Gemeinde? BadVerwZ. 60 (1928) S. 1ff. - PHEUSS Art. "Staatsaufsicht", "Bestätigung", 
"Genehmigung" im HWBKommunalW. IIl, I u. Il; STIlm-SoMLo Art. "Selbstverwaltung und 
Staatsaufsicht" im HWBRW. V l!l2R S. 434ff.; V. GlmMBKow Geschichte der Kommunal­
aufsicht in Preußen 1921 ; AN SCHÜTZ Staatsaufsicht und Selbstverwaltung, .lW. l!Jl6 S.1147ff. ; 
FRLEDRICHS Gemeindeaufsicht, VerwArch. 30 (1925) S. 74ff., 179ff. SmvERs Die staatsaufsicht­
liche Schutzgewalt im neUDll (bay.) Gemeinderecht, BayGemZ. 38 (1928) Sp. 4IOff., 425ff" 
457 ff., 485 ff, v. GEHE Selbstverwaltung und staatliches Aufsichtsrecht nach der sächs. GemO. 
V. 1. Aug. 23, FischersZ. 57 (l!l25) S. Iff.; G. SCHMIDT Entscheidungen der Gemeindekammer 
des Freistaats Sachsen (aus den .Jahren 1924-26) 1927. l{EusH NellregeIung der Staatsaufsicht in 
Thüringen, Stusev. 1926 S. 354ff. BONESS Das ßeanstandungsrecht im mcckl<>nlmrg-schwerin­
sehen Kommunalrecht, MecklZ. 45 (Hl29) Sp. 25ff., 101 ff., 177ff., 253ff., 32!lff. - P. HIRZEL 
Die Aufsicht des Staates über die Gemeinde mit bes. Bcriicks. d. Verhältnisse im Kanton 
Zürich 1923. - HÜBENER Zwangsmaßllahmen gegen Gemeinden, PrVerwBI. 41i (1925) S. 234ff.; 
WEINREICH Die Zwangsetatisierung, VerwArch. 13 (1905) S. 497ff. 

ERIK WOLF Die soziologischen Grundlagen der Fürsorge und Wohlfahrtspflege J 927. -
BAATH VO. Ü. d. Fiirsorgepflicht6 1928; WöLz-RuPPElt'l'-RICHTER Die Fürsorgepflicht3 1925; 
GEIGER-HESS desg!.2 1926; BR. JUNG Das materielle Fürsorgerecht 1925; MUTHBSIUS Fiirsorge­
recht (diese Enzykl.) 1928; DERSELBE Die Wohlfahrtspflege auf Grund der Fiirsorgcverord­
nung2 1928; v. WELCK Das in Sachsen geltende Fürsorgerecht I Hl24, II 1!l26; W. FLEISCH­
MANN-H. JAEGER Das Verfahren in Fürsorgesachen 2 1!l26. - l{OTHGANGlcL Die Familie im 
l<'ürsorgerecht, Er!. Diss. 1928. über den armenrechtlichen Arbeitszwang nach früherem l{echt 
BLÜHER in FischersZ. 44 (1915) S. lff., STEIN ebenda 46 (1917) S. 252ff. - GÜGLElt Hand­
wörterbuch der Fiirsorgepflicht 1925; KARSTEDT Handwörterbuch der Wohlfahrtspflege I !J24 ; 
.JULIA DÜNNER dsg!. 2 1. Lfg. 1929; BEHREND-STRANZ-HUltWITZ Sammlung von Wohlfahrts­
pflegegesetzen des Deutschen Reichs und Preußens I l!l23, II l!J25; UMHAUER-FRHR. V. BABO 
Badisches Wohlfahrtsrecht 1929. Die Wohlfahrtspflege in Einzeldarstellungen, her. V. ßICHltEND, 
W'RONSKY, KAltSTEllT, bisher Bd. 1-4, 1925-26. STREHL Handbuch der Blindcnwohlfahrts­
pflege 1927; SCHLOSSMANN Die öffentliche Kriippelfiirsorgc 1920. l'APPHlTZ Handbuch der 
amtlichen Gefährdetenfürsorge 1924. ZIEGER Die Kommunalisicrung des ßestattungswesens, 
Thür. Kommunale Rundschau 1 (1923) S. 49ff" 66ff. - Deutsche Zeitschrift für Wohlfahrts­
pflege, her. V. KARSTEDT, WRONSKY u. RUPPER'l';Zeitsehrift f. d. Heimatwesen, Staßfurt; Die 
Wohlfahrtspflege i. d. Rheinprovinz, Düsseldorf; Blätter für öff. Fürsorge, München; Bayerische 
:Fürsorgeblätter, Bei!. Z. BayGemZ. - Entscheidungen des Bundesamts für das Heimatwesen. 

HEYDE Abriß der Sozialpolitik. 1!J28. - H. ROSIN Das Recht der Arbeiterversicll<'fung I 
1893, II 1905; DERSELBE Die Rechtsnatur der Arbeiterversicherung, Staatsr. Abh., I<'estg. f. 
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LABAND II 1908 S.41ff.; KAsKEL U. ;)ITZLER Grundriß des sozialen Versicherungsrechts 1912; 
MANEs Sozialversicherung 6 1926 (Gös(~hen-Bändchen); H. SCHULZ Die deutsche Sozialversiche­
rung 2 1926; E. CAHN Das Recht der <Ieutschen Sozialversicherung 1926; L. v. KÖHLER Grund­
züge der deutschen Sozialversicherung 1927; STIER- SOMLO Sozialversicherung 1927; ERWIN 
.JACOBI Grundlehren des Arbeitsrechh 1927 S.439ff.; BRucKER u. a. Die Sozialversicherung 
I, V 1928. ~ Großer Kommentar zur RVO. von HANow-HoFFMANN-LEHMANN-MoEsLE-RABE­
LING 15 1926, Nachtr. 1928,117 192'7, IIPu. 2 1913, IV4 1925, Nachtr. 1925~28, V4 1926; 
kleinere Kommentare von HOFFMANN (1. 5. 6. Buch 13 u. 14 1926; 2. Buch 13u· 14 1925; 3. Buch 8u. 9 

1926), H. SCHULZ 6 1925 und der von Mitgliedern des RVA.herausgegebenc (H, III, IV 1926). ~ 
DERscH Das nene Angestelltenversicherungsgesetz 3 1926, Nachtr. 1927; DERSELBE Die neue 
Angestelltenversicherung (syst. Einführung) 1924. Weitere Kommentare zum AVG. von STIER­
SOMLO 2 1924 (mit Nachträgen bis 1. Mai 1927), H. SCHULZ-HARTMANN 1925, Nachtr. 1926, 
ErgBd. 1928, ALLENDORFF 1925, MEINEL3 1926. ~ THIELMANN Reichsknappschaftsrecht 1926; 
REuss-HENSE Das .Reichsknappschaftsgesetz 2 1927. ~ Kommentare zum Gesetz üher Arbeits­
vermittlung und Arbeitslosenversicherung von HERRNSTADT, WEIGERT (1\127), FISCHER, HOFF­
MANN, MUSSFELD, STIER-SOMLO (192H), JAEGER-NEUBURGER-ADAM I (1928). ~ BRuNN U. 

KAsKEL Rechtsfälle aus der sozialen versicherung 2 1927. ~ Zeitschrift "Die Arbeiterversor­
gung", z. Zt. im 44. Jahrg.; Monatsschrift f. Arbeiter- u. Angestelltenversicherung, begr. von 
KAsKEL, jetzt her. von MOLL u. a., s"it 1913; Zeitschrift "Die Arbeitslosenversicherung", 
her. von K. H. FISCH~JR. ~ Entscheidungen und Mitteilungen des Reichsversicherungsamts; 
Amtliche Nachrichten des Reichsversi<:herungsamts (seit 1\)28 als "Amtliche Nachrichten für 
Reichsversicherung" Teil IV des l{cicb.sarbcitsblattes). 

Würde alleiniger Träger der Verwaltung der Staat sein, so hätten wir das 
Ende unserer Darstellung erreicht. Denn die Mittel, mit denen er zur Erfüllung 
seiner Aufgaben in die Freiheit dns einzelnen eingreift oder dem einzelnen Anteil 
an den öffentlichen Sachen und son 3tigen Einrichtungen gibt, sind uns jetzt bekannt. 
Der Staat kann aber, statt selbst zu handeln, gewisse Verwaltungstätigkeiten von 
sich absplittern und mit ihrer 'Wahrnehmung andere Rechtssubjekte betrauen. 
Die beiden Formen, in denen er es tun kann, sind die Beleihung eines Unter­
nehmers mit einem Teilgebiet öffentlicher Verwaltung und die Ver­
wendung von Selbstverwaltunsskörpern. 

I. Verwaltung durch heliehene öffentliche Unternehmer. 
1. Begriff und Vorkommen. Unter einem beliehenen öffentlichen Unternehmer 

versteht man eine Person, juristiHche oder natürliche, die kraft staatlicher 
Übertragung öffentliche Verwaltung im eigenen Namen führt, ohne 
daß diese Verwaltungstätigkeit zu ihren notwendigen Zwecken ge­
hört. Der letzte Zusatz ist erforderlich zur Unterscheidung des öffentlichen Unter­
nehmers von einem Träger der Selbstverwaltung. Jenes Führen der Verwaltung 
"im eigenen Namen" wieder hebt ihn vom Beamten ab, der nicht im eigenen Namen, 
sondern dem des Staates oder des tonstigen Dienstherrn tätig ist. 

So klar der Begriff ist, so sehr die Möglichkeit der Rechtseinrichtung einleuchtet, 
so sicher es Beispiele für beliehene öffe1.tliche Unternehmer in der Vergangenheit und im 
Auslande gibt, so umstritten ist da" Vorhandensein der Einrichtung im geltenden 
deutschen Rechte!. Ein verhältnismäßig kurze Zeit zurückliegendes Beispiel boten 
die deutschen Kolonialgesellschaft.en, denen durch Kaiserlichen Schutzbrief die 
Ausübung von Hoheitsrechten in dnn deutschen Schutzgebieten übertragen war 2• 

Auch der Kaper brief, durch den bis zur Pariser Seerechtsdeklaration von 1856 
ein kriegführender Staat einen Reeder ermächtigte, Jagd auf feindliche Kauffahrtei­
schiffe zu machen3, bedeutete BelEihung mit einem öffentlichen Unternehmen. 
Die Beleihung eines Grundeigentümers mit der Gerich ts b ar kei t in den 
Zeiten des Lehnsstaates gehört ebenso hierher wie die Gestalt des heute noch in 

1 Vgl. die eingehende, gegen OTTO MAYER gerichtete Kritik E. KAUFMANNS im WStVR. 
III S. 711ff., ferner G. HOLSTEIN Die Lebre von der öffentlichr. Eigentumsbeschränkung 1921 
S. 94, BÜHLER i. d. Festg. f. FLEINER 1927 S. 38. 

2 Schutzgebietsges. v. 25. Juli 00 § 1 F. 
3 Vgl. v. LISZT-FLEISCHMANN Völkerrecht12 1925 S. 500. 
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südlichen Ländern vorkommenden Steuerpächters4• Auch die Kriegsgesell­
schaften der jüngsten Vergangenheit trugen Züge öffentlicher Unternehmungen 5• 

Das klassische Land der verliehenen öffentlichen Unternehmungen aber ist wohl 
Frankreich, wo man neben beliehenen Eisenbahn-, Straßenbahn-, Omni­
bus -, Dampf schiff ahrts -, Leichen besta tt ungsgesellschaftell als Kon­
zessionäre eines "service public" auch H undef änger und andere nützliche Leute 
antrifft 6. 

Wendet man sich dem geltenden deutschen Rechte zu, so ist zunächst 
zu prüfen, wodurch sich der beliehene öffentliche Unternehmer VOll anderen Er­
scheinungen des Verwaltungsrechts unterscheidet. Da man den Verleihungsakt 
"Konzession" nennt, liegt zunächst der Vergleich mit dem "konzessionierten", 
besser: genehmigten Gewel' be betrie b nahe. In der Tat fehlt es nicht an Stim­
men solcher, die die Genehmigung einer Krankenanstalt und die Konzession eines 
Eisenbahnbetriebes auf die gleiche Stufe stellen. Bei einigen Verkehrsunterneh­
mungen trifft der Vergleich auch zu; so steht bei der Genehmigung eines Luft­
fahrtunternehmens nach § 11 des Luftverkehrsgesetzes vom 1. August 1922 der 
polizeiliche Gesichtspunkt durchaus im Vordergrund. Von der Beleihung einer 
Person mit einem öffentlichen Unternehmen verlangt man aber mehr aIr; die Weg­
räumung eines polizeilichen Hindernisses. Der Grundgedanke bei der Verleihung 
ist der, daß der Staat sich eines an sieh ihm vorbehaltenen Betätigungr;reehtes be­
gibt und es auf eine andere Person überträgt. Aber der Grundgedanke allein schafft 
noch nicht die Rechtseinrichtung der öffentlichen Unternehmung, sonst würde z. B. 
jede Verleihung des Fernmeldebetriebsrechtes an einen Privatmann zur Verbindung 
seiner über 25 Kilometer von einander entfernten Grundstücke' Beleihung mit einem 
öffentlichen Unternehmen sein, was sie sicher nicht ist. Vielmehr muß sich der Staat 
eine positive Einwirkung auf das Unternehmen vorbehalten. Es darf ihm nicht 
gleichgültig sein, ob der Beliehene von der Verleihung Gebrauch macht oder un­
tätig bleibt, er muß den Beliehenen zum Tätigwerden anhalten können, seine Auf­
sicht muß sich also in ähnlichen Bahnen bewegen können wie die positive Staats­
aufsicht über Kommunalverbände. Solche Betätigungspflicht kann aber auch 
durch privatrechtlichen Vertrag vereinbart werden. So beruht der Betrieb 
von Polizeimeldeanlagen in Berlin auf einem zwischen dem preußischen Fiskus 
und der Firma Siemens und Halske oder der Berliner Notruf A. G. geschlossenen 
Privatvertrages. Auch die Versorgung des Freistaates Lippe mit elektrischer Energie, 
die in Frankreich sicher Gegenstand einer "concession de service public" gewesen 
wäre, macht den Inhalt eines zwischen dem Freistaat Lippe und dem Elektrizitäts­
werk G. m. b. H. Wesertal-Hameln geschlossenen "Konzessions- und Lieferungs­
vertrages" aus, nach dessen § 15 (zu a) für Streitigkeiten ein Schiedsgericht oder 
in Ermangelung eines solchen das Landgericht Detmold zuständig sein solID. Was 
eine Konzession zweifelsfrei über die Sphäre des rein Privatrechtlichen erhebt, 
ist die Ausstattung des Unternehmers mit hoheitlichen Befugnissen. 
Daß die Verleihung selbst in typisch öffentlichrechtlicher Form vor sich geht, also 
die Gestalt eines Verwaltungsaktes annimmt, ist nicht erforderlich, wenn auch, 
ähnlich wie bei der Begründung eines Beamtenverhältnisses, das der Sachlage 
Angemessene. 

Prüft man hiernach das Vorkommen beliehener öffentlicher Unternehmer in 
Deutschland, so ist an erster Stelle der konzessionierte Eiscnbahnunter-

, S. ROMANO Principii di diritto amministrativo3 1912 S. 195. 
6 Daher analoge Anwendung des Amtshaftungsgesetzes v. 22. Mai 10 auf ihre Angestellte: 

RG. III 16. März 23, RGZ. 106, 373ff. 
6 Vgl. JEZE La concession de service public, Revue du droit public 42 (1925) S. 529ff.; 

DERSELBE Les principes generaux du droit administratif3 III 1926 S. 341ff. 
7 G. ü. Fernmeldeanlagen v.14. Jan. 28 §§ 2, 3 3b • 

8 Vgl. RdErl. d. Min. d. I. v. 23. Juli 26, MBliV. 1926 Sp.720ff. 9 Bek. v. 27. Mai 27. 
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nehmer zu nennen. Nach dem preußischen Gesetze über die Eisenbahnunterneh­
mungen vom 3. November 1838 bedarf eine private Gesellschaft zur Anlegung einer 
Eisenbahn einer königlichen, jetzt staatsministeriellen Genehmigung, die in der 
Form einer mit mancherlei Bedingungen und Auflagen versehenen "Konzessions­
urkunde" erteilt wird. In dieser Urkunde pflegt sich der Staat u. a. die Feststel­
lung und Abänderung des Fahrplanes vorzubehaltenlO und damit seine positive 
Einwirkung auf den Betrieb zu ermöglichen. Eine Verleihung hoheitlicher Befug­
nisse aber findet sich im § 23 des Gesetzes, wonach die "Handhabung der Bahn­
polizei ... der Gesellschaft übertragen" wirdll. Auch die Genehmigung einer Klein­
bahn nach dem Gesetze vom 28. J lli 1892 bringt hoheitliche Befugnisse mit sich. 
So ist sie fähig, Gegenstände in "amtlicher Verwahrung" im Sinne des § 133 StGB. 
zu haben12, und auch ihren Angestellten können "die Rechte und Pflichten von 
Polizeiexekutivbeamten für den Bereich der bahnpolizeilichen Geschäfte übertragen" 
werden13• Bezeichnend hier wie bei den Eisenbahngesellschaften ist aber, daß die 
mit Polizeibefugnissen betrauten Angestellten eben nur Angestellte und keine 
Beamte der Gesellschaft sind, sondern Beamtenbefugnisse allein durch eine be­
sondere Verpflichtung für den Staat erlangen; denn die Unfähigkeit, eigene Be­
amte zu haben, unterscheidet den öffentlichen Unternehmer von den meisten 
juristischen Personen des öffentlichen Rechts 14, daher auch die Reichs bahn­
gesellschaft mit ihren Beamten, ähnlich wie die Reichsbank, mehr ist als ein 
beliehener öffentlicher Unternehmer, nämlich eine Anstalt des öffentlichen Rechtsi!;. 
Dagegen kann die Genehmigung einer über die Gemeindegrenze hinausgehenden16 

Kraftfahrlinie nach dem ReichRgt,setze vom 26. August 1925 bei entsprechender 
Gestaltung der Genehmigungsbedingungen die Verleihung eines öffentlichen Unter­
nehmens sein 16a. Ebenso können die meist aus alter Zeit stammenden17 Fährgerech­
ti g k e i t e n , falls irgend welche hoheitl ichen Befugnisse mit ihnen ver bunden sind, mehr 
sein als bloße Privatrechte 18. Auch der Privatdozent weist Züge des beliehenen 
öffentlichen Unternehmers auf. Die an sich recht spärlichen Beispiele lassen sich 
durch Betrachtung des Rechtslebens der Hansestädte vermehren. So hat Hamburg 
den Betrieb des Fischmarktes in Cuxhaven sowie der Gaswerke und der 
Wasserwerke in Hamburg je einer Gesellschaft m. b. H. übertragen19• Das 
Öffentlichrechtliche dieser hamburgischen Gesellschaften m. b. H. besteht nicht so­
wohl darin, daß der Staat an ihnen sehr erheblich beteiligt ist, denn solche ge­
mischt-wirtschaftlichen Unternehmungen2 :J gehören an sich dem Privatrecht an, 
sondern u. a. in der Zulassung des Verwaltungszwangsverfahrens für die 
Beitreibung der den Gesellschaften geschuldeten Leistungen21 • 

10 FRITSCH Das deutsche Eisenbahnrecht 1927 S. 247, 249. 
11 Vgl. dazu Eisenbahn-Bau- u. BetriebsO. v. 4. Nov. 04 (RGBl. S. 387) §§ 74f. 
12 RG. II 1. Apr. 19, RGSt. 53, 21!1f. 
13 AusfAnw. v. 13. Aug. 98, EisenbVBI. S. 225ff., zu § 22, Abs. 6. Vgl. auch BetrO. f. 

d. el. Straßenbahnen i. Sachsen v. 24. Juli 28 § 2. 14 Vgl. oben S.165f. 
16 Vgl. oben S.169f. 
18 PrOVG. 29. Apr. 26, PrVorwBl. 47 (1926) S.430ff. Ober den Begriff der Kraftfahr­

linie auch PrOVG. 31. Mai u. 12. Juli !l8, RVerwBl. 49 (1!J28) S. 1004f., 50 (1929) S. 124; 
HansOLG. 21. Nov. 27, HansRGZ. A 192H Sp. 165f. 18a Vgl. KraftlinienVO. v. 20. Okt. 28 
§§ 16, 17, 20. 

17 Vgl. :FRHR. v. KÜNSSBERG ZRG. (G.) 45 (1925) S. 144ff. 
18 Vgl. RFinH. 10. Sept. 26, Samml. 19, 294ff. 
19 Bekanntmachungen v. 28. März 24 u. v. 25. Juli 23. 
20 Hierüber PASSOW Die gemischt privaten und öffentlichen Unternehmungen2 1923. 
21 Gesetze v. 28. März 24 u. 25. Juli 2:1. Ebenso beim Abfuhrunternehmer nach OldOVG. 

26. Sept. 07, OldZ. 34 (1907) S. 163. - Di,~ Verleihung des Enteignungsrechts an einen Unter­
nehmer -z. B. die nach dem Neckar-Donall-Vertrag v.I. Juni 21 gebildete Gesellschaft (RTags­
drucks. III. Wahlp. Nr. 2150 S. 18ff. Ziff. 16) - würde diesen nur dann zum beliehenen öffent­
~ichen Unternehmer machen, wenn er, was aber seit Verschwinden der Kriegsgesellschaften kaum 
Je gemeint ist, selbst enteignen oder wenif:stens das zu enteignende Grundstück bindend be­
stimmen könnte. 
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2. Die preußischen Kleinbahnen insbesondere. Die verhältnismäßige Selten­
heit des Vorkommens öffentlicher Unternehmungen im heutigen Deutschland 
macht es erklärlich, daß es kein allgemeines Gesetz über die Rechtsverhältnisse 
öffentlicher Unternehmungen gibt. Daher sei wenigstens ein für die Verwaltung 
wichtiges Gesetz als Beispiel für Sondergesetze dieser Art kurz betrachtet: das 
preußische Kleinbahngesetz vom 28. Juli 1892. 

Der Hauptanwendungsfall des Gesetzes ist die städtische Straßen bahn, 
doeh gibt es auch Kleinbahnen zwischen mehreren Gemeinden; ein besonderer 
Abschnitt des Gesetzes handelt von den Privatanschlußbahnen (§§ 43ff.). 

Zur Herstellung und zum Betriebe einer Kleinbahn bedarf es der Genehmi­
gung der zuständigen Behörde, d. i. heute, beim Vorherrschen der elektrischen 
oder durch Dampf getriebenen Bahn, meist des Regierungspräsidenten. Die Ge­
nehmigung ist gebunden, sie wird auf Grund vorgängiger polizeilicher Prüfung er­
teilt, die sich aber auch auf die Wahrung der Interessen des öffentlichen Verkehrs 
erstreckt (§ 44). Vorher muß der Unternehmer die, allerdings ersetzbare, ZlH~tim­
mung des beteiligten Wegeunterhaltungspfliehtigen beibringen. Nun aber kommen 
die dem Polizeirecht wesensfremden positiven Einwirkungsbefugnisse des 
Staates. Sowohl die Ausführung der Bahn, als auch die Eröffnung und die Auf­
rechterhaltung des Betriebes kann die Genehmigungsbehörde durch Geldstrafen 
erzwingen (§ llII,III). Ebenso kann sie über den Fahrplan und die Beför­
derungspreise Bestimmungen treffen; allerdings muß sie dem Untprnehmer bei 
Festsetzung der Tarife mindestens innerhalb der ersten fünf Jahre freie Hand 
lassen, naeh Ablauf der festgesetzten Zeit steht ihr aber kraft der sog. Tarifhohpi t 
die Genehmigung der Höehstsätze zu (§ 14). Wegen Erfüllung dieser lind anderer 
Genehmigungsbedingungen und der Vorschriften des Gesetzes unterliegt die Klein­
bahn der Aufsicht der Genehmigungsbehörde, wodurch insoweit die Zu­
ständigkeit der Ortspolizeibehörde ausgeschlossen wird (§ 22). Kraft deR Aufsichts­
rechts kann die Genehmigungsbehörde mit VerwaltungRzwang vorgehen, also z. 13. 
nach LVG. § 132 Ersatzvornahme anordnen oder Zwangsstrafell androhen und fe,;t­
setzen; als äußerstes Zwangsmittel sieht das Gesetz die Zurücknahme der 
Genehmigung vor, über die auf Klage der Genehmigungsbehörde das OVG. 
entscheidet (§§ 24 f.). Daneben kennt das Gesetz noch daR im Ei~enbahnrccht 
vielfach übliche, dem allgemeinen Enteignungsrecht nachgebildete Erwer bsrec h t 
des Staates für den Fall, daß die Kleinbahn nach Entscheidung des Staats­
ministeriums eine solche Bedeutung für den öffentlichen Verkehr gewonnen hat, 
daß sie als Teil des allgemeinen Eisenbahnnetzes zu behandeln ist (§ 30). Der den 
Kleinbahnen gewidmete Abschnitt des Gesetzes schließt mit der Aufprlegung einiger 
Verpflichtungen zugunsten der Postverwaltung (§ 42). 

Dieser kurze Überblick erklärt, weshalb gerade bei der Kleinbahnkonzession, 
im Gegensatze zur Eisenbahnkonzession, die Ansichten über ihre l~echümatUl' 
geteilt sind, namentlich, woher es kommt, daß man sie bisweilen den gewöhnlichen 
polizeilichen Genehmigungen beizählt22• Störend wirkt die Gebundenheit der Geneh­
migung, auch fehlt im Gesetze jede Andeutung einer Übertragbarkpit hoheitlicher 
Befugnisse auf den Unternehmer oder seine Angestellten. Dennoch ist die Klein­
bahnkonzession mehr als das bloße Hinwegräumen polizeilicher Bedenken. Wenn 
das Gesetz der Genehmigungsbehörde "die Wahrung der Interessen des öffentlichen 
Verkehrs" (§ 44) anvertraut, so heißt dies eben, daß die Behörde das Unternehmen 
in ihre Verkehrspolitik einordnen kann. Die hoheitlichen Befugnisse der Straßen­
bahnangestellten nennt das Gesetz selbst allerdings nicht, wohl aber, wie schon er­
wähnt, die Ausführungsanweisung zu § 22 (Abs. 6). Aber selbst wenn diese fehlten, 

22 So FRITSCH Handbuch der Eisenbahngesetzgcbung2 1912 S. 39 f. N. 5 und GLEIM G. ü. 
Kleinbahnen4 1907 S. 58ff. Anders EGER G. ü. Kleinbahncn3 1913 S. 37 ff. und die dort Ge­
nannten. 
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so würde doch der Umstand, daß di,~ Aufsichtsbehörde den Unternehmer durch 
Verwaltungszwang nötigen kann, den Betrieb ordnungsmäßig aufrechtzuerhalten, 
beweisen, daß die Kleinbahnkonzessioll mit einer Polizeierlaubnis nicht auf gleicher 
Stufe steht. 

11. Selbstverwaltung. 
Während man bei der Darstellung der verliehenen öffentlichen Unterneh­

mungen um Beispiele verlegen ist, is t die Selbstverwaltung eine außerordentlich 
wichtige Form der Abgabe öffentlichH Verwaltung vom Staate an einen anderen 
Rechtsträger. Denn unter Selbstver"altung in dem hier zu gebrauchenden recht­
lichen Sinne 23 versteht man die Vrrwaltung durch Selbstverwaltungs­
körper, genauer: durch juristisc rre Personen des öffentlichen Rechts 
innerhalb des Staates, die notwendig dazu da sind, öffentliche Ver­
waltung im eigenen Namen zu führen. 

Von den Arten der juristischen Personen des öffentlichen Rechts und von ihrer 
Verfassung war schon früher die Rede, ebenso von den für sie geltenden Rechts­
quellen24• Was uns hier noch zu beschäftigen hat, sind die zwischen dem Selbst­
verwaltungskörper und dem Staate bestehenden Rechtsbeziehungen. Wir greifen 
den wichtigsten SelbstverwaltungskC:lrper als Hauptbeispiel heraus: die Ge­
meinde. Auf der anderen Seite stebt, mangels einer reichseigenen inneren Ver­
waltung und mangels reichsunmittelbarer Gemeinden, die nicht zugleich Staaten 
sind, das Land. An sich wäre es allerdings denkbar, daß die Aufsicht über die 
Gemeinden nicht dem Lande, sondern einem höheren Kommunalverbande zu­
stände, etwa dem Provinzialverbande. In Deutschland hat man aber den Versuch 
einer solchen doppelten Selbstverwaltung grundsätzlich vermieden, auch die mit 
gewissen Entscheidungsbefugnissen ausgestatteten sächsischen und braunschwei­
gisehen Gemeindekammern25 sind sta.1tliche Behörden, so daß die beiden Gegen­
spieler die Gemeinde einerseits, das L1nd andererseits sind. 

1. Rechte und Pflichten der Gemeinde. Zum Verständnis des Verhältnisses 
zwischen Gemeinde und Staat ist die Kenntnis einer Zweiteilung der von der Ge­
meinde zu verwaltenden Angelegenheiten nötig, die im Leben der Gemeinde von 
großer Bedeutung ist: der Zweiteilung in Selbstverwaltungsangelegen­
heiten und Auftragsangelegenhe, ten26 oder, wie man sich früher, vielfach 
dasselbe meinend, ausdrückte, in den eigenen und den übertragenen Wir­
kungskreis. Soweit der Zweiteilung: der Gedanke zugrunde liegt, daß der Ge­
meinde gewisse Verwaltungsbefugniss{ kraft angeborenen, ursprünglichen Rechtes 
zustehen, ist er verfehlt, da man so d'~n Unterschied zwischen dem Staat als dem 
Träger ursprünglicher Gewalt und der Gemeinde als der Trägerin abgeleiteter 
Gewalt verwischen würde27• In diesem Sinne sind heute alle der Gemeinde zu­
stehenden Rechte übertragene Rechte, denn alle leiten sich aus den vom Staate 
erlassenen Gemeinde- und Städteordnu ngen her. Auch die Ahnherrin aller deutschen 
Städteordnungen, die des FREIHERRN VOM STEIN vom 19. November 1808, er­
kannte nicht ein bereits bestehendes Selbstverwaltungsrecht der Städte an, son­
dern schuf es im Gegensatze zur wenig freiheitlichen Gesetzgebung des Polizei-

23 Vgl. oben S. 59. 24 Vgl. oben S. 66ff., 168ff. 
25 SächsGemO. v. 1. Aug. 23/15. Jun 25 § 8; braunschw. Gemeindekammergesetz v. 

15. Nov. 24. 
26 Pr. Verfassung v. 30. Nov. 20 Art. '72 I: "Die Provinzen verwalten nach Maßgabc des 

Gesetzes durch ihre eigenen Organe: a) selbständig die ihnen gesetzlich obliegenden oder frei­
willig von ihnen übernommenen eigenen Angelegenheiten (Selbstverwaltungsangelegenheiten) ; 
b) als ausführende Organe des Staates di'l ihnen übertragenen staatlichen Angelegenheiten 
(Auftragsangelegenheiten). "- Die neue bay. GemO. von 1927 macht die gleiche Unterschei­
dung durch verschiedene Benennung der in boiden Angelegenheiten zulässigen Aufsicht: "Staats­
aufsicht" in Selbstverwaltungs-, "Sachaufsicht" in Auftragsangelegenheiten (Art. 59 ff., 50). 

27 Vgl. G. JELLINEK, System der subj. öff. Rechte2 1905 S. 282 ff. 
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staates neu. Der Unterschied wird vielmehr am besten durch ein Beispiel klar. 
So ist die Handhabung der Ortspolizei nach preußischem Rechte sicher eine Auf­
tragsangelegenheit der Städte. Zwar liegt die örtliche PolizeiverwaItung in den 
Händen des Bürgermeisters, also eines Gemeindebeamten, aber sie wird nach § 11 

des Polizeiverwaltungsgesetzes vom 11. März 1850 "im Namen des Königs", d. h. 
des Staates, geführt. Der Staat könnte auch einen staatlichen Polizeipräsidenten 
als Ortspolizeiverwalter einsetzen und tut es häufig. Sein Verhältnis zur Ortspolizei­
behörde ist in beiden Fällen das gleiche: beide stehen in dienstlicher Unterordnung 
zu ihm, beide sind ihm verantwortlich, beide sind an seine Dienstanweisungen 
gebunden28• Beide sind aber dafür frei von jeder Verantwortlichkeit der Gemeinde 
gegenüber. Der in einer Stadtverordnetenversammlung wegen ciner polizeilichen 
Maßnahme zur Rede gestellte Bürgermeister könnte jede Antwort mit dem Be­
merken ablehnen, daß er nur seinen staatlichen Vorgesetzten Rechem!chaft schuldig 
sei. Anders, wenn die Handhabung der Ortspolizei Selbstverwaltungsangelegen­
heit wäre. Zunächst wäre dann der Magistrat und nicht der Bürgermcister zu­
ständig. Ein staatliches Anweisungsrecht würde, soweit sich der Magistrat in den 
Grenzen der Gesetze hält, nicht bestehen. Dafür wäre der Magistrat der Gemeinde 
gegenüber verantwortlich. Auch bei den etwa gegen staatliche Anordnungen zu 
ergreifenden Rech tsmi tteln zeigt sich der Unterschied. Der Regierungs­
präsident verbietet z. B. schlechthin die Genehmigung von Straßenlustbarkeiten 
nach GewO. § 33b. Nach heutigem Rechte müßte der Bürgermeister gehorchen 
und hätte nur die Möglichkeit einer dienstlichen Aufsichtsbeschwerde. Wäre die 
Ortspolizei Selbstverwaltungsangelegenheit, so brauchte sich die Gemeinde um 
die Anweisung nicht zu kümmern und hätte gegenüber etwaigen Zwangsandrohungen 
allerdings nicht nach preußischem Rechte, aber nach dem Rechte der Länder mit 
besser ausgebildeter Verwaltungsgerichtsbarkeit die Klage vor den Verwaltungs­
gerichten29• Der Fall der Ortspolizei liegt insofern besonders kraß, als der Staat 
hier ein bestimmtes Gemeindeorgan, nicht die Gemeinde als solche bcauftragt hat. 
Auch bei der Betrauung der Gemeinde als solcher mit staatlichen Aufgaben kann 
es sich aber um Auftragsangelegenheiten handeln, wofern nur ein unbedingtes 
staatliches Anweisungsrecht besteht. Daher war das Mittel, dic widerspenstigen 
preußischen Gemeinden zur Beflaggung der Dienstgcbäude am Verfassungstage zu 
zwingen, der Erlaß einer Notverordnung, die das Flaggen in die örtlichen Geschäfte 
der allgemeinen Landesverwaltung - Auftragsangelegenheiten - einreihte30• 

Selbstverwaltungsangelegenheiten sind demnach Angelcgenheiten, die die 
Gemeinde innerhalb der gesetzlichen Schranken nach frciem ErmcRHen, unbehelligt 
von staatlichen Anweisungen, unter eigener Verantwortung erledigt, Auftrags­
angelegenhei ten solche, die der Staat einem bestimmtcn G<'meindeorgan oder 
der Gemeinde selbst zur Besorgung nach staatlichen Anweisungen überträgt. Zur 
Unterscheidung von einander seien die beiden letzten Erscheinungsformen als 
Auftragsangelegenheiten erster und als solche zweiter Art bezcichnet. 

Um mit den Auftragsangelegenheiten erster Art, also d<'n wic bei der 
städtischen Ortspolizei in Preußen geregelten, zu beginnen, HO Hchcidet hier die 
Gemeinde als Trägerin von Rechten und Pflichten überhaupt aus. Wohl kann 
neben der persönlichen Pflicht des Bürgermeisters auch noch einc Kostentragungs­
pflicht der Gemeinde bestehen31, aber das Verhältnis des Bürgermeisters selbst zur 
staatlichen Polizeiverwaltung ist keine die Gemeinde unmittelbar angehende An-

28 PolVerwG. § PI. 
29 Vgl. für Sachsen SächsOVG. 21. Apr. 25, 21. Apr. 26, 5. Jan. 27, Jahrb. 29, H2ff.; 30, 

86; 31, 246ff. Vgl. auch bad. Min. d. 1. 18. Juni 27, BadVerwZ. 1927 S. 103. 
30 VO. v. 8. Aug. 27. über den Rechtszustand vorher PrOVG. 20. Mai 27, Entsch. 82, 82ff. 

Gegen die Gültigkeit der VO. StGH. f. d. D. R. 9. Juli 28, RGZ. 121, 13*ff. 
31 PolVerwG. § 3. 
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gelegenheit. Vielmehr besteht die Pflicht der Gemeinde gerade darin, die polizei. 
liche Tätigkeit des Bürgermeisters nicht zu stören, etwa durch einen Magistrats. 
beschluß, daß die Polizeibeamten keine Uniform zu tragen hätten32• 

Bei den Auftragsangelegenhtiten zweiter Art, z. B. der äußeren 
Schulverwaltung, steht die Gemeinde zum Staate vor allem in einem Pflicht· 
verhältnis. Aber wie sich beim Vormunde die Pflicht zur Fürsorge für den Mündel 
mit dem Rechte zur Fürsorge verbindet (BGB. § 1793), so kann auch die Gemeinde 
ein Recht auf Verwaltung einer Auftragsangelegenheit haben, namentlich, wenn 
ihr für die Verwaltung geldliche Vortdle zustehen. Es versteht sich von selbst, 
daß sie immer ein Recht hat, nicht überbürdet zu werden. 

Bei den Selbstverwaltungsangelegenheiten überwiegt das der Ge. 
meinde auf Führung der Selbstverwaltungsgeschäfte zustehende subjektive 
Recht. Wenn es z. B. im preußischen AG. vom 29. März 1924 zum Jugendwohl­
fahrtsgesetz heißt, die Aufgaben der öffentlichen Jugendwohlfahrtspflege mit Aus­
nahme der Ausführung der Fürsorgeel'ziehung seien Selbstverwaltungsangelegen. 
heiten der G~meinden und Gemeindeverbände (§ 1), so bedeutet dies, daß die Ge· 
meinde ein Recht darauf hat, sich innerhalb der gesetzlichen Schranken in der 
Jugendfürsorge nach freiem Ermessen zu betätigen. Ebenso wäre es ein gesetz­
widriger Eingriff in die Selbstverwaltung, wenn der Staat von sich aus, vielleicht 
die Absichten der Gemeinde durchkreuzend, Fluchtlinienpläne aufstellen oder 
sonstwie in die Gestaltung des Städtebildes eingreifen33 oder die Gemeinde zwingen 
wollte, entgegen ihrem bisherigen Bra'lche bei Zuteilung neuer Gräber von der 
Berücksichtigung der Konfession des Verstorbenen abzusehen34• Aber freilich ist 
dies Selbstverwaltungsrecht der Gemeinde zugleich eine ihr anvertraute Pflicht. 
Wenn die Jugendpflege und die Anlegung von Ortsstraßen und Plätzen zu den Selbst· 
verwaltungsangelegenheiten zählen, so beißt dies nicht, daß die Gemeinde in diesen 
Dingen nach Belieben untätig bleiben darf, vielmehr gibt es eine Grenze, wo der 
Staat ihr Tätigwerden verlangen kann. Aber auch abgesehen von dieser äußersten 
Grenze steht jedes Tun und Lassen dür Gemeinde unter dem Gebote pflicht. 
mäßigen Handeins. 

Die Rechte der Gemeinde gegenüber dem Staate in Selbstverwaltungsangele. 
genheiten sind so mannigfach wie die öffentlichen Rechte überhaupt35 • Den Kern 
bilden Mitwirkungsrechte, Rechte auf Betätigung der öffentlichen Gewalt, 
z. B. auf Besteuerung der Gemeindeangehörigen. Daneben finden sich positive 
Ansprüche gegen den Staat, z. B auf Überweisung von Reichssteuern nach 
den Ausführungsgesetzen zum Finanzausgleichsgesetze. Das uns hier am nächsten 
angehende Recht aber ist das gegen den ßtaat gerichtete Unterlassungsrecht auf 
Nichtüberschreitung der der Staatsaufsicht gezogenen Grenzen. Seine Bedeutung 
läßt sich am besten ermessen, wenn wir nunmehr den Umfang der Staatsaufsicht 
über Gemeinden näher betrachten. . 

2. Die staatliche KommunalaufsicJltt. Neuere Gesetze, wie die Gemeinde· 
und Kreisordnung für Thüringen vom K Juli 1926, haben die Staatsaufsicht über 
Gemeinden und sonstige Kommunalv(~rbände erschöpfend geregelt (§§ 137ff.). 
Die preußischen Bestimmungen finden sich zerstreut in den Städte· und Land· 
gemeindeordnungen und dem Zuständigkeitsgesetze. Da aber diese Gesetze den 
Umfang der Staatsaufsicht im unklaren lassen, greift die Rechtsprechung36 auch 
heute nocli zurück auf den an sich aufg,~hobenen, aber als Legaldefinition verwert­
baren § 139 der revidierten Städteordnung vom 17. März 1831, der unter Abs. 1 b 
die Aufsichtsbehörde "berechtigt und yerpflichtet, dafür zu sorgen, daß die Ver. 

32 PrOVG. 15. Jan. 24, Entsch. 78, 80ff 
33 Vgl. auch PrOVG. 7. Dez. 15, Entsch. 70, 422ff. 
34 PrOVG. 1. Dez. ll, Entsch. 61, 130ff. 35 Vgl. oben S. 195ff. 
36 Vgl. PrOVG. 9. Mai 93, Entsch. 25, 49. 

Jellinek, Verwaltungsrecht. ~. Aufl. 33 
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waltung fortwährend in dem vorgeschriebenen Gange bleibe und angezeigte Stö­
rungen beseitigt werden". Der hierin zum Ausdrucke kommende, für die Freiheit 
der Selbstverwaltung so wichtige Grundgedanke, daß die Staats aufsichts­
behörde bei ihren Anordnungen nicht die Sphäre des freien Er­
messens berühren darf - denn in der grundsätzlichen Unantastbarkeit dieser 
Sphäre liegt gerade das der Selbstverwaltung Eigentümliche -, sondern sich auf 
die Rechtsbewahrung zu beschränken hat, findet sich sehr klar auch in der thü­
ringischen Gemeinde- und Kreisordnung ausgesprochen. Nach § 137 hat sich die 
Aufsicht "unbeschadet des Rechtes, die Durchführung der Gemeinde- und Kreis­
aufgaben durch Beratung zu fördern, darauf zu beschränken, daß das be­
stehende Recht nicht verletzt wird". Allerdings bezieht sich die grundsätz­
liche Beschränkung nur auf Anordnungen in der Sache, während der Aufsichts­
behörde bei vorbereitenden Anordnungen oder bei sonstiger im Gesetze vorgesehener 
Mitwirkung die Hände nicht in dieser Weise gebunden sind. 

a) Prüft man jetzt die Mittel, die der Aufsichtsbehörde, in Preußen dem 
Regierungspräsidenten in städtischen Angelegenheiten, dem Landrate als Vor­
sitzenden des Kreisausschusses in Angelegenheiten der Landgemeinden37, gegen­
über der Gemeinde zur Verfügung stehen, so kann man die von Thüringen aus­
drücklich erwähnte Befugnis, der Gemeinde Ratschläge zu erteilen, kurz abtun. 
Da der Ratschlag keinen Eingriff in die Rechtssphäre des Beratenen bedeutet, 
bedarf er keiner besonderen gesetzlichen Grundlage. Die ausdrückliche Erwähnung 
im thüringischen Gesetze hat nur den Vorteil, gereizte Verwahrungen einer Ge­
meinde wegen angeblicher Bevormundung durch Raterteilung von Anfang an 
unmöglich zu machen. 

Zur Führung einer geordneten Aufsicht gehört vor allem Kenntnis der tat­
sächlichen Verhältnisse. Daraus folgt das, überdies mitunter ausdrücklich genannte, 
Recht des Staates auf Besichtigung und Erkundigung. Um ein Recht 
aber handelt es sich hier, da es die Gemeinde zur Duldung der Besichtigungsmaß­
nahmen, zum Behilflichsein dabei und zu Auskunfterteilungen verpflichtet. Wer die 
in Baden üblichen Ortsbereisungen mitgemacht hat, wird sich erinnern, daß die 
Vorbereitungen auf seiten der Gemeinden gewisse Ähnlichkeiten mit den Vor­
bereitungen zu einer militärischen Besichtigung aufweisen. 

Findet die Behörde etwas tatsächlich zu beanstanden, wie Unzulänglichkeit 
der Kanalisation in gesundheitlicher Beziehung, Überalterung des Gemeindezucht­
bullen, mangelhafte Handhabung der Wohnungsaufsicht, und genügt nicht schon 
der Hinweis auf den Mangel zu dessen Behebung, so erläßt sie eine bindende An­
ordnung, einen Aufsichtsbefehl. An ihn denkt man, wenn man die Befugnisse 
der Aufsichtsbehörde grundsätzlich auf die Rechtsbewahrung beschränkt. Der 
Befehl z. B., das neu zu errichtende Rathaus im gotischen Stile zu bauen, oder 
das Verbot, es zu tun, wären unzulässige Eingriffe in die Selbstverwaltung, da sie 
mit der Rechtsbewahrung nichts zu tun haben. 

Die zu beanstandende Gesetzwidrigkeit braucht aber nicht immer tatsäch­
licher Art zu sein, sie kann auch einer gemeindlichen Willensäußerung, etwa einem 
Beschlusse des Magistrats oder der Stadtverordnetenversammlung anhaften. Das 
hiergegen der Aufsichtsbehörde zur Verfügung stehende Mittel ist die Hemmung 
durch Einspruch oder die Nichtigerklärung, in Preußen zusammengezogen in der 
unbefristeten Beanstandung mit aufschiebender Wirkung. Einen in­
haltlich gesetzwidrigen oder machtüberschreitenden Magistratsbeschluß, z. B. die 
übergehung eines Versorgungsanwärters bei Besetzung einer freien Stelle 38 , hat 
der Bürgermeister, nötigenfalls auf Anweisung des Regierungspräsidenten, mit 
aufschiebender Wirkung, unter Angabe der Gründe, zu beanstanden (ZnstG. § 151). 

37 ZustG. §§ 71, 241• 

38 Vgl. einen ähnlichen Fall in PrOVG. 30. Juni 13, Entsch. 65, 98ff. 
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Sache des Magistrats ist es, zu versuohen, die Beanstandung im verwaltungsgericht­
lichen Verfahren aus der Welt zu sch!l.ffen. Auch hier ist der Eingriff der Aufsichts­
behörde wegen einer bloßen Meinungsverschiedenheit in Ermessenssachen un­
zulässig (§ 15U ). 

Erst bei dem vierten Mittel der Staatsaufsicht, der Erteil ung oder Ver­
sagung einer im Gesetze vorgesehenen Zustimmung, Genehmi­
gung, Bestätigung, ragt die Staa1,saufsicht in die Ermessensfrage hinein. Wenn 
nach § 331 der preußischen Städteordnung für die östlichen Provinzen vom 30. Mai 
1853 die gewählten Bürgermeister, Beigeordneten, Schöffen und besoldeten Ma­
gistratsmitglieder der Bestätigung durch das Staatsministerium oder den Regierungs­
präsidenten bedürfen, wenn nach einem Gesetze vom 9. Juli 1925 die Aufnahme 
ausländischen Kommunalkredits ohne Genehmigung der Aufsichtsbehörde un­
zulässig ist, wenn die vom Gemeind_evorstand im Einverständnisse mit der Ge­
meindevertretung festgesetzte Flucht linie nach § 11 des Fluchtliniengesetzes vom 
2. Juli 1875 erst mit Zustimmung der Ortspolizeibehörde wirksam wird, wenn nach 
§ 161 ZustG. Gemeindebeschlüsse über die Veräußerung oder wesentliche Verän­
derung von Sachen erheblichen KU[lStwerts der Genehmigung des Regierungs­
präsidenten unterliegen, so hat sich die Prüfung der Staatsbehörde nicht auf die 
Rechtsfrage zu beschränken, sondern umfaßt auch die Zweckmäßigkeitsfrage im 
vollen Umfange38&. Die Aufsichtsbehörde kann also einer Bürgermeisterwahl die 
Bestätigung auch dann versagen, wenn sie den Gewählten für ungeeignet hält, 
nicht nur, wenn ihm die Wählbarkeit fehlt oder das Wahlverfahren an einer Ge­
setzesverletzung leidet. 

b) Neben diesen gewöhnlichen :Mltteln staatlicher Aufsicht bedarf es noch 
eines Eingehens auf die der Staatsaufsicht eigentümlichen Mittel des Verwal­
tungszwangs. 

Zunächst stehen dem Staate auch Gemeinden gegenüber die gleichen Mittel 
des Verwaltungszwangs zu Gtlbote wie gegenüber Privatpersonen (vgl. oben S. 322 ff.). 
Allerdings wird die Zwangsvollstrecklmg wegen einer öffentlichrechtlichen Geld­
forderung selten sein, der unmittelbare körperliche Zwang überhaupt nicht vorkom­
men. Dagegen findet man im Gemeindeaufsichtsrecht die Ersatzvornahme und 
- allgemein gesprochen - das strafe ade Einschreiten in besonders ausgepräg­
ten Formen. 

<X) Wichtigster Fall der Ersatztornahme ist die Zwangseinschreibung 
eines Ausgabepostens in den HaushaU,splan einer Gemeinde, bekannt unter dem 
Namen der "Zwangsetatisierung". Eine Gemeinde streicht z. B. bei der Beschluß­
fassung über den Haushaltsplan alle Mittel für Armenunterstützungen. Da die 
Unterstützungen der Gemeinde gesetzlich obliegen, verlangt der Regierungspräsi­
dent Einsetzung eines entsprechenden Ausgabepostens in den Haushaltsplan und 
verfügt, wenn die Gemeinde dem Verlangen nicht nachkommt, Eintragung der 
Summe in den Haushaltsplan (ZustG. § 191). Allerdings darf es sich nicht um eine 
rein privatrechtliehe Verpflichtung der Gemeinde handeln39, das öffentliche Inter­
esse muß irgendwie beteiligt sein. Rein privatrechtlieh ist aber bekanntlich eine 
Verpflichtung nicht schon deshalb, weil für ihre Geltendmachung die ordentlichen 
Gerichte zuständig sind (GVG. § 13); :laher hat das preußische OVG. wiederholt 
die Zwangseinschreibung von Gehältern, Ruhegehältern, Hinterbliebenenbezügen 
der Beamten, im Gegensatze zu solchen der Angestellten40, für zulässig erklärt41• 

38. Über Amtshaftung bei schuldhafter Erteilung einer für die Gemeinde nachteiligen 
Genehmigung RG.III 23. Sept. 27, RGZ. 118, 94ff. 

88 PrOVG. 2. März 16, Entsch. 70, 61ff. 
40 PrOVG. 5. Jan. 22, Entsch. 77, 120ff. 
41 PrOVG. 1. März 12, 26. Apr. 23, 10. März 25, Entsch. 62, 42ff.; 78, 58f.; 79, 29ff. 

Ebenso OldOVG. 26. März 24, OldZ. 51 (1925) S. 37ff. 
33* 
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Ersatzvornahme ist ferner die kommissarische Verwaltung. Weigert 
sich z. B. eine Stadtverordnetenversammlung, einen Bürgermeister zu wählen, 
oder wählt sie den nach der ersten Wahl nicht Bestätigten wieder, so kann der 
Regierungspräsident die Stelle einstweilen auf Kosten der Stadt kommissarisch 
verwalten lassen 42. Ebenso tritt bei Beschlußunfähigkeit von Gemeindebehörden 
wegen persönlicher Beteiligung oder bei Auflösung einer Gemeindevertretung der 
Bezirksausschuß an die Stelle der Behörde oder der Stadtverordnetenversammlung 
(ZustG. § 172, 3). 

ß) Beim strafenden Einschreiten der Aufsichtsbehörde denkt man wohl 
zunächst an die Zwangsstrafe, die der Regierungspräsident und der Landrat 
im Rahmen des § 132 2 LVG. auch in ihrer Eigenschaft als Kommunalaufsichtsbehör­
den androhen und v.erhängen können. Darüber hinaus stehen aber den staatlichen 
Aufsichtsbehörden gegen sämtliche Gemeindebeamten weitgehende Disziplinar­
befugnisse zu. So kann der Regierungspräsident gegen den Bürgermeister und son­
stige Gemeindebeamten Ordnungsstrafen festsetzen (ZustG. § 2011) und gegen 
sie das Verfahren auf Entfernung vom Amte (§ 2013) - und das ihm nach­
gebildete auf Zwangsversetzung in den Ruhestand (§ 20II) - einleiten. Eine 
gewisse Verwandtschaft mit der Dienstentlassung hat auch die z. B. in den östlichen 
Provinzen Preußens dem Staatsministerium zustehende Auflösung der Stadt­
verordnetenversammlung43• Zwar ist sie so wenig ein Zwangsmittel im 
strengen Wortsinne wie die Disziplinarstrafe, doch wird in vielen Fällen der Beweg­
grund für ihre Vornahme die Hoffnung sein, die neu gewählte Stadtverordneten­
versammlung werde den Wünschen des Magistrats oder der Aufsichtsbehörde 
gefügiger sein als die alte. 

c) Das gegebene Rechtsmittel zur Anfechtung von Übergriffen der Kom­
munalaufsichtsbehörde ist die Anrufung der Verwaltungsgerichte. In Preußen 
fehlt hier allerdings eine der Anfechtbarkeit polizeilicher Verfügungen entspre­
chende GeneraIklausel für die verwaltungsgerichtliche Zuständigkeit, doch sieht 
das ZustG. für die wichtigsten Fälle die Klage im Verwaltungsstreitverfahren vor, 
so gegen Beanstandungen des Bürgermeisters (§ 151), gegen Zwangseinschreibungen 
(§ 19II), gegen Ordnungsstrafen (§ 20Il ,2). Im Verfahren auf Entfernung eines 
städtischen Gemeindebeamten vom Amte und auf Zwangsversetzung in den Ruhe­
stand ist das OVG. Disziplinargericht im zweiten Rechtszuge (§ 2QI3,II). Trotz­
dem macht sich das Fehlen einer Generalklausel bemerkbar. So gibt es keine Fest­
stellungskIagen der Gemeinde gegen die Aufsichtsbehörde oder dieser gegen jene, 
auch verweigert das OVG., wie früher gezeigt (S. 246), die sachliche Nachprüfung 
der Beanstandung negativer Gemeindebeschlüsse. 

111. Besondere Zweige der Selbstverwaltung: 1. Öffentliche Fürsorge. 
Als Anhang zu den allgemeinen Erörterungen über Selbstverwaltung seien 

noch einige ihrer Zweige betrachtet, deren sich die Gesetzgebung seit Jahrzehnten 
in besonderem Ausmaße annimmt: die öffentliche Fürsorge, deren Grund­
·stock auch heute noch die Armenunterstützung bildet, und die soziale Ver­
sicherung. 

1. Rechtsquelle des öffentlichen Fürsorgerechts ist die gesetzeskräftige Reichs­
verordnung über die Fürsorgepflicht vom 13. Februar 1924. Dazu sind am 4. De­
zember 1924 Reichsgrundsätze über Voraussetzung, Art und Maß der öffentlichen 
Fürsorge ergangen. Außerdem ist für den in der Fürsorgeverwaltung Stehenden 
die Kenntnis der Ausführungsbestimmungen sämtlicher deutschen Länder uner-

49 Ostl. StädteO. v. 30. Mai 53 § 33 IV , v. Über die Bestellung eines Kommissars in 
Angelegenheiten eines Provinzialverbandes PrOVG. 17. Jan. 28, RVerwBI. 49 (1928) S.848ff. 

43 Ostl. StädteO. § 791• . 
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läßlich44 • Die preußischen sind vom 17. April 192445 • Einige Länder haben dar­
über hinaus umfassende W ohlfahrtE pflege gesetze erlassen46• 

2. Gegenstand der den Fürsorgeverbänden obliegenden Fürsorge ist nach 
§ 1 der Reichsverordnung neben der Armenfürsorge die soziale Fürsorge für Kriegs­
beschädigte und Kriegshinterbliebem" die Fürsorge für Rentenempfänger der 
Invaliden- und Angestelltenversicherurg, die Fürsorge für die Kleinrentner und die 
ihnen Gleichstehenden, die Fürsorge für Schwerbeschädigte und Schwererwerbs­
beschränkte, die Fürsorge für hilfsbeiürftige Minderjährige und die Wochenfür­
sorge. Der Grund, weshalb diese besonderen Fälle der Fürsorge von der gewöhnlichen 
Armenfürsorge abgehoben werden, ist einmal einer des Taktgefühls. Dem Sozial­
rentner, der sein Leben lang gearbeit~t, dem Kleinrentner, der seine Ersparnisse 
durch den Krieg verloren hat, der Fnu, die durch Geburt eines Kindes der All­
gemeinheit dient, soll das peinliche G,~fühl erspart bleiben, Almosenempfänger zu 
sein. Dann aber sind die "gehobenen" Fürsorgeempfänger auch sachlich besser ge­
stellt als die der gewöhnlichen ArmenfürsorgeAnheimgefallenen. So werden die Klein­
rentner und Sozialrentner unterstütz1" auch wenn sie ein Häuschen besitzen47 , 

auch empfangen sie eine höhere Unterstützung als die Armen, die Wöchnerin er­
hält grundsätzlich Wochenfürsorge schon dann, wenn sie nicht ein bestimmtes 
Mindesteinkommen erreicht48 • 

Von der Fürsorgeverwaltung ausf;eschlossen ist die bisher durch eine beson­
dere Verordnung vom 16. Februar 1924 geregelt gewesene Erwerbslosen­
fürsorge, nach der die Gemeinden arbeitsfähige und arbeitswillige, aber erwerbs­
lose Personen nebst Familie bis zu 26 Wochen innerhalb eines Jahres unterstützen 
mußten und die Kosten hierfür teils selbst trugen, teils vom Reiche und vom Lande 
ersetzt erhielten, teils durch Zuschlägo zu den Krankenkassenbeiträgen aufbrach­
ten. In letztgenannter Einrichtung lag der Keim zu einer Arbeitslosenversicherung, 
die denn auch durch das am 1. OktobEr 1927 in Kraft getretene Reichsgesetz über 
Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenv(~rsicherung vom 16. Juli 1927 verwirklicht 
wurde. 

Nicht zur öffentlichen Fürsorge gEhört auch die Sorge für mittellose Personen 
dann, wenn die Maßnahme ganz oder überwiegend nicht der Unterstützung des 
Mittellosen, sondern anderen Zwecken dient. Vor allem sind die Polizeikosten 
wohl von den Fürsorgekosten zu scheiden. Bezweckt die Unterbringung eines 
Geisteskranken in einer Irrenanstalt in erster Linie den Schutz der Allgemeinheit, 
so liegt nach der Rechtsprechung des Bundesamts für das Heimatwesen kein Für­
sorgefall vor49, ebenso bei Unterbringllng einer als Bazillenträgerin verdächtigen 
Person in einem Krankenhause 5 o. In gleicher Weise sind die Jus t i z k 0 s t e n der 
Krankenpflege eines Gefangenen von d,m Fürsorgekosten zu unterscheiden51. Auch 
die Kosten der Fürsorgeerziehung unterliegen nach § 70 1 des Jugendwohl­
fahrtsgesetzes vom 9. Juli 1922 einer besonderen Regelung. In Preußen werden sie 
von den Provinzen und provinzähnlichen Verbänden getragen, doch leistet der Staat 
einen Zuschuß von zwei Dritteln 52. Da endlich § 2 der Reichsverordnung landes­
rechtlichen Regelungen großen Spielra um läßt, sind landesrechtliehe Sondervor­
schriften für bestimmte Arten von FÜl'sorgefällen zulässig. So gibt es in Preußen 
ein besonderes Gesetz über öffentliche Krüppelfürsorge vom 6. Mai 1920, 

" ManJindet sie vuuständig bei BAATI VO. ü. d. Fürsorgepflieht6 1928. 
46 Mit Anderungen v. 17. Febr. 26 u. :;9. März 27. 
46 Das sächsische WPflG. v. 28. März 25 ist zugleich AG. z. JugWohlfG. und z. RFür­

sorgeVO. Vgl. noch thür. WPflG. v. 20. Junl 22 u. lüb. G. ü. d. öff. WPfl. v. 21. Nov. 25. 
47 Reichsgrundsätze §§ 151., 16. 48 VO. § 6III , IV. 

49 BHW. 20. Dez. 24 u. 25. Apr. 25, Entsch. 61, 18ff., 14ff. Abw. PrOVG. 16. Apr. 25, 
Entsch. 80, 120ff. 

60 BHW. 7. Nov. 25, Entsch. 62, 119ff. 61 BHW. 3. Okt. 25, Entsch. 62, 44ff. 
62 AG. z. JugWG. v. 29. März 24 §§ 22, 18. 
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nach dessen § 2 die Fürsorge für Krüppel unter 18 Jahren, die nicht der Anstalts­
pflege bedürfen, und die Maßnahmen zur Verhütung der Verkrüppelung zu den Auf­
gaben der Land- und Stadtkreise gehören. Die Anstaltsfürsorge für hilfsbedürftige 
Krüppel, außerdem für hilfsbedürftige Geisteskranke, Idioten, Epileptische, 
Taubstumme und Blinde liegt nach § 6 der preußischen AV. zur FürsorgeVO. 
den Landesfürsorgeverbänden unbedingt ob, nicht nur dann, wenn ein kosten­
pflichtiger Bezirksfürsorgeverband fehlt. 

3. Träger der öffentlichen Fürsorge sind die Bezirksfürsorgeverbände, die 
Landesfürsorgeverbände und, soweit nicht das Landesrecht eine Abwälzung aus­
spricht, die Länder, die letzten namentlich bei der Unterstützung von Ausländern 
(VO. § 13); doch hat Preußen die Ausländer den Inländern gleichgestellt (§ 5 AV.). 
Wer Bezirks-, wer Landesfürsorgeverband sein soll, bestimmt das Land. In Preußen 
sind Bezirksfürsorgeverbände die Stadt- und Landkreise, die Stadtgemeinde 
Berlin und die Insel Helgoland, Landesfürsorgeverbände die Provinzialver­
bände und gewisse provinzähnliche Verbände. Die in einigen Ländern neben den 
Bezirksfürsorgeverbänden geschaffenen Ortsfürsorgeverbände sind nach einer 
im Gegensatze zum Bundesamt für das Heimatwesen ergangenen gesetzeskräftigell 
Entscheidung des Reichsgerichts mit dem Reichsrecht vereinbar53 • 

Außer den Fürsorgeverbänden begegnet als Rechtssubjekt noch der Staat, 
soweit er die Aufsicht über jene führt, sie namentlich zur Erfüllung ihrer Pflichten 
anhält. Dagegen ist der Fürsorgebedürftige zwar, sofern § 20 VO. Arbeits­
zwang gegen ihn zuläßt, als Pflichtsubjekt, nicht aber als Rechtssubjekt beteiligt. 
Jedenfalls billigt ihm die herrschende Ansicht kein subjektives Recht auf Fürsorge 
ZU54 und unterscheidet ihn gerade dadurch vom Sozialversicherten. Allerdings 
gibt ihm jetzt § 3nI VO. eine Beschwerdemöglichkeit, auch spricht § 3 IV von "Für­
sorgeberechtigten", doch ist ein echtes Recht damit kaum gemeint. Wo ver­
waltungsgerichtliche Klagen aus einem öffentlichrechtlichen Rechtsverhältnisse 
grundsätzlich unbegrenzt zugelassen sind, würde doch, auch wenn eine Sonder­
regelung für Fürsorgeangelegenheiten fehlen sollte, die Klage des Bedürftigen 
auf Gewährung von Unterstützung abgewiesen werden. Kein Beweis, aber doch 
ein Vermutungsgrund gegen das Vorhandensein eines subjektiven Rechts ist es 
auch, daß die Unterstützung ohne Antrag, ja sogar gegen den Willen des Bedürftigen 
gewährt wird 55. 

4. Unterstützungsfall und vorläufige Unterstützung. Unterstützungsfall ist die 
Hilfsbedürftigkeit. Hilfsbedürftigkeit ist aber nach den Reichsgrundsätzen 
(§ 6) zu umschreiben als das Fehlen des notwendigen Lebensbedarfs, vor allem 
des Lebensunterhalts, insbesondere der Unterkunft, Nahrung, Kleidung, Pflege. 
Zum notwendigen Lebensbedarfe gehört ferner Krankenhilfe, Hilfe zur Wieder­
herstellung der Arbeitsfähigkeit, Hilfe für Schwangere und Wöchnerinnen, bei 
Minderjährigen Erziehung und Erwerbsbefähigung, das letzte auch bei Blinden, 
Taubstummen und Krüppeln. Nötigenfalls ist auch der Bestattungsaufwand zu 
bestreiten. Wichtiger als diese Einzelaufzählung ist die Erkenntnis, daß Hilfs­
bedürftigkeit ein gesellschaftlicher Begriff ist, der daher von den herrschenden 
Anschauungen seinen Inhalt empfängt. So ist die Frage, ob der vorläufig ver­
pflichtete Bezirksfürsorgeverband für die Anschaffung eines Konfirmandenanzugs 
Ersatz verlangen kann, nach gesellschaftlichen Anschauungen zu bejahen, während 
die Hilfsbedürftigkeit, naturwissenschaftlich aufgefaßt als unbefriedigter Bedarf des 
zum körperlichen Leben Notwendigen, die Anschaffung nicht rechtfertigen würde. 

53 RG. III 23. Nov. 27, RGZ. 119, 33ff. u. RGBl. 1927 I S. 513, gegen BHW. 12. März 27, 
Entsch. 65, 208ff. Kritik der RGEntsch. von mir in der JW. 1928 S. 3041, Ausführungen über 
ihre Rechtswirkungen von HESS in Bay. Fürsorgeblätter 3 (1928) Sp. 196ff., 247ff., übpr ihre 
Zweckmäßigkeit von MinRat. SCHMIDT in WüRV.21 (1928) S. 129 ff. 

64 Vgl. oben S. 191. 65 Reichsgrundsätze § 21 • 
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Liegt Hilfsbedürftigkeit, gleichgültig, ob dauernde oder vorübergehende, vor, 
so ist zur vorläufigen Unterstützung der Bezirksfürsorgeverband verpflich­
tet, in dessen Bezirk der Hilfsbedürfti?;e sich bei Eintritt der Bedürftigkeit befindet 
(VO. §§ 7 I , 13). 

5. Dem vorläufig unterstützenden Bezirksfürsorgeverband steht ein Er­
stattnngsansprnch gegen den endgültig verpflichteten Fürsorgeverband zu, in be­
sonderen Fällen auch gegen andere ]~ürsorgeverbände. Außerdem sieht die VO. 
Erstattungsansprüche gegen unterhaltspflichtige Familienangehörige und gegen 
den zu Vermögen kommenden Unterstützten vor (§§ 19ff.). 

Endgültig unterstützungspElichtig ist in der Regel der Bezirks­
fürsorgeverband, in dessen Bezirk der Hilfsbedürftige bei Eintritt der Hilfs­
bedürftigkeit den gewöhnlichen Aufenthalt hat (§ 7II). Einen erst nach einer be­
stimmten Frist zu erwerbenden Untel·stützungswohnsitz kennt also die VO. nicht 
mehr. Auch den in der Rechtsprechmg zum früheren Gesetze über den Unter­
stützungswohnsitz zur höchsten Vollendung entwickelten Begrüf der Familien­
einheit hat die VO. nur in bescheidetlem Umfange übernommen (§ 7III, IV). Da­
gegen ist, ähnlich wie im früheren Recb.te, zum Schutze der Anstaltsorte bestimmt, 
daß durch den Eintritt in gewisse Fürsorge-, Erziehungs- und Zwangsanstalten an 
dem Anstaltsorte ein gewöhnlicher Aufenthalt nicht begründet wird (§ 9 I ). Ist 
ein endgültig verpflichteter Bezirksfürsorgeverband nicht vorhanden oder nicht 
zu ermitteln, so ist endgültig verpflichtet der Landesfürsorgeverband, dem 
der vorläufig verpflichtete Bezirksfürwrgeverband angehört (§ 7II). Neben diesen 
Regelfällen sieht aber das Gesetz noch drei Sonderfälle vor. Bei Eintritt der Hilfs­
bedürftigkeit eines unehelichen Kindes oder seiner Mutter innerhalb von sechs 
Monaten nach der Geburt ist endgültig verpflichtet der Bezirksfürsorgeverband, 
in dessen Bezirk die Mutter im zehnter, Monat vor der Geburt zuletzt ihren gewöhn­
lichen Aufenthalt gehabt hat, in Ermangelung eines solchen der Landesfürsorge­
verband des letzten Aufenthalts jenes Monats (§ 8). Der Gedanke ist, daß der 
Fürsorgeverband der Gemeinde einzuspringen hat, die durch ihre Eigenart (Groß­
stadt, Hafenstadt!) die uneheliche Enpfängnis begünstigt. Die zweite Ausnahme 
bildet die Haftung des BezirksfürsoI'geverbandes des Dienst- und Arbeits­
orts für die Krankenunterstützung "\\ährend 26 Wochen (§ ll). Eine dritte Aus­
nahme war für die aus dem Ausla::lde kommenden Deutschen, staaten­
losen ehemaligen Deutschen od.er staatenlosen Personen deutscher 
Abkunft zu machen (§ 12), da sonst leicht die Grenzbezirke überbürdet würden56 • 

Außer dem endgültig unterstüt2Ungspflichtigen Verbande haftet auch deI 
abschiebende Verband, d. h. der Verband, durch dessen pflichtwidrige oder 
gegen Treu und Glauben verstoßende Handlung die Unterstützungspflicht eines 
andern Verbandes entstanden ist (§ 171). Der Hauptfall wird immer der bleiben, 
daß der Beamte des vorläufig verpfliohteten Verbandes dem Hilfsbedürftigen ein 
kleines Reisegeld gibt in der Erwari,ung, daß der Unterstützungsfall scheinbar 
erst im Verbande des Reisezieles aufi,ritt und so diesen Verband zur vorläufigen 
Unterstützung verpflichtet. Da die Auffindung des endgültig verpflichteten 
Verbandes mit großen Mühen verbunden sein kann, ist es keineswegs gleichgültig, 
ob der abschiebende oder ob der andere Verband zunächst die Kosten trägt. 

6. Während die Ersatzstreitigkelten den Hilfsbedürftigen nicht berühren, 
geht die Pflicht des endgültig verpflichteten oder des abschiebenden Verbandes zur 
Ubemahme des Hilfsbedürftigen oder das Recht des endgültig verpflichteten Ver­
bandes aufüb er gab e des Hilfsbedürfti?;en an ihn (§ 14) den Hilfsbedürftigen auch per­
sönlich an. Allerdings ist nach §5 des Freizügigkeitsgesetzes67 Zwang gegen uneheliche, 
vollverwaiste oder getrennt von beiden Elternteilen untergebrachte eheliche Minder-

66 Vgl. die eingehende Regelung in der pr. AVO. § 4. 
67 Fassung nach § 30 der VO. v. 13. F,~br. 24. 
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jährige überhaupt nicht, gegen andere Hilfsbedürftige nur bei Armenfürsorge, also 
nicht z. B. bei Kleinrentnerfürsorge, zulässig. Im übrigen aber richtet sich die Dul­
dungspflicht des Hilfsbedürftigen g~nau nach dem Umfange des zwischen den Ver­
bänden bestehenden Rechts auf übernahme und Übergabe. Auch dieses Recht 
ist aus Gründen der Billigkeit, insbesondere der Familieneinheit, eingeschränkt, 
bei nur vorübergehender Hilfsbedürftigkeit kann Übergabe oder Übernahme über­
haupt nicht verlangt werden (§ 14IV). 

7. Der Rechtsschutz ist, wenn wir uns auf die Betrachtung des Reichsrechts 
und des preußischen Rechts beschränken, folgendermaßen geregelt: 

Dem Fürsorgesuchenden steht gegen die sein Gesuch betreffende Ver­
fügung der Einspruch, gegen dessen Zurückweisung die Beschwerde an den Bezirks­
ausschuß binnen zwei Wochen zu (AV. § 20). Dieser entscheidet endgültig. Dagegen 
ist die Ortsverweisung anfechtbar wie jede andere Polizeiverfügung. 

Gegen die Verfügungen der Kommunalaufsichtsbehörden sind die im 
Kommunalaufsichtsrecht allgemein üblichen Rechtsmittel gegeben, also namentlich 
die verwaltungsgerichtliche Klage gegen Zwangseinschreibungen (oben S. 516). 

Streitigkeiten der Fürsorgeverbände untereinander über Ersatz, über­
nahme und Übergabe werden im Verwaltungsstreitverfahren entschieden (ZustG. 
§ 39). Zuständig im ersten Rechtszuge ist der Bezirksausschuß. Gegen 
seine Entscheidung geht die Berufung an das Bundesamt für das Heimat­
wesen in Berlin, dessen Organisation und Verfahren auch heute noch auf dem 
Unterstützungswohnsitzgesetz vom 30. Mai 1908 beruhen (VO. § 29). Diese, wie 
der Name andeutet, aus der Zeit des Norddeutschen Bundes stammende Behörde 
wird vermutlich im künftigen Reichsverwaltungsgericht aufgehen. 

IV. Fortsetzung. 2. Arbeiter-, Angestellten- und Arbeitslosenversicherung. 
Der dem Almosen anhaftende Makel mußte dazu führen, der arbeitenden 

Bevölkerung eine bessere Art der Versorgung in Fällen der Not zu gewährleisten. 
Den Auftakt zur Verwirklichung des Gedankens bildete die berühmte, von BIS­
MARCK am 17. November 1881 im Reichstage verlesene Kaiserliche Botschaft, 
der der Gedanke zugrunde liegt, "daß die Heilung der sozialen Schäden nicht aus­
schließlich im Wege der Repression sozialdemokratischer Ausschreitungen, sondern 
gleichmäßig auf dem der positiven Förderung des Wohles der Arbeiter zu suchen 
sein werde". Die Botschaft verheißt daher den Entwurf eines Gesetzes über die 
Versicherung der Arbeiter gegen Betriebsunfälle, die ergänzende Vorlage über 
eine gleichmäßige Organisation des gewerblichen Krankenkassenwesens und 
Maßnahmen zur Ermöglichung erhöhter staatlicher Fürsorge für die durch Alter 
oder Invalidität erwerbsunfähig Gewordenen. Das Programm, und 
mehr als dies, wurde in den Jahren 1883 bis 1889 verwirklicht. Das Gesetz betr. 
die Krankenversicherung der Arbeiter vom 15. Juni 1883 machte den Anfang. 
Es folgten das Unfallversicherungsgesetz (für gewerbliche Arbeiter) vom 6. Juli 
1884, das Gesetz betr. die Unfall- und Krankenversicherung der in land- und forst· 
wirtschaftlichen Betrieben beschäftigten Personen vom 5. Mai 1886, das Gesetz 
betr. die Unfallversicherung der bei Bauten beschäftigten Personen vom 11. Juli 
1887 und das Gesetz betr. die Unfallversicherung der Seeleute und anderer bei der 
Seeschiffahrt beteiligter Personen vom 13. Juli 1887. Den vorläufigen Schlußstein 
bildete das Gesetz betr. die Invaliditäts- und Altersversicherung vom 22. Juni 
1889. Dies letzte Gesetz erhielt im Jahre 1899, die Unfallversicherungsgesetze er­
hielten im Jahre 1900 neue Fassungen. Zu einem einheitlichen Gesetzbuche ver­
bunden wurden die drei Zweige der Versicherung erst im Jahre 1911 durch die 
nicht weniger als 1805 Paragraphen umfassende Reichsversicherungsordnung 
vom 19. Juli 1911, deren Text nach vielen Änderungen am 15. Dezember 1924 
und teilweise nochmals am 9. Januar 1926 neu bekanntgemacht wurde. Im gleichen 
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Jahre erschien das Versicherun,gsgesetz für Angestellte vom 20. De­
zember 1911, das ebenfalls neu verkündet wurde und jetzt als Angestellten­
versicherungsgesetz vom 28. Mai 1924 gilt. Von den zahlreichen Nebengesetzen sei 
noch das umfangreiche Reichsknappschaftsgesetz in der Fassung vom 
1. Juli 1926 genannt, das die in knappschaftlichen Betrieben beschäftigten Ar­
beitnehmer bei einer besonderen juristischen Person, der "Reichsknappschaft", 
versichert; die Versicherung umfaßt hier neben der Kranken-, Invaliden- und 
Angestelltenversicherung auch die dem Bergbau eigentümliche Pensionsversiche­
rung. Den Schlußstein des großen Bauwerks bildet das Gesetz über Arbeits­
vermittlung und Arbeitslosenversicherung vom 16. Juli 1927. 

1. Der hauptsächlichen Träger iler sozialen Versicherung58 gibt es, der Fünf­
teilung der Versicherung in Krankell-, Unfall-, Invaliden-, Angestellten- und Ar­
beitslosenversicherung entsprechend, fünf: die Krankenkassen, zerfallend in 
Orts-, Land-, Betriebs- und Innungskrankenkassen, die Berufsgenossenschaften 
als Trägerinnen der Unfallversicherung, die Landesversicherungsanstalten 
als Trägerinnen der Invalidenversicb.erung, die Reichsversicherungsanstalt 
für Angestellte in Berlin und die Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung 
und Arbeitslosenversicherung ebendaselbst. Die drei letztgenannten Ver­
sicherungsträger sind anstaltlich organisiert unter gleichmäßiger Zuziehung der 
Arbeitgeber und Arbeitnehmer, die Berufsgenossenschaften sind, da sie ihrer ur­
sprünglichen Idee nach Haftpflichtversicherungsverbände sein sollten, Zusammen­
schließungen der Unternehmer, die Krankenkassen sind Vereinigungen der Arbeit­
nehmer, doch mit Beteiligung der l\rbeitgeber zu einem Drittel. 

2. Den weitaus größten Teil der Versicherten stellen die abhängig Beschäf­
tigten. Es gehört mit zu den reü;vollsten Fragen des sozialen Versicherungs­
rechts, den abhängig Beschäftigten im einzelnen Falle vom selbständigen Unter­
nehmer zu unterscheiden. Sind Wäflcherinnen versicherungspflichtig? Ist es ein 
Maulwurffänger, der für mehrere Gemeinden gegen Entgelt die Tötung von Maul­
würfen übernommen hat? Einen guten, auch volkswirtschaftlich hochbedeut­
samen Überblick gibt die umfangre lche Anleitung des Reichsversicherungsamts 
vom 26. April 1912 über den Kreis der nach der RVO. gegen Invalidität und gegen 
Krankheit versicherten Personen59• Wichtig ist dann noch die Unterscheidung 
der abhängig Beschäftigten in Ar bei ter, d. h. im wesentlichen körperlich 
Tätige, und Angestellte. So gilt das Angestelltenversicherungsgesetz nur für 
Angestellte, so ist unabhängig von der Höhe seines Jahresarbeitsverdienstes nur 
der Arbeiter, Gehilfe, Geselle, Lehrlir}g, Hausgehilfe gegen Krankheit versichert, 
während bei einem Angestellten die K~ankenversicherungspflicht aufhört, sobald er 
mehr als 3600 RM im Jahre verdient';o. 

Das der sozialen Versicherung €igentümliche Verhältnis des Arbeitnehmers 
zum Versicherungsträger ist das der llnfreiwilligen Versicherung. Während 
der Kreis der gegen Krankheit, Invalidität und Arbeitslosigkeit versicherten Per­
sonen sehr weit gezogen ist und auch die Angestelltenversicherung grundsätzlich 
alle nicht rein mechanisch arbeitendeIl Angestellten umfaßt, deren Jahresarbeits­
verdienst den Betrag von 8400 RM nicht übersteigt, versichert die RVO. gegen 
Unfall nur ganz bestimmte gefährlich'3 Betriebe. So erleidet eine Hausangestellte, 
die von der Leiter fällt, sicher einen "(nfall, aber sie hat nur Ansprüche gegen ihre 
Krankenkasse, nicht die weitergehenden der Unfallversicherung gegen eine Berufs­
genossenschaft, da die Hauswirtsch2,ften nicht zu einer Berufsgenossenschaft 
zusammengeschlossen sind. Die unfreiwillige Versicherung aber ist entweder 
Versicherungs zwang oder bloße Vers icherungs pfli c h t. Versicherungszwang be­
herrscht die Kranken-, Unfall- und .Arbeitslosenversicherung. Erkrankt ein ver-

58 Vgl. hierzu oben S. 168f., 174f. 59 Amtl. Nachr. d. RVA. 1912 S. 720ff. 
60 G. v. 15. Juli 27 Art. 1. 
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sicherungspflichtiger Arbeiter, so stehen ihm die gesetzlichen und satzungsmäßigen 
Ansprüche gegen die Krankenkasse selbst dann zu, wenn er nicht angemeldet 
wurde und der Arbeitgeber noch keinen Beitrag für ihn gezahlt hat. Auch die 
Berufsgenossenschaft haftet bei Betriebsunfällen unbedingt. Dagegen kennt die 
Invalidenversicherung (RVO. §§ 1442ff.) und die Angestelltenversicherung (AVG. 
§§ 187ff.) unwirksame Beiträge kraft Versäumnis, d. h. Beiträge, die deshalb un­
wirksam sind, weil sie mehr als zwei, bei unverschuldeter Säumnis mehr als vier 
Jahre nach der Fälligkeit entrichtet werden. Da Voraussetzung für die Auszahlung 
der Invalidenrente und des Ruhegeldes die Zurücklegung einer gewissen, von der 
Beitragszahlung abhängigen Wartezeit ist (RVO. §§ 1278ff., AVG. § 53), liegt 
also hier nur die Pflicht zur Versicherung, keine unmittelbar kraft Gesetzes wir­
kende Versicherung vor. 

Neben der unfreiwilligen kennt das Gesetz noch die freiwillige Versicherung, 
die es in gewissen Fällen entweder als Selbstversicherung, z. B. der Klein­
unternehmer zur Invalidenversicherung (RVO. § 1243), oder als Weiterver­
sicherung (z. B. §§ 313, 1244) zuläßt. 

3. Für die Finanzierung der Versicherung bedient sich das Gesetz der Form des 
Beitrags. Die Beiträge zur Krankenversicherung sind satzungsmäßig, die zur 
Invaliden- und Angestelltenversicherung und vorläufig auch die zur Arbeitslosen­
versicherung durch Gesetz auf bestimmte, von der Höhe des Arbeitsverdienstes 
abhängige Beträge festgelegt, die bei der Krankenversicherung in der Regel bis 
7Y2%, bei der Invaliden- mindestens 5%, der Angestellten- mindestens 4% und der 
Arbeitslosenversicherung 3% des Arbeitslohnes ausmachen 6\ und die der Arbeitgeber 
ganz zu entrichten hat, von denen er aber bei der Krankenversicherung zwei Drittel, 
bei der Invaliden-, Angestellten- und Arbeitslosenversicherung die Hälfte durch 
Abzug vom Arbeitslohn einbehalten kann. Die Beiträge zur Kranken- und Arbeits­
losenversicherung führt der Arbeitgeber bar oder durch Überweisung ab, die zur 
Invaliden- und Angestelltenversicherung durch Beklebung einer auf den Namen des 
Versicherten ausgestellten Quittungskarte mit Wochenmarken oder, bei der AV., 
einer Versicherungskarte mit Monatsmarken, die bei der Post erhältlich sind. 
Nur die Berufsgenossenschaften decken ihren Bedarf in der Regel durch jährliche 
Umlagen, die teils nach der Höhe der jährlichen Auszahlungen, teils nach dem 
Kapitalwert der neu hinzugekommenen Auszahlungen bemessen werden (§ 73P, II). 

Zuschüsse des Reichs kommen nur bei der Familienhilfe der Kranken­
versicherung, in der Invalidenversicherung und bei der Krisenunterstützung der 
Arbeitslosenversicherung vor. Der Reichszuschuß beträgt bei der Familienhilfe 
für jeden Entbindungsfall 50 RM (RVO. § 205d I), bei der Invalidenversiche­
rung für jede Invaliden-, Witwen- und Witwerrente 72 RM und für jede Waisen­
rente 36 RM (§ 1285). Von der Krisenunterstützung trägt das Reich vier Fünftel, 
den Rest trägt die zuständige Gemeinde (ALVG. § 167). 

4. Die Ansprüche der Versicherten nach Eintritt des Versicherungsfalls sind 
verschieden nach der Art der Versicherung. 

a) Die Versicherungsfälle der Krankenversicherung sind Krankheit, 
Schwangerschaftsbeschwerden, Entbindung und Tod. 

Krankheit ist jeder Zustand der Heilbedürftigkeit. Heilbedürftigkeit aber ist 
ein gesellschaftlicher, daher wandelbarer Begriff. Liegt Krankheit vor, so hat der 
Versicherte Anspruch auf Krankenhilfe (§§ 182ff.). Die Krankenhilfe besteht 
in ärztlicher Behandlung und Versorgung mit Arznei sowie Brillen, Bruchbändern 
und anderen kleineren Heilmitteln (Krankenpflege) und bei Arbeitsunfähigkeit 
in Krankengeld frühestens vom vierten Krankheitstage an; sie endigt, wenn die 
Satzung nicht günstiger für den Versicherten ist, spätestem; mit Ablauf der 

61 RVO. §§ 388, 12451, 13921• AVG. §§ 171, 172, ALVG. § 245. 
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26. Woche nach Beginn der Krankhei1j oder des Krankengeldbezuges. Krankenhaus­
pflege kann die Kasse unter gewissen Voraussetzungen anordnen, doch kann der 
Kranke sie nicht fordern (§ 184). Nur landwirtschaftlich Beschäftigte und Haus­
gehilfen haben Anspruch auf Krankenhauspflege, wenn die Satzung der Kasse 
es bestimmt (§§ 426; 429, 435), Hausgehilfen unter Umständen auch ohne diese Vor­
aussetzung mit der Maßgabe, daß hler auch der Dienstherr antragsberechtigt ist 
(§ 437). 

Die Wochenhilfe besteht in Hebammenhilfe, Arznei, kleineren Heilmitteln 
und erforderlichenfalls ärztlicher Behandlung, einem Beitrag von 10 RM zu den 
Entbindungskosten, einem für zehn Wochen zu zahlenden Wochengeld von min­
destens 50 RPf täglich und einem Stillgeld von mindestens 25 RPf täglich für die 
Dauer von zwölf Wochen, solange di,~ Wöchnerin das Neugeborene stillt. Voraus­
setzung für die Gewährung von Wochenhilfe ist Zurücklegung einer längeren Warte­
zeit (§ 195a). 

Das beim Tode eines Versicher1,en, u. U. auch eines versichert Gewesenen, 
zu zahlende Sterbegeld beträgt daE Zwanzigfache des Grundlohns, d. i. des täg­
lichen Lohnes oder Durchschnittslohnes, und kann durch Satzung bis zum Vierzig­
fachen erhöht werden (§§ 20lff.). 

Während Krankengeld, Wochen hilfe und Sterbegeld nur den Versicherten 
selbst oder seinen Hinterbliebenen ;mstehen, greUt die Familienhilfe auf die 
Angehörigen des Versicherten über. Sie ist gesetzlich vorgeschrieben als Wochen­
hilfe für die Ehefrau und solche Töch"jer, Stief- und Pflegetöchter des Versicherten, 
die mit ihm in häuslicher Gemeinschaft leben (§ 205a), und kann durch Satzung 
auch auf Krankenpflege und Sterbegeld ausgedehnt werden (§ 205b). 

b) Die Versicherungsfälle der Unfallversicherung sind durch Betriebs­
unfälle herbeigeführte Körperverletzungen, neuerdings auch gewisse Berufs­
krankheiten62, ferner der durch Betriebsunfall oder -krankheit herbeigeführte 
Tod (§ 555). 

Zu vielen Zweifelsfragen gibt deI Begriff des Betrie bsunf alles Anlaß. Un­
fall ist ein plötzliches, von außen kommendes, den Körper schädigendes Ereignis. 
Die zwischen Unfall und Betrieb zu fordernde Beziehung aber muß die eines unmittel­
baren ursächlichen Zusammenhanges sein. Der von der Maschine herumgeschleuderte 
Arbeiter erleidet sicher einen Betriebmnfall, ebenso aber auch der auf dem Felde 
vom Blitze erschlagene Erntearb~iter, nicht dagegen die Arbeiterin, die beim Aus­
schmücken eines von den Arbeitern ohne Anordnung des Unternehmers ange­
schafften Christbaums von der Leittr fällt. Daß gegen die Regel der auf dem 
Wege nach und von der Arbeitsstätte eintretende Unfall als Betriebsunfall 
gilt, beruht auf einer im Jahre 1925 eingefügten ausdrücklichen Vorschrift 
(§ 545a). 

Die Genossenschaft hat bei Verle1izungen und Berufserkrankungen Kranken­
behandlung, Berufsfürsorge und eine Rente zu gewähren, die für die ersten 
26 Wochen auch in der Form des in dnr Krankenversicherung vorgesehenen Kran­
kengeldes geleistet werden kann (§§ 558, 559d). Bei völliger Erwerbsunfähig­
keit erhält der Verletzte zwei Drittel seines Jahresarbeitsverdienstes als Vollrente , 
bei Teil-Erwerbsunfähigkeit eine ent:;prechende Teilrente. Schwerverletzte er­
halten außerdem Kinderzulagen (§§ 559a, 559b), Verletzte, solange sie infolge 
des Unfalls fremder Wartung und Pflege bedürfen, Hauspflege oder ein Pflege­
geld von 20 bis 75 RM monatlich (§ 558c). 

Bei Tötung oder Tod durch :Berufskrankheit sind außerdem Sterbe­
geld und unter ähnlichen Voraussetzungen wie bei der Invalidenversicherung 
Hinterbliebenenrenten zu zahlen (§ 586). Die Witwe erhält eine Rente von 

62 vo. v. 12. Mai 25. 
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einem Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes des Gestorbenen, im Falle nicht nur 
vorübergehender mindestens halber Erwerbsunfähigkeit das Doppelte, die Waisen 
erhalten auch je ein Fünftel, doch dürfen die Renten der Hinterbliebenen zu­
sammen vier Fünftel des Jahresarbeitsverdienstes nicht übersteigen (§§ 588, 
591, 595). 

c) Die Versicherungsfälle der Invalidenversicherung sind Invalidität, 
Alter und Tod. 

Das Gesetz gibt im § 1255 eine genaue Bestimmung dessen, was es unter 
Invalidität verstanden wissen will. Invalidität ist, kurz gesagt, die dauernde und 
nach Ablauf von 26 Wochen oder nach Wegfall des Krankengeldbezuges auch die 
vorübergehende Herabminderung der Erwerbsfähigkeit auf weniger als ein Drittel 
des Gewöhnlichen. Zum Bezuge von Invalidenrente berechtigt ferner die Voll­
end ung des 65. Le bensj ahres. Der Tod endlich ist Versicherungsfall für die 
Hinterbliebenen dann, wenn im Falle der Invalidität Invalidenrente zu zahlen ge­
wesen wäre (§ 1252). Doch genügt nicht das Versichertsein im Augenblicke des Ein­
tritts der Invalidität, des 65. Lebensjahres oder des Todes. Es muß außerdem eine 
Wartezei t von mindestens zweihundert Beitragswochen, bei weniger als einhundert 
Pflichtversicherungswochen sogar von fünfhundert Beitragswochen erfüllt (§ 1278) 
und die Anwartschaft aufrechterhalten sein (§§ 1280ff.). 

Die Versicherungsleistungen bestehen in einer Invalidenrente und in 
Hinterbliebenenrenten. Zu den letzten gehörten die Witwenrente, die die 
dauernd invalide Witwe nach dem Tode ihres versicherten Mannes erhält (§ 1258 1), 

und die den Kindern des Versicherten bis zum vollendeten fünfzehnten, in gewissen 
Fällen einundzwanzigsten Lebensjahre, bei schweren Gebrechen sogar dauernd 
zustehenden Waisenrenten (§ 1259). Ausnahmsweise erhält der Witwer einer 
versicherten Ehefrau Witwerrente (§ 1261). Bei Lebzeiten des Versicherten wer­
den die Kinder durch jährliche Kinderzuschüsse in Höhe von je 120 RM jähr­
lich berücksichtigt (§ 1291). 

Die jährliche Invalidenrente setzt sich zusammen aus 72 RM Reichszuschuß, 
einem Grundbetrage von 168 RM und Steigerungssätzen, die 20 v. H. der seit 
dem 1. Januar 1924 gültig entrichteten Beiträge ausmachen. Außerdem wird für 
jede ordnungsmäßig verwendete Beitragsmarke der bis zum 30. September 1921 
gültig gewesenen Lohnklassen I bis V ein Steigerungssatz von je 3, 6, 12, 18, 27 
Reichspfennigen gewährt (§§ 1285ff.). Die Wi twen- und die Witwerrente be­
steht aus 72 RM Reichszuschuß und sechs Zehnteln, die Waisenrente aus 36 RM 
Reichszuschuß und fünf Zehnteln des Grundbetrags und des Steigerungsbetrags 
der Invalidenrente (§ 1292). Die Gesamtbezüge der Hinterbliebenen dürfen achtzig 
vom Hundert des Jahresarbeitsverdienstes eines gesunden Arbeiters der Berufs­
gruppe des Verstorbenen nicht übersteigen63 • 

Kein Recht des Versicherten, sondern der Versicherungsanstalt ist das zur 
Abwendung drohender Invalidität einzuleitende Heilverfahren (§§ 1269ff.). 

d) Große Verwandtschaft mit der Invaliden- hat die Angestelltenver­
sicherung. Die der Invalidenrente entsprechende Rente heißt hier Ruhegeld 
(AVG. §§ 30f.) und wird bei Herabminderung der Arbeitsfähigkeit auf weniger als 
die Hälfte des Gewöhnlichen, der sog. Berufsunfähigkeit, oder nach Vollendung 
des 65. Lebensjahres gewährt. Witwen-, Witwer- und Waisenrenten gibt es auch 
hier (§§ 32ff.), ebenso die Einrichtung eines Erlösehens der Anwartschaft (§§ 54f.). 
Die Wartezeit dauert in der Regel beim Ruhegeld für männliche Versicherte 120, 
für weibliche Versicherte 60, bei den Hinterbliebenenrenten 120 Beitrags­
monate. Einen Reichszuschuß gibt es hier nicht, dafür ist der Grundbetrag 
des jährlichen Ruhegeldes höher als bei der Invalidenrente, nämlich 480 RM. 

63 § 1262 n. d. G. v. 25. Juni 26. 
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Als Steigerungssatz gewährt das GesEtz 15 v. H. der seit dem 1. Januar 1924 gültig 
entrichteten Beiträge, außerdem ge"isse Steigerungsbeträge für Beiträge aus der 
Zeit vom 1. Januar 1913 bis zum 31. Juli 1921 (§ 56). Der Kinderzuschuß von 
90 RM jährlich wird bis zum vollendeten 18. Lebensjahre. des Kindes gezahlt (§ 58). 

Besondere Vorschriften gelten für die Wanderversicherten, d. h. Ver­
sicherte, die Beiträge zur Angestellten- und Invalidenversicherung entrichtet haben 
(§ 27, RVO. § 1254a). 

e) Anspruch auf Arbeitslosenunterstützung hat nach ALVG. § 87, wer 
arbeitsfähig, arbeitswillig, aber unfrelwillig arbeitslos ist, die Anwartschaftszeit er­
füllt und den Anspruch auf Unterstützung noch nicht erschöpft hat. Die Anwart­
schaftszeit ist in der Regel erfüllt, wer.n der Arbeitslose in den letzten zwölf Monaten 
während sechsundzwanzig Wochen in einer versicherungspflichtigen Beschäftigung 
gestanden hat (§ 951). Versicherungspflichtig aber ist mit gewissen Ausnahmen die 
Beschäftigung, die Pflichtversicherung gegen Krankheit nach sich zieht oder, bei 
Pflichtversicherten der Angestelltem'ersicherung, nach sich ziehen würde, wenn 
nicht die 3600 RM-Verdienstgrenze:oben S. 521) überschritten wäre; außerdem 
ist gegen Arbeitslosigkeit versichert, wer der Schiffsbesatzung eines deutschen 
Seefahrzeugs angehört (§ 69). Erschöpft endlich ist der Anspruch auf Arbeits­
losenunterstützung, wenn die Unterstützung für insgesamt sechsundzwanzig 
Wochen gewährt ist (§ 991). Doch gelten im Sonderfalle der Krisenunterstüt­
zung bei Bedürftigkeit sowohl für die Erfüllung der Anwartschaftszeit als auch für 
die Erschöpfung des Anspruchs mildere Vorschriften (§ 101). Die Höhe der Unter­
stützung richtet sich nach der Lohnklasse der Versicherten und beträgt als Haupt­
unterstützung 6 RM bis 22,05 RM wöchentlich. Hierzu kommen Familien­
zuschläge in Höhe von 5 v. H. des Einheitslohiles der Lohnklasse, doch darf die 
Gesamtunterstützung die Beträge von 6,40 RM bis 37,80 RM wöchentlich in keinem 
Falle übersteigen (§ 107). 

5. Für die Entscheidungen über die Versicherungsansprüche sehen die Gesetze 
ein in drei, bei der Arbeitslosenversicherung in zwei Rechtszüge gegliedertes Ver­
fahren vor. Während aber die Entseheidung über Ansprüche aus der Kranken­
versicherung überall in den Händen Etaatlicher Behörden liegt, vertrauen die Ge­
setze die im ersten Rechtszuge zu fällende Entscheidung bei den übrigen Versiche­
rungen den Versicherungsträgern an. 

Bei Streit über die Leistungen aus der Krankenversicherung entscheidet 
im ersten Rechtszuge der Spruchauswhuß des Versicherungsamtes (§ 1636). Die 
Berufung hiergegen geht an die Spruchkammer des Oberversicherungsamtes (§ 1675). 
Das Urteil der Spruchkammer unterliegt der Revision, über die ein Spruchsenat 
des Reichsversicherungsamtes, u. U. des Landesversicherungsamtes entscheidet 
(§§ 1694, 1708) und mit der auch Aktenwidrigkeit gerügt werden kann (§ 16971). 

Genau so ist das Verfahren im zw~iten und dritten Rechtszuge bei der Invali­
den- und der Angestell ten versicherung gestaltet. Im ersten Rechtszuge aber be­
schränkt sich das Versicherungsamt auf eine begutachtende Tätigkeit (§§ 1617 ff., A VG. 
§§ 214ff.), während die Entscheidung d'~m Vorstande der Landesversicherungsanstalt 
(§ 1630) und dem Direktodum der Reiehsversicherungsanstalt (AVG. § 248) zusteht. 

Ähnlich entscheidet bei der Unfallversicherung zunächst der Sektions­
vorstand oder der Genossenschaftsvors1,and der Berufsgenossenschaft. Die Berufung 
geht an die Spruchkammer des Oberv(,rsicherungsamtes. Das hiergegen zugelassene 
Rechtsmittel an das Reichsversicherwlgsamt ist aber nicht wie sonst die Revision, 
sondern der auch die Nachprüfung der Tatsachen zulassende Rekurs (§ 1699). 

Bei der Arbeitslosenversicherung entscheidet der Vorsitzende des Arbeits­
amts (§ 1721) und auf Einspruch der beim Arbeitsamte gebildete, unter dessen 
Vorsitzenden tagende SpruchausschuB (§ 1781), beides keine staatlichen, sondern 
der Reichsanstalt für Arbeitsvermittlung und Arbeitslosenversicherung eingeglie-
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derte Behörden. Auf Berufung entscheidet die Spruchkammer des Landesarbeits­
amts (§ 1801), die aus dem Vorsitzenden des - staatlichen - Oberversicherungs­
amts und zwei ebenfalls dem Oberversicherungsamte angehörigen Beisitzern be­
steht (§ 30). Ein weiteres Rechtsmittel an den beim Reichsversicherungsamt ge­
bildeten Spruchsenat für Arbeitslosenversicherung (§ 31) gibt es nicht, vielmehr 
ist die Anrufung des Spruchsenats Sache der Spruchkammer, die den Fall an ihn 
abgeben kann, wenn eine Rechtsfrage von grundsätzlicher Bedeutung herein­
spielt, über die das RVA. noch keine grundsätzliche Entscheidung des Senats ver­
öffentlicht hat, und abgeben muß, wenn die Kammer von einer solchen veröffent­
lichten Entscheidung abweichen will (§ 182). 

So stellt sich die Reichsversicherungsordnung mit Angestellten- und Arbeits­
losenversicherungsgesetz, ähnlich wie schon die Vorläufer, als eine geschlossene 
rechtsstaatliehe Ordnung dar, die neben ihrer Bedeutung für den wirtschaftlich 
Schwachen auch für die Fortbildung des Verwaltungsrechts nicht unerhebliche 
Verdienste gehabt hat. In neuerer Zeit hat die Reichsabgabenordnung das Grund­
gesetz der Arbeiterversicherung etwas verdunkelt, vielleicht mit deshalb, weil 
jene das Gesetz des reichen, dieses das Gesetz des armen Mannes ist. Für den 
die Entwickelung des Verwaltungsrechts Prüfenden aber ist es ein Gebot geschicht­
licher Gerechtigkeit, sich neben der Reichsabgabenordnung auch der Reichs­
versicherungsordnung als deren älterer Schwester zu erinnern, zumal in der 
sozialen Versicherung Deutschland Lehrmeister der ganzen Welt geworden ist. 
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tungsklage 284f., 305; s. a. -, strafrecb.tliche 313f. -, Verfassung der Verwal-
Heide - und öffontliches Recht 48 tungsgerichte in 87ff. 

Allgemeinverbindlichkeits- - und Rechtsweg 314ff. S. a. Gemeindeverfassung 
erklärung eines Tarifver- -, vermögonsrechtliche 4, Anklage, Erzwingung der 314 
t 125 V b' dr h 309ff. Anlagen, Eigentumsbeschrän-
rags ; s. a. er In 1C - Amtshaupt nann, meckl.-schw. k d h G h' keitserklärung ung ure ene nngung 

Allmende 197,483, 487 64, 75, old. 64, sächs. 63 gewerblicher 395 
Amtshilfe 14 -, genehmigungspflichtige ge-

Allweisheit des Gesetzgebers AmtskörpeIschaft, württ. 74 werbliche 477 
27 

ALR. Einl. §§ 74, 75 (Wortlaut) Amtspräsid'3nt in Cuxhaven 66 Anleihen 369,371 
318 Amtsrat, o1:l. 75 Anleitung des RV A. über den 

_ § 10 II 17 (Wortlaut) 408 Amtssprengel, Handlungen Kreis der Versicherten 521 
außerhaJb des -s 262f. Anlieger, Duldungspflichten 

S.a.Landrecht,Allgemeines _ und Zus1;ändigkeit 138, 415 der -:- 398 
Alter als Invalidität oder Be- Amtstag, lipp. 75 -, Recht der - an öf-

rufsunfähigkeit 524 Amtsübertmgung 352 fentlichen Straßen 387, 399, 
Altersgrenze 179, 199,342, 354f. Amtsverband, old. 75 484, 49lf. 
Altersrang 364 Amtsversammlung, meckl.- Anliegerbeiträge 187f., 378 
Altersstufen 147, 156f.; s. a. schw. 75, württ. 74 Anrede 159 

Dienstaltersstufen Amtsverschwiegenheit 342,358 Ansammlung und Versamm-
Altmetallhandel 478 Amtsvorstand, old. 75 lung 470 
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Anschauungen,gesellschaftliche 
- mit Rechtssatzwirkung 
126f. 

-, wissenschaftliche - mit 
Rechtssatzwirkung 126f. 

Ansiedelung von Beamten 368; 
s. a. Siedelung 

Ansiedelungs beschränkungen 
24, 433, 443 

Ansprüche, positive 196 
Anstalt als juristische Person 

163f., 168f. 
-, Errichtung einer 495 
-, öffentliche 485, 494ff. 
-, privatrechtlich und öffent-

lichrechtlich betriebene 495 
-, rechtsfähige - des öff. 

Rechts 168f. 
Anstaltsdisziplin 497f. 
Anstaltsgewalt 115, 497f. 
Anstaltsordnung 497 
Anstaltspolizei 407, 419f., 497 
Anstand 127 f. 
Anstellung, gewerberechtliche 

478 
- im öffentlichen Dienst 242, 

351ff. 
Anstellungsurkunde 352 
Antenne s. Rundfunk 
Antisemitismus 128; s. a. Bor-

kumlied, Juden 
Antrag als Willenserklärung 

232 
-, Recht auf Bescheidung 

eines -s 196 
Anwaltskammer 174 
Anwaltszwang 296 
Anwartschaft, Aufrechterhal-

ten der - in der Invaliden­
und Angestelltenversiche­
rung 524 

Anzeigepflichten 401 
- bei Geburten und Todes-

fällen 149f., bei Seuchen 437 
Apothekenwesen 434, 449f. 
Apothekerkammer 174 
Apothekerprivileg, sog. 425 
Apothekertaxen 482 
Apothekerwaren s. Arzneimit-

tel 
Approbation 449, 478 
Arbeiter 478, 521 
-, ausländische 161 
Arbeiter- und Soldatenräte 262 
Arbeiterkammer 173f. 
Arbeiterschutz 43, 207, 474, 

479, 482 
Arbeiterversicherung 43, 506f., 

520ff. 
Arbeitsamt 525 
ArbeitsanstaIten 485 
Arbeitslosenunterstützung 525 
Arbeitslosenversicherung 507, 

517, 520ff. 
Arbeitsnachweis 21, 478, 507, 

521 

Sachverzeichnis. 

Arbeitsrecht 43, 400 f.; s. a. 
Tarifvertrag 

Arbeitsscheuer s. Arbeits­
zwang, Zigeuner 

Arbeitsvermittlung s. Arbeits-
nachweis 

Arbeitszwang 401, 506, 518 
ARrSTOTELES 6 
Armensachen als öffentliche 

Lasten des Rechtsanwalts 
. 400 

Armenunterstützung s. Für­
sorge, öffentliche 

Armer, kein Recht des -n auf 
Unterstützung 191, 518 

ARNoLD, Müller 80ff. 
Arreststrafe 362 
Arzneimittel 425, 433, 442 
Arzt 346, 434, 448f. 
-, Krankenhausbetrieb des 
.. approbierten -es 226f. 
Arztekammer 174 
Arzttitel 159 
Assessorenmonopol 279 
Ästhetik und Ermessen 31, 

457 
Attentat im Reichsgericht 268 
Auenrecht, schlesisches 483 
Aufbauschule 500 
Aufenthaltspolizei 435, 462ff. 
Aufhebung eines Verwaltungs-

akts 248 f., 285f., 307 
- von Rechtssätzen 132f. 
Auflage 25lf., 433 
Auflösung privatrechtlicher 

Verträge 248 
Aufnahme amtlicher Bekannt­

machungen in der Presse 
468 

- in den Staatsverband 27, 
35 

Aufrechnung 206, 229f. 
Aufruhr 473 
Aufrundung 223f. 
Aufsatzinstitut s. Schulauf-

sätze 
Aufschiebende Wirkung der 

Beschwerde 285 
Aufsicht über jur. Personen 

165f., Kleinbahnen 510; 
s. a. Börse, Kommunal-, 
Schul-, Wohnungsaufsicht 

Aufsichtsbefehl als Mittel der 
Kommunalaufsicht 514 

Aufsichtsbeschwerde 281 
Auftrag, der - im öff. Recht 

49 
Auftragsangelegenheiten 59, 

511 ff. 
Aufwandsentschädigungen 366 
Aufwertung 206, 220ff. 
Aufzüge (Lifts) 432, 441 
Aufzüge (Umzüge) 436, 470, 

472 
Augenuntersuchung, Anstek-. 

kungsgefahr bei einer 424 

Auktionator 478, 482 
Ausbeutung, sittenwidrige 

der Rechtskraft 319 
Ausdünstungen einer WlIBSer­

lache 28 
Ausführungsverordnung 109, 

119 
Ausfuhrverbot 79 
Auskrautung eines Teiches 424 
Auskunft, amtliche 22 
Auskunftspflicht gegenüber der 

Polizei 142, 399, 401 
Auslagenersatz 372 
Ausland, Schrifttum zum Ver-

waltungsrecht des -s 104ff. 
Ausländer 147, 161f., 462 f. 
- im Fürsorgerecht 518 
Auslegung, bindende - von 

Verwaltungsakten 250f. 
- dcr Gesetze 10, 29, 140ff. 
-,länderweise verschiedene -

eines Reichsgesetzes 138f., 
463f. 

Auslieferung 204 
Ausnahmeverordnung als 

Rechtsquelle 114 
- und subj. Recht 193f. 
Ausnahmezustand beim Auf­

ruhr 473 
-, Prüfung der Zulässigkeit 

der Verhängung des -s 34 
Ausprägung 218 
Ausrede 255 
Ausschließung des Anstalts­

nutzers 497 
S. a. Amtsenthaltung 

Ausschlußfristen 211 f. 
Aussicht, keine Pflicht zur 

Gewährung freier 428 
Ausstrahlungen des stehenden 

Gewerbebetriebs 479 
Ausübung, rechtmäßige - des 

Amts 283 
Auswanderungswesen 436, 465 
Auswärtige Verwaltung 4 
Ausweisung 162, 435, 462ff. 
Außerkrafttreten der Rechts-

sätze 132f. 
Authentische Interpretation 

s. Interpretation 

Bäcker, Taxen der 482 
Badeanstalt, Ersitzung des 

Rechts zum Halten einer 
210 

Badekonzession 485, 493 
Baden als ältestes deutsches 

Land mit moderner Ver­
waltungsgerichtsbarkeit 288 

-, Anfechtung wasserpolizei-
licher Verordnungen in 
25465 

-, Baulastenbücher in 186 
-, Behördenordnung in 56, 

63 f., 74 



Baden, Duldungspflichten der 
Straßenanlieger in 397 

-, Handlungen außerhalb des 
Amtssprengels in 262 

-, Irrenfürsorgegesetz in 439 
-, private Gesetzsammlungen 

für 131 
-, Regelung der Dinglichkeit 

in 185, 18728 

-, Schrifttum 96, lO3f. 
-, Stellung des Baunachbarn 

in 192 
-, Straßeneigentum nach Ein­

ziehung der Straße in 4885 

-, Uberprüfbarkeit der Wäh­
lerliste in 239 

-, Verfassung der Verwal­
tungsgerichte in 87 ff. 

-, Verfassungstag als gesetz­
licher Feiertag in 209 
S. a. Gemeindeverfassung, 
Polizeistrafgesetzbücher, 
Widerruflichkeit 

Bahnhofswirtschaft 226, 436, 
475 

Bahnpolizei 344, 417, 509, 
5lOf. 

BÄHR, OTTO 86f. 
Bakkalaureus 160 
Balkondach als Zubehör des 

Balkons 227 
Bankgesetz 219f. 
Banknote 219f. 
Bannrecht 473 
Bauabnahme 443 
Baubeschränkungen, freiwillig 

übernommene 1I5f. 
Baudispens 27, 433, 443 
Bauerlaubnis s. Baugenehmi­

gung 
Bauernkammer 173 
Baugenehmigung 27,236, 247, 

433, 443 
-, Wechsel des Rechts wäh­

rend des Verfahrens über 
Erteilung der 135f. 

-, Widerruf einer 272f., 417 
Baukonsens s. Baugenehmi­

gung 
Baulastenbuch 186 
Baumaterialien, Entnahme von 

394 
Baumbestand, Erhaltung des 

--s 396, 433, 445 
Baumreihe, Abholzen einer 255 
Bauplatzumlegung 387, 394 
Baupolitik auf privatrecht-

licher Grundlage 24 
Baupolizei 433, 442ff. 
Bauschein 443 
Bauverbote, ortsstatutarische 

2528, 387f., 397 
Bauweise, geschlossene 443, 

offene 443 
Bauwesen als Gegenstand nicht­

hoheitlicher Verwaltung 21 

Sallhverzeichnis. 

Bayern, Anstellung des Bürger­
meisters durch Dienstver­
trag ill 24213 

-, Bauentkammern in 148,173 
-, Behördenordnung in 56, 62, 

74 
-, beschrünkte Verwaltungs­

gerichtsbarkeit in 302 
-, Besond.erheiten des Enteig­

nungsr,~chts in 388,390 39lf. 
-, Flurbereinigung in 398 
-, Gemeillderatsverfassung in 

70 
-, Grundlagen der Polizei­

gewalt in 41228 

-, keine neweisaufnahme vor 
dem V<GH. in 306 

-, keine I'rüfungsbefugnis der 
Verwal1;ungsbehörden ge­
genüber Gesetzen in 14 

-, Landesnmt für Maß und 
Gewich'\ in 214 

-, Ordnung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit in 87ff., 302 

-, private Gesetzsammlungen 
für 131 

-, Rechtsmittel gegen behörd­
liche Untätigkeit in 245 

-, Schrifttum 96f., 102ff. 
-, Schutz des Strafrichters in 

87, 239, 282 
-, Schutz gegen Zwangsver­

setzungen in den Ruhe­
stand in 356 

-, Uberprüfbarkeit der Wäh­
lerliste in 239 
S. a. Gnmeindeverfassung, 
Polizeist rafgesetzbücher, 
SachaufEicht, Staatsanwalt 

Beamte, Anwendung des BGB. 
auf 144f. 

- der Landesversicherungs­
anstalten 169, Ortskranken­
kassen 1'75 

-, der - und die Grundrechte 
341 f., 358, 467, 471, 476 

-, mittelbale und unmittel-
bare Staats- 173,344, 347f. 

-, Pflichten der -n 357ff. 
-, politische 353 
Beamtenhaftpflicht s. Amts-

haftung 
Beamtennötigung 23, 178, 268f. 
Beamtenrecht 340ff., 350ff. 
-, Aufwertung im 22lf. 
-, ZlIgehöri~:keit des -s zum 

Verwaltllllgsrecht 41 
Beamtenrech te, wohlerworbene 

179f., 19f:f., 222, 364 
Beamtensieddung 368 
BeamtenvertI'etungen 365 
Beanstandung als Mittel der 

Kommuna.laufsicht 248, 
506, 514f.; s. a. Nichtbean­
standllng 

Bebaubarkeit 443 
Jellinek, Verwaltungsrecht. 2. Auf!. 
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Bebautsein eines Grundstücks 
224f. 

Bebauungsplan 395 
Bedingung 252, 433 
Bedürfnisfrage 32, 34, 451, 480 
-, Prüfung der - bei Be-

amtenversetzungen 28f. 
Beendigung des Dienstverhält­

nisses 354ff. 
Beerdigung s. Begräbnis 
Befähigung zum Verwaltungs­

dienst 278f. 
Befähigungsnachweise, gewer­

berechtliche 477 
Befangenheit des Beamten 

263f., 279f. 
Befehl 247; s. a. Aufsichts­

befehl, Dienstbefehle, Fi­
nanzbefehl, Polizeibefehl 

Befehlsbefugnisse, keine- zwi­
schen Justiz und Verwal­
tung 14f. 

Beflaggung 512 
Beförderungspreise einer Klein­

bahn 510 
Befreiung 247 
BefreiungsmögIichkeit, ander­

weitige 229, 423 
Befristung 252, 433 
Begebenheiten als Tatbestände 

227f. 
Beginn des Staatsdienstes 351 
Begleitschein I u. II 384 
Begnadigung 15, 203 
Begräbnis 150; s. a. Bestattung, 

Feuerbestattung, Friedhofs­
recht 

BegräbnispoIizei 432, 439 
Begräbnisrecht 484 
Begriffe, unbestimmte 30f. 
BegrÜDdungszwang 260, 279 
Behörde 340, 346f. 
Behördenbeleidigung 282 
Behördenordnung als Rechts-

schutzeinrichtung 278ff. 
-, Grundzüge der 56ff. 

S. a. Anhalt, Baden usw. 
Behördenumbildung 353 
Beiladung 288, 300 
Beiträge 370, 377ff.; s. a. 

Anliegerbeiträge 
- zur Sozialversicherung 522 
Beitragsmarken 524 
Beitragsmonat 524, -woche 524 
Beitreibung 320ff. 
Beitrittszwang s. Genossen-

schaften 
Bekanntgabefehler 260 
Bekanntmachungen, Aufnah­

me amtlicher - in die Zei­
tung 468 

Bekenntnisschule 487, 504 
Beklagter im Verwaltungs­

streitverfahren 296 
Belästigungen 42lf. 
Belegschaft 174 

34 
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Belehrung 2218 ; s. a. Rechts­
mittelbelehrung 

Beleuchtung militärischer 
Fuhrwerke 178 

- öffentlicher Wege 489 
Belgien, Verwaltungsrechts-

wissenschaft in 106 
Benutzungsgebühr 374ff. 
Benutzungszwang bei öffent­

lichenAnstalten 495ff.; s. a. 
Gemeindemonopole 

Bergeverein 427 
Bergpolizei 440 
Bergrecht 436, 474 
Bergwerkseigentum 248 
Berichtigung des Geburtsregi-

sters 149 
- des Grundbuchs nach Ab­

schluß des Enteignungs­
verfahrens 393 

Berichtigungszwang,preßrecht­
licher 468 

Berlin 56, 62, 72, 74 
Bernsteingewinnungsmonopol 

385 
Beruf, staatlich gebundener 

340, 346 
Berufsfürsorge 523 
Berufsgenossenschaft als 

Dienstherrin 175, 344 
Berufsgenossenschaften 175, 

521 
Berufskrankheit 523f. 
Berufspflichten, ärztliche 449 
Berufsschulen 486, 502 
Berufstitel 159 
Berufsunfähigkeit 524 
Berufsverbände 170ff. 
Besatzungsleistungsgesetz 400 
Beschädigung der Straße 48, 

333 
Beschäftigung, abhängige 521 
Bescheidung, Recht auf -

eines Antrags 196 
Bescheinigung 238 
- mit Erlaubniswirkung 247 
Beschlagnahme 24847 

- und öffentliche Bibliothe­
ken 148 

- von Presseerzeugnissen 
469 

Beschwerde, förmliche 284ff. 
-, formlose 281 

S. a. Rechtsbeschwerde 
Besichtigung als Mittel der 

Kommunalaufsicht 514 
Besoldung des Beamten 366ff. 
Besoldungsdienstalter 367 
Besoldungsgesetz 366 
- und wohlerworbene Rechte 

199 
Bestandteil 206 
Bestätigung als Mittel der 

Kommunalaufsicht 515 

Sachverzeichnis. 

Bestätigung des Bürgermei­
sters und der Stadträte 
72f., 515 

Bestattung als Gemeindemono­
pol 423f.; s. a. Anatomie­
gesetz, Begräbnis, Feuer­
bestattung, Friedhofsrecht 

Bestrafte, Stellung der -n 
nach dem Freizügigkeits­
gesetz 463f.; s. a. Ehren­
rechte, Strafurteil 

Beteiligung, nahe persönliche-
des Beamten 263f., 279f. 

Beteiligungsziffer 436 
Betriebsabbrüche 399, 401 
Betriebsgemeinde, Zuschüsse 

der 379 
Betriebsrat 174 
Betriebsunfall 523 
Betriebsvertretung 174, 264124 

Betrug durch Liquidierung e. 
zu hohen Wagenklasse 366 

- und Steuerhinterziehung 
338 

Bett, neues - eines Wasser­
laufs 490 

Beugestrafe s. Zwangsstrafe 
Beurkundung, öffentliche 20, 

235, 238, 251 
Beweggründe, fiskalische 36 
Beweisaufnahme, keine - vor 

dem bay. VGH. 306 
Beweislast im Verwaltungs­

streitverfahren 301, im Ver­
waltungsstrafrecht 335 

Bezirksamt, bad. 63, bay. 62, 
in Berlin 72 

Bezirksarbeiterräte 174 
Bezirksausschuß, bay. 74, pr. 

61, sächs. 63, 74 
Bezirksfürsorgeverbände 518f. 
Bezirksrat, bad. 63, württ. 63, 

74 
Bezirksregierung, pr. 61 
Bezirkstag, bay. 74, sächs. 74 
Bezirksverbände in Bayern 74, 

Hessen-Nassau 74, Sachsen 
74 

Bezirksversammlung (Berlin)72 
Bezirksvorsteher in Braun­

schweig 65 
Bibliotheken, öffentliche 485, 

497 
-, öffentliche - und Be-

schlagnahme 148 
Bienen 12, 421 
Bienenseuchen 378, 446 
Bierdruckapparat, Plombie-

rung des --s 329 
Bisamratte 403, 444 
Blindenfürsorge 506, 518 
Blitzableiter 127, 440 
Blumenverkauf in Wirtschaften 

226 
Bodenverbesserungsgenossen­

schaften 176 

Bordell 452 
BorkumIied 47, 407, 428144 ; 

s. a. Antisemitismus 
Börse 481 
-, Aufsicht über die -n 173 
Börsengesetz 436, 481 
Botschaft, Kaiserliche - VOIll 

17. Nov. 1881 520 
Branntwein, Kleinhandel mit. 

451 
Branntweinmonopol 370, 385f. 
Braunkohle, staatliches Recht 

zur Gewinnung der 385 
Braunschweig, Behördenord­

nung in 56, 65, 75 
-, Besonderheiten der land­

wirtschaftlichen Berufsver­
tretungen in 173 

-, Justizstaat in 16, 44, 86 
-, Ordnung der Verwaltungs-

gerichtsbarkeit in 87ff., 89 
-, private Gesetzsammlung 

für 131 
-, Schrifttum 96, lO3l. 
-, Stellung des Baunachbarn 

in 240 
-, überprüfung der Verwal­

tungsakte in 16, 46, 239f., 
261 

-, Unüberprüfbarkeit der 
Wählerlisten in 239 
S. a. Gemeindeverfassung 

Bremen, Behördenordnung in 
56, 65f., 75 

-, das RG. als KompGH. in 
53 

-, Erwähnung des Ermessens­
mißbrauchs im Verwaltungs­
gerichtsbarkeitsgesetz von 
37 

-, Ordnung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit in 88f. 

-, private Gesetzsammlung 
für 132 

-, Schrifttum 96, lO3f. 
-, ungültige Regelung der 

Entsch. ü.Zuläss. d.Rechts­
wegs in 5241 

-, Zuständigkeit des Verwal­
tungsgerichts für alle Strei­
tigkeiten des öff. Rechts in 
44, 303 
S. a. Angestellten-, Arbei­
terkammer, Feststellungs­
klage, Gemeindeverfassung, 
Hansestädte 

Brückengeld für Kraftwagen 
143 

Budgetrecht 369 
Bundesamt für das Heimat­

wesen 90, 104, 506, 520 
Bürgerliches Recht, dessen 

analoge Heranziehung lIO, 
144f., 156f., 232f. 

Bürgermeister als Ortspolizei­
behörde 61ff. 
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Bürgermeister, Amtsbezeich. 
nung des -s 68 

Dienstgeheimnis 342, 358 
Diensth~rr, Wechsel des -n 

Duldungsbefehl 23, 249 
Duldungspflichten 182; s. a. 

-, Bestätigung des -s 72, 515 
-, Einfluß des -s auf die 

Willensbildung der Gemein­
de 70f. 

-, falscher 262 14 

-, Wahl des -s 71 
Bürgermeisterei, bay. 72; s. a. 

Landbürgermeisterei 
Bürgermeisterverfassung 69 
-, echte und unechte 70 
Bürgernutzung 197, 483, 487 
Bürgersteig s. Wegereinigung 

Cholera 437f. 
clausula rebus sie stantibus 

244, 274f. 
Codex iuris canonici 4211, 116, 

268, 333 

Dachgiebel, :Freilegung eines 
häßlichen -s 428 

Dampfkessel 432, 440 
Danzig 35, 103, 316 
Daseinsnotwendigkeit 164f. 
Dauerangestellte 343 
Deckung der Banknoten 220 
Deckungsgrundsatz im Gebüh-

renrecht 375 
Defektenverfahren 333, 361 
Deichpflicht 403 
Deichverbände 148, 175 
Deichwesen 484 
Dekan 159, 503 
Deklassierung eines Weges 491 
Delegation der Polizeigewalt 

415 
Denkmalliste 396, 399, 459 
Denkmalschutz 435, 457ff. 
- und Baupolizei 178 
Detaillistenkammer 173 
detournement de pouvoir 36, 

43lf. 
Deutschstämmigkeit 24 23 

Dezentralisation 57ff. 
Dienst, Begriff des öffentlichen 

-es 342ff. 
-, berufsmäßiger öffentlicher 

349ff. 
-, öffentlicher 340ff. 
Dienstaltersstufen 367 
Dienstaufsicht als Rechts-

schutzeinrichtung 280f. 
Dienstaufsichtsbeschwerde 281 
Dienstbarkeit zum Vorteil der 

Allgemeinheit 19, 24 23 

Dienstbefehle, unverbindliche 
359f. 

-, Pflicht des Beamten zur 
Befolgung von -n 358ff. 

-, Ungehorsam gegen unzu­
lässige 240, 283, 359f., 364f. 

Diensteid 342, 345, 358 
Dienstenthebung, vorläufige 

354 

184 
Dienstherrnfähigkeit 

343f. 
165f., 

Dienstill struktionen mit 
Recbtssatzwirkungen 125 

Dienstm ann 477 
Dienstpflicht und Amt 347 
Dienststellung, Recht des Be-

amten auf die erreichte 
199, 365 

Dienststrafe 361 ff.; s. a. Diszi­
plinar-, Verjährung 

Dienststrafen als Mittel der 
Kommunalaufsicht 516 

Dienstst rafgewalt, zeitliche 
Gremen der 362 

Dienstverhältnis, Begründung 
und Beendigung des -ses 
351ff., 354ff. 

Dienstvertrag, Anstellung des 
Bürg'~rmeisters in Bayern 
durch 24218 

Dienstwohnung 145, 367 
Dienstzwang 360f. 
Dinglich:{eit öff. Pflichten 179, 

184ff.; s. a. Anlieger­
beitrüge 

- von Genehmigungen 20lf., 
477 
S. a. Real­

Diplomprüfung, Klage auf Zu­
lassung zur 47 

Dispens 247; s. a. Baudispens 
Dispenseb.e 39, 138,237, 253f., 

265, :~85 
Disziplin, akademische 497f. 

S. a. Anstaltsdisziplin 
Disziplin.ugericht, Bindung des 

-s an das Strafurteil 18f. 
Disziplinargesetze 342 
Disziplinarhof 363 
Disziplinarkammern 363 
Disziplinarstrafe s. Dienststrafe 
Doktorprüfung, fehlerhafte 252, 

264, 273; s. a. Doktorwürde 
Doktortitel 160 
Doktorwiirde, Entziehung der 

47 28, !!37, 274, 303 
Doppelbe3teuerung 383 
DreiecksFunkte 213 
Dreier-Jurist 20590 

Dringlichkeitsakte 258 
Dringlichkeitsfall, Prüfung des 

-s 34, 258 
Dritte, k~in Recht auf Ein­

schreit en der Polizei gegen 
196 

Drohungen, mit - erzwunge-
ner Vtlrwaltungsakt 268 f. 

Droschkengewerbe 476 
Droschkentaxen 482 
Druckscruift 466 
Druckscru iften, periodische 468 
Dulde und liquidiere! 82 

Anlagen, Anlieger, Eisen­
bahn, Feuersbrunst 

Düngerhaufen 254 

Egoismus im zwischenstaat-
lichen Recht 139f. 

Ehe 148ff. 
-, wilde 452 
Ehedispens, österreichischer 

138, 237, 253f., 265, 285 
Ehelichkeitserklärung 145 
Eheschließung, Beschränkun­

gen der 151 
Ehrenamt 58, 340, 348f. 
- als Rechtsschutzeinrichtung 

279 
Ehrenbeamte, geborene 349 
Ehrendienst 348 
Ehrendiplom, Luxussteuer für 

ein 345 
Ehrengerichte 174, 434, 449 
Ehrennachteile 157f. 
Ehrenrechte, Aberkennung der 

bürgerlichen 158 
Ehrentitel 127, 159; s. a. Titel 
Ehrenvorzüge 158ff. 
Ehrenzeichen 160f. 
Ehrlosigkeit 158 
Ehrungen, Verzicht auf 205 
Eichung 214f. 
Eid s. Diensteid 
Eigenjagdbezirke 143, 446 
Eigentum an öffentlichen We-

gen 488f. 
- an Wasserläufen 488f. 
-, Begriff des -s nach der 

RV. 398f. 
-, öffentliches 99, 483, 490 
-, Schwäche des -s 398 
- und Polizei 50, 407, 426f. 
Eigentümer s. Eigentum 
Eigentumsbeschränkungen, ge-

setzliche 387, 397ff.; s. a. 
Anlagen 

Einbürgerung 27, 35, 242 
-, Streitfrage über Erstrek­

kung der - auf die Kinder 
138f. 

Einbürgerungsurkunde 238 
Eingabe an die Volksvertre­

tung 281; s. a. Petitions­
recht 

Eingang, rechtzeitiger - eines 
Rechtsmittels 235, 285 

Eingemeindung 72f., 109 
-, Rechtswechsel bei einer 

136f .. 
- und Pflichtennachfolge 184 
Eingemeindungsverträge 244 
Eingliederung 7317 

Eingriffe, tatsächliche 249, 
326ff. 

34* 
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Einheit, räumliche 224f., wirt· 
schaftliche 225, zeitliche 225 

- von Staat und Fiskus 25f. 
Einheitlichkeit, Öffentlich. 

rechtlichkeit eines Rechts. 
verhältnisses kraft 47f. 

Einheitsbauordnung 192, 442 
Einhelligkeit als Ziel der 

Rechtsfindung 94, 116ff., 
140ff. 

Einkollegien . Verfassung der 
Gemeinden 70 

Einschreiten der höheren Be· 
hörde 280f. 

-, kein Recht auf - der Po· 
lizei gegen Dritte 196 

Einspruch 286, 385 
Einwilligung des Betroffenen 

115f. 
Einwohnerzahl 224 
Einzelaufzählung der verwal· 

tungsgerichtlichen Zustän· 
digkeiten 302 

Einzelgesetz, Enteignung durch 
9f., 395 

-, Zulässigkeit von -en 8ff. 
Einzelschriften 10lf. 
Einziehung öffentlicher Wege 

484, 49lf. 
Eisenbahn, Eigentumsbe. 

schränkung durch Geneh. 
migung einer 395 

- und Wegerecht 484 
Eisenbahnfahrgeld keine öff. 

Gebühr 374 
Eisenbahnfreikarte des Abge· 

ordneten 4830 

Eisenbahnpolizei s.Bahnpolizei 
Eisenbahnrecht 505f., 508ff. 
Eisenbahnunternehmer, belie· 

hener 508f. 
Eisenwirtschaft, Verkaufspreise 

in der 482 
Elektrizität, Maßeinheiten der 

215f. 
Elektrizitätsrecht 505 
Elektrizitätsversorgung als öf· 

fentliche Unternehmung 508 
Elektrizitätswerk 373, 495 
Emeritierung 368117 

Endtermin, Gesetze mit 132 
England, Abgrenzung des öf· 

fentlichen Rechts vom pri· 
vaten in 46 

-, Verwaltungsrechtswissen. 
schaft in 105 

Engros.Reisender 479 
Entbindungsanstalt 450 
Enteigner 389 
Enteignung 386ff. 
- beweglicher Sachen 394 
- durch Einzelgesetz 9f., 395 
-, Gegenstand der 389 
-, klassische 388ff. 
-, mittelbare 317f., 396 
-, Rechtsnatur der 392 

Sachverzeichnis. 

Enteignung, vereinfachte 393f. 
- von Forderungsrechten 395 
- von Grundstücken 388 f. 

S. a. Entschädigung, 
Fluchtlinien, Reichsbahn 

Enteignungserklärung 392f. 
Enteignungsrecht, Verleihung 

des -s 392 
Enteignungsverfahren 391 f. 
Enteignungsverträge 386f., 393 
Entfernung aus dem Amt 356, 

363 
- von Kommunalbeamten aus 

dem Amte durch die Auf· 
sichtsbehörde 516 

Entgegennahme von Erklärun· 
gen 232, 234f. 

Entlassung auf Antrag 242, 
355 

- aus dem öffentlichen Dienst 
355ff. 

- aus dem Staatsverband 
27 

Entlausung 327 
Entpflichteter als Prorektor 

347 
Entpflichtung 368 
Entschädigung bei polizeilichen 

Notstandshandlungen 429 
- bei Seuchen 438 
- bei Widerruf von Verwal-

tungsakten 276, 317 
- des Anliegers 387, 399,484, 

491f. 
- des haftenden Nicht-Störers 

429 
- für Enteignungen 391, 394 
- für gefallene oder getötete 

Tiere 445f. 
- für öffentliche Lasten 404 
-, Leistung der - bei Ent· 

eignungen in Geld 391, in 
Grundstücken 394 

-, öffentlichrechtliche 82, 387, 
396 

-, öffentlichrechtliche - für 
schuldlos rechtswidrige Ein· 
griffe 308ff., 316ff. 

Entscheidung als feststellender 
. Verwaltungsakt 250f.; s. a. 

Rechtsprechung 
-, Fällung einer - als typi. 

sehe Aufgabe der Verwal­
tungsrechtspflege 289ff. 

Entscheidungen, Sammlungen 
von 103f. 

Entschluß, Freiheit des ersten 
-sses 38 

Entwaffnung der Bevölkerung 
460f. 

Erbbegräbnis 493 
Erben eines Gewerbetreiben· 

den 201,479 
Erdöl 38589, 39848 ; s. a. Mi­

neralöle 
Erforderlichkeit des Gesetzes 

109, 115f.; s. a. Gesetz­
mäßigkeit der Verwaltung 

Erfüllung einer Nichtschuld 48, 
230, 234 

Erfüllungshandlungen 228ff" 
234 

Erklärungen, Entgegennahme 
von 232, 234f. 

Erkundigung als Mittel der 
Kommunalaufsicht 514 

Erlaß von Steuern 203f., 384 
Erlaubnis 247, 25lf.; s. a. Bau­

genehmigung, Gebrauchs-, 
Gewerbe-, Polizeierlaub· 
nis 

Erlaubnissehein zum Fischen 
447 

Erlaubnisvorbehalt, Verbot mit 
251 

Ermächtigungsgesetze 114 
Ermessen, ästhetisches 31, 457 
-, billiges 29 
-, Definition des freien -s 

31 
-, freies 28ff. 
-, gleichmäßige Handhabung 

des -s als Beschränkung 
der Polizeigewalt 429f. 

-, subjektives Recht und 200 
Ermessensfehler 35ff., 200, 293, 

43lf. 
Ermessensfrage 28f. 
- im Kommunalaufsichts. 

recht 515 
- im Verwaltungsstreitver-

fahren 291 H., 305 
Ermessensmißbrauch 37,43lf 
Ernennung 351ff. 
-, Zusage der 351 
Ersatzansprüche 48ff., 232 
Ersatzhaftstrafe 324, 337 
Ersatzvornahme 323f., 333 
- im Beamtenrecht 361, im 

Kommunalaufsichtsrecht 
515 

Erschleichung als Widerrufs­
grund 274 

-, Frist für Widerruf eines 
Akts wegen 145, 277 

- kein Unwirksamkeitsgrund 
268 

Ersitzung 21Of. 
Erstattungsansprüche 48ff., 

230f., 234 
- im Fürsorgerecht 49, 519 
Ersuchen 14, 22, 26 

Entwertung des Steuerzeichens 
384 

Entwicklungstendenzen 
Verwaltungsrecht 91f. 

Enumerationsmethode 302 
Epileptische, Fürsorge für 518 

im Erwägungen, Unmaßgeblich. 
keit der dem Verwaltungs· 
akte vorangehenden 17f. 

-, unzulässige 36f., 431 f. 



Erwerbslosenfürsorge 517 
Erziehung 505 
Exceptio doli 277 
- sub-vel obreptionis 268 
Exekutivstrafe s_ Zwangsstrafe 
Expropriation s. Enteignung 
Exterritorialität 137, 383 
Exzellenz 159 

}'achhochschulen 503 
Fähigkeitsverleihungen, Ver-

zicht auf 205 
Fähren 484, 488 
Fährgerechtigkeiten 509 
Fahrkosten 366 
Fahrplan 510 
Faksimile-Unterschrift 254 
Fakultät 330, 503; s. a. Dekan, 

Doktor-
Familieneinheit im Fürsorge­

recht 519f. 
Familienhilfe 523 
Familienname, Änderung des 

-ns 153 
Familienregister 150 
Faschismus 91 
Fastnacht 210 
faute de service 312 
- personnelle 312 
Fehlerhafte Staatsakte 252ff. 
Feiertage 208ff. 
-, politische 208f., 512 
Feiertagsruhe 209 
Feindliche Gruppen bei öffent­

lichen Aufzügen 472 
Feldbereinigung s. Flurberei-

nigung 
Feldmesser 346, 478 
-, Taxen der 482 
Feldpolizei 433, 445 
Feldwebelleutnant 16 
Felsblock, herabstürzender 

428146 

Fernmeldeanlagen s. Rund-
funk, Telegraphen­

Fernsprechrecht 485 
Fernsprechregal 496, 508 
Festnahme 249, 327 
Feststellungen 245. 250f. 
Feststellungsklage 180, 289f. 
Feststellungsurteil 289f. 
Feststellungswirkung 18 
Festtage 208ff. 
Festungen, Rayonbeschrän-

kungen bei 395 
Festungstor u. Wegepolizei 178 
Feuerbestattung 151; s. a. Be-

gräbnis 
Feuerlöschdienst s. Feuerwehr 
Feuerlöschwesen 432, 440 
Feuerpolizei 432, 439f. 
Feuersbrunst, Eigentumsbe-

schränkungen bei einer 396 
Feuerspritze 404 
Feuerversicherungsanstalten 

169 

8achverzeichnis. 

Feuerv(:rsicherungsanstalten, 
Geschäftsbetrieb der öffent­
lichlm - außer Landes 177 

Feuerwehr 399, 402, 432, 440 
Fieberthermometer 216 
Film s. Lichtspielrecht 
Film-Sketch 226, 45597 

Finanza mt 60 
Finanzausgleich 370, 381ff. 
Finanzl:efehl 385 
Finanzen, das Wort 371 
Finanzgericht 60, 90 
FinanzIasten 400 
Finanzprivatrecht 371 
Finanzrecht 369ff. 
Finanzs',aatsrecht 371 f. 
Finanzs1,rafbescheid s. Straf. 

bescheid 
Finanzsl,rafe 337ff. 
Finanzsl·rafrecht 337ff. 
Finanzv,~rmögen 487 
Finanzverwaltungsrecht 372 
Firmensohild, aufreizendes 423, 

427f. 
FischerK 475 
Fischereigenossenschaften 176 
Fischereirecht 433f., 447 
Fischern"tze,Belästigung durch 

422 
Fischmarkt in Cuxhaven als 

verliehene Unternehmung 
509 

FiskaliscJle Interessen keine 
öffenHichen 36, 419 

Fiskalismus 280 
Fiskus l!), 23ff., 371 
- als Untertan 177f. 

S. a. Staat 
Fiskusthl:orie 82 
Flaggen 2m Verfassungstag 21, 

512 
Flaggenverordnung 512 
Fleckfiebolr 437f. 
Fleischbe:lchau 434, 447 
Fleischbe:lchauer 191 
Fleischha Iren 229, 420 
Fliegenplage durch Dünger-

haufen 254 
Flüchtlinge, Unterbringung 

von -on 26 
Fluchtlinien, Enteignung bei 

Festse',zung neuer 394; s. a. 
Anlieg"rbeiträge, Dinglich­
keit off. Pflichten, Orts­
straße· 

Fluchtliniengesetz § 151 (Wort­
laut) 187 

Fluchtlinienüberschreitung, Ge­
stattung der - gegen Ent­
gelt 4~:5 

Flurbereinigung 387, 394, 
398f. 

Flurschaden 397 
Forderungsrechte, Enteignung 

von -n 395 
Formfehle: 259f. 

Formlosigkeit 260f. 
Formvorschriften 259ff. 
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- als Rechtsschutzeinrichtung 
279f. 

- für Dienstbefehle 359, für 
Polizeibefehle 12lf., 412f. 

Förster 320, 344 
Forstpolizei 433, 445 
Forstverwaltung 40 
Fortbildungsschulen 486, 500, 

502 
Frankfurt a. M. 67, 72; s. a. 

Lex ADIcKEs 
Frankreich, Abgrenzung des 

öffentlichen Rechts vom 
privaten in 45 

-, Anfechtbarkeit von Ver­
ordnungen in 254 

-, beliehene öffentliche Unter. 
nehmer in 508 

-, Entscheidung über die 
Amtshaftung 314, über 
fremdrechtliche Vorfragen 
in 50f. 

-, Rechtsmittel gegen behörd­
liche Untätigkeit in 245 

-, Verwaltungsrechtswissen­
schaft in 106 
S. a. detournement, Ent­
eignung (mittelbare), faute, 
Irrenwesen, service public 

Frau, Stellung der 147, 156 
- und Staatsdienst 350 

S. a. Angestellte, weibliche 
Frauenzuschlag 367 
Freibezirke 383f. 
Freiexemplare, Abgabe von 

Büchern als - an Biblio­
theken 399, 401, 405, 465, 
469 

Freihäfen 383 
Freiheit an sich kein subjek­

tives Recht 189 
-, dem Beamten zugestandene 

364f. 
- der Kunst und Wissenschaft 

195, 360, 487, 503 
-, der Person 320f., 326f. 
-, die bürgerliche - und 

MONTESQUIEU 6 
-, Gesetz zum Schutze der 

persönlichen - § 6 (W ort­
laut) 327 

- und Eigentum 109, 115; B. 

a. Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung 

Freiheitgewährung 247 
Freiheitsrechte 197f. 
Freiläger 383f. 
Freiwillige Gerichtsbarkeit 11, 

38 
Freizügigkeitsgesetz 116f., 435, 

463ff. 
- § 31. n (Wortlaut) 463 
Fremdenpolizei 435, 464f. 
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:Fremdenrecht 147, 16lf. 
Fremdsprachigkeit 260 
Friedhofsrecht 484, 488, 493; 

s. a. Begräbnis 
FRIEDRICH DER GROSSE 80ff., 

465 
FRIEDRICH WILHELM I. 79f. 
FRIEDRICH WILHELM II. 82 
FRIEDRICH WILHELM IV. 82 
Frist, Verstreichenlassen einer 

254 
-, Wahrung einer 235, 285 
Fristen, rechtsbegründende 

2IOff., rechtsvernichtende 
211ff. 

Fristenberechnung 144, 212 
Fristgebundenheit der förm-

lichen Beschwerde 284 
Füllstrich 215 
Fundpolizei 435, 460 
Funkrecht 485, 496f. 
Fürsorge, öffentliche 506, 516ff. 
Fürsorgeempfänger, gehobene 

517 
Fürsorgeerziehung 487, 505 
--, Kosten der 517f. 
Fürsorgerecht 506, 516ff. 
Fürsorgeverband, Erstattungs-

anspruch des -es 49,519 
Fürstenabfindung 155 
Futtermittel 433, 446 

GÄDKE, Oberst 282 
Gas, Besteuerung von 126 
Gas- und Wasserwerke in Ham-

burg als verliehene Unter­
nehmungen 509 

Gasanlagen 440 
Gasanstalten 373, 495 
Gasröhrenkonzession 485, 493 
Gastwirte, Taxen der 482 
Gastwirtschaft 451; s. a. Be-

dürfnisfrage 
Gebäude, Abbruch von -n 444 
Gebäudeversicherungsanstalt 

485 
Gebiet, landesunmittelbares 67 
Gebietsänderungen, Einfluß 

von - auf das Recht 136f. 
Gebietskörperschaften 176f. 
Gebot 182f., 247 
Gebrauchserlaubnis 492f. 
Gebühr 369 f., 373ff. 
~,öffenflicheund private 373 f. 

S. a. Taxen, gewerbliche 
Gebührenhinterziehung 377 
Gebührenmarken 376 
Gebührenordnung für Ärzte 

436, 482 
Gebundenheit der Verwaltung 

26ff., 37f. 
-, irrige Annahme einer 35 
Geburt 148ff. 
Geburtsanzeige 149f. 
Geburtsregister 149f. 
Geeignetheit 33, 424 

Sachverzeichnis. 

Gefahr 42lf. 
Gefängnisse, Ordnung in den 

-n 36 
Gegend, landschaftlich hervor­

ragende 280, 457 
Gegenleistung s. Leistung 
Gegenmittel, keine Haftung des 

Inhabers des -s 428 
Gegenseitigkeitsbesteuerungs­

gesetz 177f., 375, 379, 381, 
383 

Gegenstände im Verwaltungs-
recht 224ff. 

Gegenvorstellung 281 
Gehalt s. Besoldung 
Gehaltskürzung 362 
Geheimmittel 433, 44lf. 
Geheimratstitel 159 
Gehilfen 478 
Gehör, rechtliches 280 
-, Schutz des -s s. Ohr 
Gehorsamspflicht, Grenzen der 

- des Beamten 359 f.; s. a. 
Dienst befehle 

Geisteskranke, Fürsorge für 
518; s. a. Irrenwesen 

-, Uberwachung von früheren 
-n 23 

Geisteskrankheit des Beamten 
263, 312f. 

Geistige Güter, ihr Schutz 456ff. 
Geistliche 344, 347, 350 
Gelbfieber 437f. 
Geld 206, 216ff. 
Geldentwertung 220ff. 
Geldforderungen, Zwangsvoll-

streckung wegen 322f. 
Geldstrafe und Steuer 372, 380 
Gemeindeanstalten 485, 494ff. 
Gemeindeaufsicht s. Kommu-

nalaufsicht 
Gemeindebeamte 34lf., 347f., 

350 
Gemeindebegehren 68f. 
Gemeindebestimmungsrecht 

434, 451 
Gemeindeentscheid 68f. 
Gemeindegerichte 12 
Gemeindekammern 506, 5ll 
Gemeindemonopole, Einfüh-

rung von -n durch PoIVO. 
407, 423f., 496 

Gemeinden mit einfacher Wil­
lensbildung 70, zweifacher 
W. 70, dreifacher W. 70f. 

-, Verfassung der 56f., 66ff. 
Gemeindeordnungen 56f., 67f. 
Gemeindepolizei 406, 410 
Gemeinderat 63, 68 
Gemeinderatsverfassung 70 
Gemeindesteuern 382 
Gemeindeverbindungen 72f. 
Gemeindeverfassung 56f., 66ff. 
Gemeindeversammlung 67 
Gemeindevertretung 66f., 68ff. 
Gemeindewege 489 

Gemeindezeit,schriften 57 
Gemeingebrauch 484, 492f. 
Gemeinschaftsschule 487, 504 
Gemischtes System der ver-

waltungsgerichtlichen Zu­
ständigkeitsregelung 302 

Gendarmerie s. Landjägerei 
Genehmigung als Mittel der 

Kommunalaufsicht 515 
- im Sinne von Erlaubnis 247; 

s. a. Baugenehmigung 
Genehmigungen, polizeiliche -

als zweiseitige Verwaltungs­
akte 242 

Genehmigungspflicht gewisser 
gewer blicher Anlagen 477 

- gewisser gewerblicher Be­
tätigungen 477f. 

Generalklausel für die verwal­
tungsgerichtliche Zustän­
digkeit 91, 303 

Genossenschaften mit Beitritts­
zwang 175f.; s. a. Zwangs­
mitgliedschaft 

Genossenschafts bcamtc17 5,344 
Genossenschaftstheorie 147 
Geräusche 127, 207, 398, 407 

418f., 422 
Gerechtigkeit und freies Er­

messen 32 
- und Zweckmäßigkeit 27 f. 
Gerichtsassessoren als Regie­

rungsassessoren 279 
Gerichtsbarkeit, freiwillige 11, 

38 
Gerichtshöfe zur Entscheidung 

vonKom petenzkonflikten53 
Gerichtsvollzieher 322 
- und Standesbeamter 178 
Gerüche 127, 407 
Gesamtgemeinden, württ. 72 
Gesamtrechtsnachfolge 184, 

201 
Geschäftsfähigkeit s. Alter~­

stufen 
Geschäftsführung ohne Auf­

trag 49, 231 
Geschenke an Beamte 358 
Geschichte des Verwaltungs­

rechts 75ff. 
Geschicklichkeitsspiel 127. 

453f. 
Geschlecht, Verschiedenheit 

des -s 156 
Geschlechtskrankheiten, Bc­

kämllfung der 151, 434, 
438; s. a. Prostitution 

Geschlechtsverkehr, unehe-
licher 452 

Geschosse s. Schießübung('n 
Geschworener 348 
Gesellen 478 
Gesellenausschuß 170f. 
Gesellenprüfung 478 
Gesellschaft als Rechtsbildne· 

rin 126ff. 



Gesellschaft, geschlossene 434, 
451 

Gesetz 112ff. 
-, Eigenschaften des --es 

114ff. 
- und Verordnung 109 
Gesetzblätter 129 
Gesetze, Arten der 112f. 
- im nur formellen Sinne 8 
Gesetzesanwendung 140ff. 
Gesetzesauslegung, Freiheit bei 
. der 29 
- keine Rechtsschöpfung 10, 

146 
S. a. Interpretation 

Gesetzeskraft 114 
Gesetzesmaterialien 141 
Gesetzesumgehung 109f., 143 
Gesetzmäßigkeit der Verwal-

tung 6, 83 f., 115 
Gesetzsammlungen 128 ff. 
Gesetzwidrigkeit als Wider­

rufsgrund 273 
Gesichtspunkt, Wahl eines be­

stimmten -s durch die 
Polizei 429 f. 

Gesichtspunkte. Berücksichti­
gungunsachlicher36f.,431f. 

-, Nichtberücksichtigung be­
rücksichtigungswerter 37 

Gestaltungsakte 245, 246 ff. 
Gestaltungsurteil, bejahendes 

291, verneinendes 290f. 
Gestattung 247" 
Gesundheitspolizei 432,437ff. 
Getreideausfuhrverbot 79 
Gewalt, Anwendung von 20, 

326ff. 
-, öffentliche - als Voraus­

setzung der Amtshaftung 
22, 311f. 

-, vollziehende 6f., 13 
S. a. Werkzeug 

Gewalten, eingewickelte 142 
Gewaltentrennung 1, 6ff. 
Gewalthaber als Adressat des 

Polizeibefehls 426f. 
-, Mehrzahl von -n 426 f. 
Gewaltverhältnis, besonderes 

- und Gewerbefreiheit 476, 
Preßfreiheit 467, Vereins­
und Versammlungsfreiheit 
471 

Gewaltverhältnisse, besondere 
115, 194f., 329, 334 

Gewässer 483f., 488f. 
Gewerbe 474f. 
Gewerbeberechtigungen, aus-

schließliche 473 
Gewerbebetrieb im Umher-

ziehen 480f. 
-, Nachfolge in einen 201 
-. stehender 476ff. 
-, Untersagung eines -s aus 

Gründen des Gemeinwohls 
394 

Sachverzeichnis. 

Gewerbeerlaubnis und subjek­
tives Recht 179, 197 

Gewerbdreiheit 475f. 
- der vor 1869 Geborenen 

182 
Gewerbegenehmigung s. Ge-

werb,~erlaubnis 
Gewerbepolizei 436, 473ff. 
Gewicht und Maß 206 
Gewohnheitsrecht, abgeleitetes 

126 
- als Hechtsquelle für Na-

turalleistungen 402 
-, ursprüngliches 1I6f. 
Gift 433. 441f. 
Glatteis 403 
Gleichheit im Polizeirecht 407, 

429f. 
- vor dem Gesetz 147, 154ff., 

293, 430 
Gleichmäßigkeit der öffent-

lichen Abgaben 147, 373 
Gliederung des Buches 107f. 
Glückspid 127, 453f. 
Gnadenvierteljahr 368 
GNEIST, :&UDOLF VON 58, 87, 

293 
Golddeck llng 220 
Goldkernwährung 220 
Goldwährung 216f., 220 
Grabreden s. Laiengrabreden 
Grabstein. Feststellungsklage 

über Aufstellung eines -s 
180 

Grade, akldemische 160 
Grenzen der Polizeigewalt 

405f., 412ff. 
-, die belden - der Polizei­

gewalt 416ff. 
-, objektive - der Rechts­

kraft 299 f. 
-, subjekl;ive - der Rechts­

kraft 300 
S. a. Amtssprengel, Landes­
grenze 

Grenzsteine 213 
Grund, wiohtiger 30 
Grundgehalt 367 
Grundlagen der Polizeigewalt 

412 
Grundnorm 1128 

Grundrechl.e 179 
-, Freiheit, des Fiskus von 

den Schranken der 24f. 
-, Richtung der 195 
-, Stufen d.er 193ff. 
- und Be.lmtenrecht 341f., 

358,467, 471, 476 
- und Pollzeigewalt 195, 413 

S. a. Gewaltverhältnis, be­
sondereE 

Grundschuldtyp der Straßen­
kostenbdträge 186 ff. 

Grundschul.~ 486, 499 
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Grundschulpflicht und Aus­
länder 161 

Grundstücksspekulationen der 
Gememde 26 

Grundstückssperrgesetz 242, 
265, 320 

Grundstücksvermessung 213 
Gültigkeit, außergewöhnliche 

258 
- von Verwaltungsakten 20, 

236f., 252ff., 259 
Gutsbezirke, selbständige 67 
Gutsvorsteher 349 

Habilitation 346 
-, Klage wegen Zurückwei-

sung von der 303 
Häfen 488 
Hafen, Kieler 484 
Hafengesetz, hamburgisches 

399,488B 

Hafenmeister 22, 255 
Haft s. Ersatzhaftstrafe. 

Schutzhaft 
Haftung für fremde Strafe 338 
-, strafrechtliche - des Be­

amten 31af. 
S. a. Eigentum und Polizei, 
Hausherr 

Haftungen im Steuerrecht 383 
Halsbänder der Hunde 446 
Hamburg, Behördenordnung, in 

56, 65f., 75 
-, Denkmalliste in 399, 459 
-, private Gesetzsammlungen 

für 131 
-, Regelung des Gesundheits­

und Wohnungswesens in 
437, 444 

-, Schrifttum 103f., 131 
-, Selbstverwaltung in 582 

-, Staat und Stadtgemeinde 
67 

-, Unabhängigkeit auch des 
(unteren) Verwaltungsge­
richts in 89 

-, ungüitige Regelung der 
Entsch. ü. Zulässigkeit des 
Rechtswegs in 5245 

-, Verfassung der Verwal­
tungsgerichte in 88ff. 

-, Zuständigkeit der Verwal­
tungsgerichte für alle Strei­
tigkeiten des öff. Rechts in 
44, 303 
S. a. Feststellungsklage, Ge­
meindeverfassung, Hafen­
gesetz, Hansestädte, Kauf­
mann 

Hand- und Spanndienste 402, 
404 

Handbücher 97f., 102; s. a. 
Staatshandbüchet 

Handel und Handwerk 172 
Handelshochschulen 487, 503 
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Handelskammer 147f., 172f. 
- als Dienstherrin 173, 344 
Handelsrichter 348f. 
Handelsschule, private 280 
Handfeuerwaffen 432, 440 
Handhabung, gleichmäßige -

des Ermessens als Schranke 
der Polizeigewalt 429f. 

-, irrige - eines Gesetzes 118, 
138f. 

Handlungen des einzelnen 
228ff. 

-, rechtlich gleichgültige 228 
-, unerlaubte 232 
-, unerlaubte - des Staats 

234; s. a. Amtshaftung, 
Verhinderung, Werkzeug 

Handlungsreisender 479 
Handwerk 478 
- und Handel 172 
Handwerks- und Gewerbekam-

mertag, Deutscher 172 
Handwerkskammer 147, 171f. 
- als Dienstherrin 344 
Handwerks-Novelle 172 
Handwerksrolle 171 
Hannover, Landesdirektorium 

in 74 
-, Ortspolizei in 62 

S. a. Gemeindeverfassung 
Hansestädte, Justizstaat in den 

-n 16, 44, 86; s. a. Bremen, 
. Hamburg, Lübeck 

HARDENBERG 473f. 
Härteparagraphen 32, 384 
Häufbarkeit von echter Strafe 

und Zwangsstrafe 325f.; s. 
a. Strafenhäufung 

Hauptlandstraßen 489 
Hauptzollamt 60 
Hausfrieden 207f., 327f. 
Haushaltsplan, Gesetz über den 

125, 37lf. 
Haushaltsüberschreitung 333 
Hausherr, Haftung des -n 

426 
Hauskollekten 435, 460 
Hausnummern 213 
Hausrecht, Anstaltsgewalt als 

497 
Hausunrat 439 
Haverei, große 396 
Hebamme 434, 450 
Heide, Lüneburger 191 
Heilbarkeit von Verwaltungs-

akten 254f. 
Heilmittel, kleinere 30 
Heilquellen, Pyrmonter 139 
Heilverfahren 524 
Heilwesen, Regelung des --s 

434, 448ff. 
Heimatschein 238, 251 
Heimatschutz 435, 457ff. 
Heimatwesen s. Bundesamt 
Heiratsregister 149f. 
Helgoland 61, 74 

Sachverzeichnis. 

HELLFELD, Fall 77 
Hellseher 436, 476 
Herrschaft der Verwaltungs­

rechtssätze, räumliche 
136ff., zeitliche 132f. 

Hessen, Behördenordnung in 
56, 64f., 74f. 

-, private Gesetzsammlung 
für 131 

-, Schrifttum 96, 103f. 
-, Uberprüfbarkeit der Wäh-

lerliste in 239 
-, Verfassung der Verwal­

tungsgerichte in 87ff. 
-, Verwaltungsgerichtsbarkeit 

bei Enteignungen in 39p3, 
bei Zwangsvel'setzungen in 
den Ruhestand in 356 

-, Vorbildlichkeit des hess. 
Denkmalschutzgesetzes 458 
S. a. Gemeindeverfassung 

Hessen-Nassau, Bezirksverbän­
de in 74 

-, Ortspolizei in 62 
S. a. Gemeindeverfassung 

Hilfsbedürftiger, kein Recht 
des -n auf Unterstützung 
191, 518 

Hilfsbedürftigkeit 518f. 
Hilfsdienst, vaterländischer 

399 
Hilfstätigkeiten, verfassungs­

rechtliche 41 
Himmel, Versammlungen un­

ter freiem 470f. 
Hinterbliebenenrenten in der 

Sozialversicherung 523f. 
Hinter blie benenversorgung, 

beamtenrechtliche 368 
Hinterlegungswesen 485, 496 
Hinterziehung 337f., 377 
Hochschulen, Landwirtschaft-

liche und Technische 503 
Hochschullehrer, Entpflichtung 

der 368 
Hochspannungsleitungen 440 
Höchstpersönlichkeit des öf­

fentlichen Dienstes 345 
- von Pflichten 184, von 

Rechten 200 
Hochwassergefahr 440 
Hochzeitsgesellschaften 470 
Hockersteuer 33538 
Höflichkeitsvorschriften 127 
Hoheitliche Befugnisse als Be-

amteneigenschaft begrün­
dend 22, 255f., 343 

- Verwaltung 20ff. 
Hoheitsrechte, landesherrliche 

77ff. 
Höhenmessung 215 
Hohenzollern 62, 74; s. a. Ge­

meindeverfassung 
D'HoNDTsches Verhältniswahl­

verfahren 224 

Horde 30, 223; s. a. Zigeuner 
Hufschmiede 477 
Hunde 407, 446 
Hundefänger 508 
Hüte, Abnehmen der - im 

Theater 422 
Hygiene 127 
Hypnose 421 

Ideale Güter, ihr Schutz 456ft. 
Idealkonkurrenz bei Steuer-

delikten 338 
Identität 225 
Idioten, Fürsorge für 518; s. a. 

Irrenwesen ~ 
Impfgesetz 432, 438 
implied powers 142 
Individualgesetz s. Einzelge-

setz 
Industrie- und Handelskammer 

s. Handelskammer 
Industrie- und Handelstag in 

Berlin 173 
Industriebelastung 381, 399 
Inflation 220ff. 
Inländer und Ausländer 16lf., 

462ff. 
Innung 147, 170f. 
Innungsausschuß 171 
Innungsverband 171 
Interesse, öffentliches 31 f. 
-, Schutz des öffentlichen -8 

durch die Polizei 418ff . 
Interessen, berechtigte 30 
-, Berücksichtigung außerhalb 

des Landes liegender 139 
Interessenabwägung 141 
Interessentschaften 176 
Internationales Verwaltungs-

recht 107 
Interpretation, authentische 10, 

134, 294; s. a. Gesetzes­
auslegung, Rechtssatzwil'­
kung 

Invalidenrente 524 
Invalidenversicherung 520ff.; 

s. a. Landesversicherungs­
anstalten 

Invalidität 524 
Inzidentpunkte 5lf. 
Irreführung des Publikums420 
Irrenanstalt 450 
Irrendürfen des Staats 20 
Irrenwesen 432, 439; s. a. 

Geisteskrank -
Irrtum bei Handhabung eines 

Gesetzes 118, 138f. 
S. a. Fehlerhafte Staats­
akte, Verwaltungsakte 

Italien, beliehene öffentliche 
Unternehmer in 508 

-, Verwaltungsrechtswissen­
schaft in 106 f. 

Iura quaesita s. Rechte, wohl­
erworbene 

Ins eminens 78f. 



Jagdaufseher 320f., 344 
Jagdbezirk, gemeinsamer 143, 

446 
Jagdgenossenscbaft 176, 446 f. 
Jagdhund 228 
Jagdrecht 433, 446f. 
- auf Reichswasserstraßen 

484 
-, Gesetzesumgehung im 143 
Jagdschein 447 
Jagow, Fall 342, 354 
Jahreszeiten 207f. 
Jahrmarkt 481 
Juden 155; s. a. Antisemitis­

mus, Borkumlied 
Jugend, ärztliche überwachung 

der 437 
-, Bewahrung der - vor 

Schund und Schmutz 435, 
466 

-, Schutz der - bei Lustbar-
keiten 454f. 

Jugendrecbt 43 
Jugendwohlfahrt 487, 505 
Jura s. Iura 
Juristen in der Verwaltung 

278 
J uristiscbe Person, Strafbar­

keit einer solcben 338 
- Personen 147f., 163ff., des 

öff. Rechts 164ff., 168ff., 
des Privatrecbts 166f. 
S. a. Landesgrenze 

Jus s. Ius 
Justiz 1Of. 
-, Beziehungen zwischen 

und Verwaltung 14ff. 
-, Freiheit und Gebundenheit 

in der 37f. 
Justizkosten keine Fürsorge­

kosten 517 
Justizlasten 400 
Justizminister, Dienstbefehle 

des -s 15 
Justizrecht 42 
Justizsachen 79 
Justizstaat, älterer 76ff., neue­

rer 16, 85ff. 
- im Preßrecht 468f. 

S. a. Schutz des Straf­
richters 

Justizverwaltung 1Of. 

Kabellegung 22 
Kadaverbeseitigung 413, 439, 

445 
Kaffeewirtscbaft 118 
Kabnfahren 492 
Kaiser-Wilhelm-Kanal 311f., 

377 
Kalender 125, 206 
Kaliwirtscbaft, Verkaufspreise 

in der 436, 482 
Kalorie 216 
Kaltstellung des Beamten 198, 

354 

Sa,)bverzeichnis. 

Kämmereivermögen 483 
Kammergericht als Revisions­

gerich'; in Polizeistrafsachen 
337 

Kammergerichtsräte im Müller­
ARNOJ.D-Prozeß 8lf. 

Kann-Vol:schriften 32 
Kantone, schweizerische 7f., 

105 
Kaperbri'3f 506 
Kapp-Putsch 118, 33021 

Kartei 9i~ 
Kartell 167 
Kartellg€ficht 90, 167 
Kartenallfnahme 213 
Kartoffelkrankbeiten 444 
Kassatio1.sinstanz, das OVG. 

als 307 
Kassenarzt 148 
Kaufmann, Versammlung eines 

Ehrb.1fen -s 172 
KegelveI bot 431 
KilograDlm 215 
Kilokalorie 216 ' 
Kilometersteine 215 
Kilowatt,stunde 216 
Kinder, Erstreckung der Ein­

bürgorung auf 138f. 
Kinders<:hutzgesetz 207, 459 
Kinderz1l1age in der Unfall­

versi'jherung 523 
Kinderzllschlag im Beamten­

recht 367 
Kinderz lschüsse in der Invali­

den- und Angestelltenver­
sicherung 524 

Kino s. Lichtspielrecht 
Kirche ds Körperschaft d. öff. 

Red.ts 165 
- und Schule 487, 503f. 
Kirchenbeamte 344, 347, 350 
Kirchenbund, Deutscher Evan-

gelis,)her 168 
Kirchenrecht 42 
Kirchensteuern 382 
Kirchspiellandgemeinden 72 
Kläger im Verwaltungsstreit-

verfahren 295 
Klagewi.derruf 233, 30 I 
Klagezustellung 301 
Kleinbahnkonzession, Klage 

auf Rücknahme einer 293, 
304, 510 

Kleinbahnrecht 506, 509ff. 
Kleinhandelskammer 173 
KleinkaHberwaffen 461 
Kleinretltner 517 
Klinkerplatten 33388 

Knapp,chaftsrecht s. Reichs-
kna ppschaftsrecht 

Kodifikationen 92 
Kohlenbergbaurecht, staat­

liches 385 
Kohlen wirtschaft, Verkaufs­

preise in der 436, 482 
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Kollegialität als Rechtsschutz­
einrichtung 279 

- in der Behördenordnung 58 
Kollegium, gesetzwidrig zu­

sammengesetztes 264 
Kollekten 435, 460 
Kollision mehrerer Pflichten 

257f. 
- staatlicher und privater In­

teressen 318f.; s. a. Entschä­
digung, öffentlichrechtliche 

- zwischen mehreren Staats-
verwaltungen 148, 177f. 

Kolonialgesellschaften 507 
Kommandogewalt 55 
Kommentare 102 
Kommerzienrat, bayerischer 

139 
KomInissar des öffentlichen 

Interesses 296 
-, Verwaltung einer Gemeinde 

durch einen 516 
Kommunalabgaben 369 
Kommunalabgabengesetz als 

Quelle des Rechts der öff. 
Gebühr 369, 375 

- § 9 (Wortlaut) 378 
S. a. Hand- und Spann­
dienste, Steuern 

Kommunalaufsicht 506, 513ff. 
Kommunalbanken 486 
Kommunalbeamte 341, 347f., 

350, 516 
Kommunallandtage in Hessen­

Nassau und Hohenzollern 74 
Kommunalverband, Wesen 

eines -s 176f. 
Kommunalverbände, höhere 

73ff. 
Kommunalverfassung 56 f., 

66ff. 
Kompetenzkonflikt 15, 39, 

53ff. 
-, negativer 54, positiver 54 
Konflikt, Erhebung des -s 

314ff. 
Konkordat 244 
Konkubinat 452 
Konkurrenzklausel 476 
Konsuln, Polizei der 406 
Konterbande 337 
Kontingent (Beteiligungsziffer ) 

436 
Konversion 255f. 
Konzession 247f. 
- öffentlicher Unternehmun­

gen 507ff. 
- von Nutzungsrecbten 493 
Körordnungen 151, 418, 433, 

446 
Körper, der menschliche - als 

Gegenstand polizeilichen 
Schutzes 432, 437ff. 

Körperschaft 163f. 
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Körperschaft des öffentlichen 
Rechts 164ff., 170ff. 

Körperschaftsbeamte 347 
Körung s. Körordnungen 
Kosten, Bedeutung des Wortes 

374 
- des Verwaltungsstreitver­

fahrens 308 
S. a. Erstattungsansprüche 

Kraftfahrlinien 506, 509 
Kraftfahrverkehr 432, 440 f.; s. 

a. Droschken-
Kraftwagen, Brückengeld für 

143 
Krankenanstalt, private 226, 

450; s. a. Anstalt 
Krankenbehandlung 523 
Krankenhausbetrieb des appro-

bierten Arztes 226 f. 
KrankenhiHe 522f. 
Krankenkassen 174f., 521 
Krankenversicherung 520ff. 
Krankheiten, Bekämpfung der 

432, 437ff.; s. a. Ge­
schlechtskrankheiten 

Kreditanstalten, öffentliche 
486; s. a. Reichsbank 

Kreisamt, hess. 64, thür. 64 
Kreisausschuß, anh. 75, bay. 

74, braunschw. 75, brem. 
75, hess. 74, pr. 61, 73, 89, 
sächs. 63, schaumb.-lipp. 75 

Kreisbürodirektor 159 
Kreisdirektion, anh. 65f., 

braunschw. 65 
Kreisdirektor, anh. 75; braun-

schw. 75, hess. 74f. 
Kreishauptmannschaft 63 
Kreispolizei 410 
Kreisrat, bad. 74, thür. 74 
Kreisregierung, bay. 62 
Kreissäge, Geräuscheiner418f., 

422106 

Kreistag, anh. 75, bay. 74, 
braunschw. 75, brem. 75, 
hess. 74, pr. 73, schaumb.­
lipp. 75 

Kreisversammlung, bad. 74 
Kreisverwaltungsgerichte 88f. 
Kreiswege 489 
Kreuzbergentscheidung 408 
Kreuzotter 21 
Kriegsbeschädigte 517 
Kriegsenteignung 387, 394 
Kriegshinterbliebene 341, 368, 

517 
Kriegsleistungsgesetz 399 f. 
Kriminalpolizei 409 
Kriminalschutzmann, Bezeich-

nung als pensionierter 182 
Krisenunterstützung 525 
Krüppelfürsorge 506, 517f. 
Kühlraum, warmer 376 
Kulturkampf 148 
Kündigungsbeamte 342, 356 

Sachverzeichnis. 

Kunst, Freiheit der 195, 360, 
487, 503 

-, höheres Interesse der 459f. 
Kunstschutz 435, 457ff. 
Kupfermünzen 217 
Kurator der Universität 503 
Kurhessen, Rechtsstaat in 86 
Kurort 126 
Kurpfuscher 227, 434, 449 
Kurtaxe 116f., 370, 379 

LABAND 96, 98 
Ladenschluß 226, 479 
Laien, Zuziehung von - als 

Rechtsschutzeinrichtung 
279 

Laiengrabreden 413, 436, 470 
Landbürgermeisterei in Birken­

feld 64 f., 75, im Rheinland 
73; s. a. Bürgermeisterei 

Landdrostei 64 
Landesabgabenordnungen 382 
Landesangehörigkeit bei derAn-

stellung im Staatsdienst351 
Landesarbeitsamt 526 
Landesausschüsse in Hessen­

Nassau und Hohenzollern 
74, in Old.-Lübeck u. Old.­
Birkenfeld 75 

Landesbehörden der inneren 
Verwaltung 60ff. 

Landesdirektor in Branden-
burg 74 

Landesdirektorium 74 
Landesfinanzamt 60, 384 
-, Beschwerde ans - bei 

Steuerstrafen 338 
Landesfürsorgeverbände 518f. 
Landesgrenze, Stellung juristi­

scher Personen außerhalb 
der 177 

- und Staatsgewalt 137, 267, 
414f. 

Landeshauptmann 74 
Landeskanon 79f. 
Landeskommissär 63 
Landeskommunalverband in 

Hohenzollern 74 
Landespolizei 410 
- als Benennung der Schutz­

polizei 409 
Landesräte 74 
Landesrecht und Reichsrecht 

111 
Landesschulkasse 486, 501 
Landesverbände, old. 75 
Landesvermessung 213 
Landesversicherungsamt 525 
Landesversicherungsanstalten 

168f., 521 
Landesverwaltungsgerichte 

88ff. 
Landesverwaltungsgesetz 

§§ 127, 128 (Wortlaut) 304f., 
§ 132 (Wortlaut) 323, 326 

Landesverwaltungsordnung, 
thüringische 92; s. a. Thü­
ringen 

Landesverweisung 162, 435, 
462ff. 

Landfahrer464f.; s. a. Zigeuner 
Landfrieden 77 
Landgemeinden 68 
Landgemeindeordnungen 56 f., 

671. 
Landgemeindetage 73 
Landgemeindeverband, lüb. 75 
Landhausierer 480 
Landherr 66, 75 
Landjägerei 228, 409 
Landkreise 73ff. 
Landkreistage 73 
Landlieferungsverbände 176 
Landrat, bad. 63, lipp. 65, 

meckl.-str. 65, 75, pr. 61, 73, 
schaumb.-lipp. 65, 75, thür. 
64, 74, württ. 63 

Landrecht, Allgemeines 82 f. ; 
s. a. ALR. 

Landwirtschaftskammer 173 
Landwirtschaftskammerbeiträ­

ge, Einziehung der - durch 
die Gemeinde 50 

Landwirtschaftspolizei 121, 
433, 444ff. 

Lärm 127,207, 398,407, 418f., 
422 

Lasten, gemeine 403 
-, öffentliche 399ff. 
Laterne, Umfahren einer 48, 

333 
Lauenburg 74 
Lebensmittelpolizei 329, 434, 

447f., 477 
Legalitätsprinzip 325, 335 f.. 

397 
Legitimationskarte 479 
Legitimationsschein 479 
Lehrbücher 96ff. 
Lehrer, Beamtencharakter der 

340 
Lehrerbildung 499f. 
Lehrerseminar 499 f. 
Lehrlinge 478 
Leibesübungen 21, 437 
Leiche, Ausstellen einer - im 

Schaufenster 128 
Leichenablieferung 152 
Leichenbegängnisse 470; s. a. 

Laiengrabreden 
Leichenbestattungsanstalt, 

Ausschließung der Leute 
einer - vom Friedhof 24; 
s. a. Gemeindemonopole 

Leichenpolizei 432, 439 
Leinpfad 388, 397 
Leistung und Gegenleistung im 

Gebührenrecht 375 
Leistungsurteil 290 
Leitungsdrähte, gegenseitige 

Störung elekt.rischer 427; s. 



a. Oberleitungsdrähte, Tele· 
graphenwegegesetz 

Lepra 437f. 
Lex ADICKES 394 
lex imperfecta 232 
Lichtspielrecht 434, 455f. 
Lichtspielvorführungen,Schutz 

der - vor Unfällen 432, 
440 

Lippe, Behördenordnung in 56, 
65, 75 

-, Nachahmung der parlamen­
tarischen Regierung im Ge­
meinderecht in 72 

-, Schrifttum 56f, 104 
-, Spielplatzgesetz in 437 
- Strafbarkeit der Wahl-

pflichtverletzung in 335 
-, Verfassung der Verwal­

tungsgerichte in 87ff. 
S. a. Gemeindeverfassung 

Liter 214 
Lizentiat 160 
LOCKE, J OHN 6 
Logik 141 
Loskaufverträgc 25 
Lotse 477; s. a. Zwangslotse 
Lotterie 434, 454 
Löwenbändiger 419f. 
Lübeck, Badeabgabe in 37857 

-, Behördenordnung 56, 65f., 
75 

-, DenkmalIiste in 396 
-, Hafenordnung in 460119, 

4882 

-, private Gesetzsammlung 
für 132 

-, Schrifttum 96, 104 
-, Verfassung des Verwal-

tungsgerichts 88, 90 
S. a. Gemeindeverfassung, 
Hansestädte 

Lücken im Verwaltungsrecht 
109,145f. 

Luft 483f., 488 
Luftverkehr 432, 441 
Lüneburger Heide 191 
Lustbarkeit 459f. 
-, Schutz der Jugend bei --en 

421, 454f. 
Luxussteuer für Ehrendiplom 

345 

llIachtentziehung 247f. 
Machtspruch 82 
Machtüberschreitung 265ff. 
- beim Polizeibefehl 413ff., 

bei der Polizeierlaubnis 425 
Machtverleihung 248 
Mädchenname der Frau 282 
Magister 160 
Magistrat, Wahl des -s 69 ; 

s. a. Bestätigung 
.Magistratsverfassung 69 
MalWifizenz 159 
l\falinung, behördliche 22 

Sachverzeichnis. 

Margar.ine 448 
Marinej;ahlmeister 222 
Mark gleich Mark 146, 220 
MarktfIieden 473 
Marktordnung 481 
Marktverkehr 48lf. 
Marktzwang 481 f. 
Maskeraden 210 
Maß und Gewicht 206, 213ff. 
Maßbes1.immung, parteiische 

293 
Maßeinbeiten, elektrische 215f. 
Maßstab im Gebührenrecht 

375f. 
Materialien der Gesetze 141 
Mauer, I,aufällige 423 
MaulwUIf 444, 458 
MAYER, OTTO 98ff. 
Mecklenhurg-Schwerin, Behör-

denordnung in 56,64,75 
-, private Gesetzsammlungen 

für Ul 
-, Untel'werfungsverfahren in 

33588 

-, Verfa:lsung der Verwal­
tungsgerichte in 88ff. 

-, Zeitschrift für 103 
S. a. Gemeindeverfassung 

Mecklenburg-Strelitz, Behör­
denordnung in 56, 65,75 

-, VerfaEsung der Verwal­
tungsf:erichte in 88ff. 

-, verwaJ tungsgerichtliche 
Feststellungsklage in 289 

-, Zeitschrift für 103 
S. a. Gemeindeverfassung 

Medizinalpolizei 432ff., 448ff. 
Meeresstrand 484, 488, 490 
Meinungsäußerung, behörd-

liche 22 
Meinungsfreiheit 435, 465, 467 
- des Beamten 342, 358, 467 
Meisterprüfung 478 
Meistertitel 159, 478 
Meldepflicht der Standesämter 

150 
Meldewesen 435, 464 
Mensch a1> Gegenstand der 

Polizeig3setzgebung 436f. 
-, der - im Verwaltungsrecht 

148ff., 
Messe, Leipziger 436, 481 
Metalle, Handel mit edlen 

und unedlen -n 478 
Meter 213f. 
Mieteiniguni~sämter, Akte un­

zuständiger 266 
Milch 448 
Milchuntersnchung, Veröffent­

lichung des Ergebnisses 
einer 23 

Militär und Aufruhr 473 
- und Polh;ei 148 
-, Waffengebrauch des -s 

320f., 328f. 
S. a. Verforgung-
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Militärgut 371, 395 
Militärlasten 400, 405 
Militärperson, Hausfrieden der 

von einer - bewohnten 
Wohnung 328 

Mineralöle 432, 440; s. a. Erdöl 
Minister, Ruhegehalt der 355 
Ministerialblätter 129f. 
Mißbilligung 23 
Mißbrauch s. Ermessensmiß· 

brauch 
Mißtrauensvotum im Gemein­

derecht 72; s. a. Vertrauens­
votum 

Mittel und Zweck 34 
-, unzulässige - bei Polizei-

befehlen 414ff. 
Mittelschulen 486, 499 
Mitverursacher 428 
Mitwirkungsrechte 195, 198 
Möglichkeit im Sinne von Zu-

mutbarkeit 127 
- einesVerwaltungsrechts40f. 
Monopol 385f., 395, 495f.; s. a. 

Gemeindemonopole 
MONTESQUIEU 6f., 40 
Moorschutz 458 
Morgen (Flächenmaß) 215 
Mückenbrut, Tötung der 375 
Mückenplage 432, 439 
Müllabfuhr 439; s. a. Gemein-

demonopole 
Müllabfuhrgcbühren 375 
Müller ARNOLD 80ff. 
Müller von Sanssouci 80 
Mündlichkeit bei Verwaltungs-

akten 261, im Verwaltungs­
streitverfahren 301 

Munition 435, 461 
Münzgesetz 216ff. 
Münzhoheit 218 
Münzregal 218 
Museen, öffentliche 485 
Musikaufführungen 459 
Musikunterricht 487, 504f. 
Musterbauordnung 192, 442 

Nachbar, Stellung des -n im 
Baupolizeirecht 179, 19lf. 

Nachbarland, Stellung der jur. 
Personen im 177 

Nachbarrecht, völkerrecht­
liches 139 f. 

Nachbildung der ordentlichen 
Rechtspflege in der Ver­
waltungsrechtspflege 288f. 

Nachfolge in öff. Pflichten 
184ff., Rechte 200ff. 

Nacht, Hausfrieden in der 207, 
327f.; s. a. Geräusche 

Nachträgliche Umstände als 
Widerrufsgrund 274f. 

- Verwaltungsrechtspflege 
304f. 

Nachtruhe 127, 207; s. a. Ge­
räusche 
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Nachtwachdienst als öffent­
liche Last 403 

Nacktbaden 128, 450 
Nähe, räumliche - des Polizei­

beamten 249 
Nahrungsmittelpolizei 434, 

447f. 
Name, Feststellung des be-

strittenen -ns 153f. 
Namensänderung 153 
Namensgebung 153 
Namensrecht 146f., 152ff. 
Natur der Sache 146 
Naturalleistungen 399ff. 
Naturalleistungsgesetz 399 
Naturkräfte, gefährliche 428148, 

440 
Naturschutz 434f., 458 
ne bis in idem 325, 336 
Nebenamt 342, 358 
Nebenbeschäftigung 342, 358 
Nebenbestimmungen 25lf. 
Nebenintervention 300 
Nebenlandstraßen 489 
Nebenpunkte, fremdrechtliche 

5lf. 
Nebenwege 489 
Negative Beschlüsse 246, 516 
Neger 155 
Nervenklinik 309 
Neubau 225 
Neuvorpommern 61, 67, 72 
Nichtbeanstandung 246 
Nichtberücksichtigung berück-

sichtigungswerter Gesichts­
punkte 37 

Nichtgebrauch, Erlöschen einer 
Gewerbegenehmigung durch 
479 

Nichtigkeit252f.; s.a. Unwirk­
samkeit 

Nichtrückwirkung des Wider­
rufs 277 

Nichtschuld, Erfüllung einer 
48, 230f., 234 

Nickelmünzen 218 
Niederlage, öffentliche 384 
Noch-Nicht-Wirksamsein eines 

Verwaltungsakts 252 
Notensteuer 220 
Notgesetz 451, 454 
Nothilfepflicht 399, 401, 404f. 
Notstand, polizeilicher 330, 

429 
-,Prüfbarkeit der Frage des 

-s 33f., 258 
Notstandsakte 258 
Notverordnung 34, 114 
Notwehr der Verwaltung 321, 

329f. 
Notwendigkeit und Zweckmä­

ßigkeit 31, 32f., 422 
Nutzer, Rechte des -s einer 

öffentlichen Anstalt 496f. 
Nutzgüter, Polizei der 444ff. 

Sachverzeichnis. 

Nutzung öffentlicher Sachen 
488 

Nutzungsrechte, besondere -
an öffentlichen Sachen 
484f., 493 

Obdachlose, Unterbringung-r 
387, 396, 429 

Obdachlosigkeit und Räu­
mungsurteil 1, 15f. 

Oberamt 63 
Oberhaupt, Bezeichnungen für 

das - einer Gemeinde 68 
Oberlehrer, s. Studienrat 
Oberleitung s. Leitungsdrähte 
Oberleitungsdrähte, Anbrin-

gung von -n 397; s. a. 
Leitungsdrähte, Te~egra­
phenwegegesetz 

Oberpräsident 61 
Oberprüfstelle für Schund und 

Schmutz 466 
Oberprüfungsstelle für Filme 

456 
Oberschule, deutsche 500 
Oberster Satz aller Rechts-

ordnungen 112 
Oberversicherungsamt 525f. 
Oberverwaltungsgerichte 87ff. 
Objektives Recht als Gegen-

stand des Verwaltungsstreit­
verfahrens 294 

Oblastenbuch 186 
Observanz 117, 126 
- als Rechtsquelle für Na­

turalleistungen 402 
Ofenklappen 419 
Öffentliches Recht und Privat­

recht 39, 43ff. 
Öffentlichkeit, Ersitzung der -

eines Weges 210 
-, Streit über die - eines 

Weges 494 
Öffentlichrechtlichkeit, abge­

leitete 47ff., ursprüngliebe 
47 

Offizialmaxime s. Amtsbetrieb 
Offizier, Verabschiedung eines 

-s auf Grund einer Ver­
leumdung 55 

Ohm 215 
Ohr, Schutz des --es 127, 207, 

398, 407, 418f., 422 
Oldenburg, Behördenordnung 

in 56, 64f., 75 
-, Justizstaat in 86 
-, Pferdezuchtgesetz 446 
-, private Gesetzsammlung 

für 131 
-, Schrifttum 96, 103 
-, Verfassung der Verwal-

tungsgerichte in 88ff. 
S. a. Gemeindeverfassung 

Opportunitätsprinzip 325, 
335f., 361 

Orden 160f. 
Ordnung, öffentliche 128, 

420ff.; s. a. Grenzen der 
Polizeigewalt 

Ordnungspolizei 410 
Ordnungsstrafe 232, 320, 334, 

338; s. a. Ungebühr-, 
Zwangsstrafe 

Ordnungsstrafen des Beamten-
rechts 362f., 516 

Ordnungswidrigkeit 338; s. a. 
Grenzen der Polizeigewalt, 
Ordnung, Strafbarkeit 

Organisationsverordnung 119 
Ortsbild, Schutz des --es 457 
Ortsfürsorgeverbändc 518 
Ortsgesetz 123 
Ortskrankenkasse 174f., 521 
- als Dienstherrin 175, 344 
Ortsnamen 213 
Ortspolizei 61ff., 410 
- als Auftrags-, als Selbst­

verwaltungsangelegenheit 
512 

Ortsstatut 123f. 
Ortsstraße, Duldungspflicht des 

Anliegers einer 397 
Ortsstraßenrecht 483, 489f.; s. 

a. Anlieger, Fluchtlinien­
Ortsüblichkeit 126 
Ortszeit 207 
Österreich, Kodifikationen in 

92 
-, Verwaltungsrechtswissen­

schaft in 104 
-, Verwaltungsstrafrecht in 

32], 334f. 
S. a. Dispensehe 

Papiermark 220; s. a. Mark 
gleich Mark 

Parteieid 301 
Parteien des Verwaltungsstreit-

verfahrens 295f. 
Parteifähigkeit 166f. 
Parteistreitigkeiten 304 
Paßrecht 435, 461f. 
Patent, Inanspruchnahme eines 

-s 318, Zwangslizenz für 
ein 394-f. 

Patenterteilung 236, 242, 248 
Patrimonialgerichtsbarkeit 

507f. 
Paulskirche, Verfassung der -

und Rechtsstaat 86 
Pension s. Ruhegehalt 
Person, Strafbarkeit einer ju­

ristischen 338 
S. a. Freiheit der Person 

Personalabbau 114, 34lf., 354 
- aus politischen Gründen 

3682 

Personalakten 342, 365 
Personalausweis 342, 365 
Personalunion zwischen meh-

reren Gemeinden 72 



Personen, juristische 147f., 
163ff., des öffentlichen 
Rechts 164ff., 168ff., des 
Privatrechts 166f. 
S. a. Mensch 

Personenstandsgesetz 146f., 
148ff. 

PersönIichkeitsrechte 23 
Pest 437f. 
Petition 281 
Petitionsrecht der Beamten 

358 
Petroleum 38589 ; s. it. Mineral-

öle 
Pfändung 322 f. 
Pferd, hinkendes 422 
Pferdezucht 433, 446 
Pflanzenschädlinge 444f.; s. a. 

Schädlingsbekämpfung 
Pflegekinder 505 
Pflichten der Abgeordneten 345 
- der Beamten 357 ff. 
- des Staates 183 
-, öffentliche 182ff. 
Pflichtennachfolge 184ff. 
Pflichtexemplar, polizeiliches 

- nach Preßrecht 468; s. a. 
Freiexemplare 

Pflichtfeuerwehr 402; s. a. 
Feuerwehr 

Pflichtigkeit 182 
Pflichtmäßigkeit 29, 35 
- in Selbstverwaltungsange­

legenheiten 513 
Pflichtübernahme 188f. 
Physikalisch-Technische 

Reichsanstalt 214ff. 
Pistole, ungeschickte Handha­

bung mit einer 312 
Plakat, Entfernung eines -s 

durch einen Polizeibeam­
ten 422 

Plakatwesen 435, 465 
Planfeststellungsverfahren 392 
Plattfuß 312 
Plombierung des Bierdruck-

apparats 329 
Plünderung 312 
Pocken 437f. 
poena latae sententiae 333 
Politiker in der Verwaltung 

279 
Polizei 405ff. 
-, das Wort 407f. 
- der Strafrechtspflege 409 
-, einzelne Zweige der 432ff. 
-, präventive 409, 41228, re-

pressive 409 
- und Militär 148 
-, vorbeugende 409 
Polizeiämter 61ff. 
Polizeibefehl411 ff.; s. a. Adres-

sat, Formvorschriften, Poli­
zeiverfügung, Widerspruch 

Polizeibegriff 407f. 
Polizeidienstpflicht 399, 401 

Sachverzeichnis. 

Polizeidirektionen 63 
Polizeierlavbnis, Besonderhei­

ten der 424f. 
Polizeifähigkeit 157, 426 
Polizeigerichtetheit gewisser 

Grundrechte 195 
Polizeigewelt, Grenzen der 

405f., 412ff. 
-, Grundlagen der 412 
-, Grundr<~chte und 195, 413 
-, Weiterilbertragung der 415 
Polizeihunde, Weglocken der 

420 
Polizeikost<~n 406, 411, 517 
Polizeipräsldien 61ff. 
Polizeirech1; des Landesherrn 78 
Polizeistaa1; 79ff. 
Polizeistrafe 336f. 
Polizeistrafgesetzbücher 84, 

122f., 406, 416 
Polizeistrafverfügung 16, 321, 

334, 33-3 
Polizeistrafverordnungen 121 f. 
Polizeistun:le nach dem Not­

gesetz ~,51 
-, unzulänglicheHerabsetzung 

der 424; s. a. Widerrufs­
vorbehalt 

Polizeiverfiigung, Anfechtung 
einer 2!~, 304f.; s. a. An­
fechtungsklage 

-, Begriffs bestimmung der 411 
-, Sachwidrigkeit von -en 

430f. 
-, Verhältnis der - zur Poli­

zeiverOIdnung 415f. 
-, verpflichtende 412, voll­

ziehend~ 412 
S. a. Verfügung 

Polizeivero rdnung als Rechts­
quelle für Naturalleistungen 
402f. 

-, Anfech1.barkeit einer 25481 

-, Verhältnis der - zur Poli-
zeiverfügung 415f. 

Polizeiverordnungen 119ff. 
Polizeivero rdnungsrecht in 

Preußen 120ff., in Bayern, 
Württemberg, Baden 122, 
in Sachsen 109, in Thürin­
gen u. and. Ländern 123f. 

-, Schrift1.um zum 109, 405f. 
Polizeiverwaltungsgesetz 84, 

119ff., 106 
- § 6 (W«rtlaut) 120 
Polizeiverwaltungszweige, be­

sondere 407 
Polizeiwidrigkeit der Person 

426 
Pontius, Laufen von - zu Pila­

tus 281 
Postbeamt,~ nach der alten 

RV. 347f. 
Postgebühl'en 374 
Postrecht ,185 

Postregal 496 
Postwagen 397 
Potemkin-Film 456 
powers, implied 142 
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Prägung der Münzen 218 
Praktiker als Regierungsasses-

soren 279 
Präventivpolizei 409, 41288 

Präventivpolizeihaft 320; s. a. 
Schutzhaft 

Presse s. Preß-
Presseamt, gemeindliches 21 
Preßfreiheit 467f. 
Preßpolizei 435, 465ff. 
Preußen, Behördenordnung in 

56, 60ff., 73f. 
-, egoistische Handhabungdes 

zwischenstaatlichen Ver­
waltungsrechts in 139f. 

-, Handlungen außerhalb des 
Amtssprengels in 262f. 

-, mittelbare Staatsbeamte in 
173, 344, 348 

-, Polizeiverordnungsrecht. in 
120ff. 

-, private Gesetzsammlungen 
für 130f. 

-, Regelung der örtlichen Zu­
ständigkeit in 414f. 

-, Schrifttum 97, 102ff. 
-, Stellung des Baunachbarn 

in 192 
-, Unüberprüfbarkeit der 

Wählerliste in 239 
-, Verfassung der Verwal­

tungsgerichte in 87ff. 
S. a. Gemeindeverfassung 
sowie die meisten anderen 
Stichwörter 

Priorität 427 
Privatangelegenheiten, Dienst­

befehl in 359, Polizeibefehl 
in 418f. 

Privatbanknoten 219 
Privatdienstvertrag s. Ange­

stellte, Dauerangestellte 
Privatdozent 346, 509 
Privat-Entbindungs-, Irren-, 

Krankenanstalt 450 
Privatforsten 445 
Privatförster 320, 344 
Privat jagdaufseher 320, 344 
Privatkreditlager 384 
Privatperson als Beamter 262 
Privatrecht 42 
'-, Öffentliches Recht und 39, 

43. 
Privatrechtsverhältnisse, Un­

zulässigkeit der Ordnung 
von -n durch die Polizei 
414 

Privatschulen 487, 504f. 
Privat-Transitlager 384 
Privatunterricht 487, 504f. 
privilegia fisci s. Fiskus 
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Professortitel 160 
- des Oberlehrers 180 
Prohibitivabgabe 37214 

Prorektor, Entpflichteter als 
347 

Prostitution 420, 434, 452 
Protokollführer 348 
Provinzialausschuß, hess. 64, 

74, pr. 73 
Provinzialdirektion 64 
Provinzialdirektor 64, 74 
Provinziallandtag 73 
Provinzialrat 61 
Provinzialtag, hess. 74 
Provinzialverband, hess. 73, 

pr. 73 
Provinzialwege 489 
Prozeßfähigkeit 157 
Prozeßleitung 11 
Prozeßrecht 42; s. a. Verwal· 

tungsstreitverfahren 
Prozeßvertretung 296 
Prüfstelle für Schund und 

Schmutz 466 
Prüfung, Anspruch des Be­

schwerdeführers auf 285 
-, richterliche - der Gesetze 

14 
Prüfungsordnung, Inkrafttre-

ten einer neuen 134 
Prüfungsstelle für Filme 456 
Publikum 408, 418 
Pulverfabrik s. Sprengstoff-

fabrik 
Punkte, trigonometrische 213 
PÜTTER 4081 
Pyrmonter Heilquellen 139 

Quellen des Verwaltungsrechts 
109ff. 

Quellenschutz 387, 396 
Quittungskarte 522 

Radio s. Rundfunk 
Radium 398 f. 
Rang des Beamten 364 
Rassenhygiene 151 
Rat der Volksbeauftragten 113, 

117f., 469 
-, Geheimer - in Württem­

berg 86, 100 
- in den meckl.-str. Städten 

65 
Ratschläge der Aufsichtsbehör-

de an die Gemeinde 514 
Ratstitel 159 
Rauchen Halbwüchsiger 421 
Raufboldliste 452 
Raum 213ff. 
Raumbestimmung 213 
Räumliche Herrschaft der Ver-

waltungsrechtssätze 136ff. 
Räumungsklage gegen Zwangs­

mieter 55 
Räumungsurteil und Obdach­

losigkeit 1, 15 f. 

Sachverzeichnis. 

Rayons von Festungen 395 
Reaktionsanspruch 179 
Realapotheke 450 
Realgewerbeberechtigung 202 
Reallastentyp der Straßen-

kostenbeiträge 186ff. 
Reblaus 433, 444 
Rechenfehler 272 f. 
Recht am Amt 198, 352 
- auf übertragung eines Am­

tes 196 
-, kein subjektives - des 

Fürsorgebedürftigen 191, 
518 

-, öffentliches - und Privat­
recht 39, 43ff. 

-, Streit über objektives - im 
Verwaltungsstreitverfahren 
294 

-, subjektives - als Hinde­
rungsgrund für Widerruf 
270 

-, subjektives - als typischer 
Gegenstand der Verwal­
tungsrechtspflege 29M. 

Rechte, Abtretung subjektiver 
öffentlicher 202f. 

- auf Unterlassung 197ff., 
365 

- des Staates 193 
-, subjektive öffentliche 

179f., 190ff. 
-, wohlerworbene - der Be­

amten 198f., 364 
-, wohlerworbene im 

älteren Justizstaat 78ff., 
im Polizeistaat 82 

-, wohlerworbene - und 
Rückwirkung neuer Gesetze 
135 

Rechtmäßigkeit der Amtsaus­
übung 283 

Rechtsanwalt 346 
-, Übernahme von Armen­

sachendurch den 400 
Rechtsauskunftsstelle 23 
Rechts beschwerde als förmliche 

Beschwerde 284, als (württ.) 
Anfechtungsklage 304, als 
Revision 307, 385 

Rechtsetzung 4 
Rechtsfähigkeit, Ersitzung der 

210; s. a. Personen, juri­
stische 

Rechtsfindung, Einhelligkeit 
der 94, 116f1., 140ff. 

Rechtsfrage im Verwaltungs­
streitverfahren 28, 305ff. 

Rechtsgeschäft, der Verwal­
tungsakt als 249f. 

Rechtsgeschäfte des einzelnen 
233 

Rechtskraft, absolute - der 
Urteile 297f. 

- der Strafverfügung und des 
Strafbescheids 336 

Rechtskraft der Verfügungen 
299 

- des Steuerbescheids 384 
- des verwaltungsgericht.li-

ehen Urteils 287f., 297ff. 
-, Grenzender-verwaltung~­

gerichtlicher Urteile 299f. 
-, keine - der Abweisung 

einer Beschwerde 286 
-, keine - der Versagung 28t> 
-, materielle - der Urteile 

297ff. 
-, relative - der Urteile 297f. 
-, sittenwidrige Ausbeutung 

der 319 
-, sogenannte - von Ver­

waltungsakten 271 
Rechtsmittel im Kommunal­

aufsichtsrecht 516 
-, rechtzeitiger Eingang eines 

-s 235, 285 
S. a. Rechtsschutz 

Rechtsmittelbelehrung 256,260 
Rechtsnachfolge 184ff., 2ooff. 
Rechtsordnung, oberster Satz 

aller -en 112 
Rechtspflege s. Justiz, Recht­

sprechung, Verwaltungs­
rechtspflege 

Rechtspolizei 5 
Rechtsprechung 5 
-, schöpferische 10, 145f. 
Rechtsquelle, Begriff der 110 
Rechtsquellen, abgeleitete 

118ff., ursprüngliche 111ff. 
Rechtssatz 4, 110 
-, Vorherrschen des --ilS 84L 
Rechtssatzwirkung, Quellen 

mit abgeleiteter 124ff. 
-, Richterspruch mit 125f.; s. 

a. Interpretation 
-, Tatsachen mit ursprüng­

licher 117f. 
Rechtssatzwirkungen, reichs­

rechtliche 111 
Rechtsschutz durch Verwal­

tungsgerichte 286ff. 
- gegen unzulässige Dienst· 

befehle in Thüringen 364f. 
- gegen Verwaltungszwang 

33lf. 
- im öffentlichen Recht 278ff. 

S. a. Danzig, Schutz des 
Strafrichters, Justizstaat 
(neuerer). Vgl. auch Schluß 
der Paragraphen u. Ab· 
schnitte d. Besonderen Teils 

Rechtsschutzanspruch 196f. 
Rechtssicherheit s. Einhellig-

keit 
Rechtsstaat 83ff. 
Rechtsstaatsidee 76 
Rechtsstreitigkeiten als typi-

scher Gegenstand der Ver· 
waltungsrechtspflege 291ff. 

--, bürgerliche 43f. 



Rechtssubjekte 146ff. 
Rechtstitel, besonderer - zur 

Erweiterung des Kreises 
der Polizeipflichtigen 429 

Rechtsvergleichung 107, 141 
Rechtsverhältnis 180ff. 
-, Sitz eines -ses 137 ff. 
Rechtsverordnungen 118ff. 
Rechtsweg, ordentlicher - im 

Stempelsteuerrecht 16, für 
Enteignungsentschädigung 
392f., für Geltendmachung 
der Amtshaftung 314ff., für 
Beamtenrechte 17, 368f., im 
Verwaltungsstrafrecht 393; 
s. a. Justizstaat 

-, Zulässigkeit des -s 39, 
44f., 52ff., 256 

Rechtszustand 181 f. 
Redakteur, verantwortlicher 

468 
Referendar 358 
Referendarprüfung,Zusammen­

treffen einer - mit einer 
Vorlesung 257f. 

Reformatio in peius 301 
Regal 385, 395, 495f. 
-, Ersitzung eines -s 210 
Regalien, alte 77f. 
Regiebetriebe 373, 485, 505 
Regierung 3f. 
-, parlamentarische s. Miß­

trauensvotum 
- (Verwaltungsbehörde ), anh. 

65, old.-lüb. u. old.-birk. 
64, pr. 61 

Regierungsassessor 278f. 
Regierungsblätter 129 
Regierungspräsident 61 
Regierungsreferendar, Ausbil-

dung des -s 278f. 
Regierungssachen 79 
Regreß s. Rückgriff 
Reich, private Gesetzsamm­

lungen für das 130f. 
Reichsabgabenordnung ,die -

als Kodifikation 92, 370, 
381, 526 

Reichsanstalt, Physikalisch-
Technische 214ff. 

- für Arbeitsvermittlung und 
Arbeitslosenversicherung 
521 

Reichsbahn, Enteignung für 
die 386, 389 

Reichsbahngesellschaft 147, 
169f., 509 

Reichsbank 169, 219f. 
Reichsbeamtengesetz 341, 350 
Reichsbehörden 56, 59f. 
Reichsbesoldungsgesetz s. Be-

soldungsgesetz 
Reichsbesteuerungsgesetz 

177f., 375, 379, 381, 383 
Reichsbetriebe, Zuschüsse der 

379 

S!cchverzeichnis. 

Reichsdienststrafordnung 342 
Reichsdisziplinarhof, -kammern 

s. Diszblinarhof, -kammern 
Reichseigeiltum 371 
Reichseigentumsgesetz 487 
Reichsfinaa.zhof 60, 90 
Reichsgesundheitsamt 438 
Reichsgesundheitsrat 438 
Reichshaul!haltsordnung 369, 

37lf. 
Reichshofrat 76f., 79f. 
Reichskammergericht 76ff. 
Reichskna:lpschaftsrecht 507, 

521 
Reichsmark 216f. 
Reichsminister s. Minister 
Reichsmin isterium der Finan-

zen 60 
Reichspatl:lltamt 90 
Reichspfennig 216f. 
Reichsrecbt und Landesrecht 

111 
Reichssiedelungsgesetz 387, 393 
Reichsstädtebund 73 
Reichsstäd.teordnung, Entwurf 

einer 68 
Reichsuhr 207 
Reichsven:insgesetz 133, 469ff. 
Reichsven icherungsamt 90, 

525f. 
Reichsver,icherungsanstalt für 

Angestellte 168f., 521 
Reichsver,icherungsordnung 

92, 50'1, 520, 526 
Reichsverwrgungsgericht 90, 

368 
Reichsverwrgungsgesetz 342, 

366113, 368 
Reichsverwaltung 56, 59f. 
Reichsverwaltungsgericht 76, 

90f., 172, 302 
Reichsver';veisung 138, 162, 

462f. 
Reichswasserschutz 406, 4099 

Reichswir1,schaftsgericht 13, 90, 
172 

Reichszusohüsse zur Sozialver-
sicherung 522 

Reüe, geiBtige 156f. 
Reklame .tuf Straßen 492f. 
Reklamespiel im Schaufenster 

428 
Rektor 15!1, 503; s. a. Prorektor 
Rekurs alE förmliche Beschwer­

de 284, in der Unfall­
versicberung 525 

Religionsunterricht 504 
Rennwetten 454 
Rentenbank-Kreditanstalt 169 
Rentenbankscheine 219 
Repressivpolizei 409 
RepubliksDhutzgesetz und Be-

amtenpflichten 357 
- und Presse 466 

543 

Republikschutzgesetz und 
Reichsverwaltungsgericht 90 

Requisition 312, 387 
Residenzpflicht 358 
Rettungsmedaille 160 
Revision an das Kammerge-

richt 337 
- im Verwaltungsstreitverfah­

ren 306f. 
- in der Kranken-, Invaliden­

und Angestelltenversiche­
rung 525 

Revolution 118 
Revolutionsprozesse 78 
Rheinland 56, 62, 67ff., 73 
Richter, Dienstbefehle an 360 
-, Versetzbarkeit des -s 353 
Richterspruch, rechtsetzender 

10, 125f. 
Richtung der Grundrechte 195 
Rinderpest 445 
Robinson 40, 112, 189 
Rodeln 417 
Rollschuhlaufen 425, 492 
Rosetten für Oberleitungs-

drähte 397 
Rotte 223 
ROUSSEAU 7 
Rückdatierung 25262 

Rückforderung 48, 230f., 234 
Rückgrüf gegen den Beamten 

bei Amtshaftung 333, 361 
Rückgruppierung 180 
Rücknahme einer Gewerbe­
. genehmigung 480; s. a. 

Widerruf 
Rückständigkeit des Rechts­

schutzes in Preußen 302f. 
Rückübertragung des enteigne­

ten Grundstücks 390 
Rückwirkung des Widerrufs 

277 
-, Gewolltsein der - von Ge­

setzen 134ff. 
-, Zulässigkeit der - von Ge­

setzen 133ff. 
Rückzahlung zuviel empfange­

nen Gehalts 234; s. a. Nicht­
schuld 

Rüge 363 
Rügen s. Neuvorpommern 
Ruhe s. Aufruhr, Lärm, Ord-

nung 
Ruhegehalt 367f.; s. a. Minister 
Ruhestand, einstweilige Ver­

setzung in den 353f. 
-, Versetzung in den 355f., 

durch die Kommunalauf­
sichtsbehörde 516 

Ruhrgebiet 72, 95 
Ruhrkohlenbezirk 72 
Ruine, Schutz einer 432 
Rundfunk 329, 485, 496f. 
Rußland 91 
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Sachaufsicht 511 26 

Sache, Endigungsgründe einer 
öffentlichen 49lf. 

-, Entstehung einer öffent­
lichen 490ff. 

-, Wesen der öffentlichen 
487f. 

Sachen 224 
-, öffentliche 483ff. 
Sachsen, Administrativjustiz in 

85f. 
-, Behördenordnung in 56, 

63, 74 
-, Haftung des Verursachers 

vor dem Eigentümer in 427 
-, Leichenablieferung in 152 
-,Oblastenbücher in 186 
-,Offentlichrechtlichkeit der 

Ersatzansprüche des Staa­
tes in 48, 333 

-, private Gesetzsammlungen 
für 131 

-, Regelung der Dinglichkeit 
im Baurecht von 186 

-, Schrüttum 96f., 102ff. 
-, Stellung des Baunachbarn 

in 192 
-, Tanztage in 209f. 
-, Ubernahme öffentlichrecht-

licher Pflichten im Baurecht 
von 116 

-, Unterwerfungsverfahren bei 
Ubertretung wegepolizei­
licher Vorschriften in 334f. 

-, Verfassung der Verwal­
tungsgerichte in 87ff. 
S. a. Gemeindeverfassung 

Sachverständiger 400 
Sachwidrigkeit 267f. 
- von Polizeiverfügungen 

430f. 
Sammlungen von Entscheidun­

gen 103f. 
- von Rechtsquellen 128ff. 

S. a. Kollekten 
Samtgemeinde 72 
Sanitätspolizei 432, 437ff. 
Sanssouci, Müller von 80 
Satz, oberster - aller Rechts-

ordnungen 112 
Satzung, gemeindliche - als 

Rechtsquelle für Natural­
leistungen 40lf. 

Satzungen, autonome 123f. 
Schächtverbot 453 
Schadensersatzanspruch des 

Staats aus Verwaltungs­
widrigkeiten 48, 332f. 
S. a. Entschädigung 

Schädlichkeit eines Polizei­
befehls 424 

-, Grenze der 416f. 
Schädlingsbekämpfung mit 

hochgiftigen Stoffen 442; s. 
a. Pflanzenschädlinge 

Schankgefäße 215 

Sachverzeichnis. 

Schankwirtschaft 451; s. a. 
Bedürfnisfrage 

Schatzung 373 
Schätzung, freie 29 
Schaufenster, Reklamespiel im 

428 
Schaum burg-Lippe, Behör-

denordnung in 56, 65, 75 
-, keine Verwaltungsgerichte 

in 88 
-, Schrifttum 97 

S. a. Gemeindeverfassung 
Schauspielunternehmer 455 
Schaustellungen 143, 459 
Scheidemünzen 217f. 
Schiedsspruch 248 
Schienenrecht der Straßenbahn 

493 
Schießmittel nach Sprengstoff-

gesetz 125 
Schießsport 461 
Schießübungen 17R, 31R, 398 
Schiffahrtspolizei 441 
Schikaneverbot für die Polizei 

417 
Schlachthäuser 485, 496 
Schlachtvieh 433f., 447f. 
Schlachtviehversicherung 447f. 
Schleswig-Holstein, Abliefe-

rung von Freiexemplaren in 
H3f. 

-, Gemeindeverfassung in 56, 
67ff., 71 

-, Ortspolizei in 61 
-, Wegebaupflicht Privater in 

188 
S. a. Hafen, Helgoland, 
Kaiser-Wilhelm -Kanal, 
Kirchspiellandgemeinden, 
Lauenburg, Nebenwege, 
Privatunterricht, Zwangs­
beforstung 

Schleusenwärter 311 24 

Schlichtungsausschüsse, Akte 
unzuständiger 266 

Schlittschuhlaufen 492 
Schluß vom Zweck aufs Mittel 

142 
Schlußklage 30583 

Schnakenplage s. Mückenplage 
Schneeschippen 13 
Schöffe 348 
Schönheit als Gegenstand poli-

zeilicher Obhut 456f. 
Schönheitsbegriffe 31, 457 
Schonzeiten 447 
Schöpfertum in der Recht-

sprechung 10, 145f. 
Schornsteinfeger 478 
Schornsteinfegertaxen 482 
Schreibfehler 272f. 
Schrifttum 93ff. 
SCHÜCKING, Fall LOTHAR 95 
Schulaufsätze, gewerbsmäßige 

Herstellung von -n 420 
Schulaufsicht 500, 504 

Schuld beim Verursachen einer 
Polizeiwidrigkeit 427; s. a. 
Verschulden 

Schule und Kirche 487, 503f. 
-, weltliche 504 
Schulen, höhere 486, 500, 502 
-, öffentliche 498ff. 
Schüler, Zwangszuführung des 

-s 498; s. a. Züchtigung 
Schulgeld 375, 37636, 38062, 501 
Schulgesetze 486, 49!) 
Schullasten 501 
Schulpflicht 486, 498, 501 
Schulrecht 486, 498ff. 
Schultheiß 63 
Schulversäumnisse 501 
Schulverwaltung, äußere 500, 

innere 500 
Schulzucht 486, 497, 50lf. 
Schulzwang 496 
Schund, Bezeichnung einer 

Schrift als II 0 
- und Schmutz 435, 466 
Schußwaffen 435, 460f. 
Schutz des einzelnen vor sich 

selbst 419 
- des Ohres 127, 207, 398, 

407, 418f., 422 
- des Strafrichters 87, 239, 

282, 365 
- gegen rechtswidrigen Ver­

waltungszwang 33lf. 
- gegen Ubergriffe der Ver­

waltung 278ff. 
-, Gesetz zum -e der persön­

lichen Freiheit § 6 (Wort­
laut) 327 
S. a. Rechtsschutz 

Schutzaufsicht 505 
Schutzhaft 320, 327 
Schutzpolizei 409 
Schutz waldungen 445 
Schutzzoll 372, 380 
Schwäche des Eigentums 398 
Schweigen, behördliches 245f. 
Schweiz, Gleichheit vor dem 

Gesetze in der 155 
-, Trennung der Gewalten in 

der 7f. 
-, Verwaltungsgerichtsbarkeit 

in der 76, 105 
-, Verwaltungsrechtswissen­

schaft in der 105 
S. a. Elektrizitätsrecht 

Schwerbeschädigte 517, 523 
-, Beschäftigung von -n als 

öffentliche Last 401 
Seefahrtzulage 222 
Seemannsamt 406 
Seemeile 215 
Seetiefe 215 
Selbstbeschränkung der Polizei 

429 
Selbsthilfe des einzelnen 281ff. 
Selbsthilferecht des Landes­

herrn 78 



Selbstmörder 330, 419 
Selbstversicherung 522 
Selbstverwaltung 56, 58f.,66ff., 

506, 511ff. 
- als Mitwirkungsrecht 195 
- im rechtlichen Sinne 59 
- im tatsächlich -politischen 

Sinne 58 
-, wirtschaftliche 147, 170ff. 
Selbstverwaltungsangelegen-

heiten 59, 511ff. 
Selterswasserhäuschen 226 
Senat der Universität 503 
service puhlic 508 
Seuchen, Bekämpfung der 432, 

437ff. 
Sexta, Recht auf Aufnahme in 

die 303 
Sicherheitspolizei 410 
Sichtvermerk 461 f. 
Siedelung, Enteignung für -en 

387,393 f. ; s. a. Ansiedelung­
Siedlungs verband Ruhrkohlen-

bezirk 72, \15 
Siegelung 32\1 
Silbermünzen 217 
Simultanschule 487, 504 
Singspiele 45\1 
Sitten, gute 30, III 
Sittenpolizei 434, 450ff. 
Sitz des Rechtsverhältnisses 

137ff. 
Sitzungsprotokoll 238 
Skala der Polizeiwidrigkeiten 

417ff. 
S. a. Temperaturskala 

Soldaten, Haftung für 310; 
s. a.Militär, Schieß übungen 

Sollenspflichten 182 
Sommerwirtschaft 208 
Sommerzeit 207 
Sonderpolizeigewalten, Zu-

ständigkeit der 417 f. 
Sonntag 208ff. 
Sonntagsruhe 209, 47\1 
- und subj. l~echt 191 
Souveränität 7\1f. 
Sozialisierung 387, 395 
Sozialisierungsgesetze 436, 

4~2, 505 
Sozialversicherung 43, 506f., 

520ff. 
Spanien, Verwaltungsrcchts-

wissenschaft in 107 
Spanndienste 402, 404 
Sparkassen 485, 496 
Speisewagen 226 
Spektabilität 159 
Sperrung der Wasserleitung 375 
- eines Weges 491 
Spezialmarkt 481 
Spielbank 453 
Spielplatz, Lärm von einem 398 
Spielplätze, Anlegung von -n 

437 
Spiritus 451 

Sachverzeichnis. 

Spiritusmonopol 385uD 
Sporteln 374 
Spreng~toffabrik 273f., 417 
Sprcng~toffe 432, 440, 460 
SprengHtoffgesetz, Schieß mittel 

nach dem 125 
Staat als Untertan 177ff. 
-, Pfli'Jhten des -s 183 
-, Zwangsvollstreckung gegen 

den 23, 183 
S. a. Fiskus 

Staaten sukzession 200 
Staatsakt 236ff.; s. a. Ver­

waltungsakt 
-, SchJifttum zum fehlerhaf­

ten :~36f. 
Staatsakte, fehlerhafte 252ff. 
-, rechl;sgeschäftliche 249f. 

S. a. Verwaltungsakt(e) 
Staatsangehörigkeit, Versit-

zung der 13886 ; s. a. Staats­
verband 

Staatsangehörigkeitsgesetz, 
verschiedene Auslegung des 
-es 138 

Staatsanwalt im bayerischen 
Verwaltungsstreitverfahren 
296 

- im Di'3nststrafverfahren 363 
Staatsaufsicht s. Aufsicht, 

Börse, Kommunal-, Schul-, 
Wohnungsaufsicht 

StaatsbeLmte, mittelbare 173, 
344, ~:47f. 

Staatsdienst 340ff. 
-, beruf8mäßiger 349ff. 
-, kein gecht auf übernahme 

in deli 196 
Staatsgewalt, Widerstand ge-

gen die 240, 283f. 
-, Würdo der 331 
Staatshaft.ung s. Amtshaftung 
Staatshandbücher 56 
StaatsnotJ'echt 78f. 
Staatsnotwehr 321, 33021 

Staatspoli ~ei 410 
StaatsprüJung, Verzicht auf 

Ergebnis der juristischen 
205 

Staatsrecht, Abgrenzung des 
-s vom Verwaltungsrecht 
4lf. 

Staatsunrecht 234 
Staatsverblnd, Aufnahme in 

den 27, 35, Entlassung aus 
dem 2~'; s. a. Zweiseitige 
Verwahungsaktc 

Stadt und Land 68, 473 
Stadt- und Landamt 66 
Stadtausschuß 62 
Städtebau i33, 443, 457 
Städteordn1mgen 57, 67f. 
Städtetage 73 
Stadthausierer 47\1 
Stadtkreis. pr. 62, thür. 64 
Stadtrat, bay. 62 

Jelllnek, Verwalt,tmgsr",·ht. 2, Anfl. 
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Stadtratsverfassung _70 
Stadtschultheiß 63 
Stadtverordnete 68; s. a. Op-

meindevertretung 
Standesbeamter 14Sf. 
-, falscher 262 
- und Gerichtsvollzieher 178 
Starkstromleitungen 388 
Stationen, fiskalische 21i 
Status 181 
Statuten pr. Rechts 124; s. a. 

Satzungen 
STEIN,FREIHERR vOM59,473f., 

5ll 
STEIN, LORENZ VON 94 
Steinsetzer 213 
Steinkohle 38589, :1!)948 

Stellenvermittlung 47S; R. a. 
Arbeitsnachweis 

Stellvertretung bei Erfüllung 
öffentlicher Pflichten 184, 
Lasten 402 

- bei subj. öff. Rechten 203 
- im Amte 184, 280; s. a. 

Weiterübertragung 
Stempelsteuern, Rechtsweg für 

16 
Sterbegeld 523 
Sterberegister l4·9f. 
Sternwarte in Bergedorf 207 
Steuer, Wesen der 379f. 
Steuerbefreiungsverträge 25, 

243f. 
Steuerberechtigter 382 
Steuerfreiheit 318f. 
Steuergesetze der Länder 382, 

des Reichs 370, 38lf. 
Steuerhehlerei 337f. 
Steuerhinterziehung 337f. 
Steuerkörperschaft 382 
Steuern 379ff. 
-, direkte 380, indirekte 380 
Steuerpächter 508 
Steuerpflichtiger 382f. 
Steuerrecht 42f., 370, 379ff. 
- und Rechtsstaat 84 
Steuerstrafrecht 321, 337ff. 
Steuerstrafverfahren 321, 

338f.; B. a. Strafbescheid 
-, Behandlung der Vorfragcn 

im 5lf. 
Steuersubjekt 382 
Steuertatbestand 383 
Steuerumgehung HO 
Steuervereinbarungen 25,243 f. 
Steuerwertzeichen 384 
Stiftungen 147, 163f.. W6 
- des öff. Rechts l6i:l 
-, unselbständige 168 
Stiftungsänderung 167 
Stillegungen 399, 401 
Stillschweigende Verwaltungs> 

akte 260f. 
Störer, Haftung des -I' im 

Polizpirpcht 42(jff. 
35 



546 

Strafbarkeit der steuerlichen 
Ordnungswidrigkeit 232 

Strafbescheid, finanzrechtli­
cher 16, 321, 334, 336, 338 

Strafe, kriminelle 325 
S. a. Finanz-, Ordnungs-, 
Polizei-, Ungebühr-, Un­
gehorsams-, Zwangsstrafe 

Strafen als Mittel der Kommu­
nalaufsicht 515f. 

Strafenhäufung 338; s. a. Häuf­
barkeit 

Strafrecht im Rechtssystem 42 
Strafrichter, Schutz des -s 

87, 239, 282, 365 
Strafurteil und Dienststrafver­

fahren 18f., 363 
Strafverfügung, polizeiliche 

321, 334, 336f. 
Strafversetzung 352, 362 
Strafzweck 38 
Strand 484, 488, 490 
Strandkorb 4!l3 
Strandpolizei 460 
Strandung 186 22, 40J 
Straße, Beschädigung d. 48, 333 
Straßen- s. a. Wege-
Straßenanlieger , Entschädi-

gung der 387, 3!l!!, 484, 
491 f.; s. a. Straßenkosten­
beiträge 

Straßenbahn, Recht der -en 
506, 510 

Straßenbahnkontrolleur 344 
Straßenbahnlinien, Verleihung 

von 484, 493 
Straßenbahnwagen, Absprin­

gen vom 41!l 
Straßen benutzungsverträge 

484, 493 
Straßengewerbe 476f. 
-, Taxen im 482 
Straßenhandel 47!) 
Straßenkostenbeiträge der An-

lieger 378 
-, Dinglichkeit der 180ff. 
Straßenlaterne, Umfahren einer 

48, 333 
Straßenlustbarkeit 45!) 
Straßennamen 213 
Straßenpolizei und Versamm-

lungsrecht 472; s. a. Stra­
ßenverkehr 

Straßenreinigung B. \V egereini­
gung 

Straßenreklame 4!)2f. 
Straßenverkehr 415, 432, 441, 

472 
Streik des Beamten 342, 357 
Streitgenossenschaft 290 f. 
Streitverkündung 300 
Studenten, Disziplinarverfah-

ren gegen 498 
Studentenreeht 486f., 50;{ 
Studienrat, w·meindliehcr ;340, 

;{48, 502 

Sachverzeichnis. 

Studienrat, Professortitel dC'B Textausgaben, vergleichendp 
-8 180 132 

Stufen der öffentliehen Rechte 
193ff. 

Subjekte des Verwaltungs­
rechts 146ff. 

Subjektive öffentliche Rechte 
179f., 190ff. 

- l~echte als typischer Gegen­
stand der Verwaltungs­
rechtspflege 2!l4 f. 
S. a. Recht(e) 

Submissionsverfahren 334f. 
Subsumtion der Wirklichkeit 

228 

Theaterkaution 48, 455 
Theaterplatz, Beanspruchung 

pincs -es durch dic Polizpi 
423 

Theaterpolizei 434, 455 
Theaterverbotc 128 
Thüringen, ärztliche Überml-

chung der .Jugend in 4:37 
-, ßehördenordnung in 5(j, 1;4. 

74 
-, Polizeibegriff der LVO. 40!J 
-, Polizeiverfügung naeh tiPI" 

LVO. 411 Süddeutschland, Polizeiverord­
nungsrecht in 120, 122; s. a. -, private Gesetzsammlung für 
Polizeistrafgesetzbücher 131 

Suspension 354 -, Rechtsschutz gegen unw-
Süßstoff 448 lässige Dienstbefehle in364f. 
Süßstoff monopol 380 -, Regelung des Widerrufs in 
System des Buches 107f. der LVO. 274ff. 

Tabaksteuerzeichenschuld 384 
Tagegelder 366 
Tagesanbruch 30 
Tageszeiten 207f. 
Tanzlehrer 415 
Tanzvergnügungen 209f. 
Tarifhoheit 510 
Tarifvertrag, Allgemeinver-

bindlichkeitserklärung eines 
-s 125 

-, Verbindlichkeitserklärung 
eines -s 4316 

Tatbestandswirkung lG, 18 
Tatfrage 28 
- im Verwaltungsstreitverfah­

ren 305f. 
Tatsachen mit Hcchtssatzwir­

kung 126 
- mit ursprünglicher Itpehts­

satzwirkung 117f. 
-, rechtserheblichc 206ff. 
-, Widerspruch einer Polizei-

verfügung mit den 430f. 
Taubstumme, Fürsorge für 518 
Taxen, gewerbliche 482 
Techniker in der Verwaltung 

21, 278 
Teich, Auskrautung eines --es 

424 
Teilgrundstück, Enteignung 

cines -s 390 
Tcilrente 523 
Teilunwirksamkeit 255f. 
Telcgraphendrähtc 397, 427 
Telegraphenrecht 485 
Telegraphenregal 496, 508 
Telegraphenwegegcsctz 388, 

397, 427 
Teleologie bei Gesctzcsanwen-

dung 141 
Telephon s. Fernsprech­
Temperaturskala 216 
Teppichklopfen 12G; s. a. Lärm 

-, Regelung des Zwangs ohm' 
förmlichen Verwaltungsakt 
in der L VO. 331 

-, Schrifttum !l7, 102ff. 
-, Stellung des Ballnachbarn 

in 192 
-, SchIllrecht in 500f. 
-, Unüberprüflntrkeit der 

Wählerliste in 2:39 
-, Verfassung dcr Vcrwal­

tllngsgerichte in 88ff. 
-, Verjährung der Dienst­

strafen in 3G2 
S. a. Gemeindeverfassung, 
Landesverwaltllngsordnung 

Tierärztekammer 174 
Tiere, Entschädigung für ge­

fallene oder getötete 445 f. 
-, gefährliche 440 
'l'ierkadavC'r s. Kadavprl)('spiti-

gung 
Ticrkrankhpiten 433, 445f. 
Tierquälerei 45:1 
Tierzucht 446; s. a. Küronl-

nungen 
Tingel-Tangcl 45!l 
Titel 127, 147, 158f., 
- der Ehdra1l203f. 

36M. 

Titelverleihllng in Bayern 13!l 
Tod 148ff. 
Todesanzeige 150 
Torfwirtschaft 431; 
Totalisator 454 
Träger der öffpntlichen Für­

sorge 518 
- der Sozialversicherung 521 
- der HUhjPktivcn öffentlichen 

Rechte 1!l2f. 
Traumdeuter 476 
Trennung der Gewalten 1, Off. 
Treppenwitz 255 
Treu nnrl mau hell 30, 111, 

430 



Treu u. Glauben bei Ausübung 
der Widerrufsbefugnis 277 

Treulosigkeit im Beamtenrecht 
357 

Treupflicht 342, 344 
Trinkerfürsorge 21 
Tropenzulage 22247 

Trunkenbold 23 16 ; s. a. Wirts-
hausverbot 

Trunkener 327, 45lf. 
Trunksucht 434, 45lf. 
Tschecho-Slowakei, Verwal-

tungsrechtswissenschaft in 
der 105 

Tuberkulose 439 
Tumultschaden 245, 317 
Tun als Gegenstand des Ge­

bots 182f. 
Tyrann, örtlicher 12 

überanstrengung eines Beam­
ten 312 

übergabe des Hilfsbedürftigen 
519f. 

übergang kraft Gesetzes 203f. 
Übergangsvorschriften 133ff. 
übergriffe, Schutz gegen 

der Verwaltung 278ff. 
übermaß 422ff. 
-, Grenze des --es 416ff. 
übernachtungsgelder 366 
übernahme des Hilfsbedürfti-

gen 519f. 
-, kein Recht auf - in den 

Staatsdienst 196 
überprüfbarkcit, grundsätz­

liche - gewisser Verwal­
tungsakte 238 

übertragung eines Amts 352 
-, kein Recht auf - eines 

Amts 196 
-, rechtsgeschäftliehe - subj. 

öff. Rechte 202f. 
überwachung gewisser mensch­

licher Betätigungsformen 
460ff. 

überweisung, bargeldlose 219 
überzeugung, richterliche 29 
übungsfälle 102 
Uferwege, Freigabe der 396, 

433, 445 
Uhr, falsch gehende 2 
Uhrzeit 207 
Umfang, zu geringer - des 

Polizeibefehls 415 
Umgehung des Gesetzes 109f., 

143 
Umherziehen, Gewerbebetrieb 

im 480f. 
Umkehrsehluß 141 
Umkehrung eines öffentlichr. 

Rechtsverhältnisses 48 
Umlegung von Grundstücken 

387, 394, 398 

Sachverzeichnis. 

Umschreibung, genaue - der 
Errr.ächtigungcn als rechts­
staatliehe Forderung 84 

UmzugHkosten 366 
Unabhängigkeit der Gerichtc 

im Polizeistaat 82 
- der Verwaltungsgerichte 

88ff., 295 
-, gegenseitige - von Justiz 

und Verwaltung 14ff. 
Unanfcchtbarkeit als Rechts­

kraU 297 
Unaufh( bbarkeit, gegenseiti­

ge -- der Justiz- und Ver­
walt1lngsakte 15f. 

Unbestimmtheit und freies Er­
messen 30 

- als Ullgültigkeitsgrund eines 
Poliz.Jibefehls 412 f. 

Unerlauhte Handlungen des 
einzelnen 232, des Staats 
234; s. a. Amtshaftung 

-, der Staat als Werkzeug -r 
Handlungen 319f. 

Unfähigkeit zur Bekleidung 
eines Amtes 158 

Unfälle 1 ei Bauten 443 
Unfallfürsorge für Beamte 366 
Unfallpolizei 432, 439ff. 
Unfallversicherung 175, 520ff. 
-, Vorfrhgen der 5lf. 
Unfug, grober 30 
Ungebühlstrafe 321, 330f. 
Ungeeignetheit 33, 424 
Ungehorsam des Beamten ge-

gen unzulässige Dienstbe­
fehle ::40, 283, 359f., 364f. 

- gegen rechtswidrige Polizei­
verfüg mgen 282, gegen un­
gültige Polizeiverordnungen 
282 

Ungehorsa.msstrafe 320; s. a. 
Zwangllstrafe 

Ungeziefer 432, 439 
Ungültigkeit von Verwaltungs­

akten 236f., 252ff.; s.a. Ver­
waltun.~sakte 

Uniform ('.es Beamten 365 
Universitäl;, Disziplinarrecht 

der 49?f. 
Universitä1;sgebäude, Enteig­

nung von -n 178 f. 
Universitä1.slehrer, Dienst-

befehle an 360 
Universitä1sprofessor, Unver-

setzbarkeit des -s 353 
Universitätsrecht 486f., 502f. 
Universitätssatzungen 124 
Unmöglichkeit als Nichtzu-

mutbarkeit 127 
- des Inhalts eines Ver wal-

tungsak \es 265 
Unsachlichl:eit 36f., 155 
Untätigkeit der Behörde 245f. 
Unterlassung 182 
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Unterlassung, Rechte auf 197f. 
Unterlassungsansprüche des 

Beamten 198f., 365 
Unternehmen, öffentliches -

als Voraussetzung der Ent­
eignung 390 

Unternehmer hei Enteignungen 
389 

-, beliehener 507ff. 
Unternehmung, gemischtwirt-

schaftliche 505, 508 
-, verliehene 507ff. 
Unterricht 498ff. 
- im Verwaltungsrecht 93. 

100f. 
Untersagung eines Gewerbe-

betriebes 477, 480 
Unterschrift 254, 260 
Unterstützungswohnsitz 210 
Untersuchungshaft, unschuldig 

erlittene 308, 317 
Unt.ersuchungsmaxime s. Amts­

betrieb 
Unterwerfung, freiwillige 115f.; 

s. a. Pflichtübernahme, Ver­
pflichtungserklärung, Ver­
waltungsakt auf Unterwer­
fung 

Unterwerfungs verfahren 334f. 
Unüberprüfbarkpit, grundsätz­

liche - von Verwaltungs­
akten 238 

Unverbotenes, Aufzählung des 
-n statt eines Verbots 414, 
425 

Unverletzlichkeit der Wohnung 
327f. 

Unverständlichkeit 260 
Unvollständigkeit 260 
Unvollziehbarkeit 253 
Unvordenklichkeit 211 
Unwirksamkeit als Widerrufs-

grund 2n 
-, Fälle der 258ff., Wesen der 

253f. 
- von Verwaltungsakten 17, 

253f., 258ff. 
-, Verhältnis der - zur An­

fechtbarkeit und Widerruf­
lichkeit 253f., 273 

-, wahlweise eintretende 257f. 
S. a. Teilunwirksamkeit 

Unzulänglichkeit 424 
Unzuständigkeit, örtliche 267, 

414f., sachliche 266, 417f. 
-, sachliche - als Widerrufs­

grund 273 
Urlaub l!)9, 365; s. a. Zwangs­

beurlaubung 
-, Akte des in - befindlichen 

Beamten 263 
Urproduktion 475 
Ursprüngliche Öffentlichrecht­

lichkeit 47 
35* 
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Ursprüngliche Verwaltungs-
rechtspflege 304f. 

Ursprungsschein 447 
Ursprungszeugnis 3, 446 
Urteil im Verwaltungsstreit-

verfahren 297 ff. 
S. a. Rechtskraft 

Urteilsarten im Verwaltungs. 
streitverfahren 289ff., 307 

Variete 459 
Veranlagungssteuern 383 
Veranlasser einer Polizeiwidrig-

keit 427 f. 
Verband der pr. Provinzen 73 
Verba ndslasten 403 
Verbindlichkeitserklärung eines 

Schiedsspruchs 248, eines 
Tarifvertrags 43 16 ; s. a. 
Allgemeinverbindlichkeits­
erklärung 

Verbot 182f., 247 
- als Hauptmittel der Polizei-

gewalt 407 
- mit Erlaubnisvorbehalt 251 
Verbraucherkammer 173 
Verbrauchssteuern 38lf., 383f. 
Ver breit ung von Druckschriften 

466 -
Verdingungsordnung 371 5 

Verein 470 
Vereinbftrung, öffentlichrecht­

liche 236, 243 f. 
-, rechtsetzendc 124ff. 
- verwaltungsgerichtlicher 

Zuständigkeit 303 
Vereinbarungen im Enteig-

nungsverfahren 393 
Vereinigungsfreiheit 469 
Vereinsfreiheit 471 
Vereinsgesetz s. Reichsvereins-

gesetz 
Vereins polizei 435f., 469ff. 
Verfahren, verwaltungsgericht­

liches 300ff. 
Verfahrensmängcl 261H. 
Verfahrensvorschriften als 

RechtsschlItzeinrichtung 
279f. 

- für Polizcibcfehle 412f. 
Verfallscrklärllng keine Ent-

eignung 399 
Verfassungs staat 83 
Verfassungstag 209 
-, Flaggen am 21, 512 
Verfolgungspflicht s. Legali-

tätsprinzip 
Verfügung, verschleierte - in 

Verordnungsform 416 
-, wiederholte polizeiliche 

272 168, 299 
S. a. Polizeiverfügung, Ver­
waltungsakt( e) 

Vergesellschaftung 387, 395 
Vergesellschaftungsgesetze 436, 

482, 505 

SachverzeichniH. 

Vergnügungen 454f. 
Vergnügungssteuer 382 
Verhaftung 320f., 327 
Verhalten, ablehnendes - der 

Behörde 245f. 
-, achtungswürdiges - des 

Beamten 30, 357f. 
Verhältniswahl 66, 224 
Verhandlungsmaxime im V cr­

waltungsstreitverfahrcn 
288, 301 

Versetzung, einstweilige - in 
den Ruhestand 353 f. 
in den l~uhestand 355f., 
durch die Kommunalauf­
sichtshehörde 5lü 

- in ein anderes Amt 352f. 
Versicherungsamt 525 
Versicherungskarte 522 
Versicherungspflicht 521 f. 
Versicherungsunü'rnehmungen 

436,475; s. a. Landesgrenze 
Versicherungszwang 496, 52lf. 

Verhinderung strafbarer Hand- Versitzung der t-Itaatsangehö-
lungen 330, 41223 rigkcit 13SB5 

Verhütungsabgabe 372, 380 VerROrgung s. Hinterbliebenen-
Verjährung 206 versorgung, Ruhegdutlt 

der Gebührenschuld 37Uf. Versorgungsflllwärter 341, 351 
- der Widerrufsbefugnis 277 Versorgungsl)('tri<'be 373, 4SI), 
- im Dienststrafrecht 362 4!15 
-, rechts begründende 210 Versorgungsgeriehto 90, 368 
Verjährungsfristen 212 Versorgungsgese1ze 341, 3(j8 11 !1 

Verkehrsfibel 21 Vcrsteillung 213 
Verkehrspolizei 440f. V l'rstreiehenlassen von Fristen 
Verkündungsklausel, Über- 21)4; s. a. I{echtsmittel 

prüfbarkeit der 413 Vertrag, öffentliehrechtlieher 
Verleger, Benennung des -s 236, 243f.; s. a. Steuer-

nach Preßrecht 468; s. a. vereinbarungen 
Freiexemplare Verträge der Post 374 

Verlegung einer Apotheke 450 Vertragsbeamter :HO 
- eines Weges 491 Vertrauensvotum der l-ltadt-
Verleihung des Enteignungs- verordneten 23 13 ; s. a. Miß-

rechts 392 trauensvotuIll 
- von Nutzungsrechten 493 Vertreter des öffentlichen Iu-

S. a. Machtverleihung kresses 2!)(1 
Verlustgründe für eine Ge- Vertretung bei Polizeipfliehteu 

werbebefugnis 479f. 407 
Vermessuugsarbeiten 213 - <kr Gemeinden (in 
Verordnung, besonders ermäch- Verunstaltungsgesctzc 434,457 

tigte 119 Verursacher, Haftung des---s 
-, Gesetz und 109 einer Polizeiwidrigkeit 427 
- mit Gesetzeskraft ll5 Verurü·ilung, Entschädiguug 
-, verschleierte - in Verfü- für unschuldige 308, 3Hi 

gungsform 416 Verwahrung einer Person 320, 
Verordnungen aus der Zeit des 327 

absoluten Staates 113 Verwa hrungs\"prhiiltllisse, 
-, königliche 114 öffentlichn·ch1.liehe 110 
Verordnungsblätter 129f. Verwaltung I ff. 
Verpflichtungserklärung des -, fLuswiirtigc 4 

einzelnen 233; s. a. Pflicht- -, Beziehungen zwischen ,f u-
übernahme, Unterwerfung, stiz \lnd 14ff. 
Verwaltungsakt auf Unter- -, bürokratische 1)8 
werfung -, einköpfige ii7 

Verpflichtungssehein. A lIshiin- -, fiskalisehe 23 If. 
digung des -s 351 -, freie 2(jff. 

Versagung 246 -, Freiheit lI11d (:elllllldonheit 
Versammlung 470 in der 3S 
Versammlungsfreiheit 471 -, g<'bundenp ;W ff. 
Versammlungspolizei 435 f., -. gl'sellsehaH liehe 20 f. 

4(j9ff. -, Gesdzlllälligkeit dpr U, 8:1 f.. 
Versäumnisurteil 301 f. 115 
Verschiedenheit der Auslegung -. holH'itlielw 20 ff. 

eines Reichsgesetzes in den - im g<·gcn~tiindli('henl-linne4f. 
Ländern 138f. - im organiH:ltorischell Sinne 

Verschulden im Verwa.ltllngs-. 13 
strafreeht 335, im Polizci-I-' kollegiale m f. 
recht 427 ---, mehrköpfige 57 f. 



Verwaltung, nicht-hoheitliche 
20ff. 

-, soziale 20f. 
-, Vorherrschen der gebunde-

nen - als Forderung des 
Rechtsstaats 85 

Verwaltungsakademien 486, 
503 

Verwaltungsakt 235ff. 
- als Merkmal der jur. Per­

son d. öff. R. 165f. 
- auf Unterwerfung ll5f., 

240 
-, Begriff des -s 237f. 
-, der - als Scheider des öf-

fentlichen Rechts vom pri­
vaten 46 

-, Unempfindlichkeit des -s 
gegen eigene Fehlerhaftig­
keiten 20 

Verwaltungsakte, ändernde 
245ff. 

-, Anfechtbarkeitvon-n253, 
269 

-, aufhebende 248f. 
-, Aufhebung von -n 248f., 

285f., 307 
-, begünstigende 244 
-, belastende 244 
-, bindende Auslegung von 

-n 250f. 
-, einseitige 240 
-, Einteilung der 238ff. 
-, feststellende 245, 250f. 
-, förmliche - im Rechts-

staat 85 
-, gestaltende 246ff. 
-, gültige 20, 236f., 252ff., 

259 
-, konstitutive 248 
-, mit Drohung erzwungene 

268f. 
- mit unmöglichem Inhalt 

265 
-, rechtsgeschäftliche 249f. 
-, stillschweigende 260f. 
- tatsächlicher Art 249 
-, ungültige 236f., 252ff. 
-, unwirksame 258ff. 
-, Widerruf von -n 237, 

248f., 253, 269ff. 
-, zusammengesetzte 25lf. 
-, zweiseitige 236, 240ff., 262, 

271. 352, 355 
S. a. Heilbarkeit, Staats­
akt(e), Teilunwirksamkeit 

Verwaltungsbeamte, Vorbil-
dung der -n 278 

Verwaltungsberichte 95 
Verwaltungsbeschwerde 281 
Verwaltungs bezirk, Bedeutung 

der Grenzen des -s 138, 
262f., 415 

Sachverzeichnis. 

Verwal \ungsdienst, Befähigung 
zulI' 278f. 

Verwabungsfähigkeit 157 
Verwahungsgebühr 374, 376 
VerwaI1;ungsgebührenordnun-

gen 2f., 369, 374f., 377 
VerwaI1,ungsgerichte, Rechts­

scht tz durch 286ff. 
-, Una bhängigkeit der 88ff., 

295 
-, VerJassung der 89f. 
Verwalt ungsgerichts barkeit 

288Jf. 
-, Einiührung der 87ff. 
Verwaltungsgerichtshöfe 87ff. 
Verwaltungslehre 93ff. 
Verwaltungsorganisation, Zu-

gehörigkeit der - zum 
Staatsrecht 41; s. a. Be­
hördenordnung 

Verwaltungspolitik 93ff. 
Verwaltllngspolizei 410 
Verwaltllngsrecht 39ff. 
-, die Gegenstände im 224ff. 
-, Geschichte des -s 75ff. 
-, internationales 107 
-, Quellen des -s 101lff. 
-, Subjekte des -s 146ff. 
-, Unterricht im 9:3, 100f. 
Verwaltungsrechtspflege 288ff. 
-, beschränkte 305ff., ein-

seitig'e 304, nachträgliche 
304f., ursprüngliche 304f., 
volle 305ff. 

Verwaltungsrechtsräte 296 
Verwalttlngsrechtssätze, räum­

liche Herrschaft der 136ff. 
-, zeitlillhe Herrschaft der 

132ff ' 
Verwaltu ngsrechtswissenschaft 

93ff., 95ff. 
Verwaltungsreform 95 
Verwaltungsstrafrecht 321, 

333ff, 
Verwaltungsstreitverfahren 

288ff. 
Verwaltungsvermögen 487 
Verwaltu ngsverordnungen 118, 

256 
Verwaltu agswidrigkeiten, 

Schadensersatzanspruch des 
Staat. aus 48, 332f. 

Verwaltungswissenschaft 93ff. 
Verwaltungszwang 232, 320ff. 
- bei öffentlichen Lasten 

404f. 
- in de)' Kommunalaufsicht 

515f. 
-, Schut:\ gegen rechtswidri­

gen 3::lf. 
Verwaltullgszweige, die fünf 

klassis~hen 13f. 
Verwarnu ag, gebührenpflich­

tige 3:1588 ; s. a. Warnung 
Verweis 3132f. 
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Verwirkung, Widerruf kraft 
274178 

Verzeihung 277 
Verzicht 180f., 203ff., 480 
-, Begnadigung als 15 
VerzugszinsE n 145125 

Viehmarkt 414, 481 
Viehseuchen 433, 445f. 
Viehzucht 446; s. a. Kör-

ordnungen 
Vierundzwanzigstundenzäh-

lung 207 
Vivisektion 453 
Vogelschutz 435,444, 458 
Völkerrecht 4, 42, 125, 140; 

s. a. Verwaltungsrecht, in­
ternationales 

Volksbeauftragte, Rat der -n 
1l:J, 117f., 469 

Volkshochschulen 487 
Volksschulen 486, 499ff. 
Volljährigkeitserklärung 248 
Voll rente 52:J 
Vollstreckbarkeit als Rechts-

kraft 297 
Vollstreckung s. Zwangsvoll. 

streckung 
Vollstreckungs betrieb II 
Vollstreckungsgegenklage 332 
Vollstreckungstitel 321, 33lf. 
-, Enteignungserklärung als 

393 
Vollziehung 6f., 13 
Vollziehungsbeamter 322 
Vollzugspolizei 409 
Volt 215 
Vorausleistungen 378 
Vorbehalt des Gesetzes U5f.; 

s. a. Gesetzmäßigkeit der 
Verwaltung 

Vorbestrafte s. Bestrafte 
Vorbildung der Verwaltungs­

beamten 278 
Vorbringen, nachträgliches 

254f. 
Vorentscheidung bei Amtshaf­

tung 314ff. 
Vorentscheidungen, bindende 

- im Beamtenrecht 17, 369 
Vorfrage und Kompetenzkon­

flikt 55 
Vorfragen, öffentlichrechtliche 

und privatrcehtliche 50ff., 
319 

Vorgarten 311, 227 
- als Unterschlupf für Ge­

sindel 421 
Vorkaufsrecht, staatliches 399 
Vorname, Änderung des -ll 

15:J 
Vorrang des Gesetzes 109, 114 
Vorrecht des Staates, sich 

irren zu dürfen 20 
Vorschriften, ortspolizeiIiche 

120f. 
Vorschulen 499 
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Vorschuß im Gebührenrecht 
376 

Vorsitzender, Befugnis des 
überstimmten -n zur Be­
schwerde 285 

Vorteibausgleichung 386, 391 
Vorwand 36, 43lf. 
Vorzensur 435, 455, 465 
Vorzugslasten 403 

Wache, militärische 40 
Waffengebrauch 320 f., 328f. 
Waffenpolizei 435, 460f. 
Wahlamt 58 
Wahlanfechtung 294 
Wählerliste 235, 239 
Wahlklage 30583 

Wahlpflicht 345 
-, Bestrafung der Verletzung 

der 334 
Wahlvorstand 348 
\Vahlweise eintretende Un­

wirksamkeit 257 f. 
Wahrsager 436, 476 
Wahrscheinlichkeit und bloße 

Möglichkeit 420f. 
Wahrscheinlichkeitsmaßstab 

im Gebührenrecht 376 
Wahrung einer Frist 235, 

285 
Währung 216f. 
Währungsverfall 220ff. 
Waisen des Apothekers 450 
Waisengeld des Beamtcnkin-

des 368 
\Vaisenrente in der Sozial­

versicherung 524 
Waldeck, Behördenordnung in 

56 
-, Schrifttum 56 

S. a. Gemeindevcrfassung 
Waldgenossenschaften 176, 

445 
Waldschutzgerieht 445 
Wandergewerbeschein 480 
Wandern 464 
Wanderversicherte 525 
Wärmeeinheit 2Hi 
Warnung als Ordnungsstrafe 

362f. 
- als Verwaltungsakt 22f.. 

249 
-, behördliche 22f. 

S. a. Verwarnung 
Wartestand 353f. 
Wartestandsbeamte 341 
Wartezeit in der Invaliden-

und Angestelltenversiche­
rung 524 

Wassergenossenschaft 148, 175 
\Vasserlache, Ausdünstungen 

einer 28 
Wasserläufe, Eigentum an -n 

488f. 
Wasserleitung 21, 432, 438 

Sach verzeichnis. 

Wasserleitung, Sperrung der Widerruf, Geltendllluchung ues 
375, 497 -s 276f. 

Wasserpolizei 440 
Wasserreeht 483f., 488f. 
-, ausschließliche Berück-

sichtigung von Landes­
interessen im 139 f. 

\Vasserversorgungsanstul ten 
432, 438 

Wasserwerk 26, 37:3, 495 
Wege, öffentliche 483, 488ff.; 

s. a. Straße, Straßen­
Wegebaulast 188f., 484, 489 
-, Streitigkeiten über die 494 
Wegeeigentum 488f. 
Wegegesetze 48a, 488 
Wegeherr 489f. 
\Vegekreuzung, gefährliche 

428 
Wegepolizei 415, 432, 441, 472 
- und Festungstor 178 
Wegerecht 483, 488ff. 
- und Eisenbahn 484 
Wegereinigung 117, 402 
- als Gcmeindemonopol42af. 
-, freiwillige Übernahme der 

188 
-, polizei mäßige 489 

i -, Übernahme der 157 
-, verkehrsmäßige 48\1 
Wegereinigungsgesetz, pr. 

§ 6 (Wortlaut) 188 
Wege unterhaltung 484, 48!J 
-, Erstattung der Kosten für 

49 
-, freiwillige Übernahme der 

188f. 
Wegeunterhaltungspflicht, 

Streitigkeiten über die 4!J, 
494 

Wehrgesetz 341, 350 
\Vehrmachtversorgungsgesetz 

366113 

Weigerung 246 
Weingesetz 434, 448 
Weiterübertragung der Polizei-

gewalt 415; s. a. Stellver­
tretung im Amte 

\Veiterversicherung 522 
W eltanscha u ungssch ule 504 
\Verkzeug, öffentliche Gewalt 

als ~ unerlaubter HUJl(l­
lungen al!Jf. 

Wertbegriffe 30f. 
Werterwägungen bei CiesetzeH-

anwendung 141 
Westfalen 62, ti7ff., 73 
Wettbewerbs verbot 476 
Wetten 454 
Widerruf des Widerrufs 271 
- einer Gewerbegellehmi-

gung 480 
-, eingeschränkter 272ff., frei­

er 269f. 
--, Entschädigung für dCll -

einer Verfügung 317 

-, Rückwirkung des -s 277 
- von Verwaltungsakten 237, 

248f., 253, 269ff. 
- von Verwaltungmkten we­

gen Fehlerhaftigkeit 272ff. 
Widerruflichkeit von Verwal­

tungsakten 2(l9ff. 
Widerrufs beamte 356 
Widerrufsvorbehalt 251, 270f., 

425 
Widerspruch einer Polizei ver­

fügung mit don Tatsachen 
430f. 

-- eines Polizeibefehls mit 
einer höheren Norm 413 

Widerspruchsklage 332 
\Viderstaml gegen die Staats­

gewalt 240, 2S3f. 
Widmung zum öffentlichen 

Weg 260, 484, 4Dl 
Wiederholte Verfügungen 

272168, 29!) 
Wildschaden 12, 447 
Willensbildung in den Ge­

meinden 6Sff. 
Willenserklärungpn des einzel­

nen 232f. 
Willkür 155, 211, 4:lO 
\Virkung, aufschiebende - (kr 

Beschwerde 285 
Wirtschaftswege 484 
Wirtshausverhot 284f., 434, 

451f. 
Wissenschaft, Freiheit der 1 H5, 

3üU, 487, 503 
-, höheres Interesse der 45!J 
Wissenserklärllngen 233, 2:~5 
\Vitwe eines Apothekers 450 
- eines Gewerbetreibenill'll 

201, 450, 47!J 
Witwengeld der Beamkn-

witwe 368 
Witwenrente 524 
Witwerrente 524 
Wochenhilfe 523 
Wochenmarkt 413, 481 
\Vohlerworbenc Beallltenl'l'citte 

179f., 1!J8f., 222, 364 
\Vohlfahrtsamt 23 
Wohlfahrtspfkge 408, 4 I S, 

506 
Wohlfahrtspflcgq.(esctzc 517 
Wohnung, Unverletzlic·hkeit 

der 327f. 
Wohnllngsaufsicht 44:lf. 
\VohnungsI)('Rclllagnahnle, 

unwirksalnu !)[) 
WOllIlUUgHgpldZllschllfl a67 
\Vohnungsmangelgcsetz 4aa, 

444 
Wohnllngspolizei 43a, 442ff. 
Wörterbücher !J7f. 
Wrack 427 
Würdc der Htaatsgcwalt a31 



Württemberg als ältestes deut­
sches Land mit verwal­
tungsgerichtlicher General­
klausel 303 

-, authentischc Gesetzesaus­
legung durch den Vcrwal­
tungsgerichtshof in 294 

-, Baulastenbücher in 186 
-, Behördenordnung in 56, 63, 

74 
-, Beschränkung der Berück­

sichtigung tatsächlichen 
Vorbringens vor dem VGH. 
in 306 

-, der Geheime Rat in 86, 100 
-, Dienstordnung in 402 

-, Einzelgesetz gcgcn einc Ge-
meinde in 10 

-, Gesetzmäßigkeit der Ver­
waltung in 11515 

-, Ordnung der Verwaltungs­
gerichtsbarkeit in 87ff. 

-, Gemeinderatsverfassung in 
70 

-, private Gesetzsammlungen 
für 131 

-, Schrifttum 96f., 102ff. 
-, Stellung des Baunachbarn 

in 192 
S. a_ Gemeindeverfassung, 
Polizeistrafgesetz bücher 

Zabern 1137 , 321 
Zahl 222ff. 
Zahlmeister 222 
Zahlungsmittel 219f. 
Zahlwörter, unbestimmtc 30, 

223 
Zahnärztekammer 174 
Zeit 206ff. 
-, mitteleuropäische 207 
Zeitablauf, Erlöschen einer Ge-

werbegenehmigung durch 
479 

Zeitberechnung 144, 207 
Zeitbestimmung 206f. 
Zeitbestimmungen bei Erlaub-

niserteilungen 252 
Zeitliche Herrschaft der Ver­

waltungsrechtssätze 132ff. 
Zeitsehriften 103 
- zum Beamtenrecht 341,zum 

Finanz- und Steuerrecht 
371, zum Gemeinderecht 
57, zur Sozialversicherung 
507, zur Wohlfahrtspflege 
506 

Zeitunglesen der Beamten 281 
Zeitungskiosk 226, 493 
Zensur 435, 455, 465 
Zentralisation 57 
Zeugenladung eines Beamten 

257 
Zeugnispflicht gegenüber der 

Polizei 142, 399, 401 

Sachverzeichnis 

Zeugun~;svorgang 151 
Zigeuner 155, 435, 464f.; s. a. 

Horde 
Zinssätze, Sittenwidrigkeit von 

-n 30 
Zivil, Fiskus als Staat in 24f. 
Zivilvemorgung 341, 351 
Zollausschlüsse 383 
Zölle 3H, 383f. 
Zollkredit, eiserner 384 
Zonenenteignung 386, 390 
ZubehöI 206, 225ff. 
Zuchthäusler 158 
Züchtigung in Schulen 486, 

498, 50lf. 
Zuchtri<htung, Wahl der 29; 

s. a. Körordnungen 
Zulagen. Aufwertung der 222 
Zumutbukeit 127 
- eines Dienstbefehls 351) 
Zündhölzermonopol 386 
Zunftzwang 436, 473 
Zurück- s. a. Rück­
Zurücknahme eines Verwal-

tunguakts248f.; s. a. Wider­
ruf 

Zurückverweisung der Sache an 
die untere Behörde 285f. 

Zurückzahlung zuviel empfan­
genen Gehalts 234; s. a. 
Nich',schuld 

Zusage der Ernennung 35]; 
s. 8" Zusicherung 

Zusagen 244f. 
Zusammenrottung 30; s. a. 

Aufruhr 
Zusammenschluß 7317 

Zusamm~nstoß staatlicher Ver­
walh.ngen 178 

Zusamm~nwirken mehrerer 
Behörden 264 

ZuschüsEe der Betriebsgemein­
de 379, der Reichsbetriebe 
379 

- des H,eichs zur .Sozialver­
sicherung 522 

Zusicherung der Amtsübertra­
gung 196; s. a. Zusage 

Zuständf, als Tatbestände 227f. 
Zuständigkeit der Verwal­

tungsgerichte 302ff. 
-, örtlicne-der Polizei 406f., 

414f.; s. a. Unzuständig­
keit 

Zuständi.~keitsregelung im Po­
lizeirf cht 406 f., 414 f., 
417 f. ; s. a. Unzuständigkeit 

Zustellung der Klage 301 
Zustellungsfehler 260 
Zustimm mg als Mittel der 

Kommunalaufsicht 515 
Zwang ohne förmlichen Ver­

waltu o.gsakt 329 ff. 
-, unmittelbarer 32!J 

1)5] 

Zwang, unter - erlassener Ver­
waltungsakt 268f. 
S. a. Verwaltungszwang 

Zwangsabtretung s. Enteig­
nung 

Zwangsarbeit des Arbeits-
scheuen 401, 506, 518 

Zwangsbeforstung 445 
Zwangsbeurlaubung W8, 354 
Zwangseinschrei bung 506, 

515 
Zwangserziehung 505 
Zwangsetatisierung 506, 515 
Zwangsgenossenschaften 175 
Zwangsheilung 327 
Zwangshypothek 323 
Zwangsimpfung 327 
Zwangsinnung 170f. 
Zwangslizenz für Patente 394f. 
Zwangslotse 311 24 

Zwangsmieter, Räumungskla-
ge gegen den 55; s. a. Ob­
dachlosigkeit, Wohnungs. 
mangel 

Zwangsmitgliedschaft 165f., 
170ff. 

Zwangsrecht 473 
Zwangsstrafe 320, 324ff. 
- als Mittel der Kommunal­

aufsicht 516 
- im Beamtenrecht 361 
- und kriminelle Strafe im 

Notgesetz 45lf., im Per­
sonenstandsgesetz 150 

Zwangsversteigerung 323 
Zwangsverwaltung 323 
Zwangsvollstreckung 320ff. 
- aus dem verwaltungsge­

richtlichen Urteil 307 f. 
- gegen den Staat 23, 183 
- wegen Geldforderungen 

322f. 
Zweck, Schluß vom - aufs 

Mittel 142 
- und Mittel 34 
Zweckerwägungen bei Ge­

setzesanwendung 141 
Zweckmäßigkeit und Gerech­

tigkei t 27 f. 
- und Notwendigkeit 31, 32f, 

422 
Zweckverband 57, 72 
Zweikampf, hergebrachte Re­

geln des -s 125 
Zweikollegien-Verfassung der 

Gemeinden, echte und un­
echte 70 

Zweiseitige Verwaltungsakte 
236, 240ff., 262, 271, 352, 
355 

Zweiseitigkeit der Rechtssätze 
40 

Zwischenhandel, Verbot des 
-s 413 
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